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Vorwort. 


(Kir den Zeitungslefer und für jeden politifch und 
—9 wirtſchaftlich intereſſierten Gebildeten ſoll das 
„Politiſch-wirtſchaftliche Konverſationslexikon“ 
ein Hilfsmittel darſtellen und einen Erſatz für die großen 
Nachſchlagewerke, deren man ſich nicht ſo bequem und 
ſchnell bedienen kann. Dieſes Ziel verfolgte ſchon die 
erſte Auflage des „Politiſchen Konverſationslexikons“, 
das 1892 von Dr. H. Normann herausgegeben wurde, und 
dieſem Programm blieben auch die beiden Herausgeber 
treu, als der Verlag ſie um eine Neubearbeitung erſuchte. 
Dieſe Neubearbeitung iſt dann allerdings ſo vollſtändig 
vorgenommen worden, daß ein durchweg neues Buch ent— 
ſtanden iſt. Die Herausgeber wollten nicht bloß den 
vorhin erwähnten Zweck erfüllen, ſondern auch den 
Redaktionen kleinerer Blätter, die über Nachſchlage— 
werke und Regiſtraturen nicht verfügen, wenigſtens einiger— 
maßen einen Erſatz dafür bieten. 

Die Verbindung dieſer beiden Zwecke nötigte zu 
Kompromiſſen mit ihren Nachteilen. Noch ein anderer 
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Umſtand beeinträchtigte eine einheitliche, in ihren Teilen 
harmoniſche, ſyſtematiſche Darſtellung: alle Artikel mußten 
auf die „Erklärung“ zugeſpitzt werden, und das führte 
zu Verſchiebungen, ja zu Verzerrungen des Themas. Der 
vorgeſchriebene Umfang des Buches nötigte zu einer ge— 
wiſſen willkürlichen Begrenzung deſſen, was aufgenommen 
wurde; ausſchlaggebend war das praktiſche Bedürf— 
nis, dem das Buch dienen ſollte. Man wird z. B. bio— 
graphijche Daten über Staatsmänner, PBolitifer uſw. ver- 
miſſen; jie finden jich aber doch gelegentlich da, wo von 
den Leiltungen, den Taten bedeutender Männer die Rede 
it. Mit einer gewiſſen Kürze und Eile mußte das ein- 
gejchaltet werden, was im Frühjahr 1911 von Reichs: 
tag und Ginzellandtagen an Gejeßgebungsarbeit noch 
geleijtet wurde. Außer diejen neuejten Ergänzungen aber 
glauben die Herausgeber auch jonjt manches zujammen- 
getragen zu haben, was fich anderswo bisher nicht ge— 
ſammelt vorfindet. Wenn man von einer Gejamttendenz 
des Lexikons jprechen will, jo dürfte fie auf der liberalen 
MWeltanfchauung und einer fortjchrittlichen Wirtjchafts- 
auffaffung aufgebaut erjcheinen. 

Sachverjtändigen wird Klar fein, daß die Artikel 
natürlich nur zum Teil original fein können; von der 
benüßten Literatur gibt das nachfolgende Verzeichnis das 
Wejentlichite an. Manchen Beitrag verdanten die Heraus: 
geber der Liebenswürdigen Unterjtügung von Politikern 


m 
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verſchiedener Parteirichtungen, manche den Mitteilungen 
von Leitern der im Buch erwähnten Organijationen. 
Ihnen ſei an diejer Stelle nochmals herzlichit gedantt; 
Dank fei auch Herrn Dr. H. Schindler ausgejprochen 
für feine mühevolle und jorgjame Durchficht und Nach- 
£ontrolle. 

Wie bei allen derartigen Sammelwerfen wird es 
nicht an einzelnen Jrrtümern und Ungenauigkeiten fehlen. 
Wir richten beſonders an die Kollegen, die auf derartiges 
jtoßen, die Bitte, ung oder dem Verlag davon Mitteilung 
zu machen. 


Stuttgart, Anfang Juli 1911. 


Otto Groth H. ©. Bayer 
Redakteur. Redakteur. 


Benügte Literatur. 


Laband, Das Staatsrecht de3 Deutjchen Reichs. 

v. Stengel, Staatsrecht des Königreichs Preußen. 

Staudinger, Die Konjumgenojjenjchaft. 

Lintſchmann, Reichsfinanzreform. 

Diplomatijch-jtatiftifches Sahrbuch 1911. 

Kleefeld, Bürgerfunde des Hanja-Bundes. 

Handmwörterbuch der Staatswiljenjchaften, 2. und 3. Auflage. 

Wörterbuch der Volkswirtſchaft. 

Kirchenlerifon von Weser und Welte. 

Konverjationslerifa von Brodhaus, Herder und Meyer. 

Richters AB E-Bud. 

Gotheins Handbuch der Ugrarpolitit. 

Kommentare zum Scheckgeſetz von Dr. Buff, zum Geſetz über 
den BVerjicherungsvertrag von Dr. Bet, über die 
Sicherung von Bauforderungen, das Weingejet uſw. 
von Dr. Garei3, den unlauteren Wettbewerb von 
Dr. 9. Mayer u.a. m. 

Zeitungen und Zeitjehriften: Frankfurter Zeitung, Schwä- 
biſcher Merkur, Berliner Tageblatt, Die Hilfe, Handel 
und Gewerbe, u. a. m. 


Berichtigungen: 

©. 35, Zeile 19 von oben lies Ylurbereinigung jtatt Yeld- 
bereinigung. 

S. 159, Zeile 4 v. unten einzujchieben: Heldbereinigung, ſ. Flur- 
bereinigung. 

©. 162, Zeile 23 v. oben lies Caisse jtatt laisse. 

©. 269, Zeile 4 v. oben lies Wilhelms jtatt Wilhems, 

©. 350, Beile 9 v. oben ließ Repreſſivmaßregeln ftatt 
Regreſſivmaßregeln. 
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U. 


Abbau, die Verlegung einzelner Hofftätten aus dem Dorfe 
auf die ihren Beſitzern bei einer Gemeinheitsteilung oder Flur— 
bereinigung zugemiejenen Grundftücde Der U. (Ausbau) bat 
5 zur Auflöſung ganzer Dörfer in arrondierte Einzelhöfe 
geführt. 

Abberufung eines Geſandten, der nicht wieder erſetzt wird, 
bedeutet in der Regel den Abbruch der diplomatijchen 
Beziehungen und iſt damit das gewöhnliche Vorjpiel des 
Krieges. Sie erfolgt, wenn die Differenzen zwijchen zwei Staa- 
ten auf diplomatifchem Wege nicht mehr ausgeglichen werden. 
Häufig dient der Abbruch der diplomatischen Beziehungen als 
moralijcher Drud, die gegnerische Macht zum Nachgeben zu ver- 
anlafjen. Er gejchieht entweder in der Weiſe, daß der Gejandte 
jeine Päſſe zurücverlangt, oder daß fie ihm ohne ein jolches 
Verlangen zugejtellt werden. 

Abderifen, ein Ausdrucd, der von der altgriechiichen Stadt 
Abdera herrührt, deren Einwohner im Rufe befonderer Bejchränft- 
beit ftanden. Man verjteht unter U. Kleinjtädter, Schtlobürger ꝛc. 

Abdikation (Abdankung), der Verzicht eines Monarchen auf 
jeine Herrſchaft. Gin jolcher Verzicht iſt rechtsbeſtändig und un— 
et Zur Nachfolge iſt der nächjte Thronfolgeberechtigte 

erufen. 

Abgaben jind Vermögensleiltungen, die meiſt auf öffentlich- 
rechtlichem Grunde (Zölle, Steuern, Gebühren), aber auch auf 
privaten Nechtsverhältniffen (wie die Reallajten) beruhen. 

Abgeordnete (Deputierte), alle direkt oder indirekt durch 
Boltswahl berufene Mitglieder eines Parlaments (NeichstagS, 
Unterhaufes, Zweiten Kammer, Haujes der Abgeordneten, Re— 
präjentantenhaujes), im Gegenſatz zu den Mitgliedern einer 
gejeßgebenden Körperjchaft, die durch Geburt, durch ihr Amt, 
durch Ernennung oder dur Wahl einer Univerjität, einer 
Stadt 20. berufen werden. Die U. jind an Aufträge oder 
Initruftionen ihrer Wähler nicht gebunden und jind Diejen 
auch nicht für ihre Abjtimmungen rechtlich verantwortlich. Den 
U. steht daS Recht freier Meinungsäußerung im Parlament zır, 
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jte dürfen daher wegen ihrer Abjtimmung oder wegen der in 
Ausübung ihres Berufs getanen Äußerungen weder gerichtlich noch 
disziplinariisch außerhalb der Berjammlung zur Verantwortung 
gezogen werden, ſie dürfen ohne Zuftimmung des Parlaments 
während der Sigungsperiode nicht in Haft genommen werden, 
und eine verhängte Haft it auf Verlangen des Parlaments auf 
die Dauer der Situngsperiode aufzuheben. 

Abkommandierung. Bon U. im Parlament jpricht man, 
wenn eine Fraktion einen Teil ihrer Mitglieder abjichtlicd) von 
einer Abjtimmung fernhält. 

Abdlöfung, die Aufhebung einer mit Grund und Boden ver- 
bundenen Berechtigung oder Verpflichtung, wie Weidegerechtiame, 
Reallajten, Nealgewerberechte, gegen Entjchädigung (Abfindung) 
auf Grund der für die Ablöjung erlajjenen gejeglichen Bejtim- 
mungen (Ublöjungsgejege) Die U. it eine freiwillige da, 
wo fie nach einem zwijchen dem Beteiligten und VBerpflichteten 
abgejchlojjenen Bertrag, für den aber die AUblöjungsgejege Vor— 
Schriften treffen, vorgenommen wird, oder eine Zwangsablöjung, 
die erfolgt, wenn eine freiwillige nicht zuitande fommt. Die 
SZwangsablöjung tritt ein entweder auf Antrag des Berechtigten 
oder Berpflichteten (Brovofation) oder ohne einen jolchen 
Antrag von Amtswegen. 

Abdlöfungsbanken, j. Rentenbanken. 

Abolition ijt die Aufhebung und Niederſchlagung einer Unter: 
juchung vor einem rechtskräftigen Strafurteil. Sie unterjcheidet 
jih von der Begnadigung, Die bereits eine Verurteilung 
vorausjegt. Ein Gemijch beider iſt die Amneſtie (ſ. d.). Die U. 
it in Berfaffungen einzelner Bundesftaaten, jo Bayerns, aus- 
geichlojfen oder Doch eingejchräntt. Der Kailer als jolcher beſitzt 
fein Abolitionsrecht. Die zur Zuftändigkeit des Neichsgerichts 
gehörigen Straffälle find der U. entzogen, und auch bei den 
ſonſtigen Straffällen erliſcht das Abolitionsrecht, ſobald jie in 
der Reviſionsinſtanz beim Neichsgericht anhängig gemacht find. 

Abolitionismus, j. Ubolitionijtiiche Föderation, 

Abolitioniften hießen die Philanthropen (Menjchenfreunde) 
in Nordamerifa, die jich die Abſchaffung der Sklaverei zum Ziele 
jeßten; die Bewegung erloſch, nachdem durch die Emanzipations- 
alte vom 1. Januar 1863 die Sklaverei aufgehoben worden war. 

Abolitioniftifhe Föderation, Internationale Sie wurde 
im %. 1870 in England von Mrs. Joſeph. Butler gegründet zum 
‘Protejt gegen die Neglementierung der Proftitution, die in den 
vorhergehenden Jahren in England eingeführt worden war. Der 
Kampf wurde von Mes. Butler bald darauf auch auf den Kon- 
tinent getragen. In Deutichland wurden die Ideen der Föderation 
eritmals durch den von rau Guillaume-Schad im J. 1880 ins 
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Leben gerufenen „Kulturbund“ vertreten. Unter der Herrichaft 
des Sozialijtengejeges wurden dieſem derartige Schwierigkeiten 
bereitet, daß er ſich 1885 wieder auflöjte. Die eriten der jegt in 
Deutjchland beftehenden Zweigvereine wurden 1899 in Berlin 
und Hamburg gegründet, 1904 jchlofjen jich die Vereine zu dem 
„deutichen Zweig” zufammen. Diejer befämpft außer der Regle- 
mentierung auch die Proftitution jelbit; ev erklärt jede Straf: 
und Bolizeimaßnahme gegen jie für unwirkſam, arbeitet vielmehr 
auf joziale und ethiſche Neformen Hin. Bor allem fordert er 
eine Stärkung der Verantwortlichkeit des männlichen Gejchlechts. 

Adrehinungsftelle, ſ. Clearing-Houſe. 

Abrüſtung. In der militäriſchen Sprache iſt die A. die 
Herabſetzung des Kriegsheers auf die Friedenspräſenzſtärke (De— 
mobilmachung) durch Auflöſung der Kriegsformationen, Entlaſſung 
der Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes uff. Die Friedens— 
freunde verjtehen unter U. die Einſchränkung der neuen oder den 
Stilljtand der bisherigen Rüſtungen mit dem jchließlichen Endziel 
einer völligen Bejeitigung der Heeres: und Flottenrüftungen. Es 
liegt ihnen Dabei völlig fern, die ijolierte A. eines einzelnen 
Staates, überhaupt die plößliche U. zu fordern. Sie betrachten 
„um Gegenteil die U. als daS naturnotwendige Ergebnis der 
von ihnen erjtrebten internationalen KRechtsvereinigung, das 
automatijch und bei allen Staaten gleichzeitig eintreten 
muß, jobald jich dieſe Rechtsunion gebildet und, wohlgemerft, 
bewährt haben wird" (U. H. Fried, Handbuch der Friedens— 
bewegung). Ein Vorſchlag, die Gffektivjtärte der Truppen 
(mit Ausnahme der Kolonialarmeen) und die Militär: bezw. 
Marinebudgets fünf bezw. drei Sahre bindurch nicht zu 
erhöhen, ijt auf der eriten Haager Friedenstonferenz nicht zur 
Annahme gelangt, dagegen wurde der Wunſch ausgejprochen, daß 
die Negierungen Studien über die Möglichkeit eines Überein— 
fommens zur Bejchränfung der Land» und Geeheere und des 
KriegsbudgetS vornehmen. Auf der zweiten Friedenstonferenz 
wurde den Mächten empfohlen, dem fortgejegten Steigen der 
Nüftungen ihre Aufmerkjamteit zu widmen. — Schon vor einigen 
Jahren hat England unter der Hand Deutjchland ein Abkommen 
über Einjchränfung der Flottenrüftungen vorgefchlagen, fand aber 
fein Entgegenfommen. Neuerdings ijt aber die Frage der Ab- 
rüftung in den Bolfsvertretungen der großen Staaten wieder 
ſtark hervorgetreten, und es jind bemerfenswerte Beſchlüſſe ge: 
faßt worden. Das nordamerifanifche NRepräfentantenhaus bat 
am 24. Juni 1910 die jogenannte Bennet-Bill angenommen, 
die die Einjegung einer Kommiſſion zur Prüfung der Mög: 
lichfeit internationaler Nüftungsbefchräntungen verlangt. Am 
23. Februar 1911 forderte die franzöfiiche Deputiertenlammer 
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ihre Regierung auf, jich für die Behandlung der Abrüjtungs- 
frage auf der nächiten Friedensfonferenz zu verwenden. Im 
März des nämlichen Jahres erklärte das englifche Unterhaus, 
es würde die Herbeiführung einer internationalen Vereinbarung 
über die Beichränfung der Rüſtungen willlommen heißen. Der 
deutjche Reichstag hat im März 1911 den Reichsfanzler erjucht, 
in gemeinfame Berhandlungen mit andern Großmächten einzu- 
treten, jobald von einer Großmacht VBorjchläge über eine gleich- 
zeitige und gleichmäßige Begrenzung der NRüftungsausgaben ge- 
macht werden. Und zu der nämlichen Zeit hat das ungarijche 
Abgeordnetenhaus die Regierung aufgefordert, auf der nächiten 
Haager Konferenz einen Antrag zur NRüftungsbejchränfung zu 
jtellen. — Einen Abrüftungsvertrag haben Chile und Argentinien 
geſchloſſen und daraufhin ihre Kriegsflotten reduziert. 

Abfaggenoffenfdaften, j. Senojjenjchaften. 

Abſatzkriſen, allgemeine Stocungen des Warenabjates, vergl. 
Handelskriſen. 

Abſchied, ſ. Landtagsabſchied. 

Abſchoß war ein Abzug, der an dem ins Ausland gehenden 
Vermögen gemacht wurde, und zwar an allen Erbſchaften und 
Schenkungen, die an Ausländer fielen (Erbjchaftsgeld), jowie an 
dem Bermögen der Auswanderer (AUbfahrtsgeld, Nachiteuer). 
Durch die deutſche Bundesakte wurden beide Arten von Abgaben 
aufgehoben, auch im internationalen Verkehr jind ſie durch 
Vereinbarung meijt bejeitigt. Wo der U. noch beiteht, dient er 
in der Hauptjache der Netorjion. 

Abfentismus. Mit U. bezeichnet man in England die ge 
wohnheitsmäßige Abwejenbeit der Großgrundbefiger von ihren 
Beligungen, deren Bermwaltung jie Pächtern oder Verwaltern 
überließen. — U. iſt auch die gewohnheitsmäßige Abweſenheit 
zahlreicher Mitglieder eines Parlaments von den Situngen, jo 
daß die zur Bejchlußfähigkeit des Haufes erforderliche Stimmen: 
zahl fehlt. Der U. jehädigt das Anſehen der Parlamente und 
verjchleppt die Erledigung der Gejchäfte. Bejonders ſtark herrjchte 
der U. im deutichen Reichstag, bis durch Geſetz vom 21. Mai 
1906 auch den Reichstagsabgeordneten Diäten in der Form von 
„Anweſenheitsgeldern“ zugejtanden wurden. 

Abſinthverbot. Seit 5. Juli 1910 it die Herſtellung, Ein: 
fuhr, Verkauf ze. von Abjinth und allen Getränten, die eine Nach- 
ahmung davon ind, in der Schweiz geſetzlich verboten. 

Abdfolute Mehrheit, ſ. Majorität. 

Adfolutismus, unbejchräntte Monarchie im Gegenlaß zur 
konjtitutionellen Monarchie. Er wurde am konſequenteſten ver: 
wirllicht durch Ludwig XIV. von Frankreich (dejfen Grundjaß war: 
l’Etat e’est moi, der Staat bin ich). Staatsabfolutismus 
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tft die Ausdehnung der Staatsgewalt auch auf Gebiete, die befjer 
der Initiative der Privaten oder der Tätigleit der Gemeinden 
überlafjen blieben. 

Abftimmung (Votum, Ballotage) iſt eine ausdrückliche 
und formelle Willenserklärung der Mitglieder einer Verſammlung 
in Fragen, über die jte mit Stimmeneinheit oder «Mehrheit zu 
entjcheiden haben. Das Abjtimmen kann durch Namensaufruf, 
wobei mit Ja oder Nein geantwortet wird namentliche U.), 
durch Handaufheben, Aufjtehen, Zuruf (Akklamation), Stimmzettel 
(geheime NW), Kugeln (Ballotage) gejchehen. Im Reichstag 
muß der Antrag auf namentliche U. von mindeitens 50 Mit- 
gliedern gejtellt werden. 

Abſtinenz, Gnthaltung von gewijjen Genußmitteln, bejonders 
von Alkohol, vergl. Antialtoholismus. 

Abwanderung im Gegenjaß zu Auswanderung bedeutet Die 
Binnenmwanderung, 3. B. innerhalb der deuſchen Bundes- 
jtaaten und von einem Bundesjtaat zum andern (von den dit: 
lichen nach den weitlichen Provinzen Preußens oder von Würt- 
temberg nach Bayern). Es handelt ſich hiebei um Wanderungen 
in wirtjchaftlichem Intereſſe zur Aufjuchung bejjerer Erwerbs— 
möglichkeiten, vor allem um die Abwanderung vom flachen Land 
nach der Stadt und nach jonjtigen induitrialijterten Gegenden 
mit größerem Arbeitsangebot und höheren Löhnen. 

Abzahlungsgefhäfte (Warenkredithäufer) find Detailbetriebe, 
bei denen der Kaufpreis für die Waren in wöchentlichen oder 
monatlichen Raten entrichtet wird und der Verkäufer jich bis zur 
völligen Abzahlung gewiſſe Rechte auf die Ware vorbehält. Gegen 
die Schäden der U., die heute eine große Verbreitung gefunden 
haben und zahlreiche Artikel führen, trifft das Reichsgeſetz vom 
10. Mai 1894 Bejtimmungen, indem es die Käufer gegen Be— 
nachteiligung bejonders für den Fall zu ſchützen jucht, daß der 
Verkauf wegen Nichteinhaltung der KRatenzahlungen rücdgängig 
gemacht wird. Der Bertrieb von Waren gegen Ratenzahlungen 
im SHaujterhandel iſt durch die Gemwerbeordnungsnovelle vom 
6. August 1896 unterjagt. In Öfterreich ind für die Abzahlungs— 
Se ähnliche Vorfchriften durch Gejeg vom 27. April 1896 
getroffen. 

Adtfiundenfag, der von den Sozialiſten aller Länder jeit 
1. Mat 1890 geforderte Normalarbeitstag (1. d.) von acht Stunden. 
Ein Hauptzweck diejes Uchtitundentags, zu deſſen Propagierung 
die Mlaifeier eingeführt wurde, ijt die Verringerung der lohn— 
drücenden „indujtriellen Reſervearmee“. Die Meinungen gehen 
darüber auseinander, ob der Achtitundentag gejeglich, wie es 
3. B. die deutjche Sozialdemokratie fordert, oder auf dem Wege 
des freien Arbeitsvertrags eingeführt werden ſoll. 
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Adel iſt entweder Geburt3-(Erb-)Adel, der auf die Nachlommen 
des Inhabers übergeht, oder perjönlicher Adel, der mit dem Tode 
des Inhabers erliicht. Für den Seburtsadel ift vor allem der 
Unterjchied zwijchen Hohbem und niederem Adel von Be 
deutung. Zu dem hohen Adel gehörten in Deutjchland bis zur 
Auflöfung des Reichs die Gejchlechter, die die Landeshoheit über 
ein reichsunmittelbares Territorium bejaßen. Dieje Gejchlechter 
bilden auch jet den gejchlojjenen Stand des deutjchen hoben 
Adels. Sie zerfallen in zwei Klafjen: 1) die jouveränen Häufer, 
mit Ausnahme der Souveräne jelbjt, die über dem Adel jtehen, 
und 2) die mediatijierten Häufer. Die früheren Vorrechte des 
Adels (Steuerfreiheit, Recht auf Bekleidung jtaatlicher Amter ꝛc.) 
bat der moderne Staat mit jeinen Forderungen der Gleichheit 
der Nechte und Pflichten aller Staatsbürger fajt völlig bejeitigt. 
Allerdings genießt der Adel in Verwaltung und Heer noch tat— 
Jächlich vielfache Bevorzugungen. Gejetliche Vorrechte hat 
jedoch nur noch der hohe Adel, und zwar bejtehen fie in der Be— 
freiung der mediatijterten, ehemals reichsjtändijchen Häufer von 
der Wehrpflicht, in der Freiheit der jtandesherrlichen Gebäude 
von Ginquartierung, in dem Grundjat der Ebenbürtigfeit (die 
unebenbürtige Frau eines Mitglieds des hohen Adels tritt nicht 
in den Stand des Gatten ein), und jchließlich hat das Bürgerliche 
Geſetzbuch die Autonomie, die dem hohen und ihm gleichgeitellten 
Adel von den Landesgejegen in Anjehung jeiner Familienverhält- 
nilje und Güter eingeräumt it, unberührt gelajjen. Eine Er: 
gänzung der Gejchlechter des deutjchen hohen Adels iſt unmög- 
lich, fie können jich nur durch Ausjterben vermindern, nicht durch 
Neuverleihungen mehren. Alle übrigen adeligen Familien und 
ebenjo alle perjönlich Geadelten gehören dem niederen Adel an. 
Diejer beiteht hauptlächlich aus der ehemaligen Reichsritterichaft, 
der landſäſſigen Ritterſchaft der einzelnen Territorien, dem 
ſtädtiſchen Patriziat und den dank landesherrlicher Verleihung 
in den Adelsſtand eintretenden Familien oder Perjonen. Der 
vom Landesfürjt neu verliehene Adel heißt Briefadel. 

Adelsgenoffenfhaft, deutiche, ein 1874 gegründeter Verein 
von Udeligen zur Erhaltung des evangelijch-chriltlichen Sinnes, 
zum ehrlichen Kampf gegen Materialismus und Egoismus, zur 
Dingabe an das gemeine Mohl, Wahrung der Treue für Thron 
und Altar ꝛc. Der Berein beſitzt ein adeliges Damenjtift mit 
Wirtſchaftsſchule. Er hält jeine jährlichen Generalverfammlungen 
in Berlin („Adelstag”). Abgezweigt bat ſich von ihm 1888 der 
„Sentralbilfsverein“, der Unterftütungen zur Erziehung der Söhne 
und Töchter mittellojer Adeliger gewährt. 

Adminiftration, Berwaltung, namentlich die Staatsverwaltung 
im Gegenjab zur Gejeßgebung und Rechtspflege. 
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Adminiftrative Verſchickung, die ohne vorhergehende gericht: 
liche Unterfuchung verhängte Verbannung. Sie fommt in Ruß— 
land vor, und zwar wird fie auf Antrag der Ortsbehörde von 
einer fünfgliedrigen Kommiſſion ausgejprochen, deren Spruch der 
Genehmigung des Miniſters unterliegt. 

Adminiftrativjuftiz, die Nechtspflege, die die Verwaltung 
in den aus Zweckmäßigkeitsgründen ausdrücdlich den Gerichten 
entzogenen und ihr zugemwiejenen Angelegenheiten übt, wie in 
Sejindejtreitigleiten, Gemwerbeangelegenheiten ꝛc. 

Adminiftrativfredit, der von der Verwaltung (Miniſterium) 
aus dem Dispoittionsfonds eingeräumte Kredit. 

Adreffe, eine Schriftliche Kundgebung der Anfichten oder Grund— 
jäße einer Berfammlung oder Körperjchaft an das Staatsober— 
haupt, einen Minifter 20. Die üblichiten Adrejjen find Die der 
Barlamente an das Staatsoberhaupt, ſei es um die Thronrede 
oder ein Negierungsprogramm zu ermwidern, jei es ohne eine 
jolche Beranlaffung, um die Auffaffung des Parlaments kundzu— 
tun. Die Erörterung des Parlaments über die abzufajjende 
Adreſſe heißt Adreßdebatte. 

Adventiften, eine religiöſe Sekte, die an eine baldige ſichtbare 
ve Chriſti und Aufrichtung des taufendjährigen Reiches 
glaubt. 

Advoßafur, Freie, ſ. numerus elausus. 

Affarismus, italienische Bezeichnung für das unlautere Ge— 
Kiga der Abgeordneten durch Ausnüßung ihrer Mandate. 

Affiliierfe Gefellfhaften jind Vereine gleicher Tendenz, Die 
durch eine Zentrale in organischer Verbindung miteinander jtehen. 

Afrikaverein, 1888 von Katholiten gegründet zur Bekämpfung 
der Sklaverei und Förderung der fatholifchen Miſſion. — Ihm 
entjpricht auf evangelifcher Seite der Evangelijche Afrika— 
verein, gegründet 1893. 

- Agence Savas, Telegraphenagentur in Baris. 

Agende, Gottesdienjtordnung, die die für den Gottesdienjt 
vorgejchriebenen Gebete, Anjprachen ꝛc. enthält. 

Agents provocateurs (jpr. aſchang prowofatör), Lockſpitzel 
der politifchen Polizei, die politijch verdächtige Berjonen zur Kund— 
gabe ihrer Gejinnung oder zur Begehung jtrafbarer Handlungen 
zu verleiten juchen. 

Agenzia Stefani, Telegraphenagentur in Rom. 

- Agio, das in Prozenten ausgedrücdte Aufgeld, das über 
ven Nennwert oder über den wirklichen oder fonventionellen 
Pariwert einer Geldjorte oder eines Wertpapiers bezahlt wird. 
U. heißt auch der Kursüberjchuß der Aktien und anderer Börfen- 
papiere über den Pariwert. Namentlich wird der Ausdrud für 
den Unterjchied zwifchen dem Emiſſionskurs neuer Aktien oder 


8 Agnaten — Agrarkrijis 
StaatSpapiere und dem PBarifurs angewandt, alſo dann, wenn ein 
KRonjortium jämtliche Aktien eines Unternehmens oder eine Anz 
leihe zu einem über Bari jtehenden Kurs ausgibt. Der Gegenjat 
von Agio ift Disagio, d. i. der Betrag, um den der Kurs 
unter dem Nennwert bleibt. Agiotage ijt die Spekulation, 
die aus den Preisfchwanfungen im Geld», Effekten und Waren 
verkehr Gewinn zu ziehen jucht. Sie bevorzugt Papiere und 
Waren, die großen Schwanfungen ausgejegt find. 

Agnaten jind nach dem gemeinen Recht männliche Blut3- 
verwandte, die in männlicher Linie von einem gemeinfamen Stamm 
vater abjtammen. Die Thronfolgeordnung ijt in allen deutjchen 
Staaten eine agnatijche nach dem Rechte der Erjtgeburt und der 
Linealerbfolge. Thronerbe ijt alfo immer der ältejte Sohn des 
Königs, Großherzogs 2c., bezw. dejjen männliche Linie. Erſt 
wenn die männliche Linie des ältejten Sohnes ausgejtorben iſt, 
oder wenn männliche Nachlommen vom ältejten Sohne nicht 
vorhanden find, fommt der zweite Sohn, bezw. jeine männliche 
Linie zur Thronfolge und jo weiter. 

Agrarfrage, vergl. Agrarpolitit. 

Agrarier, Politiker, die einjeitig wirkliche oder angebliche 
landmwirtjchaftliche Snterejjen verfechten. Sie traten zum erjten- 
mal bei den Wahltämpfen des Jahres 1874 hervor und konſti— 
tuierten jich im Februar 1876 in der „Bereinigung der 
Steuer: und Wirtjchaftsreformer”. Ihr erites Pro— 
gramm enthielt noch die Forderung des Freihandels, die Ende 
der jiebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts durch die Forderung 
nach Schußzöllen erjegt wurde. Mit der Gründung des Bundes 
der Landwirte im Februar 1893 übernahm diejer die Führung 
in der moirtichaftspolitiichen Vertretung der Agrarier, und Die 
Bereinigung bejchräntte ſich auf die theoretifche Erörterung agrar— 
politischer Fragen. 

Agrarkrifis, die in den jiebziger Jahren des vorigen Jahr: 
hundert3 eingetretene völlige Ummälzung der bisherigen Belit- 
und Ubjaggrundlagen der Landwirtichaft, die die wirtjchaftliche 
Exiſtenz der landmwirtjchaftlichen Bevölkerung evjchütterte., Bis 
dahin hatte die deutſche Landwirtjchaft dank der rajchen indu— 
Itriellen Entwicklung Wejteuropas mit dem dadurch bedingten 
ſtark wachjenden Bedarf fteigende Produltpreife und höhere Nein: 
erträge, die fich in hohe Grundftückpreife und Bachtzinje umjeßten. 
Mit dem Ausbau der Verkehrsmittel, der Vervolllommmnung und 
Verbilligung des Gütertransports, bejonders zur See, und des 
Nachrichtendienftes traten die Länder mit jungfräulichem Boden, 
zuerjt Nordamerila und Rußland, dann Oftindien und Argentinien 
al8 Konkurrenten Deutjchlands auf dem Weltmarlt auf. Die 
Preife der landwirtichaftlichen Produkte ſanken. Die Folgen 
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waren zahlreiche Banterotte, Rückgang des Wertes von Grund und 
Boden, Zunahme der Verſchuldung der zu teuer erworbenen 
Güter, Unter Führung der Großgrundbeſitzer des Deutjchen 
Nordoftens ift durch die Agrarkrijis eine politische Bewegung 
entitanden, die jeit 1879 die Ginführung und wiederholte Er— 
böhung der landwirtjchaftlichen Zölle durchzufegen verjtand. Die 
Agrarkriſis jcheint augenblicklich, auch nach Außerungen aus agra= 
riſchem Munde, überwunden, Doch iſt neuerdings wieder ein Steigen 
der Grundjtüchreije feitzuftellen, und es ift wahrjcheinlich, daß, 
jobald ein Rückgang der Getreidepreije eintritt, eine neue Krijis 
droht. (Bergl. Agrarier, Getreidezölle). 

Agrarpolitik it die gelamte Staatstätigfeit zur Förderung 
der Landmwirtjchaft. Sie umfaßt nicht nur die Landeskulturpolitik 
(landwirtichaftliches Unterrichtswejen, Meltorationswefen, Kredit- 
und Verjicherungswejen), jondern auch die Bodenbejitverteilung, 
die rechtliche Ordnung des landmwirtjchaftlichen Grundbefites, das 
Arbeitsverhältnis in der Landwirtjchaft, jchließlich die handels— 
und verkehrspolitiichen Maßnahmen zur Beeinfluffung der Preije 
landmwirtjchaftlicher Produkte. Wie die jtaatliche Tätigkeit über: 
haupt, jo hat ſich auch auf dem Gebiete der Landwirtjchaftspflege 
in den legten Sahrzehnten die Tätigkeit des Staates und öffent— 
licher Korporationen ungemein ausgedehnt. Die moderne 
Agrarfrage umfaßt drei große Probleme: 1) die Neuregelung 
des Berhältnifjes von Kapital und Grundbeſitz. Sie fann erfolgen 
durch Reform des ländlichen Grbrechtes (vergl. Anerbenrecht), 
durch Hebung der Rentabilität der Landwirtjchaft, durch Förde: 
rung des ländlichen Kreditwejens, durch vorbeugende und lin- 
dernde Maßnahmen zur Entſchuldung des ländlichen Beſitzes 
(dahin gehört z. B. die gejegliche Möglichkeit, eine Verſchuldungs— 
grenze eintragen zu lajjen, oder die Ummandlung Fündbarer 
teurer Privathypothefen in unkündbare Anftaltshypothefen mit 
Tilgungszwang), 2) die Regelung des Berhältnifjes der Bejigenden 
zu den Bejtglojen in der Landwirtſchaft (Ländliche Arbeiterfrage, 
j. d.), 3) die Bekämpfung der Preiskrijis (vergl. Agrarkrijis). 

Agrarzölle, Zölle auf die Einfuhr landmwirtjchaftlicher Pro— 
dukte (Getreide-, Vieh-, Woll-, Zucker-, Spirituszölle), zum Schuße 
der heimischen Landmwirtjchaft durch Hochhaltung der Preiſe über 
dem Weltmarftpreis (vergl. Getreidezölle). 

Agrikulturſyſtem, j. Phyſiokratiſches Syſtem. 

Ägypten, ſ. Türkei. 

Akademiſcher Sreibund, j. Ntationalverein. 

Akklamation, beiltimmender Zuruf einer Verfammlung. Per 
Akklamation ijt ein Beichluß gefaßt, wenn der Borfchlag, per 
Akklamation abzujtimmen, feinen Widerjpruch findet und der Vor: 
figende hierauf den Befchluß Telbit für angenommen erklärt. 


10 Akkordlohn — Aktiengejellichaft 
Akkordloßn, die Lohnform, bei der bejtimmte Arbeiten an 
die Arbeiter im Geding vergeben werden. Vergl. Lohnſyſtem. 

Akkreditierung, das ijt Beglaubigung eines Gejandten oder 
eines jonjtigen Diplomaten durch jeine Regierung. Das Be: 
glaubigungsichreiben (Affreditive) wird dem auswärtigen 
Staatsoberhaupt in der Antrittsaudienz überreicht. 

Akte, im öffentlich-rechtlichen Sinne die Urkunde, die das 
Nejultat diplomatijcher Konferenzen zujammenfaßt. 

Aktiengeſellſchaft it nach der gejeglichen Erklärung eine 
„Handelögejellichaft, bei welcher die jämtlichen Gejelljchafter jich 
mit Ginlagen beteiligen, ohne perjönlich für die Verbindlichkeiten 
der Gejellichaft zu haften“. Das Einlagefapital (Grundkapital) 
wird in eine feite Anzahl von Teilen, Aktien, zerlegt, die Ver: 
pflichtung der Aktionäre, zu den Gejellichaftszweden und 
-Schulden beizutragen, wird durch den Nennbetrag der Aktie be- 
grenzt. Die Aktien find meijt auf den Inhaber (au porteur) 
ausgejtellt. Die Aktien, durch die das zur Anlage des beabjich- 
tigten Unternehmens erforderliche Kapital aufgebracht worden iſt, 
beißen Stamm-Aktien. Der Reingewinn der Unternehmung, 
wie er jeder Aktie nach Verhältnis ihres Kapitalbetrags zukommt, 
beißt Dividende. Werden von einer Aktiengejellichaft Aktien 
ausgegeben, die dem Inhaber vor dem Stamm-Aktionär Vorzugs— 
rechte (3. B. Vorrecht bei der Gemwinnverteilung, bei der Liqui- 
dation) einräumen, jo jpricht man von Brioritätsaftien oder 
Prioritäten (Unter Brioritäten verjteht man aber auch 
Prioritätsobligationen, aljo auf den Inhaber ausgeitellte 
Schuldjcheine der Gefellichaft, die zumeilen mit bejonderen 
Borrechten ausgeftattet find. Hier find alſo die Inhaber nicht 
Mitglieder, jondern Gläubiger der Gejellichaft.) Unter Reſerve— 
fonds veriteht man die aus dem Gewinn der Altien-Unter- 
nehmung zurückgelegten Summen, die zur Deckung außerordent- 
licher Berlufte und möglichenfall3 zur Ergänzung der Dividende 
verwendet werden fünnen. Zur Bildung des Nejervefonds ijt 
jährlich von dem Neingewinn mindejtens "ao abzujegen, bis der 
Nejervefonds den zehnten Teil des Grundfapitals erreicht bat. 
Tantiemen heißen die an Verwaltungsrat und Direktion zu ver- 
teilenden Belohnungen aus dem Gewinn des Gejchäftsbetriebs. 
Die Aktien müſſen in Deutjchland auf einen Betrag von minde- 
tens je 1000 ME. lauten. Der Mindeftbetrag kann auf 200 ME. 
herabgejegt werden für Namenaktien, deren Übertragung an die 
Einwilligung der Gejellichaft gebunden ijt, ferner nach Geneb- 
migung des Bundesrats bei gemeinnüßigen Unternehmungen, oder 
fall8 die Garantie einer bejtimmten Dividende durch den Staat 
oder eine andere öffentliche Korporation geleiltet wird. Die 
Fuſion befteht darin, daß eine Altiengefellichaft ihr Vermögen 
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als Ganzes (einjchließlich der Schulden) auf eine andere Aktien— 
gejellfchaft gegen Gewährung von Aktien diejer Geſellſchaft über: 
trägt. Es gelten für dieſen Fall die Beitimmungen der SS 305 
und 306 des Handelsgejeßbuches. Das Börſengeſetz von 1896 
bat u.a. die Zulaffung von Aktien zum Börjenhandel ſtarken 
Beichränfungen unterworfen, die Haftung der Gmittenten von 
Aktien wejentlich verichärft ze. So find Aktien Kleiner Gefell- 
ſchaften überhaupt nicht zum Börſenhandel zugelaffen (der Mindejt- 
betrag des Grundfapitals it an den Börſen von Berlin, Ham- 
burg und Frankfurt a. M. auf 1 Mill. ME, an den übrigen 
Börſen auf 500000 ME. feſtgeſetzt). 

Aktive Handelsbilanz, j. Ausfuhr. 

Aktives Wahlredt, j. Wahl. 

Akzife, eine innere Verbrauchs: und BVBerzehriteuer. Akzis— 
pflichtige Gegenstände jind Schlachtvieh, Fleiichwaren, Mehl, 
Wein, Bier, Kohle uf. Das Wort ift aus der deutſchen Steuer- 
gejeggebung verſchwunden. Anwendung findet es noch bei jtädtischen 
Verbrauchsabgaben. 

A la suite der Armee werden Dffiziere gejtellt, wenn jie 
außerhalb der Armee Verwendung finden, ihnen aber das Uvance- 
ment gewahrt werden joll; à la suite eines Regiments, wenn 
ihnen, wie zumeijt Prinzen, Standesherren oder Generälen, die 
Ehre verliehen wird, die Negimentsuniform zu tragen. 

Albanifhe Frage (die AUlbanejen jind ein Volksſtamm auf 
dem Balkan von Montenegro bis Griechenland), daS Problem 
der Beruhigung im albaniſchen Gebiete, daS die friegerijchen, 
aufrührerifchen Albanejen (Mohammedaner) im ganzen 19. Jahr: 
hundert in Bewegung bielten bis ins 20. Jahrhundert hinein, 
jo 1879 Widerjtand gegen die Abtretung albanijchen Gebietes 
an Serbien und Montenegro, 1887 Steuerunruben, jpäter jolche 
wegen Örenzitreitigfeiten, Blutrache ze. 

Albredtslente oder Svangelijche Gemeinjchaft, eine 
von Jakob Albrecht (geb. 1759, geit. 1808) in Ntordamerifa ge— 
jtiftete Methodiſtenſekte. Sie iſt auch in Deutjchland, bejonders 
in Württemberg, verbreitet. 

Alderman ijt ein Mitglied des Stadtrat3 englifcher Städte. 
Die aldermen bilden den vierten Teil des Stadtrats und werden 
von den Stadtverordneten, in London direft von den Bürgern, 
gewählt. Sie bejigen polizeiliche DOberaufjichtsrechte in den von 
ihnen vertretenen Bezirken. 

Algeciraskonferenz. Über die Vorgejchichte vergl. Marokko— 
Abkommen. Die Konferenz, an der zwölf interefiierte Staaten 
teilnahmen, dauerte vom 16. Sanuar bis 7. April 1906. Die 
Algecirasakte enthält Bejtimmungen über die Berteilung der 
Polizeigewalt in Marokko unter jpanifche und franzdfifche In— 
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Itruftoren, die von einem international aufgeitellten General- 
injtruftor fontrolliert werden, ferner über Errichtung der marok— 
fanischen Staatsbanf, an der Frankreich drei, die übrigen be- 
teiligten Mächte je einen Anteil erhalten, über das Zollmejen, 
für das ein Komitee, bejtehend aus einem Vertreter des Sultan, 
des diplomatischen Korps in Tanger und der maroffanijchen 
Staatsbanf, bejtellt wurde, und jchließlich über die Vergebung 
öffentlicher Arbeiten. Die Selbjtändigfeit de3 Sultans und die 
Unverleglichteit Maroflos wurden garantiert, der Grundjaß der 
offenen Tür in Maroffo wiederum ausgejprochen, 

Alkohoffrage, j. Antialkoholismus. 

Alldeutfche in Öjterreich, ſ. deutſche liberale Parteien in Öjterr. 

Alldeutfher Berband wurde am 9. April 1891 gegründet in 
der Erregung über den Sanjtibarvertrag. Er erjtrebt „Belebung 
der deutjchnationalen Gejinnung, insbejondere Wedung und Pflege 
des Bewußtſeins der rafjenmäßigen und Eulturellen Zujammen- 
gehörigfeit aller deutjchen Volksteile“. Er tritt ein für Erhaltung 
und Unterjtügung des deutjchen Vollstums in Europa und über 
See, für Löſung der Bildungs: Erziehungs: und Schulfragen 
im Sinne des Deutjchen Roltstums 2c. Im einzelnen gibt er als 
jeine Ziele an: eine fräftige, jtetige Grenzmarfenpolitit gegen 
Polen, Dänen und Französlinge, Unterſtützung der Deutjchen 
Öfterreichs, der Sachjen und Schwaben in Ungarn ꝛc. Schaffung 
eines mitteleuropäijchen Zollbundes, Schaffung wirklicher Volks— 
folonien für die auswandernden Deutſchen an Stelle der Kapi- 
taliltenfolonien, Förderung der Kolonialpolitif, Ausbau des Schul: 
und Konfulatwejens im Ausland, jteter Ausbau der Flotte uff. 

Aller chriitlichite Majejtät, früher Titel der Könige von 
frankreich, allergläubigite M., früher Titel der Könige von 
Bortugal, rise > aa ſte M., Titel der Könige von Spanien. 

Allgemeines Stimmrecht, |. Stimmrecht. 

Alliance Israelite Universelle, ein 1860 in Paris von 
Sraeliten gegründeter Verein zur Verteidigung des Judentums. 
Der Berein iſt über die ganze Erde verbreitet und wirkt durch 
Gründung von Schulen im Orient, Perſien, Agypten, Marokko ıc., 
Darunter von mehreren Acerbaufchulen, durch Förderung der 
gewerblichen Ausbildung, durch Unterſtützung woijjenjchaftlicher 
Were, Hilfsaltionen bei Notjtänden oder Verfolgungen uff. An 
der Spitze fteht ein Zentralflomitee mit dem Sit in Paris, Ahn— 
liche Vereine haben ſich in England und Öfterreich gebildet. 

Mianz, Bündnis mehrerer Staaten zu einem bejtimmten 
politifchen Zweck. Es gibt Defenjivallianzen zur gemein- 
famen PBerteidigung gegen Angriffe, Offenfivallianzen zu 
gemeinfamen Angriffen, um Anfprüche mit Waffengewalt durch: 
zufegen, und Dffenfiv- und Defenfivallianzen (Schuß: und Trutz— 
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bündniffe). Wird die Allianz zwiſchen drei Staaten abgejchloffen, 
jo jpricht man von Tripelallianz, zwiſchen vier Staaten, 
von Quadrupelallianz. Bergl. Heilige Allianz. Allianzen 
heißen auch die in englifchen Induftrien vorkommenden Berab- 
redungen zwilchen den Organifationen der Arbeitgeber und 
Arbeiter, durch die jich die Arbeiterorganijation verpflichtet, daß 
ihre Mitglieder nur für Mitglieder der Unternehmerorganifation 
arbeiten, dieſe jtch Dagegen verpflichtet, nur Mitglieder der Arbeiter: 
organifation zu bejchäftigen. Die Arbeiter erhalten durch Lohn- 
erhöhungen Anteil an der durch die Unternehmerorganijation 
erzielten Steigerung der Warenpreife. 

Allmende (Ulmend, Ulmen), die im Eigentum von Gemeinden 
oder gemeindeähnlichen Korporationen befindlichen Liegenjchaften 
(Wald, Weide, Aderland, Wiejen), joweit ſie von den Gemeinde- 
mitgliedern auf Grund ihrer Mitgliedjchaft genußt werden. Die 
Nutzungen find regelmäßig Naturalnugungen. 

Alodialgüter jind im Gegenjah zu den GStaatsgütern Die 
PBrivatgüter der regierenden Familie, die im Eigentum der Fa— 
milie bleiben, auch wenn ſie durch Ausfterben im Mannesjtamm 
die Regierung verliert. 

Allokution, eine Anrede, wie jie insbejondere der Papſt an 
das Kardinalstollegium über politische oder kirchliche Fragen hält, 
meilt zur Wahrung eines Prinzips oder eines Rechts. Die Allo- 
fution wird gewöhnlich veröffentlicht und vertritt jo die Stelle 
eines Manifeits. 

Alflavifhe Bewegung, ſ. Banjlavismus und Neojlavismus. 

Alterspräfident, das ältejte Mitglied eines Parlaments, das 
die Gejchäfte bis zur Wahl des eigentlichen Präſidenten leitet. 
Nach der Gejchäftsordnung des Deutjchen Reichstags übernimmt 
der AUlterspräjident das Präſidium nur bei Beginn einer neuen 
LegislaturWahl-)periode; bei Beginn einer neuen Seſſion 
Dagegen führt das Präſidium der vorhergehenden Gejjton bis 
zur Wahl des neuen Präſidiums die Gejchäfte. 

Alter Stil ijt die Zeitrechnung nach dem von Julius Cäſar 
45 Sahre v. Chr. eingeführten und nach ihm benannten Suli- 
anijchen Kalender, nach dem auf je 3 gemeine Jahre von 
365 Tagen ein Schaltjahr von 366 Tagen folgt. Da aber Dieje 
Zeitrechnung nicht genau mit der aftronomifchen Rechnung jtimmt, 
jo wurde auf Anordnung des Papſtes Gregor XIII. im 
Sahre 1582 eine Kalenderreform vorgenommen, nach der das 
legte Jahr eines Jahrhunderts ein gemeines Jahr von 365 Tagen 
und nur jedes vierte Säfularjahr ein Schaltjahr fein joll. Die 
Differenz des Alten Stils, der noch in Rußland und den griechi- 
schen Ländern gilt, von dem Neuen beträgt jet bereit3 13 Tage, ſo 
daß der 14. Januar des Neuen Stils der 1. Januar des Alten Stils ift. 
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Altersverfiherung, j. Invaliditäts- und AlterSverficherung. 

Althing, die isländiiche Bolksvertretung. 

Altkatholiken, die Katholiten, die unter Führung des 
Münchner Stiftsprobjtes Döllinger nach der Verkündigung 
des Dogmas von der Infallibilität (Unfehlbarkeit) des Papſtes 
auf dem vatifanischen Konzil (18. Juli 1870) jich gegen Dies 
Dogma erklärten. Der Altkatholizismus hat jeine ſtärkſte Ver- 
breitung in Deutjchland und der Schweiz. In Deutjchland jteht 
an der Spitze der Altkatholifen ein Bilchof, ihm zur Seite ein 
Ausſchuß von Geiltlichen und Laien, der von der Synode ge- 
wählt wird. Die Synode bejteht aus den Geijtlichen und den 
Laienvertretern der Gemeinden. Der Altfatholizismus hat eine 
Reihe von Einrichtungen der katholiſchen Kirche abgejchafft oder 
eingejchräntt, jo das Ablaßweſen, die Pflicht zur Ohrenbeichte, 
Brozeljionen, Fajtengebote, Priefterzölibat uff. Im Gegenjaß 
zu Preußen, Baden, Hejjen betrachtet Bayern den Altkatholizis- 
mus nur als eine PBrivatlicchengejellichaft. — Neuerdings haben 
jich in England einzelne Gemeinden von der römijch-katholijchen 
Kirche losgelöſt und die „nationalsfatholijche” Kirche in England 
gebildet. 

Altruismus, das jittliche Verhalten, das völlig frei aus: 
Ichließlich von der Nückjicht auf andere beftimmt wird. In der 
Nationalökonomie wird der Ausdrud zur Bezeichnung der Hand: 
lungen gebraucht, die den wirtjchaftlichen Borteil anderer be- 
zwecten. 

Ambulanter Gerihtsftand. Früher konnte eine Druckſchrift 
Itrafrechtlich überall verfolgt werden, wohin auch nur ein Exem— 
plar „verbreitet“ wurde. (Fliegender oder ambulanter Ge- 
richtsſtand der Preſſe). Durch eine Novelle zur Strafprozeß- 
ordnung vom 13. Juni 1902 wurde bejtimmt, daß für die jtraf- 
rechtliche Verfolgung der inländiichen Drucljchriften nur das 
Gericht zuftändig iſt, in deſſen Bezirk die Druckſchrift erjchienen 
iſt. Nur bei Beleidigungen, die im Wege der Privatllage verfolgt 
werden, ilt auch das Gericht zuftändig, in dejjen Bezirk die 
Drudjchrift „verbreitet“ ift, wenn in dieſem Bezirt die be- 
—* Perſon ihren Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufent— 
halt bat. 

Amendement (fvanz.), ein Abänderungsvorſchlag, der zu einem 
bereits vorliegenden Antrage, insbejondere zu einem Gejeßentwurf, 
eingebracht wird. Wird zu einem jolchen Amendement wiederum 
ein weiterer Abänderungsantrag geftellt, fo beißt dieſer Unter: 
amendement. 

Amerikanismus, ein vieldeutiger Ausdruc; ev bezeichnet 
einmal eine nur auf Geldevwerb gerichtete, fiir ideelle Werte ver: 
jtändnisloje Geſinnung, die aber geichäftlich großzügig und wage: 
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mutig iſt. Amerilanismus in der Preſſe bedeutet einen reklame— 
haften, auf Senjation abzielenden Journalismus. Im politischen 
Sinn iſt Amerikanismus auch Jo viel wie Panamerikanismus (ſ. d.), 
und Schließlich nennt man Amerifanismus die nationale Richtung 
im amerilanijchen Katholizismus, die kirchliche Selbitverwaltung 
und Rückſicht auf die moderne Kulturentwicung fordert. Durch 
die Enzyklika von Leo XIII. testem benevolentiae wurde der 
Amerilanismus verworfen. 

Ammeftie (wörtl. ein Vergejjen und Verzeihen begangener 
Verbrechen) ijt ein Akt der Staatsgemwalt, durch den eine Mehr— 
beit von PBerjonen, die das GStrafgejet übertreten haben, von 
ven gejeglichen Folgen ihrer Tat entbunden wird. Indem fie 
die Unterjuchung niederjchlägt, die bereits verhängten Strafen 
erläßt oder beendigt und die Folgen der erjtandenen tilgt, bewegt 
fie jich im Gebiete ver Begnadigung. Die Amnejtie unter: 
jcheidet jich aber von dieſer Dadurch, daß fie einmal ein Akt der 
Politik ift und ſodann einen mehr oder weniger allgemeinen 
Charakter trägt. Sie erläßt allen von ihr ergriffenen Berjonen, 
ohne Rückſicht darauf, ob jie der Begnadigungs-nitanz befannt 
jind oder nicht, die verwirkten Strafen. 

Amortifation, die Tilgung von Schulden, bejonder3 des 
Staats, der Gemeinden und anderer Öffentlicher Körperjchaften 
entweder durch Rückkauf oder durch Berlofung oder Einzug be- 
ſtimmter Schuldverjchreibungen. Amortijation bedeutet auch die 
planmäßige Tilgung von Aktien bei Aktiengejellichaften, deren 
Lebensdauer zeitlich begrenzt it, ferner die Abſchreibung an 
Kapitalien (Amortijationstonto), jehließlich die gerichtliche Krait- 
(oserflärung eimer in Verluſt gegangenen Urkunde Morti- 
fifation). 

Amorfifafionsgefeße, Gejege, die den Erwerb von Rechten 
zur toten Hand (inSbejondere durch die Kirche) befchränfen oder 
doch von einer jtaatlichen Genehmigung abhängig machen. Das 
Einführungsgejeg zum Bürgerlichen Gejetbuch ließ dieſe Landes— 
gejege unberührt, jomweit jie Gegenstände im Werte von mehr 
als 5000 ME. betreffen. 

Anabaptiften, Wiedertäufer, |. d. 

Anadhronismus, die irrtümliche oder abjichtliche Verjegung 
einer Begebenheit in eine Zeit, in der fie nicht paſſiert iſt oder 
nicht paſſieren konnte. 

Analphabeten heißen die Perſonen, die des Schreibens und 
Leſens unfundig jind. (Perjonen, die nur des Lejens fundig find, 
beißen Semialphabeten.) Die Zahl der Analphabeten eines 
Landes wird entweder bei den Volkszählungen oder durch Zählung 
derer, die ihren Ghevertrag nicht jelbjt unterzeichnen können, 
oder durch Feititellen der des Schreibens und Leſens unfundigen 
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Refruten ermittelt. Von den im Erſatzjahr 1908 eingejtellten 
Refruten des deutjchen Heeres und der Marine waren 52—=0,02 Jo 
ohne Schulbildung (1898: 173 = 0,07 °/o und 1888: 1034 = 0,61 °Jo). 

Anardie, Herrſchaftsloſigkeit, Gejellfchaftsordnung ohne 
Staat und ohne Lohnſyſtem mit denkbar größter Autonomie der 
Individuen. 

Anarchismus, eine Theorie, die einen Geſellſchaftszuſtand 
anſtrebt, in dem alle rechtlichen, ſozialen und wirtſchaftlichen 
Schranfen de3 Individuums aufgehoben jind. Eine anarchiftijche 
. Theorie wurde zuerſt von Proudhon ausgejprochen und als 
individualiftiicher Anarchismus fonjequent entmwicelt von Marx 
Stirner („Der Einzige und jein Eigentum“). Stirner proflamiert 
die abjolute Herrjchaft des Gigenwillen® und des Gigennußes 
und fennt als einzige Form des Zujammenjchlufjes den „Verein“, 
die freie Verjtändigung, die jederzeit wieder aufgehoben werden 
fann. In den fechziger Fahren des vorigen Jahrhunderts begann 
in der Urbeiterjchaft eine anarchiftiiche Richtung aufzutreten, die 
auf den rufliichen Ugitator Bakunin zurüdgeht. Er bezeichnete 
al3 nächjte Aufgaben des Anarchismus die „Entfeffelung alles 
deſſen, was man heute die böjen Leidenfchaften nennt“, und die 
Zerjtörung der herrjchenden politifchen und wirtjchaftlichen Ord- 
nung, an deren Stelle er die Bildung einer neuen (anarchiftiichen) 
Drdnung auf der Grundlage freier Produftionsgenofjenjchaften 
(tommuniftijcher Anarchismus) erwartet. Während die Indivi— 
dualijten jede Gewalt verwerfen und nach Überwindung eines 
ſozialiſtiſchen Durchgangsitadiums die natürliche Entwicklung zum 
Anarchismus erwarten, proflamieren die fommunijtiichen Anar- 
chiiten gegen die Brutalität der gegenwärtigen Ordnung das 
Recht der Gewalt als das jicherfte und wirkſamſte Mittel, die 
Aufmerkſamkeit auf den AUnarchismus zu lenken und feine Ver— 
wirklichung vorzubereiten („Bropaganda der Tat“, die 1869 
zum eritenmal von dem Ruſſen Ntetichajew entwictelt wurde). 
In Deutjchland trat die Sozialdemokratie von Anfang an mit 
Sntichiedenheit dem Anarchismus entgegen, und er hat auch bier 
im Gegenfaß zu füdlichen Yändern feine Fortjchritte gemacht. 

Anarhiftifde Organifationen. Das Organifationswejen der 
Unarchiften ift außerordentlich zerjplittert. Meiſtens jind Die 
Anarchiiten in den verjchiedenen größeren Städten in Diskutier— 
und Leſeklubs organifiert. In Berlin bejtehen allein ſechs jolcher 
Klubs. Außerdem befteht in Berlin der Propagandaverein der 
föderierten Anarchiſten Berlins, den man wohl als 
die wichtigſte Organiſation der Anarchilten Deutjchlands be— 
trachten darf. 

Anardio - Sozialiften, Bezeichnung einer Gruppe von So— 
zialiften, deren Auffaffung über Mittel und Wege zur Herbei— 
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führung einer ſozialiſtiſchen Gejellfchaftsordnung von anarchiftischen 
Tendenzen durchleßt ift. Die Gründung der Gruppe geht zurüd 
auf die Propaganda des Berliner jozialdemokratifchen Arztes 
Dr. Friedeberg, der eritmals im Sabre 1905 die parlamentarijche 
Aktion der Sozialdemokratie, deren Anerkennung die Vorausjegung 
zur ſozialiſtiſchen Internationale bildet, als zweck und nußlos 
angriff und als einziges Mittel zur Herbeiführung der ſozia— 
liſtiſchen Gejellichaftsordnung den anarchijtiichen Generalitreit 
predigte. Zur NRechenjchaft über feine Propaganda aufgefordert, 
(legte Friedeberg jein Berliner Stadtverordnetenmandat nieder 
und erklärte jeinen Austritt aus der Partei. Seine Ideen haben 
bauptjächlich in den Kreiſen der lofalorganijierten Gewerfjchaften, 
ver ſog. Lokaliſten (f. Gewerkichaften), Eingang gefunden. 

Anathema, Ausjcheivdung vom Gottesverband, Fluch. Im 
kirchlichen Strafrecht wurde das Unathema über Ketzer und 
übertreter firchlicher Gejege ausgejprochen. Es bewirkte Aus— 
jtoßung aus der Kirche und damit ewige Verdammnis (vergl. 
Exkommunikation). 

Anatolifhe Bahn, ſ. Bagdadbahn. 

Anciennifät, jegt nur noch gebräuchlich für Dienftaltersfolge 
bei Beamten und beim Militär. Sie bejtimmt in der Regel das 
Borrücen in höhere Dienft- und Gehaltsitufen und entjcheidet 
bei gleichem Rang über Borjit, Vortritt, Kommando. 

Anerbenreht. Unter Anerbenrecht verjteht man den un- 
geteilten Übergang eines ländlichen Grundbejiges auf einen von 
mehreren Miterben, den jog. „Anerben“, dem das Gut zu einem 
ermäßigten Wert, nämlich zum Grtragswert jtatt zum Verkaufs— 
wert, angerechnet wird, und der meijt außerdem noch ein „Vor: 
aus” (3. B. "s des Hofwertes) erhält. Auch jonftige Be- 
günjtigungen des Anerben fommen vor, jo it vielfach Die 
Verpflichtung des Anerben, die Abfindung an die Miterben (die 
jog. „mweichenden Erben“) auszubezahlen, exit bei deren Groß— 
jährigfeit oder Verheiratung zu erfüllen. Das Anerbenrecht, 
das den Erbgang der bäuerlichen Bevölkerung im größten Teil 
Deutjchlands beherricht, joll die Erhaltung des ungeteilten Be- 
figes in der Familie jichern und eine Überjchuldung der länd— 
lichen Anweſen infolge des Erbfall3 verhindern. Das Bürger: 
liche Gejeßbuch, das jelbit einige Annäherungen an das Anerbenrecht 
enthält, hat die Regelung des Anerbenrecht3 der Landesgejeggebung 
überlajjen. Solche Geſetze bejtehen auch unter dem Namen Yand- 
güterordnung in mehreren Provinzen Preußens (z.B. Weit- 
falen, Brandenburg, Schleswig-Holitein, Kaſſel), in einer Reihe 
von Bundesitaaten, ferner in Öjterreich, meijt jeit den 70er und 
80er Jahren des vorigen Sahrhunderts. Das Anerbenrecht iſt kraft 
Geſetzes allgemeines Inteſtaterbrecht, d. h. es tritt ohne weiteres 
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ein, wenn der Erblajjer es nicht Durch legtwillige Verfügung 
ausgejchloffen oder bejchränft hat (jo in Baden, Mecklenburg- 
Schwerin, Schaumburg-Lippe, Braunjchweig, Öfterveich), Dagegen 
it in den Provinzen Preußens (ferner in Oldenburg und Bremen) 
die Anwendung des U. an einen auf Antrag des Eigen— 
tümers erfolgenden Gintrag des Beſitzes in ein bejonderes 
Verzeichnis (Landgüter, Höferolle) gebunden. Die Ein- 
tragung ilt in jtarfem Maße nur in jenen Gegenden erfolgt, wo 
das U. ſchon jeit langem gewohnheitsrechtlich beitand, in den 
übrigen Teilen Preußens wurde nur wenig Gebrauch von der 
Eintragung gemacht. Da dies fakultative „indirefte” U. nicht 
den gewünjchten Erfolg hatte, jo wurde durch Gejeg von 1896, 
betreffend das U. bei Renten: und Anjiedlungsgütern, das A. 
obligatorifch auf diefe Güter ausgedehnt. Sie werden „An— 
erbengüter“ Durch einen von Amtsmwegen erfolgenden Ver— 
merk im Grundbuch. Das U. iſt auch hier nur Sntejtaterbrecht. 
In Weitfalen und fünf niederrheinijchen Kreifen wurde ferner 
durch Gejeg von 1899 für alle mit einem Wohnhaus ver: 
jehenen land- und forjtwirtichaftlichen Betriebe mit einem Grund: 
jteuerreinertrag von mwenigjtens 60 ME, die zur jelbjtändigen 
Nahrungsitelle geeignet find, gleichfalls das direkte A. eingeführt. 
Danach erfolgt die Eintragung ins Grundbuch in der Regel auf 
Antrag eines Speziallommifjars, der vorher den Eigentümer zu 
hören bat; bei Meinungsverjchiedenheiten entjcheidet eine „An— 
erbenfommijjion,“ die aus dem Speziallommijfar und zwei vom 
Kreistag gewählten Vertretern bejteht, und gegen deren Spruch 
Beſchwerde an eine fünfgliedrige Berufungstommilfion, bejtehend 
aus zwei Abgeordneten der Generallommiljion und drei der 
Zandwirtjchaftstammer, zuläſſig it. 

Angeftelltenverfiherung, |. Kicio atbernten ber 

Anglikanifde Kirde (Bijchöfliche Kirche, Episkopal— 
firche), die Staatsfirche Englands. In ihrer Lehre ift fie zur 
reformierten Kirche zu zählen, im Kultus und in der Kirchen- 
verfafjung nimmt ſie eine Mitteljtellung zwiſchen Brotejtantismus 
und Katholizismus ein. Die Trennung Englands von —* 
erfolgte durch König Heinrich VIII. der ſich, als er vom Pap 
nicht die Zuftimmung zur Ungültigteit jeiner eriten Ehe I, Nie 
Genehmigung zur zweiten erhielt, zum Oberhaupt der englifchen 
Kirche (1535) erklärte und die Klöfter aufbob. Unter feinem 
Sohne Eduard VI. führte Granmer die Kirchenlehre des Pro- 
tejtantismus ein, behielt aber die Hierarchie des Katholizismus bei, 
Der König iſt das Oberhaupt der anglilanifchen Kirche. Die 
Kirchengewalt jteht den Erzbilchöfen, Bilchöfen und deren Gtell- 
vertretern zu. Den böchiten Nang bat der Erzbiſchof von 
Santerbury, Primas und Metropolitan von ganz England und 
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erites Parlamentsmitglied. In der Neuzeit iſt in Der angli- 
fanischen Kirche der Gegenjat der hoch- und der niederficchlichen 
Bartei entitanden. Dieje (Greter:hall genannt) vertritt Die 
Forderung praltifcher Frönmigteit, Bekehrungs- und Miſſions— 
tätigleit, jene hält fejt an den Traditionen und den äußeren 
Kultusformen der Staatslirche. 

Anglophoßie, Furcht vor England. 

Anhalt, Herzogtum, erbliche, konſtitutionelle Monarchie, 
2294 qkm, 331047 Ginwohner. Der Landtag bejteht aus einer 
Kammer mit 36 Abgeordneten, von denen zwei der König er— 
nennt, während acht vom meijtbejtenerten Großgrundbejit, zwei 
von den meijtbejteuerten Handel- und Gewerbetreibenden, vier- 
zehn von den Städten und zehn vom Lande gewählt werden, und 
zwar in indirelter, geheimer Wahl auf jeweils jechs Jahre. An 
der Spitze der Staatsverwaltung jteht daS Staatsminiftertum 
mit Abteilungen für innere Verwaltung, Schulwejen und Finanz: 
verwaltung; die unteren Berwaltungsbehörden jind die Kreis 
direktionen. 

Anleihen (Anlehen), die großen langfriſtigen Geldaufnahmen 
des Staats, der Gemeinden und anderer öffentlicher Körperſchaften 
und der Erwerbsgeſellſchaften. Den Gegenſatz bilden die kurz— 
friſtigen Geldbejchaffungen Durch Schaßjcheine. Die Aufnahme 
von Anleihen joll grundjäglich nur als Dedungsmittel für ein- 
malige, außerordentliche Ausgaben erfolgen, während die ordent- 
lichen Ausgaben nur durch Die ordentlichen Einnahmen gedeckt 
werden jollen. Die Staatsanleihen bilden die jog. „Fundierten 
Schulden“ (j. d.). 

Annaten (auch Bejtätigungs- und Weihegebühren), Abgaben, 
die bei Verleihung von gemwiljen Kirchenämtern beim Amtsantritt 
an den päpitlichen Stuhl zu entrichten jind. 

Annektieren (angliedern, anknüpfen), ein bisher fremdes 
Gebiet dem eigenen Staatsgebiet einverleiben. — Annerion, 
Einverleibung. 

Annoncenflener, j. Snieratenjteuer. 

Annuität, Yahresrente: eine zur Tilgung und Berzinjung 
einer Schuld vereinbarte jährliche Zahlung, die auf eine im 
voraus bejtimmte Zeit bejchränft it (Zeitrente). Dadurch, daß 
jie zugleich das Kapital tilgt, jteht jie im Gegenjaß zu der fog. 
ewigen Rente, die eine gleichbleibende Verzinjung eines un- 
veränderlichen Kapitals ijt, und zu der Zeibrente, die auf die 
Lebensdauer des Berechtigten bejchräntt ijt. Die U. fommt vor 
bei der öffentlichen Schuld, bejonders im englifchen Staats— 
ichuldenwejen, wo die Schuld entweder in 49 Jahren („Eurze 
U”) oder in 99 Jahren („lange A.“) abgetragen wird; ferner 
im Hppothetenwejen, wo man unter U. eine ftet3 gleichbleibende, 
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jährliche prozentuale Quote verjteht, die vom Darleiher außer 
dem ausbedungenen Zinje erhoben wird, und Durch die das 
Darlehen allmählich getilgt wird. 

Anonyme Hefellfdaft, gleichbedeutend mit Aktiengejellichaft, 
gebräuchlich im franzöjiichen, italienifchen und ſpaniſchen Recht. 

Anfiedlungsgefeße für Poſen und Wejtpreußen. 
Durch ein Gejeg vom 26. April 1886 wurden der preußijchen 
Regierung 100 Mill. ME. zur Verfügung gejtellt, um durch An- 
jtedlung Ddeutjcher Bauern und Arbeiter in den Provinzen Weit- 
preußen und Poſen das deutiche Element zu jtärfen. Als die 
Polen, die ihren Parzellierungsbanten — es bejtehen 3. 3. 23 
jolcher auf gejellichaftlicher Grundlage errichteter Banken, die 
bauptjächlich mit Depojtten arbeiten — und den privaten Güter- 
händlern große Mittel zur Verfügung jtellten, erfolgreich den 
Kampf um den Boden in den beiden Provinzen aufnahmen, 
da wurde zunächit durch Gejege vom 20. April 1898 und 1. Juli 
1902 der Betrag auf 350 Dill. ME. erhöht. (Das Gejeg von 
1902 bewilligte außerdem 100 Mill. ME. zur Vermehrung des jtaat- 
lichen Domänen: und Forjtbejiges in den beiden Provinzen.) Und 
ichliehlich gab das Geje von 1908 dem Fonds abermals 200 Mill. 
Mk. wovon 75 Mill. ME. zur Ummandlung bäuerlicher Güter 
in Unftedlungsrentengüter und Förderung der Seßhaftmachung 
von Wrbeitern auf dem Lande bejtimmt wurden. Weitere 
50 Mill. ME. jollten zur Erwerbung größerer Güter dienen, 
die im ganzen oder geteilt al3 Nentengüter gegen vollitändige 
Entſchädigung des Staat3 veräußert und auf denen möglichit 
viele jelbjitändige deutjche landmwirtjchaftliche Arbeiter auf Renten: 
jtellen angefiedelt werden jollen. Für Anſiedlungszwecke allein 
jind alſo bis jegt 475 Mill. ME. bewilligt worden. Aus diejem 
Anfiedlungsfond3, dem auch die Kapital, Renten, Bacht- 
leiftungen der Anjiedler zufließen, jollen Grundjtüce zur Anjted- 
lung von Deutjchen getauft, auch ferner die Koſten bejtritten 
werden, die zur Dedung der Gemeinde, Kirchen: und Schul: 
bedürfniffe der neuen AUnjiedlungen erforderlich find. Die 
Durchführung diejfer Aufgaben it einer bejfonderen Anjied- 
(ungstommijjion mit dem Sitz in Pojen übertragen. Die 
überlaffung der einzelnen Stellen an die Anftedler gejchieht 
entweder zu Gigentum gegen eine fejte, aber nach Kündigung 
ablösbare Geldrente (Nentengüter) oder — was jelten — 
auch in Zeitpacht (meilt auf 12 Sabre). Bei der Bemeſſung 
der Größe der einzelnen Güter wird verlangt, daß ein leiftungs- 
fähiger Bauernitand und ſeßhafte Arbeiter angejiedelt werden, 
e8 wird dementjprechend auf die Ginrichtung von Bauern: 
jtellen bis zu 20 ha bejonders Rückſicht genommen. Erſt jeit 
dem Gejeß von 1898 ift auch die Bildung großer Güter, der 











Anſiedlungsgeſetzgebung 21 


ſogen. Reſtgüter, zugelaſſen. Dieſe Zulaſſung großer Güter, 
deren Inhaber auch Verwaäaltungsvorrechte genießen, wird von 
den bäuerlichen Anftedlern al3 dem Anſiedlungszweck binderlich 
befämpft. AUS troß der großen Aufwendungen durch Die 
rührige polnische Anftedlungstätigleit die preußijche Anſied— 
lungspolitit lahmgelegt zu werden drohte, wurde in das An— 
ftedlungsgejeg vom 10. Juli 1904 eine Bejtimmung aufge: 
nommen, die die PBarzellierungstätigfeit der Polen zu hemmen 
juchte. ES follte nämlich die Anftedlungsgenehmigung (vergl. 
Anjtedlungsgejeggebung) zur Grrichtung oder Ginrichtung eines 
MWohnbaujes in den Provinzen Wejtpreußen und Poſen jtets 
verjagt werden, jolange nicht eine Bejcheinigung des Regierungs— 
präfidenten vorliegt, daß die Anjtedlung mit den Zielen des 
Gejeßes von 1886 nicht im Widerjpruch fteht. Die Polen ver- 
Itanden aber auch dieſe Beitimmung zu umgehen, indem jie das 
zu parzellierende Gut an die zahlreichen umliegenden Häusler: 
oder Bauernitellen aufteilten (Udjazentenparzellierung), 
die dadurch ihren Beſitz vergrößern und arrondieren fonnten, 
oder indem jie bereit3 vorhandene Arbeiter: oder Beamtenhäufer 
als Wohngebäude der neugebildeten Parzellen benutzten (Aus— 
bauparzellierung). Sn beiden Fällen brauchten feine neuen 
Wohnhäuſer errichtet, alſo auch die Anſiedlungsgenehmigung 
nicht eingeholt zu werden, und durch die Erſparnis an Gebäude- 
fojten erwies jich dieſe Art der Parzellierung der jtaatlichen 
überlegen. So fam es zu dem Gejet von 1908, das außer den 
erwähnten neuen finanziellen Aufwendungen dem Staat auch ein 
GEnteignungsrecht bis zu einer Gejamtfläche von 70000 ha 
in jenen Bezirken gab, in denen die Sicherung des Deutjchtums 
nicht anders als durch Stärkung und Abrundung Deutjcher 
Niederlafjungen mittel3 Anjiedlungen möglich erjcheint. („Ent— 
eignungsgeſetz.“ Zur Anwendung tjt dies Geſetz bis jetzt 
noch nicht gefommen. Gin PBarzellierungsgejet, daS den pol- 
niſchen Zandbanfen die Umgehung des Gejetes von 1904 un— 
möglich machen joll, ijt in Borbereitung. — Bon 1886—1910 
ind insgejamt für Anjtedlungszwecte 683 585 300 ME. ausgegeben 
worden, denen 207452700 ME. Einnahmen gegenüberitehen. Bis 
Ende 1910 jind 18507 Anſiedler angejeßt worden, die mit ihren 
Familien 111000 Köpfe zählen; die gefamte deutjche Bevölkerung 
in den Anjtedlungsgemeinden wird auf 131000 Perſonen gejchäßt. 

Anfiedlungsgefeßgebung, eine Gejeggebung, die das Recht 
zur „Anſiedlung“ gejeglich regelt. Gine jolche wurde nur in 
Preußen erlajjen, und zwar veriteht das preußifche Recht unter 
Anſiedlung die Errichtung einer Wohnftätte durch eine jchon im 
Gemeindebezirt wohnende oder eine neuanziehende Perjon. Die 
Gejeggebung unterwirft zur Erſchwerung der Parzellierung die 
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Anjtedlung einer Reihe von Bejchränfungen und fnüpft jie an 
eine behördliche Genehmigung. In den übrigen Bundesitaaten 
it die Anjtedlung nur den bau- und jicherheitspolizeilichen Beitim- 
mungen unterworfen. 

Anti- (griech.) Gegenz, 3. B. antifonjtitutionell, ver: 
faffungswidrig, mit der Verfaſſung unvereinbar; Antimilitaris- 
mus, Gegner des Militarismus, ſ. d.; Antipapiſten, Gegner 
des Papſtes; antiruſſiſch, rujjenfeindlich, uff. 

Antiafkoholismus. Gegen die gejundbeitlichen und mirt- 
ichaftlichen Schädigungen durch den Genuß alkoholiſcher Getränfe 
(Alkoholfrage) entitand, nachdem ſchon 1785 Dr. Benj. Ruſh 
aus Vhiladelphia gegen den Branntweingenuß eine Schrift ver- 
öffentlicht hatte, bei Beginn des 19. Jahrhunderts zuerjt in Nord- 
amerifa und England eine jtarfe Antialtoholbewegung, die in 
den 40er Jahren ihren Höhepunkt erreichte. Dann ging jte wieder 
zurücd, und exit jeit den 80er Jahren des vorigen Jahrhunderts 
it fie wieder mächtig im Aufblühen. Die Bewegung iſt entweder 
auf Totalabjtinenz (völlige Enthaltung) oder auf Tempe— 
renz (Mäßigkeit) gerichtet. Zu den Vereinen, die völlige Ent- 
haltſamkeit fordern, gehört der 1851 gegründete Internationale 
HGuttempler-DOrden, der jeit 1884 jich in Deutjchland aus: 
breitete, dev Orden des Blauen Bandes (Blue Ribbon 
Army, in England, Skandinavien und Amerika verbreitet), und 
der 1877 in Genf gegründete Bund des Blauen Kreuzes, 
der in der Schweiz, Deutjchland, Frankreich Boden gefunden hat. 
Unter den Mäßigfeitsvereinen iſt der bedeutendjte der „Deutjche 
Verein gegen den Mißbrauch geijtiger Getränke“ 
(1883), in Oſterreich bejteht jeit 1884 ein Verein gegen 
die Trunkſucht. Außer den erwähnten Vereinigungen bejtehen 
noch in Deutjchland der Alkoholgegnerbund (jeit 1889), der 
Ratholiiche Mäßigkeitsbund mit einer abjtinenten Jugendverei— 
nigung (Schußengelbund), der Verein für Gajthausreform, ſo— 
dann Abjtinenzvereine einzelner Berufe: Arbeiter, Eifenbahner, 
Poſtbeamte, Arzte, Juriſten, Lehrer, Prieſter und Baftoren, 
Kaufleute, ferner der Frauen, Gymnaſiaſten, Studenten u. a. 
Auch die Innere Mifiton, die Heilsarmee, die Vereine für 
Boltswohlfahrt, Volksbildung, Gafthausreform, Vegetarier— 
vereine ꝛe. befämpfen den Alkoholismus. Unter den Mitteln 
der AUltoholbefämpfung find die wichtigiten die vorbeugender 
Natur: Soziale Gejeggebung, Wohnungsreform, Errichtung von 
Sejelligkeitsräumen ohne Trintgelegenbeit (wie Volksheimen, 
KRaffeehäufern), Hebung der Bildung und Pflege edler und gejunder 
Sejelligkeit (durch Volksbibliotheken, Volksunterhaltungsabende, 
Volkstheater, Leſehallen, Volksſchulkochkurſe, Sport ze.), endlich 
Aufklärung über die Schäden des Alkoholgenuſſes und Belämpfung 
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der Trinkiitten. An behördlichen Maßnahmen find zu erwähnen 
die Belehrungen (3. B. durch die Merkblätter des Reichsgeſund— 
heitsamts in den Schulen), die Unterbringung in einem Arbeits- 
haus oder einem Trinterafyl. Beltraft wird mit Haft ($ 361 
Ab. 5 des Strafgef.), wer wegen Trunfjucht feinen Unterhaltungs- 
verpflichtungen nicht nachlommt. Ferner fennt das Bürgerliche Ge— 
jegbuch eine Entmündigung wegen Trunffucht. Zu einem völligen 
Verbot alkoholiſcher Getränke (Prohibition) gingen einige 
nordamerifaniiche Staaten über. Doch begnügte man jich jpäter 
wegen der zahlveichen Übertretungen mit der jfogenannten Local 
Option, d.h. daS Verbot wird nur in denjenigen Städten und 
Diſtrikten erlaffen, wo es durch Mehrheit bejchloffen wird. Ort— 
liche Verbote find auch in England, Norwegen und Schweden 
getroffen worden. In Deutjchland hat man jich bisher mit dem 
Konzefltonserfordernis für Schankitätten und einzelnen Eleinen 
gegen die Wirte gerichteten Bejchränfungen begnügt. 

Anti-Corn-Law League, ein von Dr. Bomwring 1838 in 
Manchejter gegründeter, von R. Eobden und ©. Bright geleiteter 
Verein in England, der in großartigem Maßitab die Agitation 
gegen die englijchen Kornzölle betrieb, bis dieje durch Geſetz vom 
26. Juni 1846 aufgehoben wurden. Dann löjte jtch die Liga auf. 

Anfidreyfusards, j. Dreyfusaffäre. 

Antidnelliga, Internationale. Die Initiative zu einer inter- 
nationalen Antiduellbewegung ging in Öfterreich von dem Prinzen 
Alfons von Bourbon im Fahr 1900 aus. Das Jahr darauf 
wurde die deutſche, in den nächiten Jahren die ungarifche, 
italieniſche, belgische, ſpaniſche ꝛe. Anti-Duell-Liga gegründet. Die 
Liga jucht ihren Zweck — die Abjchaffung des Duells — zu 
erreichen durch Aufklärung über die Verwerflichfeit und Zweck— 
lojigfeit des Duell, durch Schaffung eines gejellichaftlichen Ehren— 
Ichußes in Form von Ehrenräten oder Ghrengerichten auf gejeß- 
licher Grundlage, durch Änderung der Strafgejfeßgebung. Die 
deutjche und öſterreichiſche AUntiduelliga gibt eine Zeitſchrift 
heraus „Ehrenſchutz“. Seit 1908 veranftallet die Liga inters 
nationale Antiduellfongrefie. Ehrengerichte bejtehen in Darmitadt, 
Hannover und München. 

Antimachiavell, Titel einer gegen den „Fürſt“ des Stalieners 
Macchiavelli gerichteten Schrift Friedrichs des Großen. Macs 
chiavelli hatte für die italienijchen verrotteten politischen Ver— 
hältniſſe eine an feine moralifchen Grundfäge gebundene Staats- 
funjt empfohlen und den Sat aufgeitellt, daß in der Politik Die 
Zweckmäßigkeit das allein Maßgebende jei. Vgl. Macchiavellismus. 

Antimodernifteneid, j. Moderniſten. 

Antinomie, Geſetzwiderſpruch, Kolliſion gejeglicher Beſtim— 
mungen in dem gleichen Geſetz. 
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Antifemifismus, eine den Juden feindliche Bewegung. Die 
erſte antijemitiiche Agitation in Deutjchland entfaltete 1878 der 
Berliner Hofprediger Stöcer, der die Ehrijtlich-joziale 
Partei gründete. (Bergl. Ehriftlich-jozial). Eine von der fon- 
jervativen PBarteileitung unabhängige antijemitiiche Bewegung 
begann in Heſſen, wo 1886 eine allgemeine deutſche antifemitijche 
Vereinigung gegründet wurde und zu ſtarkem Einfluß gelangte. 
Sie jpaltete jich 1889 in die fonjervative Richtung (Liebermann 
von Sonnenberg) unter dem Namen Deutjchjoziale (anti: 
jemitifche) Bartei und in die demofratiiche Richtung (Böckel), 
mit der jpäter jich die Vereine der 1881 zu Dresden gegründeten 
Deutjchen Reformpartei unter diefem Namen vereinigten. 
Es fam 1894 zwar zu einem Zujammenjchluß aller antijemitijchen 
Richtungen, aber jchon 1900 auf dem Magdeburger Parteitag 
trat wegen des Verhältnifjes zu den Konjervativen und zum 
Bund der Landwirte wieder eine Spaltung ein: der bündlertjch- 
fonjervative Flügel jtellte die Deutjch-joziale Bartei, der 
vemofratische die Deutjche Reformpartei wieder her. Neuer: 
dings juchen aber auch die „Reformer“ Anjchluß an die fonjervative 
Bartei. Daneben gibt es noch eine Reihe bejonderer antijemitischer 
Richtungen, jo gründete 1900 der Abgeordnete Böckel einen ſogen. 
„Deutichen Volksbund“. Mit den Agrariern verjchiedener 
Schattierung bilden die Abgeordneten der Ehriftlich-jozialen, der 
Deutjch-jozialen und des Deutjchen Bollsbundes im Reichstag 
die Wirtjchaftliche Vereinigung — Im Gegenjat zu 
Deutjchland iſt in Oſterreich der Antifemitismus in der klerikalen 
„rijtlich-[ozialen Bartei” unter Führung des verjtorbenen Wiener 
DOberbürgermeijters Lueger zu großem Einfluß gelangt. (Bergl. 
Chriſtlich-Sozial). Eine bejondere Bedeutung hat der Antijemi- 
tismus in Rußland erlangt, wo der religiöje Fanatismus hinzu— 
fam. Nicht nur bejigen die Juden gejeglich bejchräntte Rechte 
(fo binfichtlich der Niederlajiungsorte und der Bejchäftigung), 
jondern es fam auch zu zahlreichen AYudenverfolgungen (Po— 
grome), die zur Ermordung und Vertreibung von Taufenden 
jüdischer Familien führten, 

Antifklavereidewegung. Zur Bekämpfung des Sklaven: 
handels, der nach Schätungen jährlih 1 Million Schwarzer 
aus ihrer Heimat wegjchleppt, und zur Unterdrücung der 
Stlavenjagden durch die Araber haben die Kulturjtaaten inter: 
nationale Vereinbarungen geſchloſſen. In Art. 6 der fogenannten 
„Kongoakte“ vom 26. Februar 1885 verpflichteten fich die 
Mächte, zur Unterdrückung des Stlavenhandels zufammenzumirlen. 
Da dieje Verabredung allein Erfolg nicht haben konnte, jo fam e8 
namentlich durch die Ugitation des Kardinalerzbijchofs von Algier, 
Lavigerie, in Frankreich, England und Deutjchland zu einer 
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ſtarken Antiftlavereibewegung, die Grpeditionen und Schiffe auf 
den großen oftafrilanifchen Seen ausrüjtete. Ein Ausbau der 
Kongoakte geichahb auf der Antijklavereifonferenz zu Brüffel 
(2. Juli 1890), wo ſich die Mächte, die die Kongoakte unter: 
zeichnet hatten, ferner Perſien, Sanjibar und der Kongoftaat, 
verpflichteten, durch eine Neihe von Maßnahmen dem Sklaven- 
handel wirkſam zu begegnen. Gin Zentralbureau zur Ausführung 
diejes Vertrags wurde 1892 in Sanſibar ins Leben gerufen. 
AS Sammelitelle für Gefege, Verordnungen 20. wurde in 
Brüffel ein Bureau errichtet. Das Deutjche Neich bat zur 
Brüffeler Generalaftte 1893 Ausführungsbejtimmungen und 1895 
ein Gejet, betr. die Beitrafung des Stlavenraubes und Sklaven: 
bandels, erlajjen. 

Antiultramonfaner Heihsverband (U. U. N.) bezweckt die 
Verbreitung von Aufklärung über die ultramontane Gefahr. Er 
eritrebt: 1. Unabhängigkeit des Staates von der Kirche. 2. Frei: 
beit aller nichtkirchlichen Angelegenheiten von kirchlicher Autorität. 
3. Geijtes- und Gemiljensfreiheit als Grundlage unjerer Kultur. 
4, Anerkennung der Schule als jtaatliche und nationale Gin- 
richtung. 5. Alljeitige Förderung des EZonfejjionellen Friedens. 
Der A. U. R. iſt feine politische Partei, die Zugehörigkeit zu ihm 
it unabhängig von Konfeſſionen und politifcher Barteiftellung. 
Seine feite Organijation hat er jich am 26. Mai 1907 auf dem 
eriten Delegiertentag in Eiſenach gejchaffen. Der Verband dehnt 
lich über daS ganze Reich aus. 

Anwalt, j. Rechtsanwalt. 

Anwalfskammern, j. Ghrengerichte. 

Anwefenheitsgelder, j. Diäten. 

Anzeigenftener, j. Snjerateniteuer. 

Apadien. Nach dem räuberiichen Indianervolf der Upachen 
heißen in Baris die Straßenräuber und Zuhälter AUpachen. 

Apanage, die ven nachgeborenen Mitgliedern eines fürjtlichen 
Haujes zu ihrem jtandesgemäßen Unterhalt angemiejene Geld- 
vente. Mit der Ausbildung des Primogenitur- (Gritgeburt3-) 
rechtS hörte die Teilbarfeit der Lande auf, und es entitand die 
Notwendigkeit, die von der Erbfolge ausgejchlojjenen Mitglieder 
der landesherrlichen Familien durch Upanagen zu verjorgen. 
Dieje lajteten auf den Domänen und wurden in der Regel durch 
Hausgejeß geregelt. WS aber die Domänen in den meijten 
größeren Staaten Staatsvermögen wurden, wurden die Upanagen, 
wie die Zivilliite, durch Geſetz auf die Staatskaſſe übernommen. 
Die Apanagen jind teils perjönlich, teils vererblich. Einen ähn- 
lichen Zwec wie die Apanagen haben in Bayern und Sachlen 
die Sefundogenituren. In Preußen gibt es feine gejeglich 
geordneten Apanagen, bier hat der König aus feinen Einkünften 
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auch die Unterhaltung der Prinzen und PBrinzejjinnen zu tragen. 
Dieje Unterhaltsleiftungen jind rein perjönlich und werden vom 
König nach den Umſtänden feſtgeſetzt. 

Apfelfinenorden, ſ. Zentenarmedaille. 

Apoflafie, Abfall vom religidjen Glauben, dann auch von 
einer politifchen Überzeugung; Apojtat, Abtrünniger. 

Apoftofifhe Majeftät, Titel der Könige von Ungarn. 

Apothekerkammern, |. Ehrengerichte. 

Appoint (jpr. Uppoäng), Ausdruck für einen Wechjel, durch 
den zujammen mit andern eine Schuld ausgeglichen wird, dann 
Wechjel überhaupt, die Abjchnitte der Obligationen (Appoints zu 
100 ME., 500 ME. 2c.), ebenjo die verjchtedenen Beträge von 
Bapiergeld, Banknoten (die Banknoten werden in Appoints zu 
100 ME., 500 ME. ausgegeben), jehließlich die einzelnen Nummern 
der Obligationen. 

Apprefurverkehr, gleich Veredelungsverkehr, ſ. d. 

Approßation, ein gewöhnlich nach Eritehung einer Prüfung 
erteiltesS behördliches Zeugnis über die Befähigung zur Ausübung 
eines bejtimmten Gewerbes. Die Approbation ijt reichSrechtlich 
vorgejchrieben für Arzte und Tierärzte, Apothefer, Hebammen; 
für Seejchiffer, Seeiteuerleute, Seemajchiniiten und Lotjen; landes— 
rechtlich kann fie gefordert werden für Hufichmiede und Marl: 
ſcheider. 

Arar, Bezeichnung für die Staatskaſſe im allgemeinen oder 
aber für einzelne Ginnahmequellen der Staatsverwaltung, 3. 8. 
Gifenbahnärar, Domänenärar, Zollärar; ärariſch, zu den Staats: 
einnahmen und ihrer Berwaltung gehörig. 

Arbeiterausſchuß. In Fabriken mit mehr al3 20 Arbeitern 
it auf Grund der Gewerbenovelle von 1891 eine Fabrikordnung 
zu erlafjen, die, ehe ſie in Kraft tritt, den erwachjenen Arbeitern 
oder ihrem jtändigen Ausjchuß vorgelegt werden muß; als der- 
artige Ausjchüffe gelten Vertretungen, die von der Mehrheit der 
in einer Fabrik bejchäftigten Arbeiter gewählt find. Vergl. dazu 
den Artikel „Fabrikordnung“. 

Arbeiterfrage, die induftrielle, (die „Joziale Frage). 
Durch die umfafjfende Anduftrialifterung Deutjchlands iſt der 
Stand der Lohnarbeiter, befonders der Fabrikarbeiter, im Lauf 
des 19. Jahrhunderts bedeutend gewachlen. Shre wirtjchaftlichen 
Sorgen und Forderungen, die auf eine Verbejjerung ihrer ökono— 
mijchen, gefellichaftlichen und moraliichen Lage binauslaufen, 
machen den Inhalt der „Sozialen Frage“ aus. In der gewerkſchaft— 
lichen Organifation (f. den Artikel Gewerkſchaften ze.) und politifch 
in den foztalpolitifchen Forderungen der Partei-Programme finden 
dieſe Forderungen ihren Ausdrud, Allerwärts juchen jozialpoli- 
tiiche Beftrebungen der modernen Arbeiter der jozialen Frage 
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gerecht zu werden durch Toziale Betätigung des Staates und der 
Gejellichaft auf der Baſis der heutigen Gejellfchaftsordnung, durch 
Schutgefeggebung und durch Schaffung gemeinnügiger Gin: 
richtungen für die arbeitende Klafje. Die deutſche Arbeiter: 
ſchutzgeſetzgebung it durch die Gewerbeordnung eingeführt 
und begonnen, bat durch die „Februarerlaſſe“ (4. II. 1890) 
Kaiſer Wilhelms II. einen neuen Anstoß erhalten und ijt in der 
Gewerbeordnungs-Novelle von 1891 wejentlich ausgedehnt worden 
(Verbot des Truckſyſtems, der Sonntagsarbeit, Schuß gegen Ge— 
fährdung der Gejundheit ujw., Grlaß von Arbeitsordnungen, 
Arbeiterausichüffe ujw.). Bejondere Fürjorge brachte dieje No— 
velle und dann eine ganze Neihe von jpäteren gejeßlichen und 
auf dem Berordnungsweg erlajjenen Vorjchriften für Die weib- 
lichen und für die jugendlichen Urbeiter, zulegt die am 
1. Januar 1910 in Kraft getretene Gemwerbeordnungsnovelle, jo 
insbejondere das Verbot der Nachtarbeit, die Marimalarbeitszeit, 
Negelung der Arbeitspaufen, Wöchnerinnenfchuß u.a. m.; für die 
„Sugendlichen“ zum Teil durch die Novellen der legten Jahre 
Verbot der Kinderarbeit, der Nachtarbeit für das 13.—16. Jahr, 
Marimalarbeitszeit ufw., ferner Fortbildungsunterricht, Arbeits— 
bücher, Arbeitszeugnifje u.a.m. Für Lehrlinge find ebenfalls 
verjchiedene Schußbejtimmungen erlajfen. Zur Überwachung des 
Arbeiterichuges fungieren die Gewerbeinjpeftoren, denen 
ipäter weiblihhe Snjpeftionsbeamte und Ajtitentinnen 
zugeteilt wurden. (Siehe Fabrikinjpektion.) Früher al3 die Ar- 
beiterfchußggejeggebung tt die joziale Urbeiterverjicherung 
in Deutjchland durchgeführt worden; jte beruht auf dem Grund: 
jat; des Verſicherungszwangs und eritrect fich 3. 3. auf Unfall-, 
Kranfen- und Alters- und Jnvalidität3-Berfiche: 
rung in Gejtalt öffentlich rechtlicher Körperjchaften: Unfall 
berufsgenojjenjchaften, Orts-, Bezirks- 20.» Kranfenfafjen und 
Berjicherungsanitalten für die einzelnen Bundesjtaaten, Pro— 
vinzen ujw. Das Programm diejer großzügigen jozialen Reichs: 
verjicherung brachte die Kaijerlihe Botſchaft Kailer 
Wilhelms I. vom 17. November 1881 (Vergl. Botichaft, Kaiferl.); 
ihr folgten 15. Suni 1883 das Kranken-, 6. Juli 1884 das 
Unfall und 22. Juni 1889 das Snvaliditäts- und Altersver— 
ficherungsgejeg. Dieje Verficherungs-Gefege haben im Lauf der 
Zeit vielfache Abänderungen, Grweiterungen und Grgänzungen 
erfahren (z.B. Krankenverſicherungs-Geſetz 1892, Invalidenver— 
ſicherungs-Geſetz 1899), und augenbliclich jind Bundesrat und 
Reichstag mit der Zufammenfaffung der ganzen jozialen Reichs: 
verjicherung in der vielumitrittenen „NReichsverjicherungS- 
ordnung“ beichäftigt, und außerdem find Bemühungen und 
Vorarbeiten im Gang, um die Penſionsverſicherung der 





neues Glied anzujchließen. 

Arbeiterfrage, ländliche. In der Landwirtſchaft gibt es zwei 
Hauptarten von Lohnarbeitern, die Knechte und Mägde, das metjt 
unverheiratete Gejinde, und die Tagelöhner. Die eriten 
fommen in allen Gegenden Deutjchlands vor, während die Tage- 
löhner in viel größerem Maß da vorhanden jind, wo der Gro$- 
grundbejit überwiegt, da diejer Großbetrieb viel mehr auf Lohn— 
arbeiter angewiejen iſt als der mittlere und Kleine Bejit. Daher 
jind dieje landmwirtjchaftlichen Lohnarbeiter im Oſten Deutjchlands 
in viel größerer Zahl vorhanden als im Weiten und Süden. 
Dieje Tagelöhner können in zwei Hauptijchichten eingeteilt werden: 
in jolche, die eigenes oder gepachtetes oder vom Großgrundbejiger 
(Gutsheren) anderweitig überlafjenes Land für jich bebauen und 
benügen fönnen, und in jolche, die völlig grundbejiglos nur auf 
ihren Lohnverdienſt angemwiejen find; jene nennt man Eigenfätner, 
Häusler, Büdner, dieje Einlieger (ſ. dort). Neben ihrem Ver— 
hältnis zum Bodenbejit charakterijiert die Tagelöhner weiter aber 
ihre Rechtsitellung; man unterjcheidet freie Tagelöhner, die ihre 
Arbeitskraft völlig frei verdingen, und fontraftliche, gebundene 
Tagelöhner, die jich auf eine längere Zeitdauer (halbes, ganzes 
Jahr) einem Gutsbefiger zur Arbeit verdingen und dann durch 
gejegliche VBorjchriften für dieſe Zeit an dieſe Arbeitsſtätte ge- 
bunden jind. — Die auffallende Erjcheinung, daß eine jtarte Ab— 
wanderung der landmwirtichaftlichen Arbeiter aus dem Oſten 
Deutjchlands jtattfindet, iſt Veranlaſſung zu allerlei wirtjchaft- 
lichen und gejeßgeberiichen Reformvorjchlägen in der ländlichen 
Urbeiterfrage geworden. Diefe Abwanderung, „Landflucht“ 
genannt, führt nicht nur zu einer Entvölferung der von ihr be— 
troffenen Gegenden, jondern auch zu einem ſtarken Mangel an 
landwirtichaftlichen Arbeitskräften, zur jogenannten „Qeutenot“, 
Als Gründe für die Landflucht werden von den zunächit interej- 
jierten Kreijen der Großgrundbeftger angegeben: die VBergnügungs- 
jucht und der Drang nach größerer Freiheit treibe die Leute in 
die Städte und Anduftriebezirte Wenn das auch mitjpielt, 
jo ilt dennoch, da bejonders jtarf auch die freien Tagelöhner 
abwandern, zu jagen, daß ganz andere Gründe mitbewegend find, 
Gründe teil wirtjchaftlicher, teils rechtlicher Natur. Die 
bejjieren Erwerbsmödöglichfeiten, die bejjere Verwertung 
einzelner Fähigkeiten im indujftrialiiierten Welten und Süden 
Deutjchlands ziehen die ländlichen Arbeiter an, die in ihrem jeit- 
berigen Erwerb nur eine äußerſt mangelhafte Ausficht auf ein 
Emporkommen hatten, ja immer mehr zeitweile Erwerbsloſigkeit 
befürchten mußten. Denn die landwirtjchaftliche Arbeit im Groß: 
betrieb iſt Saiſonarbeit geworden, der Großgrundbejig it 
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gar nicht imſtande, alle ſeine landwirtſchaftlichen Arbeiter das 
ganze Jahr zu beſchäftigen; durch die ausländiſchen, billigeren 
Wanderarbeiter ſind die Ausfichten der einheimiſchen landwirt— 
ſchaftlichen Arbeiter noch ſchlechter geworden. Beim Vorherrſchen 
des Großgrundbeſitzes im Oſten Deutſchlands, bei ſeiner künſt— 
lichen Zuſammenhaltung iſt es den fleißigen und ſparſamen Tage— 
löhnern außerdem nicht oder nur ganz mühſam möglich, eigenes 
Haus und eigenen Grundbeſitz zu erwerben. Zu dieſen wirtſchaft— 
lichen Nachteilen tritt noch die gegenüber den Jnduftriearbeitern 
wejentlich jchlechtere NRechtsitellung der ländlichen 
Arbeiter. Sie haben fein Koalitionsrecht, unterjtehen 
im Gegenteil jchweren Strafbejtimmungen und einer ganz uns 
modernen Gejindeordnung in Preußen, jie genießen nicht 
die Vorteile der KRranktenverjicherung, da in Preußen nur 
60 Stadt und 133 Landkreife von der Grlaubnis Gebrauch 
machten, die land- und forjtwirtjchaftlichen Arbeiter in die Kranten- 
verjicherung einzubeziehen. Alle dieſe wirtjchaftlichen und vecht- 
lichen Benachteiligungen treiben die ländlichen Arbeiter zur Yand- 
flucht. Diejen Mißſtänden entgegenwirken könnten nur umfafjende 
Agrar: und SpzialeReformen: Innere Kolonijation durch Auf- 
teilung allzugroßen Latifundienbejtges in mittleren und Kleinen Beſitz, 
um dadurch bei möglichit freier Teilbarfeit des Grund und Bodens auf 
recht vielen Keinen Bauernitellen Tagelöhner uſw. anzujtedeln; Ge— 
währung des Koalitionsrechts an die Landarbeiter, Schaffung einer 
modernen, hHumaneren Gejindeordnung und gejeßliche Einbeziehung 
der ländlichen Dienjtboten und Arbeiter in die Krantenverficherung. 

Arbeiterkammern, nach Vorbild von Handels und Hand- 
wertsfammern zu bildende Vertretungen der Urbeiterjchaft mit 
öffentlich-rechtlichem Charakter, die wie die vorgenannten Kammern 
in Handels: und Handwerferfragen, jo in Urbeiterfragen den Re— 
gierungen als beratende und begutachtende Körperjchaften gegen- 
überjtehen. Die auf Errichtung von U. abzielenden Beitrebungen 
jind bis jet nicht verwirklicht worden; dagegen iſt die Abjicht, 
Arbeitsfammern zu jchaffen, d. h. paritätifche Organifationen 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, die dem wirtjchaftlichen 
Frieden dienen jollen, aber bei den gemwerkjchaftlich organijierten 
Arbeitern und bei der Sozialdemokratie feine Billigung finden, 
wejentlich weiter gediehen. Ein auf dieſer Grundlage vorgelegter 
Reihsgejeg-&Entwurf über Urbeitsfammern ilt bis 
zur zweiten Zejung gelangt; umitritten ijt dabei bejonders die 
Frage, ob die Arbeiterjefretäre zu den Kammern al3 Arbeiter: 
vertreter zugelafjen, und ob die Staatswerfitättenarbeiter in das 
Gejet einbezogen werden jollen oder nicht. Beide Bejtimmungen 
wurden in zweiter Lejung vom Neichstag angenommen, obwohl 
die Regierung beidemal ihr „Unannehmbar” erklärt hatte. 
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Arbeiterkolonien jind die weitere Ausbildung der Verpflegungs— 
jtationen für wandernde Arbeiter, die dort gegen Bejchäftigung 
Unterkunft erhalten; von Baftor v. Bodeljchwingh zuerit in 
Weitfalen gegründet, jind AUrbeiterfolonien jegt durch ganz Deutjch- _ 
land verbreitet und im Zentralverband Deutjcher Arbeiter- 
folonien vereinigt. Die Mittel für diefe auf freier hHumanitärer 
Betätigung beruhenden Kolonien werden durch Mitgliederbeiträge, 
Gaben, Stiftungen und auch durch regelmäßige Zuwendungen 
von Kreis-, Provinzial- und Landesbehörden aufgebradht. Auf: 
nahme finden in den Kolonien arbeitsloje Männer, die arbeiten 
wollen und die auf dieſe Weije vom VBagabundieren und Betteln 
abgehalten werden. 

Arbeiterkongreß, Deutjcher. Es fanden bisher zwei jtatt: 
der eine im Dftober 1903 in Frankfurt a. M., der andere im 
Dftober 1907 in Berlin. Die Kongrejje werden veranitaltet von 
ven AUrbeitervereinen und Organijationen, „die auf nationalem 
Boden jtehen“. 

Arbeitermarfeillaife, ſ. Marſeillaiſe. 

Arbeiterorganiſationen ſiehe unter dem Artikel: Geſellen— 
vereine, Gewerkſchaften (freie, chriſtliche, gelbe), Gewerkvereine, 
Arbeitervereine. 

Arbeiterſekretariale, Auskunftsbureaus für Rechtsſchutz und 
Berufsberatung, von allen Arbeiterorganiſationen eingerichtet: von 
freien Gewerkſchaften, chriſtl. Gewerkſchaften, Hirſch-Dunckerſchen 
Gewerkvereinen, evang. Arbeitervereinen ufw. Auch Gemeinde— 
verwaltungen haben derartige Rechtsauskunftsſtellen für die 
arbeitenden Klaſſen eingerichtet. — Die Vorſteher der von 
Arbeiterorganifationen gejchaffenen Snititute heißen Arbeiter: 
jefretäre, die in der Gewerkſchaftsbewegung meijt eine führende 
Stellung einnehmen; im deutjchen Gewerbegericht3-Verfahren find 
Urbeiterjefretäre nicht als Vertreter der von ihnen bevatenen 
Parteien zugelaffen. (Bergl. Urbeiterlammern.) 

Arbeiterwohlfaßrtseinridtungen nennt man Maßnahmen und 
Anftalten, die zum Wohl der arbeitenden Klajjen nicht aus den 
Streifen diejer ſelbſt, jondern aus den bejigenden Klaffen heraus 
unternommen werden, um auf dem Boden der heutigen Staats: 
und Gejellichaftsordnung eine Beſſerung der Yage der arbeitenden 
Klaſſen herbeizuführen. Es gibt jolche Vereine mit derlei Be: 
Itrebungen in Deutjchland zahlreich; ſie haben mit Unterjtügung 
des Reichs und der Bundesjtaaten eine Zulammenfafjung ges 
funden in der zu Berlin anfangs der 90er Jahre gegründeten 
„gentralftelle für Wohlfahrtseinrichtungen“, die 
bejonders die publiziltiiche Förderung derartiger Beltrebungen 
betreibt. — Bon großen Induſtrie-Unternehmungen werden Arbeiter— 
wohlfahrtseinrichtungen in mannigfacher Art geichaffen durch 
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Gritellung von Arbeiterwohnungen, Kindergärten, Krippen, Volks— 
küchen, Bibliotheken, Lejehallen, Sparkaſſen, Kantinen, Speije- 
ballen, KRonjumvereinen, Betriebs, Penſions-, Kranken-, Zuſchuß— 
Kaſſen u. a. m. 

Arbeiterwohnungen, im Intereſſe der arbeitenden Klaſſen 
erjtellte billige und gejunde Wohnungen zur Bejeitigung Der 
Wohnungsnot, Herabminderung der Mietspreife und hygieniſcher 
Gefahren; vergl. dazu die Artitel Baugenofjenjchaften und Woh- 
nungsfrage. 

Arbeifgeberverbände, j. Unternehmerverbände, 

Arbeitsämter j. „Arbeitsnachweis“. 

Arbeitsbörfen, j. Ausiperrung und Streif. 

Arbeitsbud, Durch Die Gewerbeordnungsnovelle von 1891 
obligatorifch für minderjährige gewerbliche Arbeiter. Ginträge 
der Arbeitgeber in das Arbeitsbuch zur Charakteriſierung Des 
Arbeitnehmers jind verboten. Das Arbeitsbuch enthält alfo neben 
den PBerjonalien des Arbeiter nur Bejcheinigungen über die Zeit: 
Dauer der Bejchäftigung. — Unter „Dienjtbücher” verjteht man 
Arbeitsbücher häuslicher und landwirtjchaftlicher Dienjtboten, wie 
jolche Bücher 3.3. in Bayern landesgejeglich vorgeichrieben ſind. 

Arbeitseinftellung, j. Ausjperrung und Streik. 

Arbeitshänfer, entweder Bejchäftigungshäufer für Gemeinde- 
arme (Urmenbejchäftigungsanjtalten) oder aber Anjtalten zum 
Bollzug der forrektionellen Nachhaft, einer Freiheitsentziehung 
mit Arbeitszwang, die nach dem Deutjchen Neichsitrafgejet- 
buch zuſammen mit der Überweilung an die Zandespolizeibehörde 
gegen Landjtreicher, Bettler, Brojtituierte und außerdem gegen 
Trinker und jolche unterhaltspflichtige Berjonen im Verwaltungs- 
wege angeordnet wird, die ihrer Unterhaltungspflicht gegenüber 
ihren Angehörigen nicht nachkommen. 

Arbeitskammern, j. Arbeiterkammern. 

Arbeitsloßn, j. Lohnſyſtem. 

Arbeitslofigkeit arbeitswilliger Verjonen iſt eine Hauptjorge 
im modernen Wirtjchaftsleben, das neben der regelmäßig wieder: 
fehrenden Saijonarbeitslojigfeit auch noch von der allgemeinen, 
viele Branchen umfajjenden Arbeitslojigfeit in Zeiten von Wirt- 
ichaftskrifen, rückläufiger Konjunktur, gewerblich = induftrieller 
Abſatzſtockung betroffen wird. Die unzureichende Armenpflege 
wirkt in Fällen unverjchuldeter Arbeitslofigkeit auch noch nach: 
teilig durch Entzug der Wahlberechtigung; man ijt daher feit 
langer Zeit bejtrebt, auf andere Weije, ohne derartige Benach- 
teiligung unverjchuldet arbeitslos gewordener Männer, den Folgen 
der Arbeitsloſigkeit wirtjchaftlich zu begegnen, bejonders durch 
möglichjt über das ganze Reich gleichmäßig verbreitete öffentliche 
Urbeitsvermittlung (fiehe unter „Arbeitsnachweis“), aber 
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auch durch jogenannte Notjtandsarbeiten, d. h. durch 
öffentliche Arbeiten, die bei Arbeitslojigkeit, bejonders im Winter, 
jofort, meijt früher als geplant vorgenommen werden; bieher 
find auch die jtaatlichen Aufträge an einzelne Induſtriezweige 
zu rechnen, die bei drohenden Arbeitskrijen zu ihrer Milderung 
erfolgen (Bergebung von Gijenbahnmaterial, von öffentlichen 
Bauten 2c.). Neben dem vorbeugenden Mittel eines möglichit 
gut organifterten Arbeitsnachweijes wird aber als Hauptmittel 
gegen die jchädigenden Folgen der Urbeitlojigfeit die Arbeits— 
lojen=-Berjicherung vorgejchlagen. Die jeitherigen Verjuche 
von Organijationen der Arbeiter, der faufmännijchen und tech- 
niichen Angejtellten haben auf dieſem Gebiet bis jegt zu feinem 
Rejultat von umfafjender Bedeutung geführt, wenn fie auch relativ 
Grhebliches leijten (jo zahlten im Jahr 1909 die freien Gewerk— 
Ichaften an Urbeitslojenunterjtügung über 10 Mill. ME, die Hirſch— 
Dunderjchen 376000 ME., die chrijtlichen 196 000 ME.). Deshalb 
gehen die neueren Beitrebungen auf eine vom Staat (Reich) oder 
den Gemeindeverwaltungen getragene Zmwangs-Arbeitslojenver: 
jicherung. Einzelne VBerjuche fommunaler AUrbeitslojenverjicherung 
jind jchon gemacht, jo außer in Bern und St. Gallen bejonders 
mit der „Stadtlölnischen Verſicherungskaſſe“, die aber bisher 
der Hauptjache nach nur Satjonarbeiter gegen Arbeitsloſigkeit 
im Winter verjichert und jchon dabei ganz erhebliche Zuſchüſſe 
aus anderen Quellen neben den Beiträgen der VBerjicherten heran— 
ziehen muß. Das Genter Syitem denkt an eine Verbindung 
fommunaler Hilfe mit gewerfjchaftlichen Arbeitsloſenunter— 
ftügungen, indem die Gemeinden diefen Organijationen zu ihrem 
Betrieb der Arbeitslojen-Unterjtügung kommunale Zuſchüſſe ge 
währen. Für die nichtorganijierten Arbeiter iſt ein Sparfonds 
eingerichtet; zu den Abhebungen daraus im Falle der Arbeits- 
[ojigkeit erhält der Arbeiter noch einen bejtimmten jtädtijchen 
Zuſchuß. Die jtatiftifchen, technifchen und finanziellen Schwierig: 
fetten der Urbeitslojenverficherung haben bis jegt eine Löſung 
auf breiterer Grundlage verhindert. 

Ardeitsuahweis. Die Vermittlung gewerblicher Arbeit ijt 
in Deutjchland, bejonders für häusliches. Dienjtperjonal und für 
das Salt: und Schankwirtjchaftsgewerbe, ein ausgedehnter privater 
Erwerbszweig, der durch das Stellenvermittlungsgejeß vom 
2. Juni 1910 bedeutenden Bejchränftungen unterworfen wird. 
(Vergleiche dazu Gtellenvermittlungsgefeß). Es haben jich 
aber der Urbeitsvermittlung als eines Kampfmittels zu bemäch- 
tigen verjucht die Organifationen der Arbeitnehmer 
(Gewerkichaften) und der Urbeitgeber (lofale und —— 
Vermittlungsſtellen). Daneben das ſtarke Beſtreben, unparteiiſche, 
paritätifche Urbeitsnachmweije zu fehaffen, die, dem ⸗ 
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fluß der beiden Gegenkontrahenten beim Arbeitsvertrag entzogen, 
Angebot und Nachfrage des Arbeitsmarktes vermitteln. Nach 
Schweizer Vorbild organijierte zuerjt die Stadt Stuttgart einen 
jtädtiichen Arbeitsnachweis; dieſem Beilpiel folgten viele 
Städte in Deutjchland mit Unterjtügung diejes Gedankens durch 
die Landesregierungen; die Arbeitsämter der Städte eines 
Landſtrichs jchließen fich zur befjeren Regelung von Angebot und 
Nachfrage zu Verbänden zufammen, und außerdem eriftiert auch 
noch ein Verband deutjcher Arbeitsnachweije, der es 
als jeine vornehmite Aufgabe betrachtet, für die weitere Ent- 
wiclung des Arbeitsnachweiles, bejonders in Mittel und Nord— 
deutjchland, zu jorgen durch Gründung von Provinz- bezw. Landes— 
verbänden. So wird der Arbeitsnachweis auch auf das platte 
Land getragen und ein interlofaler Ausgleich ermöglicht. 

Arbeitsfhufe, eine nach den Speen des Münchner Stabdt- 
jchulratS Kerichenjteiner reformierte Volksſchule, die an Stelle 
der heutigen „Buchichule” die Schüler zur praftijchen Arbeit in 
der Gemeinschaft gewöhnen und jte jo zu der joztalen und jtaats- 
bürgerlichen Erziehung in Fortbildungs>, Fach- und höheren 
Schulen vorbereiten joll. 

Arbeitswillige heißen diejenigen Arbeiter, die im Fall einer 
Arbeitseinftellung bereit jind, weiterzuarbeiten. Es wird jich 
dabei meist um nichtorganijierte Arbeiter handeln, die jich an 
die von den ftreifenden Arbeiterorganijationen gefaßten Bejchlüjfe 
der Arbeitseinftellung nicht für gebunden erachten; jie heißen in 
der Sprache der Drganilationen „Streifbrecher”. Schuß Der 
Arbeitswilligen durch die Gewerbeordnung 8 153, der ihre Be- 
leidigung 20. mit Gefängnisitrafe bedroht. (Vergl. Zuchthaus: 
vorlage.) 

Arbitrage. Eine Handelstätigfeit im Börjengejchäft des 
Wechiel-, Geldjorten- und Fondshandels, joweit diejer jich mit 
der Ausnußung gleichzeitiger Unterjchiede in den Preiſen zwijchen 
verichiedenen Börjenplägen bejchäftigt zum Zweck vorteilhaftefter 
Zahlung oder Forderungseinziehung. — Arbitrage auch jo viel 
wie jchiedsgerichtliches Berfahren (von arbitrium, Schiedsiprudh). 

Ardivredt, verleiht Urkunden eines öffentlichen Archivs 
erhöhte Beweistraft; Privaturfunden erlangen dadurch aber nicht 
die Eigenschaft öffentlicher Urkunden im Sinn des deutjchen 
Prozeßrechts. 

Arealſteuer, jo viel wie Flächenſteuer. ©. auch Gebäudeſteuer. 

Argentinien, Urgentinifche Nepublit, Bundesrepublik in Süd— 
Amerifa mit 2885650 qkm Fläche und rund 5 Millionen Ein- 
wohnern. Ungemein mineralveich: Gold, Silber, Kupfer, Eijen, 
Blei, Nickel, Salpeter, Koch, Natron-Salz; ferner Mineral-, be- 
jonders Schmwefel-Quellen. Seit 1877 ift U. ein Hauptproduzent 
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von Brotgetreide geworden mit rund 2 Millionen Tonnen Sahres- 
ausfuhr an Weizen; bedeutende Viehzucht, die Induſtrie fußt auf 
der hochentwidelten Landmwirtjchaft und produziert Mehl, Zuder, 
Wein, Spirituofen ujw. Das deutjche Element übt auf die fultu- 
relle und mwirtjchaftliche Entwicklung einen bedeutjamen Einfluß 
aus. Die Verfaſſung ijt ganz der der Ver. Staaten von Nord- 
amerifa nachgebildet. Senat von 30 Mitgliedern, indirekt gewählt 
auf 9 Sahre, und Abgeordnetenfammer von 86 Mitgliedern, auf 
4 Jahre direkt gewählt, bilden zujammen den Kongreß. An der 
Spige der Grefutive ein Präſident und ein Vizepräſident, je 
auf 6 Jahre gewählt. 

Arier, früher gleich Sndogermanen, heute bejchräntt auf 
deren aſiatiſchen Zweig, Inder und Sranier. 

Ariftoßratie heißt urjprünglich „HSerrichaft der Beſten“. Als 
Staats- Form heute bedeutungslos, da an jich nur anwendbar 
auf vepublifaniische Staatsverfafjungen, deren feine heute Die 
Form der Ariſtokratie aufweilt. Dagegen verjteht man heute 
unter Ariſtokratie eine Gejellichaftsklafje, eine bevorzugte Klaſſe 
von Staatsbürgern: Adel-, Geburt3-Ariftofratie, Beamten-Arijto- 
fratie, Geld-Ariſtokratie, Ariftofratie des Geiſtes. 

Armengefeggebung und Armenwelen. Die öffentliche 
AUrmenunterjtügung jeßt in Deutjchland ein, wenn fein 
dritter Unterjtügungspflichtiger vorhanden ijt, und vegelt jich 
nach dem Prinzip des Unterſtützungswohnſitzes (j.d.) mit 
Ausnahme von Bayern, wo der Grundjaß der Unterjtügung 
durch den Heimatsort gilt, und von Eljaß-Lothringen, das 
feine obligatorifsche Gemeindearmenpflege kennt. Organe der 
öffentlichen Armenpflege jind die OrtSarmenverbände, die 
aus einer oder mehreren Gemeinden bejtehen fünnen, und Die 
gandarmenverbände, die entweder vom Staate jelbjt 
(Sachjen) oder von den Negierungsbezirten und Kreijen gebildet 
werden. Sn größeren Gemeinden ijt für die örtliche Armen 
pflege meijt eine bejondere Behörde, das Armenamt, gebildet; 
in der Gemeindearmenpflege Verwendung ehrenamtlicher 
AUrmenpfleger, heute unter vielfacher Zuziehung von Frauen, 
die hierin ein Feld öffentlicher Betätigung gefunden haben 
(vergl, Elberfelder Syitem). — Neben der öffentlichen Armen— 
pilege weites Feld für die private Armenpflege, für die 
MWohltätigleit von Einzelnen und Vereinigungen. Dieje wirken 
in vielen Fällen zuſammen mit den öffentlichen Organen und 
vermögen in den meijten mit viel mehr Individualiſierung, Die 
mit Necht für die moderne AUrmenpflege gefordert wird, vor: 
zugehen. Mit der Unterjuchung und Ausbildung dev Methoden 
der Urmenpflege befaßt jich dev Deutjche Verein für Armen— 
pflege und Wobltätigteit. 
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Armenifde Frage. Die im türkifchen Klein-Ajten wohnenden 
Armenier (rund eine Million) gehören dem Chriſtentum an und 
(eben in alter Feindichaft mit den dortigen Mohammedanern. Das 
führte zu häufigen blutigen Zufammenjtößen und zu Verfolgungen 
der Armenier mit gräßlichen Metzeleien, befonders gegen Ende 
des 19. Jahrhunderts; auch die durch evangelijche Miſſionare 
für den Proteitantismus gewonnenen AUrmenier hatten Darunter 
zu leiden. Infolge der Greuel flohen viele Armenier aus ihrem 
Stammland, jo gab es 3.8. Ende 1901 im ruſſiſchen Trans- 
kaukaſien 40000 armenijche Flüchtlinge. 

Arminparagraph, ein nach dem deutſchen Gejandten in 
Paris Grafen 9. von Armin genannter Paragraph (S 353) Des 
Reichsſtrafgeſetzbuches. Armin hatte bei jeiner Abberufung (1874) 
einige Staatspapiere aus dem Archiv der Botjchaft an ich ge- 
nommen und weigerte ich, ſie herauszugeben. Gr wurde zu 
Gefängnisitrafe verurteilt. Um ähnliche Benügung von Alten 
oder Widerjeglichkeit jeitens Beamter des Auswärtigen Amtes 
zu verbüten, wurde der 8 353a in das Strafgejegbuch eingefügt. | 


Arrondieren, abrunden. Arrondierung, ſ. Feldbereinigung. tn 


Arrondierungspolitit, eine Politik, die das Staatsgebiet 
abzurunden jucht durch friedlichen oder friegerifchen Erwerb an— 
grenzender Gebiete. 

Arrondifement, j. Frankreich. 

Arrofierung, Arrojement (Anfrifchung, Befeuchtung), jede 
nachträgliche Zahlung zur Sicherung früherer Zahlungen, 3. B. 
bei Unzulänglichteit des Grundfapitals bei Aftiengejellichaften. 
Ferner wird die Arrojierung vorgenommen bei Staatsjchulden, 
um dem Staat neues Kapital zuzuführen. Sie gejchteht in der 
Weije, daß gegen einen Nachichuß an Kapital das niedriger ver- 
zinsliche Staatspapier in ein höher verzinsliches verwandelt wird. 
Die Schuldfumme bleibt gleich. Die Arrofierung erfolgt in Zeiten 
ſtark geitiegenen Zinsfußes, in denen die Älteren Schulden mit 
ihrem niedrigen Zinsfuß im Kurs tief jtehen. 

Artelle, aus dem vuljiichen Gemeinjchaftsleben hervor- 
gewachjene genofjenjchaftliche Verjonenverbände, die jtch nach dem 
Grundſatz der Solidarhaftung unter der Leitung des „ltejten“ 
zur Verfolgung gemeinjamer wirtjchaftlicher Zwecke gebildet haben. 
Die Genojien jchießen entweder nur ihre Arbeitstraft ein oder 
außer ihr auch Kapital. In den legten Jahrzehnten mit dem Auf- 
fommen der ruſſiſchen Snduftrie find die Artelle das Mittel gewor— 
den, das Zwiſchenmeiſterſyſtem in die Fabrikinduſtrie einzuführen, 
indem der „Alteſte“ als Zwijchenmeijter es übernimmt, der Fabrit 
eine bejtimmte Zahl von Arbeitern, die er auf eigene Nechnung an— 
wirbt, gegen eine bejtimmte Summe zu jtellen. Heute werden auch Ge— 
nojjenichaften nach Naiffeifen oder Schulze-Deligjch Artelle genannt. 
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ArzteRammern, j. Ehrengerichte. 

Arztwahl, freie, j. freie AUrztwahl. 

Askari, eingeborene Soldaten der deutjchen Schußtruppe. 

Afaffinen, heute unter dem Namen Simasliten in 
Syrien, Berjien, Indien vorkommende Sefte, auf die religiös- 
politijche Sekte der Mohammedaner in den Kreuzzügen zurück- 
zuführen, die damals eine furchtbare Rolle jpielte, während die 
heutigen Iſmasöliten harmloje Seftierer jind. 

Aſſekuranz — Berjicherung (ſ. 

——— nennt man ein Verwaltungsſ yſtem, bei dem 
eine bürokratiſche und autofratijche Beamtenfchaft, ohne Rückſicht 
auf die Wünfche des Bürgertum die Gejchäfte handhabt. Es 
liegt dabei eine ähnliche Überjpannung der Bedeutung des Be- 
amtentum3 zugrunde wie beim Militarismus (ſ. d.), weswegen 
man, bejonder3 in der Kolonialverwaltung, das Syſtem büro 
kratiſch⸗ militäriſcher Verwaltung, das keine Spur kaufmänniſchen 
großzügigen Geiſtes atmete, als ein Syſtem des Aſſeſſorismus 
und Militarismus bezeichnete. 

Aſſtgnaten (franz. assignat — Belaſtung eines Grundſtücks), 
Anweiſungen auf die 1790 von der franz. Nationalverſammlung 
beſchloſſenen Verkäufe konfiszierter Kirchengüter, eine Art ſtaat— 
licher mit 5°) verzinslicher Hypothekenpfandbriefe auf die Staats— 
domänen. Da die Verzinſung bald ausgeſchaltet, die Aſſignaten 
in kleinſten Stücken bis herab zu 3 Livres und in unbegrenzter 
Maſſe (1796 45’. Milliarden) ausgegeben wurden, kamen ſie 
ungedectem Papiergeld gleich, dem man Zwangskurs verlieh; 
die natürliche Folge war völlige Entwertung bis auf "s und 
"so und mit dieſer Entwertung des allgemeinen Zahlungs: 
mittel3 ein grenzenlojes wirtjchaftliches Unbeil für ganz Frank— 
reich, das auch durch die 1796 eingeführten „Mandats“, ein 
neues Papiergeld wenig anderen Charakters, nicht behoben 
werden fonnte, da auch jie alsbald entwertet wurden. — Sn 
übertragenem Sinn Ajfignaten-Wirtjchaft, unordentliche 
Bapiergeldwirtjchaft eines Staates. 

Affifen, Bezeichnung für die Sigungen der Schwurgerichte 
und auch dieje jelbjt. Vergl. dazu den Artikel „Schwurgerichte“. 

Associated Press, ein großes nordameritanifches Tele- 
graphenbureau, das von den amerilanijchen | Zeitungen ins Leben 
gerufen wurde und ca. 800 Zeitungen mit Depejchenmaterial 
verjorgt. 

Affoziation, jo viel als Genojjenjchaft, Zulammenjchluß 
mehrerer zu einem gemeinfamen Zweck. Vergleiche biezu den 
Artikel „Senojjenichaften“. 

Affumptioniften, eine franzöſiſche AUugustinerlongregation, die 
eine eifrige ultvamontane Bolitit betrieb. Sie gründete die in 
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ca. 200.000 — verbreitete Zeitung „La croix“ — 
ihrer politiſchen Propaganda wurde ſie 1900 "aufgetöft. Sn Kon- 
itantinopel, wo die Aljumptioniiten ein Priejterfeminar leiten, 
vertreten jte den Gedanken einer Wiedervereinigung der römischen 
und der orientalijchen Kirche. 

Aſyl, Freiſtätte, Zufluchtsitätte. Während im Altertum die 
Tempel und Altäre, ferner bejondere anerfannte Stätten, im alten 
Rom auch die Statuen der Kaijer, im Mittelalter die Kirchen 
eine Freiftätte für Verbrecher bildeten, hat die Neuzeit dies Aſyl— 
recht bejeitigt. Ein Nejt bejteht nur noch darin, daß fremde 
Kriegsichiffe Flüchtlinge aufnehmen können. Dagegen beiteht 
ein Aſylrecht im völferrechtlichen Sinne (vergl. darüber: Poli— 
tiiches Verbrechen). — Aiyle nennt man auch Zufluchtsitätten 
für Obdachlofe, Trinter (Trinferheime), Proftituierte (Magdalenen- 
beime), Wöchnerinnen, entlajjene Strafgefangene. 

Alzendenten, Verwandte in aufjteigender Linie, Voreltern. 

Atheismus, die DOppojition gegen irgend eine Art von 
Gottesglauben, ijt feine bejondere philojophiiche Weltanjchauung 
für fich. Theismus und Deismus erklären jede Lehre für 
atheiftiich, welche die Vorſtellung eines außermweltlichen Gottes 
vermirft und Gott mit der Welt identifiziert, wie den Pantheis— 
mus und KosmotheismuSs. 

Athiopifhe Bewegung (thiopismus), eine Bewegung unter 
den zum Ehrijtentum befehrten Eingeborenen in den ſüdafrika— 
nischen Kolonien, die auf firchliche Selbitändigfeit und Gleich- 
berechtigung mit den Weißen gerichtet it. Sie findet ihren Aus— 
drud in dem Schlagwort „Afrika den Afrikanern“. Aus ihr find 
die Afrikaniſche Methodiſtiſche Epiſkopalkirche und eine Reihe 
kleinerer äthiopiſcher Kirchengemeinjchaften hervorgegangen, wäh— 
rend ein Teil jich al3 Brüderfchaft der englischen Kirche anjchloß. 
Die äthiopiſche Bewegung hat den Hottentottenaufjtand in Deutjch- 
Südmeitafrifa mit verurjacht. Durch den Sieg der Deutjchen 
it der Bewegung Einhalt getan worden. 

Attaché, Gehilfe, der einem Gejandten beigegebene jüngere 
Diplomat. Aus militärifchem Intereſſe befinden ſich bei den 
Gejandtichaften regelmäßig Militär: und Marineattaches, 
neuerdings aus kommerziellen Intereſſen auch Handelsattaches. 

Attorney-general (Kronanmalt), ein von der engl. Re— 
gierung ernannter Sachverwalter, der die Krone in Zivil wie 
in Strafprozejien (al3 Ankläger) vertritt. Gr iſt Mitglied des 
Geheimen Rats. 

Aufgeld, ſ. Ugio. 

Auflage, Beitrag zur Befriedigung öffentlicher Bedürfnifje 
(Gebühren, Steuern). 
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Auflöfung, j. Reichstagsauflöjungen und Reichstag. Die näm— 
liche Bejtimmung, die für die Auflöjung des Reichstags gilt, 
findet jich auch in der preußijchen Verfaſſung für das —— e 
Abgeordnetenhaus. Oſterreich kennt keine ſolche Friſtbeſtimmung. 
Das nach einer Auflöſung neugewählte Parlament iſt in der 
Regel auf eine volle Wahlperiode gewählt. In Oldenburg und 
Sachjen-Koburg-Gotha finden die Neuwahlen nur für den Reit 
der Wahlperiode jtatt. 

Aufſchlag, gleich Alziie, eine im Innern des Landes erhobene 
Berbrauchsiteuer. In Bayern heißen die indireften Gemeinde: 
ſteuern Aufjchläge und die Bieriteuer Malzaufichlag. 

Aufſichtsamt für Privatverjicherung, ſ. Verjicherung. 

Aufwandftenern (Berbrauchs:, Konjumtions-, VBerzehrungs- 
jteuern) jind Steuern, die Perſonen nach dem Maße ihres Ver: 
brauchs oder Gebrauchs von Gegenjtänden oder Leiſtungen treffen 
jollen. Die Höhe des Aufwands oder die Benußgung eines Gegen- 
jtands wird als Außeres Zeichen der wirtjchaftlichen Leiſtungs— 
fähigkeit angejehen. Man unterfcheidet unter den Aufwanditeuern 
1. die (inneren) BerbrauchS= oder Verzehrungsſteuern 
im eigentlichen Sinne, die an den Verbrauch und Genuß von 
Gegenſtänden anjegen, das jind a) die Getränfejteuern (auf Bier, 
Branntwein, Wein und Objtwein); b) die Verzehrungsiteuern 
(auf Mehl und Brot, Fleiſch, Salz und Zucder); e) die Steuern 
auf Genuß- und Berbrauchsgegenitände (Tabak, Zichorie, Öl, 
Seifen, Kerzen, Zündholz, Papier, Schießpulver, Zeitung, Kalender 
und Spielfarten); 2. die Zölle (ſ. d.) und 3. die direften 
Aufwandjteuern, die gewilje Vermögensaufwendungen treffen, und 
die bei dem erhoben werden, der die Aufwendungen macht. Da— 
hin gehören die Wohnungs-, Miet- und Mobiliariteuern, alle 
Luxusſteuern, wie die Belteuerung auf das — von Dienſt— 
boten, Pferden und Kutſchen, Hunden, Geſelligkeitsſteuern, die 
Billard», Fahrrad- und Automobilſteuer. Die Erhebung der 
inneren VBerbrauchsiteuern geſchieht 1. im Anjchluß an die Pro- 
duktion (Broduftionsjteuern) Dabei können jie bemejjen 
werden nach dem Gewicht, der Menge, der Qualität, dem Aus: 
beuteverhältnis der verarbeiteten Nobitoffe oder nach bejonderen 
Merkmalen (Leiltungsfäbigfeit der Vorrichtungen ꝛc.) (Rohſtoff— 
und Materialiteuern) oder es find Kabrilationsfteuern, 
die nach der Menge des fertigen Produkts und auch unter Be- 
rückſichtigung jeiner Güte und des Preijes erhoben werden; 2. im 
Anschluß an den Güterumlauf (Zirkfulationsjteuern) Dabin 
gehören die Transportiteuern, Zölle, die Übergangsabgaben 
(). d.), die Verjandisteuern, die vor der Verjendung erhoben 
werden, die Einlageſteunern, die vor der Verbringung in Die 
Yagerräume des Empfängers zu entrichten find, und die Tor— 
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jteuern (oder Oktrois), ferner die Handelsjteuern, die vom 
Nerkäufer, ſei es vom Großhändler oder vom Detailiſten, ent- 
richtet werden; 3. durch Abfindung oder ——— (Fixation); 
4. auf dem Weg des Monopols ((ſ. d.) und 5. durch Li— 
zenzen (]. d.). 

Auguſtinerorden, ein im 13. Jahrhundert entſtandener Orden 
von Bettelmönchen. 

Auguſtinus-Verein, 1878 zur Pflege der katholiſchen Preſſe 
in Düjfeldorf gegründet, unterjtüßt neu zu gründende und in- 
formiert bejtehende Blätter, jorgt für hilfsbedürftige Journaliſten, 
wie auch für die HSeranbildung von jungen Leuten zum journali- 
ſtiſchen Beruf. 

Auguftkonferenz, die jährlich in Berlin jtattfindende Ver— 
a der jtreng lutheriſchen, pofitiven Lutherifchen Pro- 
vinzialver eine in Preußen. Die Angehörigen diejer Richtung 
bilden in den Synoden die Fraktion der „Konfeſſionellen“. 

Ausfufr. Der Außenhandel im Gegenſatz zum Binnen: 
handel zerfällt in Einfuhr: und Ausfuhrhandel; die Gegenüber: 
itellung der Werte diejer beiden Teile des Außenhandels eines 
Volkes ergibt jeine „Sandelsbilanz”; man nennt jie „günftig“, 
(„aktiv“), wenn die Ausfuhr die Einfuhr an Wert überragt, und 
umgefehrt. Aber man darf nicht glauben, daß die Handelsbilanz 
ohne weiteres die wirkliche Bilanz der mit dem Ausland ge- 
tauſchten Werte darjtelle; für die Bilanzierung der wirtjchaftlichen 
Beziehungen zwilchen Völkern fommen noch andere Werte in 
Betracht als nur die Menge der eine und ausgeführten Waren, 
nämlich Snveitierung von Kapitalien in Anlehen des Auslands, 
in indujtriellen und Handelsunternehmungen und in Transport- 
leijtungen für das Ausland. Es Tann alfo auch eine „ungünjtige“ 
(og. „paſſive“) HandelSbilanz für ein handeltreibendes Bolt 
Vorteil bedeuten, 3. B. beim Deutjchen Reich, das um 1900 für 
1,5 Milliarden mehr ein: al3 ausführte und dabei doch feine 
ganze Vollswirtjchaft auf dem Grtrag feiner ans Ausland ab- 
zujegenden Arbeit aufbaut. — Ausfuhrverbote, die die ältere 
Volfswirtichaft hauptjächlich binfichtlich von Rohſtoffen fannte, 
jind heute nur noch als Maßnahmen fanitärer Natur oder in 
Kriegszeiten denkbar (Rußland 1891 Verbot der Getreideausfuhr 
aus einzelnen von Hungersnot betroffenen Gouvernement3, im 
Kriegsfall Verbot von Kriegsmaterial-, Pierde- 2c.-Ausfuhr). 
Ebenjo find bei uns jeit 1873 die Ausfuhrzölle verjchwunden. 
Dagegen kennt die neuere Vollswirtjchaft in größerem Umfang 
Mittel zur Förderung der Ausfuhr in Geftalt von Ausfuhr- 
prämien, die entweder offene (direkte) oder verſteckte (in- 
direfte) jein fönnen, was dann der Fall ift, wenn die Rück— 
vergütung für die bei der Einfuhr einer Ware gezahlten Zoll- 
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und Steuerbeträge jo hoch iſt, daß ſie dieje Beträge überfteigt; 
jo in Deutjchland für Branntwein (Rücvergütung der Zufchlag- 
jteuer), Bier, Tabak und Tabakfabrifate und vor allem für aus 
heimiſchem Getreide hergeitellte Mübhlenfabrifate. (Bergl. dazu 
„Einfuhrſcheine“). 

Ausfuhrmuſterlager, ſ. Exportmuſterlager. 

Ausgabereſervate, j. Reſervate. 

Ausgleich, Deutjch-böhmifcher, daS 1890 in den Wiener 
Konferenzen zwijchen Deutjchen, Alttfchechen und Großgrund- 
bejigern gejchlojjene Übereinfommen über einige der nationalen 
Streitfragen. Die Ginigung über die übrigen scheiterte an den 
Sungtjchechen. In den legten Sahren find auf VBeranlafjung der 
Regierung von einer deutjch-tichechijchen Kommiſſion wiederholt 
Verjtändigungsverhandlungen geführt worden. Die Regierung 
machte Vorlagen über den Gebrauch der beiden Sprachen in 
Prag und bei den autonomen Behörden, über Teilung des 
Landesausſchuſſes in eine deutjche und tichechiiche Sektion 2c., 
aber an den übertriebenen Forderungen der Tichechen jcheiterten 
alle Berjtändigungsverjuche. Die Verhandlungen im Sabre 1910 
wurden am 17. November ergebnislos abgebrochen. 

Auslieferung von Berbrechern, ein völferrechtlicher Akt, 
Beitandteil der internationalen Strafrechtspflege, gegründet auf 
bejonderen Auslieferungsverträgen, da eine allgemeine Aus: 
lieferungspflicht als völferrechtlicher Grundjaß nicht anerkannt 
it. Die Verträge werden unter Mitwirkung der Vollsvertretungen 
geichlofjen und können nur Perjonen betreffen, die Ausländer 
ind, in ihrem Heimatland ein Verbrechen begingen und dann 
in den andern Bertragsitaat geflüchtet find; dagegen darf ein 
Deutjcher nicht ans Ausland wegen dort begangener Verbrechen 
ausgeliefert werden. Wegen politijcher Verbrechen wird nicht 
ausgeliefert; dagegen läßt die ſog. Attentatsklauſel meijt die 
Auslieferung zu, wenn Mordanfälle gegen das Staatsoberhaupt 
vorliegen. — Deutjchland hat Auslieferungsverträge gejchlofjen 
mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika, Stalien, Groß— 
britannien, Schweiz, Belgien, Luxemburg, Brafilien, Schweden, 
Norwegen, Spanien, Uruguay, Kongojtaat und Niederlanden; 
Preußen und Bayern auch mit Rußland, und zwar — wenn auch 
allerdings jehr angefochten und bejtritten — auch für politifche 
Verbrechen, einſchließlich Majejtätsbeleidigung. 

Ausnahmegefeße, außerordentliche Gejegesvorjchriften, Die 
über das normale Staatsgejfeg hinausgehen und nicht für Die 
Geſamtheit der Staatsbürger, ſondern nur für eine bejtimmte 
Klaſſe erlaffen werden. Beilpiele: Mai-Geſetze und Jeſuiten— 
in (ſ. unter Rulturlampf), ferner das Sozialiſten-Geſetz 
j. dort). 
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Ausfperrung, Arbeitseinftellung auf Seiten der Unter: 
nehmer, Entlalfung der Arbeiter durch die Arbeitgeber, eine 
Kampfmaßregel des organifierten Unternehmertum gegen Die 
DOrganijationen der Arbeitnehmer. Sie wird zwar auch vom 
einzelnen Unternehmer verhängt, aber mehr und mehr wird fie 
ein Rampfmittel der Arbeitgeber-Organijationen (gegen Die 
Maifeier 3. B.) teils in lofalem Umfang, teils in der Ausdehnung 
über das ganze Neich, wie 3. B. die Bauarbeiterausjperrung im 
Sommer 1910 oder die zu gleicher Zeit geplante Mletallarbeiter: 
ausjperrung. 

Ausftand, j. Streit. 

Austaufdprofefforen. Seit einigen Jahren gehen jährlich 
zwei deutjche Univerjitätsprofejjoren nach Nordamerifa, um an 
den dortigen Univerjitäten Harvard und Columbia Borlefungen 
während eines Winterjemefters zu halten, und umgekehrt jehicken 
die beiden amerifanijchen Univerjitäten zwei Profeſſoren an die 
Berliner Univerfität. Auch zwiſchen Chicago und der preußijchen 
Negierung fand ein Austaufch von Gelehrten jtatt. Cr foll der 
Förderung der gegenfeitigen, bejonders wiljenjchaftlichen, Be— 
ziehungen der beiden Ntationen dienen. In neuejter Zeit ift auch 
beabjichtigt, vor allem zum gegenfeitigen Studium der Erfahrungen 
im Verkehrsweſen, Austaufchprofejjuren an den technijfchen 
Hochichulen zu errichten. 

Austrägafgeridife, Standesgerichte zur Aburteilung der ehe- 
mals reichsunmittelbaren Standesherren wegen jtrafbarer Hand— 
lungen. Das landesgejeglich den Standesherren gewährte Recht 
auf AU. in Strafſachen iſt bis heute erhalten blieben. 

Auſtralien, ehedem die jämtlichen Länder und Snjeln vom 
Indiſchen bis zum Stillen Ozean, heute nur noch der Auftral- 
Kontinent mit Tasmania, jtellt den kleinſten Grdteil dar mit 
7929012 qkm und 4007350 Einwohnern, ohne die Ureinwohner, 
deren Zahl ſtets im Abnehmen begriffen iſt. Der Nationalität 
nach jind 90° der Koloniiten Briten, 120000 Deutjche. — Die 
fünf Kolonien des Feitlandes (Neufüdmwales, Biltoria, Queens— 
land, Südauftralien, Wejtauftralien) mit der Inſel Tasmania 
find jeit 1901 zu dem auftraliihden Staatenbund ver- 
einigt, mit eigenem Parlament, jedoch unter englifcher Ober— 
hoheit. Bergl. den Artikel: Englifche Kolonien. 

Austrift aus der Kirde. Die fatholijche Kirche erkennt 
diefen Austritt nicht an, ſie betrachtet auch die Ausgetretenen 
(Abtrünnigen, Apojtaten) als ihrer Gewalt unterworfen. Das 
gegen hält die evangelijche a den Austritt für wirkſam. Der 
moderne Staat läßt den Kirchenaustritt zu, aber nur unter ge= 
wijjen Bejchränfungen. Bor allem verlangt er die Erreichung 
eines gewiſſen Lebensalters (Unterjcheidungsjahr), meiſt die Voll— 
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endung des 14. Lebensjahres, doch auch des 16., 18. und 21. 
Ferner jind Formen für den Austritt vorgejchrieben (Erklärung 
des AustrittS vor der VBerwaltungsbehörde, dem Geijtlichen ujw.). 
Auftroflavismus, Die unter den djterreichiichen Polen und 
den Tichechen auftretenden Bejtrebungen, die im Gegenjaß zu 
dem Neojlavismus, der die VBorherrichaft des Slaventums unter 
rufjticher Führung anjtrebt, darauf gerichtet jind, Ofterreich unter 
ſlaviſche Herrichaft zu befommen. Cine Abſage der Tichechen 
an den Neoſlavismus war die Nichtwahl ihres neoſlaviſtiſchen 
Führers Dr. Kramarz zum Obmann des Tichechenklubs. 
Auswanderung it Das Berlajien des Heimatlandes zum 
Zweck der Anſäſſigmachung im Ausland; die wirtichaftlich wich- 
tigite Ausw. ijt die überjeeiiche. Auswanderungsbejchränfungen 
bejtehen für die im Militärverhältnis befindlichen Perſonen. Der 
ununterbrochene mehr als 10jährige Aufenthalt im Ausland hat 
den Verluit der Reichsangehörigfeit zur Folge. — Volkswirt: 
Ichaftlich ilt die Auswanderung als ein Gradmejjer der Möglich: 
feit anzujehen, in der im Inland wachjende Volksmaſſen Be— 
Ichäftigung finden können. Wirtjchaftlicher Niedergang bat 
geiteigerte Auswanderung zur Folge. Die ausgewanderten Ar: 
beitsfräfte bedeuten für die heimijche Volkswirtſchaft einen meijt 
dauernden Verluſt und eine Erhöhung der Konkurrenzfähigkeit 
anderer Weltvölfer. Daher das wirtjchaftspolitifche Bejtreben, 
die wachjenden Volksmaſſen im Inland durch binreichenden Be- 
Ichäftigungsarad feitzubalten; „Waren exportieren, anjtatt Men: 
ſchen exportieren!” Starke AUuswanderungszeiten in Deutjchland 
1866— 1869, 1872—1873, 1880—1885, 1891—1893. Die durch 
unjere überjeeijchen Unternehmungen und durch Tolonijatorijche 
Beitrebungen unjeres Handels notwendig werdende Auswanderung 
it natürlich ganz anders zu beurteilen. Bei der Auswanderung 
überhaupt iſt anzuitreben, daß das Deutjchtum der Auswanderer 
erhalten bleibt, weshalb auch eine Bewegung zu einer modernen 
Reform unferer Geſetzgebung über den Verluſt der Reichs— 
angebörigfeit im Gange iſt. Zum Schuß der Auswanderer vor 
Übervorteilung bei der Beförderung und bei der Anjtedlung ijt 
bei uns durch Neichs- und Landesgejege Vorkehrung getroffen. 
Seit 1. Auguſt 1902 beſteht in Berlin eine von der Deutjchen 
KRolonialgejellichaft errichtete und vom Neich unterjtüßgte und be— 
auflichtigte „Zentralausfunftsjtelle für Auswanderer“, 
der ein Jachverjtändiger Beirat zur Seite ſteht, und die koſtenlos 
mündlich und jehriftlich Auskunft erteilt. Sie bejigt eine große 
Anzahl Zmweigitellen im Neich. (Uuswanderungstommifjare in 
den ‚he 
uswärfige Politik, die Staatsgeichäfte, die ſich aus den 
Beziehungen zu den andern (ausländijchen) Staaten ergeben; 
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unter ihnen heute bejonders wichtig die auswärtigen Handels- 
beziehungen eines Staates. Bei uns ift in der Neichsverfafjung 
dem Kaiſer die völferrechtliche Bertretung unſeres Deutjchen 
Neichs dem Ausland gegenüber übertragen (Artikel 11 der Reichs- 
verfaffung). Unter dem Neichstanzler als Chef der Reichs— 
verwaltung führt das Auswärtige Umt des Deutjchen Reiches 
unfere auswärtigen politifchen und handelspolitiſchen Gejfchäfte. 
Der Reichstag bat in den ausmärtigen Angelegenheiten in- 
jofern mitzumirfen, als Verträge mit fremden Staaten über die 
in Artitel 4 der NReichsverfaflung umfchriebenen Gegenstände der 
Reichsgefeggebung feiner Genehmigung bedürfen, jo 3. B. Hans 
delsverträge. Nach Artikel 8 der Neichsverfaffung wird außer: 
dem im Bundesrat aus den Bevollmächtigten der Königreiche 
Bayern, Sachjen und Württemberg und 2 vom Bundesrat all- 
jährlich zu mwählenden Bevollmächtigten anderer Bundesjtaaten 
ein „Ausjhuß für die auswärtigen Angelegen- 
beiten“ gebildet, in welchem Bayern den Borjit führt. Diejer 
Ausſchuß dient aber lediglich dazu, Mitteilungen über die aus— 
wärtigen Beziehungen de3 Neich3 zu empfangen und Die An— 
fichten der Bundesregierungen darüber auszutaufchen; er bat 
aber feinen Anteil an der Verwaltung, jo vor allem z. B. nicht 
an der Ernennung der Gejandten, an ihrer Inſtruierung 2c. 
Das alles ijt vielmehr ausjchließliches Recht des Kaifers 
allein. Der Ausjchuß iſt 1879, 1900 und 1908 zujammen- 
getreten, jedesmal auf Wunfch des Neichsfanzlers, was an ich 
ichon beweiſt, daß man bei den Angehörigen des Ausfchuffes 
diejem feine Möglichkeit der Initiative beimißt. In der aller: 
neuejten Zeit ilt auf Grund von Parlaments- und Zeitungskritik 
dem Ausſchuß mit einer gemwiljen NRegelmäßigfeit vom Reichs— 
fanzlev Bericht über die VBorgänge in der äußeren Bolitif er- 
jtattet worden. 

Ausweifung, ein Gebietsverbot, die zwangsweiſe Entfernung 
aus einem bejtimmten Territorium, in der Regel nur gegen 
Ausländer möglih. — Inländer fönnen im Deutjchen 
Reich nur in folgenden Ausnahmefällen von einem Bundesitaat 
in den andern (Die jich ja nicht als Ausland gegenüberftehen) 
ausgemwiejen werden: 1. Bayern und Gljaß-Lothringen, wo das 
Reichsgejeg vom Unterſtützungswohnſitz feine Geltung hat, müſſen 
hilfsbedürftige Angehörige, die von andern Bundesjtaaten aus- 
gewiejen werden, übernehmen; 2. es können Aufenthaltsverbote an 
beicholtene Perſonen ergehen (vergl. Freizügigkeit); 3. Unter: 
ftüßungsbedürftige, die anderswo einen Unterjtüßungswohnfit 
erworben haben, fönnen auch bei Rückkehr in ihren urjprüng- 
lichen Heimatjtaat an den neuerworbenen Unterſtützungswohnſitz 
zurüclüberwiejen werden. Sn allen diejen Fällen handelt e3 fich 
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aber nur um die Ausweiſung eines ReichSangehörigen aus dem 
einen Bundesjtaat in den andern, nicht aber aus dem Reichsgebiet. 

Außenhandel, im Gegenjat zum Binnenhandel, dem Handel 
im Innern, der Handel mit dem Ausland. ©. Ausfuhr. Die 
überaus gewaltige Ausdehnung des Außenhandels illujtrieren die 
folgenden Zahlen: 1900 betrug der Außenhandel 11 088,9 Mill. ME., 
1910 betrug er bereits 16076,3 Mill. ME. Der gejamte deutjche 
Außenhandel von 1901—1910 it um 56052 Mill. oder um 
53,5 °) gejtiegen, die Einfuhr iſt in Ddiejer Zeit gejtiegen von 
5710,3 Mill. ME. auf 86092 Mill. ME, d. i. um 50,9 °%, die 
Ausfuhr von 4512,6 Mill. auf 7461,1 Mill, d. i. um 65,5 °)o. 

Außenſeiter, j. Dutjider. 

Aunthentifh, vollflommen glaubwürdig, echt. Authentijche 
Snterpretation, die Auslegung eines Gejeges durch ein 
anderes Gejet, jo daß aljo der Gejetgeber jelber erklärt, was 
er mit dem eriten Geſetz gejagt wijjen will. 

Autodafe, jiehe Inquiſition. 

Autokratie, die von andern Menjchen unabhängige, in jich 
jelbjt gegründete Autorität und Gelbitregierung des Monarchen, 
trifft meift, wenn auch nicht immer, mit dem Begriff der abjoluten 
Monarchie zujammen. 

Antomobilftener, eine Steuer auf Kraftfahrzeuge und Kraft: 
räder, die der Perjonenbeförderung auf öffentlichen Wegen und 
Plätzen dienen, eingeführt durch das Neichsjtempelgejeg vom 
3. Suni 1906. Ausgenommen von der Steuer jind die Fahrzeuge, 
die ausjchließlich für die gewerbsmäßige Perjonenbeförderung 
und für den behördlichen Dienjt bejtimmt jind. Für alle Fahr: 
zeuge (auch für ausländijche) ijt ein Grlaubnisjchein zu löjen, 
der für ein Sahr bei inländischen und für 5—30 Tage bei aus— 
ländifchen gilt. Die Steuer beträgt bei inländifchen Krafträdern 
10 Mk, bei Kraftwagen iſt je nach der Pferdejtärfe ein Grund: 
betrag (25—150 ME.) nebjt Steigerungsjäsen (2—10 ME. pro 
Pferdeitärke) feitgejegt; für ausländische Krafträder tft die Steuer 
3 ME, für Kraftwagen 15 ME. bei einem Aufenthalt bis zu 
5 Tagen und 40 ME. bei einem jolchen von über 5530 Tagen. 

Autonom, durch eigene Gejeßgebung geregelt. — Auto— 
nomer Bolltarif, ſ. Handelsverträge. 

Autonomie, Selbitgefeggebung, Necht der Gemeinweſen, neben 
dem Geſetzgebungs-Recht des Staates für ihre inneren Angelegen- 
heiten Beitimmungen mit rechtlicher Geltung zu treffen. Gemeinde: 
Autonomie umjchließt nach heutigem Sprachgebrauch auch die 
GSelbjtverwaltung der Gemeinden; daneben genießen z. B. in 
Preußen und auch in Öfterreich größere Selbjtverwaltungstörper 
bis zu einem gewiſſen Grad das Necht der Autonomie für ihre 
inneren Angelegenheiten. 


— — — — 
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Autonomiften, hieß eine politiſche Partei in Elſaß-Lothringen, 
die im Gegenfaß zu den „Proteſtlern“ die Ginverleibung des Landes 
ins Deutjche Neich als völferrechtliche Tatfache hinnahm, aber 
den Neichslanden eine möglichjt jelbjtändige Verwaltung gewährt 
wijjen wollte, was 1879 zum Teil erreicht wurde; bei den 
Wahlen 1881 und 1884 wurden die Autonomijten völlig beifeite 
geichoben. Bergl. „Elſäſſer“. 

Autorrecht, ſ. Urheberrecht. 

Averfum, Averſional-, Bauſch-, Abfindungs-, Vergleichs— 
ſumme, nach Gutachten oder Abſchätzung; z. B. bei der Poſt (,frei 
laut Averſum“) die Bauſchſumme für die portofreie Beförderung 
ſtaatlicher Dienſtſendungen. Vergl. ferner Mecklenburg. 


B. 


Babismus, auch Bahaismus (Bahai heißt „Kinder des 
Lichts”) genannt, die Glaubenslehre der Babiten, einer um 
die Mitte des 19. Jahrhunderts gegründeten Islam-Sekte in 
Berjien. Sie ijt gegründet von Mirza Ali Mohammed, der jich 
Bab, d. i. Pforte der Gotteserfenntnis, nannte. Die Sekte will 
eine Reformation des Islams darjtellen und fand ihre Gefolg- 
ichaft bejonders bei den Neuperjern. Nach blutigen Berfolgungen, 
in denen Bab erjchofien wurde, wurde jein Nachfolger nach Akkon 
gebracht. Von hier entfaltete der Babismus eine eifrige Miſſions— 
tätigfeit, und mit jeiner Lehre der univerfalen Harmonie hat er 
auch in Deutjichland Anhänger gefunden. 

Babunismus, kommuniſtiſche Beitrebungen, haben ihren 
Namen nach Baboveuf, einem der Führer in der erjten franzo- 
jtichen Revolution. 

DBäderei-Berordnung, eine auf lÜbereinjtimmung der ver- 
bündeten Regierungen beruhende, von den einzelnen Bundes- 
itaaten erlafjene Verordnung, die für die Bädereien, Back- 
ſtuben ꝛc. Mindeftvorjchriften über Naumgehalt, Licht: und 
Lüftungsverhältnijfe enthält, jowie darüber, daß tiefer als 
50 em unter dem gewachjenen Boden Badjtuben nicht gejtattet 
find. Die Ausführungszeit der Verordnung erjtrecdt fich auf die 
Sabre 1908 bis 1912. 

Bakfhifh, orientaliiche Bezeichnung des Trinkgelds; im 
übertragenen Sinn wird das Wort als Ausdruck der Beitechlich- 
feit gebraucht. 

Baden, Großherzogtum, im Mannesjtamm erbliche, konſti— 
tutionelle Monarchie, 15263 qkm, 2140605 Einwohner. Ver- 
fafjung von 1818, vielfach abgeändert, zulegt bei der Wahlrechts- 
reform 1904. Landtag mit zwei Kammern; der erften gehören 
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an die großjährigen Prinzen, Standesherrn, acht Vertreter des 
grundbejigenden Adels, Bertreter der Hochichulen, Städte, des 
Handels, der Induſtrie und der Landmwirtichaft, die von den 
Berufsorganifationen diejer Stände gewählt werden. Die zweite 
Kammer bejteht aus 73 Abgeordneten, die in 24 jtädtifchen und 
49 ländlichen Wahlbezirten auf Grund des allgemeinen, gleichen, 
geheimen und divelten WahlrechtS gewählt werden. — Die poli- 
tiiche Barteikonjtellation in Baden hat jeit der Wahlrechtsreform 
zum jogenannten Großblod (j. unter Block) geführt, d. h. zu der 
wabltaftifchen Koalition von Nationalliberalen, Freilinnigen und 
Sozialdemokraten gegen Zentrum und Rechte mit dem Zweck, 
eine ultramontane Mehrheit in der badiichen Zweiten Kammer 
zu verhindern. — An der Spiße der Regierung jteht das Staat3- 
minijterium mit teihveile je in einer Perſon vereinigten Mini- 
jterien des Auswärtigen, der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts, 
des Innern und der Finanzen. Cine Zwijchenjtufe zwijchen dem 
Minijterium und der Bezirksverwaltung bilden die vier Landes— 
fommijjäre in Karlsruhe, Mannheim, Freiburg und Konjtanz 
mit elf Berwaltungstkreijen (Kreisverfammlungen, Kreisausjchüfle). 
Die Bezirksverwaltung wird durch 53 Bezirksämter (Borjtand: 
Oberamtmann) ausgeübt. Die Gemeindeverwaltung handhaben 
Stadtrat (mit Oberbürgermeijtern bezw. Bürgermeijtern an der 
Spige) und Bürgerausjchuß. Allgemeine Gintommeniteuer. 

Badifde Großblock Politik j. „Bloc“. 

Dagdaddahn, Gijenbahn in Kleinaſien von Konia über 
Bagdad und Basra nach Berjien, die von der Unatolifchen Eijen- 
bahngejellichaft auf Grund des Vertrags mit der Türkei vom 
23. Dez. 1899 in acht Jahren gebaut werden ſoll. Ihr End: 
punkt Kadhima ijt von Konia rund 3000 km entfernt; die Bau— 
fojten jind auf etwa 500 Mill. ME. veranjchlagt. Die Bahn 
wird ein altes Kultur: und Wirtjchaftsgebiet, daS ungenügend 
bevölkert und bebaut ift, wieder zu heben imftande fein und neue 
Handelsbeziehungen zwijchen diejem Gebiet und dem europätjchen 
Kontinent jchaffen. An dieſer Niefenunternehbmung it in erjter 
Linie deutjches Kapital beteiligt, nämlich mit 40%, während je 
30° auf Frankreich und die Schweiz entfallen. Seit über 
20 Jahren tft der erite Teil begonnen und in 15 Jahren bis 
Konia (als ſog. Anatolifche Bahn) vollendet worden. Von 
den 3000 km bis zum Golf von PBerjien ijt ein Viertel ausgebaut. 
Bis Ende 1911 wird die Bahn vorausfichtlich bis Tel-Glif bei 
Moful fertig fein, von wo dann bis Bagdad noch vund 600 km 
und ebenjoviel von Bagdad bis zum Berfiichen Meerbuſen zu 
bauen find. Die Fortießung und Beendigung des Bahnbaus 
ſchien eine Zeitlang bedroht durch fremdländiſche, bejonders eng: 
liſche Ginfprüche, die vor allem nicht baben wollten, daß Die 
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Bagdadbahn in Kuweit am Perſiſchen Meerbuſen endige. Eng— 
land, das die Beherrſchung der Endſtrecke durch eine andere 
Macht wegen Indiens nicht dulden wollte, ſtützte ſeine Einſprüche 
auf die Verträge, die es mit dem Scheik von Kuweit geſchloſſen 
hat. Alle dieſe Schwierigkeiten haben beſonders unter dem Ein— 
fluß der Potsdamer Zuſammenkunft des Kaiſers Nikolaus II. 
von Rußland und Kaiſer Wilhelms II. und unter der Förderung 
durch den neuen deutſchen Staatsſekretär des Außeren v. Kiderlen— 
Wächter eine Löſung gefunden durch den im Frühjahr 1911 
zwijchen der Deutjchen Bank und der türkifchen Negierung ge- 
ſchloſſenen neuen Vertrag. Danach iſt der Ausbau der Bahn bis 
Bagdad in den nächſten 5 Jahren unter Führung des deutſchen 
Kapitals geſichert. Ferner wird die Abzweigung nach Alexandrette 
und damit die Verbindung mit dem Mittelmeer hergeſtellt eben— 
falls durch deutſches Kapital, womit das engliſche Konkurrenz— 
projekt ausgeſchaltet iſt. Schließlich wird der Deutſchen Bank in 
dem Vertrage zugeſichert, daß auch bei der Endſtrecke von Bagdad 
bis zum Perſiſchen Golf in einer etwaigen neuen Bagdadbahn— 
Geſellſchaft das deutſche Kapital mit der gleichen Quote beteiligt 
jein joll wie jede andere nichttürkifche Vtativnalität. Dadurch iſt 
auch die Mitwirkung Englands gejichert, das infolge der rusitichen 
Schwenfung in der Bagdadbahnpolitit die Deutjch türkischen 
Bagdadbahnrechte 1911 amerfannt hat; und damit iſt auch eine 
Löſung der Einmündungsfrage der Bahn am Berjtichen Golf 
vorbereitet. 

Bahnfteigfperre, eine nach ausländiſchem Beijpiel zuerjt 1895 
von Preußen eingeführte, dann von Bayern, Sachien, Baden 
und Württemberg nachgeahmte Kontrollmaßregel, die am Ein- 
gang der Bahnjteige durch Bahnfteigichaffner die Prüfung und 
Abnahme der Fahrkarten vornehmen läßt und Dadurch Die 
Kontrolle in den Zügen während der Fahrt ausjchalten joll. 
Ferner jollen die Bahniteige dadurch von Nichtreifenden frei: 
gehalten werden; dieſe haben nur gegen Löſung bejonderer 
Bahniteigfarten Zutritt. Ihr finanzielles Ergebnis ift nicht im 
Stand, ihre Koften zu decken. 

Baiffe, Sinken des Börjenfurjes, Batjjiers (Firer, Contre— 
mineurs), die auf das Sinken der Kurje jpekulierenden Verkäufer. 
Der Baijjter verfauft auf einen Termin, an dem er die Papiere ꝛc. 
billig zu befommen hofft, um jte zu dem vereinbarten höheren 
Preis abzugeben. (Bergl. Börjengeichäfte.) 

Balkanfrage. Die Balfanbalbinjel mit ihrer europäijch- 
ajtatiichen Übergangslage hat immer den Schauplat für die wich- 
tigiten Vorgänge europäiſcher DOrientpolitit abgegeben und bildet 
heute noch ein Gebiet, Das Europa fortgejegt in Atem hält. Seit 
der Ordnung der ftaatlichen Berhältnijfe auf dem Balkan im 
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Berliner Frieden ijt dennoch dort alles im Fluß geblieben. Sn 
den letzten Jahren hat die türkiſche Regeneration, die Bejit- 
ergreifung Öjterreich-Ungarns von den offupierten Gebieten Bos— 
nien und Herzegowina und die deshalb wieder entflammte pan- 
jlaviftiiche Gegenbewegung eine neue Konjtellation ergeben mit 
längere Zeit drohenden friegerijchen Verwicklungen. Die hab3- 
burgijche Monarchie und das neue türkiſche Reich find entjchlojjen, 
den heutigen Beſitzſtand zu wahren und irgendwelche Ummälzungen 
zu verhüten. Auch Rumänien ijt Neuerungen abhold. Serbien, 
Bulgarien und Montenegro ftehen jowohl ihren ehemaligen Su- 
zerän, der Türkei, mit Mißtrauen entgegen als auch Dfterreich- 
Ungarn. Anläßlich der Einverleibung von Bosnien und Herze- 
gomwina in die Bjterreichiich-ungariiche Staatengemeinjchaft hat 
Bulgarien jich Oftrumelien ebenfalls vollendE ganz angeeignet, 
und jeine Erhebung zum Königreich hat neuerdings jogar bei 
Montenegro Nachahmung gefunden. Ob damit die Machtgelüjte 
diejer Balfanjtaaten endgültig befriedigt jind, weiß niemand zu 
jagen. Bjterreich-Ungarn und die Türkei haben das größte In— 
terejje an weiterer friedlicher Gntwiclung, die vom Deutjchen 
— nur freundnachbarlich unterſtützt werden kann. Engliſcher, 
ruſſiſcher und franzöſiſcher Einfluß hören aber nicht auf, in dieſem 
jogenannten nahen „Orient“ wie im ferneren und fernjten ihre 
Ginflüffe zu fördern und zu erweitern. Immerhin hat die jüngjte 
unfreundliche Finanzpolitit Frankreichs und Englands der Türkei 
gegenüber bei ihrem letzten Anleihe-Verjfuch die deutjchen und 
öſterreichiſchen Intereſſen nicht unmwejentlich gefördert. Ein „Wetter- 
winfel” wird der Balkan aber immer noch bleiben. (Siehe auch 
Albaniſche Frage und Berliner Kongreß.) 

Ballon d’essai, wörtlich Berjuchsballon, dann eine Nach- 
richt, Mitteilung, die als Fühler dienen joll. 

Dallotage, Abjtimmung mit jchwarzen und weißen Kugeln. 
(S. Abjtimmung.) 

Dancroftverfräge, Verträge, die die Vereinigten Staaten mit 
dem Norddeutichen Bund und den Güpddeutjchen Staaten im 
Jahre 1868 und 1869 über die Staatsangehörigleit ihrer beider- 
jeitigen Auswanderer abgejchlofjen haben. Angehörige des einen 
Staates, die jich fünf Jahre in einem andern aufgehalten haben 
und fich dort haben naturaliſieren laſſen, werden auch von dem 
ersten Staat als Angehörige des andern Staates angejeben. 
Kehrt der Naturalifierte aber in fein urjprüngliches Vaterland 
zurück und zeigt er (durch zweijährigen Aufenthalt) an, daß er 
port bleiben will, jo wird angenommen, er babe auf die Natu—⸗ 
raliſation —— 

Danderofe, ein zur Sicherung der Steuererhebung dienender 
bedruckter und geltempelter Papierjtreifen, der, um Zigaretten— 











Banjo — Banten 49 





jchachteln gelegt, deren Verbrauch vom Zerreißen dieſes „Steuer: 
jtreifens“ abhängig macht; außer dieſer Banderole-Steuer auf 
Zigaretten wird im Deutjchen Neich auch die Erhebung der 
Schaummeinjteuer und der Beleuchtungstörper-Steuer 
durch Banderolen bewerlitelligt. 

Danjo (Bugyo), japanijcher Berwaltungsvoritand. 

Danken jind Anftalten zur Vermittlung des Geld- und 
Kreditverfehrs; dem Geldverfehr, d.h. der Verbefjerung des 
Zahlungsverkehrs, dienen die Giro-, Depoſiten- und Notenbanken, 
bejonders durch den Kontokorrentverkehr, Abrechnungen, Über- 
weiſungen, Ausgabe von Gelderjagmitteln zur Ausjchaltung des 
Metallgeldvertehrs ujw.; dem Kreditbedürfnis dienen Hypo— 
thefen-, Disfonto- und Lombardbanten. 

Girobanken vermitteln den Zahlungsverkehr innerhalb 
eines Kreifes von Gejchäftsleuten, die in ihre Bankkaſſe Bar- 
bejtände einjchießen und von der Bank dafür ein Konto eröffnet 
erhalten; auf diefem Konto werden ihnen Zahlungen von Dritten 
gutgejchrieben, eigene Zahlungen an Dritte ihnen belajtet. Damit 
werden unter Griparnis an Zeit und Geld überflüjjige Bargeld- 
umjäge ausgejchaltet. Die Reichsbank beforgt die Gejchäfte 
einer Girobanf in weitaus größtem Umfang. 

Depojitenbanten verwalten ihnen übergebene Depofiten, 
Wertgegenftände, entweder in „geſchloſſenen“ Depots unter bloßer 
Garantie der ficheren Aufbewahrung (wie z.B. bei der Reichs: 
bank ausjchließlich), oder aber in „offenen“ Depot3 unter voll- 
ftändiger Kontrolle der Wertpapiere auf Einlöfung, Abtrennung 
der Zinsjcheine, Erneuerung der Zinsbogen, Umtaufch, Konver- 
tierung, Ausübung von Bezugsrechten ujw., beides übrigens 
gegen Aufbewahrungs: bezw. Verwaltungsgebühren. Außerdem 
fönnen Depofiten aber auch der Bank zur Benugung übergeben 
werden, was meilt bei Banken mit umfangreichem Giro- und 
Kontokorrentverkehr geichieht. 

Notenbanten, auch Zettelbanten genannt, geben Bant- 
noten aus, umverzinsliche Zettel, gegen deren Nückgabe die 
jofortige Auszahlung des Betrags erfolgt. Damit erhalten die 
Banknoten den Charakter von Umlaufsmitteln wie metallifches 
Geld; Grundfag muß nur fein die Ginlöjungspflicht der 
Notenbanf. Die Ausgabe von Banknoten ift in Deutjchland 
durch das Bankgeſetz von 1875 bejchränft, um eine leicht- 
fertige Disfontierung und nachläſſige Gejchäftsführung zu ver: 
hindern. Deshalb ift eine Art Monopol der Notenausgabe an 
die deutſche Reichsbank verliehen, ihre ganze Verwaltung 
aber dem Reichskanzler unterjtellt und eine jehr umfajjende 
Kontrolle der Diskontpolitit durchgeführt. Neben der Einlöjungs- 
pfliht ift von Wichtigleit der bejchräntte GejchäftsfreiS Der 
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Notenbanten, der im Wejentlichen in der Disfontierung von 
hervorragend guten Wechjeln, jogenannten Bankiers— 
MWechjeln mit mindejtens 2 guten Unterjchriften, bejteht jowie 
aus den rijifolojen Giro-Gejchäften und Depotverwaltungen, 
Käufen und Verkäufen bei vorheriger Dedung ujw. 

Von den dem Kreditbedürfnis dienenden Banken vermitteln 
die Hypothekenbanken den Bodenkredit, Jmmobiliarkredit 
durch hypothekariſch gejicherte Darlehnsgaben auf Grundjtüce, 
Häufer zc., die Distontobanfen, meijt mit den obengenannten 
Depojiten- oder Notenbanten verbunden, fördern den gewerblichen, 
faufmännijchen, indujtriellen Kredit durch Ankauf guter Wechjel- 
forderungen und deren Diskontierung vor der Berfallzeit, und Lom— 
bardbanten beleihen Wertpapiere, Edelmetall-Barren und Waren. 

Die deutſche Reichsbank iſt eine Aktiengejellichaft mit 
nur privatem Kapital von jegt 150 Mill. ME. Dem Reich jteht 
die Beaufjichtigung und Leitung der Reichsbank zu, erjtere ge— 
jchieht durch das Neichsbanfkuratorium, legtere durch das vom 
Reichskanzler rejjortierende Reichsbankdirektorium, dejjen Präji- 
dent und Mitglieder vom Kaijer ernannt werden; auch alle 
andern Reichsbantbeamte jind Faijerliche Neichsbeamte. Die in 
Deutjchland neben der Neichsbant vorhandenen Notenbanten 
heißen im Unterjchied zu ihr Brivatnotenbanfen (Bayerijche, 
Württ. Notenbant, Sächjische Bank, Badilche Bank); jie jind 
alle der Konzejjionserneuerung von je zehn zu zehn Jahren unter- 
worfen, müjjen die Diskontpolitit der Neichsbant mitmachen und 
alle KRautelen, denen dieje Zentralbant unterjtellt ijt, auch er- 
füllen. Die Reichsbank darf Noten in einem Betrag ausgeben, 
der der Summe des Metallvorrats, der bei ihr lagernden Reichs: 
fajjenjcheine, Noten fremder Banten, Wechjel und Schecks ent- 
jpricht. Sie darf bis zu 550 Mill. ME. und an den Quartals- 
terminen bis zu 750 Mill. ME. ihre Banknoten jteuerfrei 
ausgeben (von da die Notenjteuer von jährlich 5° für die 
Zeit des größten Notenumlaufs); die andern 4 Privatnoten- 
banten 71 Mill. zufammen. Seit 1909 haben die Noten der 
Reichsbank die Eigenjchaft als gejegliches Zahlungsmittel. Neben 
Notenausgabe und Wechjeldistontierung betreibt die Reichsbank, 
wie oben jchon angedeutet, ein jehr umfangreiches Girogeſchäft bezw. 
Depofitengefchäft. Yon ihrem Gewinn erhält das Reich drei 
Viertel, nachdem zuvor die Altionäre 3'/e"/o Dividende erhalten 
haben und vom Überjchuß 20° dem Nejervefonds zugeführt 
jind. Früher befam das Neich bei 6°/ Altionärsdividende nur 
50° vom Neft. Die Neichsbant zählt 3. 3. 493 Zweiganitalten 
(20 Saupt-, 76 Bank, 379 Nebenjtellen, 9 Stellen ohne Kafjen- 
einrichtungen, ſowie 9 Reichs-Warendepots). Über den Glearing- 
verfehr der Reichsbank j. Clearing-house. 
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Von den Banknoten jind jehr wohl zu unterjcheiden die 
Reichskaſſenſcheine (jiehe Papiergeld). 

Bettelbanten im Ausland: Ojterreich-Ungarijche Bant, 
Bank von England, Bank von Frankreich, Bank der Niederlande, 
Schwedifche Neichsbant, Ruſſiſche Reichsbank, Bank von Italien, 
Neapel, Sizilien, Bank von Spanien — meijt nur eine Zentral- 
notenbant, während es in den Bereinigten Staaten von Nlord- 
amerika infolge der Dezentralifation in die Nationalbanfen der 
Bundesjtaaten einige 1000 Notenbanten gibt. 

DBanffrage zwijchen Öjterreich und Ungarn. Zu den Forde— 
rungen Ungarns gehört die Grrichtung einer jelbjtändigen un— 
gariichen Notenbank in Budapeit an Stelle der jegigen gemein- 
jamen djterreichijch-ungarifchen Bank. Ungarn beruft jich bei 
diefer Forderung darauf, daß gejeglich jeine wirtjchaftliche Un- 
abhängigfeit fejtgelegt ilt. Von der faijerlichen Regierung wurde, 
als Ende 1910 das Privileg der Bank als ausjchließlicher Noten— 
bant für die beiden Neichshälften ablief und erneuert werden 
jollte, die Forderung befämpft, da die gegenwärtige Wirtjchafts- 
fonjunftur der Bank gefährlich werden müßte. Nach längerem 
Kampfe gelang es ihr, das Privileg bis Ende 1917 zu verlängern. 
Der Bank wurde die Berechtigung eingeräumt, zu einem ihr ge- 
eigneten Zeitpunft die Aufnahme der Barzahlungen, d. i. Die 
Einlöjung der Noten gegen gejegliche Münzen, zu beantragen. 
Gleichzeitig wurde ihr jteuerfreies Notenkontingent von 400 auf 
600 Mill. Kronen erhöht und dem Staate ein größerer Gewinn- 
anteil eingeräumt. 

DBanus, früher Titel der höchjten kroatiſchen Würdenträger, 
heute Titel des vom ungarischen König ernannten Statthalters 
von Kroatien, Slavonien und Dalmatien, der, der ungarijchen 
Regierung untergeordnet, die Yandesregierung leitet. 

Baptiften, eine Sekte, von der die Kinder-Taufe verworfen 
wird; fie tauft nur Erwachjene, die ihren Glauben jelbit betennen, 
durch Untertauchen. Hauptjächlich in Nordamerifa verbreitet mit 
rund 7 Millionen Belennern, ſchwach verbreitet in England und 
den fontinentalen Ländern. 

DSarmherzige Brüder und Schweftern, Tatholiihe Männer- 
und Frauen-Orden, die jich der Ausübung der Krankenpflege und 
fonjtigen Werfen der Barmherzigkeit widmen. Dem weiblichen 
Orden ijt auch Erteilung von Schulunterricht und Kindererziehung 
in Deutjchland geitattet. 

Barreau, Schranfe, der Ort, wo die Advofaten jigen, der 
Advokatenſtand. 

Barrikaden, Straßenbefeſtigungen, die von aufrühreriſchen 
Volksteilen zur Sperrung des Verkehrs und zur Berteidigung 
aus allen möglichen Gegenitänden raſch hergeitellt werden; jte 
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find heute den modernen Gejchügen, den Majchinengewehren und 
tleinfalibrigen Gewehren gegenüber ein zweckloſes Mittel geworden. 

Barzahlung. Im Detaildandel hat jich jeit Jahren das 
Beitreben gezeigt, die Kundjchaft zur Barzahlung in erhöhtem 
Maß zu veranlajjen, um einen georöneteren Betrieb an jich her— 
beizuführen, und um vor allem die Umlaufsmittel des Detail- 
faufmann3 zu jtärfen, der beim ausgebreiteten Borgiyjtem ein 
erhöhtes Betriebsfapital zu verzinjen hatte. Um dem Publikum 
das Barzahlungsiyitem lockender erjcheinen zu laſſen, organijierten 
jich die Detailijten zu gemeinjamer Rabatt-Gewährung bei Bar: 
Einfäufen der Rundichaft (f. Rabatt-Spar-Bereine); dieje 
Vereine jollen zugleich einen Schuß des Detailhandel3 gegen die 
Konkurrenz der Konjum-Bereine bilden, von denen das Bar: 
zahlungsſyſtem zuerjt prinzipiell eingeführt worden ijt. — Über 
Aufnahme der Barzahlung durch die Ofterreichiich-ungariiche Bank 
ſ. Banffrage. 

Baffermannfhe Geftalfen. Friedrich Daniel Bajfjer- 
mann, Bolitifer in den 48er Jahren, Mitglied des Vorparla— 
ment3 und Präjident des Verfaſſungsausſchuſſes in der National- 
verjammlung, 1848 bis 1849 Unterjtaatsjefretär des Innern im 
Reichsminiſterium, fam im November 1848 nach Berlin und 
Ichilderte in einem Bericht über diejen Bejuch den dortigen Ter- 
rorismus der revolutionären Mafjen gegenüber der preußijchen 
Nationalverfammlung. Bon diejer Schilderung leitet ich Die 
Iprichwörtliche Bezeichnung „Baſſermannſche Gejtalten“ ber. 

Baffermann, „Bon Bajjermann bis Bebel“ Die 
politiiche Diskuſſion der legten zehn Jahre drehte jich vorab 
darum, ob jich links von Konjervativen und Zentrum eine Mehr— 
heit im Neichstag bilden könne Friedrich Naumann hat 
dieje Konjtellation jehr prägnant formuliert in der Forderung: 
„Block von Baſſermann bis Bebel!“ Alſo eine Mehrheit 
aus bürgerlichem Geſamtliberalismus und ſozialiſtiſcher Demo— 
kratie. Die beiden Führer der hierin zuſammenzuſchweißenden 
Pole, der Nationalliberale Ernſt Baſſermann und der Sozialiſt 
Auguſt Bebel, haben dieſe Blockidee verworfen, Friedr. Naumann, 
als fortſchrittlicher Volksparteiler, ſieht trotzdem darin die einzige 
Löſung zur Ausſchaltung der klerikal-konſervativen Vorherrſchaft. 

Danerndund, Bund der Kandwirte, Neuer deutſcher Banern- 
Bund. Im Gegenjaß zu den Landwirtichaftlichen Vereinen und zu 
den Bauernvereinen (}. u.) tft die politijche Organijation 
der ländlichen Grundbefiger in ganz Deutjchland und einzelnen 
Bundesjtaaten jeit Beginn des leßten Jahrzehnts des 19. Jahr— 
hundert erfolgt Durch den Bund der Landwirte von Nord— 
deutjchland aus und in Bayern durch den Bayeriſchen 
Bauernbund Der Mitteldeutjche Bauernverein mit dem Sit 
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zu Marburg i. W. iſt eine antiſemitiſche Nebenart dieſer poli— 
tiſchen Agrar-Organiſationen. 

Der Bund der Landwirte wurde am 18. Februar 1893 
zur Vertretung der landmwirtjchaftlichen Intereſſen in Berlin 
gegründet. („Tivoliverfammlung‘). Die Erklärung der Grün— 
dungsverfammlung stellte 11 Forderungen auf: Genügender 
Zollichuß, feine Handelsverträge mit Rußland und andern Ländern, 
die die Herabjegung der deutjchen landwirtjchaftlichen Zölle zur 
Folge haben, und eine entjprechende Negelung unjeres Ver— 
hältniffes zu Amerika, Schonung der landmirtjchaftlichen, bejon- 
ders der bäuerlichen Nebengewerbe in jteuerlicher Beziehung, 
Abſperrung der Bieheinfuhr aus jeucheverdächtigen Ländern, 
Ginführung der Doppelwährung, Landwirtjchaftstammern, Neu— 
regelung der Gejeßgebung über den Unterjtügungswohnjit, Die 
reizügigfeit und den Kontraftbruch der Arbeiter, Nevijion der 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung, jchärfere ftaatliche Beaufjichtigung der 
Produktenbörſen, Umbildung des privaten und öffentlichen Rechts 
und der Verjchuldungsform des Grundbejiges und der Heim: 
jtättengejeßgebung, möglichite Entlajtung der ländlichen Organe 
der Selbjtverwaltung. Der im Jahre 1885 gegründete „Deutjche 
Bauernbund” trat in den neuen Bund ein, der, unterjftüßt durch 
eine große Zahl von politischen Wanderrednern, eine umfajjende 
und energiiche Ugitation entfaltet. (m Jahre 1910 allein 10 840 
von der Bundesitelle veranjtaltete Verfammlungen, 43 Lehrgänge 
und Aurje) Der Bund hat 39 Oberbeamte und 187 Beamte 
und unterhält Abteilungen für Nechtsausfünfte, landwirtjchaftlich- 
technifche Ratjchläge, Verſicherungsweſen, Buchführung, Majchinen- 
vermittlung, Dünge- und Futtermitteleinfauf, Saatgutbeichaffung ze. 
ALS jeinen Zweck gibt das Organijationsftatut an: „Alle landwirt- 
Ichaftlichen Intereſſenten, ohne Rückſicht auf politische Barteijtellung 
und Größe des Bejtges, zur Wahrung des der Landwirtichaft ge- 
bührenden Ginflujjes auf die Geſetzgebung zufammenzufchließen, 
um der LZandmwirtjchaft eine ihrer Bedeutung entjprechende Ber- 
tretung in den parlamentarifchen Körperjchaften zu verjchaffen.” 
Dementjprechend bildete der Bund feine bejondere politijche 
Partei, jondern jeine Mitglieder und Abgeordneten finden jich in 
der Eonjervativen Partei, in der der Bund dominiert, bei den 
Freikonſervativen, Nationalliberalen, Antijemiten. Die von ihm 
unterjtügten Abgeordneten dieſer Parteien haben fich auf fein 
Programm zu verpflichten. Die Abgeordneten des Bundes, Die 
feiner der politiichen Parteien angehören, find im Neichstag 
jeit 1903 unter dem Namen „Wirtichaftliche Vereinigung“ 
mit dem „Bayerifchen Bauernbund“ und den Abgeordneten der 
„deutich-jozialen“ und der „chriftlich-[ozialen Partei“ (f. Antife- 
miten) zujammengeichlofjen. 
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Der Sayeriihe Bauernbund ift ebenfalle anfangs 
der Her Jahre gegründet worden in den Kreiſen Oberbayern, 
Niederbayern und Oberpfalz im Gegenjaß zum Zentrum unter 
Betonung bayerischer partifulariftiicher Bejtrebungen, bat aber 
immer mehr an Anhängern und Bedeutung verloren. Die 
einjeitig agrariichen Bejtrebungen de3 Bauernbundes find kon— 
furrenziert worden durch die vielen Bauern:-Vereine in den 
bayerijchen Kreijen, die unter Führung des Zentrumsabgeord- 
neten Dr. Georg Heim die Bauern nicht bloß politijch, ſondern 
auch genojjenjchaftlich zu einer ftraffen Organijation zufammen- 
faljen und damit zugleich dem Zentrum wieder zugeführt haben 
und dort fejthalten. („Bauernzentrale”, Bezeichnung für die 
Landmwirtjchaftliche Zentralgenoijenjchaft der bayeriichen Bauern— 
vereine in Negensburg.) In den proteitantiichen Kreijen 
Bayerns, bejonders in Mittelfranten, haben jich unter Führung 
Memmingers fonjervativproteftantifche Organifationen im Sinn 
des Bundes der Landwirte gebildet, die mit den Konjervativen 
und den bayerischen Bauernbündlern im bayrijchen Landtag die 
jogenannte „Freie Vereinigung” bilden, im Reichstag wie dieſe 
der Wirtjchaftlichen Vereinigung zugehören. Während die ober: 
pfälziischen und ſüdbayriſchen Agrarier bisher von allen neueren 
Segenbewegungen unberührt blieben, ijt dies bei den fränkiſchen 
Bauernvereinen anders. 

Der im Diten des Deutjchen Neiches entitandene „Neue 
Deutfhe Bauernbund“ unter Führung des Landwirts 
MWachhorit de Wente iſt eine Gegenorganijation gegen Den 
großagrarischen Bund der Landwirte und deſſen Wirtichafts: 
politif; der neue „Bauernbund“ wendet jich vorab an die mitt: 
leren und Keinen Bauern und befämpft den Bund der Landwirte 
bejonders in den djtlichen Provinzen Preußens, in Hannover 
und in Süddeutfchland; bier hat er vor allem in den fränkiſchen 
Kreien Bayerns Fortjchritte gemacht und die dortigen Bauern- 
vereine zu ſich berübergezogen. Der „Neue Deutiche Bauern- 
bund“ gebt von der Grundanjchauung aus, daß der Bund der 
Landwirte nur die Intereſſen des Großgrundbeligers vertrete; 
demgegenüber mülje das Bauerntum beftrebt fein, mit den andern 
Erwerbsſtänden in Gewerbe, Handel und Induſtrie zuſammen 
eine beiden Teilen gerecht werdende Wirtſchaftspolitik durchzu— 
legen. In der Anfiedlungspolitif vertritt der N. D. Bauernbund 
die Schaffung von Bauerngütern gegenüber dem Großgrund- 
bejig; er zählt deshalb von Anfang an in den öftlichen Provinzen 
Preußens bejonders viele Anhänger. Von bier nahm er auch 
feinen Ausgang. Gr wurde begründet auf dem Bauerntag 
in Gnejen (Hebruar 1909), auf dem die Führer des Bundes der 
Landwirte Die | —— der Bauern in der Vertretung auf 
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den Kreistagen, die Beibehaltung der Reſtgüter zc. verteidigten, 
und auf dem es daher zum Bruch Tam. 

Am Sahre 1911 iſt eine „Vereinigung der Landmirte 
von Lothringen“ ins Leben getreten, die eine jtärfere Ver— 
tretung der landwirtichaftlichen Intereſſen im parlamentarifchen 
und fommunalen Leben verlangt. 

Danernvereine, in ganz Preußen, Mitteldeutichland, Baden 
und Heſſen verbreitete Drganijationen des ländlichen Grund- 
beſitzes (Heinen, mittleren und großen) mit wirtichaftspolitijchen 
Intereſſen im Gegenfat zu den Landmwirtjchaftlichen Bereinen, 
die vorab die techniiche Seite des Tandwirtichaftlichen Betriebs 
behandeln. Die größten diefer Bauernvereine find der weſt— 
fälifche (gegründet von dem Bauernkönig Freih. von Schorlemer), 
der rheiniſche (gegründet von Freih. von 2o8) und der ſchle— 
fifche (gegründet von Freih. von Huene). 

anforderungen. Zum Schuß der Handmwerferforderungen 
bei der Bautätigkeit gegenüber jchwindelhafter Ausbeutung durch 
Baufpeklulanten iſt das Geſetz über die Sicherung der 
Bauforderungen vom 1. Juni 1909 ergangen. Haupt- 
bejtimmungen: Das Baugeld darf vor allem nur zur Be- 
friedigung der Bauhandwerfer verwendet werden; Bauherr bezw. 
Bauunternehmer find zur Führung eines BaubuchS verpflichtet, 
der Bauleiter zur fichtbaren Ntamensbefanntgabe des Bauherrn 
und des Unternehmers. Wer dieje generellen Bejtimmungen des 
Geſetzes übertritt, wird beitraft. Gin zweiter Teil des Geſetzes 
enthält PBorjchriften über die Dingliche Sicherung der Baus 
forderungen; feine Ausführung wird durch landesherrliche Ver— 
ordnung für die einzelnen Gemeinden angeordnet und ift je nach 
Land oder Drt verfchieden. 

Baugenoffenfhaften, genoſſenſchaftliche Unternehmungen, 
eingetragene Genoſſenſchaften mit (meijt) bejchränfter Haftpflicht 
zum Rleinwohnungsbau, in Deutjchland ſtark verbreitet 
feit dem Reichsgeſetz über die bejchräntte Haftpflicht. Zum Teil 
unter Führung ſozialpolitiſch interefjterter afademijcher ꝛc. Kreije 
Ichließen jich Kategorien befjer bezahlter Arbeiter und mittlerer 
Angeitellter zu folchen Baugenofjenfchaften zufammen, um be: 
jonders unter Zuhilfenahme des für ihre Kreife vorbehaltenen 
KreditS der Invaliditäts-Verſicherungsanſtalten auf genofjen- 
Ichaftlicher Grundlage Wohnquartiere mit Zwei- und Dreizimmer- 
wohnungen zu eritellen. — Baugeſellſchaften gemeinnüßigen 
Charakters (in den 70er und 80er Fahren auch mit privatfapitalijti- 
ſchem Grwerbscharafter, aber mit relativ wenig Glück) verfolgen 
ebenfall® den Zwed, der Wohnungsnot der unteren Einkommens— 
Schichten durch Bau gefunder und billiger Wohnungen abzuhelfen, 
indem ſie mit einer mäßigen Rapitalsverzinfung zufrieden find. 
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Baumwolle. Hauptproduktionsländer: Nordamerika, Weit 
indien, Südamerifa, Aegypten, Oftindien. Nordamerika beherricht 
den Baummollemarft nicht bloß mit dem größten PBrodufiions- 
anteil, jondern auch mit den feinjten Sorten. Rohbaummollen- 
einfuhr in Deutjchland 1909 rund 448000 t, Produktion in Baum: 
wollgarnen 358000 t, Einfuhr rund 25000 t, dagegen Ausfuhr 
an Baummollwaren 55000 t. Tertilinduitrie in Deutjchland (1907): 
1061 Spinnereien, 16139 Webereien, die zujammen rund 260000 
Perſonen bejchäftigten. Die Spindelzahl wird für 1910 auf etwa 
10,1 Millionen geichäßt (England 53,7 Millionen, Nordamerika 
28 Millionen, in der Welt 135,5 Millionen). 

In neueſter Zeit energilche Beitrebungen, in Deutjch-Dit- 
afrika deutſche Baummollplantagen anzulegen zur Verjorgung der 
deutjchen Tertilindujtrie. Für Baummolltulturverjuche in Afrika 
ind bis einjchl. 1910 aufgebracht worden von England 9,4 Mill. 
Mark, von Deutjchland 1,7 Mi. ME, von Frankreich 0,9 Mill. 
Mark. Es wurden bis einschließlich 1909 an Baummolle als 
Folge der Kulturverjuche erzielt in engliichen Kolonien in Afrika 
20,1 Mill. ME., in deutichen 43 Mill. ME. und in franzöfifchen 
0,9 Mill. ME. 

Baunplagftener, j. Wertzunvachsiteuer. 

Bayern, Königreich, im Mannesitamm erbliche Monarchie. 
75865 qkm, 6876496 Einwohner. Verfaſſung von 1818, vielfach 
abgeändert, zulett 1906 (Wahlrechtsreform). An Stelle des nicht 
regierungsfähigen Königs Otto feit 1886 „Neichsperwejung“, d. h. 
Regentjchaft des Prinzen Luitpold, des „Brinzregenten“, — 
Landtag mit zwei Kammern, dem Reichsrat und der Abgeordneten— 
fammer. In der Kammer der NReichsräte haben Sit und Stimme 
die volljährigen Prinzen, die Standesherren, Vertreter der Kirchen, 
andere erbliche Mitglieder des Adels und die vom König auf 
Lebenszeit ernannten Mitglieder. Die Abgeordnetenkammer hat 
162 Mitglieder, die auf je ſechs Jahre in geheimer, direkter 
Wahl auf Grund des allgemeinen, gleichen Wahlrecht gewählt 
werden. — Bayern hat im Frieden auf militärtichem Gebiet 
weitgehende Gonderrechte, ſ. Neichstriegswejen. — Die jtärkite 
politische Partei in Bayern iſt das Zentrum; die verfchiedenen 
(iberalen Parteien jind feit längerer Zeit im Landtag in der 
jogenannten Liberalen Vereinigung zuſammengeſchloſſen. Seit 
der Wahlrechtsreform hat die Sozialdemokratie einen —— 
Zuwachs erhalten. Die Gruppen der Rechten bilden miteinander 
die fogenannte „Freie Vereinigung“. — Das Gejamtminifterium 
und der Gtaatdrat bilden die Spite der Verwaltung; e8 gibt 
jteben Mtinifterien: für Auswärtiges, Inneres, Kirchen: und 
Schulangelegenheiten, Juſtiz, Finanzen, Krieg: und Verkehrs— 
wejen. Das Yand ift in acht Kreile, Negterungsbezirke, eins 
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geteilt: Ober:, Niederbayern, Oberpfalz mit Regensburg, Ober- 
franfen, Mittelfvanfen, Unterfranten, Schwaben und Neu: 
burg und die Nheinpfalz. An der Spite der Kreisregierungen 
ſteht ein Negierungspräjident; jede der Regierungen hat eine 
follegial bejegte Kammer des Innern und eine Yinanzfammer. 
Für die Selbitverwaltung der Kreiſe bejteht der jogenannte Land— 
rat und Landratsausichuß, Die über den Gtat der Kreife und die 
Kreisumlagen Bejchluß faſſen. Die Bezirksverwaltung wird von 
den Bezirksämtern (mit dem Bezirkisamtmann an der Spite) aus: 
aeübt; Selbitverwaltungstörper: der Diltriktsrat. Bei der Ge- 
meindevermwaltung unterjcheidet man unmittelbare Städte und 
mittelbare; legtere jtehen im Dijtriltsverband, jene find aus ihnen 
berausgehoben und tragen nicht mit an den Laſten des Diltrifts. 
Die Verwaltung der Gemeinden liegt in den Händen des Magiit- 
rats (mit Oberbürgermeifter bezw. Bürgermeijter an der Spiße). 
Den Kollegium der Gemeindebevollmächtigten liegt die Kontrolle 
und finanzielle Überwachung ob. — Allg. Eintommeniteuer jeit 1910. 

Deamfenvereine, Organijationen mit wirtjehaftlihen 
Zielen: Preußiſcher Beamtenverein in Hannover, nicht bloß 
für Staats-, jondern auch Privatbeamte, im wejentlichen eine 
Lebensverjicherungsanftalt auf Gegenfeitigfeit; Deutjcher Privat- 
beamtenverein in Magdeburg, bietet feinen Mitgliedern ebenfalls 
Berjorgungsgelegenheiten auf Berjicherungsgrundlage. — Steuer: 
dings Beamtenvereine in deutſchen Bundesitaaten und im Reich 
zur Bertretung der Stande3interejjen: Verkehrs— 
beamtenvereine (Eiſenbahn, Pot) in Ginzeljtaaten und Neich, 
Nichtervereine ebenjo und von noch vielen anderen Kategorien. 
Zuſammenfaſſung aller in fejtem Dienjtvertrag ſtehenden Be— 
amten in „Bund der Feitbejoldeten“. Privatbeamtenorganifatio- 
nen: Die Handlungsgehilfenorganijationen, Bund technijch-in- 
duſtrieller Beamter, Deutjcher Techniferverband, Deutjcher 
Werkmeiſterverband, Reichsverband der Preſſe ufw. Die volks— 
wirtichaftlichen Privatbeamten jind organijiert im Volkswirt— 
Ichaftlichen Verband. 

Bebenhäuferr Konvention, Grundlage für die zwiſchen 
Württemberg und Preußen auf Grund der Militärkonventionen 
von 1870 getroffenen Bereinbarung von 1893, wonach Dffiziere 
der beiden Kontingente gegenfeitig abflommandiert werden. Dieſe 
Konvention mit einigen andern ſonſtigen, mehr äußerlichen württ. 
Konzejjtionen war längere Zeit Gegenftand jcharfer Angriffe 
innerhalb Württembergs. 

Bedel, eine Steuer, die die vom Kriegsdienft befreiten Chriften 
und Juden in der Türkei zu entrichten haben. 

Bedingte Berurfeilung, d. h. Ausjegung des Strafvollzugs 
gegenüber jeither unverurteilten Perfonen bei geringeren Frei— 
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heitjtrafen unter der Bedingung fernerer jtraflojer Führung inner: 
halb einer bejtimmten Frilt. In einzelnen deutjchen Bundesjtaaten 
it diefer Grundjaß in Geitalt der „bedingten Begnadigung” 
durchgeführt mit gutem friminalpolitifchem Erfolg bei Gelegenheits— 
delingquenten. — Für die Einführung der bedingten Verurteilung 
bei Gewohnheits- und Gelegenheitstrinfern (Bollard-Methode) 
hat fich in Deutjchland ein bejonderer Ausjchuß gebildet. 

DBefähigungsnahweis. Im Handwerk find jeit längerer 
Zeit Bejtrebungen vorhanden, die eine Ausübung des Handwerks 
vom Befähigungsnachweis dazu abhängig machen wollen wie 
zu den Zeiten der Zünfte. Nach dieſen Forderungen joll Sand: 
werfsgehilfe (Gefelle) nur derjenige werden dürfen, der eine vor— 
geichriebene Lehrzeit durchgemacht und die Lehrlingsprüfung be— 
Itanden hat; zur jelbjtändigen Ausübung des Handwerks joll nur 
derjenige berechtigt fein, der eine bejtimmte Zeit Gejelle war und 
die Meilterprüfung abgelegt hat. Dieje Forderung eines Zwangs— 
befähigungsnachweijes wird meiſt begründet mit dem Hinweis 
auf die gejeglichen Vorjchriften über Vorbildung und Prüfung 
der Ärzte, Apotheker, Beterinäre, Lehrer ujw. Im deutjchen 
Reich haben dieje Forderungen für das Handwerk (der jogenannte 
„große Befähigungsnachweis“) bis jegt feinen Erfolg gehabt. 
Dagegen ijt der jogenannte „Eleine Befähigungsnachweis“ 
durch die Gemwerbeordnungsnovelle von 1897 vorbereitet und 
durch das Geje vom 30. Mai 1908 durchgeführt worden. Da— 
nach jind die Lehrlingsprüfungen den Zwangsinnungen und mit 
GSrlaubnis der Handwerkskammern auch andern Sunungen über: 
tragen und werden vor bejondern Prüfungsausfchüffen, die zur 
Hälfte aus Meiltern und zur Hälfte aus Gejellen bejtehen, ab- 
gelegt. Ein Zwang zur Prüfung bejteht aber nicht, und für die 
Ausübung des Handwerks bildet ihre AUblegung feine zwingende 
Vorausfegung. Immerhin ijt aber durch das Gejet von 1908 
die Beitimmung getroffen, daß zur Anleitung von Lehrlingen 
nur folche Handwerker berechtigt jein jollen, die 24 Jahre alt 
find, eine bejtimmte Lehrzeit vollendet, die Meifterprüfung (Ge: 
jellenprüfung) erjtanden haben oder (in der Übergangszeit) fünf 
Jahre Praris aufweilen können. Die Meijterprüfung kann nach 
mindejtens dreijähriger Gejellenzeit abgelegt werden, jte verleiht 
das Recht, den Meiftertitel zu führen; dieſer bat indes feine 
weiteren VBergünftigungen zur Folge. In neuerer Zeit jtreben 
die Innungen allerdings z. B. an, dab öffentliche Arbeiten nur 
an jolche Handwerker vergeben werden jollen, die den Meiſter— 
titel zu führen berechtigt feien. 

— ——— eines Geſandten, ſ. Akkreditierung. 

Beiräte. In neuerer * iſt die Forderung vermehrt ge— 
ſtellt worden, daß öffentliche Betriebe ſachverſtändige Beiräte 
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aus dem Kreis der intereflierten Erwerbsſchichten erhalten jollen. 
Der Hanſabund bat diefe Forderung ganz generell erhoben für 
staatliche Eiſenbahn- und Roftverwaltungen und für alle andern 
Behörden, die öffentliche Betriebe zu verwalten und zu bemirt- 
Ichaften haben. In der Praris fehlen jolche Beiräte bei der 
Roftverwaltung vollitändig, bei Gifenbahnverwaltungen jind ſie 
eingeführt. Fürs Neich exiltiert im Wirtfchaftlichen Ausschuß 
eine ähnliche, aber auszubauende Organijation al3 Beirat auf 
dem Gebiet der Wirtichaftspolitit; auch das preußijche Landes— 
öfonomielollegium und der deutjche Landmwirtichaftsrat find der— 
artige beratende Organe; ferner der Beirat des Reichsgeſund— 
beitsamts, der Börfenausfchuß beim Bundesrat ujw. In Bayern 
erfüllt der Landmwirtjchaftsrat ähnliche Funktionen, und Würtem— 
berg 3. B. bat ſowohl bei jeiner Zentraljtelle für Gewerbe und 
Handel wie bei derjenigen für die Landmirtjchaft diefen Re— 
gierungsbehörden Beiräte aus den einzelnen Grwerbsgruppen 
beigegeben. 

BeRenntnisfreiheit, j. Glaubensfreiheit. 

Belagerungszuftand iſt Die Übertragung der gejamten öffent- | 
lichen Gewalt auf die Militärbehörden. Im Lauf der Beit iſt diefe | 
Norm der Ausjchaltung normaler Zuftände in Verwaltung und 


NRechtiprechung bei eigentlichen Belagerungen auch auf andere 
Berhältniffe übertragen worden, fo in Zeiten von Aufruhr und 
revolutionären Berjuchen (1848 und 1849, bejonders in Baden). 


Die Reichsverfaffung gibt in Artikel 68 dem Kaiſer das Recht, 


„einen jeden Teil des Bundesgebiets, wenn die Öffentliche Sicher: 
beit bedroht ilt, in Kriegszuftand zu erklären”. Die vollziehende 





Generals bedürfen. Die während der Geltung des Sozialiſten— 
gejeges getroffenen Ausnahmebeitimmungen auf dem Gebiet des 
Vereins-, Verſammlungs-, Preß-Nechtes, der Freizügigkeit und 
des MWaffenbefies nannte man den jfogenannten „Eleinen Be- 
lagerungszuftand“. 

Belgien, im Mannesitamm erbliches, Eonjtitutionelles König— 
reich mit 29456 qkm Flächeninhalt und (31. 12.09) 7,45 Mill. 
Einwohnern, wovon 6,48 Mill. Belgier, 64000 Niederländer, 
56000 Franzojen, 54000 Deutiche, 10000 Luremburger; nur 
franzöitich ſprechen 2,5 Millionen, nur vlämiſch 2,8 Mill. — Ver— 
faffung jeit 1831, abgeändert 1893, neues Wahlrecht 1899. Beide 
Kammern in Belgien werden gewählt, und zwar auf Grund des 
Proportionaliyitems (f. d.), in direkter, aber Mehritimmenmwahl. 
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Der Senat, das DOberhaus, hat 110 Mitglieder, die mindejtens 
40 Jahre alt jein müſſen und auf acht Jahre gewählt werden; 
wählbar aber jind nur Leute, die mindejtens 1200 Fr. direkte 
Staatsiteuern bezahlen oder Grundbeſitz im Wert von mindejtens 
120000 Fr. haben. Die AUbgeordnetenfammer zählt 166 
Mitglieder, die auf vier Jahre gewählt werden nach folgendem 
Mehritimmenverfahren (PBluralwahlivitem): zunächſt bat jeder 
Wahlberechtigte 1 Stimme, mit 35 Jahren erhält man dazu als 
verheirateter oder verwitweter Bürger mit Kindern, als Grund- 
oder NRentenbejiger eine zweite Wahlftimme, eine dritte erhalten 
die akademiſch Gebildeten, ebenjo Leute, die ein höheres Amt ze. 
befleiden. Die Abgeordneten erhalten jährlich 4000 Fr. Diäten. 
— In der AUbgeordnetenfammer jtehen 1911 den 86 Ultramon- 
tanen 43 Liberale und 35 Sozialiſten gegenüber, im Senat 63 
Ultramontane gegen 39 Liberale und 8 Sozialiſten. — An der 
Spite der Staatsverwaltung jteht der Miniſterrat mit Minijterien 
für Auswärtiges, Inneres, Dffentl. Unterricht, Juſtiz, Finanzen, 
Snduftrie und Arbeit, Krieg, Gijenbahnen, Pojten und Tele— 
graphen, Aderbau und dffentl. Arbeiten, Kolonien. An der 
Spitze der 9 Provinzen (Antwerpen, Brabant, Wejtflandern, Oſt— 
flandern, Hennegau, Lüttich, Limburg, Luxemburg, Namur) 
jtehen Gouverneure. Militärifch iſt B. in 4 Militärbezirfe ein- 
geteilt; die Friedensſtärke des Heeres belief jich 1910 mit den 
Offizieren auf rund 76000 Mann, die Gejamtkriegsitärte wird 
über 100000 Mann erreichen. — Über die Kongofolonie vergl. 
ven Artikel „Kongoſtaat“. 

Denediktiner-Orden, nach dem heiligen Benediktus von Nurſia, 
der im 6. Jahrhundert nach Chriſtus auf dem Berg Gafinus, 
halbwegs zwiſchen Nom und Neapel, das Kloſter Monte Eajjino 
gründete, wo jich heute noch die bedeutendjte der 14 Kongre: 
gationen des Ordens (insgeſamt über 4500 Ordensleute) befindet; 
in Deutjchland Kongregationen in Beuron, Metten, Scheyern, 
München, Augsburg. Kaijer Wilhelm II bat den Orden in 
Monte Caſſino und in Beuron öfters bejucht und durch Ge— 
ſchenke 20. ausgezeichnet. 

Beneſiz (beneficium), Wohltat, befonders Nechtswohltat, Ver— 
günftigung, Privileg, in der Kirche Pfründe, die mit einem 
Kirchenamt jtändig verbundenen Einkünfte aus Kirchengütern, 
dann das Kirchenamt jelbjt. Der im Genuß des Benefiz ſtehende 
Beiftliche heißt Benefiziat. 

Derehtigungsfcheine, ſ. Branntweinbeitenerung. 

Dergreht umfaht alle auf den Bergbau bezüglichen Rechts: 
vorjchriften. Nach gemeinem deutichem Bergrecht iſt die Negalität 
bejeitigt und die Bergbaufreiheit anerkannt, doc) iſt neuerdings 
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unter dem Ginfluß bodenreformerijcher Ideen die Geſetzgebung 
in mehreren deutjchen Staaten der unbejchränften Ausnüßgung der 
Bodenjchäße entgegengetreten. Sp wurde durch ein preußtjches 
Notgeſetz von 1905 (lex Gamp) die Vornahme von Wutungen 
auf Steintohlen, Stein und Kalifalze gejperrt, und durch Geſetz 
von 1907 find Steinkohle, Steinfalz, Kali-, Magneſia- und Borjalz 
größtenteils dem Staate vorbehalten. Andere Staaten jind dieſem 
Beilpiel gefolgt. Soweit Bergbaufreiheit bejteht, wird das Berg- 
werfseigentum durch das Finden, die Mutung und die Verleihung 
erworben; ausgeübt wird der Bergbau durch Einzelbejiger oder 
GSejellichaften, die im Bergbau „Gewerkſchaften“ heißen, während 
man die Anteile des einzelnen Teilnehmers „Kuxe“ nennt. Vom 
Bergwerksbeſitz und Betrieb jind bejondere Abgaben zu entrichten. 
Das Bürgerliche Gejegbuch hat das Bergrecht unberührt gelafjen; 
ebenjo unteriteht der Bergbau nicht den Vorjchriften der Gewerbe: 
ordnung, weswegen auch der Arbeiterſchutz im Bergbau noch 
nicht jo fortgejchritten it wie jonjt. Aus diefem Zuſtand ergeben 
fich zahlreiche Forderungen der Bergarbeiter, die ſchon zu lang- 
wierigen Kämpfen geführt haben. 

Berihterftatfer im Parlament ijt die Bezeichnung für 
einen Abgeordneten, der bei der Kommiljtonz-(Ausfchuß-)Beratung 
gewählt wird, um im Plenum über daS Grgebnis Diejer Be— 
vatungen zu berichten; bei wichtigen Anläjjen wird ein Mit- 
berichteritatter (Korreferent) ernannt. — Im Dienjt der Preſſe 
jind die Berichterjtatter zu den allerwichtigiten Mitarbeitern ge— 
worden; ſie verteilen jich je nach der Größe und der Bedeutung 
der Zeitungen auf die verjchiedenjten Gebiete (Theater, Muftt, 
Kunjt, Parlamente, Rathäujer, Tagesereignijje u. a. m.), jind für 
große Zeitungen nicht nur am Gricheinungsort, jondern an allen 
größeren und wichtigeren Pläßen im Reich und im Ausland 
tätig als jog. Spezialberichterjtatter oder jtändige Korrejpondenten. 
Sournalijten, die gleichzeitig für eine Reihe von Zeitungen 3. B. 
über PBarlamentsjigungen berichterjtatten, heißen Korreipondenten, 
ihre herausgegebenen Berichte Korreipondenzen. Die telegraphijche 
Berichterjtattung wird von den vorgenannten Kategorien von 
Berichteritattern ebenfalls bejorgt, jei es für eine oder für 
mehrere Zeitungen; jte ijt aber in Deutjchland wie im Ausland 
auch im Großen fapitaliftiich organijiert, jo bei uns in der 
Eontinental Telegraphen-Kompagnie oder Wolffs Telegraphijchen 
Bureau, das offiziös bedient wird, in ganz Deutichland an allen 
größeren Blägen Agenturen bejitt, mit den großen Telegraphen- 
Bureaus in Frankreich (Agence Havas), England (Bureau 
Reuter), Rußland (Petersburger Telegraphen-Agentur), ſter— 
reich (8. K. Wiener Korrefpondenz- Bureau), Stalien (Ageneia 
Stefani) ujw. in Verbindung jteht und faſt die ganze deutjche 
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Preſſe bedient. Daneben arbeiten noch andere Unternehmungen, 
wie das Herold-Bureau u. a. m. 

Beriditigungs-Paragrapf, der befannte 8 11 des Reichs: 
Preß-Gejeges, mit dejjen Hilfe man den Zeitungs-Redakteur 
verpflichten fann, eine Berichtigung mitgeteilter Tatjachen (nicht 
von Urteilen über Leijtungen 20.) in jeiner Zeitung am jelben 
Platz, im jelben Drucd und jelben Umfang unentgeltlich auf- 
zunehmen, und zwar in der nächjtfolgenden Nummer nach Emp- 
fang der Berichtigung. Solche Berichtigungen müſſen aber nur 
aufgenommen werden, wenn ſie vom Ginjender, der zur Be— 
richtigung an jich legitimiert fein muß, ſelbſt unterzeichnet jind, 
feinen jtrafbaren Inhalt haben und jich auf rein tatjächliche 
Behauptungen bejchränfen. Ein Redakteur, der auch dann noch 
die Berichtigung verweigert, kann auf Antrag mit Geldjtrafe bis 
zu 150 ME. bejtraft und vom Gericht zur Aufnahme der Be- 
richtigung gezwungen werden. 

Berliner Kongreß, nach dem ruſſiſch-türkiſchen Krieg 1878 
in Berlin zujammengetretene Konferenz der europäijchen Groß— 
mächte mit dem Nejultat des Berliner Vertrags vom 13. Juli 
1878, wonach Rumänien, Serbien und Montenegro die Souve- 
vanität erhielten, Bulgarien juzeräner Staat und Ojftrumelien 
autonome Provinz der Türkei wurde, Öjterreich die Okfupation , 
von Bosnien und Herzegowina gejtattet, Rußland neben Bejj- 
arabien ein Teil von Armenien und an Griechenland Thejjalien 
und Epirus zugewiejen wurde. Damit war die Türkei auf dem 
Balkan ihres früheren Einflufjes völlig entkleidet. Für Deutjch- 
(and bedeutet die Zeit des Berliner Kongrejjes unter Fürſt 
Bismarcd den Höhepunkt internationalen politischen Einflufjes. 

Derner Konvention, ſ. Urheberrecht. 

Beruf (Berufsſtatiſtikh. Die Berufs, Betriebs: und 
SGemwerbezählungen von 1882, 1895 und 1907 geben ein anjchau- 
liches Bild von der Berufsverjchiebung im deutjchen Wirt- 
ichaftsleben des 19. und 20. Jahrhunderts. ES waren von der 
deutjchen Gejamtbevölterung zuzurechnen 

1895 1907 

der Landwirtichaft. . » . . 185 Mill. 17,7 Mill. = 28,7 
Gewerbe, Handel und Induſtrie 33,5 „ 40 „ =562°% 
Es hat fich demnach eine völlige VBerjchiebung in der deutjchen 
Berufsgliederung ergeben; die binzumwachienden Menjchenmajjen 
(rund 900000 pro Sahr) haben nicht in der Landwirtſchaft auf- 
genommen werden Lönnen, jondern haben in Gewerbe, Handel 
und Induſtrie Untertommen, Bejchäftigung und Lohn gefunden. 
Bergleiche dazu den Artikel „Bevölkerung“. 

DBerufsgenoffenfhaften jind die auf Grund des Unfall 
verficherungsgeieges gejchaffenen Unternehmerverbände einer oder 
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mehrerer ten die dann als Träger der Unfallverjicherung 
figurieren; jie erſtrecken fich bald über das ganze Reich, bald über 
einen Bundesitaat oder einen Teil Davon, je nach der Größe des 
betreffenden Berufs. Sie find juriftiiche Perſonen mit Selbjt- 
verwaltung; ihnen liegt die Durchführung der Unfallverficherung 
ob, die Aufitellung des Gefahrentarifs, Einzug der Beiträge, Feſt— 
stellung der Renten; fie Dürfen Heil⸗ und Geneſungsanſtalten 
errichten, Haftpflichtverficherungen abjchließen für die über das 
Unfallverficherungsgejeg hinaus verbleibende Haftpflicht und 
Rentenzuſchuß- und Penſionskaſſen für den Perjonenfreis ihrer 
Genofjenjchaft einrichten. Auflichtsbehörden jind das Landes- 
verjicherungs- und das Neichsverficherungsamt. Vergl. den Artikel 
„Unfallverjicherung“. 

Berufsvormundfhaft, |. Generalvormundſchaft. 

Beſchlußfähigkeit der Parlamente; im Reichstag bei mindejtens 
199 Anmejenden. Auch jonit ijt die einfache Mehrheit der Ge- 
jamtzahl der Abgeordneten erforderlich, beim preußijchen Herren- 
haus aber genügen jchon 60! 

Beſchränkter Antertanen-Berftand, dieſe Wendung bat ihr 
Borbild in einem Grlaß eines preußijchen Miniſters der reak- 
tionären 30er Fahre im vorigen Sahrhundert; es zieme den 
Untertanen nicht, hieß es darin, an die Handlungen des 
Staatsoberhaupts den Maßjtab ihrer beſchränkten Ginficht 
anzulegen. 

Befig-Stenern, jo viel wie VBermögensiteuern. Bei der 
Neichsfinanzreform 1909 wurde von liberaler Seite im Einklang 
mit der urjprünglichen Regierungsporlage neben einer Erwei— 
terung der indirekten Belajtung der breiten Volksſchichten auch 
eine Neichsjteuer auf den Beſitz gefordert, und zwar in Ge— 
jtalt der auszubildenden Grbichafts- bzw. Nachlaßiteuer. 

Befigveränderungsabgaben, Abgaben bei Übertragungen des 
Belites, befonders von Liegenfchaften. Vergl. Umfagiteuern. 

DBefrießskrankenkaffen, j. Krantenverjicherung. 

Befrießsftener, preußiiche Schanfwirtichafts- Abgabe neben 
der Gemwerbeiteuer, abgeituft nach fünf Klajjen von 10—100 ME. 
jährlich zu Gunsten der Gemeinden. Vergl. Schanfiteuer. 

Bettelmönde, Drden, die ihrer uriprünglichen Regel zufolge 
fein Eigentum bejigen Dürfen, vielmehr ganz auf milde Gaben 
angewiejen waren. Dazu zu zählen find die Dominikaner, 
Franzisfaner, Auguitiner, Karmeliter und Serviten. 

Benteredt. Für den Landkrieg it das Beuterecht am 
Brivateigentum der Untertanen des feindlichen Staates durch die 
Haager Landkriegstonvention grundjäßlich ausgejchlojjen. Am 
Seefrieg iſt diejes Necht noch nicht zur Anerkennung gelangt. 
(Vergl. Priſe.) 
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Bevölkerung, die in einem Land wohnende Volksmaſſe. Das 
Deutſche Neich jtellt die Bevölkerungszahl alle fünf Jahre 
durch Volkszählungen feit. Von 1871 bis 1905 iſt daS deutjche 
Bolt von rund 40 auf rund 60 Millionen Menjchen, aljo um 
50° gewachien. 1875 hatten wir 42,5 Millionen Einwohner, 1895 
deren 52 Millionen und 1905 über 60, 1910 rund 65 Millionen. 
Der natürliche Zuwachs, Überjchuß der Geburten über die Todes- 
fälle, beträgt im Jahrzehnt 1895 bis 1905 jährlich rund 800000, 
heute rund 900000; die Sterblichkeitsziffern jind von 27,2°/oo im 
Jahr 1885 auf 21,1°oo im Jahr 1903 gejunfen. Vergl. dazu 
die Artikel: Deutjches Neich und Volkszählung. 

Bezirksrat, in Württemberg das Gelbitverwaltungsorgan 
der Oberamtsbezirfe, in Baden ein VBerwaltungsgericht, bezw. 
eine Berwaltungsbehörde, Die für einen Amtsbezirt au 6—9 
Bewohnern des Bezirks mit dem Bezirksamtsvoritand an der 
Spitze befteht; in Elſaß-Lothringen beiteht der Bezirfsrat aus 
dem Bezirkspräjidenten und jeinen Räten und ijt als Verwaltungs- 
gericht oder al3 beratende oder entjcheidende Verwaltungsbehörde 
tätig. 

Dezirkstag, in Gljaß-Lothringen, ein aus Abgeordneten der 
Kantone (bi 30) bejtehender GSelbjtverwaltungstörper der Be- 
zirfe Ober, Unter-Eljaß und Lothringen zur Regelung des Be- 
zivfshaushalts. Der Landesausjchuß von Elſaß-Lothringen wird 
zum Teil durch die B. gewählt. 

Bierfieuer. Die norddeutſche Brauftenergemeinjchaft ums 
faßt vom Neich alles außer Bayern, Baden, Eljaß-Lothringen 
und Württemberg; dieje vier Gebiete haben für jich eigene Bier- 
Beiteuerungs-Nechte und Syſteme. Es wird aljo in ganz Deutjch- 
(and eine innere Aufwandjteuer auf Bier erhoben, nur daß für 
die norddeutiche Braufteuergemeinjchaft der Reichstag, für Die 
vier ſüddeutſchen Gebiete die Ginzellandtage gejeßgeberiich zu- 
ſtändig find. Die letzte Negelung der Bierjteuer erfolgte bei der 
Reichsfinanzreform am 9. Juli 1909, fie trat am 1. Augujt 
1909 für die norddeutjche Gemeinschaft in Kraft. Danach 
werden erhoben 
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Der frühere Steuerbetrag berubte auf einer Erhöhung im 
Fahr 1906, die 29 Mill. ME. Mehreinnahmen ergab; die neue 
Steigerung ſoll 100 Mill. ME. Mehreinnahmen bringen. Uns 
genommen wurde die Bierjteuer-Erböbung mit 204 gegen 160 
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Stimmen Nationalliberale, Freifinnige, Sozialdemokraten). Gleich- 
zeitig wurde bejchlofjen, die Steuerjäße für neu zu errichtende 
Brauereien bis 1910 um 50°, von da bis 1918 auf 25° zu 
erhöhen; dadurch iſt die Errichtung neuer Brauereien in diejer 
Zeit faſt unmöglich gemacht. 

Die juddeutjchen Braufteuer-Gebiete mußten diejer 
norddeutjichen Steuererhöhung folgen, weil infolge davon ihre 
Ausgleichungsbeträge an das Reich ebenfalls gejtiegen jind 
(Württemberg 53. B. von 2449332 in 1909 auf 5349849 in 
1910). 

Außer diefer Bierjteuer in den fünf verjchiedenen Erhebungs— 
gebieten werden noch weiter erhoben: Übergangsabgaben (ſ. d.) für 
Bier, daS von einem Braufteuer-Gebiet in ein anderes übergeht; 
ferner jtädtifche VBier-Abgaben. Bier aus dem Ausland unter- 
liegt nur dem Reichszoll, darf dagegen von den Bundesjtaaten 
für ihre Landeskaſſen nicht auch noch bejtenert werden. 

Bilanz. Im faufmännifchen Sinn jtellt die B. die periodijche 
Schlußrechnung dar, die einen Überblict über den Stand Des 
Vermögens eines Gejchäftes gibt. „Sandelsbilanz“, ſ. Ausfuhr. 

Bil, in England der parlamentarifche Borjchlag eines 
Gejegentwurfs, der dann nach Annahme durch beide Häufer mit 
der Zuftimmung des Königs zum act, Gejeß, wird. Verſchieden 
von der Bill iſt die Motion, die entweder die Vorbereitung 
einer Bill bedeutet oder das, was man jonit parlamentarifch 
unter einem Antrag veriteht, der jich nicht zum Gejeßes-Borjchlag 
verdichten joll. 

Dimefallismus, ſ. Doppelwährung. 

Binnenhandel, der Handel im Innern des Landes, Gegen- 
lag: Außenhandel. 

Binnenfdiffahrt auf Flüſſen, Seen und Kanälen hat jich 
in Deutjchland in den legten Sahrzehnten parallel der gejamten 
aufiteigenden mwoirtjchaftlichen Gntwidlung gewaltig gejteigert 
(Zonnengehalt- Zuwachs von 1877 bis 1897 rund 1 970 000 Tonnen). 
Die größte Förderung der deutjchen Binnenfchiffahrt hängt ab 
vom Ausbau des Kanalſyſtems, der weiteren Schiffbar- 
machung bezw. Kanalijierung von Flußläufen (Mittellandtanal, 
Stromregulierung am Rhein, Schiffbarmachung des Mains von 
Dffenbach bis Ajchaffenburg, der Donau bis Ulm, des Neckar 
bis Stuttgart). Großzügige Kanalpläne (vergl. Kanalvorlage) 
der preußijchen Regierung (Mittellandfanal) find am fonfervativen 
Widerjtand gejcheitert („Kanalrebellen“). Sebt liegen neue 
Binnenjchiffahrtspläne vor im Zufammenhang mit Schiff- 
fabrtsabgaben. Siehe Näheres unter „Ranalvorlage” und 
„Schiffahrtsabgaben“. 

Binnenzöfle, j. Zölle. 

Polit. Konverſations-Lexikon. 
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Dlankettftrafgefege, die Strafgejege, die nur die Straf— 
androhung enthalten, während die Aufitellung der Normen, deren 
übertretung bejtraft werden joll, durch den Kaijer, Zandes- 
geſetz 2c. erfolgt. 

Dlanguiften, Anhänger des franzöjtichen Kommuniften Louis 
Aug. Blanqui (geb. 1805, geit. 1881). Blanqui war der Gründer 
des Klubs des NRepublifanischen Zentralvereins, der die Parijer 
Aufitände von 1848 anzettelte. 

Blaubuch, die nach ihren blauen Umjchlägen benannten 
diplomatifchen 2c. Berichte und Mitteilungen, ‚die von der engli- 
jchen Regierung dem Parlament vorgelegt werden; bei anderen 
Staaten nachgeahmt, jo im deutjchen Reichstag erjtmals 
1884 al3 Graubuch oder Weißbuch; in Frankreich Gelbbuch, 
in Stalien Grünbuch, in Öfterreih und Spanien Rotbud). 

Blaues Kreuz, j. Antialtoholismus. 

Block, Bezeichnung für die Neichstagsmehrheit nach den 
Wahlen von 1907. Durch die Reichstagsauflöfung vom 13. De- 
zember 1906 infolge der Verweigerung ſüdweſtafrikaniſcher Kriegs» 
fredite durch Zentrum und Sozialdemokratie war bei den Wahlen 
im Sanuar= Februar 1907 zwar nicht das Zentrum, aber die 
Sozialdemokratie ſtark vermindert worden; die vom Yürjten 
Bülow jchon bei den Wahlen zujammengeführten Parteien 
(Ronjervative, Nationalliberale, Freijinnige) bildeten nun auch 
im neuen Reichstag eine Mehrheit, die jich bei der Neform des 
Börjengejeges, beim Neichsvereinsrecht bewährte. Die inneren 
Unjtimmigfeiten zwijchen liberaler und fonjervativer Wirt: 
ichaftspolitit brachten aber diefen Block fonjervativeliberal-frei- 
jinniger Provenienz 1909 bei der Reichsfinanzreform vollitändig 
zum Berjten: die Finanzreform wurde von Konjervativen, 
Zentrum, Polen zc. gemacht gegen Nationalliberale, Freilinnige 
und Sozialdemokratie. Bergl. Schnapsblod und Schwarz= 
blauer Blod. 

As Großblock wird nach Analogie der Vorgänge in der 
badijchen Landespolitif eine Parteitonftellation bezeichnet, 
die Nationalliberale, Freifinnige und Sozialdemokraten zuſammen— 
führt gegen Zentrum und Konjervative wie eben im badijchen 
Landtag. Im Reich noch jtarte —— dieſer Großblock— 
Idee „Bon Baſſermann bis Bebel“. GWVergl. auch den Artikel 
„Ballermann bis Bebel“.) 

Blodade, Abiperrung eines feindlichen Hafens oder Gebiets 
im Seekrieg; ſeekriegs- und völferrechtlich anertanntes Mittel, das 
von den Neutralen vejpeltiert werden muß, wenn die Bloclade 
„effektiv“ ift, d. h. tatjächlich ein Anlaufen unmöglich macht. Wird 
troßdem die Blockade mit Gewalt oder Lift gebrochen, ift Weg- 
nahme des Schiffes durch die bloctierende Macht die Folge. 
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Bloc lorrain (Yothringer Bloc), eine partifulariftifche Gruppe 
in Lothringen, gebildet unter der Parole: Lothringen den Loth— 
ringern. Der bloc lorrain umfaßt fonjervative und demokratiſche 
Slemente; er wandte jich früher jcharf gegen das Zentrum, in 
jüngjter Zeit aber beginnt ſich eine Annäherung anzubahnen. 
Die Neichstagsabgeordneten des bloc lorrain, jog. „Notabeln“ 
(1. d.), haben jich feiner Partei angejchlofjen. 

Board, wörtlich Tiſch, dann Komitee, Ausjchuß, Partei— 
organijation, Kollegium, Behörde, 3.8. Board of Trade (Handels- 
minilterium), Board of eoneiliation and arbitration (Einigungs— 
amt), Board of labour (Arbeitsamt). 

Bodenreform, Bodenbejigreform, in Deutjchland propagiert 
vom Bund deutſcher Bodenreformer, Borjigender Adolf 
Damaſchke. Hauptforderungen: Überführung des Nealfredits in 
öffentliche Hand, Grhaltung und Grmweiterung des Gemeinde- 
Grundbejiges, Beiteuerung des Bodens nach dem gemeinen Wert, 
Heranziehung der Bodenbejiger bei Wertiteigerungen durch öffent- 
liche Bautätigkeit, Verhinderung von gemeinjchädlicher und mo— 
er Ausnugung der Naturfräfte und Bodenjchäge. — 

Die Ideen der Bodenreform haben bei der Marineverwaltung 
(Kiautichau), vielen Gemeindeverwaltungen und jet bei Der 
Se a (1. 8.) Eingang und praftifche Wertung 
gefunden. 


Bodenrenfe (Grundrente) ergibt ſich aus der Differenz 
zwijchen dem Rohertrag des Bodens und den einjchließlich der 
Zinjen aufgewendeten Betriebsunfojten. Aus der Kapitalijterung 
der Bodenrente gewinnt man den Bodenmwert, deshalb bat 
bei uns jteigende Grundrente fortgejegte Steigerung der Preiſe 
landwirtjchaftlicher Güter zur Folge. 


Bolivia, Nepublit mit 1470196 qkm und (1908) rund 
2,3 Mill. Einwohnern. Verfaſſung feit 1825, mehrfach geändert, 
zulegt 1899. Die Grefutive ruht beim Präſidenten, der nebjt 
2 Bizepräfidenten auf 4 Jahre gewählt wird. Der gejeßgebende 
Körper ilt der Kongreß, der aus Senat (16 Mitgl.) und Ab— 
geordnetentammer (75 Mitgl.) beſteht; leßtere werden direkt ge— 
wählt, müjjen aber wie die Senatoren (800 Bolivianos) ein 
Mindejteintommen (die Hälfte der Senatoren) bejigen. Mini- 
iterien für Außeres, Finanzen, Inneres, Juſtiz und Kultus, Krieg, 
Kolonien und Acerbau. An der Spige der 8 Departements 
(Provinzen) ſtehen Präfekten. — Haupteinfuhrländer find: Amerika, 
England, Deutjchland (1909: 5,3 Mill. von 37 Mill.) Haupt- 
ausfuhrantitel: Zinn und Kautjchuf. — Seit 1907 iſt die all- 
gemeine Wehrpflicht eingeführt; Gejamtheeresjtärfe im Frieden 
257 Dffiziere, 3000 Mann. 
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Bolleten (Güteranmeijungen) jind Ladungsverzeichnijje oder 
Begleitjcheine für den Zollverfehr, die bei der Abfertigung der 
Waren im Snnern des ZollgebietS ausgejtellt werden, um dem 
Empfangsamt die Fejtitellung der Identität der erhaltenen Waren 
zu ermöglichen. 

Don, Gutjchein, Unweijung, bons du tresor, Schagjcheine. 

Bonaparfiften, die Anhänger der Familie Bonaparte, die 
deren Anjprüche auf den franzöjtichen Thron vertreten. Die 
Bartei hat im franzöjtichen Volk feinen Einfluß mehr. 

Bond, jo viel wie Obligation, und zwar. die mit Zinscoupons 
verjehene, auf den Inhaber lautende Obligation (Gegenjaß: stock, 
die ins Staatsjchuldbuch eingetragene Obligation). Bond bedeutet 
auch Zollverichluß, Lagerhaus. 

Bonifazins-Berein, katholiſches Gegenjtüd zum evangelijchen 
Gujtav-Adolf-Verein, 1849 gejtiftet zur Unterjtügung der in 
evangeliichen Landesteilen lebenden Katholifen; bis zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts hat der Verein etwa 30 Mil. ME. für 
jeine Zwecke aufgewendet. 

Bonifikafion, Vergütung, Entſchädigung, Rückvergütung (won 
Sinfuhrzöllen). 

Bonitierung, die Feititellung des durchjchnittlichen Ertrags 
eines Grundjtücs zweds Katajtrierung für die Grundjteuer. Jedes 
Grundſtück wird je nach jeinem Grtrag in bejtimmte „Bonitäts- 
klaſſen“ eingewiejen, „bonitiert“. 

Boom, Gejchäftsauffchwung, Haufje, ferner Reklame, lär- 
mende Wahlagitation für einen Kandidaten. 

Dorderean, Verzeichnis, eine kurze Nechnung, unjere „Note“. 

Borromäus-Enzyclika, j. „Enzyklika“. 

Dorromäns-Berein, 1844 von dem Zentrumsführer Reichens- 
perger gegründet zur Verbreitung guter Schriften im fatholijchen 
Boll. Zu Beginn diefes Jahrhunderts hatte der Verein für 
über 4 Mill. ME, Bücher verteilt. 

DBörfe. Die vollswirtjchaftliche Bedeutung der Börſen liegt 
einmal in ihrer Berteilungs=- Aufgabe: fie verteilt örtlich und 
zeitlich entweder Wertpapiere (Gffelten- oder Fondsbörſe, 
vergl. Fonds) oder Waren, wie Getreide, Spiritus, Kaffee, 
Zucer, Wolle, Baummolle uf. (Brodulten- oder Waren-> 
börje). Sodann in ihrer Bewertungs: Aufgabe, indem jie 
durch Bewertung der Wertpapiere ein wirkſames Kontrollorgan 
der privaten Unternehmungen und des öffentlichen Kredits iſt. 
Das Börſenweſen iſt durch das Börſengeſetz vom 22. Juni 1896 
einheitlich geregelt worden. Danach unterjteht jede Börſe der 
ltaatlichen Genehmigung und Aufficht. Die unmittelbare Auf- 
jicht führen jedoch die — — Zur Überwachung Des 
Geſchäftsverkehrs ſowie der für die Börje getroffenen Vorjchriften 
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it in der € Reel als Organ der heine, bei — Börſe 
ein Staatskommiſſar beſtellt. Das Geſetz hat dem Bundes— 
rat die Befugnis zu Anordnungen über Börjeneinrichtungen, 
Feſtſtellung des Börjenpreijes, Emiſſionsweſen, Börjentermin- 
geichäfte gegeben. Um dem Bundesrat die nötigen fachlichen 
Informationen zu ermöglichen, wurde ein vom Bundesrat auf 
je 5 Sabre zu wählender Börſenausſchuß von mindeſtens 
30 Mitgliedern eingejegt, von denen die eine Hälfte auf Vor— 
Ichlag der Börfenorgane, die andere unter Berücfichtigung von 
Landmwirtjchaft und Induſtrie gewählt wird. Das Börſengeſetz 
trifft ferner Vorfjchriften für die Börjfenordnungen, die Börſen— 
polizei, die der Börjenvorjtand handhabt, für das Ehren- und 
das Schiedsgericht, für die Feititellung des Börjenpreijes, das 
Maklerweien, die Zulafjung von Wertpapieren zum Börjenhandel, 
für den Terminhandel und das Kommiſſionsgeſchäft und enthält 
Ichließlich Strafbeitimmungen für unredliche Einwirkungen auf 
den Börjenpreis, für Verleitung zu Börjenjpefulationen, Be— 
trügereien der Kommiljäre. Speziell an den Effektenbörſen ijt 
eine Zulafjjungsitelle für Wertpapiere vorgejchrieben, 
die die zu emittierenden Wertpapiere zu prüfen und über ihre 
Zulafjung zur Börje zu entjcheiden hat. 

Börfengefhäfte. Die an der Börfe gefchlofjenen Gejchäfte 
iind entweder Kaſſen- oder Termingefchäfte. Kaſſengeſchäfte 
(Rontantgejchäfte; bei Produkten: Gffeftiv- oder Lofogejchäfte) 
iind jolche, die alsbald nach Abſchluß zu erfüllen jind, Termin: 
geſchäfte find Zeitgejchäfte, die auf Grund bejtimmter ge- 
mwohnheitsmäßig oder ausdrücklich aufgejtellter Bedingungen ab- 
geichlojjen werden, jo daß alle Verträge bis auf Preis und 
Duantum einen typijchen Inhalt haben. Termingejchäfte werden 
in der Regel nur in bejtimmten größeren Einheitsbeträgen oder 
deren Bielfachenm abgejchlojien. Der Einheitsbetrag heißt Bör— 
ſenſchluß. Sn Berlin 5.8. iſt der Börjenjchluß für preußifche 
Konſols 15000 Mi. An den Deutjchen Effektenbörſen iſt der 
Handel per ultimo üblich, d. i. die Erfüllung auf Ende des 
Monats. Die Grfüllungstage am Ende des Monats beißen 
Ultimotage, Liquidationstermine. Die Termingejchäfte, die an 
ſich volkswirtſchaftlich nötig und nüßlich find, find es, 
die der Börjenjpefulation dienen. Dazu eignen fich alle Effekten 
und Waren, die jtarten und häufigen Schwankungen unterliegen. 
Es bilden jich zwei Parteien, die Hauſſiers und die Baij- 
ſiers oder Firer. Wer auf ultimo fauft, rechnet auf jteigende 
Preiſe, um das Gefaufte teurer verkaufen zu können, wer per 
ultimo verfauft, erwartet ein Fallen des Kurjes, um das Papier 
oder die Ware, die er noch nicht beſitzt, billig faufen zu fünnen. 
Termingeichäfte, an deren Grfüllung die Kontrahenten am Ber: 
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falltag fejt gebunden jind, heißen Fixgeſchäfte. Termin 
gejchäfte, bei denen der eine Teil willfürlih vor dem Liqui- 
dationstag täglich Erfüllung verlangen fann, Wandel: oder 
Eskomptegeſchäfte; Termingejchäfte, bei denen der Käufer 
oder Berfäufer gegen Zahlung eines Reugelds zurücdtreten 
(„abandonnieren“) fann, Brämiengejchäfte; Termingejchäfte, 
bei denen der eine Kontrahent das Recht hat, am Liquidations- 
termin die Gffeften entweder zu einem verabredeten höheren 
Kurs abzunehmen oder zu einem gleichzeitig verabredeten niedri- 
geren Kurs zu liefern, Stellgejchäfte oder Stellage. 
Häufig find eS die fogenannten Brolongation3= oder Koſt— 
gejichäfte (Report: bezw. Deportgejchäfte), bei denen der 
Spefulant die Erfüllung auf den nächjten Ultimo zu verjchieben 
jucht: der Haufjier rechnet dabei, daß die Kurje jich bejjern und 
er dann die Papiere abnehmen fann, der Baiſſier, daß ſie jinfen 
und er jie dann faufen und liefern fann. Der Hauſſier jucht 
aljo einen Geldgeber, dem er die Papiere zum Liquidationzfurs 
verkauft, und von dem er jie gleichzeitig bis zum nächjten Ultimo 
zu einem vereinbarten Preis zurückkauft; umgefehrt kauft der 
Baiſſier und verkauft gleichzeitig auf nächjiten Ultimo. Der Be- 
trag, um den der vereinbarte Preis den Liquidationsfurs über: 
jteigt, nennt man Report, den Betrag, um den er zurückbleibt, 
Deport. Neport bezw. Deport in Verbindung mit den Stück— 
zinjen bildet die Vergütung des Geldgebers. Neben diejen Ge- 
Ichäften fommen noch andere Formen und Kombinationen vor. 
Die Termingefchäfte können wirkliche Abnahme und Lieferung 
bezwecken, es können aber die Kontrahenten auch von vornherein 
beabjichtigen, daß nur die Differenz zwiſchen dem vereinbarten 
Preis und dem Kurs des Grfülltages zu zahlen iſt (Differenz: 
gejchäfte). Gegen die Mißſtände im Differenzgejchäft richtete 
jich das Börjengejeg vom 22. Juni 1896. Es enthielt das Ver: 
bot des Terminhandels in Getreide: und Müblenfabrifaten, in 
Anteilen von Bergwerks- und Fabrilunternehmungen und führte 
das jogenannte Börjenregijter ein, in das ſich die einzutragen 
haben, die ſich an Börſengeſchäften beteiligen und fich dafür die 
Klagbarkeit jichern wollen. Doch wurde von dem Eintrag ins 
Börjenregilter wenia Gebrauch gemacht. Begünftigt durch Die 
Nechtiprechung des Neichsgerichts wurde der „Regiltereinwand“, 
„Differenzeinwand” (d. h. der Einwand des Nichteintrags im 
Börfenregifter) immer weiter ausgedehnt. Das Geſetz führte fo 
außer zu einer Konzentration der Bankbetriebe und Abwanderung 
des Börjenverfehrs ins Ausland zu einer Grichütterung von 
Treu und Glauben im Verkehr. Nach früheren vergeblichen 
Verfuchen kam fehließlich die Börjengejegnovelle vom 8 Mai 
1908 zuftande, die das Getreidelieferungsgeichäft beichräntt zu: 
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ließ (vergl. Getreideterminhandel), den Börjenterminhandel in 
Anteilen bejtimmter Bergwerks- und Fabrilunternehmungen ge- 
itattete, ferner das Börfenregifter bejeitigte und den erlaubten 
Termingefchäften die Klagbarfeit gab, wenn beide Teile ins 
Handelsregifter eingetragene Kaufleute oder Genojjenjchaften (mit 
Ausjchluß von Kleingewerbetreibenden), ehemalige oder jetige 
Bankiers 2c., oder Perſonen ohne inländischen Wohnſitz jind. 
Börfenftenern jind Steuern auf Gejchäfte, die an der Börje 
abgejchloffen werden. Sie fünnen teils VBermögensiteuern jein, 
wenn jie das vollendete Rejultat eines Vermögenserwerbs erfaffen, 
zum Teil aber jind jie auch nur reine VBerfehrsjteuern, wenn 
nicht der Abſchluß, ſondern lediglich die vermittelnden Funktionen 
beim Güteraustaujch erfaßt werden. In Deutſchland iſt die 
Börjenjteuer durch Geſetz vom 1. Juli 1881 eingeführt worden 
durch Erhebung eines Stempels auf Aktien, Kuxe (Bergwerks— 
anteile), Nentene und GSchuldverjchreibungen, ferner auf alle 
Schlußnoten und Rechnungen im Börſengeſchäft; ſchließlich zahlt 
bieher, obwohl mit der Börſe nicht unmittelbar zufammenhängend, 
der Stempel auf Lotterieloje. Für die Wertpapiere tft der Stempel 
bei der Emijjion (Emijjions= oder Effektenſtempeſ) zu er- 
heben, bei den Börſenumſätzen von Wertpapieren und Waren von 
dem jeweiligen Gejichäftsabjchluß, für den Schlußnoten oder Rech— 
nungen ausgeitellt werden; als Kontrolle der AUbjchlüfje beiteht 
der gejegliche Schlußnotenzwang. — Der Effeften-Stempel 
it jeit 1881 mehrfach und erheblich gejteigert worden und tjt 
nun Durch die Reichsfinanzreform abermals erhöht worden 
und beträgt jest für inländiiche Aktien, Kolonialanteile und aus 
ländiiche Aktien 3°, von Kuren entweder 5 ME. von jeder Ur— 
funde oder 3° vom Betrag der Ginzahlung; für inländijche 
Obligationen wurde der Stempel von 6 °/oo auf 2° erhöht, ebenjo 
für ausländijche, dagegen für die Obligationen ausländijcher 
Staaten nur auf 1°), für inländiihe Kommunal: Grundfredit- 
Obligationen von 2°o auf 5 °oo hinaufgejegt. Die Erhöhung 
des Börjenumjag-Stempels ijt Dagegen damals ab— 
gelehnt worden; er beträgt bei Gffekttengejchäften 1 Zehntel vom 
Taujend des Umſatzes, bei Effekten, die nicht Staatspapiere find, 
2 Zehntel, bei Kuren zc. 1 Zehntel und bei jonjtigen Wertpapieren 
einschließlich der Genußjteuer 3 Zehntel, bei Warenumfägen 2 
Zehntel. — Bei der Neichsfinanzreform war von den Mehrheits- 
parteien neben dem Gffektenjtempel von Wertpapieren die Ein- 
führung einer Kotierungsiteuer (j.d.) geplant. Dieje Steuer 
wurde jedoch abgelehnt, dafür fam die Talonjteuer Sie 
wird erhoben von den Gemwinnanteiljchein- und Zins— 
bogen der Wertpapiere durch den Talonfjtempel bei jeder 
Erneuerung der Dividenden oder Zins-Couponsbogen, die meijt 
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alle 10 Sabre jtattfindet; für Bogen, die mehr als 10 Jahre 
umfafjen, wird der Stempel erhöht. Dieje Steuer, die gegen 
Natiovnalliberale, Freilinnige und Sozialdemokraten angenommen 
wurde, stuft ſich folgendermaßen ab: Aktien ꝛc. inländijche 
und ausländifche 1° vom Nennwert, Nentene und Schuld- 
verjchreibungen, inländifche und ausländijche (Staats: und Kom: 
munal-) 5 °/oo, für inländische fommunale Grundfredit-Obligationen 
20. Befreit jind die Reichs: und StaatSsobligationen deutjcher 
Herkunft und die Talons bei der eriten Ausgabe der Wert: 
papiere, Bei längerer al3 10jähriger Ausjtellung von Zinsbogen 
fällt aber dieſe Befreiung auch weg, und außerdem erhöht jich 
überhaupt für Bogen, die Anteil- bezw. Zinsicheine für einen 
längeren als 1Ojährigen Zeitraum enthalten, bei allen jteuer- 
pflichtigen Effeftenarten für jedes fernere Jahr der Talonjtempel 
je um 1 Zehntel. Dieje Talonjteuer iſt im Reichstag als eine 
verfappte KRotierungsjteuer bezeichnet worden, die zwar nicht bei 
der Zulaffung zum Terminhandel an der Börje erhoben werde, 
jondern jeweils bei der Erneuerung der Zinsbogen mit der 
alleinigen Freilaffung der Zinsbogen bei der Emiſſion jelbit. 

Bosnien und Herzegowina, |. Öfjterreich-Ungarn. 

Boss (engl.), Führer einer politijchen Clique oder Partei. 

Botſchaft, Raijerliche. Jede jchriftliche Mitteilung des Kaiſers 
an den Reichstag. Auch die Mitteilung des Schlufjes der Seljton 
wird jo genannt. Gine bejondere Bedeutung bat die kaiſerliche 
Botichaft vom 17. November 1881, mit der der Reichstag er: 
öffnet wurde. Sie erklärte, „Daß die Heilung der jozialen 
Schäden nicht ausschließlich im Wege der Repreſſion jozial- 
demofratifcher Ausjchreitungen, jondern gleichmäßig auf dem 
Gebiete der pojitiven Förderung des Wohles der Arbeiter zu 
juchen jein werde.” Hierauf werden folgende ſozialpolitiſche 
Aufgaben aufgezählt: Verficherung der Arbeiter gegen Betriebs: 
unfälle, gleichmäßige Organijation des gewerblichen Kranten- 
kaſſenweſens, ftaatliche Fürſorge für die durch Alter und Inva— 
(idität Grwerbsunfähigen. Dieſe Aufgaben jollten gelöft werden in 
der Form forporativer Genofjenichaften unter jtaatlichem Schuß. 
Die zur Durchführung nötigen Mittel jollten durch ein Tabak— 
monopol gewonnen werden, das jedoch nicht zuſtande kam, 

Botfhafter, ſ. Sejandtichaften. 

DBotfhafterfraktion, j. Freikonſervative Partei. 

Donlangismns. Dem General Emjt Boulanger (fran- 
zöftfcher Kriegsminifter von 1886—87, gejt. 1891 in Brüſſel) 
gelang es, ohne daß er mit feinem Ehrgeiz und Chauvinismus 
geiftige Superiorität verband, ſich durch feine jcharfe Vertretung 
des Revanchegedantens einen jtarlen Einfluß zu verichaffen. Ein 
im Dezember 1886 von ihm eingebrachter Entwurf, der durch 
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die , Echöhung der Friedenspräjenzitärfe den Krieg mit —— 
land vorbereiten ſollte, wurde bewilligt. Nach dem Verluſt 
ſeines Portefeuilles verſtand er es, durch die Popularität ſeines 
Namens eine Partei („Boulangiſten“) zu bilden, die „die Reviſion 
der Verfaſſung“ (Abſchaffung der Präſidentſchaft, Einkammerſyſtem) 
zu ihrem Loſungswort machte. Boulanger wurde von mehreren 
Departements in die Kammer gewählt, aber ſein Anhang lich— 
tete ſich raſch, als der künftige Siegesheld, der Verſchwörung 
gegen den Staat angeklagt, der Unterſuchung durch Flucht ins 
Ausland aus dem Wege ging. Seitdem erloſch die Bewegung 
allmählich, um mit dem Selbſtmord des Generals auch dem 
Namen nach jo ziemlich von der Bildfläche zu verjchwinden. 

Bounty (engl.), Gejchent, Belohnung, Prämie (zur Beför- 
derung von Handel, Induſtrie 2c.), 3. B. bounty on exportation, 
Ausfuhrprämie. 

Bourgeoifie (Bürgerjchaft, Bürgeritand) diente in Frankreich 
zur Bezeichnung des reichen Teil des Bürgerjtandes und mar 
gleichbedeutend mit Geld» oder Finanzadel. Die Sozialdemokratie 
bezeichnet mit Bourgeoiſie alle beſitzenden Gejellichaftsklafjen. 

Boxer, eine patriotiiche Turnerorgantfation in China, „Frei— 
willige patriotiiche Vereinigung“ genannt, deren jugendliche Mit- 
glieder wegen ihrer turnerischen Übungen von den Engländern 
ven Namen Borer erhielten. Der in diejen Organilationen von 
früher Jugend an großgezogene Haß gegen das Fremde führte, 
nachdem auch jchlimme Slemente Erwachjener in die Reihen der 
Borer getreten waren, im Frühjahr 1900 zu dem „Borerauf- 
ſtand“, dem ſich auch die chinejtiche Regierung anſchloß. Gr 
wurde von den Truppen der verbündeten Mächte bis Frühjahr 
1901 niedergeworfen. (Ermordung des deutſchen Gejandten von 
Ketteler, Beichteßung der Takuforts, Eroberung Pekings). 

Boykott. Der Ausdrud war der Name eines englijchen 
Kapitäns, der als Berwalter der Güter des Grafen Erne in 
Irland durch Beſchluß der irischen Landliga wegen feiner Strenge 
geächtet und jo wirtjchaftlich ruiniert wurde. Daher Boykott 
wirtjchaftlicher Verruf, boyfottieren, einen in wirtjchaftlichen 
Verruf bringen. Siehe Verrufserklärung. 


Roykottverſicherung, Verjicherung gegen den Schaden, den 
die Brauereien durch Bierboyfotte erleiden. Die deutſchen 
Brauereien haben den „Boyfottichugverband deutjcher Brauereien” 
in Berlin gegründet, der auch ſchweizeriſche — umfaßt. 
Im Gegenſatz zur Streikverſicherung (ſ. d.) haben die 
Brauereien einen klagbaren Anſpruch auf die Entſchädigung. Mit 
der Verſicherung iſt ein Kundenſchutz verbunden: keine dem Ver— 
band angehörige Brauerei darf an die Kunden der boykottierten 
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Brauerei Bier liefern. Es bejteht ferner noch ein Boykottſchutz— 
verband der rheinijch-weitjältiichen Brauereien. 

Brahmanismus, eine indijche Neligion, die einen unperſön— 
lichen Gott lehrt, dem die übrigen Gottheiten untergeordnet find. 
Sie enthält die ausgebildetite Verjchmelzung von Staat und 
Kirche, die die Weltgejchichte fennt, und eine jtrenge Scheidung 
des Volkes in Kajten. An Die göttliche Würde genießende 
Prieſterkaſte reiht jich der Kriegerjtand, es folgen die Acer: 
bürger, die Handwerker, denen jich als unterjte Stufe eine große 
Zahl verjchiedener Miſchkaſten wie Hirten, Jäger, Fiſcher u. dgl. 
anjchließen, und die eine verachtete und trojtlofe Stellung ein- 
nehmen (Barias). Die Brahmanen halten an ihrem allmählich 
entwicdelten PBantheismus, an dem Glauben an die abjolute 
Weltſeele, an das „Eine Unvergängliche‘, das Brahm, feit, 
während die vollsmäßige Neligion der Glaube an die Drei 
perjönlichen Gottheiten: Brahma, den Schaffenden, Viſchnu, 
ven Grhaltenden, und Siwa, den Zerjtörenden, die indijche 
Dreieinigfeit, it. Die Zahl der BrahmasAnhänger wird auf 
150 Mill. angegeben. 

Brannftweindeftenerung. Die B. des Deutjchen Neich3 be— 
ruht auf der Reform von 1887. Dieje führte eine Verbrauchs— 
abgabe ein, ließ aber daneben die vorhandenen Materialjteuern 
bejtehen: die Maijfchbottichjteuer, die nach der Größe der 
Mailchgefäße, und die Branntweinmaterialjteuer, die 
nach der Urt der verwendeten Rohſtoffe erhoben wurde. Die 
gewerblichen Brennereien hatten jeit 1895 ftatt der Maijchraum- 
teuer einen Zujchlag zur VBerbrauchsabgabe zu entrichten, eine 
Fabrifationsjteuer, die in progrejjiven Säben von 2—6 ME. pro 
Heftoliter von den produzierten Branntweinmengen erhoben 
wurde. (Brennjteuer) Die Berbrauchsabgabe wurde von 
dem fertigen Erzeugnis in zwei Säben pro Liter reinen Altohols 
erhoben: 0,50 ME. von dem innerhalb des Kontingents, d. h. 
innerhalb einer vom Gejet beitimmten Marimalgefamtmenge, 
und 0,70 ME. von dem außerhalb des Kontingent3 erzeugten 
Branntwein. Das Kontingent wurde nach gejeßlich feitgelegten 
Grundſätzen auf die einzelnen Brennereien verteilt. Wer mehr 
als jein Kontingent herſtellen will, kann dies tun, dieſer Brannt- 
wein hat aber dann die höhere Steuer zu tragen. Da das 
| Kontingent unter dem Verbrauchbedürfnis nach Trinkbrannt- 
wein gehalten und die Verbrauchsabgabe von dem Händler zu 
zahlen ift, jo richtet fich der Preis des Branntweins nach dem 
‚Branntwein, der dem höheren Steuerfat unterliegt, d. b. der 
‚Börjenpreis für fontingentierten Branntwein iſt um etwa 20 ME. 
‚pro Hektoliter höher als der für nicht fontingentierten Brannt- 
wein, Die Kontingentsbrennereien erhalten alſo je nach der 
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Größe ihres Kontingents einen Mehrerlös von 20 ME. pro 
Hettoliter, die jogenannte Liebesgabe. Heute beträgt Dieje 
„Liebesgabe”“ etwa 46 Mill. ME. Dieje IJnlandsprämie zu 
jichern, dient eine weitere Ginrichtung, die der jogenannten 
„VBerechtigungsfcheine‘. Der Brenner kann nämlich jeinen 
Kontingentsbranntwein auch zum höheren Steuerja abfertigen 
laffen, und er erhält dann einen Berechtigungsjchein, der 
über die Differenz zwijchen den beiden Steuerjäßen lautet, und 
der zu jeder Zahlung der Branntweinjteuer verwendet werden 
fann. Da vor allem der Kartoffelfprit ausfchließlich unverjteuert 
gehandelt wird, jo wird der billigere „70 er” Sprit zur Ausfuhr 
und zu ftenerjreien Zwecken (aljo zu Ejjigbereitung, gewerblichen, 
Beleuchtungs>, wiljenschaftlichen Zwecken) und der teuerere „50er“ 
Sprit zum inländifchen Trinfverbrauch verwendet. Der 50er 
Sprit hat aljo einen kleineren Markt, und um die dadurch 
drohende Gefahr eines Preisdruds zu verhüten, brauchen die 
Brenner nur mittelS der Berechtigungsfcheine ihren 50er in einen 
70er zu verwandeln und fönnen jo jederzeit den Markt regu- 
lieren. Die Grundlagen diejer Befteuerung hat das Gef. v. 9. Juli 


nicht vor 1. Dftober 1918. Damit ift die Entſtehung neuer, 
bejonder3 gewerblicher Brennereien erjchwert, und auch Die 
weiteren Rontingentsbejtimmungen dienen dazu, die bejtehenden 
Dbit- und vor allem die Kartoffelbrennereien vor Konkurrenz 
zu bewahren. Neben der Berbrauchsabgabe wird an Stelle der 
Brennfteuer eine Betriebsauflage von der gejamten Pro— 
duktion aller Brennereien mit mehr als 10 hl Sahreserzeugung 
erhoben. Sie fteigt in 20 Staffeln von 50 Pfg., beginnend mit 
4 ME. pro hl bei Betrieben mit weniger als 50 hl Erzeugnis 
bis zu 14 Mk. pro hl bei Betrieben mit mehr alS 3000 hl 
Sahreserzeugnis. Es find zu dieſen Sätzen je nach der Art 
der Brennereien Erhöhungen bejonders für die gewerblichen 
Brennereien, Ermäßigungen aber für fleinere und mittlere be— 
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ſtehende Brennereien, für ausjchließliche Getreidebrennereien und 
für ältere landwirtjchaftliche Genojjenjchaftsbrennereien vorge: 
jehen. Zu dieſer Erjchwerung der Betriebsausdehnung gewerb— 
licher Brennereien fommen die Bejtimmungen über den Durch- 
Ichnittsbrand, die dem gleichen Zwecd dienen. Für den 
über den Durchichnittsbrand hergeitellten Branntwein, den ſo— 
genannten „uberbrand“, erhöht jich nämlich die Betriebsauflage 
um die Hälfte und bei gewerblichen Brennereien mindejtens auf 
22 ME., bei den übrigen (mit Ausnahme der Wein, Weintreber, 
Zwetjchen und Kirjchen verarbeitenden) auf 18 ME, bei Hefe: 
brennereien auf mindejtens 25 ME. pro hl. Auch bei Feitjegung 
des Durchichnittsbrands, der auf Grund der Produktion der 
legten 10 Jahre bejtimmt wird, hat man die gewerblichen Hefe: 
brennereien um 10° ihrer bisherigen durchjchnittlichen Jahres: 
produftion gekürzt, den landwirtjchaftlichen Brennereien aber 
den Durchichnittsbrand um 10° erhöht. Neu entjtehende ge- 
werbliche Brennereien erhalten überhaupt feinen Durchjchnitts- 
brand. So iſt die Abficht auch dieſer Vorjchriften durch die 
Erhöhung der Betriebsauflage um 50°, die bei Überjchreitung 
des Durchſchnittsbrands eintritt, die Ausdehnung bejtehender und 
die Entitehung neuer gewerblicher Brennereien zu verhindern, 
und damit eine zweite Kontingentierung der gejamten Produktion 
herbeizuführen. Gin drittes Mittel, die Konkurrenz der gemwerb- 
lichen Brennereien einzufchränfen, ijt die Vergällungspflicht, 
d. h. die Brennereien mit Ausnahme der Fleinen Brennereien, 
der Obſt- und der reinen Getreidebrennereien haben einen be: 
ſtimmten Teil ihres Durchichnittsbrandes zu vergällen, d. i. zu 
denaturieren. Kontingentsbranntwein it von der Vergällungs- 
pflicht befreit. Schließlich ilt, um den Abjat der Brennereien zu 
jichern, eine jehr hohe Prämiterung des technijchen Spiritus feit- 
gejeßt worden. Aus den Einnahmen aus der Betriebsauflage 
joll nämlich ein bejfonderer Fonds, der 40 Mill. ME. nicht über- 
Ichreiten joll, gebildet werden. Diejer Fonds dient dazu, Ber: 
gütungen für denaturierten oder zu exportierenden Branntwein 
zu gewähren, und zwar müſſen die Vergütungen für volljtändig 
vergällten doppelt jo hoch fein als für unvolljtändig vergällten 
oder ausgeführten Branntwein. Nur wenn das Ausland höhere 
(Srportprämien zahlt, können die deutjchen entjprechend erhöht 
werden. Die Denaturierungsprämien für Spiritus fallen bei 
der Ejligbereitung künftig weg; um aber die Alkohol-Eſſigfabri— 
fation gegen die Holz-Gjligfabrilation zu ſchützen, wird von der 
Holzeſſigſäure eine Steuer von 30 ME. fiir 100 kg erhoben; bei 
Verwendung des Holz-Eſſigs zu gewerblichen Zwecken oder bei 
Export wird die Steuer zurücvergütet. — Die Zölle jind für 
Liköre von 240 ME, auf 350 ME. per 100 kg, für andern Brannt- 
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wein von 160 MU. auf 275 Mk. bei Bezug in Fäljern, jonit von 
240 ME. auf 350 ME. erhöht worden. Der Bundesrat ijt er- 
mächtigt, diefe Zölle um 50 ME. herabzufegen. 

Brafilien, Vereinigte Staaten von, Bundesjtaat von 
20 Staaten, 1 Nationalterritorium und 1 Bundesdiftrikt, Nepublit 
jeit 1889, Verfaſſung jeit 1891. Der Senat hat 63 Mitglieder, 
die in dreijährigen Perioden ausjcheiden und zu ergänzen jind; 
die Abgeordnetenkammer zählt 212 Mitglieder, die auf je 
3 Jahre ebenfalls direkt gewählt werden von den mindejtens 
21 Jahre alten Brajilianern, die leſen und jchreiben fönnen. 
Präſident und Bizepräfident der Republik werden nach dem gleichen 
Syſtem auf je 4 Jahre gewählt. Neben ihnen Minifterien für: 
Auswärtiges, Inneres und Juſtiz, Finanzen, Krieg, Marine, 
Öffentliche Arbeiten, jowie Acderbau, Handel und Induſtrie. An 
der Spiße der einzelnen 20 Bundesjtaaten jtehen Gouverneure und 
Präſidenten; Bundesdiftritt und Territorium haben eigene Pro— 
vinzialverwaltung. Mit diejen beiden Gebieten hat Brajilien 
855 Mill. gkm mit (1908) rund 25,5 Mill. Einwohnern. An 
der Einfuhr mit rund 600 Mill. Milveis Wert iſt Deutjchland 
(1909) mit rund 100 Mill. beteiligt. Den Hauptwert der Ausfuhr 
itellen dar Kaffee und Kautſchuk. — Allgemeine Wehrpflicht jeit 
1908, Friedensitärte: 2167 Offiziere, 346 Sanität3- (und Beterinär-) 
Offiziere, 18624 Mann. Die Kriegsflotte umfaßte 1910 neben 
einem Dutzend Torpedos 29 Fahrzeuge (darunter 3 Banzerjchiffe) 
mit 164 Gejchüßen. 

Braunfdweig, Herzogtum, im Mannesitamm erbliche, konſti— 
tutionelle Monarchie, jeit dem Ausfterben des älteren Zweigs 
vom Haus Braunjchweig-lüneburg auf das Herzogshaus Kumber- 
land übergegangen, daS aber wegen feiner nicht aufgegebenen 
bannoverjchen Thronanſprüche (ſ. Welfentum) an der Negierung 
in Braunjchweig behindert ift. Daher Negentjchaft jeit 1885, 
zuerit Prinz Albrecht von Preußen, jeit feinem Tod Herzog 
Johann Albrecht von Mecklenburg. — 3690 qkm, 494387 Ein- 
wohner. — Verfaſſung jeit 1851, nur eine Kammer: Zandes- 
verjammlung mit 48 Mitgliedern, die in geheimer Wahl gewählt 
werden auf je 4 Jahre, und zwar 15 von den Städten, 15 vom 
Zand und 18 von den verjchtedenen Berufsitänden. — An der Spibe 
ver Staatsverwaltung jteht der Staatsminifter, der verjchiedene 
Sektionen (für Verwaltung, Juſtiz, Finanzen, Kultus) unter fich hat. 

Braunfdweigifd - welfifhe Partei, eine kleine gemäßigt- 
welfiiche Partei. 

Branftener, j. Bierſteuer. 

Branftenergemeinfhaft, vergl. Bierjteuer. 

Bremen, freie Hanſaſtadt, republifaniiche Staatsform. 256qkm, 
299234 Einwohner (1168 pro qkm). Die vollziehende Gewalt 
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liegt in Händen des Senats mit 2 Bürgervorjtehern und 16 Mit- 
gliedern, die durch indirekte Wahl der „Bürgerjchaft“ auf Lebens- 
zeit bejtellt werden. Die „Bürgerjchaft“ iſt der andere gejeb- 
gebende Körper, ihre 150 Mitglieder werden in Direkter und 
geheimer Wahl gewählt. 

Bremserlaß, ein Erlaß des preußiichen Kultusminijters, der 
den Städten in der Gewährung von DOrtszulagen an Volksſchul— 
lehrer Grenzen zieht, um die Abwanderung der Lehrer vom Lande 
nach den Städten mit den bejjeren Gehaltsverhältnijjen, reicheren 
Bildungsgelegenheiten ꝛc. zu unterbinden. 

Dreve. Die jchriftlichen Erlafje des Papſtes jind entweder 
Bullen oder Breven. Die Breven jind minder feierlich in der 
Form und ergehen in weniger wichtigen Angelegenheiten. Das 
Breve wird im Namen des Papſtes von dem Sefretär unter- 
zeichnet und mit dem Fijcherring gejiegelt. Die Hauptunterjchiede 
zwijchen Bullen und Breven wurden von Leo XIII. aufgehoben. 

»5riefadel, j. Adel. 

Böriefgeheimnis. Die Freiheit des brieflichen Verkehrs it 
ebenſowohl ein völterrechtlicher wie ein jtaatSrechtlicher Grund- 
ja. Der Geijt der jegigen Zeit würde Einrichtungen, wie jie 
jrüher als Attribute jeder geordneten Polizei betrachtet wurden, 
wie 3. B. ein „jchwarzes Kabinett” zur amtlichen Eröffnung von 
Briefen, nicht ertragen. Im Deutjchen Reich hat das Brief- 
geheimnis Nechtsichußg erfahren durch 8 299 des Strafgejegbuchs, 
ver das unbefugte Öffnen eines Briefes oder Urkunde auf Ans 
trag des Abſenders bezw. des Empfängers mit Geld- und Ges 
fängnisjtrafe bedroht. Den Poſtbeamten iſt bei Gefängnisjtrafe 
(S 354 St. G.B.) unterjagt, Briefe, Pakete zu eröffnen oder zu 
unterdrücen oder andern eine jolche Handlung zu gejtatten, 
Depejchen zu verfälichen, zu eröffnen oder zu unterdrüden, von 
ihrem Inhalt rechtswidrig andern Mitteilung zu machen ujf. 
Briefe, Poftjendungen und Depejchen dürfen in jtrafrechtlichen 
Unterjfuchungen nur vom Richter unter bejtimmten Voraus— 
jeßungen bejchlagnahmt werden, bei Gefahr im Verzug auch 
von der Staatsanwaltjchaft, die die Briefe und Poſtſendungen 
uneröffnet dem Nichter vorzulegen bat. Die Beichlagnahme 
durch die Staatsanwaltjchaft muß binnen 3 Tagen von dem 
Nichter bejtätigt werden. Auch der Konkursverwalter kann jich 
beftimmte Briefe ꝛe. aushändigen lafjfen. Perſonen, die im Ge- 
fängnis oder Zuchthaus ſitzen, müſſen ſich die amtliche Durchficht 
ihrer Korreipondenzen gefallen laſſen. 

Brieffhulden, ſ. Rentenſchulden. 

Brieftelegramme, eine Mittelform zwiſchen Brief und Tele 
gramm, Ihre Eigenart bejteht darin, daß eilige Nachrichten, die 
als Briefe dem Adreſſaten nicht mehr mit dem eviten Beitellgang 
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zugeftellt werden könnten, während der Nacht zu einer ermäßigten 
Tare telegrapbiert und am Beſtimmungsort nicht als Depejche 
durch bejondere Boten, jondern in einem gewöhnlichen Briefe 
vom Briefträger beim erſten Beitellgang ausgehändigt werden. 
Die Brieftelegramme bat zuerit Frankreich eingeführt, um Die 
teuren Telegrapbenapparate nachts beſſer auszunügen. In Frank— 
veich koſtet das Wort eines Brieftelegramms 1 ets., der Mindeſt— 
preis für das Brieftelegramm ift 40 ets. Von den Handels- 
fammern und dem deutjch-franzöfischen Wirtſchaftsverein ift die 
Einführung der Brieftelegranıme auch in Deutjchland vorgejchlagen 
worden, fie wird gegenwärtig bei den deutjchen Bojtverwaltungen 
erwogen. e 

Brotkordgefeß, ſ. Kulturkampf. 

Brotwucher, Fleiſchwucher, Schlagwörter zur Bezeichnung 
der künſtlichen Verteuerung des Getreides, Fleiſches ꝛc. durch 
die agrariſche Zollpolitik. Der Ausdruck „Brotwucher“ ſtammt 
aus der Zeit des Antrags Kanitz. Im Oktober 1895 ſagte Kaiſer 
Wilhelm II auf dem Brandenburgiſchen Provinziallandtag bei 
Erwähnung des Antrags Kani: er fünne nicht dulden, daß den 
ürmeren Klaſſen daS Brot durch Brotwucher verteuert werde. 

Brüdergemeinde oder -Unität (Herrnhuter) ift eine evange- 
liiche Religionsgefellichaft, die von dfterreichiichen Emigranten 
(Nachlommen der böhmischen Brüder) im 18. Sahrhundert auf dem 
Rittergut des Grafen Zinzendorf, der die Verfolgten aufnahm, 
gegründet wurde. Die Brüderunität findet das wahrhaft Religiöje 
in dem innigen Glaubensverhältnis des Einzelnen zu Chriſtus, 
und der Stärkung dieſer Heilsgemeinfchaft ift auch ihre Ver— 
fajjung bejtimmt. Die Herrnhuter teilen ſich in drei Provinzen: 
die Ddeutjche, britijche, amerifanifche. Sede Provinz wird von 
einer ltejtenfonferenz („Unitätsdireftion“) geleitet, die von der 
Provinzſynode gewählt wird. Verknüpft jind die drei Provinzen 
durch Die alle 10 Jahre zujammentretende Generaliynode, Die 
die Miſſionsdirektion wählt. Die deutjche Unität bejigt zahlreiche 
faufmännijche und indujtrielle Unternehmungen, Rittergüter ꝛc.; 
und ebenjo haben auch die einzelnen Gemeinden eigenen Beſitz. 
Sede Gemeinde unterjteht einem Ältejtenrat, der aus dem Pre- 
diger, jonjtigen Gemeindebeamten und den von der Gemeinde 
gewählten ÄAlteſten bejteht. Der Gewinn aus den finanziellen 
Unternehmungen wird vor allem zu Erziehungs: und Miſſions— 
zwecen verwendet. 

Buhfhulden, j. Nentenichulden und Staatsjichuldbuch. 

Bucketshops jind Animier- und Winkelbankiers, die fapital- 
ichwache, mit Börjengejchäften nicht vertraute Berjonen zur Gin: 
gehung jpefulativer Börjenengagements, inSbejondere von Prä— 
miengejchäften, durch verwerfliche Mittel verlocen. Neuerdings 
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haben der Zentralverband des Deutſchen Bank- und Bankier— 
gewerbes und die preußiſche Regierung der ſtrafrechtlichen Ver— 
folgung der Bucketshops erhöhte Aufmerkſamkeit geſchenkt. 

Buddhismus, in ſeinem Urſprung eine der großartigſten, 
radifaljten Reaktionen zu Gunjten der allgemeinen Menjchen: 
rechte des Individuums gegenüber der drüdenden Tyrannei 
jogenannter göttlicher Geburts: und Standesporrechte. Er ijt 
das Werk eines Prinzen GSiddhartha, der jpäter den Namen 
Buddha (der „Erleuchtete”‘) annahm, und der jich im 6. Jahr— 
hundert v. Ehr. im djtlichen Indien gegen die brahmanijche 
Hierarchie erhob und durch die Einfachheit und Die jittliche Kraft 
jeiner Lehre einen vollitändigen Bruch des indijchen Volkes mit 
jeiner Bergangenheit herbeiführte. Das Ziel, das Buddha vor 
Augen hatte, war die völlige Entledigung von allen irdijchen 
Bedürfnifjen, die abjolute Entjagung des Sch („Nirwana“), um 
zur jchließlichen Erlöjung und Freiheit zu gelangen. Der Bud- 
dhismus breitete jich Durch jeine Miffionare über ganz Indien, 
Geylon, den indiichen Archipel, Hinterindien, Siam, Sapan, 
China und Aſien aus. Doch ijt der Buddhismus in Indien um 
das 13. Jahrhundert dem Brahmanentum erlegen. Die Zahl der 
Buddhilten jcehägt man auf etwa 500 Millionen. 

Budget, uriprünglich LZederbeutel, Tajche, fand in die par- 
(amentarijche Sprache Gingang in der Bedeutung eines „Vor— 
anjchlagS der Ausgaben und Einnahmen“, „Entwurf des Staats: 
haushalts“, „Hauptfinanzeiat”, den der Kanzler der Schab- 
kammer jährlich dem Unterhauje zur Bewilligung vorlegt. Aus 
der englischen Sprache iſt das Wort in andere europätiche 
Sprachen übergegangen und hat in der Sprache des konſtitutionellen 
Staatsrechts überall das Bürgerrecht befommen. Zum Wejen 
des Budgets gehört es, daß es in Form eines Gejeges fejtgejtellt 
wird, aljo an die Zuftimmung der Landesvertretung gebunden 
it. Daher kann in abjoluten Monarchien von einem Budget 
nicht die Nede jein. Die heutigen Budgets jind durchweg 
Bruttobudgets, d. h. fie enthalten jämtliche Einnahmen und 
Ausgaben einjchließlich der Betriebs, Verwaltungs: und Er- 
hebungskoſten, während beim Nettobudget die Einnahmen um 
die VBerwaltungstoften, die Ausgaben um etwa mit ihnen ver- 
bundene Einnahmen gekürzt find. Doch enthält fat jedes Budget 
heute noch jolche Nettopojten. Die Einnahmen und Ausgaben 
können regelmäßig wiedertehrende oder einmalige, vorübergehende 
jein; je nachdem unterjcheidet man ordentliche oder außerordent- 
liche Einnahmen und Ausgaben. Demgemäß unterjcheidet man 
auch regelmäßig zwei getrennte Etats, den ordentlichen, der 
die dauernden und regelmäßigen Bofitionen, und den außer 
ordentlichen, der die vorübergehenden enthält. Da diejer 














Budgetitreit 81 
faſt alle Neuforderungen enthält, jo iſt er bauptjächlich Der 
Gegenstand der parlamentarifchen Budgetkämpfe. Die Feititellung 
des Staatsbudget3 gehört zu den wichtigjten und in ihren praf- 
tiichen Folgen bedeutenditen Nechten der Volksvertretungen, ja 
ſie nimmt unter allen diefen Nechten die oberjte Stelle ein. 
(Bergl. auch den Artitel Steuerbewilligung). In Staaten mit 
Zweikammerſyſtem iſt meilt nur die Zweite Kammer zu Ab— 
änderungen des Budgets im einzelnen berechtigt. Die Grite 
Kammer kann das Budget nur im Ganzen annehmen oder ab- 
(ehnen. Das Budget zerfällt in das Ausgaben- und Einnahmen- 
budget, diefe wieder in Hauptetats, das find die Boranjchläge 
für die jelbjtändigen Dienjtzweige der Verwaltung, und Die 
Hauptetat3 gliedern jich wieder in Spezialetats, d. ſ. Die 
Boranjchläge für die Ginzelverwaltungen. Als Spezialetats 
werden auch die jogenannten Nebenetats bezeichnet, die für 
einzelne gejonderte Verwaltungszweige neben dem Hauptetat 
geführt werden. Solche Ausjonderungen fommen vor für Gijen- 
bahnen, Foriten, Staatsfabriten uff. Sie dienen meijt dazu, 
etwaige Überjchüffe der gleichen Verwaltung zu jichern. Unter 
Filiation des Budget verjteht man dejjen äußern Aufbau, 
der jich der Organifation der Staatsverwaltung anjchließt. Die 
Spezialijierung des Budget geht im Neich und in den Bundes- 
ftaaten jehr weit, anders in Gngland. Bergl. auch Finanz- 
periode. — Man jpricht auch von Kreis- und Gemeindebudget, 
ja vom Haushaltungsbudget der privaten Einzelwirtjchaft. 
Budgetſtreit in der Spozialdemofratie Darunter 
verjteht man den jeit Jahren innerhalb der jozialdemofratijchen 
Partei geführten Streit über die Stellung der jozialdemo- 
fratifchen Fraktionen zur Budgetbewilligung. Während Die 
Reichstagsfrattion entiprechend den auf dem Lübeder und 
Dresdner Barteitag gefabten Nejolutionen bisher das Budget 
jtet3 abgelehnt hat, bewilligten im Jahre 1908 die bayerijchen, 
badijchen und württembergijchen LZandtagsfraktionen die Budgets 
ihrer Staaten. Dieſe Bewilligungen haben auf dem Nürn— 
berger Parteitag (1908) zur Annahme einer Rejolution (mit 
258 gegen 119 Stimmen) geführt, die jede Politik des Entgegen- 
fommens an die bejtehende Staat3- und Gejellichaftsordnung 
ablehnte und jagte: „ALS notwendige Folge diejer grundfäglichen 
Auffaffung und angejichts der Tatjache, daß die Gejamtab- 
jtimmung über daS Budget als Bertrauensvotum für die NRegie- 
rung aufgefaßt werden muß, ijt jeder gegnerijchen Regierung 
das Staat3budget bei der Gejamtabjtimmung zu verweigern, 
es jei denn, daß die Ablehnung desjelben durch unjere Genoſſen 
die Annahme eines für die Arbeiterklajie ungünjftigeren 
Budget3 zur Folge haben würde“. Die Budgetbemwilligungen 
Polit. Konvderjation3-Lerifon. 6 
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in Württemberg, Baden und Bayern wurden als unver: 
einbar mit den Budgetrejolutionen von Lübeck und Dresden 
erklärt. Eine von 60 GSüddeutjchen unterzeichnete Erklärung, 
die nach Annahme diejer Rejolution überreicht wurde, jprach da- 
gegen die Anjicht aus, „daß in allen jpeziellen Angelegenheiten 
der Landespolitif die Zandesorganijation die geeignete und zu- 
jtändige Inſtanz ift, die auf dem Boden des gemeinjamen Pro- 
gramms den Gang der Landespolitif nach den bejonderen Ber- 
hältniſſen jelbitändig zu bejtimmen bat, und daß die jeweilige 
zenchung über die Budgetabitimmung dem pflichtgemäßen 
Srmejjen der ihrer Landesorganijation verantwortlichen Land— 
tagsfraktion vorbehalten bleiben muß“. Sm Jahre 1910 
bewilligte dann troß der Nürnberger Rejolution die badijche 
Zandtagsfraktion abermals das Budget. Es fam daraufhin auf 
dem Magdeburger Parteitag wiederum zu tagelangen, er: 
bitterten Debatten, an deren Schluß folgende Erklärung mit 289 
gegen 80 Stimmen angenommen wurde: „Der Parteitag be— 
jtätigt die Bejchlüfje der Barteitage zu Lübeck, Dresden und 
Nürnberg, die von den joztaldemofratifchen Vertretern eine grund- 
jägliche Ablehnung des Gejamtbudgets ſowohl im Neich wie in 
den Einzeljtaaten fordern, weil dieje Staaten Klajjenjtaaten jind, 
die auf der Klafjenherrichaft beruhen und die Aufgaben haben, 
die bejtehende Gigentumsordnung an den Produftionsmitteln und 
die Ausbeutung des Arbeiters durch den Kapitaliften mit allen 
Mitteln aufrecht zu erhalten. Der Staat fann daher den aus- 
gebeuteten Klajjen wohl notgedrungen mit kleinen Konzejjionen, 
aber nie mit grundlegenden jozialen Umgeftaltungen in der 
Richtung der Sopzialijierung der Gejellichaft entgegenfommen.“ 
Die Bewilligung des Budgets durch die Badener wurde als „eine 
bewußt herbeigeführte grobe Mißachtung der Parteitagsbejchlüjfe 
und eine jchwere Berfehlung gegen die Einheitlichkeit der Partei“ 
bezeichnet, und es wurde erklärt: „Die Mißachtung der Bartei- 
tagsbejchlüffe ijt eines der ſchlimmſten Vergeben, dejjen ſich ein 
Barteigenofje gegen die Partei jchuldig machen kann. Der Bartei- 
tag Ipricht infolgedejjen den jozialdemofratijchen Abgeordneten, 
die im badischen Landtag das Budget bewilligt haben, die aller- 
ſchärfſte Mißbilligung aus“ Gin Schlußfat vermwirft jede 
„Hofgängerei“ (j. d.). Ein von den Süddeutjchen gejtellter An— 
trag auf Einſetzung einer Kommiſſion zum Studium der budget- 
vechtlichen Verhältniſſe des Reichs und der Bundesjtaaten wurde 
abgelehnt. Schließlich wurde ein Antrag Zubeil mit 228 gegen 
64 Stimmen angenommen, daß im Wiederholungsfall die Vor— 
ausjeßungen des Ausjchlufjes gegeben wären. (Die Süddeutjchen 
hatten vor der Ubjtimmung, als ihr Untrag auf Vertagung ab- 
gelehnt worden war, den Saal verlajien.) 
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Büdner, j. Arbeiterfrage, Yändliche. 

Bulgarien, Lonjtitutionelles Königreich ſeit 1908, erbliche 
Monarchie im Haufe des von der bulgarijchen Nationalverſamm— 
lung gewählten Königs. Verfaſſung von 1879, 1893 vevidiert. 
Die Nationalverfammlung (Sobranje) hat 213 Abgeordnete, Die 
aus allgemeinen divelten Wahlen (je auf 5 Jahre) hervorgehen. 
Die Mehrheit der Sobranje bildete bis 1911 die demofratifche 
Bartei (167); in Der neuejten Zeit ift die AUgrarpartei in 
ſtärkere Oppojition gegen den König eingetreten. Die „Große 
Bulgarijche Nationalverfammlung“, die den König wählt, zählt 
426 Mitglieder. Sie iſt auch im Januar 1911 in Funktion 
getreten, um die Berfafjung zu ändern binfichtlich) Dev durch 
die Unabhängigkeitserklärung und die Annahme der Königs— 
würde erweiterten Prärogative des Königs. Dagegen wurde Die 
Einführung eines Oberhaujes oder Staatsrats abgelehnt. Geit 
1908 ijt die Suzeränttät der Türkei bejeitigt, dieje jelbit aner- 
fannte mit den Großmaächten die Selbjtändigfeit des Königreichs 
im gleichen Jahre. An der Spitze der Landesverwaltung jteht 
der Mtinijterrat mit Miniſterien für: Auswärtiges, inneres, 
Finanzen, Öffentlichen Unterricht, Juſtiz, Krieg, Handel und 
Aderbau, Offentliche Arbeiten. Die Brovinzialbehörden werden 
in den 12 Departements von Präfekten verwaltet. Kirchlich be- 
itehen neben dem Grarchen der orthodoren Bulgaren in Kon 
itantinopel acht Metropolitane, für die römischen Katholiten zwei 
Bijchöfe, für die protejtantifche Kirche und die Siraeliten je ein 
oberiter Kirchenvorjtand. — Die 12 Departements (Kreife) haben 
zujammen 96345 qkm Flächeninhalt und (1905) rund 4 Mill. 
Einwohner; weitaus der größte Teil der Bevölkerung (75 °/o) 
treibt Landwirtjchaft, an der Einfuhr mit 160 Mill. ift Deutſch— 
land mit rund 30, Öjterreich mit rund 40 Mill. beteiligt. Mehr 
als die Hälfte des Ausfuhrmwertes fällt auf Getreide und Mehl. 
Staatsbahnen gab es 1910 rund 2000 km. — Es bejteht die 
allgemeine Wehrpflicht; die Gejamtfriedensitärte beträgt 3790 
Dffiziere, 53669 Wann, im Krieg dagegen rund 190000 Wann 
mit 1080 Gejchügen. Die Flotte umfaßt neben 2 Sachten 8 Tor- 
pedoboote auf der Donau. 

Bulle (von bulla, die einer Urkunde mitteljt einer Schnur 
angehängte Kapjel, als Behälter des Siegels, jodann das Siegel, 
endlich die Urkunde jelbjt) war der Name faijerlicher Urkunden, 
jest it Bulle nur mehr die Bezeichnung der offiziellen Grlafje 
des Papſtes über wichtige Angelegenheiten. Den in lateinijcher 
Sprache abgefaßten, auf grobes Pergament gejchriebenen Bullen 
it das in Blei abgedructe große Siegel der römischen Kirche 
angehängt, das auf der Borderjeite die Bruftbilder der Apojtel 
Baulus und Petrus, auf der Rückſeite den Namen des Papſtes 


84 Bulletin — Bund der Induſtriellen 


zeigt. Halbe Bullen find die zwijchen Wahl und Konjefration 
des Papſtes von diefem erlajjenen Bullen. Die Bullen werden 
nach ihren Eingangsmworten zitiert. Die wichtigeren Bullen und 
Breven find in jogenannten Bullarien gejammelt. 

Bulletin, amtlicher Bericht über gewiſſe Ereignijje (Kriegs: 
bulletins), den Gejundheitszujtand einer hervorragenden Perſön— 
lichkeit, auch Berichte über Sitzungen gelehrter Gejellichaften uff. 

Bund der SFeftbefoldeten, eine nach Ablehnung der Erb— 
ichaftsjteuer am 5. Dezember 1909 in Berlin gegründete Organi- 
jation, die die Verbände und Vereine der dffentlichen Beamten 
und PBrivatangeitellten zur Verfolgung gemeinjamer wirtjchafts- 
politiicher Intereſſen zuſammenfaſſen joll. 

und der Handel- und Gewerbefreibenden, eine Vereinigung 
von mittleren und £leinen Kaufleuten und Gemwerbetreibenden, die, 
1898 gegründet, die befannten mitteljtändlerischen Forderungen 
gegen Warenhäujer, Konjumvereine 2c. vertritt. 


und der Induftriellen, gegründet 27. November 1895, um 
eine Gejamtvertretung der deutjchen Induſtrie einzuleiten und vor 
allen Dingen dem einjeitigen, die Intereſſen der rheiniſch-weſt— 
fäliſchen Rohſtoff-Induſtrie verfolgenden Zentralverband deutjcher 
Induſtrieller eine Organijation der Fertiginduftrie gegenüber- 
zuftellen. Sn bandelspolitifcher Hinſicht befämpft der Bund 
die Überjpannung des Schußzollgedanfens, nimmt jedoch zur 
Lehre vom Schußzoll und Freihandel feine grundjägliche Stellung, 
ſondern er entjcheidet von Fall zu Fall, wie es die moderne Ent- 
wicklung und das praktiſche Zeben erheijchen. Entſchieden ift ex 
während des Zolltariffampfes gegen eine Beporzugung der Land— 
wirtſchaft durch einen Minimaltarif aufgetreten. Bemerkenswert 
it auch, daß der Bund im Jahre 1900 eingehend die Frage 
einer mitteleuropätjchen bezw. europäijchen Zollunion behandelte, 
um dem Widerjtand gegen den übertriebenen Hochſchutzzoll eine 
gemeinschaftliche Baſis zu geben. Sozialpolitifch vertritt der 
Bund einen liberalen Standpunkt. Gin Berhandeln mit den 
Arbeitnehmern von Organifation zu Organifation fieht er grund» 
jäßlich als zweckmäßig an; dem Abjchluß von Tarifverträgen in 
geeigneten Induftrien ſtimmt er ebenfalls zu. Sein Hauptaugen- 
merk richtet der Bund jodann auf eine ſtärkere Vertretung der 
Industrie in den Parlamenten. Gr vermeidet die Berfolgung 
parteipolitifcher Ziele und erblickt feine Aufgabe darin, der Induſtrie 
diejenige Organijation im ganzen Weiche zu geben, die ihren 
örtlichen und ftaatlichen Bedürfniffen entipricht, und fie von 
monopoliſtiſcher Bevormundung im eigenen Lager zu befreien, 
Dem Bunde find 203 indujftrielle Vereine angejchlojien. Be: 
jondere Bedeutung baben ſich die Yandesverbände des Bundes 
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errungen, der Verband Sächſiſcher, Thüringijcher, Württem— 
bergijcher und Südweſtdeutſcher Induſtrieller. 

und der Sanflente, gegründet 1905 zur Wahrung gemein- 
Jamer Intereſſen des Handelitandes, Erlangung eines Der Be— 
deutung des Handels entjprechenden Einflufjes auf Gejeggebung 
und Berwaltung, und zur Grreichung einer ſtarken Bertretung 
in den parlamentarifchen, Tommunalen und beruflichen Körper: 
Ichaften. Der Bund nimmt Groß: und SKleinfaufleute, Prinzi- 
pale und Angeitellte auf. 

Bund der Laridwirfe, j. Bauernbund ꝛc. 

Bund deutfher Iiranenvereine, j. Frauenbewegung. 

Bundesrat im Deutjchen Reich iſt der Vertretungsförper der 
verbündeten Regierungen. Der Bundesrat iſt Mitfaktor der 
Reichsgejeggebung: NReichsgejege bedürfen zu ihrem Zujtande- 
fommen der Übereinjtimmung der Mehrheitsbeſchlüſſe des Bundes- 
rats und Neichstags. Ferner bejitt der Bundesrat das Ver: 
ordnungsrecht des Neichs, ſoweit es nicht durch befondere Be- 
jtimmungen dem Kailer, dem NReichsfanzler oder einem andern 
Reichsorgan oder auch den Ginzeljtaaten übertragen iſt. Schließ- 
lich hat der Bundesrat noch einzelne Rechte und Aufgaben (3. B. 
Recht der Zuftimmung zu Kriegserklärungen, zu Staatsverträgen, 
Beichlußfaflung über die Auflöfung des Reichstags, über die gegen 
ein Bundesglied zu verhängende Bundeserefution, gütliche Er- 
ledigung von Bundesitreitigfeiten, Mitfontrolle der Reichsjchulden- 
verwaltung). Der Bundesrat bejteht aus Bertretern der Ginzel- 
itaaten, während Elſaß-Lothringen als Reichsland feinen Vertreter 
bejißt. Ihm iſt aber durch Gejeg vom 4. Juli 1879 beratende 
Stimme in den Gljaß-Lothringen berührenden Angelegenheiten 
eingeräumt. Preußen hat 17 Stimmen, Bayern 6, Sachen und 
Württemberg je 4, Baden und Heſſen je3, Meclenburg-Schwerin und 
Braunjchweig je 2, alle übrigen Bundesglieder je eine (die Stimme 
für Walded führt Preußen), zufammen 58 Stimmen. Jeder Ginzel- 
ſtaat fann jo viel Bundesratsbevollmächtigte ernennen, als er 
Stimmen bat. Den Borji führt Preußen durch den Reichs— 
fanzler. Die Gejamtheit der einem Staate zujtehenden Stimmen 
fann nur einheitlich abgegeben werden. Wenn aljo bei einer 
Abſtimmung über ein zu erlafjendes Gejeg Preußen durch 17 Be— 
vollmächtigte vertreten tft, jo können dieſe nur alle einheitlich mit 
„sa“ oder „Nein“ jtimmen. Die Abjtimmung gejchieht nach den 
ven Bevollmächtigten von ihren Regierungen gegebenen Inſtruk— 
tionen. Die Bejchlußfaffung erfolgt mit einfacher Stimmenmehr- 
beit, bei Stimmengleichheit entjcheidet die preußijche Präfidial- 
jtimme. Berfaffungsänderungen find abgelehnt, wenn 14 Stimmen 
dagegen jind. Preußen kann alſo jede Verfaljungsänderung ver: 
hindern. Die jogenannten Rejervatrechte (ſ. d.) fönnen nur mit Zu: 
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mit Zuftimmung Preußens erfolgen. Bei Bejchlüffen über An— 
gelegenheiten, die nicht dem ganzen Reich gemeinjchaftlich ind 
(Bierfteuer, Reichspoit zc.), Itimmen nur die Bevollmächtigten der 
beteiligten Staaten mit, die übrigen haben nur beratende Stimme. 
Jedes Mitglied des Bundesrats hat das Recht, im Reichstag zu 
erjcheinen, und muB dort auf Verlangen jederzeit gehört werden, 
um die Anfichten feiner Regierung zu vertreten, auch wenn jie 
von der Mehrheit des Bundesrat3 nicht angenommen worden 
find. Ausſchüſſe des Bundesrats find: 1) für Landheer und 
Feftungen, 2) Seewejen, 3) Zoll und GSteuerwejen, 4) Handel 
und Berfehr, 5) Eiſenbahnen, Poſt und Telegraphen, 6) Juſtiz— 
wefen, 7) Rechnungsweſen, 8) Auswärtige Angelegenheiten (vergl. 
Auswärtige Politik), 9) Elfaß-Lothringen, 10) Verfaſſung, 
11) Gejchäftsordnung. 

Bundesſtaat, Staalenbund. Der Staatenbund (Konfö— 
deration) iſt eine zunächſt auf Staatsvertrag beruhende, alſo 
völkerrechtliche Vereinigung mehrerer Staaten zur einheitlichen 
Ausübung beſtimmter Hoheitsrechte. Danach ſetzt der Staaten— 
bund unabhängige, ſouveräne Staaten als Mitglieder voraus, iſt 
alſo keine Einheit. Die Beſchlüſſe des Staatenbundes verpflichten 
zwar die einzelnen Staaten, aber nur ſofern der Einzelſtaat dem 
Beſchluß nachkommt und ein entſprechendes Geſetz erläßt, werden 
ſeine Bürger gebunden. Die Leitung des Staatenbundes im 
Innern und nach Außen iſt entweder einem der verbündeten 
Staaten, einem Vororte oder einer Vormacht überlaſſen, oder 
ſie geht von einer Verſammlung von Bevollmächtigten und 
Stellvertretern der vereinigten Staaten aus. Der Bundesſtaat 
dagegen iſt nicht ein völferrechtliches, ſondern ein jtaatSsrechtliches 
Verhältnis. Es behaupten zwar die einzelnen Teile in ihren 
inneren Angelegenheiten eine bejondere Staatliche Griltenz, allein 
ſie find einer über ihnen jtehenden Autorität, der Bundes- oder 
Bentralregierung, untergeordnet. Er iſt aljo ein Gejamtjtaat mit 
bejonderen der Gefamtheit angehörigen Organen der Gejebgebung, 
Regierung, Rechtspflege zc., die jich von den Organen der Einzel- 
itaaten unterjcheiden. Jedoch ſind die Einzeljtaaten an der Bil- 
dung des Gejamtwillens beteiligt. In dieſer Verſchiedenheit der 
rechtlichen Grundlage und des rechtlichen Charakters der Bundes: 
gewalt beiteht der hauptfächliche Unterjchied der beiden Bundes: 
formen, in andern Beziehungen können ſie ſich möglicherweife 
gleichiteben. Die dreizehn nordamerifanifchen Kolonien waren 
ursprünglich (1776) ein Staatenbund; die neue Verfaſſung (1787) 
ichuf ihn in einen Bundesftaat um. Die Schweiz, Mexiko, Ars 
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gentinien, Venezuela und Brafilien bieten ähnliche Erjcheinungen. 
Die politifche Geftalt, die Deutjchland durch die Bundesafte vom 
8. Juni 1815 exbielt, war die des Staatenbundes. Das heutige 
Deutjche Reich bejteht nach der Meinung der meijten Staats: 
vechtslehrer in der Form eines Bundesitaates. 

Bund für Mutterſchut, ſ. Mutterichugbewegung. 

Bundfhuh (Bauernfchuh) wurde ein Symbol des Bauern- 
aufjtandes zur Zeit des Kaiſers Marimilian 1502 im Bistum 
Speyer, jpäter auch zur Bezeichnung der Bauernaufftände felbit 
im Sabre 1524 gebraucht. 

Bund vaterländifher Arbeitervereine, 1907 gegründet als 
GHegenorganilation gegen die Sozialdemokratie. Gr will em 
bejjeres Einvernehmen zwijchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
herbeiführen durch Verbeſſerung der. Arbeitsbedingungen auf 
nationaler Grundlage. Er jtrebt ein gemeinfames Vorgehen aller 
nichtjozialdemofratischer Arbeiterorganijationen an. 


Bureankratie, Schreibituben- Regiment. Mit dem 
Ausdrud Bureaufratie wird ein Syſtem formaliſtiſcher Biel- 
vegiererei und jtaatlicher Bevormundung und Die ein jolches 
Syſtem übende abgejchlojjene Beamtenjchaft bezeichnet. Unter 
allen zivilijierten Staaten der alten Welt haben jich nur England 
und die Schweiz ganz frei davon gehalten. Das Vorkommen 
der Bureaufratie iſt nicht an beitimmte Berfaffungsformen 
gefnüpft, fie tritt in republifanifchen wie in monarchifchen 
Staaten, in der fonjtitutionellen wie in der unbejchränften Mo— 
narchie auf. Die Bureaufratie vollbringt ihre amtliche Aufgabe 
nicht, um in dem ihr angewiejenen Kreije möglich]t jachlich, zweck— 
mäßig und nüßlich zu wirken, jondern um eine Reihe vorge: 
Ichriebener Formalitäten zur Zufriedenheit der Vorgeſetzten 
forreft zu erledigen. — Unter bureaufratiichem Syſtem verjteht 
man im Gegenjat zu dem Koflegial-Syitem die Zeitung eines 
Zweiges der Staatsverwaltung durch einen einzelnen Beamten 
unter dejjen alleiniger Verantwortlichkeit. 

Bürgerausſchuß, j. Gemeinderat. 

Bürgerlides Geſetzbuch. Die dee, für alle deutichen Staaten 
ein gemeinjames Zivilgejegbuch jtatt der vielen (neben dem ge- 
meinen Recht) geltenden abgejchlojjenen Zirilgejeggebungen her: 
zujtellen, iſt ſchon 1814 von Thibaut in Heidelberg mit lebhaften 
Gifer und patriotiicher Wärme empfohlen worden. Das Verlangen 
Danach) fand dann in einem Paragraphen der von der deutjchen 
Nationalverfammlung in Frankfurt (1849) bejchlofjenen Reichs— 
verfaljung einen entichiedenen Ausdrud. Uber erit 1873 wurde 
„die gemeinfame Gejeggebung über das gejamte bürgerliche 
Recht” der Zuftändigfeit des Reichs übermiejen (Antrag Miquel— 
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Lafer). Im folgenden Jahre begann die aus 5 hervorragenden 
Suriften bejtehende „Vorkommiſſion“ ihre Arbeiten, die einen Plan 
über die Methode des gejetgeberijchen Vorgehens entwarf. Nach 
diefem Plan arbeitete dann eine Kommijjion von 11 Surijten 
vom 17. November 1874 biS Ende Dezember 1887. Nach Ber: 
öffentlichung des Entwurfs, der eine wenig freundliche Kritik 
erfuhr, wurde eine neue Kommiljion zu einer „zweiten Leſung“ 
berufen, die vom April 1891 bis Dezember 1895 arbeitete. Deren 
Entwurf wurde am 17. Sanuar 1896 vom Bundesrat in nur 
wenig veränderter Form dem Reichstag vorgelegt, der ihn vom 
Februar bis Juni 1896 durch eine Kommifjion von 21 Mit- 
gliedern durchberaten ließ.  Gingreifende Sinderungen wurden 
beim Vereins- und beim Eherecht vorgenommen. Das Plenum 
jtimmte in der Hauptjache dem Entwurf in der Kommiſſions— 
faffung zu. Am 1. Juli 1896 wurde das B. G. B. mit 222 gegen 
48 Stimmen (dev Sozialdemokratie, des bayerischen Bauern 
bundes und dreier Ronjervativen) bei 18 Enthaltungen (der Deutſch— 
Hannoveraner, der Elſaß-Lothringer, Antijemiten und 3 Konſer— 
vativer) angenommen, am 18. Auguſt wurde es vom Kaiſer 
vollzogen und am 24. Augujt 1896 als Gejet; verkündet. Mit dem 
1. Januar 1900 war die Buntheit der ſieben größeren Rechts: 
iyfteme auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts durch ein ein- 
heitliches, modernes und verjtändliches Necht zum größten Teil 
erjegt und ein neues ſtarkes Band der Einheit gejchaffen. 
Burſchenſchaft, eine Richtung unter den farbentragenden 
Studentenverbindungen unferer Hochjchulen. Die erjten Burjchen: 
ichaften wurden 1815 in Sena gegründet, um die landsmann- 
ichaftliche Zerriffenheit der Studenten zu bejeitigen, die vielfach 
rohen Studentenfitten zu bejjern und die Liebe zum deutjchen 
Sejamtvaterland zu jtärken. Ihr Wahlipruch wurde „Ehre, Frei: 
heit, Vaterland“, ihre Farben: Schwarz-Rot-Gold. Am 18. Oktober 
1817 wurde auf der Wartburg die „freie deutiche Burſchen— 
gemeinde” gejchaffen, aus der im nächjten Jahre die Allgemeine 
deutsche Burjchenfchaft entitand. Sie war jeitdem die eifrigite 
Borkämpferin für Deutjchlands Einheit, und ihre Mitglieder 
wurden vielfach wegen „demagogijcher“ Umtriebe verfolgt, auf 
Grund der Beichlüfie des Karlsbader Kongreſſes, der 1819 die 
Burfchenjchaft aufhob. Auch an dev Bewegung der 30er Jahre 
nahm die Burjchenfchaft ſtarken Anteil, und Hunderte ihrer 
Mitglieder wurden zu ſchweren Freiheitsjtrafen verurteilt. 
Dyzantinismus war früher die wegwerfende Bezeichnung 
für ein durch und durch theologifches Negime, einen Zujtand, in 
dem das Bolt in Inechtifchem Sinne fich unter die Befehle eines 
päpftlichen Monarchismus beugte. Heute bezeichnet man damit 
allgemein jede ſtlaviſche und kriecheriſche Gefinnung gegen Fürſten. 
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C. 


(Schlagwörter, die hier nicht aufgenommen find, ſtehen unter Koder 3.) 


Cadenas- (Sperr-)Gefek (ſpaniſch), Das Geſetz, das, zur 
Unterbindung der wirtichaftlichen Macht der „toten Hand“ von 
dem demofratifchen Minifterrum Ganalejas vorgelegt, Die 
Neugründung religiöfer Orden verbot, bis ein endgültiges 
Geſetz über die Autorifation der Kongregationen erlafjen werde, 
und das allen Kongregationen, denen mehr al3 ein Drittel Aus» 
länder angehört, die Exiſtenz in Spanien unterjagt, Dem 
Cadenas-Geſetz, das am 4. November 1910 im Senat und am 
22. Dezember in der Kammer angenommen wurde, gingen zwei 
tönigliche Dekrete voraus, von denen das eine die religiöjen Kon— 
gregationen dem DVereinsrecht unterjtellt, daS andere auch den 
Nichtkatholifen das Necht öffentlicher Neligionsübung verlieh. 
Dieje Politik, die troß der heftigjten Proteſte des ſpaniſchen Epi- 
jEopat3 durchgejegt wurde, führte zu dem gegenwärtigen Bruch 
des Vatikans mit Spanien. 

Cadre (Rahmen), der dauernde Beitand einer Truppe an 
Berufsfoldaten, vor allem alfo an den zur taftiichen Führung 
der Unterabteilungen notwendigen Offizieren, Unteroffizteren und 
Spielleuten. Dieje bilden den Rahmen, in den die Rejerven ıc. 
im Kriegsfall eingereiht werden. 

Caisse, Abkürzung für die Commission de la Dette Pu- 
blique Egyptienne, eine jtaatliche Kaffe in Agypten zur Ein— 
nahme, Berwaltung und Berwendung derjenigen Einkünfte, die 
für die Verzinſung und Tilgung der Staatsjchulden bejtimmt 
find (Eiſenbahn-, Telegrapheneinnahmen, Einkünfte aus einigen 
Provinzen, Zölle 2c.). Ihre Zuftimmung tft erforderlich bei Auf: 
nahme neuer Anleihen und bei Maßnahmen, die die verpfändeten 
Einnahmen berühren. Die Mitglieder der Caisse (Kommiſſare) 
find ägyptische Staatsbeamte und werden formell von der ägyp— 
tiichen Regierung, in der Tat von den interejjtierten Mächten 
ernannt. 

Galvinismus, die nach dem Neformator Koh. Calvin ges 
Ichaffene protejtantijche Lehre, die zur Gründung der „reformter: 
ten Kirche” führte. Der Galvinismus geht von der Borher: 
beitimmung des Menfchen aus: Gott bejtimmt vorher Die 
Gläubigen zum ewigen Heil, die Ungläubigen zum Berderbnis 
(Prädeitinationslehre). Der Hlg. Schrift als der Quelle der 
Wahrheit folgen, iſt des Menjchen Pflicht, und jo zeichnet jich 
der Galvinismus im Glauben wie im Handeln durch jtrenge 
gejegliche Frömmigkeit aus. Von der lutheriſchen Auffaljung 
unterscheidet fich der Calvinismus außer durch die Prädeſtinations— 





90 Gamarilla — Gapriviiche Handelsverträge 
lehre auch durch die Auffallung vom Abendmahl. Bergl. Refor: 
mierte Kirche. 

Camarilla (Rämmerchen, Kabinett), Name für eine Günit- 
lings- und Hofpartei, die in der Umgebung des Herrſchers auf 
diejen einen für den Staat verderblichen, perjönlichen Snterejjen 
dienenden Einfluß übt. 

Camelots du roi (von camelots, der Bezeichnung für Ber: 
fäufer, die auf der Straße Spielwaren, Zeitungen — bejonders 
in Baris — laut jchreiend feilbieten) hat jich in Paris eine 
politiiche Gruppe junger Leute genannt, die auf der Straße bei 
jeder Gelegenheit Propaganda für das Königtum machen. Sie jind 
die unreifen „Hilfstruppen“ des Prätendenten, des Herzogs von 
Orleans (ſ. Orleanijten), und jie gebärden jtch völlig antirepubli- 
kaniſch; ihre Haupttaten jind, Feitlichkeiten der Regierung ꝛc. zu 
ſtören oder dHffentliche Denkmäler von Männern, die ſich um die 
Republik verdient gemacht, zu beſchmutzen. 

Samerlengo, j. Kardinal. 

Samorra, ein der Maffia (j. d.) ähnlicher politiicher Ge— 
heimbund in Unteritalien, den im 17. Jahrhundert das neapoli- 
tanifche Volk gegen die ſpaniſche Gemwaltherrichaft gründete. An: 
jangs des 19. Jahrhunderts verwandten die Bourbonen die 
Camorra als Schußtruppe gegen die liberalen Kämpfer für 
Italiens Einigung, und auch jpäter wurden ſie häufig von ita- 
lieniſchen Miniftern zu Wahlzwecen benüßt. Die Camorra ge: 
mwinnt durch Erprejjungen, Schmuggeleien ihre Mittel, und jie 
Ichreckt für Bezahlung auch vor den jchweriten Verbrechen nicht 
zurüd. Ihre Herrichaft, die früher in Neapel unbejchräntt war, 
it jegt, dank dem energifchen Kampf der Regierung gegen jie, 
zurücdgegangen, jie ift nur noch in den unteren Bolksjchichten 
verbreitet. 

Ganifins-Enzyllita, ſ. Enzyllita. 

Sanoffagang, vergl. „Nach Canoſſa gehen wir nicht!“ 

Canvaſſing, die in England früher allgemein geübte, jebt 
verbotene Unfitte, daß der Parlamentstandidat perjönlich Die 
Wähler durch Geld oder andere Vorteile für fich zu gewinnen 
fuhte. Canvaß iſt jegt die MWahlagitation überhaupt. 

Gaprivifhe Ssandelsverfräge, die Handelsverträge, die Der 
zweite Reichslanzler Gaprivi im Jahre 1891/92 und 1894 ab- 
geichloffen hat, die eine Abkehr von der Hochichußpolitit und 
der Grichwerung der Handelsverträge bedeuteten. Sie brachten 
eine Ermäßigung der agrarischen HSochjchußzölle (vergl. Getreide: 
zölle) und kehrten zu dem Syſtem langdauernder Tarifverträge 
mit möglichit viel gebundenen Zollfägen zurüd. Die Fortdauer 
der damaligen Hochjchußpolitif, die bereits Frankreich unter dem 
Minifter Meline in Zolllriege mit den Nachbarländern ver: 
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wickelt hatte, bedrohte auch das Deutjche Neich mit Zolltriegen. 
Der Kaiſer nannte deshalb die Capriviſchen Handelsverträge 
„eine rettende Tat”. In den Jahren 1902 und 1906 wurden 
ſie jedoch durch den Bülowſchen Doppeltarif und die Bülow— 
chen Sandelsverträge mit ihren ftarfen Erhöhungen der Agrar: 
zölle erjeßt. 

Gaprivizipfel, ein ſchmaler Landitreifen von Deutſch-Südweſt— 
afrifa unter 18° ſüdl. Breite. Der Name rührt von dem Reichs— 
fanzler Gaprivi ber, unter dem das Gebiet durch Vertrag mit 
England erworben wurde (1. Juli 1890). Die deutjche Negierung 
bat 1909 dort eine Rejidentur errichtet. 

Gafablanca-Affäre, der Konflikt zwifchen dem Deutjchen Reich 
und Frankreich, der 1908 dadurch entitand, daß franzdftiche Sol- 
daten gewaltfan in Gajablanca (Hafen in Nordweſtmarokko) 
Deferteure der Fremdenlegion (darunter auch Deutjche), die jtch 
in den Schuß des deutjchen Konjuls geflüchtet hatten, feitnahmen. 
Der Fall drohte zu einem internationalen Konflitt zu führen, 
das Deutjche Neich willigte jedoch jchließlich in die Verweiſung 
der Affäre und aller dabei aufgeworfenen internationalen Streit: 
fragen an den Haager Schiedsgerichtshof, der am 22. Mat 1909 
dem Konfulat das Recht abiprach, in diefem Fall den Reichs: 
angehörigen jeinen Schuß zu gewähren, zugleich aber auch er: 
Härte, daß die franzöfiichen Militärbehörden zu Unrecht den vom 
deutschen Konſul gewährten Schuß nicht rejpeftiert hätten. Beide 
Regierungen ſprachen daraufhin ihr Bedauern über das geriügte 
Verhalten ihrer Angejitellten aus. 

Gäfareopapie (Cäſareopapismus), eine Verfaſſung der Kirche, 
bei der diefe von dem Inhaber der weltlichen Gewalt regiert 
wird, der Kaiſer alſo zugleich Papſt, wie in Rußland, oder der 
Zandesherr das Haupt der Kirche (summus episcopus) iſt, 
wie in der evangelijchen Kirche. 

Cäſarismus bezeichnet heute eine Staatsform, die der von 
Sulius Cäſar in Rom gefchaffenen nachgebildet tjt, einen un— 
beſchränkten Dejpotismus mit dem Schein der Freiheit, ein ab- 
jolutes Regiment mit den Formen der Bolfsjouveränität, mie 
e3 beiſpielsweiſe die Herrjchaft Napoleons III. war. Seine Macht 
gründet der Cäſarismus auf die Mafjen, die er durch Erfüllen 
ihrer MWünfche und Berücdfichtigung ihrer Intereſſen gegen Ari: 
itofratie und Bourgeoiſie zu verwenden weiß. 

Gatilinarifhe Exiftenzen, Perſonen, die nichts zu verlieren 
haben und darum alles aufs Spiel ſetzen. Dies Wort fommt 
von 2. Sergius Gatilina, einem römijchen Patrizier, her, der 
ſich im Sahre 63 v. Chr. gegen die römijche Republik verjchwor. 

Catoniſch bezeichnet das Weſen eines jtrengen Sittenrichters. 
Der Ausdruck iſt abgeleitet von Cato, einem durch feine Sitten- 
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ſtrenge und treues Feſthalten an altrömiſcher Einfachheit aus— 
gezeichneten römiſchen Staatsmann. 

Caucus (amerik.), eine politiſche, beſonders die Wahl zu 
öffentlichen Amtern vorbereitende Verſammlung von Führern 
oder Vertretern einer Partei, Sitzung des Zentralausſchuſſes oder 
der Fraktion einer Partei, in verächtlichem Sinne eine Verſamm— 
lung von politiſchen Drahtziehern. 

Caudiniſches Jod. Im zweiten Samniterkrieg (321 v. Chr.) 
mußte das geſamte römiſche Heer, von den Samnitern beim 
Caudiniſchen Engpaß eingeſchloſſen, ohne Waffen durch das Joch 
gehen. So bezeichnet Caudiniſches Joch eine beſonders ſchmäh— 
liche Form der Unterwerfung. 

Cessatio a divinis, die Einſtellung des öffentlichen Gottes— 
dienſtes, die die kirchlichen Obern wegen einer der Kirche zu— 
gefügten Untat, z. B. wegen Blutvergießens in der Kirche, an— 
ordnen. 

Chamade, ſ. Schamade. 

Chamberlainismus, Name für den wirtſchaftspolitiſchen Im— 
perialismus (ſ. d.) in England, deſſen Führer der ehemalige 
Kolonialminifter Joe Chamberlain (geb. 8. Juli 1836) war. 
Der Ehamberlainismus will eine Zollunion Englands mit den 
Kolonien. 

Chambre introuvable, eine Kammer, wie jie fi 
jo leicht nicht wieder findet. So nannte Zudwig XVII. 
nach jeinem Einzug in Paris (1815) die zweite Kammer. Der 
Ausdrud wird höhniſch für jede Kammer gebraucht, Die mo— 
narchiicher fein will als der Monarch. 

Champagnerftener, |. Schaummeiniteuer. 

Charitative Vereine, Vereine zu mildtätigen Zwecken. 

Charta, Papier, im Mittelalter Urkunde, bejonders eine 
Urkunde, die Rechte und Freiheiten verbrieft, jo die Magna 
charta (f. d.) der Gngländer. Nach diejer nannte man das 
Berfaffungsgrundgejeg eine Charte, wofür jeßt der Ausdruc 
Konititution —— iſt. 

Chartered Compagnie, eine mit einem Schutzbriefe ausgeſtattete 
Geſellſchaft. 

Chartiſten hieß die Arbeiterpartei in England, die nach dem 
Regierungsantritt der Königin Viktoria in der Vollscharte fol— 
gende „Sechs Punkte“ als ihre Programmforderungen aufitellte: 
1. Allgemeines Stimmrecht, 2. Geheime Abjtimmung, 3. Jährliche 
Barlamentserneuerung, 4. Gleichmäßige Wahlbezirte, d. h. Ver: 
tretung im Parlament nach der Kopfzabl, 5. Diäten für die 
Abgeordneten, 6. Abjchaffung des Vermögenszenſus für das 
paflive Wahlrecht. Das Mittel zur Durchjegung dieſes Pro- 
gramms jahen die einen unter Lovetts in der Gewinnung der 
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öffentlichen Meinung, die andern unter Führung des ren 
Feargus O' Connor in Gemalttaten. Die beiden Parteien 
jtießen auf dem in London am 4. Februar 1839 abgehaltenen 
nationalen Konvent (dem „Arbeiterparlament”) zujammen, und 
die Radikalen gewannen die Oberhand. Die bürgerlichen Ele- 
mente zogen jich von der Bewegung zurüd; als das Parlament 
die Forderungen der Ehartijten ablehnte, proflamierten die Ra— 
difalen den Generalftreit und Waffengewalt. Es fam 1839 zu 
Birmingham zu einer Straßenjchlacht mit der Polizei, zu Plün— 
derungen und Ginäfcherungen von Fabriten ꝛc. Aber die Un- 
ruhen wurden unterdrüct, der Generalitreif jcheiterte und ebenjo 
ein zweiter Verſuch 1842. Seitdem ſank die chartiftiiche Bewegung 
in jich zufammen, und nach einem nochmaligen Auffladern 1848 
erlojch jie in den fünfziger Jahren vollftändig. 

Chauvinismus, übermäßiger, verblendeter, jäbelrajjelnder 
Patriotismus. Das Wort joll von Chauvin heritammen, der 
Figur eines Grenadier3 auf voltstümlichen Zeichnungen, die für 
Napoleon I. nach dejjen Rückkehr von Elba Stimmung machten. 
Sm Englischen gebraucht man dafür den Ausdrud Singoismus, 
der nach einem patriotiichen, antirufjiichen Liede entjtanden iſt, 
als zwijchen England und Rußland ein Krieg auszubrechen 
jchien. Sn Amerika entjpricht dem Chauvinismus der „Spread- 
Eagleism“. 

Che, j. Scheck. 

Chile, Nepublit. Verfaffung jeit 1833. Der Präſident wird 
in indirefter Wahl vom Volt auf 5 Jahre gewählt, der Senat 
(32 Mitglieder) provinzweije in direkter Wahl auf 6 Jahre (alle 
3 Jahre Erneuerung der Hälfte) und die Abgeordnetenfammer 
(94 Mitglieder) ebenjo, aber departementsweiſe und auf 3 Jahre. 
Beide Körperichaften zufammen bilden den Nationalkongreß. An 
der Spiße des Landes jtehen neben dem Präſidenten Minijterium 
und Staatsrat, aus denen auch jein Stellvertreter hervorgeht. 
Miniiterien für: Inneres, Außeres, Kultus, Juſtiz, Finanzen, 
Krieg und Marine, Industrie und öffentliche Arbeiten. An der 
Spige der 24 Provinzen jtehen als Berwaltungsbehörden die 
„Intendanten“. Der Gejamtflächeninhalt beträgt 758206 qkm 
mit (1907) rund 3,2 Mill. Einwohnern, worunter 135000 Aus- 
länder (rund 10000 Deutjche), Am Gejamtwert der Einfuhr 
mit rund 262 Mill. Peſos war Deutjchland mit 62, England mit 
87 Mill. beteiligt, die Bereinigten Staaten aber nur mit 26 Mill. 
Der wichtigſte Ausfuhrartifel it Salpeter (rund 210 Mill.). 
Gijenbahnen rund 6000 km im Betrieb, rund 2300 km im Bau. 
Es beiteht eine Art allgemeiner Wehrpflicht: die jtändigen Kader 
umfajjen rund 6600 Wann, das Rekrutenkontingent etwa 6800. 
Die Flotte hat 22 Fahrzeuge mit 302 Gejchügen. 
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Chiltern hundreds, Beiigungen der englijchen Krone. Will 
ein Barlamentsmitglied jein Mandat niederlegen, jo wird es zum 
nominellen Verwalter ernannt und büßt Damit daS Mandat ein. 
Während nämlich ein Mandatsverzicht unzuläfjig ijt, geht ein 
Abgeordneter, der ein von der Krone verliehenes Amt erhält, 
des Barlamentsjiges verluitig. 

China, das „Reich der Mitte“, bisher unumſchränktes Kaijer- 
veich der Mandjchu-Dynajtie, in ihr erblich jeit Mitte des 17. 
Sahrhunderts. Seit 1906 wird aber die Einführung einer ver- 
jafjungsmäßigen Regierung vorbereitet, die mit dem Zujammen- 
tritt des eriten Reichstags 1916 vollendet jein joll. Nach diejer 
Neformbewegung bat die Regierungszeit des jegigen jeit 1908 
vegierenden Kaiſers P’usyi die Bezeichnung Hyſäan-T'ung, jo viel 
als „Verkündigung der Grundprinzipien” erhalten. An der Spiße 
der Negierung jteht der im Oktober 1910 eröffnete Reichs— 
ausjchuß mit der Zentralregierung in Peking (Staatsrat und 
Minijterien); dem Staatsrat gehören an Zaijerliche Prinzen, 
Mitglieder des GroBjefretariats, die Präjidenten der Minijterien 
und die Chefs anderer Verwaltungen, er ijt die beratende Be- 
hörde des Katjers für feine Erlafje ujw. Der nur gelegentlich 
zujammentretende Reichsrat bejteht aus den Mitgliedern des 
Staatsrats, den Großjefretären und den Chefs der Mintjterien. 
Dieje erütieren für: Auswärtiges, Zivildienit, Innere Verwaltung, 
Finanzen, Kultus, Krieg, Marine, Zujtiz, Landwirtſchaft, Induſtrie 
und Handel, Kolonien, Unterricht, Verkehr. Das Mlinifterium 
des Auswärtigen iſt aus dem 1861 gegründeten Tjung-li Yamen 
(j. dort) hervorgegangen, das aus einer untergeordneten Behörde 
erſt 1901 in ein Mlinifterium umgewandelt wurde. An der Spitze 
der 13 Provinzen (Mandjchurei, Ehihli, Liankiang, Schantung, 
Schanji, Honon, Schankan, Hfinschtang, Minschü, Huluang, Syn- 
chuan, Liang-Kuang, Yünzkuei) jtehen Generalgouverneure und 
Houpverneure; dem Kolonialminijterium unterjtehen die „unter: 
tänigen Landjchaften“ Mongolei, Ili und Tibet; in Tibet wurde 
ver Dalai-tama 1910 feiner Würden entlleidet (j. Dalai-tama). Die 
13 Provinzen umfajjen 5,3 Mill. qkm mit rund 320,5 Mill. Ein- 
wohnern, die Mandichurei 939280 qkm mit 5,5 Mill. Einwohnern 
und die „untertänigen Länder“ 4,8 Mill. qkm mit 4,1 Mill, Ein- 
wohnern; das ganze Chineſiſche Neich alfo 11138880 qkm mit 
330 130 000 Einwohnern; Beling wird auf 500000 bis 1650000 
Sinwohner gejchäßt, Kanton auf 900000, Han-kau 820 000, 
Tientjin 800000, Schanghai 651000. Fremde Firmen gab es 
1909 in den VBertragshäfen 2801 mit 88410 Fremden (darunter 
Deutjche 232 mit 2341, Engländer 502 mit 9499 und Japaner 
1492 mit 55401). An der Einfuhr im Gejamtwert von 430 Mill. 
Tasls war Deutjchland mit rund 15 Mill, England mit 68, 
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Japan mit 59, Britifch- Indien mit 40, Amerika mit 32 und 
Hongkong mit 150 Mill. beteiligt. Die wichtigjten Ausfuhrartitel 
find Robjeide, Bohnen, Tee, Seidenwaren, Häute und Felle, 
Baumwolle. — Das chineftiche Heer wird ungefähr 730 000 Mann 
umfaljen, die Kriegsflotte 16 Fahrzeuge mit 122 Gejchügßen. 

Chineſiſche Mauer, viejenhafte Grenzbefeitigung von 2450 km 
Länge entlang der chineſiſch-mongoliſchen Grenze, im Mittelalter 
errichtet. In übertragenem Sinn wird heute „chinejtiche Mauer“ 
als Ausdrucd für künſtliche Abjperrungen gebraucht, bejonders 
für bandelspolitijche Abjperrungsmaßregeln. 

Chineſtſche Oftbahn oder Mandjchuriiche Bahn, Fortjegung 
der Sibirifchen Bahn mit über 1500 km Bahnlänge auf chine- 
ſiſchem Gebiet, führt nach Wladiwoſtock und Port Arthur jowie 
Tientjin. Große jtrategifche Bedeutung, aber auch wirtjchaftlich 
wichtig als Aufichlußbahn für Kohlen: und Goldgebiete. Bergl. 
den Artikel „Sibirische Bahn“. 

Chomageverfiherung, franzöjiiche Bezeichnung für Arbeits— 
(ojenverficherung, ferner eine Art der Feuerverjicherung, die für 
den Schaden, der nach einem Feuer durch Stillitand der Fabrik, 
Leeritehen der Wohnung ꝛc. entjteht, Decdung gewährt. Sie 
fommt als Zuſatz zu der Feuerverjicherung vor, die den direkt 
durch das Feuer zugefügten Schaden deckt. 

Ehriftfide Welt, Bereinigung der Freunde der — eine evan- 
gelifche Vereinigung zur Erörterung theologiſcher Fragen. Eine 
bejtimmte firchenpolitifche Richtung hat jie nicht. Aus ihr find 
aber liberale Eirchenpolitifche Bereinigungen hervorgegangen, wie 
die „Freunde evangeliicher Freiheit“ in verjchiedenen preußijchen 
‘Provinzen, die „Freie landesfirchliche Bereinigung“ im Groß— 
herzogtum Heſſen, die Firchlich-liberale Bereinigung in Baden. 

Chriſtlich · ſoziaſ. EChriitlich-joziale Arbeiterpartei, 
1878 von Hofprediger Stöcker in Berlin gegründet in der Abſicht, 
den Sozialismus mit Unterſtützung der Kirche zu überwinden; 
ſie blieb auch über das Sozialiſtengeſetz hinaus beſtehen und 
wurde dann aus Mangel an Arbeitermitgliedern zur Chriſtlich— 
ſozialen Partei mit konſervativen und antiſemitiſchen Ten— 
denzen, was ihr aber auch zu keinem dauernden Beſtand ver— 
helfen konnte. Seit dem Tode Stöckers verfiel ſie raſch, der 
Wahlkreis Stöckers ging verloren. Die chriſtlich-ſozialen Reichs— 
tagsabgeordneten gehören der Wirtſchaftlichen Vereinigung an. 
Einzelne führende Männer der urſprünglichen chriſtlich-ſozialen 
Bewegung ſonderten ſich bald ab, ſo Friedrich Naumann (ſ. im 
Artikel „National-jozial”) und Göhre, ſowie in der ganz anders 
gearteten Neubildung des evangelijch-jozialen Kongreſſes (vergl. 
den bejonderen Artikel. — Auf katholiſcher Seite fand in 
Deutjchland der chriftlich-Toziale Gedante Pflege durch die Görres- 
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Gejellichaft und die chrijtliche Gewerfjchaftsbewegung (j. im 
Artikel „Gewerkſchaften“). — In Ofterreich wurde die chrijt- 
lich-foziale Bewegung in analoger Gntwidlung wie unjere 
Zentrumspartei als chrijtlich-joziale Reichspartei durch den früheren 
Wiener Bürgermeijter Lueger und den Prinzen Liechtenftein zu 
Bedeutung gebracht im Neichsrat und in der Wiener Gtadt- 
verwaltung, wo Lueger mit jeiner Mitteljtandspolitif den Liberalis- 
mus ausjchaltete. Bei der gegenwärtigen Neichsratswahlbewegung 
wird fie in ihrem Beſitzſtand bejonders von den Klerikalkonſer— 
vativen bedroht. — Ähnliche Berjuche in Bayern, bejonders 
in München, jind lediglich in wüſte antijemitische Heßereien 
ausgeartet und politijch bedeutungslos geblieben. 

Glearing-Houfe (jprich: Eliringehaus), Bezeichnung eines 
Haujes, in dem jich der aus England jtammende Elearing- 
Verkehr, d. h. der Abrechnungsverkehr zwijchen mehreren 
Banken aus ihren gegenjeitigen Wechjel-, Scheck- 2c. Forderungen 
abjpielt; eine äußerjt wertvolle Einrichtung zur Ausjchaltung des 
baren BZahlungsverkehrs. Diejer Clearing-Verkehr vermittelt 
allein in London über 10 Mill. Pfund Sterling, außerdem jind 
an allen größeren Plätzen Englands Glearinghäufer eingerichtet. 
In Nordamerika iſt der Clearing-Verkehr gleichfalls glänzend 
ausgebildet. In den legten Jahren it die Reichsbank in 
den deutjchen Großjtädten diejen Vorbildern zum Teil auch ge- 
folgt. Sie hat 20 Abrechnungsftellen. Die Stüczahl der Ein- 
lieferungen belief jich im Jahre 1910 auf 12459474, ihre Summe 
auf 54342 Mill. ME., wovon 11957 Mill. ME. auf Girokonto 
qutgejchrieben, 78° kompenſiert wurden. Die Zahl der Teil: 
nehmer am Glearingverlehr der Reichsbank betrug 222. 

Clique (Koterie, Klüngel), ein enger Kreis in einer Partei 2c., 
der jeine eigenen Intereſſen ohne Rückſicht auf die Parteigeſamt— 
heit, oft Durch unreelle Mittel, zu erreichen jucht. 

Code Napoleon, Das bürgerliche Geſetzbuch Frankreichs von 
1804 hatte in den linksrheiniſchen Teilen Deutjchlands (Rhein— 
provinz, Heljen, Pfalz, Neichsland) und in Baden als badijches 
Zandrecht bis zum 1. Januar 1900 Geltung, d. h. bis zu dem 
Tag, an dem das deutjche Bürgerliche Gejegbuch in Kraft trat. 

Goldertismus, jo viel wie Merlantilismus (ſ. d.), nach dem 
Hauptvertreter des Merlantilipitems in Frankreich, dem Finanz— 
minilter Ludwigs XIV., 3%. B. Colbert (geb. 1619, geit. 1683). 

Common wealth of Australia, amtlicher Titel des 1901 
gegründeten auftralijchen Staatenbundes (j. Englijche Kolonien). 

Communique bedeutete urjprünglich ein „Eingelandt“ in 
Zeitungen, und zwar im engern Sinn ein von der Regierung 
Ntammendes, das meiſt eine Berichtigung entbielt. Jetzt verſteht 
man Darunter Überhaupt VBerlautbarungen, die von der Regierung 
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in der amtlichen oder offiziöfen Prejje veröffentlicht werden und 
zu altuellen politischen 20. Fragen Stellung nehmen. 

Gonftituwante (assemblde eonstituante), Verfaſſung gebende 
Verſammlung. 

Controlling interest, ein Mittel, mit dem in Nordamerika 
die Eiſenbahngeſellſchaften das Truſtverbot umgehen; die eine 
Geſellſchaft erwirbt die Mehrheit der Aktien der andern, um 
dieſe ſo zu beherrſchen. 

Convoi, Geleit, Begleitung von Handelsfahrzeugen durch 
neutrale Kriegsſchiffe, um die Durchſuchung in Kriegszeiten abzu— 
wenden. Der Convoi-Kommandant garantiert für die Neutralität 
der Schiffe und ihrer Ladung. 

Cortes, Name der Parlamente in Spanien und Portugal. 

Cottageſyſtem, Lohnzahlungsſyſtem, bei dem der Lohn nicht 
ganz in bar bezahlt, ſondern für einen Teil davon Wohnung 
gewährt wird. Um Mißſtände zu verhüten, findet jich in der 
Gewerbeordnung die Borjchrift, daß Unternehmer an die Arbeit: 
nehmer nur gegen die ortSüblichen Mietpreife vermieten dürfen. 

Konloirs, Hänge, Korrivore in den Barlamenten. 

Council, Nat, Cabinet eouneil, KabinettSrat; Privy eouneil, 
der Geheime Rat in England, deſſen Mitglieder vom König be— 
rufen werden. 

Count-out, die Auszählung im engliichen Parlament zur 
Feſtſtellung der Bejchlußfäbigteit. 

County (ſprich: faunty), Die englifchen „Grafſchaften“, ent- 
iprechen etwa unjerer Sreis-Einteilung. County-couneil, Kreis- 
ausichuß. 

Coup d’Etat, Staatsitreich (1. d.). 

Coupons, Zinsicheine von Wertpapieren, die vom Zins- 
bogen abgeschnitten und zu den Berfallzeiten bei den betreffenden 
Kaſſen eingelöft werden. 

Gonponftener wird von den Eoupons der Wertpapiere er— 
hoben, und zwar in Bjterreich, Ungarn, Frankreich, England, 
Stalien, Rußland. Sie wird nicht vom einzelnen Aktien- oder 
Obligationen-Inhaber erhoben, jondern von den Gejellichaften 
oder Banken, die die genannten Schuldtitel emittieren, die dann 
aber bei der Einlöfung der Coupons dem Ginlöjer jeweils die 
früher erlegte Steuer in Abzug bringen. Die Eouponjteuer wirkt 
jo in der PBraris wie eine Herabjegung des Zinjes. In Diter- 
reich beträgt der Sat der Couponjteuer in der Hegel 2%, bei 
Piandbriefen meift 1’. Bergl. auch Börjenfteuern. 

Crofters, jchottijche Gutspächter. Sie können, jolange jie 
die Bachtbedingungen erfüllen, nicht aus der Pacht verdrängt 
werden und können dieje einem Familienglied vererben. (Gejet; 
von 1886.) 
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Eurrency-Theorie, eine engliiche Geldtheorie, die eine Be: 
ſchränkung der Notenausgabe verlangt, ja nur die Ausgabe 
metalliſch gedecter Noten gejtatten will. Die Banfing- 
Theorie fordert im Gegenjag dazu feine Bejchränfung; es 
genüge, wenn nur immer die nötigen Mittel zur Einlöjung der 
Toten vorhanden jeien und die Ginlöjungspflicht anerkannt 
werde. Bergl. dazu den Artikel „Banken“ mit der Darlegung 
der deutjchen Banfnoten-Bolitif. 

Czechen, j. Tichechen. 


D. 


Dalai fSama, der oberſte Prieſter des lamaiſtiſchen Buddhis— 
mus. Er war zugleich Regent von Tibet mit dem Sitz in Lhaſſa, 
doch haben die Chineſen ihm tatjächlich jeden Einfluß genommen. 
ALS in jüngiter Zeit die chinejtiche Negierung unter dem Reſi— 
denten Tſchao-erh-feng die Macht der lamaitischen Mönche brach, 
die Trennung der geijtlichen und Staatsgewalt in Tibet durch: 
führte, das Land zu fultivieren und zu bejiedeln begann, den 
Schulunterricht ausbaute, entfloh der Dalai Lama am 12. Februar 
1910 nach Sndien und wurde daraufhin jeines Amtes enthoben. 

Dampfer-Sudvenfionen. Der Boitdampferverfehr ijt zum 
Teil erit dadurch möglich geworden, daß die Staaten Unter: 
jtügungen an die Dampfichiffahrts-Gejelljchaften gewährten, jo- 
lange der Dampferverfehr nach einzelnen überjeeijchen Ländern 
an jich nicht lohnend war. Im Konkurrenzkampf der verjchiedenen 
Gejellichaften heutiger Zeit hat die Dampferjubvention einen 
andern Charakter angenommen, jie iſt reines Konkurrenz-Kampf— 
mittel geworden. England, Frankreich, Italien, Japan, die Ver. 
Staaten von Nordamerita geben Unjummen für Unterjtügung 
der Pojtdampferlinien ihrer nationalen Schiffahrtsgejelljchaften 
aus. Es geben jährlich aus: Deutjchland 7,44, Großbritannien 30, 
Frankreich über 22, Jtalien etwa 15, Ver. Staaten fat 8, Japan 
rund 15 Mill. ME. 

Dänemark, im Mannesſtamm exbliches, konſtitutionelles 
Königreich mit 40384 qkm Flächeninhalt und (1906) 2605 268 
Sinwohnern. Dazu treten aber noch Island und Grönland 
mit 192885 qkm und 90365 Gimwohnern, jowie Wejtindien 
(Kolonialbefi: St. Croix, St. Thomas, St. John) mit 359 qkm 
und 30527 Einwohnern. Verfaſſung jeit 1849. Der däniſche 
Neichstag ſetzt ſich zufammen aus Landsting und Folleting. 
Der Landsting bat 66 Mitglieder, wovon der König 12 auf 
Lebzeiten ernennt, 7 von der Stadt Kopenhagen, 45 von den 
jtädtiichen und ländlichen Wahlbezirten, je 1 von Bornbolm und 
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Faröer indirett auf 8 Jahre (mit hälftigem Ausjcheiden alle 4 
Sabre) gewählt werden. Die Nechte im Landsting hat 30 Mit- 
glieder, dazu kommen 6 Freikonſervative, während auf der Linken 
29 Mitglieder jtehen, darunter 4 Sozialdemokraten. Der Folke— 
ting bejteht aus 114 Abgeordneten, die nach dem allgemeinen 
Wahlrecht auf je 3 Jahre gewählt werden (1 Abgeordneter auf 
21000 Einwohner). Im Folleting ift Die Barteigliederung wejent- 
lich anders als im Yandsting. Nach den Wahlen von 1909 
zählte die „alte Linke“ 57, die radifale Linke 17, die Sozial- 
demofratie 24 Mitglieder, während (bei 3 Wilden) die Nechte nur 
13 hatte. Dem Kolketing liegt 3. 3. eine Berfaljungsreform vor, 
die das aktive und paſſive Wahlrecht auf die Frauen aus: 
dehnen, das aktive von 30 auf 25 Jahre berabjegen und Die 
Wahlkreije vermehren will. — Der Staatsrat, deſſen Prä— 
jivent der König tft, zählt außer dem Kronprinzen jämtliche 
Miniſter zu Mitgliedern. Miniſterien gibt es für: Außeres, 
Inneres, Landwirtichaft, Kultus und Unterricht, Öffentliche 
Arbeiten, Finanzen, Handel und Schiffahrt und Juſtiz. Is— 
land bat ein bejonderes Minijterrum und eine eigene 
Bollsvertretung (Altting, I. u. II. Kammer); an der Spite der 
Berwaltung von Faröer jteht ein Amtmann, für die Grönländifche 
Küſte bejteht eine befondere Berwaltungspdirektion, die Weftindifchen 
Inſeln jind einem Gouverneur unterjtellt. — Zu Ackerbau und 
Foritkultur jind 977808 Menfchen, zu Handwerk und Induſtrie 
801 916 von der Gejamtbevälferung (2,6 Mill.) zu zählen, zu 
Handel und Verkehr 247130. An der Einfuhr im Gejamtwert 
von 725 Mill. Kronen war (1909) Deutjchland mit 256 Mill. 
beteiligt. Die Hauptausfuhrartitel jind Lebensmittel (Butter 183, 
Fleiſch 112, Gier 27 Mill... Die däniſche Handelsflotte (1909) 
hatte 3187 Segel- und 645 Dampfichiffe. — Es bejteht die all- 
gemeine Wehrpflicht mit. einer Friedensjtärte von 14195 Mann, 
während es im SKriegsfall rund 85000 find. Die Kriegsflotte 
umfaßte 1910 im ganzen 65 Fahrzeuge mit 46 Gejchügen, dar- 
unter 7 Panzer und 4 Kreuzer mit 44 Gejchügen, im übrigen 
Torpedo-, Unterjeeboote uſw. 

Dänen, politiſche Partei in Nord-Schleswig ſeit 1866; ver— 
tritt die Intereſſen der dort wohnenden däniſchſprechenden Be— 
völkerung und kämpft für deren völlige ſtaatsbürgerliche Gleich— 
berechtigung. | 

Dänifhe Frage, ſ. Nordmarkenfrage. 

Dardanellen, die Meeresitraße, die das Ügäifche- mit dem 
Marmara:Meer verbindet und den Weg nach Konjtantinopel 
und in das Schwarze Meer daritellt. Sie ift von alters ber 
durch völferrechtliche Verträge fremden Kriegsjchiffen mehr oder 
minder verjchlofjen; jo legte der Berliner Vertrag (j. Dort) dem 
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Sultan die Verpflichtung auf, fein fremdes Kriegsjchiff Durch Die 
Dardanellen zu lajjen. Seit 1891 darf Rußland mit jeinen Schiffen 
der jogenannten freimilligen Flotte die Dardanellen pajlieren, 
auch wenn diejfe unter Handelsflagge fahrenden Schiffe Soldaten 
an Bord haben; jeit 1895 dürfen die Signatarmächte von 1878 
(Deutjchland, England, Rußland, Frankreich, Italien, Oſterreich) 
je zwei leichte Kriegsjichiffe oder Kommiljionsjchiffe für die Ge- 
jandtichaften in Konjtantinopel durch die Dardanellen führen. 

Darlehenskafen auf genoſſenſchaftlicher Grund- 
lage (zu unterjcheiden von den 1848, 1866 und 1870 wegen 
der Kriegszeiten von Preußen gegründeten Darlehenskajjen mit 
unverzinslichen Kajjenjcheinen) haben den Zwed, ihren Mit- 
gliedern in einem möglichjt Klein abgegrenzten Bezirk Darlehen 
zu gewähren, Spareinlagen anzunehmen und zu verzinjen ujw. 
Solche vorab landmwirtihaftlihe Darlehenskaſſen— 
vereine gibt es viele taufende in Deutjchland, jie jind unter 
fich wieder in Verbänden vereinigt (Neumieder Raiffeijen-Berband, 
der allgemeine Offenbacher Berband ujw.), zum Teil gehören 
jie einer Zentraldarlehenstajje innerhalb eines Bundesjtaates an. 
— Dem gewerblichen KreditbedürfnisS dienen zahlreiche Ge— 
werbefajjen, Gemwerbebanfen ujw. ebenfalls auf ge= 
nojjenjchaftlicher Grundlage nach dem Vorbild Schulze: 
Delitzſcher Genofjenjchaftsorganijation. 

D-Banßen, die 4 großen deutjchen Banken: Deutiche Bant, 
Disfonto-Gejellichaft, Dresdner Bank und Darmitädter Ban. 

Debatte, die nründliche Beratung und Erörterung eines Gegen- 
Itandes in Verfammlungen, namentlich in parlamentarijchen Körper: 
Ichaften. Bei parlamentarifchen Beratungen unterjcheidet man 
zwifchen Generaldebatte, die fich mit den Grundjäßen eines 
Gejegentwurfs, 3. B. des Gtat3 im allgemeinen befaßt, und Der 
Spezialdebatte überjeden Artikel. Im deutjchen Reichstag findet 
die allgemeine Debatte bei der eriten Beratung (Zejung) des 
Geſetzentwurfs jtatt, die zweite Beratung ijt für die Spezial- 
diskuſſion bejtimmt, die dritte Beratung verbindet eine allgemeine 
mit einer jpeziellen Debatte. Anträge auf Schluß der Debatte 
bedürfen der Unterftügung von 30 Abgeordneten. Nimmt ein 
Vertreter des Bundesrat3 (in den Landtagen des Geſamt— 
minilteriums) nach Schluß der Debatte noch das Wort, jo gilt 
ie aufs neue eröffnet. Antragsteller und Berichterftatter erhalten, 
wenn jie es verlangen, ſowohl bei Beginn als nach Schluß der 
Debatte das Wort. 

Debit, Vertrieb, Verkauf einer Ware, die Konzellion zum 
Verlauf von Waren, deren Erzeugung ein Staatsmonopol ift. 
(Über Boftdebit ſ. d.). 
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Deaung⸗fahig ſind im Etat diejenigen Ausgaben, deren 
Überjchreitungen durch Erſparniſſe an andern, als übertragbar 
bezeichneten Bojten gedeckt werden Dürfen. 

Decreto legge, die italienijche Bezeichnung für königliche 
Notverordnung (ſ. d.), Doch kann das decreto legge auch er— 
laſſen werden, wenn das Barlament verjammelt tft, und es be— 
darf nicht der Zuſtimmung des Parlaments. 

Defacto-Anterfanen, Angehörige eines fremden Staates, 
denen aber auf Grund eines Schußbriefes Schuß und gewiſſe 
Staatsangehörigkeitsrechte gewährt werden. 

Defenfive, Berteidigung, z. B. Defenfivallianzen, ſ. Allianz. 

Definitivum, cine endgültige Erklärung oder Regelung, im 
Gegenja zum Brovijorium, der vorläufigen Regelung. 

Defizit, Fehlbetrag, der Betrag, um den entweder jchon im 
Stat (budgetmäßiges D.) oder erjt in den Rechnungsnachweilungen 
(wirkliches D.) die Einnahmen hinter den Ausgaben zurückhleiben. 

Deismus, eine Anficht, die einen Gott jtatuiert entweder als 
Welturheber oder als einen bloßen Weltgrund ohne Lebendige, 
fortdauernde Beztehung zur Welt und ohne Offenbarung. Theis— 
mus gilt im gewöhnlichen Sprachgebrauch als Gegenjag zum 
Atheismus, Pantheismus ꝛc. So ift im Munde religiöjfer Men— 
ſchen Theisinus ein Lob, Deismus ein Tadel geworden. 

Deklaranten, böhmijche und mährijche, hießen die Überreicher 
von Deklarationen der tichechifchen Minderheiten im böhmischen 
und mäbhrijchen Landtag im Sahr 1868, die damals jchon ein 
eigenes tjchechiiches Staatsrecht forderten und gegen die Landes— 
verfaflung proteitierten. Damals hatten die Deutjchen noch die 
Mehrheit im böhmischen Landtag, deren jie 1884 verlujtig gingen. 

Deklaration, Erklärung vor Behörden, z.B. bei der Berzollung; 
im Steuerweſen gleich Faſſion. Deflarationszertififate, |. 
Zertifikate. Deklarationszwang, die Verpflichtung zur wahr: 
heitsgetreuen Angabe aller für die Steuerfejtjegung erforderlichen 
Tatjachen. Deflarant, derjenige, der die Erklärung abzugeben hat. 

Dekret, eine jtaatliche Verfügung, ein obrigfeitlicher Erlaß, 
die von der Regierung an eine bejtimmte Perſon gerichtete Ver: 
fügung. Das päpitliche Defret de amotione administrativa, 
das furz vor dem motu proprio Saerorum Antistitum (ſ. Mo— 
derniſten) erlaſſen wurde, regelt die adminijtrative Abjegung der 
Pfarrer. Während es bisher eine folche nicht gab, führt das 
Dekret jie ein und zählt die Gründe auf, in denen der Bilchof 
fie verhängen fann, 3. B. Ungehorjam gegen den Bilchof in 
wichtigen Dingen. 

Dekrefafe, päpitliche Entjcheidungen, die an die Bijchöfe über 
ee peite Fragen der Kirchendisziplin und Kirchenzucht erlafjen 
werden, 
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Delegationen. In Öfterreich-Ungarn haben die beiden Reichs— 
hälften nur die Perſon des Monarchen, die auswärtige Politif, 
das Kriegsweien und das hierauf bezügliche Finanzweſen gemein- 
jam, wofür auch gemeinfame Minijterien bejtehen. Der öſter— 
reichifche Reichsrat und der ungarijche Reichstag dagegen be— 
handeln nur die Sonderangelegenheiten der beiden getrennten 
Reichshälften. Für die gemeinfamen Angelegenheiten 
beider Reichshälften, wie jie eingangs umjchrieben jind, 
beitehen die Delegationen des öjterreichiichen Reichsrats und 
des ungarifchen Reichstags, deren jede, jowohl in Oſterreich als 
in Ungarn, aus 60 Mitgliedern befteht. Dieje Regelung der 
Beziehungen zwiſchen Cis- und Transleithanien beruht auf dem 
Beuftichen Ausgleich mit Ungarn im Februar 1867 (öſterreichiſch— 
ungarilcher Ausgleich). 

Delegierter, Beauftragter, bejonders auch gebraucht für Ab— 
geordneter. 

Demagog. Unter Demagog veriteht man im Sprachgebrauch 
des politiichen 19. Jahrhunderts einen Menjchen, der mit jeinem 
öffentlichen, publizijtiichen und redneriſchen Wirken an die nied— 
rigen Inſtinkte von Volksmaſſen appelliert. 

Demarkationsfinie bezeichnet in der Kolonialpolitif die Ab- 
grenzung der Intereſſenſphäre (ſ. d.) eines Kolonialgebiets, das noch 
nicht endgültig als Schußgebiet beſetzt iſt, deſſen ſpätere Offupation 
durch die betreffende Kolonialmacht aber beabſichtigt iſt. 

Dementi, Ableugnung, Widerruf, die Erklärung, daß eine 
Zeitungsnachricht falſch ſei. 

Demeritenhäuſer, geiſtliche Korrektionsanſtalten der katho— 
liſchen Kirche für Prieſter, die Kirchenſatzungen übertreten haben. 

Demiffion, Entlaſſung (eines Minijters, Beamten), demiſſio— 
nieren, jeine Entlafjung nehmen. 

Demokraten, Bartei in den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerifa, alfo einer Nepublif, jteht den Nepublilanern gegenüber, 
welche die Förderung der Unionsgewalt anftreben, während 
die Demokraten die Gelbjtändigfeit der einzelnen Bundesftaaten 
betonen. Außerdem haben ſich die Republikaner mit der Zeit 
zu Beflirwortern der Machtausdehnung der Trufts ausgebildet 
und zu Freunden einer ſtarken Schußzollbewegung gegen Das 
Ausland, während die lange Zeit immer unterlegenen Demo: 
raten eine populäre Antitruft-Bolitit treiben und zu einer ge 
mäßigten Zoll- und zu langfriltiger Handelsvertragspolitik neigen. 
Nachdem die Demokraten ihre alte Forderung der Silberwährung 
hatten fallen laffen, errangen fie 1910 überrajchende Wahlſiege. 

Demokratie, Ausdrucd für Staatsform und für politijche 
Partei. Als Staatsform in der Neuzeit nicht mehr als „uns 
mittelbare” Demokratie (Ausübung der Staatsgewalt durch das 
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Volt ſelbſy denkbar, ſondern nur noch als ſogenannte „repräſen— 
tative“ Demokratie, bei der zwar die Staatsgewalt auf das Volt 
zurückzuführen it, die Ausübung aber durch die von ihm ge: 
wählten Vertreter (Nepräfentanten) erfolgt; Beijpiele: Frankreich, 
Vereinigte Staaten von Nordamerila, Schweiz, Portugal. Da: 
neben auch bei der monarchijichen Staatsform Durchfegung mit 
demokratischen nftitutionen: allgemeines Wahlrecht, parlamen- 
tarische Mitwirkung bei der Gejeggebung, Selbjtverwaltung, Zaien- 
zuziehung in der Nechtsiprechung, jo daß Die fonftitutionelle 
Monarchie eine Verbindung des monarchiſchen Prinzips mit Demo: 
kratiſchen Ideen daritellt. Demokratie als politijche Barteti- 
richtung gebt nicht unbedingt auf ein republifaniiches Gndziel. 
Als Demokraten wurden in Deutjchland vorwiegend die Anhänger 
der Deutjchen Bolkspartei (ſ. Bollspartei, Deutſche) bezeichnet. 

Demokraftifhe Bereinigung. Bon der Freilinnigen Ver: 
einigung bat jich während der Block-Ara 1908 auf deren Frank— 
furter Parteitag ein fleiner Flügel unter Führung des verjtorbenen 
Dr. Theodor Barth abgelöjt, weil er die Kompromißpolitif wie 
beim Reichsvereinsgejeg zwilchen Liberalismus und Konfervativen 
nicht mitmachen wollte. Dieje „Demofratijche Vereinigung”, 
jet unter Führung des früheren nationaljozialen Reichstags— 
abgeordneten Hellmuth v. Gerlach, jtellt jich der Fortfchrittlichen 
Bolkspartei jehr feindjelig gegenüber. 

Demonefifieren, Münzen außer Kurs ſetzen. Demoneti- 
jierung, Gntwährung, d. ti. die Aufhebung der unbefchränften 
Zahlungskraft eines Metalls, 3. B. des Silbers. 

Demonfftration im politiichen Sinn Kundgebungen Des 
Willens einer Partei oder einer Gruppe hinfichtlich einer poli- 
tiichen Frage oder Forderung. Wahlrechts-Demonftrationen in 
Preußen, Demonstrationen wegen der Fleifchteuerung u. a. m. 

Denafuralifieren, aus der Staatsangehörigfeit entlaſſen. 

Denafurierungsverfahren aus jteuertechnijchen Gründen wird 
ausgeübt 3. 8. bei Salz, um es für menjchlichen Gebrauch, bei 
Spiritus, um ihn für Trinkzwecke unmöglich zu machen; auch die 
Färbung der Futtergerjte mit Eoſin (ſ. Eoſingerſte) zur Unter: 
jcheidung von Braugerjte wäre bieher zu zählen. 

Departement, Bezeichnung für einzelne Zweige der Landes: 
verwaltung, der des Innern, der Finanzen ꝛc. Sn Frankreich 
die politifche Einteilung des Landes in Departements, Die nach 
Gebirgen, Flüſſen ꝛc. benannt find, mit ihren Unterabteilungen, 
den Arrondifjements. Ähnlich auch in andern Staaten. 

Depfacement, Waflerverdrängung, das Gejamtgemwicht eines 
Schiffes. 

Deport, j. Börjengejchäite, 
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Deportation, eine Strafe der Verſchickung an einen andern 
Drt, teils zu politiichen Zwecken, bejonders in Rußland, teils 
als Strafvollzug an Stelle von Freiheitsitrafen (Frankreich, 
Rußland und Britiich-Dftindien). In Deutjchland iſt die De- 
portation, oft gefordert, nie bisher gejeglich fejtgelegt worden. 
Bergl. dazu auch adminijtrative Verjchiefung. 

Depofiten, hinterlegte Gelder (beionders bei Banken, j. d.) 
zur Aufbewahrung und Verwaltung binterlegter Wertpapiere, für 
die von der Bank dem Hinterleger ein Depofitenjchein aus 
gehändigt wird. 

Depoffedierung, Abſetzung, Thronentjegung. 

Deputat, das, was einem zugedacht it, dann Abgaben, die 
in Naturalien gereichte Entlohnung des landwirtjchaftlichen Ge— 
jindes (Deputatijten). 

Depnfation, Abordnung von Körperjchaften, aber auch von 
förperjchaftlich nicht organijierten Volksteilen zur Vertretung 
von Wünjchen und Forderungen diejer bei Regierungen, Mini: 
ſterien ꝛc. Deputierte, Abgeordnete, Volksvertreter, Depu— 
tiertenfammer, Bolfsvertretung, 3. B. in Frankreich. 

Derogation, die Aufhebung einiger Gejeßesbejtimmungen 
durch ein jpäteres Geſetz. 

Derwilde, veligiöje Orden der Mohammedaner mit über: 
triebener Frömmigkeit, bejonders in Indien, vermiſcht mit be- 
trügerifcher Gaufelei; in Ägypten erfreuen jie jich beim Bolt 
großen Anſehens. Politiſch jind die Derwiſche im Orient heute 
noch nicht ganz einflußlos. 

Desintereffement (franz. wörtlich „Uninterejjiertheit“), die im 
Marokkovertrag (j. d.) zwijchen England und Frankreich von Eng— 
land abgegebene Zuftcherung, daß es feine eigenen politiſchen Ziele 
in Marofto verfolgen und deshalb Frankreich freie Hand zur 
penetration paeifique laljen werde. 

Defperados, eigentlich jo viel als Verzweifelte, in übertragenem 
Sinne zunächft Bezeichnung für politifch Radikale, die ſich außer: 
halb jeder Gejegesgeltung jtellen; dann jpricht man von De— 
ſperados-Politik als einer Bolitil, die auch zu den verzweifelt: 
ten Mitteln greift. 

Defpofismus, höchiter Grad ausgearteter Autolvatie, des 
Abjolutismus. Dagegen war der Delpotismus des 18. Jahr— 
hunderts eine mildere Form, patriarchalijcher Fürſten-Deſpotismus, 
„aufgeklärter Dejpotismus“ Friedrichs des Großen und jeiner 
Beitgenojfen. 

Deftinatar, gleich Steuerträger, ſ. Steuern. 

Deszendenten, Verwandte abjteigender Linie, im Grbrecht 
Kinder 2. Deszendenten-Befteuerung bei der Neich3-Nachlap: 
teuer 1909 angejtvebt, von den Konfervativen verworfen, 
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deiailhandet im Gegenſatz zum Großhandel der Betrieb 
offener Ladengeſchäfte. Ihre Inhaber ſuchen ſich Der Kon— 
kurrenz der Koſumpereine, der Warenhäuſer und weſensähnlicher 
großer Detailgejchäfte in der Kolonialwaren- und Manufaktur: 
branche zu erwehren jowohl durch Nabattgewährung an Die 
Konfumenten bei Barzahlung (ſ. Rabattjparvereine), als auc) 
Durch Die Forderung von allerlei gejeglichen Maßnahmen gegen 
jene großen fapitaliltifchen bezw. genofjenschaftlichen Konzentra— 
tionen des Detailbandels (Warenhausfteuer, feuerpolizeiliche 
Borjchriftenverjchärfung gegen Warenhäufer, Belämpfung der 
Konjumvereine, des Ausverlaufswejens uſw.). Vergl. den Artikel 
„Umſatzſteuer“. Organifationen des Detailhandels jind ſowohl 
an einzelnen Drten wie für größere Gebiete und fürs ganze 
Reich zur Vertretung dieſer Beitrebungen entitanden. 


Defaifreifender iſt ein Gejchäftsreijender, der feine Waren 
nicht wieder an Detailhändler, jondern direlt an das konſumie— 
rende Publikum abjeßt; das Detailveifen ijt erlaubt für Druck— 
Ichriften und Bilder, Gold>, Silber: und Bijvuteriewaren, Tafchen- 
uhren und auf Aufforderung des Konjumenten hin, in allen 
andern Fällen iſt das Detailreifen nur als Gewerbebetrieb im 
Umberziehen, als Hauftergewerbe, gegen Löjung eines Wander: 
gewerbejcheines erlaubt. Der vrtsanfäjlige Detailhandel iſt 
Gegner diejes MWandergewerbes und Detailveifens wie auch der 
MWanderlager 2c. Der „Verband zum Schuß des Detailreijens 
in Deutjchland“ verfolgt gegenteilige Intereſſen. 

Détente (franzöſiſch, Diplomatijcher Ausdruc) jo viel als 
Entſpannung, Aufhören gejpannter Beziehungen zwijchen ein- 
zelnen Staaten. 

Dette publique (jprich: dett’ püblik) Staatsjchuld. Dette 
publique wird auch abgefürzt der „Conseil d’Administration 
de la Dette Publique Ottomane* in Konjtantinopel genannt, 
der zur internationalen Kontrolle der türkiſchen Finanzen 1881 
eingejegt wurde. Ihm obliegt die Sinziehung, Berwaltung und 
Berwendung der zur Deckung der auswärtigen türkischen Schuld— 
verpflichtungen bejtimmten Ginfünfte. Seine Mitglieder find nicht 
von den Mächten, jondern von Gläubigerorgantlationen ernannt. 
(Bergl. auch den Artikel „Generalpächter“.) 

Deutfd-afiatifhe Gefellfhaft, 1901 gegründet zur Vertretung 
deutjcher Intereſſen in Wien und zur Verbreitung von Auf: 
färung über die wirtichaftliche Bedeutung Aſiens für unfere 
weltpolitijchen Beziehungen. Keine Erwerbsgeſellſchaft. 

Deulſche Kolonialgeſellſchaft, 1887 gegründet als Verein zur 
Förderung folonialen Sinnes in Deutjchland; Organ „Deutiche 
Kolonialeitung”. Keine Ermerbsgejellichaft. 
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Deutfhe Kolonien und Schutzgebiete. Der deutjche Kolonial— 
beſitz beſteht aus Deutjch-Dftafrifa, Deutſch-Südweſtafrika, Kame— 
run, Togo, Deutſch-Neu-Guinea, Samoa und Kiautſchou. An 
der Spite der Kolonien, die, außer Kiautjchou, dem Kolonial- 
amt unterjtellt jind, befinden fich Gouverneure, denen eine Reihe 
von Berwaltungsbeamten, ferner Baubeamte, Arzte und Beterinäre 
zur Seite jtehen; die einzelnen Bezirke werden durch die Bezirks: 
ämter mit dem Bezirksamtmann an der Spite verwaltet, die 
Bezirtsamtmänner find zugleich Bezirksrichter. Am Sit des 
Gouvernements befindet jich der DOberrichter. Die Schußtruppen 
der Kolonien (Deutjich-Ditafrifa, Deutſch-Südweſtafrika und Kame— 
run), die dem Reichskanzler direkt unterjtehen, haben eigene mili- 
täriſche Kommandeurs, ebenſo die Polizeitruppe in Togo. Das 
Schußgebiet in Kiautjchou unterjteht dem NeichSmarineamt und 
wird Durch einen Admiral als Gouverneur verwaltet, dem ein 
Zivilkommiſſar und ein Oberrichter zur Seite ftehen. — Der 
deutjche Kolonialbejig Afrika (Togo, Kamerun, Deutſch-Süd— 
weitafrifa und Deutjch-Ditafrifa) umfaßt insgefamt 2392900 qkm 
mit rund 14 Millionen jehwarzer Bevölkerung und etwa 16600 
Meißen; Togo hat auf 87200 qkm etwa 1 Mill. Einwohner, 
Kamerun auf 495600 qkm rund 3,5 Mill., Südwejtafrifa auf 
835100 qkm 233650 &ingeborene neben 11790 Weißen und 
Oſtafrika auf 995000 qkm etwa 10 Mill., Darunter 2485 Euro= 
päer, wovon über 2000 Deutjche. In der Südjee iſt Deutjch- 
Neu-Guinea der Hauptbejig mit 241230 qkm und 419000 Ein— 
wohnern; dazu gehören Kaiſer Wilhelm-Land (181650 qkm und 
110000 &inwohner), Bismardarchipel und Salomonsinjeln 
(57100 qkm und 250000 Einw.), ferner die Karolinen, Marianen 
und Marjhallinjeln. Außerdem it deutjcher Beſitz in der Süd— 
jee Samoa mit 2572 qkm und 37 000 Einwohnern; Weiße wohnen 
auf Samoa 468, auf Kaijer Wilhelm-Land 197, Bismardarchipel 
474, Rarolinen und Marianen 231 und Marjballinjeln 164. Das 
Bachtgebiet - von SKiautjchou bat auf 501 qkm 165224 Ein— 
wohner, darunter 3896 Weiße, die deutſche Marinebejagung 
(1 Matrojen-Artillerie- Abteilung und 1 Seebataillon). Die Kaiſer— 
liche Schußtruppe in Afrika (j. oben) umfaßte 1910 neben 223 
Offizieren, 87 Arzten und Beterinären, 34 obere Beamten im 
ganzen 6437 Unteroffiziere und Mannjchaften und zwar 2265 
Weiße und 3828 Farbige; in Südweſtafrika waren e8 lediglich 
2002 Weiße, in Djtafrifa 2528 Farbige und 164 Weiße, in 
Kamerun 1300 Farbige und 99 Weiße. — Die deutjchen Kolo- 
nien erfordern alle Neichszuichüfle; ihre eigenen Einnahmen be> 
tragen durchſchnittlich nur ein Drittel ihres Bedarfs. Die Zus 
ſchüſſe beliefen ftch 1910/11 in Afrika auf etwa 50 Mill, ME, in 
der Südſee auf 60 Mill, — An der Einfuhr in Oſtafrika von rund 
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25 Mill. ME. Wert iſt Deutjchland mit 11,5 Mill. beteiligt, in 
Kamerun mit 12 Mill. an 16 Mill., in Südweſtafrika mit 27 Mill. 
an 33 Mill.; der gefamte deutſche Handel nach den Kolonien be— 
trug 1908 rund 42 Mill, dev Handel der übrigen Kolonien 
(außer den genannten und Togo), d.h. der Südjeebefigungen, 
weit überwiegend nichtdeutjche Einfuhr auf. — Die Haupt: 
ausfubhrartifel find bei Oftafrita Hanf, Wachs, Kautjchuf, bei 
Kamerun Kautichuf, Kakao, Palmkerne, bei Togo Mais und 
Balmterne, bei Südweſtafrika Kupfererze und Blei, in der Südſee 
Kopra und Phosphat. Der Wert der Ausfuhr aus den Kolo— 
nien betrug bis 1908 einen Wert von 93,7 Mill. ME. (darunter 
Kiautjchou mit 47,3 Mill.), die Einfuhr aus den Kolonien nach 
Deutjchland betrug 1909 rund 30 Mill. ME Der Wert Der 
Baummwollproduktion in den deutſchen Kolonien in Afrika be— 
trug Ende 1909 rund 4,3 Mill. ME. Gijenbahnen waren gebaut 
Ende 1909 in Ditafrifa 464, Kamerun 108, Togo 196, Südweſtafrika 
1599, Kiautjchou 436 km, im Bau in Ditafrifa 791, Kamerun 
412, Togo 143 km. Poſtſtationen in den Kolonien 182. — 
Nach den hochgelegenen, daher fieberfreien Gegenden Oſtafrikas 
findet in den lebten Jahren eine jtärfere Auswanderung ftatt. 

Deutſche liberale Parteien in Öfterreih. Der heutige partei- 
mäßige Liberalismus in Defterreich it auf dem Boden der 
alten Deutjchen Berfaffungspartei erwachjen; dieſe altliberale 
Partei wurde abgelöjt von der Deutſchen Kortjchrittspartei, 
die vornehmlich jtädtischzliberale Intereſſen vertritt. Neben ihr 
entitand 1887 die Deutjche Volkspartei, die ihre Wurzeln im 
Mittelftand hat und eine zünftleriſch-agrariſch-antiſemitiſche Politik 
verfolgt; ſie verfügte von den Deutjchen Parteien in den lebten 
Sahren über die meiſten Site im Abgeordnetenhaus. Neben 
diejen national gemäßigten Parteien fanden unter Schönerers 
und Wolfs Führung Ende der 70er Jahre die — politijch zu 
ven Liberalen zu rechnenden — Alldeutjchen durch ihre radi— 
fale Vertretung Ddeutjchnationaler Intereſſen und fcharfe Front 
gegen den Klerifalismus eine jtarfe Verbreitung; jte jpalteten ich 
in die Deutjch-radifale Bartei unter 8. 9. Wolf und Die 
(A) Alldeutjichen unter Schönerer. Dieſe fonnten bei den 
legten Abgeordnetenwahlen (1907) nur drei Mandate erringen, 
während die Deutichradifalen, allerdings zum Teil mit Hilfe der 
Ehriftlich-Spzialen, zwölf Site gewannen. Aus Mitgliedern der 
genannten vier Parteien bildete jich vor einigen Jahren Die 
Deutſchagrariſche Bartei, die politiich eine nationale, wirt- 
Ichaftlich eine ausschließlich agrarijche Politik verfolgt. Durch 
den Einfluß der Ehriftlich-Spzialen und das Anſchwellen der 
Sozialdemokratie gezwungen, jchlojien jich zuerjt die Deutjche 
Bollspartei und die deutſchen Agrarier zufammen, und dann 
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bildete jich durch Zutritt der Deutich-Fortjchrittlichen im Februar 
1910 der Deutiche Nationalverband, der aljo wirtjchaftlich 
und politisch jehr verichtedenartige Parteigruppen umjchließt. 
Außerhalb des Nationalverbands verblieben die Alldeutjchen und 
die drei fortichrittlichen Wiener Abgeordneten. Während der öſter— 
reichifche Liberalismus hiftorifch im jchärfiten Kampf zu dem 
Klerifalismus jtand, hat jich neuerdings darin eine Umwandlung 
vollzogen: bei den bevoritehenden Wahlen zum Abgeordneten- 
haus werden die „deutjch-freiheitlichen“ Parteien vielfach von 
den Sozialdemokraten in ihrem Bejigitand bedroht, und um die 
Hilfe der Ehriftlich-Spztalen zu erlangen, haben die Leitungen 
einiger der größeren deutjcheliberalen Parteien Berhandlungen 
mit den Ehriftlich- Sozialen über ein Wahlfartell gegen die Sozial: 
demofratie angefnüpft, doch ijt ein allgemeines Kompromiß be— 
jonder3 an dem Wideritand in den Alpenländern gejcheitert. Es 
wurde nur ein unverbindliches Übereinfommen gejchlojjen, Ge— 
bäfligfeiten im Wahlkampf möglichjt zu vermeiden und Kompro— 
miſſe erſt vor den Stichwahlen abzujchließen. — Bor zwei Jahren 
it im Gegenfag zu der Sozialdemokratie eme Deutſche 
Arbeiterpartei gegründet worden, die zuerjt unter dem Ein 
fluß der Deutjchraditalen und Alldeutjchen jtand, jich aber im 
vorigen Sahre loslöſte. Sie triti unter Führung von Yerd. Ertl 
bei den diesjährigen Wahlen zum eritenmal als jelbjtändige Be: 
werberin auf. In jüngjter Zeit wurde zur Vertretung des Klein- 
gewerbes gegen Großinduftrie und Sozialdemokratie in Böhmen 
eine politijcheliberale Deutſche Gemwerbepartei gegründet. 
Deutſche Marine (vergl. dazu die Artikel „Dreadnoughts“ 
und „Neichskriegswejen”). Nach den Flottengejegen von 1900 
und 1906 joll die deutjche Marine, abgejehen von den Torpedo 
fahrzeugen, Schul- und Spezialjchiffen jowie Kanonenbooten, be— 
ſtehen aus der Schlachtflotte mit 2 Flottenjlaggichiffen, 4 Ge- 
Ichwadern zu je 8 Linienjchiffen, 8 großen und 24 Heinen Kreuzen 
als Aufllärungsichiffen, aus der Auslandsflotte mit 8 großen 
und 10 Kleinen Kreuzern und aus dev Materialrejerve mit 
4 Linienjchiffen, 4 großen und 4 Kleinen Kreuzern. 1910 bejtand 
die Flotte aus 29 Linienfchiffen, 16 großen und 42 Heinen Kreu— 
zern, die auf diefen Stat der genannten Flottengejege anzurechnen 
ind; außerdem umfaßte fie aber noch: 8 Küſtenpanzerſchiffe, 
7 Banzerfanonenboote, 6 Kanonenboote, 3 Flußlanonenboote, 
10 Schul- und 12 Spezialfchiffe, zufammen 133 Schiffe und Fahr— 
zeuge. Im Bau waren 9 Linienjchiffe, 3 große und 4 Heine 
Kreuzer ſowie 12 Hochjee-Torpedoboote. Für 1911/12 ergab fich 
folgende Einteilung der Marine: Aktive Schlachtflotte 16 Linien: 
Ichiffe, 4 große, 9 Leine Kreuzer, Nejerveformation 2 Linienjchiffe, 
Kreuzergeſchwader 2 große, 3 Heine Kreuzer, Oſtaſiatiſche Station 
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7 Kanonenboote, Aujtvalijche Station 2 Leine Kreuzer und 1 Spe— 
ztalfchiff, Oftameritanifche Station 1 Kleiner Kreuzer und 2 Schul: 
ſchiffe, Oſtafrikaniſche Station 2 fleine Kreuzer, Weſtafrikaniſche 
2 Kanonenboote, Mlittelmeeritation 2 Schulichiffe und 1 Stations- 
ſchiff, Marineſtation der Oſtſee 1 Linienſchiff, 2 große Kreuzer, 

der Nordjee 1 großer und 5 kleine Kreuzer. Unterjeeboote hatte 
Deutichland 12 Ende 1910. Das Perſonal der deutjchen Marine 
umfaßte 1910 im ganzen 5705 Offiziere und 56 308 Unteroffiziere 
und Mannichaften. 

Deutſche Orientgefellfhaft zur wijjenjchaftlichen Erforſchung 
des orientalifchen Altertums, bejfonders in Aſſyrien, Babylonien, 
Kleinajten, Agypten ꝛc. 

Deutſche Partei, Bezeichnung für die Landesorganiſation der 
Nationalliberalen Partei (ſ. dort) in Württemberg. 

Deutfher Buhdruder-Berband, 1866 gegründete Organi— 
jation der deutjchen Buchdrucergehilfen mit ausgedehnten Unter- 
ſtützungskaſſen; umfaßt die weitaus größte Zahl aller Buchdrucder- 
gehilfen in einer mufterhaften Organijation. 

Deutfdier Buchdrucker Verein, Organijation der Ddeutjchen 
Buchdrucdereibejiger, hat mit dem deutſchen Buchdrucerverband, 
der Gebilfen-Organijation, 1896 einen Tarif:Bertrag mit einer 
aus 9 Kreifen bejtehenden Tarifgemeinjchaft und einem Tarif: 
amt gejchlojjen und jeither immer wieder erneuert. Vorbild der 
Tariforganijation in Deutjchland. 

Deutſche Heditspartei, eine 1892 entjtandene loje Bereinigung 
der deutjch-hannoverjchen Nechtspartei mit den Nechtsparteien 
(j. d.) in Braunjchweig, Kurheſſen ꝛc. ohne einheitliches Programm. 

Deutfde Reformpartei, j. Untijemitismus. 

Deutſche Reichspartei, j. Freikonſervative Partei. 

Deutſcher Oſtmarkenverein, ſ. Oſtmarkenverein. 

Deutſcher Berein für das nördliche Schleswig (Nord— 
marfverein), gegründet am 19. November 1890 zum Zwec der 
Förderung des Deutjchtums im nördlichen Schleswig. Diejen 
Zweck jucht er „durch ftraffe Organifation aller veichstreuen Be— 
wohner ohne Bertretung bejonderer Barteianjchauungen, durch 
Eingreifen bei den Wahlen im Sinne der Ginmütigfeit aller 
Deutjchgeiinnten, durch Vorträge, Aufführungen, Volksbüchereien, 
Zeitjchriften („Nordmark”), Flugichriften, durch Abwehr der reich» 
feindlichen dänischen Agitation und Gewinnung der ganzen Be— 
völferung, Anſammlung eines Wahlichages, jchließlich durch Be— 
teiligung an wirtjchaftlichen Beftrebungen“ zu erreichen. Von dem 
Ditmarkenverein (1. d.) it auch auf die Freunde des „Deutjchen 
Vereins“ Die Bezeichnung „Hakatiſten“ übergegangen. 

Deutſcher Bolksbund, j. Antifemitismus. 


110 Deutiches Reich — Deutjches Neichsheer 





Deulſches Heid, verfaliungsmäßiger Bundesitaat unter Ober- 
leitung des Deutjchen Kaijers, dem die vollziehende Gewalt ſo— 
wie das Recht, Verträge zu jchließen, Krieg zu erklären, Gejandte 
zu beglaubigen, zuiteht. Berfaffungsurfunde vom 16. April 1871, 
in Kraft jeit 4. Mai 1871, geändert 19. März 1888. Gejeß- 
gebende Faktoren: Bundesrat (j. dort) und Reichstag (j. dort). 
Vergl. ferner die Artikel: Auswärtige Bolitit — Berufsitatijtik 
— Bevölkerung — Bundesrat — Gijenbahnen — Gejundheits- 
amt — Heimatsamt — Oberrechnungsfammer — Parteien — 
Poſt — Neichsämter — Reichsangehörigkeit — NReichsanzeiger 
— Meichsfejtungen — Heichsfinanzen — MNeichsgejeßgebung 
— MNeichsinvalidenfonds — Reichskanzler — Reichskriegsweſen 
— Unterſtützungswohnſitz — Volkszählung. — Flächeninhalt des 
Reichs 540777 qkm, die Bevölkerung des Deutjchen Reichs 
beträgt nach dem Ergebnis der Volkszählung vom 1. Dezember 
1910 für das gejamte Reich 64903423 (32031967 männliche 
und 32871456 weibliche) PBerjonen. Die Volkszählung vom 
1. Dezember 1905 batte 29884851 männliche und 30756 638 
weibliche, zujammen 60641489 Berjonen ergeben; jomit iſt die 
Bevölferung in den legten fünf Jahren um 4261 934 Perſonen 
oder um 7,03 v. H. gewachjen. Die männliche Bevölkerung hat 
um 2147116 Berjonen oder 7,18 v. H., die weibliche um 2114818 
Berjonen oder 6,88 v. H. zugenommen. Auf je 1000 männliche 
Perſonen famen im Jahr 1910 1026 weibliche. Seit der Volks— 
zählung 1905 iſt in allen Bundesstaaten eine Zunahme der Be- 
völferung eingetreten. Am größten war fie, abgejehen von den 
orei Hanja-Staaten Lübeck, Bremen und Hamburg, wo jie 10,1, 
13,4 und 16,1 v. 9. erreicht, im Großherzogtum Oldenburg (9,9 
v.9.), im Königreiche Preußen (7,7 v. 9.), im Königreiche Sachjen 
(6,5 v. 9.), in Baden (6,5 v. 9.), in Sachſen-Koburg-Gotha (6,1 
v. 9.) und im Großherzogtum Heſſen (6,0 v. 9.). Die Zahl der 
Großſtädte, d.h. der Städte mit mehr als 100000 Einwohnern, 
it jeit 1905 von 41 auf 47 gejtiegen. Zu diejen 47 Großitädten, 
die insgejamt 13709863 Einwohner oder 21,12 0.9. der ge— 
Jamten Neichsbevölferung zählen, it noch eine Landgemeinde mit 
mehr al3 100000 Einwohnern binzugetreten, nämlich Hamborn 
mit 101718 Einwohnern. — Ungaben über die Verfaſſung, Ver: 
waltung, Größe und Einwohnerzahl der Bundesjtaaten finden 
ſich unter den Namen der einzelnen Staaten. — Die deutjche 
Handelsflotte zählte 1910 rund 4650 Schiffe mit 3,8 Millionen 
Tonnen, die 40 deutjchen Eifenbabhnverwaltungen umfaßten 58444 
Kilometer Betriebslänge. 

Deutfdes Reichsheer (vergl. Dazu die Artikel „Dienitpflicht“, 
„Einjährig-Freiwilligen-Dienſt“, „Reichskriegsweſen“, „Quinquen— 
nat”). Im Frieden werden von Preußen gemeinſchaäftlich mit 
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den Mittel- und Kleinjtaaten 23 Armeekorps ee von den 
Königreichen Bayern 3, Sachjen 2, Württemberg 1 Armeelorps, 
das ergibt für Preußen 166, Bayern 24, Sachjen 16, Württem- 
berg 10 Negimenter Infanterie, 79 Negimenter (bezw. 12, 8, 4) 
Kavallerie, 70 Negimenter (12, 8, 4) Feldartillerie und zuſammen 
mit den andern Formationen eine Gejamtfriedensjtärte von 
504446 Gemeinen, 85259 Unteroffizieren, 25494 Offizieren, 2288 
Ärzten, 761 Veterinären, 2312 Zahlmeiſtern, 487 Muſikmeiſtern 
und 1238 Büchjenmachern, Waffenmeijtern und Sattlern. — Die 
Aushebung und Heeresergänzung gejchieht durch 302 Bezirts- 
kommandos (Preußen ꝛc. 232, Bayern 33, Sachjen 21, Württem- 
berg 17). — Auf je 3--6 Armeetorps find 6 Armeeinipettionen 
gebildet. 

Deutfd-evangelifhe Kirdenkonferenz mit Dem deutſch-evan— 
gelifchen Kirchenausjchuß, betreibt einen engeren Zufammenjchluß 
der evangeliichen Landeskirchen. Sie iſt eine alle 2 Jahre ab- 
gehaltene Konferenz von Vertretern der oberiten evangelijchen 
Kirchenbebörden. 

Deutſche Bereinigung, eine 1908 von den jogenannten Na— 
tionalen Katholifen ausgegangene Organijation. Nach der 
Ablehnung des Nachtragsetats für Südweſtafrika am 13. Dezember 
1906 und nach der „antimonarchiichen und jozialiftenfreundlichen“ 
Taktik, mit der das Zentrum nach der Neichstagsauflöjung den 
Wahllampf führte, trennte jtch unter Führung des Grafen Wilh. 
Hoensbroech (Haag) eine Gruppe rheinijch-weitfälischer Adeliger, 
Snduftrieller ze. vom Zentrum und jtellte — allerdings ohne 
Erfolg — eigene Kandidaten auf. Ihr Programm war Eintreten 
„für des Neiches Anſehen und Macht, für die Erhaltung und 
Sicherung jeines folonialen Bejiges, für die Wahrung des fon- 
fellionellen Friedens“. Eine Scheidung zwijchen den politischen 
Zielen des damaligen Zentrums und den Beitrebungen der Ka— 
tholifen auf kirchenpolitiſchem Gebiete jollte herbeigeführt werden. 
Nach Beitritt von Protejtanten wurde die Deutjche Vereinigung 
gegründet mit dem Programm: deutſchmationale, monarchijche 
Geſinnung und Förderung des fonfejjtonellen Friedens, daher 
Zujammenjchluß aller bürgerlichen, jtaatserhaltenden Glemente 
gegen die Sozialdemokratie zum Schuß der Monarchie und der 
chriftlichen Staats und Wirtjchaftsordnung. Mit der Änderung 
der innerpolitiichen Situation nach der NReichsfinanzreform 1909 
it der Gegenjaß zwiſchen Zentrum und der Bereinigung zurück— 
getreten. 

Deutfde Bolkspartei, j. Volkspartei. 

Deuffd-hannoverfhe Heditspartei, ſ. Welfen. 

Deutſchkatholiken, 1844 als Proteſt gegen die Ausstellung 
des hl. Rocks in Trier gebildete Neligionsgejellichaft, deren An— 
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hänger jich jpäter zum Teil mit den freiveligiöjen Gemeinden 
(j. dort) verichmolzen. Deutjchfatholizismus als bejondere Drga- 
nifation z. 3. nur noch im Königreich Sachjen; im „Bund frei 
religiöfer Gemeinden” jind etwa 14 auf jene Bewegung zurücd- 
zuführende Gemeinden vereinigt, von denen ſich die jüdmejt- 
deutichen noch als deutjchkatholifch bezeichnen, jo in Mainz, Offen- 
bach und Frankfurt a. M. 

Deutfdi-Ronfervative Partei, j. Konjervativ. 

Deutfd-Oftafrikanifde Geſellſchaft, 1884 gegründet zum 
Srwerb und zur Verwertung von Ländereien, Ausbeutung von 
Handel und Schiffahrt im Oſten Afrikas; privilegierte Erwerbs- 
genojjenjchaft jeit Übernahme Oſtafrikas durchs Deutjche Reich 
1890, betreibt den Anbau von Kaffee, Kokospalmen und Agaven. 
Am oſtaſiatiſchen Bahnbau hervorragend beteiligt. 

Deutfh- Öfterreihifh - Angariher Verband für Binnen- 
Shiffahrt, 1896 in Dresden gegründet zur Schaffung neuer 
Großjchiffahrtswege. Er umfaßt die Binnenjchiffahrtsvereine in 
Deutjchland und Djterreich-Ungarn. 

Deutfdj-foziale Partei, j. unter dem Artifel „Antijemitis- 
mus“, 

Deutſch⸗Südweſtafrikaniſche Gefellfhaft, Toloniale Erwerbs— 
gejellichaft mit dem Sitz in Berlin. 

Devife, jo viel als Wahlipruch. Im kaufmännischen Sprach 
gebrauch für Wechjel. 

Dozentralifation, j. Zentralijation. 

Dezernat bezeichnet die mit einem bejtimmten Gejchäftszweig 
betraute Unterabteilung einer Behörde (3. B. Dezernat für Kunſt 
im Kultusminifterium); Dezernent beißt der mit einem jolchen 
Auftrag betraute Beamte, der Über jein Dezernat Vortrag er: 
ſtattet (Referent). 

Deziſtvſtimme, eine entſcheidende (nicht bloß beratende) Stimme, 
dann auch das Recht zum Stichentſcheid (ſ. d.). 

Diäten, Taggelder der Beamten bei Dienſtleiſtungen außer— 
halb ihres Wohnjiges. — Die Parlamentsmitglieder in Deutjchland 
erhalten teil3 Diäten, alſo Taggelder, teils Anmwejenbeitsgelder, 
teils eine Nahrespaufchale (Bayern); Neichstagsabgeordnete er- 
halten 20 ME. für jede Sitzung, in der fie anweſend jind (An— 
wejenheitsgelder) und freie Eiſenbahnfahrt. Im Ausland erhalten 
die Barlamentsmitglieder (mie in Frankreich und in Nordamerila) 
zum Teil ein ſehr hohes fires Jahreseinkommen. — Schöffen 
und Gejchworene beziehen eine Diäten, haben aber freie Eijen- 
babnfabrt. 

Dienſtbuch, ſ. unter Arbeitsbuch. 

Dienfipfliht im Deutjchen Heere. Die Dienftpflicht bes 
ginnt in der Negel mit dem vollendeten 20. Sabre. Sie dauert 
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von der Ginftellung an bei allen Waffengattungen mit Ausnahme 
der Kavallerie und reitenden Artillerie zwei, bezw. bei der Ka— 
vallerie und veitenden Artillerie drei Jahre bei der Sahne, fünf 
bezw. vier Sabre bei der Nejerve, fünf bezw. drei Jahre bei 
der Landwehr 1. Aufgebots und bis zum 31. März des Kalen- 
derjahres, in dem das 39. Lebensjahr vollendet wird, bei der 
Landwehr 2. Aufgebots. Sn diefem Jahr erfolgt der Übertritt 
zum Landiturm, zu dem auch alle jene Wehrpflichtigen vom 17. 
bis zum vollendeten 45. Lebensjahre zählen, die weder dem Heere 
noch der Marine angehören. Jeder Nejerviit Hat zwei Übungen 
von nicht mehr als acht Wochen, jeder Landwehrmann 1. Auf- 
gebotS zwei Übungen von nicht mehr als 14 Tagen mitzumachen. 
Bei der Marine beträgt die Dienjtzeit drei Jahre bei der 
Flotte, vier Jahre bei der Marinerejerve und fünf Sahre bei 
der Seewehr 1. Aufgebots, dann bis 31. März des Stalender- 
jahrs, in dem das 39. Lebensjahr vollendet wird, in der See— 
wehr 2. Aufgebot3, worauf gleichfallS der Übertritt zum Land— 
fturm erfolgt. 

Differentialtarife im Gijenbahnmwejen nennt man jede uns 
gleichmäßige Tarifbemefjung, die nicht genau den Entfernungen 
entjpricht. Eine Differentialtarifierung liegt alfo dann vor, wenn 
gleiche Mengen des nämlichen Gutes auf gleich langen Streden 
der nämlichen Gijenbahn ungleich tarifiert werden. Bon Dif- 
ferentialtarifen im engeren Sinne (Frachtdisparitäten) 
jpricht man, wenn für die Beförderung der gleichen Mengen 
des gleichen Gutes nach einer entfernteren Station ein geringerer 
Gejamtfrachtbetrag erhoben wird als nach einer näheren Station. 
Die Frachtdisparitäten dienen der Begünftigung des Durchgangs- 
und Ausfuhrverkehrs. 

Differentialzöllfe (Unterjcheidungszölle) jind die Zollfäge, die 
entweder höher oder niederer find als die jonjt für die Waren 
der gleichen Gattung geltenden Sätze. Differentialzölle jind 
Mittel zum Ausbau eines Schußzolliyitems oder zur Grleich- 
terung bezw. Erſchwerung des Handelsverfehrs mit bejtimmten 
auswärtigen Staaten. Sp werden 3. B. von Waren, die direkt aus 
dem Grzeugungsland eingeführt werden, niedrigere Zölle er— 
hoben als von Waren, die aus andern Ländern importiert 
werden. Auch nach der Urt der Einfuhr, ob die Waren zu 
Land oder zu Waller einfommen, oder nach der Flagge Des 
Schiffes 2c. werden Zollunterjchiede gemacht. Die Differential- 
zölle jind entweder Zuſchläge zu den normalen Zollfägen (sur- 
taxes) oder Minderungen der normalen Zollfäe (detaxes), 
oder es jind potenzierte Zollzufchläge als Alt der Wieder: 
vergeltung gegen ein bejtimmtes Land: Netorfions- oder 
Kampfzölle (j. Retorjion). Die in den Handelsverträgen 
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fejtgejegten Tarife (Konventionaltarife, ſ. d.) jind, da ſie Ver— 
günjtigungen gegenüber den normalen Sägen des „General— 
tarifs“ enthalten, Differentialzölle. Die volljtändigite ſyſte— 
matifche Ausbildung von Differentialzöllen hat in Frankreich vor 
allem das Gejeg vom 28. April 1816 gejchaffen. Heute bejteht 
noch in Frankreich ein Zollzujchlag, der zu zahlen ijt, wenn die 
Maren nicht direft aus dem Grzeugangsland, jondern aus den 
jogenannten Entrepöts, d.h. aus den Niederlagen der europäijchen 
Häfen eingeführt werden (surtaxe d’entrepöt). 

Differenzeinwand, j. Börjengejchäft. 

Differenzgefdhäfte, j. Böriengejchäfte. 

Dignitar, Würdenträger, Inhaber bejtimmter Kirchenwürden. 

Diktator, dem römischen Staatsleben entnommene Bezeich- 
nung für einen unumjchränft gebietenden Feldherrn oder Staats- 
mann. Diktatur ijt die in ihren Befugnifjen unbejchränfte 
Herrichaftsgewalt, die jich an verfallungsmäßige Grundlagen 
nicht bindet. 

Diktaturparagrapf, Der Paragraph 10 des Neichsgejeges 
vom 30. Dezember 1871 für Gljaß-Lothringen, der den Statt- 
halter ermächtigte, „bei Gefahr der öffentlichen Sicherheit alle 
Mabregeln ungeſäumt zu treffen, welche er zur Abwendung der 
Gefahr für erforderlich hält“. Auf Grund dieſer Beitimmung 
fonnten ohne die gejeglichen Schranken Ausweiſungen erfolgen ꝛc. 
Durch Gejeg vom 18. Juni 1902 wurde der Diltaturparagraph 
aufgehoben. 

Dingleytarif, Der jeit 1896 in Geltung gewejene und von 
dem Payne-Aldrich-Tarif (ſ. d.) abgelöſte Hochichußzolltarif der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika. 

Diözefe gleich Bistum. Die zu einer Diözeje gehörigen 
Gemeinden oder Geiftlichen jind die Didzejanen. Diözejan- 
Iynode, j. Synode. 

Diplomaten, die Vertreter der Staaten im internationalen 
Staatenverkehr, Diplomatie, die jtaatsmännijche Tätigkeit in 
auswärtigen Ungelegenbeiten, die praktiſche Staatskunſt im Ver— 
fehr der Staaten untereinander; diplomatijierende Politik, über: 
tragen jede Bolitit nach Urt der Diplomaten. Über den Abbruch 
der diplomatischen Beziehungen, ſ. Ubberufung. 

Pipfomatisce Agenten, ſ. Selandtjchaften. 

Diplomaliſches Korps, Die Geſamtheit der bei einer Negierung 
beglaubigten Diplomatijchen Vertreter fremder Staaten. Dazu 
gehören die jogenannten charalterijierten Geſandten der vier 
Klaſſen: Botjchafter, Gefandte und bevollmächtigte Minijter, 
Minifterrefidenten, Gejchäftsträger ſowie die päpitlichen Nuntii. 
Nicht dazu gehören die jogenannten diplomatischen Ugenten und 
ebenjowenig die Konfuln, Bei gemeinjamem NUuftreten des 


Direkte Aktion — Diskontinuität 115 


diplomatifchen Corps bat der Alteſte (Doyen), d. i. der Ge- 
jandte eriter Klaffe, der am längjten bei der betreffenden Re— 
gierung beglaubigt ift, den Vortritt und die Wortführung. An 
tatholifchen Höfen ift der päpſtliche Nuntius jtets der „Doyen“, 

Direkte Aktion, dev Weg der Gewalt, der nach anarchijtijcher 
Auffaſſung allein zur Eroberung der politischen Macht durch die 
Arbeiterjchaft führt, im Gegenjag zu der jozialdemokratijchen 
Lehre, die das Ziel durch die Eroberung der Barlamentsmehrheit 
zu erreichen glaubt. 

Direkte Steuern, j. Steuern. 

Disagio, j. Agio. 

Disestablifgement, „Sntitaatlichung“, der engliſche Ausdruck 
für die Trennung von Staat und Kirche. Die Agitation dafür 
leitet die „Liberation Society“, und auch innerhalb der angli- 
fanischen Kirche jelbjt hat die Idee Anhänger in der Church 
League for the separation of Church and State. Die Gegner 
jind organijiert in dem Church Defence Committee. 


Diskont (franzöſiſch escompte) bedeutet in Deutjchland den 
Abzug, den der Erwerber einer erſt jpäter fälligen Forderung 
am Jtominalbetrag der Forderung macht. Diskont iſt eine Un: 
terart des Zinſes. Am häufigiten werden Wechjel vor ihrer 
Berfallzeit in Zahlung genommen oder gekauft „vistontiert” oder 
„estomptiert”. Daher nennt man häufig jolche Wechjel jelbit 
Distonten. Seltener wird der Ausdrud Diskont für den Rabatt 
bei Barzahlung von Waren, die jonjt freditiert zu werden pfle= 
gen, gebraucht, man jagt da gewöhnlich Skonto. Wird der Ab— 
zug in Prozenten ausgedrüct, jo jpricht man vom Disfonto- 
jaß, der von den größeren Distontohäufern von Zeit zu Zeit 
feftgefegt zu werden pflegt. Die Hauptdisfonteure jind Die 
Notenbanken, die ihre Depofiten und toten zur Anlage in Wech- 
jeln benügen müjjen. Die Grundjäße, nach denen ſich Die 
Banken bei der Disfontierung richten, faßt man unter dem Namen 
Distontopolitif zujammen Bei ftarfem Angebot von 
Wechjeln zur Diskontierung und Geldfnappheit erhöht jich der 
Diskontſatz, bei relativem Geldüberfluß wird er erniedrigt und 
erleichtert jo den Geldumlauf. 

Diskonfinnifät, der bei den gejeggebenden Körperjchaften 
geltende Grundjag, daß am Schluß einer Situngsperiode Die 
unvollendeten parlamentarijchen Arbeiten (Borlagen, Anträge, 
Eingaben) nicht in der nächjten Sigungsperiode einfach auf- 
genommen und fortgeführt werden können, jondern alle wieder 
neu eingebracht werden müljen, wenn jie zur parlamentarijchen 
Grledigung fommen jollen. Der Grundjag der Disfontinuttät 
gilt im Reichstag wie in den Ginzellandtagen. 
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Diskrefionäre Gewalt, die einem Organ der Verwaltung 
oder der Rechtspflege eingeräumte Befugnis, innerhalb bejtimmter 
gejeglicher Schranten nach jeinem Ermeſſen Entjcheidungen zu 
treffen. 

Diskuffion, gleich Debatte. 

Dismembration, Bodenzerjtücdelung. Die Zerjtüdelung von 
Grundbeſitz in Eleinere Güter und Parzellen gejchieht teils auf 
dem Wege des Erbgangs, teil3 durch Zerichlagung (ſ. Güter 
zertrümmerung). Die Dismembrationsfreiheit (freie 
Teilbarkeit) ijt vielfach durch das Fideikommiß, das AUnerben- 
recht, durch jtaatliche Parzellierungsverbote eingejchräntt. 

Dispadie, die Schadensberechnung bei der großen Havarie. 

Disparitäten, j. Differenzialtarife. 

Dispens, Aufhebung einer Rechtsnorm für einen einzelmen 
Fall, Entbindung von der Verbindlichkeit zur Befolgung einer 
Geſetzesvorſchrift. 

Dispoſition. Im Staats- und Militärdienſt iſt Stellung 
zur Dispoſition die Verſetzung in den zeitweiligen Ruheſtand. 
Sin Offizier 3. D. jcheidet aus dem aktiven Dienjt aus, kann 
aber im Frieden bei einem Bezirtstommando jowie im Kriege 
Verwendung finden. Gr bleibt im Militärverband und unter: 
jteht demnach den Militär und Ehrengerichten. 

Dispofitionsfonds, die Pojition des Budgets, deren Ver— 
wendung im Einzelnen nicht durch das Budget vorgejchrieben, 
jondern dem Ermeſſen der Verwaltung anbeimgejtellt if. Zu 
den Dispojitionsfonds gehören die Geheimfonds (j. dort). 

Dispofitivgefeß, eine Gejegesbeitimmung, die nur dann in 
Kraft tritt, wenn nicht durch Verfügung des Berechtigten oder 
durch Übereinfommen der Parteien etwas anderes beſtimmt iſt. 
Der Gegenfaß iſt zwingendes Necht. 

Dissenters, früher Nonkonformiſten, in England die 
nicht zur Staatskirche gehörigen protejtantijchen Selten. 

Diffidenten, die Perjonen, die außerhalb der in einem Staate 
als vollberechtigt anerkannten Kirchen jtehen, wie die freireligiöjen 
Gemeinden, die Baptilten, Mennoniten zc. Den dijjidentijchen 
Neligionsgejellichaften ift regelmäßig die freie und öffentliche 
Neligionsausübung geftattet; fte erlangen aber die Korporations- 
rechte nur durch bejfondere jtaatliche Verleihung. — Die Bezeich- 
nung wird auch gebraucht für Polititer, die von der Anficht und 
Haltung der Mehrheit ihrer Bartei abweichen, obne aus der 
Bartei auszujcheiden. 

Pisziplinarvergeben jind Verſtöße der Beamten gegen Die 
dienftliche Ordnung und die amtlichen Pflichten. Bon den 
Umtsverbrechen unterscheiden fie ſich dadurch, daß fie feine Ver- 
leßung der öffentlichen Nechtsordnung darjtellen und deshalb 
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nicht auf dem Wege des gerichtlichen Strafverfahrens, ſondern 
auf disziplinargerichtlichem Wege geahndet werden. Eine jeharfe 
grundfäßliche Scheidung der Disziplinarvergehen von den Amts— 
verbrechen iſt nicht möglich, die Abgrenzung beider ijt Sache der 
jeweiligen Negelung. Die PDisziplinaritrafen jind Warnung, 
Verweis, Gelditrafe, Haft, Strafverfegung, AUmtsenthebung auf 
bejtimmte Zeit (Suspension), Dienjtentlaffung. Die jchwereren 
Strafen können nur nach einem fürmlichen Verfahren, dem Dis— 
ziplinarverfahren, von dem Disziplinarhof verhängt werden, 

Dividende, j. Aktiengeſellſchaft. 

Dogma, Lehrjat, Glaubensſatz. Dogmatik, die ſyſtematiſche 
Daritellung der Dogmen. 

Doktrinäre Politiker, die von einer Theorie aus ohne 
Nückjicht auf die Erſcheinungen und Bedürfniffe der Wirklichkeit 
die Folgerungen ihrer theoretischen Auffaffungen im öffentlichen 
Leben geltend zu machen juchen. 

Dolus eventualis. Nach der gegenwärtigen Nechtiprechung 
genügt zur Beitrafung wegen dolus, d. i. wegen wijjentlich rechts— 
widrigen Handelns, daß der Täter jich bewußt iſt, es könne 
der jtrafbare Erfolg durch feine Handlung herbeigeführt werden, 
vorausgejeßt, daß er mit dem Grfolg, wenn er eintritt, ein— 
veritanden if. Der dolus eventualis nähert jich aljo jehr der 
Fahrläſſigkeit. 

Domäne (Domanium), Kammergut, nennt man den Beſitz 
des Staates überhaupt, im engeren Sinne den nutbaren Grund- 
bejit des Staates. Die Domänen find ihrem gejchichtlichen Ur— 
jprung nach in den einzelnen Staaten von verjchtedener rechtlicher 
Natur, ſie jind teils aus Neichsgütern, die mit den Reichsämtern 
verbunden waren, teil$ aus jäfularijierten Kirchengütern, teils 
aus Privatgütern der füritlichen Familien hervorgegangen. Der 
Streit, ob die Domänen Staatsgut oder Privateigentum des 
Landesfürſten find, ijt in den einzelnen Staaten verſchieden ge— 
löjt worden. Sn Preußen erklärte das allgemeine Landrecht 
die Domänen. als Staatseigentum, das ohne Zuftimmung der 
Stände nicht veräußert werden darf, doch it durch Gejeg von 
1820 ein Betrag von 21% Mill. Talerın aus den Ginfünften der 
Domänen und Forſten ſowie der jäkularijterten Güter dem 
Kronfideifommißfonds als jährliche Nente für den Hof 
vorbehalten. An Bayern und Sachjen iſt das Kammergut in 
Staatsgut umgewandelt worden. Die Zivillifte iſt aber in 
Bayern auf die Domäneneinfünfte gegründet, und in Sachjen 
fann der König in Anrechnung auf die Zivilliite einzelne Do— 
mänen in eigene Benußung nehmen. In Württemberg wird 
zwijchen dem Königlichen Kammergut, das ausjchließliches Staats: 
gut tft, und aus dem die Zivillifte, die Apanagen und der Auf: 
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wand des Staates beitritten wird, und dem Hofſdomänen)kammer— 
aut, das PBrivateigentum der königlichen Familie it, unterjchieden. 
Dazu fommt die Krondotation, das find die aus dem 
Rammergut ausgefchiedenen königlichen Schlöſſer zc., deren Nutzung 
dem König neben der Zivillifte zuiteht, die aber Staatseigentum 
geblieben jind. In Baden find die Domänen PBatrimonialeigentum 
der fürftlichen Familie, doch wird ihr Ertrag nach Abzug der 
Zivillifte für Staatszwede verwendet, und jte werden wie Staats— 
gut verwaltet. 

Domberr (Domfapitular), in der fatholifchen Kirche das Mit- 
glied eines Domlkapitels, eines Kollegiums von Getftlichen, das 
der Biſchof bei der Leitung der Diözeje zu befragen bat, und an 
deſſen Beichluß er im einzelnen gebunden iſt. Die protejtantijchen 
„Domherren“, die e8 noch in Preußen und Sachjen gibt, jind 
feine Geiftlichen; es find verdiente Staatsmänner, Feldherren ꝛc., 
die, zu Dombherren ernannt, Renten aus gewiſſen, „Domkapitel“ 
genannten Vermögensmaſſen erhalten. 

Dominika, Republik auf der Inſel Haiti, mit 48577 qkm 
Flächeninhalt und etwa 670000 Einwohnern. Der Kongreß be- 
ſteht aus Senat und Abgeordnetenfammer mit indireft gewählten 
Mitaliedern; der Senat hat deren 12, das andere Haus 24. Die 
Wahl des Präſidenten erfolgt ebenfalls durch indirekte Wahl des 
Volkes. Minifterien für: Außeres, Inneres, Juſtiz und Unter: 
richt, Finanzen und Handel, Ackerbau und Einwanderung, Krieg 
und Marine. Un der Spite der 12 Provinzen jtehen Gouver— 
neure, Un der Einfuhr ift Nordamerifa mit mehr als 50 Proz. 
beteiligt, Deutjchland mit rund 20 Proz.; Hauptausfuhrartitel 
Zucder, Kakao, Tabat. 

Dominikalzinsgründe, öjterreichiiche Bezeichnung für Grund: 
bejiß, der als „Herrenland“ dem Bauern im Wege bejonderer 
Berträge gegen bejtimmte Ubgaben zur Bewirtjchaftung überlafjen 
worden war. Die Ablöſung diejer grundhberrlichen Laſten wurde 
durch Patente von 1848/49 angeordnet. Soweit dies gegen Ent: 
jchädigung geſchah, wurden in den einzelnen Provinzen Landes: 
freditanstalten (Grundentlaftungsfonds) zur Vermittlung zwiſchen 
den berechtigten Grundherren und den verpflichteten Grund: 
bejißern gejchaffen. Im März 1911 beantragten die Ehriftlich- 
Sozialen und die deutjchen Agrarier im öfterreichiichen Ab— 
geordnetenhaus, da, wo die Patente von 1848 zur Entlaftung 
von Grund und Boden nicht genügen, die freiwillige Ablöfung 
von Zmwangsgütern durch eine jtaatliche Einlöfungsbant unter 
Aufſicht einer Anjtedlungstommilfton nach preußiſchem Mufter 
vornehmen zu lafjen. 

Dominikaner, Klerilermönche. Der Orden wurde 1216 vom 
Papſt SHonorius III. beftätigt. Seine Hauptaufgabe fol! Predigt 
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und Seelforge fein. 1232 wurden ihm die Inquiſition (ſ. dort) 
und der Vertrieb des Ablafjes übertragen. Kletvung: Weißer 
Rock und Stapulier (das aus Brust: und Rückenſtück bejtehende 
Obergewand), Kapuze nebjt jchwarzem Mantel. 

Dominion, autonome engliiche Kolonie, — of Canada, jtehe 
Engliſche Kolonien. 

Donaukommiſſton, Europäiſche. Die in der Wiener 
Kongreßafte von 1815 feſtgeſetzte Freiheit der internationalen 
Ströme von Binnenzöllen und die Sicherung der Brauchbarfeit 
des Fahrwaſſers konnte erſt durch den Pariſer Frieden vom 
30. März 1856, der auch die Türkei in das europätjche Völker— 
fonzert aufnahm, auf die jehiffbare Strede der Donau aus: 
gedehnt werden. Zur Kontrolle der Durchführung der Kongreß: 
alte wurde eine von den ſieben Signatarmächten (Deutjchland, 
Öfterreich-Ungarn, Frankreich, Großbritannien, Stalien, Rußland, 
Türkei) ‚gebildete „europätjfche Donaukommiſſion“ — mit dem 
Sit in Galatz — geichaffen. Auf dem Berliner Kongreß 1878 
wurde die Schleifung aller Fejtungen an der unteren Donau 
bejchlojfen, die Befahrung der unteren Donau durch Kriegsichiffe 
verboten, das Mandat der Kommiſſion verlängert und ihr Die 
Strede vom „&ijernen Tor“, deren Schiffahrtshindernifje bis 
1896 bejeitigt wurden, bis Gala zur Überwachung der Fahr: 
barkeit unterjtellt. Durch den Londoner Bertrag 1883 wurde 
der Kommiſſion die Strede von Braila abwärts unterjtellt, ihre 
Dauer bis zum Jahre 1904 ausgedehnt mit der Maßgabe, daß 
Danac) das Mandat auf je drei Fahre als ftillichweigend ver— 
längert gelten joll. Die Stromftrede vom Gijernen Tor bis 
Bratla wurde einer gemiſchten Kommiſſion unterftellt, be— 
jtehend aus den Vertretern der drei Uferjtaaten Serbien, Bulgarien, 
Rumänien, ferner Djterreichs, das den jtändigen Vorſitz erhalten 
bat, und einem nach der alphabetifchen Ordnung der Staaten 
alle jechs Monate wechjelnden Mitglied der „europätjchen Kom— 
miljion“. Die Kommiſſion hat einen Inſpektor zu ernennen, der 
die Dberaufjicht über die Durchführung der Flußreglements ꝛc. 
zu führen hat. Da Rumänien, dem auf der Londoner Konferenz 
nur eine beratende Stimme eingeräumt worden war, feine Zus 
ſtimmung zu dem Bertrage verweigert, fonnte er bis jet nicht 
in Kraft treten. 

Donauverfinkung. Seit den Siebziger Jahren hat die Ber: 
finfung der Schwarzwalddonau zwiſchen Immendingen und 
Möhringen auf badiichem Gebiet, die Durch Löcher im Bett des 
Fluſſes erfolgt, den weiter unterhalb gelegenen württembergijchen 
Drten, bejonders der indujftriereichen Stadt Tuttlingen, ſchwere 
wirtichaftliche, aber auch hygienische Schädigungen gebracht. In 
der Sommer: und Herbitzeit findet jeit Jahrzehnten durchichnitt- 
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[ich 140—170 Tage jährlich eine völlige Austrodnung der Donau 
bei Möhringen und Tuttlingen jtatt. Die verjinfende Donau 
fließt durch Hohlräume des Kalfs zu der 13 Kilometer ſüdlicher 
und etwa 170 m tiefer liegenden Hegauer Aach ab. Die 
württembergiichen Donauanlieger, unterjtüßt von der württem— 
bergijchen Regierung, juchen jeit drei Jahrzehnten eine teilmeife 
Befeitigung der Immendinger VBerjintungsitellen zu erreichen, 
aber alle jeither geführten Berhandlungen zwilchen Baden 
und Württemberg find an den Intereſſen der badiſchen Wafjer- 
werfbejiger an der Aach, die ſich den ungejchmälerten Zufluß 
des Donaumafjerd erhalten wollen, gefcheitert. Neuerdings 
haben die Verhandlungen aber eine für Württemberg günftigere 
Wendung genommen, da 1907 entdect wurde, dab auch auf 
württembergifchem Gebiete, nämlich bei Fridingen, O.A. Tutt- 
lingen, ſich Verſinkungsſtellen der Albdonau befinden, die gleich- 
falls das Donauwaſſer zur Uach entlafjen. So hat Württemberg 
in der Möglichkeit, diefe Fridinger Verjinkungsitellen zu verjtopfen, 
ein Mittel, auf die Wafferwerkbejiger an der Nach und die badijche 
Regierung einzumirken und ihre Zuftimmung zur Veränderung 
der Berfinktungsverhältnijfe bei Immendingen zu erreichen. 

Dönmes, die Nachlommen der jpaniichen Juden in der 
Türkei, die vor 200 Sahren zum Slam übergetreten find. Die 
Dönmes haben die Sitten und Gebräuche ihrer Vorfahren zu 
einem großen Teil bewahrt. Sie jpielten, obwohl nicht zahlreich, 
bei der Revolution von 1908 eine führende Nolle und üben in 
der neuen Türfei einen entjcheidenden Einfluß aus. In der jung: 
türkischen Partei hat dieſer Einfluß wiederholt zu Widerjtänden 
der fonjervativen Glemente geführt. 

Doppelbeftenerung. Man unterjcheidet eine materielle 
und eine formelle Doppelbejtenerung. Bei der materiellen 
Doppelbejteuerung liegt eine wiederholte Beſteuerung des 
gleichen Steuerobjelts vor, und dabei find zwei Arten möglich. 
Sinmal kann das gleiche Steuerobjekt durch die gleiche Steuer: 
gewalt bei zwei verjchiedenen Steuerjubjelten herangezogen 
werden, 3. B. wenn die Grumdjteuer die Schuldzinjen beim Grund» 
bejiger und die Kapitalventenftener fie noch einmal bei jeinem 
Släubiger trifft. Oder es kann das gleiche Steuerobjelt bei 
dem gleichen Steuerjubjelt durch zwei verjchtedene Steuer: 
gewalten erfaßt werden. Das iſt Doppelbefteuerung im eigent- 
lichen Sinn, und damit befaßt fich das internationale Steuer: 
vecht. Als Grundfat gilt, daß die Neal- und Grtvagsjteuern an 
jenen Staat zu entrichten find, in dem das Objelt liegt, die 
Subjett- und PBerjonalfteuern aber an jenen Staat, in dem der 
Wohnſitz ift oder der Verbrauch ftattfindet. Geſetzlich geregelt 
ift die Doppelbefteuerung nur in Bundesftaaten, im Deutjchen 
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Neich durch Geſetz vom 13. Mat 1870 und in der Schmeiz. 
Ferner haben u. a. Preußen und Bayern mit Öfterreich Verträge 
zur Bejeitigung der gegenleitigen Doppelbefteuerung gefchlofjen. 
Das Geſetz vom 13. Mat 1870, das ſich nur auf die direkten 
Steuern bezieht, jtellt als Hauptregel den Grundjaß auf, daß 
für die Steuerpflicht eines Deutjchen fein Wohnſitz, eventuell fein 
Aufenthaltsort innerhalb des Deutjchen Reichs, in einigen Fällen 
jeine Staatsangehörigteit, entjcheide. Grundbeſitz, Gemerbe- 
betrieb und das daraus fließende Einkommen dürfen nur in dem 
Bundesitaate bejteuert werden, in dem der Grundbeſitz und der 
Gewerbebetrieb jich befinden. Reichs: und Staatsbeamte dürfen 
nur in dem Bundesjtaat bejteuert werden, wo fie ihren dienft- 
lichen Wohnft haben. Seit 1909 iſt ferner bejtimmt, daß Ge— 
hälter, Penſionen, Wartegelder der Militärs und Zivilbeamten 
oder ihrer Hinterbliebenen nicht mehr von dem die Zahlung 
leiftenden Staat, jondern gleichfalls von dem Staat des Wohn: 
figes bejteuert werden dürfen. Die Regelung der Befteuerung 
ver in Deutjchland wohnenden Ausländer und der Deutfchen, 
jomweit es jich um Ginfünfte aus dem Ausland handelt, ift der 
Landesgejeggebung überlafjen. Zur Bejeitigung der Doppel— 
bejteuerung jtempelpflichtiger Urkunden durch die Stempel- 
gejege der einzelnen Bundesitaaten hat Preußen mit Sachjen ein 
Abkommen gejchlojjen, die übrigen Bundesitaaten haben ein 
lolches abgelehnt. Es wird deshalb verlangt, die Doppel- 
bejteuerung jtempelpflichtiger Urkunden durch Reichsgeſetz gleich- 
falls zu bejeitigen. — Eine formelle Doppelbefteuerung liegt 
vor, wenn die gleiche Steuergewalt die gleichen Steuerobjefte 
durch verjchiedene Steuerformen zu treffen jucht, 3. B. unterwirft 
man das fundierte Einkommen den Grtragsfteuern und hierauf 
das gejamte Einkommen noch einmal der allgemeinen Einkommen— 
teuer. Der Zweck ift, das fundierte Einfommen ftärfer heran 
zuztehen als das aus der perjönlichen Arbeit fließende. 

Doppeltarif, ein aus Maximal- und Minimalfägen beftehender 
Zolltarif. Während aljo in der Regel nur ein autonomer 
Generaltarif aufgejtellt wird, deſſen Positionen dann durch die 
Handelsverträge ermäßigt zu werden pflegen, werden beim 
Doppeltarif Marimal- und Minimaltarife feſtgeſetzt, und die 
Bertragsjäge dürfen unter diefe Minimaltarife nicht herabgehen. 
Sowohl die Höchit: (Maximal-) wie die niederjten (Mininal-) 
Süße jind aljo autonom. Der Mearimaltarif ift der Generals 
tarif und wird gegen alle Staaten angewandt, die nicht 
gegen entiprechende Borteile die Minimaltarife eingeräumt er— 
halten haben. Der Doppeltarif wurde zuerſt 1877 von Spa- 
nien, 1892 von Frankreich, 1902 vom Deutſchen Reich an— 
gewandt, 
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Doppelwährung, ein Währungsſyſtem, bet dem verjucht wird, 
Gold und Silber als gejegliche Zahlungsmittel bis zu jedem 
Betrage im Umlauf zu erhalten, jo zwar, daß der Nennwert 
beider Münzgattungen und ihr Metallwert jederzeit voll überein- 
jtimmen. Durch das feſte Wertverhältnis von Gold- und Sil- 
bergeld joll erreicht werden, daß eine bejtimmte Summe Goldgeld 
Vertreter von Silbergeld jein fann und umgekehrt. Die reine 
Doppelwährung bejteht zur Zeit in feinem Lande. Entweder 
war das gejeglich feitgelegte Wertverhältnis von Gold und 
Silber zueinander von dem tatlächlichen Marktverhältnis jo 
verichteden, daß Silbermünzen das tägliche Geld waren und für 
Gold ein Uufgeld gezahlt werden mußte, oder wo das Goldagio 
vermieden wurde, mußte man die unbejchränfte Stilberprägung 
bejeitigen. In den jechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
jeßte eine Bewegung ein, die durch ein Bündnis der Kultur: 
jtaaten eine internationale Doppelwährung, den jogenannten 
Bimetallismus, anitrebt. 

Dorobanzen nennt man die Territorialsöänfanterieregimenter 
Rumäniens, das find NRegimenter, in denen nicht, wie in den 
andern Negimentern Rumäniens, ununterbrochen gedient wird, 
jondern wechjelweije, und zwar als Rekrut 90 Tage und 
dann von je einem Biertel eine Woche neben drei Wochen Urlaub, 
Die Dienftpflicht dauert bei der Infanterie im Wechjeldienit 5, 
ſonſt 3 Sabre. 

Doffier (AUktendecel), die Sammlung aller auf eine bejtimmte 
PBrozebangelegenheit oder auf eine bejtimmte Perſon ſich be= 
ztehenden Alten. 

Dotation, Uusjtattung mit Geldjummen oder Gütern. Do: 
tationen find nach den Kriegen von 1866 und 1870 an einzelne 
hervorragende HBeerführer und Staatsmänner verliehen wor— 
den. Man nennt ferner Dotation in Preußen und ander: 
wärts Summen, die aus den Staatseinnahmen den Gemeinden 
oder Rommunalverbänden (Provinzen) überwiejen werden zur 
Beitreitung gewiſſer diefen Selbjtverwaltungstörpern aufgetragenen 
Verpflichtungen. Dieſe Dotationen bejtehen teils in Vermö— 
genszumendungen, teils in Jogenannten „materiellen Dotationen“, 
Darunter find die Überweilungen bejtimmter periodijch oder un— 
periodiich fließender Summen oder der Grträgnijje gewiſſer 
Steuern („Dotationssteuern“) zu veritehen. So hat Preußen 
die Grtragsfteuern den Gemeinden überlaffen. Auch Sachen 
bat das Dotationsprinzip ſehr ausgebildet. 

Donane, wahrjcheinlich von dem arabijch-perftichen „Diwan“ 
jtammend, das Staatsrat, Audienzjaal, Kanzlei, ferner Zollhaus, 
Bollverwaltung, Zollgebühr bedeutet. Douanier, Beamter der 
Sollverwaltung. 
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Do ut des-»Pofitik, eine Politik, die Leiſtungen gewährt, 
nicht um Der Sache, ſondern um der Gegenleiftungen willen. 
(do ut des — ich gebe, damit du gibft). 

Downingftreet, Straße in London, in der ſich Die Miniſterien 
des Auswärtigen, des Innern und der Kolonien befinden, wird 
vielfach zur Bezeichnung des Minifteriums ſelbſt gebraucht. 

Doyen, j. Diplomattijches Corps. 

Drago-Doktrin. Der argentinische Minifter Drago ſtellte 
den Grundjaß auf, daß fein Staat das Necht habe, die finan- 
ziellen Anjprüche feiner Angehörigen gegenüber einem fremden 
Staat mit Gewalt durchzufegen. Die zweite Haager Friedens— 
tonferenz hatte jtch mit dev Drago-Doktrin zu bejchäftigen. 

Dragoman, Dolmeticher, bejonders bei der Pforte, in Bul- 
garten und bei den Gefandtichaften im Drient. 

Drawbacks (Nückzölle) find Bergütungen, die bei der Aus: 
fuhr von Waren gewährt werden, für die oder fir Deren Roh— 
Itoffe bei der Einfuhr Zölle entrichtet wurden, dann aber alle 
Ausfuhrvergütungen überhaupt. 

Dreadnought (engl., Ipr. Dreddnoot), wörtlich Fürchtenichts, 
eine Klaſſe von NiejensLinienichiffen. Das erite, nach dem die 
Schiffe ihren Namen haben, hatte 18187 Tonnen Wafjerverdrängung 
beit normalem Kohlenvorrat, heute aber hat der neue engliche 
Typ der „über“ oder „Super“ =-Dreadnoughts bereits eine Waſſer— 
verdrängung von 27500 Tonnen und zehn 34,3 em = Gejchüße. 
Den Dreadnoughts entipricht in Deutjchland die „Naſſau— 
klaſſe“ mit 18500 Tonnen Wafjerverdrängung und zwölf 28 em= 
Gejchügen. Bis zum Jahre 1918 jollen haben: Deutjchland 21 
Schlachtichiffe des dem Dreadnought vorangegangenen Typs und 
17 Dreadnoughts, Frankreich 13 Schlachtichiffe des früheren Typs 
und 10 Dreadnougbts, Stalien 8 Schlachtichiffe des früheren Typs 
und 4 Dreadnoughts, Diterreich-Ungarn 12 Schlachtichiffe des 
früheren Typs und zwei Dreadnoughts, Japan 13 Schlachtichtite 
des früheren Typs und zwei Dreadnoughts, Großbritannien 38 
Schlachtichiffe des früheren Typs und 22 Dreadnoughts. 

Dreibund, Das jeit 1883 zwiſchen Deutjchland, Bjterreich- 
Ungarn und Italien bejtehende Defenjivbündnis. In dem Ber: 
trag zwiſchen Deutichland und OÖſterreich (gejchlofien 7. Oktober 
1879) verpflichteten jich beide Staaten bei einem Angriff Ruß: 
lands zu gegenjeitigem Beijtand, bei einem Angriff einer andern 
Macht zu wohlwollender Neutralität. In dem Vertrag zwijchen 
Deutjchland und Italien verpflichten jtch beide Mächte zur ge- 
genjeitigen Hilfe gegen einen Angriff Frankreichs. In dem 
Vertrag zwiſchen Djterreich und Italien endlich jichern jich beide 
Mächte wohlwollende Neutralität im Falle eines Angriffs durch 
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Rußland bezw. Frankreich zu. Der Dreibund ijt bisher jtets 
erneuert worden. Über jeine Bedeutung für die politiiche Gruppie- 
rung der europäijchen Großmächte vergl. Entente. 
Dreikaiferbund, das Bündnis des deutſchen Kaijers, der 
Katjer von Hiterreich-Ungarn und von Rußland, das. im Sep- 
tember 1872 zur Aufrechterhaltung des europätjchen Friedens 
vereinbart wurde und mehrere Jahre die europätjche Politik be- 
jtimmte. Mit dem Bordringen der ruſſiſchen Politik auf dem 
Balkan, mit der durch den Berliner Kongreß 1878 hervorgerufenen 
Mißſtimmung Rußlands gegen Deutjchland und Dfterreich trat 
Ende der 70er Jahre eine Verjchtebung der auswärtigen Be- 
ztehungen ein. Oſterreich, Deutjchland und Stalien ſchloſſen den 
Dreibund, Rußland näherte jich Frankreich. 
Dreiklaffenwahlreht, ein in Preußen geltendes Wahliyiten 
zum Abgeordnetenhaus. Es wurde durch Berordnung vom 
30. Mai 1849 eingeführt und dann in die Verfaffung vom 
31. Sanuar 1850 aufgenommen. Danach tit auf je 250 Seelen 
ein Wahlmann zu wählen. Die Urwähler werden nach Maßgabe 
der von ihnen zu entrichtenden direkten Staats-, Gemeindes, 
Kreis-, Bezirks: und Provinzial-Steuern in drei Abteilungen ge— 
teilt, und zwar in der Urt, daß auf jede Abteilung ein Drittel 
der Gejamtjumme der Steuerbeträge aller Urwähler fällt. Sn 
die dritte Abteilung gehören auch die Urwähler, die zu feiner 
Staatsjteuer veranlagt find. Für jie fommt bei der Dreiklaſſen— 
einteilung ein fingierter Steuerbetrag von je 3 ME. in Anrechnung. 
Jede dieſer Abteilungen wählt bejonders ein Drittel der zu 
wählenden Wahlmänner. Für die Wahl der Wahlmänner jind 
Urwahlbezirke, jomweit es tunlich iſt, jo zu bilden, daß die Zahl 
der in einem jeden zu wählenden Wahlmänner durch drei teilbar 
ist, in einem Urwahlbezirt jollen entiprechend der Einwohner: 
zahl 3 bis höchſtens 6 Wahlmänner gewählt werden. Uns 
genommen, die Summe der jämtlichen in einem Urwaählbezirk 
von 1500 Seelen bezahlten direkten Steuern betrüge 30000 ME,, 
jo werden drei Abteilungen gebildet mit einem Steuerbetrage 
von je 10000 ME. In die erite Klaſſe kommen die Höchſt— 
bejteuerten des Bezirks, deren Steuern zulammen 10000 ME. 
betragen, in die zweite die nächit Sochbefteuerten, deren Steuer: 
jumme ebenfalls 10000 ME. ift, und in die dritte die Niedrigit- 
bejtenerten und die, die gar keine Steuern bezahlen. Jede diejer 
Abteilung wählt nun ein Drittel der zu mwählenden 6 Wahl: 
männer (auf je 250 Seelen tft ein Wahlmann zu wäblen), alſo 
zwei, Die Stenerverjchtebung bat ganz merhvürdige Verhältniſſe 
geichaffen. 1903 gab es 3. B. 2159 Urwahlbezirte, wo nur 
ein Urmwäbler 1. Klafjfe, und 1770, wo nur zwei Urmäbler 
1. Klaſſe die Wahlmänner ihrer Klaſſe bejtimmten. Die abjurden 
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Erſcheinungen diejes Wahlrechts wurden noch gejteigert, als jeit 
1899 in jenen DOrtichaften, die mehrere Urwahlbezirke bilden, 
die Dreillafjeneinteilung („Drittelung”) nicht mehr nach Den 
Steuerleiftungen in dem ganzen Ort, jondern im einzelnen Ur: 
wablbezirt bejonders vorgenommen wird. So kann es vor- 
fommen, dab in Berlin einer mit 100000 ME. jährlicher Steuer 
in der zweiten Klaſſe zu wählen bat, ein zweiter, in einem 
andern Urwabhlbezirt, aber in der nächiten Straße Berlins 
Wohnender mit 102 ME. Steuer aber in der erjten Klafje. Über 
die gejcheiterte Wahlvechtsreforn 1910 vergl. Wahlrechts- 
reform in Breußen. — Ein Dreiklafjenwahlvecht haben noch 
Sachien-Altenburg und Lippe. 

Dresdner Jungbrunsen, j. Sozialdemokratie. 

Dreyfusaffaire. Der franzöfiiche AUrtilleriehauptmann Alfred 
Dreyfus, aus jüdijch-elfäfjticher Familie, war im Dezember 1894 
während jeines Kommandos zum großen Generalitab troß jeiner 
Unjchuldbeteuerungen wegen Verrats militärischer Geheimniſſe 
vom Kriegsgericht zur Deportation verurteilt und nach der 
Zeufelsinjel bei Gayenne gebracht worden. Den Prozeß, deſſen 
Durchführung zahlweiche Unregelmäßigfeiten aufwies, benüßte die 
Elerifale und nationalütische Partei zur Aufpeitichung der antije- 
mitischen Inſtinkte der Maſſen. Ihr traten unter Führung von Zola 
und Scheurerskeitner die Freunde von Dreyfus („Reviſioniſten“) 
entgegen, und endlich gelang es diejen troß heftigen Widerjtandes 
der Militärpartei 1898 eine Nevijion des Prozejjes durchzuſetzen. 
Der Kafjattonshof annullierte das erſte Urteil, das mit dem Fall 
betraute SKriegsgericht zu Nennes verurteilte nach einer vom 
7. Augujt bis 9. September 1899 dauernden Verhandlung Dreyfus 
abermals. Doch erhielt ev das Strafminimum von 10 Jahren 
und wurde am 21. September völlig begnadigt. 

Dritter Stand, j. Tier-etat. 

Droit d’angarie, das völterrechtlich anerkannte Recht eines 
Kriegführenden, im Falle abjoluter Notwendigkeit das Eigentum 
eines neutralen Staates zu brauchen und zu zerjtören. 

Dmalismus bezeichnet einmal eine Zweiheit oder Entzweiung, 
im Gegenjat zur Einheit. Sn dieſem Sinne jpricht man von 
dem Dualismus in einem Miniſterium, wenn zweierlei Strö- 
mungen in ihm herrjchen. Zur Zeit des Deutjchen Bundes 
Iprac) man von einem Dualismus Oſterreichs und Preußens. 
Auch das jeit 1867 bejtehende Berhältnis zwijchen Bfterreich- 
Ungarn bezeichnet man als Dualismus. — Sodann bedeutet 
Dualismus im Gegenjag zum Monismus eine Weltanjchauung, 
nach der alles auf zwei, durch feine höhere Einheit aufgehobene 
Urgründe zurücgeführt wird: Materie und Geilt, Leib und 
Seele, böjes und gutes Prinzip. 
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Duchoborzen, eine rujjiiche Sekte im Dijtritt Achalkaki (Trans- 
faufajien), die jich als Auserwählte Gottes betrachtet. Sie ver- 
weigern Eid und Kriegsdienit. Nach einer Spaltung wanderte 
im Sabre 1900 ein großer Teil nach Kanada und Ditjibirien aus. 

Puma (vujj.), Ratsverſammlung. In der rujjiichen Städte- 
ordnung von 1870 bezeichnet Duma Stadtverordnetenverjammt- 
lung. Über die Reihsduma, das rujjtiiche Parlament, vergl. 
Rußland. 

Dum-Pum-Gefdoffe (nach der Fabrik in Kalkutta genannt) 
jind Gejchofje, deren Mantel nur bis zum Anfang der eiförmigen 
Spige reicht, jo daß hier der Bleikern jichtbar wird. Ihre Ver— 
wendung im Burenfrieg hat wegen ihrer Sprengwirfungen den 
Engländern heftige Angriffe zugezogen. 

Duodezftaat, nach dem buchhändleriichen Begriff Duodez- 
(bejonders kleines) Format, verächtliche Bezeichnung Kleiner Staaten, 
3. B. Liechtenftein. 

Durdfuhrzöle (Durchgangs-, Tranjitzölle), j. Zölle. 

Durchlaucht, das Prädikat fürjtlicher Perſonen, die nicht 
Kaijer, Könige, Großherzöge oder nachgeborene Prinzen und 
SBrinzejjinnen von Negenten diejes Nanges ind. (Vergl. d. Art. 
Grlaucht.) 

Durchſchnittsbrand, j. Branntweinbejteuerung. 

Durchſuchungsrecht. Wan veriteht darunter die Befugnis 
der jeefriegführenden Mächte, auf hoher See und in den Terri- 
torialgewäſſern der Kriegführenden, nicht dagegen in neutralen 
Gewäſſern, fremde (feindliche wie neutrale) Schiffe zu unter- 
juchen, um jich über ihren feindlichen oder neutralen und völfer- 
vechtsmäßigen Charakter zu vergewijjern, ferner die Befugnis, 
in riedenszeiten zur Unterdrücdung des Stlavenhandels fremde 
Schiffe zu unterjuchen. Gndlich jteht das Necht den zollbe- 
rvechtigten Staaten in ihren Häfen und Küſtengewäſſern gegen- 
über SKauffahrtei- und andern privaten Schiffen zu, um die 
Sinfcehmuggelung verbotener Waren, Steuerdefraudationen oder 
Durchbrechung der Quarantänevorjchriften zu verhindern. 

Dynamitgeſeh (Sprengitoffgejeh), das nach den anar- 
chijtiichen Dynamitattentaten Anfang der 80er Jahre (28. Sep- 
teınber 1883 Nttentat bei dev Ginmweihung des Niederwald- 
venfmals, 29. Oktober 1883 Mordverjuch an Polizeivat Rumpf 
in Frankfurt a. M. 20.) entjtanden ijt. Es trifft einmal gewerbe— 
polizeiliche Beltimmungen, die die Herjtellung, den Vertrieb und 
den Beſitz von Dynamit unter polizeiliche Kontrolle jtellen, ſo— 
dann ſehr jtrenge Strafbeitimmungen. Wer vorjäglich durch 
Anwendung von Sprengitoffen Gefahr für das Eigentum, die 
Geſundheit oder das Leben eines andern herbeiführt, wird mit 
Zuchthaus bejtraft, und zwar tritt bei ſchwerer Körperverlegung 
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Zuchthausitrafe nicht unter 5, bei Tod eines Menjchen nicht 
unter 10 apagTen oder lebenslängliche Zuchthausitrafe, und hat 
der Täter den Tod vorausgejehen, Todesjtrafe ein. Mit Zucht: 
haus bis zu 10 Jahren ijt die Herſtellung, Anſchaffung, Beſitz, 
Überlaffung von Sprengjtoffen in verbrecherifcher Abſicht bedroht. 
Mildernde Umitände kennt das Geſetz nicht. Grgänzt wird das 
Geſetz durch die Bekanntmachung betreffend das Geſetz gegen den 
verbrecheriichen und gemeingefährlichen Gebrauch von Spreng- 
jtoffen vom 29. April 1903, ſowie durch einige Beltimmungen 
in andern Gejegen. — Das öfterveichifche Sprengitoffgejeg jtimmt 
inhaltlich mit dem deutjchen faſt völlig überein. 

Dynaftie, Fürſtenhaus, Herricherfamilie, eine Neihe von 
Herrſchern aus ein und demſelben Geſchlecht. Dynajtijche 
Intereſſen, ausichließliche Intereſſen des Herricherhaufes. 


E. 


Earl (engl., ipr. örl), engliſcher Standestitel, etwa unſer 
deutſches Graf. 

Ebenbürtigkeit, die Gleichheit der Geburt. Sie iſt heute 
nur noch bei den jouveränen Häufern und beim hohen Adel 
(vergl. Artikel Adel), der auch mit den jouveränen Häufern 
ebenbürtig it, von rechtlicher Bedeutung. Nur Abitammung 
aus einer ebenbürtigen Che gibt Erb- und Thronfolgerecht. 
Ehen des niedern Adels mit bürgerlichen Frauen find ebenbürtig, 
die Abkömmlinge erhalten die Standesrechte des Vaters, joweit 
nicht etwa bei Genuß von Stiftungen ausdrücklich ihre adlige 
Abitammung von Bater- und Mutterjeite zur Bedingung ge— 
macht iſt. 

Eht ruffifhe Leute, ſ. wahrhaft v.. 

Ecuador, Republik jeit 1830, mit 299600 qkm und 1272000 
Einwohnern. — Der Kongreß beiteht aus Senat und Ab— 
geordnetenhaus (32 bezw. 41 Mitglieder, die aus direkten 
Wahlen hervorgehen). Wahlberechtigt ijt jeder 18 Jahre alte 
Bürger, der lejen und jchreiben fann. Diejelben Wähler wählen 
auch den Präſidenten alle 4 Jahre. Die Minijter und einige 
andere hohe Beamte bilden den Staatsrat; es gibt 5 Minifterien, 
einen oberjten Gerichtshof und zwei Nechnungshöfe. An der 
Spige der 16 Provinzen fteht je ein Gouverneur. Die Haupt- 
einfuhrländer jind England, Nordamerika, Deutjchland, Haupt- 
ausfuhrartifel: Kakao, Glfenbeinnüfje, Banamahüte, Kautjchuf, 
Kaffee. Die allgemeine Wehrpflicht ift zwar eingeführt, aber die 
allgemeine Dienjtpflicht nicht durchgeführt; Offiziere gibt es über 
3500, Mannfchaften nicht viel mehr als 7500 im jtehenden Heer. 
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Die Marine bejteht aus je 1 Kreuzer, Torpedojäger, Torpedo- 
boot und PBonton. 

Edikt, Verordnung, obrigfeitliche Bekanntmachung. 

Effekten, Wertpapiere. Sie zerfallen in Obligationen 
(j.£dort) oder Fonds (j. dort) und in Aktien. Effekten— 
banfen, j. Banken. Gffettenbörje, j. Börſe. Effekten— 
giro, j. Giroverkehr. Gffeftenhandel it der gewerbsmäßige 
Kauf und Berfauf von Wertpapieren in eigener Rechnung oder 
in Kommiſſion, dann aber auch die Emijjion, Lombardierung, 
Report und Deport (j. Börjengejchäfte), Coupongeſchäft. Effekten— 
ſteuer, ſ. Börſenſteuer. 

Effektivgeſchäfte, ſ. Börſengeſchäfte. 

Egoismus (Ichſucht, Selbſtſucht) iſt im Gegenſatz zum Al— 
truismus (ſ. dort) eine Geſinnung, die nur durch die Rückſicht 
auf das eigene Wohl bejtimmt wird. Der wirtjchaftliche Ego— 
ismus iſt das Streben, mit dem geringjt möglichen wirtichaft- 
lichen Aufwand den größtmöglichen Borteil zu erzielen. Diejes 
„Prinzip der Wirtjchaftlichkeit“, das durchaus vereinbar ijt mit 
jittlicher Gejinnung, gilt für das Handeln im Erwerb. Adam 
Smith, der Begründer der Bolkswirtichaftslehre, hat behauptet, 
daß dadurch, daß jeder jein eigenes Intereſſe möglichit jorgfältig 
warnehme, auch für das Intereſſe der Gejamtheit am beiten 
gejorgt ſei, und Diejer Gedanke, der aus der Reaktion gegen den 
wirtichaftlichen Staatsabjolutismus des 18. Jahrhunderts ent- 
Itanden it, wurde der Ausgangspunkt jener vollswirtjchaftlichen 
Theorien, die die Harmonie der Intereſſen aller behaupteten, 
vor allem der Manchejterjchule (j. dont). 

Ehe, die nach gejeglichen Vorſchriften gejchlojfene volle 
Lebensgemeinichaft zwijichen Mann und Weib. Heute bejteht im 
Deutichen Neich die volle Berehelichungsfreiheit mit Ausnahme 
von Bayern. Die früheren polizeilichen Ehebejchränfungen, die 
die Ehe unmoralijcher oder wirtjchaftlich unjelbjtändiger Perſonen 
und damit moralijche Gefährdungen und eine Steigerung der 
Armenlaften verhindern jollten, find im 19. Jahrhundert durch» 
gängig bejeitigt worden. Ein bayriſcher Staatsangehöriger aber 
darf eine Ehe nur ſchließen, wenn ev von der Diſtriktsverwaltungs— 
behörde jeiner Heimatgemeinde ein Zeugnis bejigt darüber, daß 
diefe feinen Einſpruch erhebt. Die Einipruchsgründe find verbreche: 
riſcher oder unfittlicher Yebenswandel, Beanipruchung von Armen— 
verjorgung, Zahlungsrüchtändigleit gegenüber Gemeinden oder Ar— 
menkaſſen, Stellung unter Bormundjchaft, Konkurs, Sntmündigung. 
In Öjterreich bejteht der „politijche Eheko njens“ noch in 
Tirol und Vorarlberg für nichtanfällige Dienftboten, Gejellen, 
Taglöhner, Inwohner. Ehebeſchränkungen werden neuerdings 
wieder vielfach gefordert, jo von konjervativer Seite ein Heirats— 
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verbot gegen Berjonen, die in Urmenverjorgung jtehen, oder die 
obligatorijche Einführung von Gejundheitsattejten zum Zwecke 
der Eheichließung und Berbot der Gheſchließung gejchlechts- 
franter 20. Perfonen. Die Form der Ehejchließung in Deutich- 
land iſt die obligatorische Zivilehe, die durch Gejeg vom 6. Fe— 
bruar 1875 eingeführt wurde. Bergl. Zivilehe. 

— Fohngefebß. Das von dem engliſchen Volkswirt— 
ichaftslehrer Nicardo aufgeftellte, von Ferdinand Laſſalle adop- 
tierte, angeblich eherne ökonomiſche Gejeß lautet: „Der Arbeits- 
lohn kann dauernd weder über den notwendigen Lebensunterhalt 
der Arbeit jteigen noch unter ihn jinten, weil im eriten Fall 
das Arbeitsangebot jich vermehrt und damit der Lohn herab— 
gedrückt wird, und im zweiten Fall das Arbeitsangebot jinkt und 
damit den Lohn wieder in die Höhe treibt.” Nach dieſem an- 
geblichen Gejeg würde der Arbeiter niemals aus feiner traurigen 
Lage berausftommen, die ihm zum Sterben zu viel, zu einem 
menjchenwürdigen Dafein aber zu wenig böte. Aber abgejehen 
davon, daß die Arbeiter jelbit feine einheitliche, jondern ſtark 
differenzierte Klaffe find, und ferner, daß die Lohnhöhe nach Ort 
und Zeit außerordentlich verjchteden tft, haben die gewerkſchaft— 
lichen Organifationen der Arbeiter eine Steigerung des Lohnes, 
und zwar nicht bloß des Geldlohnes, jondern auch des Sachlohnes 
erreichen können, d. h. die gegenwärtigen Arbeitslöhne jind nicht 
bloß nominell höher als früher, jondern ſie ermöglichen den 
Arbeitern troß gejteigerter Wohn, Fleiſch-, Brotpreije ꝛc. eime 
beſſere Lebenshaltung. Auf dem Erfurter Parteitag (1891) 
wurde auch das Schlagwort von dem Ehernen Lohngejeß aus 
dem Programm der Sozialdemokratie ausgemerzt, und bejonders 
unter den Erfolgen der Gemerfichaftsbewegung iſt heute das 
Geſetz von der Sozialdemokratie nahezu ganz aufgegeben. 

Chefheidung. Das kanoniſche Necht hat die dee der 
Unauflöslichkeit der Ehe zu einem abjoluten Nechtsjag erhoben, 
ohne Rückſicht darauf, daß manche Ehe in jchroffem Widerjpruch 
zu dem deal der Ehe jteht. Es läßt in jolchen Fällen nur 
eine Trennung des äußeren Zujammenlebens der Ehegatten (von 
Tisch und Bett) und mit Beziehung auf die bürgerlichen Wir- 
fungen der Ehe zu. Der Gedanke, daß die Ehe ein Saframent 
jei, überwog alle andern Rückſichten. Dagegen kennt die moderne 
jtaatliche Gejeggebung die Scheidung aus einer Anzahl von 
Scheidungsgründen, unter denen der Ehebruch gewöhnlich Die 
erite Stelle einnimmt. 

Ehre. Die bürgerliche Ehre iſt die Uchtung, die der Ein- 
zelme als Rechtsjubjeft überhaupt (gemeine Ehre) oder auf Grund 
jeiner bejonderen Stellung (Standes- oder Berufsehre) bean- 
jpruchen fann. — Die völlige Ehrlofigfeit, d. h. den bürgerlichen 
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Tod kennt das heutige deutjche Recht nicht mehr. Es jieht eine 
Minderung der bürgerlichen Ehre auf dem Gebiete des Privat- 
rechts überhaupt nicht mehr vor, dagegen tritt auf dem Gebiet 
des Öffentlichen Rechts eine gänzliche oder teilweiſe Entziehung der 
bürgerlichen Ehre teils als Rechtswirkung der Verurteilung, teils als 
Ntebenjtrafe ein (j. Ehrenrechte). Die Standesehre der Offiziere 
und Beamten genießt im Strafrecht einen höheren Schuß, weil an 
ihrer Erhaltung der Staat ein unmittelbares eigenes Intereſſe hat. 

Ehrengeridte, zur Schlichtung von Ehrenjachen eingejegte 
Gerichte von Standesgenofjen, namentlich bei den Dffizierforps 
und bei den Anwälten. Die militärijfchen Ehrengerichte haben 
die Standesehre und die Ehre des Einzelnen zu wahren, gegen 
unmwürdige Standesgenojjen einzujchreiten, mutwillige Streitig- 
feiten zu verhindern. In Fällen von Beleidigung dürfen jie den 
Zweikampf nicht hindern, außer wenn jich ein Offizier gegen Die 
Standesehre vergangen hat. Das Urteil lautet auf Gefährdung 
oder Berlegung der Standesehre, damit iſt der Antrag auf 
Warnung, jehlichten Abjchted oder Entfernung aus dem Dffizier- 
ſtand zu verbinden. Über den Antrag entjcheidet der König. -—— 
Durch die deutjche Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
it das Smititut dev Anwaltsfammern für das gejamte 
Reichsgebiet eingeführt, und ihrem Vorſtand liegt nicht nur 
die Pflicht ob, Streitigkeiten unter den Mitgliedern und zwi: 
jchen einem Mitglied und jeinem Auftraggeber zu vermitteln, 
jondern auch die ehrengerichtliche Strafgewalt zu üben. Als 
Shrengericht entjcheidet der Vorſtand in der Bejegung von fünf 
Mitgliedern. Das Ehrengericht fann auf Verwarnung, Verweis, 
Gelditrafe bis zu 3000 ME. jowie auf Ausjchließung von dev 
Rechtsanwaltjchaft erfennen. Gegen die Urteile des Ehrengerichts 
it Berufung an den Ghrengerichtshof zuläflig, der aus dem 
PBräftdenten des Meichsgerichts, drei Mitgliedern des Reichs— 
gerichts und drei Mitgliedern der Anwaltsfammer bei dem 
Reichsgericht bejteht. — Zur Beilegung von Streitigkeiten unter 
Ürzten und zum Spruch über Standesverfehlungen bejtehen in 
Preußen, Sachen, Bayern, Anhalt Arztelammern. — Auf Grund 
des Börjengejeges vom 22. Juni 1896 haben Börjenehren- 
gerichte ſolche Börjenbejucher zur Verantwortung zu ziehen, 
die jich bei ihrer Tätigkeit an der Börje einer mit der Fauf- 
männijchen Ehre und dem faufmännijchen Vertrauen unverein- 
baren Handlung jehuldig gemacht haben, — Endlich it für 
Batentanwälte durch das Gejeß vom 21. Mai 1900 ein Ehren- 
gericht eingejeßt, das prüft, ob ein Patentanwalt jeine Berufs- 
pflichten verlegt oder ſich unwürdig verhalten bat. 

Ehrenfegion, der einzige Tvanzöjtiche Orden, gejtiftet durch 
den eriten Konful Napoleon Bonaparte am 19, Mai 1802 zur 
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länder können den Orden erhalten. Das Ordenszeichen ift ein 
fünfjtrabliger, weiß emaillierter Stern aus Silber, bezw. Gold, 
von einem Kranz halb Gichenlaub, halb Lorbeer gehalten; vorne 
trägt er das Sinnbild der Republit mit Umjchrift, vüchwärts zwei 
Fahnen mit der Umſchrift: Honneur et Patrie. 

Ehrenrehte, bürgerliche, jind die durch den Beſitz der bür- 
gerlichen Ehre (vergl. Ehre) bedingten Befugnijje, die der Ein- 
Jelne al3 Glied der Staatsgemeinjchaft hat. Ihr Verluſt nimmt 
vor allem das Recht, am Staats: und Gemeindeleben jich zu 
beteiligen, die Fähigkeit, in das Heer oder die Marine einzu- 
treten, ein öffentliches Ant (wozu auch die Anwaltjchaft, das 
Notariat, das Schöffen und Gefchworenenamt gehören) zu be- 
Eleiden, aktives und paſſives Wahlrecht in allen öffentlichen An— 
gelegenheiten oder jonjtige politifche Nechte auszuüben, Würden, 
Titel, Orden und Ghrenzeichen zu erlangen, Vormund, Gegen: 
vormund, Pfleger ꝛc. zu jein außer bei Abkömmlingen, Zeuge 
bei Aufnahme von Urkunden zu jein, Lehrlinge anzuleiten, ver- 
antwortlicher Redakteur einer periodischen Drucdichrift zu jein. Der 
der Ehre Berluftige kann in Wirtjchaftsgenofjenfchaften nicht ein- 
treten und fann aus ihnen ausgejchlofjen werden, er verliert das 
Stimmrecht bei den Krankenkaſſen, den Unfallberufsgenojjen- 
ichaften uff. Der Verluſt der bürgerlichen Ehre tritt entweder 
als unmittelbare Rechtswirkung ein, und zwar als dauernde 
Unfähigfeit zum Heeres- und Marinedienjt und zur Bekleidung 
öffentlicher Amter — das ijt der Fall bei Verurteilung zur 
Zuchthausftrafe — oder als ausdrücklich im Urteil ausgejprochene 
Nebenſtrafe. Der Berluft aller bürgerlichen Ehrenrechte muB 
ausgejprochen werden bei Berurteilungen wegen Meineids, 
jchwerer Kuppelei, gewohnheits- und gewerbsmäßigen Wuchers. 
In allen anderen Fällen Tann er ausgejprochen werden, und 
zwar unbedingt bei Berurteilung zu Tode oder zu einer Zucht- 
hausſtrafe, bedingt bei einer Gefängnisjtrafe (wenn dieje nämlich 
mindejtens 3 Monate beträgt und das Gejeß entweder aus- 
drüclich den Verluſt der Ehrenrechte zuläßt oder die Gefängnis- 
jtrafe wegen Annahme mildernder Umſtände an Stelle der 
Zuchthausftrafe getreten ift). Der Verluft der bürgerlichen Ehren- 
vechte ift entweder dauernd (f. oben) oder zeitweilig (bei zeitlich 
begrenzter Zuchthausitrafe 2—10, bei Gefängnisitrafe 1-5 Jahre). 
Reichsitrafgejegbuch SS 31—37. Neben Berlujt der gejamten 
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Ehrenrechte iſt auch die Aberkennung nur einzelner Ehrenrechte 
möglich. Bejondere Ghrenitrafen fommen beim Militär vor: 
Entfernung aus dem Heere, Dienjtentlajjung bei Offizieren, 
Degradation, Verjegung in die zweite Klajje des Soldatenjtandes 
bei Unteroffizieren und Gemeinen. 

Eid, feierliche Wahrheitsverjicherung unter Anrufung Gottes. 
Nach der deutjchen Zivil-e und Strafprozeßordnung find Die 
Zeugen in Der Kegel vor ihrer VBernehmung zu vereidigen 
(Boreid, promijjortijcher Eid), nur aus bejonderen Gründen 
darf die Beeidigung erjt nach der Vernehmung erfolgen Nach- 
eid, ajjertorijcher Eid). In der Militärjtrafgerichtsordnung 
Dagegen ijt der Nacheid vorgejchrieben. Eine starte Bewegung 
will den Boreid auch im bürgerlichen Gerichtsverfahren durch 
ven Nacheid erjegen. Mitgliedern von KReligionsgejellichaften, . 
denen bejondere Gejege den Gebrauch gewiljer Beteuerungs- 
formeln gejtatten (3. B. Mennoniten), ijt erlaubt, diefe Formeln 
anzuwenden. Ein Zeuge, der die Gidesleiltung verweigert, ob 
aus religiöjen oder aus andern Gründen, fann mit Strafen zur 
Ablegung des Eides gezwungen werden. In der Schweiz da— 
gegen fann jeder die Eidesleiftung als eine religiöje Handlung 
ohne Nachteil ablehnen. 

Eigenhandel, eine in der deutichen Handelsſtatiſtik gebrauchte 
Bezeichnung für den Spezialhandel und den Handel deutjcher 
Staufleute mit ausländijchen Waren von deutjchen Plätzen aus. 
Der Eigenhandel ſchließt alfo außer dem Spezialbandel in der 
Hauptjache auch den Umjaß mit den in Zollniederlagen befind- 
lichen Waren ein. 

Eigentumsordnung. Die heutige Nechts- und Wirtjchafts- 
ordnung beruht durchweg bei den Kulturvölkern auf dem Prinzip 
des Sonder- (Privat-) Eigentums. Dieje Eigentumsordnung iſt 
aber weder die urſprüngliche, noch darf ſie als ‚Die einzig mög— 
liche oder gerechte bezeichnet werden. Die Entwicklung iſt viel— 
mehr von der Gemeineigentumsordnung zu einer immer intenſiver 
ſich geſtaltenden Sonder-Eigentumsordnung vorgeſchritten. Dieſer 
Entwicklung treten heute entgegen der Sozialismus (. d.), 
der die Produktionsmittel verjtaatlichen will, dev Kommunis- 
mus (j. d.), der jedes Sondereigentum aufheben will, und eine 
bodenreformerijche Richtung (ſ. d.), die das Gigentum am 
Boden oder wenigftens am Wohnboden bejeitigen will. 

Einerwahlen, Wahlen, bei denen im Gegenjaß zur Lijten- 
wahl (j. d.) von den Wählern eines Bezirkes, Kreiſes 20. nur 
ein einziger Kandidat zu wählen it. Ginerwablen jind aljo die 
Neichstagswabhlen. 

“ 4 uhr (Import), ſ. Ausfuhr und die hier nachfolgenden 
rtikel. 
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Einfuhrprämien. Die Zahlung von Prämien für die Ein- 
fuhr kam früher zur Steigerung der Getreidezufuhr bei Teue- 
rungen und bei Einfuhr von Kolonialproduften ins Mutterland 
zur Förderung der wirtjchaftlichen Entwiclung der Kolonien ꝛc. 
vor, Heute find ſie durchweg bejeitigt. Doch können zu ihnen 
die der Hochjeefijcherei gewährten Fangprämien gerechnet werden. 

Einfuhrfheine jind die bei Ausfuhr von Getreide, Hülſen— 
früchten, Mehl und Mübhlenfabrilaten gegebenen Bejcheinigungen 
der Zollbehörden über das ausgeführte Quantum und die Zoll 
jumme, Die diejes Quantum bei der Einfuhr zu zahlen hätte. 
Man nimmt alfo an, jedes Quantum Getreide, Mehl ꝛc. auch 
das inländischer Herkunft, das ausgeführt wird, jet zuerit gegen 
Zoll eingeführt worden, und für diefe angenommene Hollzahlung 
wird eine entiprechende Nückvergütung in der Form Der 
Einfuhrſcheine geleiftet.  Diefe Ginfuhrjcheine werden von 
ven Zollkaſſen bei der Einfuhr von Getreide, Hüljenfrüchten, 
Mehl, Malz, aber auch von Rohfaffee und Petroleum während 
der Dauer von 6 Monaten nach dem Ausjtellungstag in Zahlung 
genommen. Ihre Einführung, d.h. die Aufhebung des Iden— 
titätsnachmweijes (ſ. d.), geſchah zunächft im Intereſſe des 
Getreidehandels im Oſten und Süden Deutjchlands, deſſen Ge— 
treideerport durch die Getreidezölle und die durch jie veranlaßte 
Berteuerung des inländiichen Getreides fajt völlig lahmgelegt 
wurde, und jie wirken für den Exporteur als Grportprämie 
etwa in der Höhe des Zolls, den das Getreide bei der Einfuhr 
zahlen müßte. Da jie das Angebot inländifchen Getreides auf 
dem Inlandsmarkt verringern, tragen jte mit dazu bei, den In— 
landspreis um den Zollbetrag über dem Weltmarftpreis zu halten. 
Durch die beträchtliche Ausfuhr bejonders inländiichen Roggens 
machen die Ginfuhrjcheine der Reichskaſſe erhebliche Ausfälle; 
jo fofteten jie dem Neich bei allen Getreidearten und Mehl zu— 
jammen im Jahre 1908 etwa 29 Mill. Mk. und 1909 etwa 
19 Mill. ME. DVBon freifinniger Seite wurde deshalb im Jahre 
1909 beantragt, die Geltung der Ginfuhrjcheine auf 3 Monate 
zu bejchränfen und fie nur zu Zollzahlungen bei Einfuhr der 
nämlichen Sorte Getreide, für deren Ausfuhr jie erteilt 
wurden, zuzulaffen. Der Antrag wurde jedoch abgelehnt, ebenjo 
ein weiterer Antrag, das Syſtem der Ginfuhrjcheine auch auf 
die Ausfuhr von Walzeijenfabrifaten auszudehnen, (die Einfuhr: 
icheine follten dann dazu dienen, Roheiſen und Halbzeug ein- 
zuführen). 

Einführungsgefege iind jolche Gejege, die die bei großen 
Geſetzgebungswerken notwendigen zahlreichen Übergangsbeitim- 
mungen, Abänderungen anderer Gejeße, die Negelung des Ver— 
hältniſſes des neuen Gefeßes zu Landesgeſetzen zc. enthalten. Solche 
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Einführungsgejege find zum Bürgerlichen Gejeßbuch, zum Straf: 
gejegbuch, zur Zivil- und Strafprozeßordnung, zum Handels- 
gejeßbuch und zur Konfursordnung ergangen. 

Einfuhrverbofe, wie jie der Merkantilismus (ſ. dort) zum 
wirtjchaftlichen Schuß der heimijchen Produktion getroffen hatte, 
fommen heute nicht mehr vor, dagegen ſind ſie häufig aus 
polizeilichen Gründen. Dabei können aber, wie dies bei der Vieh— 
und Fleijcheinfuhr der Fall iſt, jolche Verbote tatjächlich — be— 
abjichtigt oder nicht beabjichtigt — die Produktion vor aus— 
ländifcher Konkurrenz ſchützen. 

Einfuhrzöffe, j. Zölle. 

Einheitsſchule ift die Bezeichnung für einen Schulaufbau auf 
einer einheitlichen, gemeinfamen, allgemeinen Volksſchule für die 
Kinder aller Stände. Sie ſoll die eriten vier Schuljahre um: 
faffen und dann erit in die Abzweigungen: Volks- und Bürger: 
ichulen gegenüber den fogenannten höheren Schulen (Realjchule, 
Realgymnaſium, humaniſtiſches Gymnaftum) zerfallen. In Bayern 
und der Schweiz find zum Teil die getrennten Borjchulen der 
allgemeinen Volksſchule in den erſten Schuljahren gewichen. 

Einheit und FJöortſchritt, Parteiname der Jungtürken (1. d.), 
ferner einer fortjchrittlichen PBarteibildung in Perſien. 

Einigungsämfer jind Ausjchüffe, beitehend aus der gleichen 
Zahl von Unternehmern und Arbeitern unter dem Vorfit eines 
Unparteiifchen, die bei allgemeinen Streitigkeiten in einem Ge— 
werbezweig oder einem ganzen Diftrift die Arbeitsbedingungen 
in einer beide Teile bindenden Weiſe fejtjegen. Die Ginigungs- 
ämter treten nur auf Anrufen eines oder beider Teile zur Ber: 
hütung oder Beendigung von Streitigkeiten zufammen. In 
Deutjchland find durch Gejege vom 29. Juli 1890, bzw. 29. Sep: 
tember 1901 die Einigungsämter in Anlehnung an die Gewerbe: 
gerichte eingeführt (vergl. Sewerbegerichte). Iſt nach den Statuten 
einer Innung zur Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen Innungs— 
mitgliedern und ihren Arbeitern die Bildung eines Ginigungs- 
amtes vorgejehen, jo tritt diejes an Stelle des bei dem Gewerbe— 
gericht zu bildenden Einigungsamts. Auch die Kaufmannsgerichte 
(1.d.) können als Ginigungsämter tätig ein. 

Einjährig-freimilliger Pienfl. Nach der deutichen Wehr: 
ordnung (88 88 ff.) wird die Berechtigung zum einjährig-freiwilligen 
Dienft im deutjchen Heere und in der deutichen Marine durch 
(Srteilung eines „Berechtigungsicheines“ erworben. Wer die Be- 
vechtigung zum einjährigsfreiwilligen Dienſt nachjuchen will, hat fich 
jpäteftens bis zum 1. Februar des Nahres, in dem er das 
20. Lebensjahr vollendet, bei der zuftändigen Prüfungstommilfion 
für Ginjährig-Freimillige fehriftlich zu melden. Der Meldung 
find beizulegen ein Geburtszeugnis, eine obrigleitlich bejeheinigte 
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Erklärung des Vaters oder Vormunds, den Freiwilligen aus— 
zurüſten und unterhalten zu wollen, ein Unbeſcholtenheitszeugnis 
und der Nachweis der wiljenfchaftlichen Befähigung. Dieſer 
Nachweis wird durch das Zeugnis einer zur Ausitellung eines 
folchen Zeugnifjes berechtigten Lehranstalt erbracht, oder der ſich 
Meldende bat das Gejuch um Zulaſſung zur Prüfung auszu— 
jprechen. Solche Prüfungen werden alljährlich zwei gehalten 
(Meldung jpäteitens bis zum 1. Februar bzw. 1. Auguft). unge 
Leute, die ftch in einem Zweige der Wiſſenſchaft oder Kunſt oder 
in einer andern dem Gemeinweſen zugute fommenden Tätigkeit 
auszeichnen, Arbeiter, die Hervorragendes leijten, endlich zu 
Runftleiftungen angejtellte Mitglieder landesherrlicher Bühnen 
fönnen von dem Nachweis einer wiljenjchaftlichen Befähigung 
entbunden werden. Sie haben ſich nur einer Prüfung in den 
Slementarfächern zu unterwerfen. Beim Gintritt in das militär- 
pflichtige Alter, jedoch nicht vor dem vollendeten 17. Lebensjahr, 
haben ſich die Berechtigten bei der Erſatzkommiſſion ihres Ge— 
jtellungsortes jehriftlich oder mündlich zu melden, eventuell ihre 
Zurüditellung zu beantragen. Die zum einjährigsfreimilligen 
Dienjt Berechtigten können ſich die Waffengattung und den 
Truppenteil wählen. Der Dienjteintritt erfolgt alljährlich bei 
amtlichen Waffengattungen am 1. Dftober, beim Train am 
1. November, bei einzelnen durch das Generallommando zu be— 
ſtimmenden Truppenteilen am 1. April. Bejondere Beitimmungen 
gelten für die Mediziner, Apothefer, Tierärzte und für den Ein— 
tritt in die Marine. In Öfjterreih- Ungarn tft der einjährig- 
freiwillige Dienjt nach preußiſchem Vorbild geregelt. 
Einkommenftener ijt eine direkte Perſonenſteuer, d. h. jte 
aründet jich unmittelbar auf das Subjekt als den Beſitzer des 
Einkommens, im Gegenjaß zu den Grtragiteuern (f. d.), die 
das Einnahmen abmwerfende Objekt erfaffen, ohne Rüdficht auf 
die Perſon, der dieſe Einnahmen zufließen. Unter Ginfommen 
find die gejamten Neineinfünfte zu verjtehen, die verbraucht 
werden fönnen, ohne den Vermögensitamm zu mindern, und deren 
Wiederkehr nach den Berhältniljen des Steuerpflichtigen voraus- 
gejegt werden fann. Die Ginfommenfteuer iſt die jüngite der 
großen Steuern und drängt allmählich in den wirtjchaftlich und 
fulturell bochitehenden Staaten die übrigen Steuerarten zurücd. 
Sie fann jein eine jpezielle oder partielle und tritt dann 
als Grgänzung zu den Grtragfteuern (Grund-, Gebäude: und 
Gewerbeſteuer) auf, um die Einkünfte aus perjönlicher Arbeits- 
leiitung, die ohne wesentliche Unterjtügung von Kapitalien ge— 
wonnen werden, jteuerlich zu erfalien. Unter dieje Einkünfte 
fallen Arbeitslohn, Bejoldungen, Penſionen, Honorare der freien 
Berufe. Man ging aber darüber hinaus und benüßte dieje Form 
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der Einfommenjteuer überhaupt zur Ausfüllung der Lücken, die 
die Ertragsjteuern gelafjen hatten. Die partielle Einfommenjteuer 
bejteht jeßt nur noch in Mecklenburg, Reuß ä. L., Hohenzollern, 
ferner in Kantonen der Schweiz und in Stalien. Eine zweite 
Form der Ginfommenjteuer iſt die Klajjenjteuer, die den 
Übergang von der Kopfiteuer zur allgemeinen Einfommenjteuer 
bildete, und bei der, nicht wie bei der Kopfiteuer, für jeden Kopf 
die gleiche Steuerfumme verlangt, jondern die Bevölkerung in 
Klaſſen geichteden und von den Angehörigen einer jeden Klajje 
eine fejte Quote erhoben wird. Zum Zwed der Individuali— 
jierung jchritt man in neuejter Zeit zur allgemeinen Ein- 
fommenjteuer vor, die das gejamte reine Einfommen des ein- 
zelnen zu ermitteln und den Steuerbetrag nach der individuellen 
Leiltungsfähigkeit abzumejjen hat. Dieje Ermittlung des Ein- 
fommens fann entweder durch Einſchätzungskommiſſionen gejchehen, 
die das Ginfommen der einzelnen nach äußeren Merkmalen ze. 
ichägen, oder man wählt den Weg der Selbiteinichägung (Selbit- 
deflaration, Faſſion). Das jo feitgejtellte Einkommen fann 
eingejteuert werden, indem man an jedes ermittelte Einfommen 
den gejeßlich vorgejehenen Steuerfuß anjeßt (prozentuale 
Sinfommenjteuer) oder, was der Einfachheit wegen die Regel it, 
indem Steuerklaſſen 3. B. von 1000 zu 1000 ME. gebildet und 
alle Steuerpflichtigen in dieje Klajjen eingeteilt werden. Dann 
zahlen aljo alle Ginfommen einer Klafje, 3. B. alle Einkommen 
von 2001—3000 ME., die nämliche Steuer (Elajjifizierte Ein- 
fommenjteuer). Die Ginfommenjteuer erfaßt grundjäßlich jede 
Perſon — phyſiſche wie nichtphyſiſche. Die Zahl der jteuerfreien 
Perſonen iſt daher jehr beſchränkt: jo jind jteuerfrei das vegierende 
Haus, fremde Diplomaten, Unteroffiziere und Gemeine, dann 
aber auch gemwijje Einfommensarten, wie Einnahmen aus aus 
ländijchem Grundbejit und Gewerbe, Bejoldungen und Benjtonen, 
die fremde Staaten bezahlen, vor allem aber aus jozialpolitijchen 
und jteuertechniichen Gründen die ganz kleinen Einkommen, das 
jogenannte Grijtenzminimum. Es beträgt in Preußen 900 ME,, 
Sachien 400 ME., Bayern 600 ME, Württemberg 500 ME., Baden 
900 ME., Helfen 500 ME., in den übrigen deutjchen Staaten ſchwankt 
es zwilchen 300—900 ME., in Öjterreich Jind Einlommen bis 1200 K 
(1020 ME.) Tteuerfrei, in den Kantonen der Schweiz find entweder 
die Heinen Einkommen fteuerfrei, oder es wird ein gewiljer Be: 
rag von jedem Einkommen fveigelafen. Die Berückfichtigung 
der individuellen Leiſtungsfähigkeit geichieht bei dev Einlommen- 
teuer durch gewiſſe Abzugspoſten (3. B. dürfen abgezogen 
werden die Broduktionstoften, zu leiftende Nenten, dauernde Lajten, 
Schuldzinfen, geſetz- oder vertragsmäßig zu entrichtende Vers 
jicherungsbeiträge, direkte und indirelte Abgaben, ſoweit jie zu 
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den Gejchäftsunkoften gehören, die regelmäßigen Abjchreibungen). 
Ein weiteres Mittel, die individuelle Leiſtungsfähigkeit zu berück- 
fichtigen, ijt die Abjtufung der Steuerfäge nach der Höhe Des 
Sinlommens auf dem Wege der Progreſſion (progrejfiive 
Einkommenſteuery). Bei diefer Progreſſion unterscheidet man 
die Progreſſion im engeren Sinne, wobei der Steuerfuß mit der 
Größe des Einkommens mwächit, ohne daß dieſem Wachjen eine 
obere Grenze, eine Schrante gejegt iſt (der Steuerjfat beträgt 
3.8. bei Einkommen bis zu 10000 ME. 3°, bis zu 100000 ME. 
4 °o, bis zu 1000000 ME. 5°), und die Degrejjion, wobei 
ein beitimmtes Einkommen einen Normalſteuerſatz (die jog. „Hori— 
zontale“) zu entrichten hat und alle Einkommen darunter nied- 
rigere Prozente zu bezahlen haben. Wenn 3. B. Einkommen mit 
10000 ME. und darüber als „Horizontale“ 3° zu entrichten 
haben, jo haben Ginfommen von 8001—10000 ME. 2°/2°/o, 7001 
bis 8000 ME. 2°, 6001—7000 ME. 1'/2°/o zu zahlen. Der Grund- 
jaß der Beiteuerung nach der Leiſtungsfähigkeit wird auch durch 
Berückſichtigung gewiſſer Umstände, 3. B. der Kinderzahl („Rinder- 
paragraph“), der Alimentationspflichten, von Krankheit und 
Unglüd gewahrt. Schließlich) wird das fundierte Einkommen 
iteuerlich jtärter herangezogen als das unfundierte, indem neben 
der Einkommenſteuer die Ertragsiteuern beitehen bleiben, wie 3. B. 
in Bayern und Württemberg, oder indem man eine allgemeine 
Bermögensiteuer erhebt, oder indem man Zujchläge der Ein- 
zn beim fundierten und Abjchläge beim unfundierten 
macht. 

Einkreifungspolifik, j. splendid isolation. 

Einfagefteuern, eine Form der Aufwanditeuern (ſ. d.). 

Einlieger, ländlicher Arbeiter ohne Grundbejis in Miet: 
wohnung (j. Arbeiterfrage, ländliche). 

Einpeitfder, in der englilchen Barlamentsiprache das Partei— 
mitglied, das dafür zu jorgen hat, daß alle Mitglieder der Bartei 
ich zur Sitzung des Parlaments einfinden. 

Einfhreidefyfiem, Gintragung des Belies von Staatsobli- 
gattonen in das Staats: (Reichs) Schuldbuch an Stelle der 
Ausgabe der Obligationen. Die betreffenden Behörden jind zur 
volliten Berjchwiegenheit über Gläubiger und Wert verpflichtet. 
(Siehe auch Staatsichuldbuch.) 

Ein- (und Zwei-) Rammerfpfiem. Das Einkammerſyſtem it 
eine Form der Staatsverfajfung, bei der der Landtag einheitlich 
zufammengejeßt iſt, alſo nur aus einer Körperjchaft bejteht, im 
Gegenjag zum Zweikammerſyſtem. Die beiden Kammern ent- 
iprechen mehr oder weniger dem Gegenjaß zweier politischer 
Mächte. Die erite Kammer, das Oberhaus, Herrenhaus, der 
Neichsrat (in Bayern) ꝛc. ijt die Vertretung des Adels und des 
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Bejiges, zu der meilt eine Anzahl vom König ernannter Mit- 
glieder und die Vertreter der Hochjchulen, Kirchen, größeren 
Städte, bejtimmter Berufsgruppen ujw. fommen. Die zweite 
Kammer, das Haus der Gemeinen, Abgeordnetenhaus, Deputierten- 
fammer, ijt die gewählte Vertretung des gejamten Volles. Bon 
den deutjchen Staaten haben Preußen, Bayern, Sachjen, Württem- 
berg, Baden und Heljen das Zweilammerjyitem, in den Hanſa— 
jtädten Bremen, Hamburg, Lübeck wird die Staatsgewalt eben- 
fall3 von zwei Körperichaften (Senat und Bürgerjchaft) ausgeübt. 
In den kleineren deutjchen Staaten bejteht das Einfammerjyitem. 
Auch im Deutjchen Reich herricht das Einfammerjyitem, denn 
der Bundesrat ijt feine Erſte Kammer, jondern eine Vertretung 
der verbündeten Regierungen, ähnlich in der Schweiz, bezw. in 
den Bereinigten Staaten, wo der Ständerat, bezw. der Senat 
die Nepräjentation der einzelnen Kantone und Staaten iſt, und 
nur eine PVolfsvertretung, der Nationalrat, bezw. das Reprä- 
jentantenhaus bejteht. 

Einwanderung, Gintritt in ein fremdes Staatsgebiet zum 
Zwed der Niederlajfung evtl. Ausübung einer Ermwerbtstätigfeit; 
die Einwanderung fann durch Abwehrmaßregeln des Staates, 
in den die Ginwanderung erfolgen joll, erichwert werden, jo 
durch Forderung von Mindejtbildung (Lejen und Schreiben), 
Mindejtvermögen, Straflofigkeit ujw. Bejonders die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika haben jich durch ähnliche Maßnahmen 
gegen unliebjame Ginwanderer gejchüßt. Die „tatjächliche“ Ein— 
wanderung allein genügt nicht zur Erreichung der Staatsange- 
hörigfeit, diefe muß vielmehr durch bejondern Akt verliehen 
werden; jolange dies nicht gejchehen it, kann der eingewanderte 
Fremde als Nicht-Staatsangehöriger ausgemwiejen werden. 

Eifen. Gijenerzgewinnung in Deutjchland rund 25 Mill. 
Tonnen im Wert von 100 Mill. ME.; Einfuhr von Eiſen— 
erzen in Deutjchland 8,4 Mill. Tonnen im Wert von 126,6 Mill. 
Markt, Ausfuhr 2,8 Mill. Tonnen im Wert von 13,6 Mill. ME; 
Roheijenproduftion in Deutjchland rund 11,8 Mill. Tonnen im 
Wert von 715 Mill. ME; Ginfuhr Deutjchlands an Roheiſen 
134230 Tonnen im Wert von 9,2 Mill. ME, Ausfuhr 471046 
Tonnen im Wert von 28,5 Mill. ME. Verteilung der Roheiſen— 
erzeugung innerhalb Deutichlands: Saargebiet, Lothringen, Luxem— 
burg 39,2%, Rheinland-Wejtfalen 39,0 °/o, Schlejien 8,1 Jo, Sieger: 
land, Lahnbezirk, Deſſau, Nafjau 6,5’, Hannover, Braunjchweig 
4,1%, Bayern, Württemberg, Thüringen 1,6°%, Pommern 1,5%. 

Eifenaher Programm, das Programm der Freilinnigen 
Volkspartei, das 1894 zu Eiſenach aufgeitellt wurde. Vergl. Frei: 
ſinnige Vollspartei. 

Eifendahnamt, j. unter Gijenbahnen „Neichsetfenbahnamt“, 
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—— haben die Mittel zum Bau * Auftauf 
der Bahnen durch den Staat ſchaffen müſſen; ſie ſtellen daher 
bei den meiſten Staaten mit eigenen Bahnen eine ungemein hohe 
Schuldenlaſt dar. Immerhin haben ſie einen andern Charakter 
als die andern Staatsanleihen, denn ſie tragen bei genügender 
Rentabilität dev Bahnen ihren Zinſendienſt, ohne daß Steuermittel 
in Anfpruch genommen werden müjjen. Bei nichtrentierenden 
Bahnen freilich müſſen die Anlehenszinfen aus allgemeinen 
Steuermitteln oder aus Einnahmen anderer Staatsbetriebe er: 
gänzt werden. 

Eifenbahnarbeiter, die bei den Gijenbahnverwaltungen tätigen 
Arbeiter, befonders auch in den Gifenbahnmerfitätten. Wie jonit 
in der Arbeiterichaft iſt auch bei ihnen die Tendenz zur Organi— 
jation vorhanden zum Zweck der VBerbejjerung ihrer 
wirtjchaftlichen Lage; Konkurrenzbeitrebungen von ſozi— 
aliſtiſchen und — fowie auch neutralen Organiſationen; 
in Preußen ſcharfe Unterdrückung aller gewerkichaftlichen Or 
ganiſationsverſuche, während in Bayern der auf chriſtlicher 
Grundlage ſtehende Bayeriſche Giſenbahnerverband 
die von ſozialdemokratiſcher Seite geförderte Organiſation, den 
Süddeutſchen Eiſenbahnerverband, bekämpft. 

Eifendahn-Beiräte bei allen deutſchen Si enbahnverwaltungen, 
Vertreter von Gewerbe, Handel (zum Teil auch Angejtellten und 
Arbeitern) und Landmwirtichaft zur Mitberatung von Tarif und ' 
Fahrplan-Fragen. 

Eiſenbahnbuchhandlungen auf größeren Stationen zum Bücher— 
und Zeitungsverkauf an das reiſende Publikum. Die preußiſche, 
bayeriſche und badiſche Eiſenbahnverwaltung üben eine Zenſur 
über die feilzuhaltenden Druckſchriften aus. 

Eiſenbahnen. Ihre Entwicklung im letzten Drittel des 
19. Jahrhunderts iſt der gleichbedeutende Ausdruck der wirt— 
ſchaftlichen Entwicklung dieſes Jahrhunderts: von rund 105000 km 
europäiſcher Geſamtbahnlänge auf 290000 km in 1901, auf 
der ganzen Erde von 209000 km auf 817000 km. — In 
Deuts chland ſtieg die Betriebslänge der Bahnen von rund 
20000 km im Jahre 1870 auf 58444 km Ende 1909. Davon 
find 54947 km Staatsbahnen (= 94°), 3497 km Privatbahnen 
(= 6°b). Hauptbahnen find es 34304 km (= 58,7’) und 
Nebenbahnen 24140 km (= 41,3%). Zur Bewältigung des 
Verkehrs jtanden 26612 Lokomotiven, 55923 Berjonenwagen, 
557 399 Gepäd- und Güterwagen zur Verfügung. Die Einnahmen 
aus dem Perjonenverfehr betrugen 826,49 Mill. ME, aus dem 
Güterverkehr 1825,29 Mill. ME.; die gefamten Betriebseinnahmen 
beliefen ſich auf 2840,5 Mill. ME., die gefamten Betriebsausgaben 
auf 1971,14 Mill. ME., der Überjchuß alfo auf 869,36 Mill. ME. 
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Die Rente des Anlagekapitals war 524°. Die Zahl 
der bejchäftigten Beamten und Arbeiter war rund 700000, für 
die 1215,62 Mill. ME. an Bejoldungen ausgegeben wurden. 
Dabei hat Deutjchland zwar weitaus am meilten Staats: 
bahnen von allen Ländern, aber es hat anderjeitS unter der 
Zerjplitterung jeiner Gijenbahnvermwaltungen er- 
heblich zu leiden. Wir haben im wejentlichen zwei große Kom: 
plere: die preußiſch-heſſiſche Eiſenbahngemeinſchaft, 
die den ganzen Norden Deutjchlands, allerdings ohne Sachjen, 
Mecklenburg und Oldenburg, beherricht bis herunter nach Mann: 
heim und Saarbrüden, ja deren Einflußiphäre auch auf die 
NReichseijenbahnen in Elſaß-Lothringen jich erjtrect. Diejem 
Rieſenkomplex mit 21 Eifenbahnendirektionen und gegen 50 000 km 
Betriebslänge jtehen die ſüdde utſchen Bahnen von Bayern, 
Baden und Württemberg hilflos gegenüber mit rund 5800 bzw. 1900 
bzw. 1900 km Bahnlänge. 

Die Zerriffenheit im Eiſenbahnweſen Deutjchlands 
wird von den interejjierten gewerblichen, Handels und Induſtrie— 
freifen jcehwer beflagt. Seit dem Scheitern des Bismarckſchen 
Reichseiſenbahnprojekts ijt zwar, bejonders in legter Zeit, einiges 
gejchehen, um die deutjchen Eijenbahnen etwas jtärfer zu zen— 
tralijieren, aber tiefe Wirkungen jind davon bis jeßt noch nicht 
zu verjpüren. Das NReichseijenbahnamt, auf Antrag des 
Neichstagsabgeordneten Dtto Elben (Stuttgart) 1873 gejchaffen, 
das die dem Reich zuftehende Aufficht über das gejamte Eijenbahn- 
wejen, insbejondere über das Tarifwejen (ohne Bayern), ausübt, 
vermag die Abjtellung der großen vorhandenen Mißſtände nicht 
zu erreichen. Aber auch alle anderen Bejtrebungen jind bisher 
entweder an Preußens großer Überlegenheit oder an Bayerns 
partifulariftiichem Widerjtand oder an beidem gejcheitert. Das 
einzige bisherige praftifche NRejultat dev Einigungsbeſtre— 
bungen in der deutjchen Gijenbahnpolitif iſt die Güter— 
wagengemeinjchaft, deren finanzielle Grgebnijje bis jeßt 
gerade nicht überwältigend jind, die aber immerhin eine bejjere 
wirtjchaftliche Ausnügung des Wagenmaterials der einzelnen 
Verwaltungen ermöglicht und das unökonomiſche „Leerlaufen“ 
der Wagen aus dem Gebiet der einen Verwaltung in das andere 
ausgejchaltet hat. Gin zentrales Wagenamt in Berlin leitet dieje 
Gemeinſchaft, die auch zur Folge hat, daß jede der Verwaltungen 
neues Güterwagenmaterial in großen Mengen bejtellt bat, daß 
damit aljo in abjehbarer Zeit dem Güterwagenmangel in Deutjch- 
land wird geiteuert werden können. 

Die weiteren Ginbheitsbeitrebungen geben zunächit 
auf die Schaffung einer völligen Betriebsmittelgemeine 
Ichaft, alſo auch an Lolomotiven und Perfonenwagen; fie 
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jcheitern aber vor allem am partitulariftiichen Widerjtand 
Bayerns, deſſen Landtagsmehrbeit diejes bayerijche Gijenbahn- 
Nefervatrecht nicht antaften lafjen will. Darüber hinaus wird 
aber von weiten Kreien in Deutjchland eine Betriebs- und 
Finanz-Gemeinſchaft im deutſchen Eiſenbahnweſen an- 
geſtrebt. Ein Vorgang iſt die preußiſch-heſſiſche Eiſen— 
bahngemeinſchaft. Gei der preußiſch-heſſiſchen Eiſenbahn— 
gemeinſchaft werden die Einnahmen der Gemeinſchaft im Ver— 
hältnis von 490: 10,6 zwiſchen Preußen und Heſſen geteilt. Dieſer 
Teilungsmaßſtab ergab ſich aus der Einnahmen des Jahres 1894. 
Neuerdings wird er aber als für Heſſen nachteilig angegriffen, 
und es wird auch über die Ausjchaltung Hefjens bei der Be— 
ſtimmung der Betriebsführung uff. geklagt und eine Reviſion des 
Vertrags verlangt.) Beranlafjung zu den Einigungsbeitrebungen 
waren aber neben der finanziellen Notlage der württembergijchen, 
badijchen, bayerischen Bahnen vor allem große Verkehrs: 
mißjtände, die aus der Mannigfaltigkeit der Eifenbahnverwal- 
tungen entipringen: die VBerfehrs-Umleitungen im Perſonen- und 
Güterverkehr von Nord nach Süd, die Rivalität zwijchen preußijch- 
beijiichen und Neichseifenbahnen gegen Baden, Württemberg und 
Bayern, die Unfreundlichkeiten diejer drei ſüddeutſchen Eifenbahn- 
verwaltungen untereinander und zum Teil wieder gegen Preußen 
führen lediglich dazu, daß das reifende Publiftum und die ver- 
frachtenden Handels- und Induſtriekreiſe gejchädigt werden durch 
dieje ewigen Konfurrenzierungen. Deshalb erwarten dieje Kreije 
von einer teilweifen Finanzgemeinjchaft weiterer Bundesitaats- 
bahnen mit der preußiſch-heſſiſchen Snterejjengemeinfchaft oder 
gar von ſüddeutſchen partikularen Gemeinschaften untereinander 
auch feine durchgreifende Befjerung. Sie glauben ſie vielmehr 
zu erbliden in einer Neichseijenbahbngemeinjchaft auf 
föderativer Grundlage, wie jte ſchon lange Negierung3- 
rat Endres und jeßt der Hanja-Bund bejonders befürwortet. 
Dieje Reichseifenbahngemeinjchaft joll keineswegs eine Zentrali- 
jierung in preußilcher Verwaltung und eine völlige Aus— 
jchaltung bundesitaatlichen Einflujjes ergeben, jondern eine öko— 
nomijchen Prinzipien entjprechende, die böſen Mißſtände von 
heute bejeitigende gemeinjame, föderative Berwaltung unjerer 
deutjchen Bahnen unter gemeinjamer Kontrolle der beteiligten 
Bundesitaaten. 

Aus den Einigungs-Verhandlungen in den eriten Jahren 
des 20. Jahrhunderts iſt wenigjtens die GSinheitlichfeit der 
Berjonen-Tarife jowie derjenigen für Gepäd 20. hervorge- 
gangen. Wir haben jeßt folgende Tarifpreije pro Kilometer: 

1. Klaſſe 2. Klaſſe 3. Klaſſe 4. Klaſſe 
7 Bio. 4,5 Pig. 3 Pig. 2 Big. 
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Dazu treten für Schnellzüge folgende Zuſchläge: 

1. u. 2. Klajje 3. Klaſſe 

in der 1. Zone (1—75 km) 50 Pfg. 25 Big. 

in der 2. Zone (76—150 km) 100 Pfg. 50 Big. 

in der 3. Zone (über 150 km) 200 Pig. 100 Pig. 
Württemberg und Mecklenburg verlangen in IV. Klajje 2,3 Pig. 
pro km, Bayern und Baden haben feine IV. Klaſſe eingeführt, 
ie befördern in Berjonen-Zügen die Neijenden in III. Klajje 
(Bayern Klajje IIIa) um 2 Pfg. pro km, in Eil-Zügen (ohne 
Schnellzug-Zufchlag) überall 3 Pfg. pro km. Rüdfahrfarten 
jind mit Einführung diejer Tarifreform ausgejchaltet worden, ebenjo 
die Gebühr für Blaßfarten in D-Zügen. Daneben jind dann aber 
noch die befannten ſüd deutſchen Tarifvergünftigungen 
gefallen: das badijche Kilometerheft und die württ. Yandeskarte. 

Der 1847 gegründete Verein Deutjcher Eijenbahnen 
iit über feine damaligen Zwecke weit binausgewachjen und hat 
heute die Bedeutung eines mitteleuropäilchen Bindeglieds zwijchen 
den wichtigiten Bahnverwaltungen. Er umfaßt nicht bloß alle 
46 deutjchen Gijenbahnverwaltungen, jondern auch Oſterreich— 
Ungarn, Ntiederländijch-belgische Verwaltungen, die Staatsbahnen 
von Rumänien und in Ruſſiſch-Polen die Warjchau-Wiener Bahn 
mit zufammen über 40000 km Bahnlinien neben mehr als 
50000 deutjchen. Der Berein hat auf dem Gebiet des einheit- 
lichen Betriebs und des Austaufchs der Erfahrungen ganz Her- 
vorragendes geleistet. Sein eigenes Organ, die „Zeitung Des 
Vereins deutjcher Eiſenbahnverwaltungen“, fördert den technijchen 
und Verwaltungs Fortjchritt jeit fait 50 Jahren. — Zwijchen den 
europäiichen Staaten bejteht ein internationales Übereinfommen 
über den Frachtverfehr auf Eifenbahnen jeit 1890; für eine inter- 
nationale Konvention auch über den Perjonenverfehr bat der 
jchweizerifche Bundesrat einen Entwurf ausgearbeitet, der von 
einer demnächit in Bern zuſammentretenden Konferenz geprüft 
werden joll. 

Eifendahn-Fahrplan- Konferenzen finden vor Beginn jeder 
Fabrplanperiode zwijchen den meilten europäijchen Staaten jtatt 
(log. Europäische Fahrplankonferenz); davon zu unterjcheiden 
Eiſenbahn-Kongreſſe zur Beratung anderer wichtiger Eijen- 
bahnfragen. 

Eifendahnkönige, in Amerika Bezeichnung für Perjönlich- 
feiten, die durch den Belig der Aktienmehrheit die dortigen 
Brivatbahnen völlig beherrjchen und von ihrer koloſſalen Macht 
nicht immer den Gebrauch machen, der für die Allgemeinheit 
wirtjchaftlichen Nußen ſchafft. 

Eifenzölle auf eingeführtes Roheiſen in Deutjchland 1873 
ganz bejeitigt, 1877 auch die Zölle auf Schmiedeeilen und Stahl. 
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Durch den Zolltarif von 1879 wurden jie in Deutjchland wieder- 
bergejtellt, und zwar mit 50 Big. für den Zentner Roheiſen, für 
Stabeifen und Schienen mit 25 Pfg.; 1892 und 1902 beliefen 
die Zolltarife den Nobeifenzoll pro Zentner auf 50 Pfg., Ipezia- 
lijtierten aber die Zölle auf Gifenwaren und Halbzeug immer 
mehr, jo daß jett Drabt mit 1,25 —2,75 ME., Blech mit 1,50 bis 
3,50 ME, Schienen mit 1,25 Mk., Gußröhren mit 1,50—3 ME., 
grobe Gifenwaren mit 1,25—10 ME, feine mit 7,50—250 ME. 
pro Zentner bei der Einfuhr belaftet find. Gngland erhebt 
teine Gijenzölle; höher als in Deutjchland find die Zölle in Oſter— 
veich-Ungarn, Italien, Frankreich, Spanien, Rußland und Amerika. 

Eifernes Kreuz, ein von König Friedrich Wilhelm III. beim 
Ausbruch des Krieges Preußens gegen Frankreich, am 10. März 
1813, dem Geburtstage der Königin Luiſe, gejtifteter Orden, der 
aus zwei Klaſſen und einem Großfreuze bejteht und während der 
Kriege 1813—15 für Verdienjte im Felde oder in der Heimat 
verliehen wurde. Das Großfreuz wird für gewonnene Schlachten 
und eroberte oder tüchtig verteidigte Feitungen verliehen. König 
Wilhelm I. erneuerte bei Ausbruch des Krieges mit Frankreich 
am 19. Juli 1870 das Giferne Kreuz, das an etwa 45000 Ber: 
jonen verliehen wurde, an Nichtlombattanten mit dem weißen 
Band. Großfreuze wurden 9 verliehen. 

Eklektiker, Auswähler, jo genannt, weil jie die Borzüge ver- 
ichiedener Meifter und Schulen (in Kunſt, Philoſophie 2c.) jich 
anzueignen bemüht jind. 

Elderfelder Spflem, cin Syſtem der Armenpflege, bei dem 
der ganze Armenverwaltungsbezirk in einzelne fleinere Quartiere 
oder Diltrikte geteilt ift, an deren Spige ein ehrenamtlicher Armen- 
pfleger jtehbt. Da er nur einige Armenfälle zu behandeln hat, 
jo kennt er die individuellen Verhältnifje ganz genau. Zur Er- 
haltung einheitlicher Grundſätze jind die Dijtrikte in Bezirke zu— 
jammengefaßt und dieje wieder in einer Hauptverwaltung. Das 
em Syſtem ift in den größeren Städten durchgeführt 
worden. 

Elbe-Travekanal, 1900 eröfinet als Verbindung zwijchen Elbe 
und Lübeck bezw. weiter mit der Oſtſee, 67 km lang, 22 m an 
ver Sohle breit und 2 m tief. 

elörhiffahrtsakfe von 1821, ein zwijchen den deutjchen Elbe— 
Staaten und Öjterreich in Dresden abgejchlojjener Vertrag, der 
die Schiffahrt auf der Elbe für den Handel völlig freigab. Seit 
1870 iſt auch der jog. Elbzoll, eine Schiffahrtsabgabe, völlig 
bejeitigt. Auf die durch die Elbſchiffahrtsakte begründete Schifi- 
fahrtsfreiheit auf der Elbe beruft jich Öjterreich bei jeiner zur 
Zeit völlig ablehnenden Haltung gegenüber der im Deutjchen 
Reich geplanten Ginführung von Schiffahrtsabgaben auf jchifi- 
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baren Flüjfen. Vergl. dazu den Artikel 54, Abj. 4 der Reichs— 
verfajjung, der in Einklang mit der Elbjchiffahrts- und Rhein— 
ſchiffahrts-Akte (f. dort) beitimmt: „Auf allen natürlichen Wajjer- 
jtraßen dürfen Ubgaben nur für die Benugung bejonderer An— 
jtalten, die zur Erleichterung des Verkehrs bejtimmt jind, erhoben 
werden.“ 

Elektrizitäts- Steuer, eine der Negierungsporlagen bei der 
Neichsfinanzreform 1909, deren Ertrag auf 75 Mill. ME. 
jährlich veranfchlagt war. Bon ihr wären nicht nur die 85 Aftien- 
gejellichaften der Eleftroinduftrie und die Licht- und Kraftitrom- 
Berbraucher, jondern auch die Stadtverwaltungen, als Bejigerinnen 
von Glektrizitätswerten, jchwer betroffen worden. Dieje Eleftri- 
zitätssteuer wurde von Kommilfton und Plenum des Reichstags 
abgelehnt. Dagegen ging jchließlich die von der Rumpfkommiſſion 
vorgejchlagene Bejtenerung der Beleuchtungsmittel (ſ. den Artikel 
„Leuchtmittel-Steuer“) im Reichstag durch. 

Elfag- Lothringen, das unmittelbare „Reichsland“, im Frank— 
furter Frieden (10. Mai 1871) von Frankreich an das Deutjche 
Reich abgetreten, am 9. Juni 1871 mit dem Deutjchen Reich ver: 
einigt. Der Kaijer übt die Staatsgewalt aus, die Landesgeſetze 
werden mit Zuitimmung des Bundesrats vom Kaiſer erlaſſen, 
wenn der Landesausſchuß zuftimmt; diejer bejteht aus 58 
Mitgliedern, von denen 34 durch die Bezirfsräte (j. dort) 
gewählt, 4 von den Gemeinderäten der 4 größten Städte und 
20 indireft von Wahlmännern, die von den Gemeinderäten der 
übrigen Kreije aufgeftellt find, je auf 3 Jahre gewählt werden. 
Daneben noch der Staatsrat (zur Begutachtung der Gejeß- 
entwürfe 20.) aus Beamten und 8S—12 vom Kaiſer auf je 3 Jahre 
ernannten Mitgliedern beitehend, von denen 3 der Landesausjchuß 
vorichlagen darf. Spite der Landesverwaltung it der Faijerliche 
Statthalter mit vom Kaiſer übertragenen landesherrlichen 
Befugnijfen. Minifterium von 4 Abteilungen. Sm Bundes- 
vat bat &.-2, nur beratende Stimme, feine Gefeßgebung iſt dem 
Bundesrat und Meichstag übertragen. Es mangelt alſo &.-2. 
faſt in jeder Beziehung der bundesjtaatliche Charakter, weswegen 
die politifchen Neformbeitrebungen im Neichsland ge- 
richtet find auf bundesstaatliche Verfaſſung mit diveltem 
Wahlrecht zum Landesparlament und Vertretung im Bundesrat. 
Die Ende 1910 dem Neichstag zugegangene Borlage einer 
Verfaſſung für Elfaß-Lothringen verweigerte dem Reichsland 
die Stellung als Bundesstaat und damit die Ttimmberechtigte 
Vertretung im Bundesrat; fie jieht zwei Kammern vor, für deven 
Zweite das Wahlrecht an mehrjährigen Wohnſitz im Wahlkreis 
gebunden it, für deren Erſte dem Kaijer ein weitgebendes Er— 
nennungsrecht von Mitgliedern (auch außerhalb des Landes 
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wohnenden) zuitehen joll neben Delegierten der Kirchen, Univer- 
jität, Städte, Gewerbe, Handel, Industrie, Landwirtjchaft und 
Arbeiter. Die Statthalterjichaft joll bejtehen bleiben. Nach er- 
heblichem Proteſt im Yandesausjchuß, im Neichstag und in der 
Öffentlichkeit geitand der Bundesrat an Elſaß-Lothringen drei 
Bundesratsjtimmen zu. Zur Berabjchiedung iſt das Gejeß über 
die Verfaſſung des Neichslands vorläufig noch nicht gelangt. — 
Die Reihseijenbahnen in GE.“vL. jind nicht Gigentum des 
Neichslands, jondern ein Vermögensbeitandteil des Deutjchen 
Reichs. 

Elfaß-£othringifde Bereinigung, eine Bereinigung deutjch- 
freundlicher Gliäfjer, die allen der Entwiclung des Neichslands 
jchädlichen franzojenfreundlichen Bejtrebungen entgegentritt. 

Elfäffer, Barteibildung im Meichstag. Die Autonomijten 
(ſ. dort) ftrebten in den 70er Jahren unter Anerkennung der 
Annerion jehon eine teilweife bezw. völlig bundesitaatliche Auto- 
nomie des Neichslands an, errangen 1877 Reichstagswahlliege 
und in deren Folge die heutige Berfalfungsgeftaltung durch den 
Reichstag. Die Ara Meanteuffel, des eriten Statthalters auf diejer 
Grundlage, brachte die antideutiche Bewegung wieder ins Wachjen, 
1887 wurden in allen 15 Wahlkreiſen „Proteſtler“ (j. dort) in 
den Neichstag gewählt; dieſe gegen die neuen politiichen Zuftände 
gerichtete Bartei verlor jehon 1890 an Einfluß, 1893 und 1898 
immer mehr, und die deutjchfeindliche Parteiſtrömung ging all- 
mäblich in die der „Elſäſſer“ über, einer Eerifalen Bartetibildung 
mit jtetig ſinkender franzojenjveundlicher Tendenz; bei den Reichs— 
tagswahlen 1903 und 1907 war die protejtlerifche Nichtung ganz 
ausgejchaltet, nicht zum mindejten Durch die Beijeitigung des 
Diktaturparagraphen 1902 (j. dort), die ſyſtematiſch betriebene 
Berjöhnungspolitit Kaiſer Wilhelms IL, die Bildung liberaler 
Barteigruppen und die allgemeinen Beitrebungen auf Erlangung 
des Bundesitaatscharatters, an denen jich auch die Elerifale Bartei 
der „Elſäſſer“ beteiligt. Die Schaffung einer katholiſch-theologiſchen 
Fakultät in Straßburg joll außerdem zur Förderung deutjchen 
Einfluſſes beim heranwachjenden Klerus beitragen. Im Reichs— 
tag jind die „Elſäſſer“ ein Unner des Zentrums. 

Emanzipation, Befreiung aus Abhängigkeit, Unjelbitändig- 
feit; &. der Juden: ihre Gleichitellung mit den übrigen Staats- 
bürgern, in Deutjchland gewährleijtet durch das Neichsgejeg von 
1869 über die Gleichberechtigung der Konfejjtonen in bürgerlicher 
und jtaatsbürgerlicher Beziehung, aber heute noch Ausſchließung 
der Juden aus der preußifchen Verwaltung und dem preußijchen 
DOffizierforps, Klagen über ungleiche Behandlung beim Offizier— 
erjat, in der Rejerve und Landwehr. — Hauptjächlich iſt ©. heute 
die Bezeichnung für moderne Frauenbewegung (j. dort); 
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E. der Frau jo viel als Befreiung aus den ihrem Gejchlecht jeither 
auferlegten Bejchränfungen. — Unter ©. der Schule verjteht man 
bejonders die Befreiung der Volksſchule vom Einfluß der Kirche. 

Embargo (jpan.), Die Bejchlagnahme eines fremden Schiffes 
vor dem Berlajien des Hafens; jte findet Anwendung al3 Re- 
prejjalie gegen den fremden Staat oder als Sicherungsmittel 
vor Ausbruch eines Kriegs. 

Emigranten, jranzöjtiche Auswanderer, die jomwohl unter 
Ludwig XIV. als glaubensverfolgte Protejtanten al3 auch vor 
allem zur Zeit der erjten franzöjtichen Revolution (1789—1791) 
als politijche Flüchtlinge nach Deutjchland eingewandert, zum 
Teil aber ——— Napoleon I. und dann nach ſeinem Sturz wieder 
zurücgefehrt jind. 

Eminenz, Ehrentitel der Kardinäle. 

Emir, Titel der unabhängigen Stammeshäuptlinge in Nord- 
afrifa und im Orient. 

Emiffär, Abgejandter. 

Emiffion, Uusgabe, „Begebung“ von Wertpapieren, bejonders 
Staatsjchuld-Berjchreibungen, Bfandbrief-Obligationen, Aktien ufw. 
— Gmijjionshäujer, jolche Banken, die die Unterbringung 
von Anleihen, Obligationen, Aktien durch Subjkription an das 
fapitalanlegende Publikum bringen; Emijjionsfurs, der Preis, 
zu dem dieje Wertpapiere ausgegeben werden. Emijjionsjteuern 
heißen die Steuern, die auf die Ausgabe von Wertpapieren ge- 
legt jind. (Siehe Börjenjteuer.) 

En bloc-Annahme oder «Ablehnung, die unveränderte An— 
nahme oder Ablehnung eines Gejegentwurfs im ganzen. 

Englifh-deutfhe Freundfhaftskomitees, jeit 1. Mai 1911 zu 
einer Gejelljchaft erweitert, die eine Stärkung freundjchaftlicher 
Beziehungen zwijchen beiden Ländern bezweckt. 

Englifde Fräulein, Nonnenorden, von der Gngländerin 
Maria Ward 1609 geitiftet, Kongregation für Unterricht und 
Erziehung der fatholiichen weiblichen Jugend. 

Englifde Kolonien. Das Kaijferreihb Indien bat 
4860000 qkm Flächeninhalt und rund 296 Mill. Einwohner, 
die übrigen englifchen Kolonien und Schusftaaten rund 
25 Mill. qkm und rund 57 Mill. Einwohner — gegen 314339 qkm 
und rund 46 Mill. Einwohner des britifchen Inſelreichs. — 
Das Indische Kaiſerreich fteht jeit 1858 in Perjonalunion 
mit dem Königtum von Großbritannien und Irland; jeine Ver— 
waltung unterjteht dev Aufficht des englifchen Neichsparlaments,. 
Un der Spite der Verwaltung fteht dev Vizekönig und 
Generalgouverneur, ihn zur Seite dev General-Gouverne— 
mentsrat, dem für Gejegentwürfe 25 gewählte, 27 offiziell 
und 6 nicht. offiziell ernannte Mitglieder beigegeben jind. Die 
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Funktion der Miniſter üben die Generaljelvetäre aus. Für Die 
einzelnen Provinzen jind Eheflommiljäre al3 VBerwaltungsbehörden 
tätig. — Es bejigt England in Europa an Gibraltar, Malta, 
030, Eomino eminent wichtige Flottenjtügpunfte. Ahnlicher 
Charakter fommt manchem Kolonialbeſitz zu, jo außer den im Wlittel- 
ländiichen Meer genannten noch Eeylon. In Aſien beſitzt Eng- 
land außer dem Indiſchen Kaijerreich (j. oben): Aden, Hongkong 
und die Strait3-Gettlements (Singapore); in Afrika Ascenfion, 
Bajutoland, Betſchuanaland-Protektorat, Sambia, Goldküſte, Mauri- 
tius, Nigeria, Ayaljaland- Brotektorat, Perim, St. Helena, Sey- 
chellen, Sierra Leone, Sierra Leone-Protektorat, Süd-Rhodeſia 
und Swajiland, jowie die Vereinigten Staaten von Südafrika, 
alles zujammen in Afrika rund 5,7 Mill. qkm mit rund 33 Mill. 
Einwohnern. Die Bereinigten Staaten von Südafrika 
werden jeit 20. Sept. 1909 gebildet von der Kapfolonie, Natal, 
dem Oranjefreiftaat (Bloemfontein) und Transvaal (PBretoria); 
jie haben einen gemeinjamen Generalgouverneur, einen Minijter- 
vat in Pretoria für die einzelnen Berwaltungsrejjorts und eine 
gejeggebende Verſammlung in Kapjtadt, die aus Senat und Ab— 
geordnetenhaus bejteht. Jede der 4 Provinzen bat einen Ad— 
miniftrator an der Spiße, einen eigenen Miniſterrat und ein 
Parlament, das aus gejeggebendem Nat und gejeggebender Ber: 
jammlung bejteht. — Sn Amerika gehören den Engländern: 
Bahamas, Barbados, Bermudas, Britiich Guayana, Britifch Hon— 
duras, Falkland-Inſeln, Jamaika, Leeward-Inſeln, Neufundland, 
Trinidad und Tobago, Windwardinſeln, ſowie als wichtigſte 
Kolonie das autonome Dominion of Canada, mit insgeſamt 
rund 10,3 Millionen qkm Flächeninhalt und rund 8,8 Mill. Ein— 
wohnern, wovon auf Sanada entfallen rund 9,89 Mill. qkm und 
rund 6,5 Mill. Einwohner. An der Spige von Canada jteht ein 
Generalgouverneur und der „Geheime Nat des Königs für 
Canada“ jowie das Kabinett mit einer großen Zahl Minijter. 
Die Vollsvertretung bejteht aus dem Senat und dem Haus der 
Gemeinen, dejjen 221 Abgeordnete frei gewählt werden. An 
der Spige der einzelnen Provinzen und Territorien jtehen Gou- 
verneure und Mlinijterräte; außerdem hat jede Provinz eine 
„Bejeßgebende Verſammlung“. Seit 1906 hat Canada an Stelle 
der englischen Truppen fanadijche. An der Einfuhr mit rund 
309 Mill. Dollars waren die Vereinigten Staaten von Nord- 
amerifa mit rund 192 Mill. beteiligt, England nur mit 70 Mill. 
und die englifchen Kolonien mit rund 15 Mill. Canada hat 
1911 daher mit den Vereinigten Staaten von Nordamerifa einen 
Meiitbegünitigungshandelsvertrag abgejchlojien. Die Haupt- 
ausfuhrartifel Canadas jind Getreide und Holz. Gijenbahnen 
hatte das Land 1909 rund 40000 km. Die Handelsflotte zählte 
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unter 7602 Fahrzeugen über 3000 Dampfer. — Der Auſtra— 
liihe Staatenbund (Commonwealth of Australia) ijt mit 
dem 1. Januar 1901 in Leben getreten. Unter der Krone Groß— 
britannien3 jteht an der Spite diejer Föderation der General- 
Gouverneur mit dem Minijterrat und dem Parlament, das aus 
Bundesjenat und Abgeordnetenhaus bejteht; in legterem hat die 
Arbeiterpartei mit 44 Vertretern die Mehrheit gegen 29 Fulio- 
niiten und unabhängige Liberale. Die Abgeordneten, Die 
mindejtens 21 Jahre alt jein müjjen, werden direkt auf 3 Jahre 
gewählt. An der Spite jeder der 6 auitralijchen Kolonien, die 
den Bund bilden (Neuſüdwales, Viktoria, Südaujftralien, Wejt- 
aujtralien, Queensland, Tasmanien) jteht ein Gouverneur, jede 
Kolonie hat ihren gejeggebenden Rat und ihre gejeßgebende Ver— 
jammlung, für die in einigen Kolonien (Neuſüdwales, Süd- 
auftralien, Tasmania) auch die Frauen da3 Wahlrecht bejigen. 
Der ganze Staatenbund umfaßt rund 7,9 Mill. qkm und etwa 
4,75 Mill. Einwohner. 1909 bejaß Aujtralien rund 27000 km 
Gijenbahnen und eine Handelsflotte von 1148 Dampfern und 
1571 Segeljchiffen. An der Einfuhr mit rund 50 Mill. Pfund 
Sterling war England mit 30 Millionen beteiligt, Deutjchland 
mit 3,5 Mill., die Vereinigten Staaten mit 6 Mill. Der Haupt- 
ausfuhrartifel it Wolle. Die Landmacht beläuft ſich auf rund 
123000 Mann, die Zahl der waffenfähigen Männer auf 745000 
Mann; die Kriegsflotte bejteht aus 20 Fahrzeugen. — In der 
Südſee bejigt England ferner noch Neujeeland mit 
271160 qm und etwas über 1 Mill. Einwohnern. An der Spitze 
der Verwaltung jtehen Gouverneur und Miniiterrat; das Barla- 
ment bejteht aus gejeggebendem Nat und direkt gewählten eprä- 
jentantenhaus. Weitere Befigungen find die Fidſchi-Inſeln, 
die Faming- ze. Inſeln und die Tonga-Inſeln in Bolynejien. 

Enklave, Eleinerer, von einem andern Staat rings einge 
jchlofjener Teil eines Staatsgebiets; im Verhältnis zu legterem 
heißt er Exelave. 

Enquéête, amtliche „Unterfuchung“, Grmittelung, Erhebung 
über irgend welche Fragen und Verhältniſſe, vor allem Re 
gierungs-GEnquöten zur Klärung von Fragen, die gefeggeberijcher 
Löſung harren (3. B. Zucer-Enquöte 1884, Börjen-Enquöte 1893). 
Den erwerbstätigen Kreifen in Gewerbe, Handel und Induſtrie 
tritt derartige ermittelnde Negierungstätigleit in Gejtalt von 
Anfragen, Befragungen 20. gegenüber. 

Enregiftrement, ſ. Negiitrierungsabgaben. 

Ente, übertragener Ausdruck für faliche oder gefälichte 
Nachricht, Zeitungs: Ente. 

Enteignung (Gxpropriation), Ywangsenteignung bejonders 


von Grundftücen im öffentlichen Intereſſe; geleßgeberifch der 
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— — vorbehalten, ſo badiſche, bayeriſche, preußiſche, 
heſſiſche, württembergiſche Enteignungsgeſetze. Entweder iſt Die 
Zwangsenteignung von * zu Fall durch Geſetz anzuordnen, 
oder ſie iſt geſetzlich grundſätzlich ausgeſprochen und wird im 
Einzelfall durch die Verwaltung ausgeübt; die Entſchädigung für 
die enteigneten Grundſtücke erfolgt im Verwaltungsweg 

— — für Poſen und Weſtpreußen, ſ. Anttedlungs- 
geiege für P. u. W 

Entente, bezeichnet gute Beziehungen zwijchen Staaten, 
Entente eordiale herzliche Beziehungen; eine Gntente trägt nicht 
den Charakter eines detaillierten Vertrages, jondern nur den einer 
allgemeinen Übereinjtimmung über die auswärtige Politik. Das 
politiſche Syſtem Europas ruht heute auf zwei Bündnisgruppen: 
auf der einen Seite fteht der Dreibund (Deutichland, Ofterreich- 
Ungarn, Stalien), auf der andern Seite die Triple-Entente, die 
den Zweibund Frankreich Rußland und die „ententecor diale“ 
diejer beiden Mächte mit England umfaßt. Die Entjtehung der 
Triple-Sntente war eine Folge der Triple-Allianz. Das tjolierte 
Rußland näherte fich dem tjolierten Frankreich, und 1891 ſchloſſen 
beide Staaten ein förmliches Bündnis, 1904 ging dann England, 
jeine bisherige splendid isolation verlaffend, mit Frankreich die 
entente cordiale ein. Ihr Inhalt ijt nicht befannt. Nach 
Blättermeldungen tit —— Grundlage das Zuſammenwirken der 
Marinekräfte Frankreichs und Großbritanniens zu gemeinſamer 
Verteidigung gegen einen kombinierten Angriff mehrerer Mächte. 
Auf die Landſtreitkräfte erſtreckt ſich danach die Vereinbarung 
nicht. 1907 verſtändigte ſich England auch mit Rußland über 
die aſiatiſchen Intereſſen. Beide Bündnisgruppen (Triple-Allianz 
und Triple-Entente) ſtehen ſich jedoch nicht ſchroff gegenüber, 
denn es beſtehen beiſpielsweiſe Abkommen oder Verſtändigungen 
zwiſchen OſterreichUngarn und Rußland, zwiſchen England und 
Deutſchland, und zwiſchen Deutſchland und Rußland (die ſog. 
Potsdamer Entrevue, ſ. d.). 

Entreſilet, ein kürzerer Zeitungsartikel. 

Entrepot, Lagerhaus, Zollniederlage (ſ. d.). 

Entrevue, Zuſammenkunft und Unterredung, namentlich zwi— 
ſchen Staatsoberhäuptern. Über die Potsdamer Entrevue ſ. d. 

Entfhädigung unſchuldig Verurteilter wird durch Reichs— 
geſetz vom 20. Mai 1898 gegenüber Perſonen, die im Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren freigeſprochen oder einer milderen Strafe teil- 
baftig werden, für Vermögensjchäden aus der verbüßten Strafe 
gewährt. Entjchädigungspflichtig jind die betr. Bundesitaaten der 
eriten Inſtanz, bei Neichsgericht3-Urteil eriter Inſtanz das Reich. 

Enzyklika, Rundichreiben der Päpite, unter Pius IX. im 
Kampf gegen den modernen Staat bejonders in Anwendung. 
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Berühmte Enzyklika dieſes Papſtes vom 8. Dezember 1864 (die 
jog. Bulle Quanta cura) mit dem Syllabus, gegen die modernen 
Irrlehren gerichtet (1. Näheres unter Syllabus). DieBorromäus- 
Enzyklika von Papſt Pius X. 1910 zum Gedächtnis an den 
heiligen Borromäus enthielt eine jcharfe Kritif an der protejtan- 
tifchen Reformation, den Völkern und Fürjten, die fich ihr an- 
gejchloffen haben; in Deutjchland von den Protejtanten als Be- 
leidigung aufgefaßt, gab ſie Anlaß zu ſcharfen Proteſten. Durch 
die Vorstellungen Preußens beim Papſte wurde ihre offizielle Ver- 
öffentlichung in Deutjchland unterlafjen. — Caniſius-Enzy— 
flifa von Leo XIII. 1897 nach dem erjten deutjchen Sejuiten 
Ganijtus, der, 1549 nach Deutjchland als Gegenreformations-Leiter 
gefandt, Schulen für Priejter und Laien als wirkjamjtes Mittel 
gegen die Neformation empfahl. In der Enzyklika wird er der 
„wahre praeceptor Germaniae” genannt. — Moderniſten— 
enzyklika (Enzyflifa pascendi) vom 8. September 1908, jiehe 
Moderniiten. 

Eofingerfte, Bezeichnung für die „denaturierte”, durch rötliche 
Färbung zu Brauzwecen unbrauchbar gemachte Yuttergerite; 
Ipöttifche Bezeichnung der damit gefütterten Schweine als „Eoſin— 
ſchweine“. Bergl. Denaturierungsverfahren. 

Epigonen, die Nachgeborenen, die Nachlommen einer größeren 
Zeit, die in Grmangelung eigener Schöpferkraft die Gedanken 
ihrer größeren Vorläufer ausbilden und variieren. 

Episkopalfyftem, in der Fatholischen Kirche eine Verfaſſung, 
wonach der Papſt nur primus inter pares, d.h. der Erſte unter 
Gleichen (den Bijchöfen) fein follte, während die Kirchengewalt 
(potestas iurisdietionis) bei der Gejamtheit der Bijchöfe ruhe. 
Das vatifanische Konzil 1870 proflamierte mit der Unfehlbarkeit 
des Papites das dem Episkopalſyſtem entgegengejegte Papal— 
ſyſtem, wonach der Papſt der Univerjalbifchof iſt. Vergl. 
PBapaliyitem. — Sm proteftantifchen Kirchenrechte verjteht 
man unter Gpistopaliyitem die Auffaffung, daß die bifchöfliche 
Gewalt mit der Neformation auf den Landesheren übergegangen 
und er alfo summus episcopus der jeweiligen evang. Landes: 
firche geworden jei. 

Episkopat, das Amt des Bilchofs, die Bilchofswürde; dev 
Be Episkopat“, Bezeichnung für die Geſamtheit der deutjchen 
Biſchöfe. 

Erbbaurecht, das Recht, auf einem Grundſtück, das im 
Obereigentum des Beſitzers bleibt, ein Gebäude zu errichten; ein 
wertvolles Hilfsmittel zur Durchführung der Wohnungsreform 
durch Hergabe von ſtädtiſchem, ſtaatlichem oder in anderem 
Grundbeſitz befindlichem Gelände zur Bebauung mit guten, preis: 
werten Wohnungen für Arbeiter und für den * neuen Mittel— 


* en Me — 
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fand, ohne daß das Gelände in das Eigentum von Ginzel- 
perjonen oder Geſellſchaften übergeht. 

Erdreht, das Necht auf den Erwerb des Nachlajjes eines 
Veritorbenen und in objektivem Sinn die Gejamtheit der Nechts- 
Jäße über die Negelung der Erbjchaft, im Bürgerl. Gejegbuch 
SS 1922— 2385 niedergelegt. Es it zu unterjcheiden zwiſchen 
der durch Tejtament zc. erfolgten Berufung zur Grbfchaft und 
zwijchen der auch ohne folche bejondere Berufung von jelbit er- 
folgenden gejeglichen (JI inteftat- )Erbfolge. 

Erbrecht des Stanies. Im Negierungsentwurf zur Reichs— 
finanzreform 1909 war beitimmt, daß außer dem Ghegatten 
nur die Verwandten eriter und zweiter Ordnung (Abkömmlinge, 
Eltern, Gejchwilter und deren Abkömmlinge) und Großeltern 
geſetzliche Erben bleiben jollen. Die weiteren Verwandten 
Dagegen ſollten von der gejeßlichen Grbfolge (Inteſtat— 
Erbfolge, j. oben) ausgejchloffen fein, und an ihre Stelle ſollte 
der Fiskus des Bundesitaates treten, in dem der Erblaſſer wohnte; 
ein Biertel der Erbſchaft jollte dem Yundesitaat, drei Viertel dem 
Neich gehören, was für das Neich im Jahr 25 Mill. ME, aus: 
gemacht hätte. Sowohl in der Kommiſſion als auch im Plenum 
des Reichstags wurde das „Erbrecht des Staates” abgelehnt. 

Erdfhafts- Steuern, Steuern vom Nachlaß eines Verjtorbenen, 
waren im Deutjchen Reich bis 1906 nur Steuern der Bundesitaaten; 
1906 wurde eine nach Verwandtichaftsgraden von 4 bis zu 10° 
geitaffelte und progreſſiv geſtaltete Neichserbjchafts- Steuer 
geichaffen, die die an Gatten und Kinder fallenden Grbjchaften 
freiließ, was drei Viertel aller Erbichaften ausmacht. Die Re— 
gierungs=Borlage bei der Reichsfinanzreform 1909 brachte 
eine Nachlaßſte uer, die ohne Anjehen der Perſon des Erben 
jeden entitehenden Nachlaß erfafien jollte, alſo auch dann, wenn 
er an Ehegatten und Deszendenten fallen würde; diefe Nachlaß 
ſteuer jollte Nachläffe bis zum Betrag von 20000 ME. freilaſſen 
und von 0,5% bei mehr als 20000 ME. bis zu 3% bei mehr 
als 1 Mill. ME. progreſſiv jteigen. Troß jofortiger heftiger Be— 
fehdung durch Konjervative und Zentrum bielt die Reichs— 
regierung an dieſer Nachlaßjteuer als dem „Eckſtein“ der ganzen 
Reichsfinanzreform fejt; indes wurde die Form der Nachlaß— 
jteuer fallen gelaſſen und ihre Umwandlung in eine Erb— 
anfalljteuer vorgenommen, die aber auf Ehegatten und 
Kinder ausgedehnt werden jollte (Zweite Regierungspor: 
lage). Auch bier war wieder Steuerfreiheit bis zu 20000 ME. 
Wert des Gejamtnachlajjes vorgejehen und bei Kindern und 
finderlojen Ehegatten erſt bei einem Grbanfall von mehr als 
10000 ME. pro Erben eine Steuerpflicht itatuiert. Diefje Gr— 
weiterung der Reichserbichaftsiteuer von 1906 jollte 
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insgejamt 68 Mill. ME. Mehrertrag bringen, fürs Reich allein 
davon 55 Mill. ME. Diejfe neue Borlage der Regierung wurde 
aber vom Reichstag am 24. Juli 1909 mit 194 gegen 186 Stimmen 
abgelehnt. Es beiteht aljo die 1906 in Kraft getretene Nach- 
laßſteuer fort ohne Beſteuerung der Ehegatten und Kinder. Die 
Bundesjtaaten erhalten an der Neichserbichaftsiteuer einen Anteil, 
und zwar wurde diefer durch das Neichsgeje betr. Änderung 
im Finanzwejen vom 15. Juli 1909 von ein Drittel auf ein Viertel 
des Nohertrags der Steuer, der in dem betreffenden Bundes— 
gebiet anfällt, bejchränft. 

Erdöl (Betroleum), Hauptproduftionsländer Rußland (Baku) 
und Amerika; Ginfuhr in Deutjchland entjpricht etwa der Pro- 
duftion eines diefer Länder (Einfuhr 1909 an Rohnaphta 134000 
Tonnen im Wert von 17 Mill. ME, Roherdöl 310000 Tonnen 
im Wert von 2,7 Mill. ME, Brenn-Erdöl 952000 Tonnen für 
63 Mill. ME). Hauptlieferant Deutjchlands, nämlich für 90° 
des Bedarfs, iſt die amerikanische Standard Dil Company mit 
rund 200 Mill. ME. Wert. 

Erfurter Programm, das Programm der deutjchen Sozial— 
demofratie (Näheres j. dort), wie e8 auf dem Erfurter Partei— 
tag 1891 aus dem Gothaer Programm von 1875 neu heraus: 
gebildet wurde, 

Ergänzungsftener, Bezeichnung für die preußifche Vermögens— 
jteuer, die al3 Ergänzung der allgemeinen Einkommenſteuer das 
Vermögen als Duelle des fundierten Einfommens (gegenüber 
dem Arbeit3-Ginfommen) noch bejonders erfajjen joll. Bergl. 
Dazu „Bermögensiteuer”. 

Erlaudt (von „erleuchtet“), Titel dev Häupter ehemals reichs— 
unmittelbarer, 1806 mediatijierter gräflicher Familien; „Durch: 
laucht* iſt das Ehrenprädikat fürftlicher Familien. 

Erlöferorden, griechiiche Ordensauszetchnung von König Dtto 
1833 zur Erinnerung an die Befreiung Griechenlands gejtiftet. 

Erfagreferve, diejenigen dienjttauglichen Militärpflichtigen, 
die als überzählig oder aus jonjtigen Gründen nicht ausgehoben 
und eingejtellt werden; jte üben jett nicht mehr, dienen im 
Mobilmachungsfall zur Bildung von Erjagtruppenteilen. 

Erfakwefen, die jährliche Ergänzung des Landheers und der 
Marine, die in den einzelnen Grja-(Armeekorps-)Bezirken bri— 
gadeweiſe nach Landwehrbezirken erfolgt. Den Bezirks: 
kommandos liegt das Grjatgefchäft und die Kontrolle über 
ausgehobene Rekruten und über die Perſonen des Beurlaubten- 
itandes ob. Die Exrſatzkommiſſion (Bezirtstommando und 
Zivilbehörde) bejorgt das Mufterungsgefchäft in den Aushebungs— 

ezirken, die Obererſatzkommiſſion (Brigadelommandeur und 
höhere Verwaltungsbehörde) das endgültige Aushebungsgefchäft. 
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Ertragſteuern ſind Steuern vom wirklichen oder ange— 
nommenen Ertrag irgend eines Beſitzes oder Betriebs; ſie wurden 
von allen Ertragsquellen (Grund, Gebäudebeſitz, Gewerbebetrieb, 
Kapitalbeſitz und Dienſt- und Berufseinkommen) erhoben, haben 
in der neueren deutſchen Steuerpolitik der allgemeinen Ein— 
kommenſteuer (ſ. Einkommenſteuer) weichen müſſen (ſo vorab in 
Preußen, dann in Sachſen, Baden, Württemberg und zuletzt auch 
Bayern). Sie find geblieben als Grtragiteuern aus Grund» und 
Gebäudebeſitz und Gewerbebetrieb, jind als jolche zum Teil ganz 
den Gemeinden als Kommunaliteuern überlajfen worden (Preußen), 
zum Teil werden jie neben der allgemeinen Einkommenſteuer 
jowohl vom Staat als auch von der Gemeinde erhoben. 

Erwerdftener, in Oſterreich gleich Gemwerbejteuer, in ſchweize— 
rischen Kantonen eine Steuer, die das Einkommen aus Erwerb trifft. 

Erwerbds- und Wirkfhaftsgenoffenfhaften, jiehe unter „Ge— 
nojjenjchaften“. 

Erzämter, im früheren Deutjchen Neich Staats> und Hof: 
ämter, die mit der Kurwürde verbunden waren. 

Erzbifhof, Firchlicher Würdenträger der kath. Kirche, der 
nicht nur Biſchof jeiner eigenen Erzdiözeſe tft, jondern auch noch 
über andere Biſchöfe und ihre Didzejen Auflichtsrecht auszuüben 
bat; man nennt dieſe Gejamtheit von Bistümern dann die erz— 
bischöfliche Provinz oder Kirchenprovinz (3. B. oberrheinifche 
Kirchenprovinz, d. h. der Rayon des Erzbistums Freiburg i. Br., 
wozu die Didzejen Rottenburg, Mainz, Limburg, Fulda und 
Freiburg gehören). 

Erzherzog, Erzherzogin, Titel aller Prinzen und Prinzeſſinnen 
des Haujes Habsburg (Diterr. Katlerhaus). 

Erziefungsanftalten ſtehen im ganzen Deutjchen Reich, auch 
bejonders die Brivatanftalten, unter Staats-Aufjicht, die jich auf 
den ganzen Betrieb durch periodiiche Kontrollen eritredt. 

Eskompfe, Nabatt, Diskont (ſ. d.), Estomptegejchäfte, 
ſ. Börjengejchäfte. 

Esperanfo, die von Dr. Samehof erfundene künſtliche 
Sprache, eine das Bolapüf übertreffende Neutraliprache, ſehr 
einfach, geſchick aus germanischen und romanijchen Sprach: 
wurzeln zujammengejtellt zu einer internationalen Silfsiprache. 

Esguire, in England, entgegen der urjprünglichen Bedeutung 
gebrauchte ehrende Bezeichnung auf Briefadrefjen, abgekürzt als 
Esq., gleichbedeutend mit unjerem „Hochwohlgeboren“, bloß daß 
man dann in England auf der Adrejje „Herr“, Mijter (Mr.) wegläßt. 

Effigfieuer. Es wird in der norddeutichen Braufteuergemein- 
Ichaft von Malz und Malzfurrogaten auch dann eine Berbrauchs- 
teuer erhoben, wenn jene Produkte zur Eſſigherſtellung gebraucht 
werden. (Stehe auch Branntweiniteuer.) 
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Efappenreht, jo viel als Durchzugsrecht einer Eriegführenden 
Macht durch einen neutralen Staat. 

Etat, j. Budget. 

Etatsgeneraux, Generalitaaten (j. d.) 

Ethiſche Bewegung zur Loslöjung der Ethif von der Re- 
ligion; nach amerifanijchem und englijchem Vorbild bildete jich 
auch für Deutjchland in Berlin die „Deutjche Gejellichaft 
für ethiſche Kultur“ unter Führung Egidys. Sie will 
die ethijche Kultur pflegen durch Unterricht ohne Rückſicht auf 
trennende religiöjfe Dogmen und ethifche Kultur als den Zujtand 
der Gerechtigkeit, Wahrhaftigkeit, Menjchlichkeit und gegenjeitiger 
Achtung aufgefakt mwiljen. 

Ethnike Hetairia, j. Hetärie. 

Europäifhes Gleichgewicht, die Erhaltung des Gleichgewichts 
unter den europätfchen Staaten, d. h. die Verhinderung des 
Übergemwichts eines Staates über die andern; es wird hergeitellt 
durch Bündniffe und Verträge (Dreibund, franzöſiſch-ruſſiſcher 
Zweibund), um feinen Staat und feine Staatengruppe jo mächtig 
werden zu lafjen, daß die andern von ihnen eine Gefährdung 
ihrer Griftenz befürchten müßten. 

Enropäifdes Konzert, 1814 unter den europätjchen Groß— 
mächten begründet, durch den Zutritt der Türkei 1856 Toms 
plett, hatte das Bejtreben, kriegeriſche Verwicklungen bintan- 
zuhalten durch Anbietung der jog. „guten Dienjte“ (Vermittlung) 
von Konzert-Mitgliedern bei auftauchenden Schwierigkeiten. Dieje 
Beitrebungen zur Erhaltung des europätjchen Friedens bejtehen 
heute noch fort und haben durch die Friedenstonferenzen und 
den Haager Schiedsgerichtshof neue Betätigungsgebiete erhalten. 

Europäifhes Rußland, Enropäifhe Türkei, die in Europa 
liegenden Gebiete dieſer Großmächte; Gegenſatz ajtatijches Ruß: 
land, aſiatiſche Türket. 

Evangelifation, teils Bezeichnung für evangeliſche Miſſion 
in Tatholischen Ländern (Stalien, Frankreich, Spanien), teils für 
Beltrebungen in Deutjchland innerhalb der evangelifchen Landes: 
—* die auf religiöſe Durchdringung entkirchlichter Kreiſe 
abzielen. 

Evangeliſche Allianz, eine Vereinigung der einzelnen evang. 
Kirchen und Sekten, unter engliſch-amerikaniſcher Führung 1845 
gegründet, wuchs fich zu einer Organifation der Orthodorte aus 
und hat heute in Deutjchland keine kirchenpolitijche Bedeutung mehr. 

Evangelifhe Arbeitervereine, ſ. unter Gewerkſchaften. 

Evangelifhe Gemeinfhaft, ſ. Albrechtsleute, 

Evangelifher Bund zur Wahrung der deutjch-proteftantifchen 
Intereſſen, 1887 in Frankfurt a. M. gegründet nach Beendigung 
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des Aulturlampfs in Preußen mit dem Zweck, das evangeltjche 
Bewußtſein zu jtärlen, alle Proteftanten zu gemeinfamer Abwehr 
römischer Übergriffe zu vereinigen und Durch dieje gemeinſame 
Arbeit zugleich die lähmenden Parteigegenfäge innerhalb Der 
evangelichen Kirche Deutichlands zu überwinden. Der Bund 
verbreitet Flugſchriften und gibt die „Kirchliche Korrejpondenz 
für die deutſche Tagespreſſe“ heraus, er zählt in allen deutjchen 
Gauen Hauptvereine mit vielen Zweigvereinen und einigen 
hunderttaujend Mitgliedern, 

Evangelifder Kirdenausfhuß, ſ. Deutich-evangelifche Kirchen: 
fonferenz. 

Evangelifher Yreßverband für Deutjchland, 1910 gegründet 
zum Zweck, in der Preſſe evangeltchschriitliche Weltanſchauung 
zu vertreten und möglichit alle jchon bejtehenden Bejtrebungen 
gleicher Art zu gemeinfamer Arbeit zujammenzufchließen. Die 
Zentrale umfaßt z. 3. über 40 Provinzialverbände und Vereine, 
jte will raſch über alle Lebensäußerungen der evangelijchen Kirche 
der Preſſe berichten, unberechtigte Angriffe zurückweiſen uff. 

Evangelifdhe Bereinigung, Landeskirchliche, eine Mittelpartei 
in der evangeliichen Kirche, die mit der völligen Berjchmelzung 
von LZutheranern und Neformierten jympathijtert und auch Die 
Entwiclung in der Theologie und der Kirche fördert. 

Evangelifh-Lutherifhe Konferenz, ſ. Lutheriſche Konferenz. 

Evangelifdj-fozialer Kongreß, 1880 von Stöcer und Pfarrer 
Weber gegründet zunächit auch als Abwehr gegen die Sozial— 
demofratie. Heute eine Bereinigung gebildeter evangeltjcher 
Kreije zur Bertiefung joztaler Probleme und zur Förderung der 
Sozialreform auf der Baſis chriftlicher Weltanjchauung; führende 
Geiſter dabei Profeſſor Harnad, Friedrich Naumann, Profeſſor 
NRade u.a. m. Die Fahresverfammlungen des Kongrejjes an 
wechjelnden Orten jind berühmt durch ihre trefflichen Vorträge 
und Debatten. 

Evolution, allmähliche, friedliche Entwicklung im Gegenſatz 
zur Revolution, dem gewaltjamen Umiturz. 

Ewige Hente, j. Unnuität. 

Ewiger Frieden, j. Friedensbewegung. 

Exarch, heute der Titel des bulgarifchen Primas, jeit der 
Trennung der bulgariichen Kirche vom Batriarchat in Konitanti- 
nopel (1872). 

z = cathedra (Petri), vom Stuhl Betri herab, |. Vatikaniſches 
onzil. 

Exhange, Umſatz, Börfe. 

Exehntion, Vollſtreckung, Zwangsvollitredung. Nach Art. 16 
der Reichsverfaflung iſt gegen ein Bundesglied, das jeinen Bundes 
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verpflichtungen nicht nachkommt, die Bundesexekution mög— 
lich, ſie wird vom Bundesrat beſchloſſen, vom Kaiſer vollſtreckt. 

Exekutive, vollziehende Gewalt, ſ. Staat. 

Exemption, Ausnahmeſtellung dem Geſetze oder einzelnen 
Geſetzen gegenüber (eximierter oder befreiter Gerichtsſtand); ſo 
ſind von der Herrſchaft der Strafgeſetze befreit: Landesherren, 
Abgeordnete für ihre Abſtimmungen und ihre Außerungen im 
Parlament, fremde Landesherren, Präſidenten fremder Republiken, 
der Papſt, fremde Truppenkörper im Inland, Geſandte, ihre 
Familien und ihr Geſchäftsperſonal, ausländiſche Agenten, die 
in amtlicher Eigenſchaft das Inland betreten (Fall Schnäbele). 

Exequatur („er vollziehe“), der Akt, durch den eine Regierung 
einem bei ihr beglaubigten Konjul eines fremden Staats die Er: 
laubnis zur Ausübung feiner Funktion gejtattet. Für das Reich 
wird das Exequatur durch den Kaiſer erteilt; indes dürfen die 
Bundesstaaten für ihr Gebiet den Konſuln das Grequatur erteilen. 

Exil, Verbannung, nicht identijch mit Ausmweilung und auch 
nicht mit Deportation, vielmehr heute nur noch in dem Fall 
anwendbar, wenn eine Fürjtenfamilie, durch Revolution gezwungen, 
abdanfen und das Land verlajjien muß (Napoleon III. und 
KRaijerin Gugenie zu Chiſlehurſt in Gngland, der entthronte 
türfifche Sultan, der ebenfo behandelte Schah von Perſien, Ex— 
König Manuel von Portugal; legterem und jeinem Haus gegen- 
über ift von der Republik Portugal regelrecht die Verbannung 
ausgejprochen worden). 

Exiftenzminimum, dasjenige Mindejteinfommen, das not- 
wendig tft, um fich und feine Familie ernähren zu können; Die 
Grenze ijt nicht generell und nicht für alle Zeiten zu ziehen, 
vielmehr nach der allgemeinen Lebenshaltung (standard of life) 
zu beurteilen. Die Steuergefeße laſſen bei der Einfommenfteuer zc. 
das Griftenzminimum jteuerfrei. Vergl. Einfommenjteuer. 

Exkommmunikafion, Kirchenbann, als Kleiner Kirchenbann 
Ausfchließung von der Teilnahme an den Saframenten und 
Unfähigmachung zur Grlangung firchlicher Amter, als großer 
Kirchenbann (Unathema) Ausjchluß von jeder kirchlichen Gemein 
ichaft. Der moderne Staat verbietet überall die Verbindung bürger- 
licher Nachteile mit diefer Kirchenftrafe dev Exkommunikation. 

Exklave, ſ. Enklave. 

Exlex-Bufland, ein Zultand außerhalb des Gejeges, ein 
Zuftand ohne die verfaljungsmäßigen Garantien für die Fort: 
führung der Verwaltung, alfo ohne genehmigtes Budget. 

Expanfions- Politik, Bezeichnung für eine aggrejjive aus— 
wärtige Bolitif, die darauf ausgeht, den Beſitzſtand eines Landes 
zu vergrößern, jet es durch friedliche Angliederung fremder Ge— 
biete im Vertragsweg, ſei e8 durch Eroberung. 











Export — Fabrik-Inſpektion 157 





Export, ſ. Ausfuhr. — Exportprämie, ſ. Ausfuhr. 

Exportmufterlager, permanente Ausſtellung der heimiſchen 
Produktion zur Förderung des Abjages im Ausland und zur 
Srweiterung unjerer Sandelsbeziehungen. 

Expofe, Auseinanderjegung, Darlegung, 3. B. eines Minifters 
vor der Bollsvertretung. 

Expropriation, j. Enteignung und Marrismus. 

Exterritoriafität befreit gewilje Ausländer vom Zwang der 
in einem Staat geltenden Rechte und Gejeße, jo daß ihre 
Gremption (f. dort) entiteht; außer den im Artikel „Exemp— 
tion“ genannten Berjonen und Berfonengemeinjchaften genießen 
das Necht der E. auch noch Kriegsjchiffe in fremden Gewäſſern 
und Schiffe, die fremde Souveräne befürdern. 

Extradividende oder Superdividende heißt die über eine 
den Aktionären gewährte Zinsgarantie (gewöhnlich 4°) hinaus 
ausgejchüttete Dividende. 

Extraordinarium, der außerordentliche Stat im Staats-, 
Neichshaushalt, dev die jeweiligen einmaligen Aufwendungen 
enthält (ſ. Budget). 

Exzellenz, Titel für hohe Beamte, Offiziere, Hofchargen uſw., 
3. B. Reichskanzler, Staatsjekretäre, Minijter, preußifche Ober- 
präfidenten, Generäle vom Generalleutnant an, Oberhofchargen, 
Botjchafter; andern Kategorien fann der Titel verliehen werden. 


F. 


Zabier, engliſche Sozialiſten, Mitglieder der Fabian Society, 
gegründet 1883, die die Verjtaatlichung der Produftionsmittel 
anitrebt. 

Sabrikafionsfienern, j. Aufwandjteuern. 

Sabrik-Gefeßgebung, jo viel als Arbeiterichuß-Gejeggebung 
(j. Arbeiterfrage). 

Habrik-Infpekfion, jtaatliche Behörden (Fabrik- oder Ge- 
werbe-Snipektoren), die die Durchführung der Arbeiterichuggejeh- 
gebung zu überwachen und die Arbeiterverhältnifje zu beobachten 
haben. Sie jollen jtete Fühlung mit induftriellen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern halten, auch haben ſie die Berechtigung zu jeder- 
zeitigen Reviſionen in den Betrieben. Niederlegung der Beobach- 
tungsergebnijje in den Gemwerbeinjpeftionsberichten. 
Heute jind in den verschiedenen Bundesitaaten mehrere Hunderte 
von Gemwerbeaufjichtsbeamten tätig, jowie eine größere Anzahl 
weiblicher Wiltitenten, die mit der weiblichen Arbeiterſchaft 
bejonders in Fühlung treten jollen. 
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Hadrik oder Handwerk? Gine viel umjtrittene Frage tt die 
genaue Abgrenzung von Fabrik- und Handmwerfsbetrieb; das 
Handwerk wünjcht dringend eine möglichjt genaue Abgrenzung, 
weil heute viele große Handwerfsbetriebe bald zur Induſtrie, 
bald zum Handwerk gerechnet werden und damit jowohl zur 
Handwerfstammer wie zur Handelsfammer Beiträge zu bezahlen 
haben, außerdem aber mit der Zeit ganz zur Iduſtrie himüber- 
gehen. Eine Abgrenzung ijt gegeben in der jozialpolitijchen Vor— 
jcehrift der Gewerbeordnung, die Sandwerksbetriebe mit mindejtens 
10 Arbeitern der Gemwerbeinjpektion unterjtellt. Darüber hinaus 
hat die württembergijche Regierung verjucht genaue Grenzen zu 
ziehen, indem jie folgende drei Merkmale für einen Yabrikbetrieb 
aufitellte: 1) Majchinenbetrieb, 2) Arbeitsteilung und 3) räum— 
lich begrenzte Betriebsanlage. Eine im Reichsamt des Jnnern 
Ditern 1911 jtattgehabte amtliche — —— kam über 
dieſe alten Abgrenzungsfragen zu feinem abſchließenden Rejultat, 
drückte aber den Wunſch aus, es ſolle eine Reichsinſtanz geſchaffen 
werden, die für das ganze Reich geltende Merkmale der Ab— 
grenzung von Fabrikbetrieb und Handwerksbetrieb aufſtellen 
könne. — Eine weitere ungelöſte Frage zwiſchen Induſtrie und 
Handwerk ſtellt die Beitragspflicht der Induſtrie, d.h. der Handels- 
fammern zu den Kosten der Lehrlingsausbildung dar, eine 
Forderung, die der Hanja-Bund 1911 bejaht hat. Auf der oben 
erwähnten Handwerterfonferenz in Berlin 1911 einigten jich die 
Vertreter von Industrie und Handwerk auf den Verjuch örtlicher 
Vereinbarungen über die Verteilung der Koften bejonders der 
Lehrlingsprüfungen zwiſchen Handels: und Handwerfstammern. 

Hadrikordnung, geieglich obligatorisch gemachte Arbeits- 
— — für Fabrit- ꝛc. Betriebe mit mehr als 20 Arbeitern; 
vechtsperbindlich für Arbeiter und Arbeitgeber. Bor Erlaß dev 
Arbeitsordnung it der Arbeiterausjchuß (ſ. d.) Darüber zu hören. 

Fachſchulen, Anjtalten für ſyſtematiſche Ausbildung in be- 
itimmten Gemerbezweigen (für Buchdrucer, Gerber, Klavier- 
macher, Uhrmacher, Bauhandwerker u. a. m.), zum Teil jtaat- 
lich organifiert, zum Teil mit jtaatlicher Unterjtügung. Der 
Gedanke der Fach- Ausbildung beherrjcht jeßt auch das Fort: 
bildungs- und Gewerbe-Schulweſen für die gewerblichen und 
faufmännijchen Lehrlinge, weswegen jeßt überall der Gewerbe— 
ichulbetrieb nach den verjchiedenen Branchen eingerichtet wird. 

SHahrkartenftener, in Deutjchland 1906 als Neichsjteuer eins 
geführt, bei der Reichsfinanzreform 1909 entgegen dem Vorfchlag 
der Regierung, fie vom 1. April 1910 an wieder aufzuheben, von der 
Neichstagsmehrbeit beibehalten; ſie trifft die Karten der 1. bis 
3. Klaſſe im Preis von 60 Pig. aufwärts mit jtaffelartigen 
Steuerjägen von 20 Pig. bis 8 ME, in 1., 10 Pig. bie 4 ME, 
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in 2. und 5 Big. bis 2 ME. in 3. Klaſſe. Die gleiche Steuer 
trifft Fahrkarten von Straßen= und ähnlichen Bahnen. Die Be 
fartenjteuer bejtebt auch in Oſterreich, Ungarn, Frankreich, Groß— 
britannien ꝛc. 

Fahrradſteuer wird in Frankreich und Italien erhoben, mit 
erhöhten Sätzen für Motorräder (j. auch Automobiljteuer). 

Saktion, politische Partei, Faktionsgeiſt, ein engherziger 
Barteigeiit. 

Halte Stihwahlen, ſ. Wahlen. 

Famecker Kird offreit, Bilchof Benzler von Meß hatte 
1904 den Friedhof des Dörfchens Fameck mit dem Interdikt be- 
legt, weil ein Proteſtant darauf beigejegt worden war. Das rief 
in nichtlatholiichen Kreifen eine jtarfe Entrüjtung hervor, und 
Bilchof Benzler hob einige Monate jpäter das Interdikt auf. 
Auch in der Folge kam es aus ähnlichem Grunde wiederholt zu 
Friedhofjtreitigkeiten zwijchen jtaatlicher Behörde und Kirche in 
Elſaß-Lothringen. 

Safhoda in Agypten, 1898 von einer franzöſiſchen Expedition 
bejetzt, Furz nachher auch von den Engländern, jo daß jich dar— 
aus politische Verwicklungen zwijchen Frankreich und Gngland 
ergaben, die Frankreich durch baldigen Rückzug und Berzicht 
erledigte. Seither wird „Faſchoda“ in bildlichem Sinne als Be- 
zeichnung für Ddiplomatijche Viederlagen in der auswärtigen 
Politik gebraucht. 

Faſſton, Angabe, Erklärung des Steuerpflichtigen über jein 
jteuerbares Einfommen oder Vermögen, ſ. Einfommenjteuer. 

SHebruarerlaffe Kaijer Wilhelms IL, j. unter „Arbeiterfrage”. 

Sebruarrevolution vom 24. Februar 1848 in Paris; be- 
jeitigte die durch die „Julirevolution“ gejchaffene Monarchie und 
jührte zur zweiten Republik, der Furzen Vorſtufe Des zweiten 
Katjerreichs. 

Sehnkolonien (Moorkolonien), j. Innere Kolonifation. 

Seierfage, bürgerliche; an ihnen ruhen die öffentlichen Ge- 
ichäfte, befonders auch die Gerichtstätigfeit. Die vielen jonjtigen 
Feiertage, 3. B. in Bayern, haben dortigen Handels- zc. Ver— 
tretungen jchon Anlaß zu der Erwägung gegeben, dieje Feiertage 
auf den Sonntag zu verlegen. — Vergleiche auch den Artikel 
Oſterfeſt. 

Feingehalt von Gold- und Silberwaren; durch die Geſetz— 
gebung von 1884 bzw. 1888 ijt fein F. vorgejchrieben, wohl 
aber iſt bei gemiljen Gold- und Silberwaren ein Stempel des 
Feingehalts vorgejchrieben. 

Semi inismus, Bezeichnung für die Jrauenemanzipations- 
Bewegung; Feminiſt, ein Schriftiteller, der für die Ermeiterung 
der Frauenrechte eintritt; j. den Artikel Frauenbewegung. 
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Fennomanen (innen), Bartei im Großfürjtentum Finnland. 
Sie iſt in eine rufjjenfreundliche „altfinnijche“ (Rechte) und in 
eine nationalütifch-radifale „jungfinnijche” Partei geipalten (vergl. 
Rußland - Finnland). 

Senfter- und Türftener, j. Gebäudeiteuer. 

Serman, auch Irade, Kabinettsordre des türfijchen Sultans. 

Sernfpredgebühren, bei der deutſchen Reichspojt zulegt durch 
die Gebühren-Drdnung vom 1. April 1900 als Grund» bzw. 
Baujchgebühren mit Staffelung nach der örtlichen Anjchlußzahl 
fejtgejegt; in Bayern und Württemberg bejondere Gebühren- 
ordnungen mit zum Teil niedrigeren Sägen. Es jind Be- 
jtrebungen im Gang, die Gebühren zu erhöhen, wogegen in und 
außerhalb des Neichstags mit Gntjchiedenheit von Gewerbe, 
Handel und Induſtrie Front gemacht wird. 

SHeffelung von Unterjuchungsgefangenen in Deutjch- 
land nur in Ausnahmefällen gejtattet zur Verhinderung von 
Flucht, Selbſtmord, Gewalttätigfeiten gegen andere ujw. 

Stendal bezeichnet die dem modernen Begriff von jtaats- 
bürgerlicher NRechtsgleichheit und damit dem modernen Staats- 
begriff überhaupt zumiderlaufenden Bejtrebungen auf eine Be- 
vorrechtung des Adels; Feudalismus bedeutet daher eine 
politifche Richtung, die dem Grundadel Sonderrechte, Privilegien 
eingeräumt wijjen möchte. 

Stenerbeflattung, Leichenverbrennung, lange Zeit von dev 
evangelifchen wie katholiſchen Kirche befämpft und von den 
Staatsregierungen in Deutjchland verboten durch Nichterteilung 
der Grlaubnis zum Bau von Krematorien. Zuerſt in Gotha 
gejtattet, hat die Leichenverbrennung, nachdem die evangelijchen 
Landeskirchen liberaler Nichtung ihren Widerjtand aufgegeben, 
in Baden, Württemberg, Sachjen, Helfen ujf. Einzug gehalten, 
während jie in Bayern heute noch verboten iſt. In Preußen 
iſt 1911 dem Abgeordnetenhaus ein Gejegentwurf zugegangen, 
der die Feuerbeitattung unter bejtimmten Kautelen gejtatten will, 
in der Kommiſſion wurde er jedoch von der fonjervativsultra- 
montanen Mehrheit abgelehnt. Die katholiſche Kirche hat von 
ihrem Wideritand noch nicht im geringſten abgelafjen. — Im 
Sabre 1910 ſind in den 26 deutjchen Krematorien 6070 Leichen 
eingeäfchert worden. 

Senerverfiherung, private Mobiliar- und Immobiliarver— 
jicherung von Grwerbsgejellfchaften betrieben, Aktiengeſellſchaften 
oder von Gegenfeitigleitsvereinen; das Meichsgejeg über Die 
privaten Verficherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 regelt 
die Öflentlich-vechtlichen Berbältniffe auch des en 
wejens, das Geſetz Über den VBerficherungsvertrag vom 30, Mai 
1908 auch die privatvechtlichen Beziehungen zwijchen Verſicherer 
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und Berficherungsnehmer, und zwar in den SS 81—107 jpeziell 
für Die Feuerverficherung. Neben den Privatgejellfchaften gibt 
es öffentlich e Feuerverficherungsanitalten (Feuerſozietäten, 
Landesbrandtafjen), teilweife mit Verficherungszwang für Im— 
mobiliar-(Brand-)VBerficherung, teilweife auf diefem Gebiet auch 
mit Berficherungsmonopol. Die Verftaatlichungsbeitrebungen 
find bis jeßt in Deutichland auf den Gebiet der Feuerver— 
ficherung nirgends realiftert worden. — Unter den im Yauie 
der Neichsfinanzreformberatungen 1909 von Den verbündeten 
Regierungen eingebrachten neuen Steuervorlagen befand ſich auc) 
eine Abgabe von Brämienquittungen der Verjicherung ge- 
gen Feuersgefahr bei Freilaffung der Verſicherungsſumme unter 
5000 ME. in Höhe von jährlich ein Viertel vom Taujend der Ver— 
jicherungsjumme, was jährlich rund 35 Mill. ME. hätte ergeben 
jollen. Dieje Stempeljteuer wurde aber abgelehnt. 
Feuerwehrdienſt, auf geleglichen oder Berordnungs-Weg 
bejtehende Berpflichtung der männlichen Gemeinde-Einwohner 
vom 18. bis 55. Lebensjahr zum Pflichtdienſt in Branpdfällen; 
in vielen Gemeinden für diejenigen, die jich dieſer Dienftleijtung 
in der Pflichtfeuerwehr nicht unterziehen wollen, nach dem Ein— 
fommen abgejtufte Abgaben, Feuerwehr- Steuern. Frei— 
willige Feuerwehren jind Bereine, in die der Eintritt 
freigejtellt it; Berufsfeuerwehren in größeren Städten 
organifterte Wehren, die auf Gemeindefoiten aus bevufsmäßig 
angejtellten Feuerwehr-Dffizieren (Branddireftoren, Brandmeijtern), 
unteren Chargen und Mannjchaften gebildet werden. Sn Deutjch- 
land über 12000 freiwillige und etwa 60 Berufs-Feuerwehren. 
Sideikommiß. Man veriteht darunter ein Bejigtum, das 
vermöge ausdrücdlicher Feitfegung jo lange im Beige einer Familie 
unveräußerlich und unteilbar bleiben und forterben joll, als 
Perſonen vorhanden find, die nach der Stiftungsurkunde als juccej- 
jionsberechtigt erjcheinen. Der Stifter eines Yamilienfideitom- 
miljes iſt berechtigt, die Ordnung feſtzuſtellen, in welcher diejenigen, 
welche er beruft, zur Succeſſion gelangen jollen. Man unter: 
jcheidet bei diejen Succejftionsordnungen das Majorat und das 
Minorat. Zu dem eriteren zählt man die Succefjionsordnung 
nach dem Prinzip der Primogenitur (Eritgeburt in der älteren 
Linie), nach welcher in allen europätjchen Staaten die Thronfolge 
geregelt wird: das Majorat im engeren Sinne (mo dev dem 
Grade nach nächite Verwandte juccediert) und das Seniorat (bei 
welchem unter der Zahl der juccejiionsberechtigten Berwandten 
ohne Rückſicht des Grades der Verwandtichaft allein das phy— 
ſiſche Alter entjcheidet). Zu dem Minorat gehört die Secundo- 
genitur, wenn zur Verhinderung des Ausiterbens der Familie 
für eine zweite Linie ein Fideikommiß errichtet wird, und das 
Polit. Konverjations-Lerifon. 11 


Cartsst 
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Suniorat, wobei unter den gleich nahen erbfolgefähigen Ver— 
wandten der jüngjte juccediert. Art. 40 der Preußiichen Ver— 
fajjungsurfunde unterjagte die Errichtung neuer Fideikommiſſe, 
aber das Gejeg vom 5. Juni 1852 bejeitigte dieje Bejtimmung 
und jegte die Familienfideikommiſſe wieder in ihre Rechte ein. 
Durch das Bürgerliche Gejegbuch blieben die landesherrlichen 
Beitimmungen über die F. unberührt. In Preußen betrug die 
Fideitommißfläche im Jahr 1908: 2348100 ha (= 6,7 °o der 
Gejamtfläche), im Fahr 1899: 2166600 ha (= 6,2 0). — Über 
die Anwendung des Grundſtücksumſatzſtempels auf Fidei- 
fommijje vergl. den Artikel Grundjtüdsumjagitempel. 

Siliation, wörtlich Sohn- oder Tochterjchaft, die Abhängig: 
feit der Drdensmitglieder von den Dbern. — Filiation des 
Budgets, j. Budget. 

Finanzgeleb, das Geſetz, das den Gtat und die auf jeine 
Ausführung fich beziehenden Bejtimmungen enthält. 

Sinanzkontrofle, die internationale Beaufjichtigung der Fi- 
nanzen verjchuldeter Staaten mit außerordentlichem Haushalt, 
eine Maßregel zum Schuß der auswärtigen Gläubiger jolcher 
Staaten, ausgeübt von international aus den Gläubigerjtaaten 
zujammengejegten Finanztontroll-Kommijjtionen; jo in Ägypten 
durch England, Frankreich, Stalten, Ofterreich, Deutichland, Ruß— 
land (ſ. daisse), in der Türkei (ſ. Dette publique) durch Ver— 
treter der Gläubiger in den erjten fünf diefer Großmächte, eben- 
jo von allen jechs Großmächten in Griechenland, während in 
Serbien die „Autonome Monopolverwaltung“ den Zinjendienit 
der Anlehen durch den ganzen NReinertrag der Monopole, Eijen- 
bahnen, Zölle ꝛe. regelt. 

Stinanzperiode, Aufitellung des Staatshaushalts und des 
betreffenden Finanzgejeges für ganz bejtimmte Zeiträume Das 
Deutjche Neich hat einjährige, einzelne Bundesjtaaten haben mehr- 
jährige Finanzperioden, d.h. ſie beraten den Staatshaushalt nicht 
jedes Jahr, jondern für mehrere Jahre zugleich im voraus. 

Sinanzreform, ſ. Neichsfinanzen. 

Zinanzſchulden jind im Unterjchied von den Verwaltungs: 
jchulden, die in den einzelnen Verwaltungsreſſorts entiteben, Schul- 
den der allgemeinen Finanzverwaltung, die bauptjächlich zur 
fajjengeichäftlichen Durchführung des Etats gemacht werden. 

Finanzzölfe haben den ausjchließlichen Zwed, der Staats: 
falje Einnahmen zuzuführen. Gegenjaß: Schußzölle, ſ. Zölle. 

Fin de siecle, ein Schlagwort im legten Jahrzehnt des 
vergangenen Jahrhunderts, mit dem man eine gewijje Deladenz 
(Niedergang) auf allen möglichen Gebieten behaupten wollte, Im 
allgemeinen wurde mit Ddiefer aus Paris jtammenden Mode: 
redensart gegenüber unjerer Kultur viel Unfug getrieben. 
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Finis Poloniae (Polens Ende!) joll der polnische Feldherr 
Thaddäus Kosziusto in der Schlacht von Maciejowice (10. Dt. 
1794) ausgerufen haben, was von ihm ſelbſt allerdings abgeleugnet 
wurde. Auf dieſen untergejchobenen Weheruf antworteten die Polen 
mit dem befannten Dombrowsti-Marjch: Noch ift Bolen nicht 
verloren!, der 1796 zuerit von der polnischen Legion, Die 
unter Dombrowsti in Stalten auf Bonapartes Seite fämpite, 
gelungen worden it. Heute wird dieſe Nedewendung auch in 
übertragenem Sinn von Situationen gebraucht, die man als noch 
nicht ganz ausjichtslos hinjtellen will. 

Fiskus, der Staat als Bermögensbefiger in privatrechtlichemn 
Sinn, übertragen auch einfach: das Staatsvermögen; in dieſem 
Sinn Reichsmilitärs Fiskus, die Gejamtheit des Neichsvermögens 
auf dem Heeresgebiet und jeine Verwaltung. Fistalismus, 
eine neuzeitliche Bildung, bedeutet jo viel als Betonung und Her- 
vortehrung rein fisfalifcher Interejjen gegenüber den allgemeinen 
Intereſſen, 3.8. bei den Eijenbahntarifen, wenn der Staat damit 
lediglich jeine Einnahmen erhöhen will, ohne die Snterejjen der 
Allgemeinheit vollswirtichaftlich zu berückjichtigen durch möglichite 
Verbilligung und Erleichterung des Verkehrs. 

Sizer, jo viel wie Bailjier, ſ. Bailje. — Firgeichäfte, I. 
Böriengeichäfte. 

Slafdenweinftener, j. Weiniteuer. 

Sleiſchbeſchau, amtliche Unterjuchung, jeit 1900 für das ganze 
Deutjche Neich obligatorijch für Fleifch von Rindvieh, Schweinen, 
Ziegen, Pferden, Hunden, das zum Genuß der Menjchen bejtimmt ijt, 
vor und nach der Schlachtung. Die Einfuhr von fonjerviertem 
Fleifch und Würjten ins Deutjche Neich) aus dem Ausland iſt 
verboten. Friſches Fleiſch darf nur in ganzen Tierförpern, 
bei Rindvieh (nicht Kälbern) und Schweinen halb zerlegt eingeführt 
werden. Der Bundesrat fann dieje Beitimmungen verjchärfen. 

Sleiſchſteuer. Die Fleijchiteuer, die nur in einigen Staaten 
(Diterreich, Niederlande 2c.) als Staatsfteuer, in der Negel aber 
als Gemeindejteuer vorkommt, iſt im Deutjchen Neich durch das 
Bollgejet von 1902 vom 1. April 1910 ab in jämtlichen Gemeinden 
bejeitigt worden. 

Sleiſchwucher, j. Brotwucher. 

Sliegender Geriditsftand, j. Ambulanter Gerichtsitand. 

Slottenmanöver, die Kriedensübungen der Kriegsmarine; bei 
unjerer deutjchen Flotte in Dauer von 4—6 Wochen zur Zeit 
der Herbjtübungen des Landheers. Taktiſche Übungen, Schieß- 
übungen, Torpedobootangriffe, jtrategifche Manöver gehören zu 
diejen großen Übungen. 

Slottenſtützpunkte, lottenitationen, Marineftationen für 
die Kriegsmarine im Ausland, womöglich mit befejtigten Häfen, 
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Sohlenlagern und Neparatur-Dods, an ftrategijch wichtigen 
Punkten der Weltmeere. England bejigt die meijten jolcher Stüß- 
punkte, auch Frankreich, Rußland und die Vereinigten Staaten 
von Nordamerita haben jtch jolche überall gejichert. Nur Deutjch- 
land ijt in dieſer HSinjicht hinten dran, da es mit Ausnahme von 
Tſingtau feinen befejtigten Stüßpunft, jondern nur Kohlenjtationen 
in jeinen Kolonien bat. Rußland hatte im rusjtichsjapanijchen 
Krieg den Mangel von Stügpunften und Kohlenjtationen bei der 
Fahrt der Flotte Rojchdejtwensfis von Europa nach dem ferniten 
Dften jcehwer zu fühlen befommen. 


Stlottenvereine, in England, Amerita, Frankreich, Italien, 
Portugal, alle zur Aufklärung weiteſter Voltskreife über die Be— 
deutung der Kriegsmarinen im modernen Bölferleben. Bei uns 
will daS der am 30. April 1898 gegründete Deutjche Ylotten- 
verein, der eine jehr große Ausbreitung gewonnen hat (über 
1 Mill. Mitglieder), ein eigenes Organ („Die Flotte”) und ein 
„Jahrbuch“ herausgibt. Nach den KNeichstagswahlen 1906/07, 
an denen die Leitung des Vereins lebhaft jich beteiligte, fam der 
ichon jeit längerem bejtehende Gegenjaß zwijchen der Leitung 
(General Keim) und dem bayerifchen Landesverband und 
dem Provinzialverband Berlin-Brandenburg zum Ausbruch. Die 
Bell wurde jchließlich durch Rücktritt der bisherigen Leitung 
gelöft. 

Slottierende Schulden, vergl. Schwebende Schulden. 


Slurbereinigung (Felobereinigung, Flurregelung), die frei- 
willige und durch neuere Landesgejege auch zwangsweije Zu- 
lammenlegung von Grundjtücen in einer Feldmark zur Erreichung 
bejjever Wegverhältnifje, Bejeitigung von jchädigenden Grund- 
gerechtigkeiten, Miteigentumsverhältniſſen, Durchführung größerer 
Meliorationen uw. 

Slußſchiſfahrt ſ. Binnenjchiffabrt. 

Zöderalismus, Betonung möglichſter Selbſtändigkeit der 
Bundesſtaaten (z. B. im Deutſchen Reich oder in Amerika) 
gegenüber dem Unitarismus, der auf möglichſte Zentrali— 
jierung von Gejeggebung, Verwaltung, Verkehrsweſen (Reichs- 
eiienbahnen) bindrängt. Die Anhänger diefer Richtungen nennt 
man Föderaliſten bezw. Unitarijten. 

Föderation, die Bundesgemeinjchaft mehrerer Staaten, — 
Föderieren, jich verbinden. Föderativftaat gleich 
Bundesitaat. 

Folketing (Dänisch, das), VBolts-Ting, das däniſche Ab— 
geordnetenhaus, die Zweite Kammer, die mit dem Lands-Ting 
zulammen den däniſchen Reichstag ausmacht. 
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RE in Deutjchland Ausdrucd für feitverzinsliche Wert- 
paptiere, vor allem Staatsobligationen und mündelfichere Pfand— 
briefe; daher Fonds-Börfe, die Börſe, an der jolche Werte 
gehandelt werden, im Barfondsgeſchäft, da es fich vorab 
biebet um Barfonds- und nicht um er Geſchäfte handelt, 
meiſt nur durch amtliche Fonds-Makl 

Force majeure, jo Diel als Höhere Gewalt. 

Foreign office, Bezeichnung des Londoner Auswärtigen 
Amts, des Minifteriums des Außern in England. 

FJorenſiſche Medizin, gerichtliche Medizin; forenſiſche Pſy— 
chiatrie, die Jrrenlehre und Heillunde im Dienſt der Rechtspflege. 

Fortbildungsſchuſweſen (Gemwerbejchulen). Zur Erweiterung 
der in der Volksſchule erworbenen Kenntnijje jollen die Fort— 
bildungsjchulen dienen, die jich in eine allgemeine, Ländliche 
Fortbildungsichule und in eine gewerbliche, jtädtiiche teilen. 
Uber exit die Gewerbeordnungsnovelle vom Jahre 1900 
gab in 8 120 die Möglichkeit zur allgemeinen Durchführung, da 
jie den Gemeinden erlaubt, für die Fortbildungsjchule den 
Schulzwang für Gejellen, Gebilfen und Lehrlinge bis zum 
vollendeten 18. Lebensjahr einzuführen. Dieſe Bejtimmungen 
haben in Preußen und Baden zu freiwilligem Zuſammen— 
arbeiten von Staat und Gemeinde geführt, jo daß in Preußen 
1818 gewerbliche und 391 kaufmänniſche Fortbildungsichulen ent— 
Itanden jind; die größten Städte wie Berlin und München 
jind aber auch mit dem Pflichtbefuch und Fachunterricht vor— 
gegangen. Württemberg hat jich diefen Beitrebungen durch 
ein Geſetz von 1906 über Gemwerbe- und Handelsjchulen ebenfalls 
im ganzen Umfang angejchlojjen unter befonderer Anlehnung an 
die muitergültige badiiche Neforn des gewerblichen und fauf- 
männijchen Fortbildungsichulmwejens und bat darüber hinaus zum 
eritenmal durch Gejeg unter Ginführung des obligatorischen 
Tagesunterrichts die Errichtung von Fortbildungsjchulen den 
größeren Gemeinden zur Pflicht gemacht. Auch Preußen hat im 
März 1911 dem Abgeordnetenhaus einen Entwurf vorgelegt, der 
jede Gemeinde über 10000 Einwohner verpflichtet, für die im 
öffentlichen Leben oder in privaten Diensten jtehenden männlichen 
Berjonen unter 18 Jahren Fortbildungsichulen mit Pflichtbejuch 
und Tagesunterricht zu eritellen, und es ihnen gejtattet, auch für 
weibliche Berjonen jolche zu errichten. Gemeinden mit weniger 
als 10000 Einwohnern können für männliche und weibliche 
Perſonen Fortbildungsjchulen mit Pflichtbefuch errichten. Das 
Gejeß joll am 1. April 1912 in Kraft treten. 

SFortfhrittlide Bofkspartei, die aus der Fuſion der Drei 
lintsliberalen Parteien (Deutſche Volkspartei, Freijinnige Ver— 
einigung, Freiſinnige Volkspartei) 1910 entjtandene linksliberale 
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Partei. Die Schwäche des zerjplitterten liberalen Bürgertums 
gegen die Soztaldemofratie und die Parteien der Rechten (Ronjer- 
vative und Zentrum), die Hoffnung, alle diejenigen liberal Ge— 
jinnten, die jich dem politischen Leben wegen der Barteizerjplitte- 
rung fernhalten, für die öffentliche Betätigung zu gewinnen, und 
der Wille, mit einer geeinten und ermeiterten großen Linken 
dem liberalen Bürgertum einen jtärferen politiichen Einfluß als 
bisher zu verjchaffen, bereiteten dem Gedanken einer Einigung 
unter den drei linfsliberalen Parteien, zwijchen denen jich Die 
früheren Differenzen abgejchwächt, zum Teil ganz ausgeglichen 
hatten, einen immer breiteren Boden. Die Deutjche Volkspartei 
übernahm unter ihrem Führer Bayer eine Bermittlung zwijchen 
den beiden andern Parteien, wie jie auch zuerit den Gedanken 
der Einigung in der „Heilbronner Rejolution” zu einer Partei: 
forderung formuliert hatte. Nachdem eine Fraktionsgemein— 
ichaft der drei Parteien im Reichstag die Vorteile und die 
dauernde Möglichkeit eines Zujammenjchlufjes gezeigt hatte, 
beauftragten die Parteien einen VBiererausjchuß mit der Aus: 
arbeitung eines gemeinfamen Programms und Drganijations- 
ſtatuts; der Ausjchuß beendigte im Dezember 1909 jeine Arbeit, 
im Januar und Februar 1910 wurden feine Entwürfe mit einigen 
Srgänzungen und Ubänderungen von PBarteitagen der drei Bar: 
teien angenommen, und am 6. März 1910 konnte in Berlin der 
erite Parteitag der Fortjchrittlichen Volkspartei Itattfinden. Im 
Neichstag verfügte die neue Partei über 49 Site. Die Hoff: 
nungen, die auf die neue Partei gelegt wurden, haben jich erfüllt. 
Nicht nur vollzog fich der Zufammenjchluß der Einzelorganijationen 
ohne jede Störung, jondern die Partei gewann auch zahlreiche 
neue Mitglieder. Die bayerischen Jungliberalen, die „Liberalen 
Vereine“ (ſ. d.) in Württemberg vollzogen ihren Beitritt. Auch im 
Reichstag hat die Einigung nirgends zu Neibereien geführt, und 
die einheitliche Haltung der Partei in taftiichen und politijchen 
Fragen zeigt, daß eine völlige Verſchmelzung eingetreten tft. 
(Siehe auch Junge Volkspartei.) 

SHortfchrittspartei, Deutjche. ine linksliberale Partei, die 
fich im Jahre 1861 durch Vereinigung der demokratischen Bartei 
und der Männer, die aus der großen altliberalen Fraktion aus: 
gejchieden waren, im preußilchen Abgeordnetenhaufe bildete. 
Ihre Führer waren v. Hoverbed, v. Forckenbeck, Schulze-Deligich, 
Löwe-Calbe, Joh. Jacoby, Virchow, Walded. An der Spibe 
ihres Programms vom Sabre 1861 jtellte fie das Verlangen 
„nach einer fejten Ginigung Deutjchlands, welches ohne eine 
ſtarke zentrale Gewalt in den Händen Preußens und ohne ge— 
meinfame deutjche Bolklsvertretung nicht gedacht werden könne.“ 
Unter den weiteren demokratifchen Forderungen war auch die 
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nach erhöhter Aushebung der waffenfähigen Mannjchaft bei 
zweijähriger Dienitzeit. Die Neaktion in Preußen trieb alle 
Liberalen in das Lager der Fortjchrittspartei, fo daß fie zu— 
jammen mit der Bartei des linken Zentrums von 1862— 1866 
über die Mehrheit im AUbgeordnetenhauje verfügte. Sie geriet 
in einen beftigen Kampf mit dem Miniſterium Bismard. Das 
Miniſterium Noon hatte nämlich eigenmächtig durch Vermehrung 
der Gadres und Grhöhung der Friedenspräfenzitärte eine mit 
dem Geſetz nicht in Ginklang ftehende Heeresorganijation ge— 
Ichaffen, die Fortjchrittspartei wollte zwar die neuen Truppen: 
teile anerlennen, forderte aber Ginführung Der zweijährigen 
Dienftzeit; ein angebahnter Ausgleich jcheiterte an dem Wider: 
ſtand des Königs, der 1862 Bismarcd in das Minifterium berief. 
Diejer führte, nachdem ihm die Meehrforderungen für die neuen 
Truppenteile in dem Budget von 1862 verweigert worden waren, 
bis 1866 ohne ein verfafjungsmäßiges Budget („Konfliktszeit“) 
die Gejchäfte. Nach dem Kriege von 1866 juchte Bismarck um 
Indemnität (Straflofigkeit) für die während der Konfliktszeit 
unbemwilligt erhobenen Steuern nach. Die Fortichrittspartei 
jpaltete jich hierauf, ein Teil jtimmte gegen die Indemnitäts— 
vorlage, weil das Berhalten der Negterung in den inneren 
ragen nicht darauf jchließen laſſe, daß ſie den Konflikt völlig 
beendigen wolle, ein anderer Teil Itimmte dafür. Daraus bildete 
jich 1866 die nationalliberale Partei (}. dort). Im norddeut- 
chen Reichstag jtimmte die Fortjchrittspartei, die Damals 19 Mit- 
glieder zählte, gegen die norddeutjiche Verfaſſung wegen des 
Fehlens der Mlinijterverantwortlichkeit und megen Der Be: 
jchränfung des Budgetrechts ꝛc. Dieſe entjchtedene Vertretung 
der demofratifchen Forderungen bat die Fortjchrittspartei auch 
zur Ablehnung der Milttärgejege (1874 und 1880) veranlaßt, 
weil jie in der Bewilligung der Friedenspräfenzitärfe auf jieben 
Sahre eine unzuläjfige Minderung der Nechte des Reichstags 
erblickte, ferner zur Ablehnung der Neichsjuftizgefege (1876). 
Während jte nach der Auflöfung des Neichstags 1878 es nur 
auf 25 Site brachte, jtieg fie bei den Neichstagswahlen von 1881 
auf 60 Mitglieder. Im März 1884 vereinigte fie ſich mit der 
„xiberalen Bereinigung“ zur „Freiſinnigen Bartei” (ſ. dort). 

SFortfhriftsparfei, Deutiche, in Oſterreich, vergl. Artikel: 
Deutiche liberale Barteien in Djterreich. 

Forum, bei den Römern der Pla für Gerichtsverhandlungen, 
Berfammlungen, Märkte; im heutigen Sprachgebrauch jo viel wie 
Gerichtshof, Gerichtsitelle, Gerichtsbarkeit, Gerichtsitand. 

SFonrierismus, ein ſozialiſtiſches Syitem, genannt nach feinem 
Gründer Francois Marie Charles Fourier (geb. 7. April 
1772 in Bejangon, gejtorben am 10. Dftober 1837 in Paris). 
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&r widmete ſich wider jeine Neigung dem Kaufmannsitande, 
und da er in der franzöftichen Revolution jein Vermögen verlor, 
jo mußte er zeitlebens in untergeordneten Stellungen diejem Be- 
rufe treubleiben. Fouriers vollswirtjchaftliche Lehre — die erite 
Schrift erichien 1808 — will einen Erſatz der individualiſtiſchen 
Produktion, die die Arbeiter um die Früchte ihrer Arbeit bringe 
und ſie verfümmern laſſe, durch eine Produktion und Konjumtion 
in Genoſſenſchaften. Das Heil der Menjchheit liege in 
der Bildung von Phalangen, d. j. Gemeinden von höchitens 
1800 Berjonen verjchiedenen Alters und Gejchlechts, die einen 
großen Palaſt (phalanstere) bewohnen und in freien Zuſammen— 
ichlüfjen („Serien“) landmwirtjchaftliche und gewerbliche Produktion 
treiben jollten. Grund und Boden und die Arbeitswerkzeuge 
jind Gemeineigentum der Bhalange, der Arbeitsertrag wird ver- 
teilt. Wie aljo das Privateigentum am Urbeitsertrag, jo joll 
auch das Grbrecht bejtehen bleiben. Der Fourierismus ver: 
ichaffte fich in Frankreich und Nordamerifa großen Anhang, 
nach dem Fehlichlag einiger Phalangen aber erlojch die Bewegung. 
Erhalten hat jich nur ein Unternehmen, dem Vorjchläge Fouriers 
zu Grunde liegen, nämlich das von dem Fabrikanten Godin in 
Guiſe begründete „Familistöre de Guise“, ein großartiges Ge— 
bäude mit Wohnungen zc. für die Arbeiter. 

Srahturkundenftener. Durch die Neichsfinanzreform von 
1906 wurde mit Wirfung vom 1. Juli 1906 die Beſteuerung der 
Frachtbriefe für Wagenladungen eingeführt. Der Steuer, die 
als Stempelabgabe erhoben wird, unterliegen Frachtbriefe, die 
im Snland ausgeftellt oder zur Empfangnahme oder Ablieferung 
der darin bezeichneten Sendung im Inland vorgelegt oder aus: 
gehändigt werden, wenn die Frachtbriefe über die Ladung eines 
ganzen Gifenbahnmwagens lauten. Für die Höhe der Steuer find 
beitimmend das Ladegewicht und die Höhe der Fracht. Bet einem 
Frachtbetrag von nicht mehr als 25 ME. beträgt die Steuer für 
ein Ladegewicht von 5 t und weniger 10 Pfg. und jteigt in 
Stufen von 5 t je um 10 Pfg., jo daß fie bei einem Ladegemwicht 
von über 2530 t 60 Pig. beträgt; bei einem Frachtbetrag aber 
von mehr als 25 ME. beträgt fie für ein Ladegewicht von 5 t 
und weniger 25 Pfg. und jteigt gleichfalls in Stufen von 5 t 
je um 25 Pig., jo daß eine Ladung von über 25—80 t 1,50 Mt. 
Frachturktundenstener zu entrichten hat. Daneben wird eine Stempel- 
teuer erhoben von dem Geejchiifahrts- und dem inländijchen 
Schiffvertehr. 

Fraktion, Vereinigung der Mitglieder einer Partei in einer 
Vollsvertretung zu gemeinfamem parlamentariischem Wirken. 
Um eine „Rraftion” bilden zu können und Sitz und Stimme in 
den Kommiſſionen zu erhalten, muß im Deutichen Neichstag (und 
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in andern Parlamenten) eine Partei mindeitens 15 Abgeorönete 
zählen. Unter einem befonderen Fraftionsporitande beratjchlagt Die 
Traktion über die Stellung, die jte in einzelnen Fragen im 
Plenum einzunehmen hat, über die Nedner, die fie im Plenum 
vorjchickt, über die Bejegung der Kommiſſionen ꝛe. Wenn Dabei 
jämtliche Mitglieder der Fraktion, auch die, die ſich bei den 
Sraltionsbejchlüffen in der Minderheit befanden, an die Frak— 
tionsbejchlülfe gebunden jind, jo jpricht man von Fraktions— 
zwang. Der Abgeordnete, der jich feiner Fraktion anfchließt, 
it ein jogenannter „Wilder“; das außerordentliche Mitglied der 
Fraktion, das an den gewöhnlichen Beratungen der Fraktion 
teilnimmt, nennt man „HSojpitant” Im Deutjchen Reichstag 
beitehen 3. 3. folgende Fraktionen: Zentrum, Deutjchlonjervative, 
Sopzialdemofratie, Nationalliberale, Fortjchrittliche Volkspartei, 
Deutjche Reichspartei, Polen, Wirtfchaftliche Bereinigung, daneben 
gibt es einige Eleinere Gruppen und die Wilden. 

Sraktionsgemeinfhaft, Freiſinnige oder Linksliberale, vergl. 
Fortichrittliche Volkspartei. 

Sraktionszwang, |. Sraltion. 

n Strankenfteinfhe Klauſel (clausula Frankenſtein), ſ. Reichs— 
nanzen. 

Srankfurfer Friede. Der am 10. Mai 1871 zwiſchen dem 
Deutjchen Neich und Frankreich nach Beendigung des deutſch— 
franzöjischen Krieges in Frankfurt a. M. abgejchlojjene Friede. 
In dem Bertrag wurden mit einigen Änderungen die Präliminarien 
von Berjailles bejtätigt, ferner die Übergangsverhältnifje, jo Die 
Optionsfrage, und die Handelsbeziehungen zwijchen den beiden 
Reichen geregelt. 

Srankfurter Parlament, häufig die Bezeichnung für Die 
deutiche Nationalverjammlung (f. d.), die 1848/49 in der 
Paulskirche tagte. 

Srankreidh, Republik jeit 1870; Verfafjung vom 24. Februar 
1875, mehrfach abgeändert. Die Nationalverfammlung 
befteht aus Senat und Deputiertenfammer. Der Senat zählt 
300 Mitglieder; von den 75 urjprünglich auf Zebenszeit gewählten 
Senatoren find nur noch 5 übrig, die unabjegbar jind, an Stelle 
ver 70 veritorbenen wurden Erſatzmänner nach demfelben Wahl 
ſyſtem gewählt, nach dem die normalen Senatoren durch bejon- 
dere Wahlkommiſſionen der Departements und Kolonien auf 9 
Sahre (mit Ausscheiden eines Drittels alle 3 Jahre) gewählt 
werden. Die Deputiertenfammer wird von 597 Abgeord- 
neten gebildet, die arrondijjementsweije in direkten, allgemeinen 
Wahlen auf 4 Jahre gewählt werden; für die Wahlberechtigung 
ijt Zurücklegung des 21., für die Wählbarkeit des 25. Lebens 
jahres nötig. Die 1910 aus der Snitiative der Deputierten- 
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kammer geforderte Wahlrechtsreform (Liſten- und Propor— 
tionalwahl) iſt über die Kommiſſionsberatung noch nicht hinaus— 
gekommen. Der Präſident wird von der Nationalverſammlung 
(Senat und Deputiertenfammer) gewählt. Neben ihm jtehen an 
der Spige der Verwaltung Staatsrat und Minifterium; 
jener umfaßt in feinen Abteilungen alle Rejjorts, wie jie auch 
in den Minijterien vorhanden jind. Es gibt Minijterien für: 
inneres und Kultus, Justiz, Außeres, Finanzen, Krieg, Marine, 
Offentl. Unterricht und Künite, Öffentl. Arbeiten, Poſten und 
Telegrapben, Handel und Snduftrie, Ackerbau, Kolonien, Arbeit 
und joziale Fürjorge. Die Minijter gehören faſt immer aus: 
nahmslos dem Senat oder der Deputiertenfammer als gewählte 
Mitglieder an und jtellen jo den prägnanteiten Ausdrucd des 
parlamentariichen Syſtems dar. Die Barteigliederung in 
Frankreich iſt nach den legten Deputiertenwahlen folgende: 113 
Radikale, 149 Nadilal-Spziale, 72 demokratiſche Linke (Links— 
Republikaner), 75 unifizierte (geeinigte) Sozialiſten (Jaurès), 78 
Progreſſiſten (gemäßigte Nepublifaner), 32 unabhängige Sozialiſten 
(Sozialiſtiſche Nepublifaner), 32 Aktionliberale (Klerifale), 19 
Rechte (Monarchiften) und 20 Unabhängige (Nationalijten). — 
Frankreich wird verwaltungsmäßig in 87 Departements eingeteilt, 
an deren Spite ein Präfelt ſteht. Die Departements zerfallen 
wieder in Arrondiljements, deren Berwaltungschefs die Unter: 
präfeften jind. Die Rommunalverwaltung führen die Gemeinde- 
räte mit dem Bürgermeijter (maire) an der Spige. — Frank— 
reich, das Stamımland mit den 87 Departements, umfabt 536 464qkm 
mit (1906) 39252267 Ginwohnern (73 auf 1 qkm gegen 112 
in Deutjchland 1905). Mit feinen Kolonien zc. aber bat 
Frankreich 7377943 qkm FFlächeninhalt und über 79 Millionen 
Einwohner. In Afrika bejigt Frankreich Algerien (890000 qkm, 
5,2 Mill. Einwohner), Tunis (167 400 qkm, 1,8 Mill. Einwohner), 
ferner Senegal, Senegambien, Mauretanien, Guinea, Elfenbein- 
füfte, Dahomey, Somaliküſte und das Berwaltungsgebiet am 
Kongo mit allein 1,7 Mill. qkm und 3,6 Mill. Einw. Un der 
Spite der Kolonien ſtehen Generalgouverneure. Die aſiati— 
chen Bejigungen Frankreichs umfaſſen 664209 qkm mit rund 
16,5 Mill. Einwohnern und liegen, abgejeben von einigen vorder: 
indischen Befigungen, vorab in Indochina mit Kambodjcha, 
Sochinchina, Annam (135000 qkm mit 5,5 Mill. Einw.) und 
(1192000 qkm mit 5,8 Mill. Einw.). An der Spite der Indi— 
schen Befigungen, die wie Kambodjcha, Annam, Laos ihre Titu- 
lar-Könige noch haben, jteht ein Gouverneur, ihm zur Geite der 
Seheime Nat und der Conseil gönßral. In Amerika bejigt 
Frankreich die Nordamerilaniichen Inſeln, ferner in Wejtindien 
Martinique und Guadeloupe, ſowie Gayenne, insgelamt 82000 qkm 
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Flächeninhalt mit 417000 Einwohnern. Die — im 
Indiſchen Ozean und in der Südſee, darunter Madagaskar mit 
592100 qkm und 2,7 Millionen Einwohnern, ſind insgeſamt 
6237700 qkm groß und haben rund 3 Mill. Einwohner. 
Das franzöfiiche Heer, für das die allgemeine Wehrpflicht be- 
ſteht (vergl. den Artikel „Wehriteuer”), hat 20 Armeelorps mit 
einer Gejamtfriedensitärte von 547 548 Mann und 28577 Dfft- 
zieren. Die Kriegsftärfe eines AUrmeeforps wird mit 36000 bis 
38000 Mann Snfanterie, 1200 Mann Kavallerie und 120 Ge: 
jchügen angegeben. Die Marine zählte 1910 insgejamt 434 Fahr— 
zeuge mit 2766 Gejchügen; darunter waren 17 Schlachtichiffe, 
21 Banzerfreuzer, 18 andere Kreuzer, 27 Hochjee= und 208 andere 
Torpedoboote, jowie 42 Unterjfeeboote. Gm Bau waren u. a. 
8 Schlachtichiffe, 2 Banzerkreuzer und 32 Unterjeeboote. 
Franziskaner, auch Minoriten, jeraphijche Brüder, Bar- 
füßer, beißen die Mitglieder des Bettelmönch-Drdens, deſſen 
Stifter der hl. Franzisfus von Alftit war. Die von Honorius III. 
1223 feterlich beftätigte Ordensregel des hl. Franz fordert das 
Gelübde der Keufchheit, des Gehorfams und der Armut, diejes 
in einer ungewöhnlichen Ausdehnung. Der Streit über die 
jtrenge oder milde Auffaſſung dieſes Gebotes führte zur Spaltung 
des Ordens in Objervanten — Richtung) und Konventualen 
(mildere Richtung). Der oberſte Vertreter des Ordens iſt ein 
Kardinal, der Kardinal-Protektor, an der Spitze ſteht der Ge— 
neral. Die Ordenstracht der Franziskaner beſteht in einer 
dunkelbraunen, bei den Konventualen ſchwarzen Kutte, einer 
runden Kapuze, einem Strick um den Leib und Sandalen. Für 
Weltleute beſteht der „dritte Orden” („Iertiarier”). Gin weib— 
licher Zweig des Ordens ſind die Klariſſinnen. 
Sraueubewegung. Mit der Erweiterung der Frauenarbeit 
in Induſtrie, Handel und Verkehr und der allgemeinen Ent— 
wicklung der individualiſtiſchen Ideen, die auch das weibliche 
Geſchlecht erfaßten, iſt unter den Frauen eine Bewegung ent— 
ſtanden, die die Gleichberechtigung der Frau mit dem Mann in 
geſellſchaftlicher, wirtſchaftlicher, privat- und öffentlich-rechtlicher 
Beziehung fordert. Dieſe Bewegung kann nicht einheitlich ſein, 
denn die Probleme der Frauenbewegung auf wirtſchaftlichem und 
ſozialem Gebiete jind andere bei den Frauen der arbeitenden 
als der mittleren und höheren Schichten. Die „proletarijche 
rauenbewegung“ richtet fich daher außer auf Erringung poli- 
tiſcher Gleichberechtigung mit dem Mann bejonders auf den 
ſtärkeren Schuß und bejjere Entlohnung der arbeitenden Frau. 
Sp jind die proletariichen, jozialijtifch gejinnten Frauen wirt— 
Ichaftlich in Gewerkſchaften, politiich in der joztaldemofratijchen 
Partei gemeinjam mit den Männern organiftert. Sn den legten 
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Sahren hat die Sozialdemokratie der Gewinnung der Frau für 
den politifchen Kampf bejondere Aufmerkſamkeit zugewandt, und 
1911 hat die Zahl der weiblichen Parteimitglieder in Deutjch- 
(and bereit3 100000 überjchritten. International find die Frauen 
durch daS „Snternationale Krauenjefretariat” ver: 
bunden, dem die Frauen von 16 Nationalitäten angejchlojjen jind. 
Für die bürgerliche Frauenbewegung aber handelt es ſich zunächjt 
darum, die der Frauenemanzipation entgegenjtehenden Hinder: 
niffe und Vorurteile aus dem Wege zu räumen und durch Neu— 
gejtaltung des weiblichen Erziehungs- und Bildungswejens 
(KRosdufation, Mädchengymnafium, Frauenjtudium) neue und 
bejjere Berufs- und Erwerbsmöglichkeiten zu jchaffen. Aber auch 
für die Frauen, die nicht auf Erwerb angemwiejen jind, müſſen 
mit der eingetretenen Ginjchräntung des häuslichen Arbeits- 
feldes neue Gebiete erniter Tätigkeit eröffnet werden (Armen— 
und Waijenfürforge, Krankenpflege, joziale Arbeit, Rechtsichuß uff.) 
Dieje Erweiterung der Aufgaben der Frau bedingt auch eine 
Grmweiterung ihrer Nechte, der privaten und der öffentlichen 
Nechte. Die radikalite Nichtung in der Frauenbewegung jtrebt 
die Bejeitigung aller gejellfchaftlichen Unterjchiede in der Be— 
handlung von Mann und Frau an, fie verlangt aljo als geſetz— 
liches Ghegüterrecht die Gütertrennung (an Stelle der im Bürger: 
lichen Gejegbuch vorgejehenen Verwaltungsgemeinjchaft, die dem 
Manne das Recht zur Verwaltung und Nutznießung des Frauen— 
vermögens gibt, joweit e3 nicht Vorbehaltsgut der Frau ift), fie 
verlangt ferner die freie Lösbarkfeit der Ehe, das aktive und 
paffive Wahlrecht der Frau zu allen öffentlichen Körperjchaften, 
freien Zutritt zu den öffentlichen Simtern uff. — Die Zahl der 
Frauenorganifationen ijt in Deutjchland außerordentlich ge 
wachjen: abgejehen von den jpeziellen weiblichen Berufs: und 
Fachorganifationen und Frauenvereinen mit allgemein humani- 
tären Br bejtehen u. a.: die Lettevereine mit einer großen 
Anzahl Schulen für verjchtedene Erwerbszweige, mit Arbeits: 
nachweis uff. Sie find zufammengejchlojfen im „Verband 
deutjcher Frauenbildungs- und Grwerbsvereine”, 
Gleichfalls für die erhöhte Bildung der Frau und für die Bes 
freiung der weiblichen Arbeit ift tätig der „Allg. deutjche 
Krauenverein“, der vor allem die weibliche Selbjthilfe betont 
und deshalb Männer von der Mitgliedfchaft ausjchließt. Auch 
in Öjterreich find die Frauenbildungs- und Grmwerbsvereine in 


dem „Allg. öſterreichiſchen Frauenverein* einheitlich organifiert, | 


Sodann gibt e8 Rechtsſchutzvereine, die 79 Rechtsauskunft: 
und Nechtsjchußftellen eingerichtet haben. Won dieſen find 
42 deutsche und 6 Stellen in BÖfterreich dem „Deutjchen und 
DÖfterreichiichen Nechtsjchugverband für Frauen“ angeſchloſſen. 


a un 
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Ferner beſtehen Vereine Frauenbildung-Frauenſtudium, 
die ſich die Förderung des weiblichen Studiums und Bildung 
zum Ziele jegen, ein Verband für handwerksmäßige und 
fachgemäße Ausbildung der Frau, der, im Dftober 1909 
gebildet, jich zum Ziel jeßt, den fachlich gebildeten Mann von 
der Schmußfonfurrenz der ungelernten, für jeden Preis arbei- 
tenden Frau zu befreien, dem ee und der Industrie höher 
entlohnte und tüchtige Arbeitsträfte zuzuführen, die Yrauenlöhne 
zu beben und damit dem Verſinken zahlreicher Frauen in Die 
Brojtitution Einhalt zu tun und durch geiſtige Weiterentwiclung 
der Mutter einen bedeutungsvollen Einfluß auf die zukünftigen 
Sejchlechter auszuüben. Schließlich jei erwähnt der „Breußijche 
Zentralverband für die Anterejjen der höheren Frauen— 
bildung“, der bejonders die Grörterung der ragen Der 
höheren Mädchenbildung und die Verſtändigung darüber an- 
jtrebt. Die radikalen Frauen find in den „Frauenſtimm— 
rechtspereinen“ (zufammengejchlofjen im „Verband für Frauen— 
jtimmrecht“, der dem „Weltbund für Frauenſtimmrecht“ an- 
gehört) und im „Berband fortjchrittlicher Krauenvereine“ 
organijiert, dejjen Arbeitsgebiete die Arbeiterinnen- und Dienjt- 
botenfrage, die Waiſen- und AUrmenpflege, wo er für die Frau 
die gleichberechtigte Mitarbeit neben dem Mann zu erfämpfen 
jucht, die Fürſorge für weibliche Strafentlajjene, die Erziehungs- 
frage mit dem Ziel der Koedukation, endlich die Sittlichkeitsfrage 
find. Gr bejigt eine „Bropagandazentrale des Verbands 
fortjchrittlicher Frauenvereine“, die ihre Hauptaufgabe 
darin ſieht, die Ideen der Frauenbewegung jolchen Kreijen zu- 
gänglich zu machen, die bisher nicht erreicht wurden. Neuer- 
dings hat fich eine „Bropagandazentrale für die deutjche 
Frauenbewegung“ gebildet, die Dort, wo es noch feine Landes— 
verbände gibt, die Gründung von Vereinen jowie den Zujammen- 
ihluß von Landes: und Provinzialderbänden vorbereiten will. 
Dieje Propagandazentrale wird jedoch von dem Bund deutjcher 
Frauenvereine als die Einbeitlichkeit jtövend befämpft. Ein 1909 
gegründeter Deutjcher Frauenbund jeßt jich die politische 
Erziehung der Frau zum Ziel ohne bejtimmte Barteirichtung, 
zeigt aber Tendenzen nach rechts, während die liberalen Frauen 
in der Liberalen Krauenpartei zufammengejchlojien jind. — 
Zu Zwecen der wirtjchaftlichen, politifchen, jozialen und geijtigen 
Hebung der Frau auf religiöszjittlicher Grundlage bejtehen jchließ- 
lich noch die Eonfejjionellen Verbände: dev „Deutjch-evange- 
liiche Frauenbund“ mit dem Berband der firchlich-jozialen 
Frauengruppen, der katholiſche und der ijraelitiiche 
Frauenbund. Im Sabre 1894 jchlojjen jich die meiſten Ddiejer 
Einzelverbände in dem „Bund deutjcher Krauenvereine“ 
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zujammen, der die Bewegung zu vereinheitlichen jtrebt und für 
bejtimmte einzelne Aufgaben jtändige Kommiſſionen bejtellt hat. 
Sr umfaßt 30 Berbände mit über 200000 Mitgliedern. Der 
Bund hat jeit 1900 Landes- und Provinzialverbände organiitert, 
von denen jegt 9 bejtehen. Die nationalen Verbände der Frauen 
in den verjchiedenen Staaten find in dem „Snternationalen 
Frauenbunde“ zu einem Weltbund zujammengejchlojjen. Er 
wurde 1888 in Wajhington gegründet und joll eine regelmäßige 
Berbindung zwijchen den nationalen Berbänden herjtellen. Er 
hält alle 5 Jahre einen Kongreß. 

SFranenemanzipation, j. SGmanzipation und Frauenbewegung. 

Sraueurechtler, die Verfechter der auf Erweiterung der 
Rechte der Frau gerichteten Bejtrebungen. 

SFrauenflimmreht. Den rauen ijt das politijche, aktive 
Stimmrecht eingeräumt in einigen Staaten der nordamerifanijchen 
Union (Wyoming 1869, Colorado 1893, Idaho und Utah 1870 
bis 1887, 1895, neuejtens in Wajhington; in Kalifornien und 
Kanjas bejchlojjen die gejeßgebenden Körperjchaften die Frage 
des Frauenjtimmrechts der Volfsabjtimmung zu unterbreiten), in 
Chile 1876, in Neujeeland 1893, in der Mehrzahl der auftralijchen 
Kolonien und für das auftralifche Bundesparlament, in Norwegen 
und Finnland, in welchen beiden Staaten jie auch das pajjive 
Wahlrecht bejigen. In Dänemark liegt dem Parlament ein Ent- 
wurf für das Frauenjtimmrecht vor. Sehr energijch führen den 
Kampf um das Frauenjtimmrecht zum Unterhaus die Frauen in 
England (Suffragettes), bisher vergeblich. Zwar wurde im Juli 
1910 eine Borlage, die den Frauen das nämliche Wahlrecht zum 
Unterhaus geben jollte, wie ſie es in den Gemeinden baben 
(eoneiliation bill), mit 299 gegen 190 Stimmen im Unterhaus 
angenommen, von der Kommiljtionsberatung aber mit 320 gegen 
175 Stimmen ausgejchlojjen. Dagegen bat jich das Frauenwabhl- 
recht bei den Wahlen zu den Selbjtverwaltungstörpern in England 
jchon einen breiten Boden erobert. In den Staaten der nord- 
amerifanischen Union befigen die Frauen fajt durchweg kein 
Wahlrecht in den Gemeinden, wohl aber in den kanadiſchen Pro— 
vinzen. In Auftralien bejteht fein Unterjchied der Gejchlechter 
im Semeindewabhlrecht. In Schweden befigen die Frauen, die 
ein Einkommen von mindeitens 500 Kr. haben, das Stimmrecht, 
in Norwegen und Dänemark haben fie das allgemeine Kommunal: 
wabhlrecht. In der Schweiz hat der Kanton Zürich Januar 1911 
jich in einem Neferendum grundjäßlich für das aktive und paſſive 
Wahlrecht der Frauen zu öffentlichen Imtern ausgejprochen. In 
Franteeich, wo die Frauen das aktive und paſſive Wahlvecht 
für die Arbeitsräte, Gewerbejchtedsgerichte, für Sandelstammern, 
Handelsgerichte, Schulväte 20. bejigen, liegt der Kammer ein 
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Antrag auf Einführung des aktiven und paſſiven Wahlvechts der 
Frauen zu den Gemeinde, Bezirks: und Generalväten vor. In 
Deutichland und Öjterreich haben die Frauen als Grundbefigerinnen 
in verjchtedenem Umfange das aktive Gemeindewabhlrecht, Doch jind 
jie meilt bevechtigt oder verpflichtet, ihr Wahlrecht durch bevoll- 
mächtigte Vertreter ausüben zu lafjen, die verheirateten Frauen 
in der Negel durch ihre Ehemänner. Ahnlich iſt das Wahlrecht 
der Frau zu den VBertretungstörpern der Kreiſe geregelt. In 
den Armen: und Waijenpflegeämtern und auch in den Schul- 
räten erobert jich die Frau neuerdings auch in Deutichland eine 
jichere und wertvolle Bojition. Ferner macht die Deutjche 
Arbeiterverficherungsgejeggebung feinen Unterjchied der Ge: 
jchlechter bei den jozialen Wahlen, dagegen ijt den Frauen das 
Stimmrecht zu den Gewerbegerichtswahlen durch das Gejeg vom 
29. Juli 1890 wieder genommen worden. Die früher in einigen 
Bundesjtaaten getroffenen Verbote der Teilnahme der Frauen 
an politischen Verfammlungen find durch das deutſche Bereins- 
geieg aufgehoben. Auch Sfterreich geht daran, jeinen Frauen 
die Teilnahme an politischen Berjammlungen freizugeben. — 
Weibliche Abgeordnete gibt es in Europa im finnifchen Land— 
tag jowie neuerdings im norwegilchen Stortbing. 
Sranenfiudium Während die meijten Staaten zum Teil 
ichon jeit Jahrzehnten ihre Hochjchulen den Frauen gleich den 
Männern geöffnet haben, fämpfen in Djterreich und Rußland die 
Frauen heute noch um ihre volle Sleichberechtigung. In Deutjch- 
land haben jich die Frauen, die jeit 1897 zum Bejuch der Bor: 
lefungen zugelajjen jind, nachdem jie 1908 auch in Preußen 
zur Immatrikulation als vollberechtigte Studierende zugelaſſen 
wurden, alle Univerjitäten erobert. Sm Winterjemester 1910/11 
jtudierten an den deutſchen Univerfjitäten 2418 Frauen. Ihre 
Zahl hat jich binnen zwei Sahren verdoppelt. Als „Hörerinnen“ 
jind 1772 Frauen zugelafjen. Die jtudierenden Frauen Deutjch- 
lands jind in dem Verband der Vereine jtudierender 
Frauen organiitert, der zur Vertretung gemeinfamer Intereſſen 
zwijchen den jtudierenden Frauen Beziehungen beritellen will. 
Der Verband unterhält in Berlin eine Auskunftsitelle. Sn Oſter— 
reich jind die Frauen mit Neifezeugnis al3 ordentliche Studierende 
nur in den philoſophiſchen Fächern, in Ungarn auch in der Medizin 
und Pharmazie aufgenommen. — Hauptjächlich jind es Medizin 
und die höheren Lehrfächer, denen jich die Frauen widmen. Eine 
geringe Rolle jpielt das Frauenjtudium an den technijchen Hoch- 
jchulen. Für die Borbildung zum Hochjchulitudium ijt entweder 
durch jtädtiiche (Karlsruhe, Breslau) oder private Mädchen 
gymnajien (bezw. Gymnalialklajjen), von denen aber nur Karls- 
ruhe das Recht zur Erteilung von Neifezeugnijjen befitt, oder 
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durch die Zulaffung der Mädchen zum Bejuch der Knabengyinnajien 
(jo in Baden, Heljen, Württemberg, Schweiz) gejorgt. Die Aus— 
übung wijjenjchaftlicher Berufe durch die Frau ift in Deutjchland 
und Sſterreich noch jehr bejchräntt. In beiden Neichen ijt der 
Frau die medizinische, pharmazeutifche und zahnärztliche Staats- 
prüfung geöffnet. (Sn Deutjchland jind auch Schulärztinnen be— 
reits in mehreren Städten angejtellt).. Ferner it den Frauen 
der Zutritt zu den höheren Schulfächern (Oberlehrerinnen) ein- 
geräumt. Zur Adoofatur jind die Frauen zugelafjen in einigen 
Kantonen der Schweiz, in den Vereinigten Staaten, Frankreich, 
Schweden, Norwegen, Finnland, Numänien, Kanada, Merito, 
Chile, Sndien, Hawai, Neuſeeland. 

Sranenvereine, j. Frauenbewegung. 

Freibund, Akademischer, j. Nationalverein für das liberale 
Deutjchland. 

Sreidenker nennt man die, die in religiöjen Fragen allein 
die Vernunft als enticheidend anerkennen. In Frankreich und 
Deutjchland find die Freidenker Atheilten. Sie find organijiert 
in den „Freien Gemeinden” und daneben jeit 1881 im Deutjchen 
Freidenterbund, der dem Internationalen Freidenferbund angehört. 

Freie Advokafur, j. Rechtsanwalt und numerus celausus. 

Freie Arztwahl. Bei den Krankenkaſſen (ſ. Kranfenverfiche- 
rung) wird den Berficherten unentgeltliche ärztliche Behandlung 
gewährt. Für dieje gilt an fich die freie Arztwahl, d.h. der 
Berficherte fann fich den Arzt, von dem er jich behandeln laſſen 
will, jelbjt wählen. Indes können die Ortskrankenkaſſen ebenjo, 
wie jie Kranfenhausbehandlung 3. B. zwingend anordnen können, 
auch bejchließen, daß nur diejenigen Ärzte, die al3 Kaſſenärzte 
aufgeitellt jind, die Verficherten der betreffenden Kajje behandeln 
dürfen. Dadurch, daß möglichit viele Kaffenärzte angejtellt werden, 
wird fat die Wirkung der unbejchränten freien Arztwahl erreicht. 
Bol. Reichsverficherungsordnung. 

Sreie deutfche evangelifhe Stonferenz, eine 1904 gegründete 
Vereinigung zur Anbahnung einer Berjtändigung und eines ge- 
meinfamen Borgebens des evangeliichen Volkes in allen es ge- 
meinjam berührenden Fragen. 

Freie Hand, Bolitif der freien Hand, eine Politik, die nicht 
durch VBerabredungen in ihren Entichliefungen gebunden iſt. 

Freie Iugendorganifationen, ſ. Nugendorganilationen. 

Freie Rirdlih-foziale Konferenz, eine durch Abjpaltung 
pofitiv-gläubiger Mitglieder von dem Gvangelijch-Tozialen Kon: 
areß 1897 entitandene Bereinigung (Soziale Gejchäftsftelle für 
das evangeliiche Deutjchland, G. Ve), Die unter Leitung Stöckers 
in firchlich-tonjervativem Sinne ſoziale Gejinnung pflegen und 
verbreiten will. Sie hält alljährlich große Kongrefje (firchlich- 
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joziale Kongresie) und bejißt mehrere Kommiljionen (für 
Belenntnis und Kirchenrecht, Evangelifation und Gemeinjchafts- 
wejen, joziale Frage, Literatur und Kunit). 

Freier Verkehr it im Zollwejen der Verkehr mit Waren, 
die nach Entrichtung des Zolls nicht mehr der Zollfontrolle unter- 
jtehen, im Gegenſatz zu dem Verkehr mit Waren, die in den Zoll- 
niederlagen liegen oder mit Begleitjcheinen weiter verjandt oder 
verfauft werden (gebundener B.). 

Freie Städte: die drei Hanjejtädte Hamburg, Bremen, Lübeck 
(und bis 1866 auch Frankfurt a. M.). Dieje vier Städte wurden 
1814 in ihrer bisherigen Unabhängigkeit wiederhergeftellt, und die 
deutiche Bundesakte garantierte ihnen ihre politiiche Unabhängig- 
ber Br dem nämlichen Umfang, wie jie die monarchiichen Staaten 

ejaßen. 

Sreihafen jind jolche Hafenjtädte, die im Intereſſe des 
SZwijchenhandels völlig außerhalb der Zollichranten liegen, die 
aljo in jeder Hinſicht völliges Zollausland find. Die dort an- 
fommenden Schiffe haben freien Berfehr, und die eingebrachten 
Waren bleiben zollfrei. In diejen Freihafen lagern die Waren 
unverzollt, werden dort geteilt, jortiert, gemijcht, veredelt, um- 
gepackt uſf. und dann entweder zollfvei ins Ausland verjchict 
oder gegen Zahlung des Eingangszolls ins Inland zum Ber- 
brauch eingeführt. Während früher das Syſtem der Freihafen 
jehr ausgebildet war, iſt es jegt im Schwinden, denn die Zwecke 
der Freihafen können durch Freibezirte, Lagerhäufer, Dods ꝛc. 
ebenjogut erreicht werden. In Deutjchland gibt es feine Frei- 
bafen mehr: Hamburg bat 1881 und Bremen 1884 gegen Zu— 
laſſung von Freibezirken und gegen Zuſchüſſe für deren Jteuanlagen 
den Anjchluß an das Neich3zollgebiet vollzogen. In Hamburg 
(wie in Kopenhagen) beiteht jedoch ein Freihafenviertel, das noch 
wirkliches BZollausland it, und wo Induſtriebetriebe errichtet 
werden dürfen, während in Ultona, Cuxhaven, Bremerhafen, Bremen, 
Stettin, Danzig bloße Freibezirte (ohne Zulaſſung von Induſtrie— 
betrieben) jind. In Guropa iſt Gibraltar der einzige wirkliche 
Freihafen, dagegen hat England zur Unterjtügung jeines Zwijchen- 
handels zahlreiche Freihafen außerhalb Europas errichtet. Eben- 
jo iſt Kiautjchou ein deutſcher Freibafen. 

Sreihandel. Das Freihandeliyitem im weiteren Sinne ver- 
wirft alle jtaatlichen Eingriffe auf das wirtichaftliche Leben über- 
haupt; Freihandel im engeren Sinne fordert die Aufhebung aller 
fünitlichen Bejchränfungen des internationalen Warenverfehrs. 
Dabei können Ginfuhrverbote oder -Bejchränfungen aus polizei- 
lichen Gründen oder Finanzzölle beitehen. Die Freihandelstheorie 
fügt fich darauf, daß die freie Konkurrenz zur höchiten Pro- 
duftionsiteigerung und zur billigiten Konjumtion führe Heute 
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it England, das Mutterland der Jreihandelstheorie, das einzige 
Land mit Freihandel i.e. ©. und die unter Chamberlains Führung 
verjuchte Erjchütterung des Freihandelsiyitems ijt bis jegt er- 
folgloS geblieben. Die Wahlen 1910 haben die Hoffnungen der 
fonjervativen Anhänger des Schußzolls vernichtet, und die legte 
Tarifabjtimmung im englijchen Unterhaus (9. Yebruar 1911) 
ergab für die liberale Regierung eine Mehrheit von 102 Stim- 
men. Dagegen jind jeit den jiebziger Jahren alle anderen 
Staaten zu immer jtärferem Zollihug übergegangen. In 
Deutjchland beherrichten in den jechziger und jiebziger Jahren 
unter Führung des VBolkswirtjchaftlichen Kongrejjes (jeit 1858) 
und des Deutjchen Handelstages (jeit 1861) die freihändlerijchen 
Ideen, damals auch von den Getreide erportierenden Großgrund- 
bejigern des Ditens unterjtüßt, die Geſetzgebung und Berwaltung, 
und ihnen ijt mit die Ausbildung des Zollvereins und damit auch 
die politijche Einigung zu danken. Sie brachten die Einführung der 
Gewerbefreiheit, der Freizügigkeit uff. Ende der jiebziger Jahre 
jeßte unter dem Einfluß der ausländischen Getreidefonfurrenz, 
des Gntjtehens der Großbetriebe und der Gegenſätze einerjeits 
zwijchen Großindujtrie und Handwerk, anderjeits zwijchen Unter: 
nehmern und Arbeitern eine Gegenjtrömung ein, die zu einer 
Periode des Proteftionismus führte, in der wir noch heute jtehen. 

Sreiheitlid-nationaler Ingenddbund, j. Jugendbund. 

SFreikonfervative Partei, eine Partei im preußijchen Abge- 
oronetenhaus, die zwijchen der fonjervativen und der national- 
liberalen Partei jteht. Im Reichstag nennt fie fih Deutjche 
Neihspartei. Sie entjtand unter dem Vorſitz des Prinzen 
Karl Hohenlohe nach dem Krieg von 1866 durch Austritt von 
Mitgliedern aus der fonjervativen Partei, als dieſe Bismards 
Bolitit, Gründung des Norddeutjchen Bundes, Annexionen uff., 
nicht mitmachen wollte. In ihrem Aufruf von 1867 vertrat jie 
unter anderem unbedingte Unterjtügung der nationalen Intereſſen, 
Anerkennung des Konititutionalismus, Ausbau der Berfaflung 
in der Nichtung der Selbjtverwaltung. Sie ijt die eigentliche 
Negierungspartei im preußijchen Landtag wie im Neichstag. In 
Preußen hat jie den Kulturkampf unterjtügt, dagegen jtand fie 
mit den Nationalliberalen in Oppojfition gegen den Zedlitzſchen 
Schulgejegentwurf 1892. In der Neichspolitif vertrat fie die 
Bismarciche Schußzollpolitit und it heute die politische Ver— 
treterin des Gedantens vom Bündnis der im Sentralverband 
deutjcher Induſtrieller wirtjchaftlich organifierten Schwerindujtrie 
mit dem Bund der Landwirte. Sie tt entichiedenjte Gegnerin 
einer die Selbjtändigleit der Arbeiterjchaft Fördernden Sozialpolitik 
und verlangt im Kampf gegen die Sozialdemofratie Ausnahme: 
geſetze, wie fie auch für das Sozialiftengejeß und die Zuchthaus: 
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vorlage eingetreten iſt. Eine eigentliche Parteiorganiſation be— 
ſitzt ſie nicht, die Zahl ihrer Parteianhänger iſt gering, und ſie 
verdankt ihre Site den Konjervativen, Nationalliberalen und 
dem Bund der Landwirte. Einen Parteitag bat jie zum eriten 
Mal im Sabre 1907 in Breslau abgehalten. Dagegen gehört 
ihr ein großer Teil des Hochadels, der hohen Beamten („Bot— 
ſchafterfraktion,“ da fie eine Neihe Diplomaten zählt), und 
der Schwerinduftrie des Saar- und Nuhrreviers an. Ihre Führer 
jind im Reichstag Kardorff, Arendt, Gamp, im preußifchen Land— 
tag Freiherr v. Zedlitz Neukirch. 

Sreimanurerei. Die heutige %. tit 1717 aus vier Zünften 
der Steinmegen (free masons) in London und Wejtminfter ent- 
Itanden und bat ſich von England aus auf den Kontinent und 
außerhalb Europas verbreitet. Die erjte deutjche Loge wurde 
1733 in Hamburg errichtet. Die %. it eine Verbindung freier 
Männer, deren Ziel die Einigung der Menjchen über die Unter- 
jchiede des Standes, der Konfejlion und der nationalen Ab— 
ſtammung hinaus it. Sie jucht Durch Lehre und Vorbild, durch 
Pflege edler Geſelligkeit auf die jittliche Bildung und die Selbjt- 
befreiung der Menjchen hinzuwirken, und übt in ausgedehnten 
Maße Werke der Mildtätigkeit. Die Freimaurer bilden feine 
Gebeimgejellichaft, geheim find nur der Kultus, der ethijchen 
Zwecken dient, und die Griennungszeichen. Die Mitglieder der 
„Logen“ nennen jich „Brüder“. In Deutjchland beitehen acht 
Großlogen, die verjchiedenen Syitemen anhängen, mit 492 Logen 
und über 55000 Mitgliedern. Im Sabre 1910 waren es auf 
der ganzen Welt 22447 Logen mit 1744878 Mitgliedern. Am 
ſtärkſten iſt Nordamerifa beteiligt, auf das allein 1275930 Mit- 
glieder entfallen, während Europa 372626 zählt. Das gemein- 
jame Organ der deutjchen Großlogen iſt der „Großlogenbund“, 
der jährlich einen Großlogentag abhält. Außerdem gibt es noch 
einige unabhängige Logen. Die Beitrebungen auf Errichtung 
eines gemeinfamen Arbeits- und Bundesamts find gejcheitert. 
Sn den legten Sahren haben die deutichen Freimaurer freund- 
Ichaftliche Beziehungen zu den franzöfijchen angelnüpft. — Seit 
1903 bejteht in Neuenburg (Schweiz) eine Weltgejchäftsitelle. 

Steirehtsbewegung. Gegen die „Begriffsjurisprudenz” in 
der Wiſſenſchaft, die, ohne nach dem praktiſchen Ergebnis zu 
fragen, ſich mit der Ableitung von Begriffen aus alten und neuen 
Rechtsjägen begnügt, und gegen die „Buchjtabenjurisprudenz“ in 
der Praris, die ohne Rückſicht auf den Zweck im Necht fich an 
die Buchitaben des Gejeges klammert und dem Richter nur eine 
mechanijche Auslegungstätigkeit gejtattet, haben jich ſchon der 
große Nechtslehrer Shering (Zwed im Necht, 1877) und andere 
gewandt, aber die Bewegung gewann über die Kreife der Theo- 
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retifer hinaus feinen Einfluß. Da begann von Frankreich und 
der Schweiz (Huber Bürgerliches Gejegbuch) aus neuerdings 
eine Gegenbewegung, die das Zwed- und Intereſſenmoment im 
Recht betont, den Buchjtabenfult des Gejeges durch Hingabe an 
jeine Zwecke erjegt und dazu dem Nichter eine gewijje Freiheit, 
eine jchöpferiiche Tätigkeit bei Fortbildung des Rechts und Aus— 
füllung feiner Lücken eingeräumt wijjen will. Art. 1 des ſchwei— 
zeriichen B. G. B., das am 1. Januar 1912 in Kraft tritt, weijt 


den Richter an, die offen anerkannten Lücden von Gejeß und . 


Gemwohnheitsrecht auszufüllen „nach der Regel, die er als Geſetz— 
* aufſtellen würde“. Die Bewegung in Deutſchland, frei- 

echtlihe Bewegung, Nealjurisprudenz, ſoziologiſche 
Methode zc. genannt, wurde durch die Schriften des Karls- 
ruher Rechtsanwalts Ernſt Fuchs, der mit zahlreichen Beijpielen 
die jcehärfite Kritif an der gegenwärtigen Juſtiz übte, in die breite 
Srörterung getragen. Am 19. Februar 1911 bildete jich auf 
Beranlajjung von Oberlandesgerichtspräfident Börngen (Sena) 
eine Bereinigung für zeitgemäße Nechtspflege, Die neben einer an 
das praftiiche Leben anfnüpfenden, die wirtichaftliche und joziale 
Bedeutung des Rechts betonenden Reform des Univerjitätsunter- 
richt3 einmal von den Gejeggebern verlangt, daß jte fich nicht 
bemühen, für alle Fälle detaillierte Borjchriften zu treffen, jondern 
den Bedürfnifjen und Forderungen der Zeit Nechnung tragen 
und dem Leben und der Entwicklung Raum laſſen, fich jelbjt zu 
regeln, und jodann von der Praris fordert, daß der Richter die 
Tatjachen nach dem Leben wertet und vor allem nach einem 
brauchbaren, zwedmäßigen Ergebnis im Rahmen des 
Geſetzes jucht. Ein ähnliches Ziel verfolgt die von Amtsgerichts- 
rat Bozi (Bielefeld) geführte Bewegung auf Ginführung der 
naturmiljenichaftlichen Forichungsmethode in der Nechtiprechung. 
Sie bildete am 12. März 1911 die Vereinigung zur Neform der 
Rechtspflege. Beide Bereinigungen jchlofjen ſich am 26. März 
1911 zur „Bereinigung für zeitgemäße Nechtspflege und 
Verwaltung“ zujammen. 

Sreireligiöfe Gemeinden. Gemeinden, deren Grundjah die 
jreie Selbtbejtimmung des Menjchen in allen veligiöfen Fragen 
it. Sie find in den 40er Jahren entitanden aus dem Kampf 
der jogenannten „Lichtfreunde” gegen die protejtantijche Ortho— 
dorie in Preußen. 1848 fpielten ihre Führer (Balter, Ublich, 
MWislicenus) im Frankfurter Parlament eine Nolle. 1850 ver- 
einigten ſie ſich mit den Deutjchlatholiten (ſ. dort) zur Neligions- 
gejellichaft „freier Gemeinden“, die als demokratiſch verdächtig 
in Breußen, Sachjen, Heſſen x. von den Regierungen hart ver- 
folgt wurden. 1859 ſchloſſen fich die Gemeinden in Gotha zum 
Bund freier religiöfer Gemeinden zufammen. Die meiften Ge- 
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meinden haben allmählich die lirchuichen Gebräuche abgejchafft 
und ſich zu freidenkeriſchen Gemeinden entwickelt. 

— SFraktionsgemeinfhaft, ſ. Fortſchrittliche Volks— 
partei. 

Sreiſtunige Partei (Deutjch-), eine durch Fuſion der „Liberalen 
Vereinigung“ (entitanden 1880 durch Sezeſſion [Ubzweigung] aus 
ver nationalliberalen Bartet) mit der Fortjchrittspartei am 5. März 
1884 gebildete lintsliberale Partei. Mit 100 Neichstagsmitgliedern 
ins Leben getreten, ſank fie im Herbjt 1884 auf 65 und bei den 
Wahlen von 1887 auf 32, jtieg jedoch bei den Wahlen von 1890 
wieder auf 64 Site. Sie war die entjchiedenjte Vertreterin des 
Freihandelsprinzips und jtimmte deshalb gegen die Erhöhungen 
der Getreidezölle, gegen die Einjchränfungen der Gemwerbefreiheit 
durch zünftlerische Bejtrebungen, gegen das Unfallverjicherungs- 
und das Snvaliditätsgefeß wegen deren Zwangsorganiſation, ferner 
ſtimmte jie gegen das Septennat von 1887, gegen Verlängerung 
des Spzialiitengejeges, gegen Ausdehnung der Wahlperioden 
auf 5 Fahre uff. Dagegen jtimmte ſie u. a. 1892 allen Handels— 
verträgen zu. Ihre Führer waren außer den bei der Fort— 
jchrittspartei aufgezählten Cugen Richter, Mar Hirſch, Fr. 
Dunder u. a. Die Freijinnige Partei löſte ſich am 6. Mat 1893 
auf, nachdem ein Teil ihrer Mitglieder der Erhöhung der Friedens- 
präjenzitärte um 70000 Mann (Antrag Huene, dejjen Ablehnung 
zur Auflöfung des Neichstags führte) zugejtimmt, und die Frak— 
ttonsmehrheit auf Antrag Eugen Richters diefe Abſtimmung als 
mit der politischen u aaa der Partei unvereinbar miß— 
billigt hatte. Die Anhänger der Heeresveritärfung nannten jich 
„Sreilinnige Vereinigung”, die Mehrheit der Freiſinnigen Partei 
„Freiſinnige Volkspartei” („Wadenjtrümpfler” und „Waſſerſtief— 
fer”, „weiblicher“ und „männlicher Freifinn). 

Sreifinnige Bereinigung. ine entjchieden liberale Partei, 
die 1893 von den freijinnigen Freunden der Heeresvermehrung 
gebildet wurde. Die F. B., deren Organijation ſich „Liberaler 
Wahlverein“ nannte, hielt auch bei jpäteren Militärporlagen 
ihre zuftimmende Haltung feit, jie ſtimmte entjprechend dieſer 
Auffaffung ferner für die folonialpolitifchen und Flottenforderungen. 
Auch in den jozialpolitiichen Kragen zeigten jich mehrfach Unter- 
Ichtede zwifchen den beiden freijinnigen Parteien, bejonders als 
der Nationaljoziale Verein (f. d.) ſich 1903 der Freifinnigen Ber: 
einigung angejchlofjen hatte. In den übrigen Fragen gingen 
die beiden Parteien zujammen. Die Führer der Freiſinnigen 
Bereinigung waren Rickert, Barth, Bamberger, Mommſen, Röſicke, 
Siemens, Schrader, Gothein, Naumann. 

Streifiunige Bolfsparfei. Über Gntitehung vergl. Frei- 
jinnige Partei. Die Grundlage der Freifinnigen Volks— 
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partei bildete das „Gijenacher Programm“, das auf dem Eije- 
nacher Parteitag 22.—24. September 1894 aufgejtellt wurde. 
ALS allgemeine Richtlinien bezeichnete es: die Befejtigung der 
nationalen Ginigung Deutjchlands, den Ausbau der politischen 
Freiheit, die Hebung der Wohlfahrt des gejamten Volkes. Die 
Einzelforderungen jind die der Demokratie. Im Reichstag hat 
die Partei eine entjchtedene Stellung gegen Milttärvorlagen 
eingenommen, jolange die zweijährige Dienjtpflicht nicht geſetz— 
lich fejtgelegt war, gegen eine Flottenvermehrung, von der jie 
eine Stärkung der Weltpolitif befürchtete, gegen die agrarijche 
Schußzol und Steuerpolitif, gegen die Umfturz: und Zucht: 
hausvorlage, dagegen hat fie die Handelsvertragspolitif unter: 
jtüßt, verjchiedene jozialpolitifche Gejege angenommen, und im 
neuen Sahrhundert auch Militär, Marine: und Kolonialforder- 
ungen wiederholt ihre Zujtimmung gegeben. hr bedeutenditer 
parlamentarijcher Führer war Eugen Richter, zu ihr zählten 
Träger, Kampf, Müller-Sagan, Müller-Meiningen, Wiemer u. a. 
Die Partei, die ihre Hauptverbreitung in Preußen hatte, ver- 
fügte über eine gute Organijation. Sie vereinigte jich 1910 mit 
ven beiden andern linfsliberalen Parteien, der Freijinnigen Ver: 
einigung und der Deutjchen Volkspartei, zur Fortſchritt— 
lihen Volkspartei (f. dort). 

Sreiftudentifhe Bewegung, eine vor 15 Jahren in Leipzig 
entjtandene Bewegung zur Sammlung der Univerjitätsjtudieren- 
den, die feiner Korporation angehören (der jogen. „Finken— 
Ichaft”). Die Bewegung bat heute auf faſt alle Hochſchulen über: 
gegriffen. Sie jucht den nichtinkorporierten Studenten eine Ver: 
tretung in den Studentenausjchüffen der Hochichulen zu jichern, 
ſie pflegt die Stellen und Arbeitsvermittlung, gründete Wohnungs: 
ämter, Studentenheime und vor allem fördert jie die Bildungs: 
beitrebungen der Studentenjchaft durch Vorträge, Kurje, Ex— 
furfionen, Bibliothefen, Schriften ujw. Die Freiitudenten bilden 
in Verfolg ihres Grundgedanfens nur loſe Organijationen, feine 
Korporationen mit bejtimmter Mitgliederzahl ꝛe. Die ehemaligen 
„Freiſtudenten“ jind in dem „Freiftudentijchen Bund“, 
einer Bereinigung der Berbände ehemaliger Freiltudenten und 
Freunde der freiltudentischen Bewegung, organiftert. 

Sreiwillige Gerichtsbarkeit umfaht die beurkundende Tätig- 
feit vor Gerichten und andern Behörden in NRechtsangelegen: 
heiten, 3. B. Führung der Grundbücher, der Handels, Genojjen- 
ſchafts- Vereins: und Vormundſchaftsſachen uff. 

Freizügigkeit. Sie umfaht das Necht, beliebig jeinen Auf: 
enthalt zu verlaffen, und die Freiheit, fich bleibend an einem 
Ort niederzulaffen. Die Neichsverfaffung bat die Schranten 
zwiſchen den einzelnen Bundesjtaaten bejeitigt Durch das ge: 
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meinfame „Indigenat“, — jeder —*— eines jeden 
Bundesſtaates in jedem andern Bundesſtaat unter den nämlichen 
Bedingungen wie ein Inländer zu behandeln it. Mit Aus: 
nahme einiger bayerifchen Sonderbejtimmungen beiteht heute ein 
einheitlicher Nechtszultand. Die %. it im PDeutjchen Neich in 
zweifacher Hinſicht bejchräntt; einmal in armenrechtlicher: 
Zur Abweiſung eines Neuanziehenden iſt eine Gemeinde befugt, 
wenn ſie nachweiſen kann, daß er fich und feine arbeitsunfähigen 
Angehörigen den nötigen Lebensunterhalt nicht zu verjchaffen 
vermag, und wenn er diefen weder aus eigenem Vermögen er— 
werben fann noch von einem Berpflichteten erhält. Die Bes 
fürchtung künftiger Berarmung berechtigt Die Gemeinde zur Ab— 
weilung nicht. Zur Ausweiſung it die Gemeinde berechtigt 
gegenüber folchen Perſonen, die den Unterjtügungswohnfit noch 
nicht erworben haben und die der öffentlichen Armenpflege an- 
beimfallen, außer in Fällen vorübergehender Arbeitsunfähigteit. 
Sodann in ſicherheitspolizeilicher: Den unter Bolizei- 
auflicht Gejtellten fann Aufenthalt und Niederlafjung an be— 
ſtimmten Orten unterfagt werden, und die Landesgejeggebung 
fann den Gemeinden das Necht geben, den wegen bejtimmter 
Verbrechen beitraften Gemeindefremden Aufenthalt und Nieder: 
laljung zu verweigern. Weitere Bejchränfungen der %. entitehen 
durch Paßvorſchriften, durch die Militärpflicht, Die zeitweije die 
Auswanderung hemmt, durch Landesverweilungen, Aufenthalts- 
verbote, 3. B. gegen die Jeſuiten und andere Orden. 
Sremdenlegion heißt die in Frankreich zur Verwendung 
außerhalb des Neichs errichtete Truppe, bejtehend aus aus— 
ländiſchen Flüchtlingen und Abenteurern, meist Deutjchen. Sie 
wurde durch Gejeg vom 9. März 1831 zunächit für den Dienjt 
in Algerien gebildet. An Sold, Unterhalt und Ausrüftung wurde 
jie der Linieninfanterie gleichgeftellt, die Offiziersitellen wurden 
hauptſächlich Franzojen anvertraut. In zahlreichen Kämpfen 
zeichnete jich die Fremdenlegion durch große Tapferkeit aus, jo 
gegen die Karliften, in den Expeditionen gegen Tonkin. Sie zählt 
ca. 10000 Mann, wovon 57° Neichsdeutiche find. Neuejtens 
it auf deutſche Voritellungen hin das frühere Verbot der Auf— 
nahme von Leuten unter 18 Jahren wieder eingeführt worden. 
Freunde der Ehriftfihen Welt, j. Chriſtliche Welt. 
Freunde Evangelifher Freiheit, ſ. Chrijtliche Welt. 
Sriedensbewegung ijt die auf Heritellung einer internatio- 
nalen Rechtsgemeinjchaft der Staaten und damit auf Bejeitigung 
der Kriege abzielende Bewegung. Ihre Aufgabe ijt es, den 
internationalen Rechtsjinn an Stelle des heutigen Staatenegois= 
mus und der untrennbar damit verbundenen einjeitig nationalen 
Snterejjenpolitit zu wecen. Die Idee eines „ewigen Friedens“ 
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ſteht im innigſten Zuſammenhang mit dem Gedanken der 
Humanität und des Weltbürgertums. Der Propaganda der 
dee, ſtaatliche Streitigkeiten internationalen Schiedsgerichten zu 


unterſtellen und auf dem Wege der internationalen Verſtändigung 


allmählich eine Abrüſtung herbeizuführen, dienen die Friedens: 
gejellichaften (in Deutjchland die Deutjche Friedensgejell- 
Ichaft), Die jährlich zu internationalen „Weltfriedenskon— 
greſſen“ zufammentreten. Ste haben jich in Bern ein „Inter— 
nationales Bureau” gejchaffen. Ferner wurde, um die Aus: 
gleichung von Meinungs: und nterejjenverjchiedenheiten zu 
fördern, unabhängig von der TFriedensbewegung 1873 in Genf 
das Inſtitut Für Internationales Necht (f. d.) gegründet. — 
Für die Friedensbeitrebungen find in den letzten Sahren jehr 
nambafte Stiftungen gemacht worden: jo die Stiftung des Nobel— 
preijes (j. d.), eine Stiftung von 10 Mill. durch den Amerikaner 
Andr. Carnegie „zur Befchleunigung der Abſchaffung der Kriege 
und Begründung eines dauernden Weltfriedens”, jchließlich die 
Stiftung einer Internationalen Friedensfchule durch den 
Amertfaner Ginn. 

Striedenskonferen,, Haager, die erjte, eine Konferenz 
von 26 Staaten, die auf ein Manifejt des Katjers Nikolaus I. 
von Rußland vom 18. Mai bis 29. Juli 1899 in Haag tagte. 
In der Abrüftungsfrage konnte fie zu feinem befriedigenden Re- 
lultate fommen (. Wbrüftung). Dagegen brachte jie wertvolle 
Ergebniſſe durch drei Konventionen, betr. 1. die friedliche Er- 
ledigung internationaler Streitfälle, 2. die Gejege und Gebräuche 
des Landfrieges und 3. die Anwendung der Grundjäge der 
Genfer Konvention vom 22. Auguft 1864 auf den Seekrieg, und 
durch die drei Deklarationen, die die Verwendung gemiljer 
Geſchoſſe (3. B. Dum-Dumgejschoffe) und das Schleudern von 
Geſchoſſen aus Lujtballons verbieten. Späteren Konferenzen 
wurden vorbehalten: 1. die Reviſion der Genfer Konvention, 
2, die Feſtſtellung der Nechte und Pflichten dev Neutralen, 3. die 
Frage der Einführung bejtimmter Typen und Kaliber für Marine: 
geichüge und Gewehre, 4. etwaige DBereinbarungen über die 
Herabjegung der Kriegsbudgets und die Bejchränlung der Land: 
und Geejtreitlräfte, 5. Die Frage nach der Unverlegbarleit des 
PBrivateigentums im Seekrieg, 6. die Belchießung offener 
Häfen, Seeftädte und Ortſchaften durch Seeſtreitkräfte. — Die 
zweite Haager Friedenskonferenz, die vom 15. Juni 
bis 18. Dftober 1907 tagte, hat 14 Stonventionen (über die 
friedliche Regelung internationaler Streitigleiten, über Gröff— 
nung Der Feindjeligleiten, Gelee und Gewohnheiten des Land— 
frieges, Pflichten dev Neutralen im Land: und im Geelriege, 
Anpaſſung des Seekrieges an die Grundſätze der Genfer Kon- 
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vention, über Beſchränkungen der Beſchlagnahme im Seekriege, 
über die Einrichtung eines internationalen Priſen— 
gerichtshofs, und das Verbot des Schleuderns von Ge: 
ſchoſſen und Exploſivſtoffen aus Luftballons 2c.) beſchloſſen. 
Außerdem bat die Konferenz eine Deklaration gefaßt, die das 
Prinzip des obligatorifchen Schiedsvertrags, bejonders 
für Differenzen über Auslegung und Anwendung internationaler 
Verträge, anerkennt und eine Annäherung der Mächte in der 
Schiedsgerichtsidee feititellt. Sie bezeichnet ferner die Aufmerf- 
ſamkeit dev Mächte für das fortgejegte Steigen der Militärlaften 
als wünschenswert. Schließlich hat die Konferenz den Mächten 
die Annahme eines beigefügten Entwurfs eines Schiedsgerichts— 
hofs empfohlen, den Wunjch nach Schuß der friedlichen Be— 
ziehungen zwijchen den friegführenden und neutralen Ländern 
ausgeiprochen und der nächiten Konferenz als Programm Die 
Weiterbildung des Seefriegsrechts gejtellt, wobei fie ausgejprochen 
bat, daß für alle Fälle die Mächte, joweit als möglich, Die Grund: 
läge der Konvention über den Landfrieg auch auf den Geefrieg 
anwenden mögen. Von den 14 Konventionen ijt die über Ein- 
richtung eines internationalen Brijengerichtshofs und das Verbot 
des Schleudern von Geſchoſſen und Grplojivftoffen aus Luft: 
ballons nicht ratifiziert worden, die übrigen zwölf haben auch 
nicht alle beteiligten Staaten genehmigt, Deutichland hat alle 
zwölf ratifiziert, Frankreich feine. — Die dritte Haager Kon 
ferenz wird im Jahre 1914 ftattfinden. 

Striedensrichfer jind in England Drgane der Selbjtver- 
waltung. Das Amt, das ein Ehrenamt it, und Das von der 
Regierung aus dem Bolt erwählte Beamten befleiven, erſtreckt 
jih auf die Vorunterjuchung bei DBerbrechen, die Polizeiver— 
waltung, Bolizeigerichtsbarfeit und auf die Entſcheidung in 
geringfügigeren Brivatrechtsitreitigfeiten. — Etmas anderes find 
die Kriedensrichter oder Schiedsmänner in Deutjchland. 
Hier find es ehrenamtlich tätige, von der Gemeindevertretung 
gewählte Berjonen, die zivilrechtliche Streitigkeiten, auch) Belei— 
digungen, auf Anrufen durch Vergleich oder Schtedsipruch er- 
ledigen jollen (preußiiche Schiedsmannsordnung vom 29. März 
1879). Nach 8 420 der Strafprozebordnung it eine Beleidigungs- 
fage in gewiſſen Fällen erjt zuläfiig, wenn ein Sühnenerjuch 
vor einer Vergleichsbehörde fruchtlos geblieben ift. Sn andern 
Bundesjtaaten heißen dieſe PVergleichsbehörden Sühneämter, 
vergl. Gemeindegerichte. 

Sriedensverein, Abkürzung für den „Verein für deutſche 
Friedensarbeit in der Nordmark“. Der Berein, gegründet 1910, 
—— die Wahrung nordſchleswigſcher Gigenant, Ehrung der 

Mutterfprache, der deutfchen wie der dänischen, Achtung des 
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Volkstums, vornehme Gerechtigkeit gegen die däniſchen Nord- 
ichleswiger, Befämpfung alles nationalen Fanatismus auf beiden 
Seiten, bewußte Arbeit an unjerem Bollstum. U. a. will er 
durch Weiterbildung der Jugend auf Bolkshochichulen, Fach: 
ichulen und Fortbildungsanitalten die nordjchleswigiche Jugend 
in enge Fühlung mit dem deutjchen Geijtesleben bringen, durch 
bildende Vorträge, wertvolle Gejelligkeit, Verbreitung guten Leſe— 
Itoffs, Förderung der Heimatskultur die Deutjchgejinnten Nord: 
ichleswigs jammeln, injonderheit auch die, die ihre däniſche 
Mutteriprache lieb haben. Der Verein tritt alfo jeder auf Unter- 
drüdung des dänischen Volkstums gerichteten, mit den jtaatlichen 
Mitteln der Gewalt arbeitenden Politik in der Nordmark ent- 
gegen, er will aber auch durch Kulturarbeit das Deutjchtum 
innerlich jo ſtark machen, daß es ſich überhaupt nicht verlieren 
fann, und fo reich, daß es Nordichleswig Wertvolles zu bieten hat. 

Sriedliche Purhdringung, |. Penetration pacifique. 

Friendly · Societies, freiwillige Hilfskaſſen in England, die 
Unterſtützungen in Kranfheits:, Sterbe- und Geburtsfällen ge— 
währen. Dieſe Hilfskaſſen ſind außerordentlich verbreitet, und 
einige von ihnen zählen mehrere hunderttaujend Mitglieder. 

Sriftwahlen jind Wahlen zu Bolksvertretungen, die nicht 
für jämtliche Wahlfreife an einem und demjelben Tag, 
jondern während eines längeren Zeitraums ftattfinden. Frijt- 
wahlen jind 3.8. die Wahlen zum englijfchen Unterhaus, da— 
gegen jind die Wahlen zum Deutjchen Reichstag zc., die im ganzen 
He am gleichen Tag vorgenommen werden müjjen, Termin: 
wahlen. 

Sronde, eine Partei, die in Frankreich während der Minder— 
jährigkeit Ludwig XIV. den Verſuch machte, ſich Mazarin und 
dem von ihm beherrichten Hof zu widerjegen, und deren Wider: 
ſtand in den Jahren 1648—53 zu inneren Unruhen führte. Noch 
heute nennt man den Kampf der Großen mit den Minijtern um 
die Macht Fronde. 

Sronden (Fronen, Nobote), Dienjtleiftungen, die entweder 
unentgeltlich oder gegen eine geringe, einjeitig feltgejegte Ver— 
gütung geleiftet werden müſſen. In der Bauernbefreiung wurden 
alle privatrechtlichen Fronden, die früher eine große Rolle ge- 
jpielt haben, aufgehoben, und es beitehen nur noch öffentlich- 
rechtliche Dienftleiftungen, die Staat, Gemeinde oder ein anderer 
Gelbjtverwaltungstörper kraft Gejeges fordern lann. 

Srontdänke, die Leitungen der liberalen und konjervativen 
Partei im englijchen Unterhaus. 

Sudsjagd bei Streits (la chasse aux renards), die Ver: 
folgung der Arbeitswilligen, die man durch Drohungen und auch) 
durch Mißhandlungen am Arbeiten zu hindern Jucht. 
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— — Stiftung. 

Aunndierles Einkommen iſt das Einkommen, das aus Ver: 
mögensbelit fließt (allo aus Grund:, Gewerbes, Gebäude- und 
KRapitalbeiit), im Gegenſatz zu dem bauptfächlich aus Arbeits- 
lobn beftebenden, nicht fundierten Ginlommen. Das fundierte 
Einkommen bietet bei gleicher Höhe Durch feine meilt längere 
Dauer, durch die größere Sicherheit der Wirtjchaft eine günitigere 
wirtſchaftliche Lage als das unfundierte, und daraus rechtfertigt ſich 
auch eine verschiedene Steuerliche Behandlung (ſ. Einkommenſteuer). 

Anndierfe (Eonjolidierte) Hhulden waren im Gegenjat 
zu den flottierenden (fchwebenden) Schulden jolche, für deren 
Verzinfung und Tilgung gemilje Staatliche Einnahmequellen 
dauernd beftimmt oder verpfändet find. Dieje Urt von fundierten 
Schulden fommt heute nur noch bei Staaten vor, deren geringe 
Kreditwürdigfeit eine jpezielle Sicherheit zu fordern ſcheint. Wir 
nennen beute fundierte Schulden alle Anleihen, die auf lange 
Zeit oder überhaupt ohne feite Tilgungspflicht aufgenommen 
find, bei denen die Gläubiger fein Kündigungsrecht haben. Dieje 
Form von Anleihen ift alfo da angezeigt, wo es fich um Unter: 
nehmungen, die auch jpätern Gejchlechtern zu gute fommen, oder 
um außergewöhnliche Fälle, wie Kriege, handelt. Die fundierten 
Schulden jind entweder Tilgungsjchulden (ſ. d.), für die be— 
ſtimmte Heimzahlungsfriſten feitgejeßt find, oder Rentenſchulden 
(1. d.), Schulden ohne Tilgungspflicht, nur mit dem Recht 
der Rückzahlung. 

SFürforge-Erziehung ijt die jtaatliche Jwangserziehung. Nach 
dem Neichsitrafgejegbuch können ftrafunmündige Kinder (unter 
2 Jahren) oder Kinder von 12—18 Sahren, bei denen das 
Gericht nicht das volle Bewußtjein der Strafbarkeit annimmt, dann, 
wenn jte der notwendigen Erziehung und Aufficht entbehren und 
der Gefahr fittlicher Verwilderung ausgejett find, zur Zwangs— 
erziehung einer Familie oder Anſtalt bis zum 20. Lebensjahr zu— 
gewiejen werden. Das Bürgerliche Gefeßbuch iſt dann noch weiter 
gegangen und hat die Fürjorge (in einer Familie oder Anftalt) 
vorgejehen nicht nur dann, wenn das Kind eine ftrafbare Tat 
begangen bat, jondern auch, wenn das geiltige oder leibliche 
Wohl des Kindes durch das fchlechte Beilpiel der Eltern ge- 
fährdet ift, wenn das Bormundschaftsgericht es für nötig oder 
zwecmäßig hält, oder wenn nur durch Fürforgeerziehung ein 
völliges jittliches Verderben verhütet werden fann. Auf Grund 
diejer Bejlimmungen haben die Einzeljtaaten Ausführungsgeieße 
erlafien. In Bjterreich erfolgt gegen jtrafunmündige Perjonen 
für Begehung jtrafbarer Handlungen häusliche oder polizeiliche 
Züchtigung bezw. Unterbringung in eine Zwangsarbeit: oder 
Bellerungsanftalt. 
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Sufion, Berichmelzung verjchiedener Parteien, auch Ver— 
Ichmelzung und Vereinigung von Aktiengejellichaften (ſ. d.), ver: 
Ichiedener Staatsanleihen zu einer gemeinjamen Anleihe. 

Znuttermittelzölle. An Futtermitteln dürfen nach dem Zoll 
tarif von 1902 frei eingeführt werden: Futterrüben, Kleie, Mais— 
fuchen, Reisabfälle, Olkuchen und Schlempe — joweit dieſe Pro⸗ 
dukte lediglich zur Viehfütterung Verwendung finden —; Grün— 
futter aus Vertragsſtaaten darf ebenfalls frei eingeführt "werden, 
unterliegt aber jonit einem Zoll von 1 ME. für den Doppelzentner. 
Dagegen unterliegen Mais und Gerjte immer einem Zoll, und 
zwar Mais und Dari einem jolchen von 5 ME. pro dz (Vertrags: 
tarif 3 ME.) und Gerite einem jolchen von 7 ME.; doch ijt Futter: 
gerite, die für Mälzereizwecde unbrauchbar (}. Denaturierungsver- 
fahren u. Eojingerjte) gemacht tft, nach Dem Bertragstarif zu 1,30 ME. 
bezw. 2 ME. pro dz (je nach den Bertragsitaaten) zugelajjen. 


G. 


Gablonzer Syſtem, ein Syſtem der Armenpflege, bei dem 
dieſe (nach dem Vorbild in der Stadt Gablonz) ausſchließlich 
einem Verein übertragen iſt. Der Gegenſatz iſt das Elberfelder 
Syſtem (ſ. d.). 

Gallomane, ein Schwärmer für franzöſiſches Weſen. 

Gallophile, ein Franzoſenfreund. 

Garantie. Am Staatsrecht verſteht man Darunter zunächſt 
alles, was geeignet ijt, die bejtehenden Berfaljungen in ihrem 
Beitand zu erhalten und ihre Durchführung zu fichern; ferner die 
Sicherheit, Die Durch die Verfaſſung für die Freiheit der Perſon 
die freie Meinungsäußerung uff. gegeben ſind (fonjtitutionelle 
Garantien). Zuerjterem gehören die Rechtseinrichtungen, die Die Ver— 
faljungen vor unbefugter oder übereilter Aufhebung oder Verände— 
rung ſowie vor willlürlicher Verlegung ficheritellen jollen, wie die 
Borjchrift der Übereinjtimmung von VBoltsvertretung und Regierung, 
der Berfaffungseid der Landesherren und Staatsdiener, die Minijter- 
verantwortlichkeit, Unabjegbarteit der Nichter u. a. Völkerrechtli 
fommen Garantieverträge vor zwilchen Staaten, die fich 
verpflichten, einen ſtaats- oder völferrechtlichen Zuftand aufrecht: 
zuerbhalten. Sp wurde im Jahre 1867 die Neutralität Luxem— 
burgs von den Großmächten garantiert. Im öffentlichen Recht 
findet fich die Garantie als die Bürgſchaſt des Staates für Die 
Anleihe einer armen Gemeinde, jür ein gemeinnüßiges Privat- 
unternehmen; z. B. garantiert der Staat, um das Zujtandelommen 


einer Gijenbahn zu ermöglichen, Der Gifenbahngejellfchaft einen 


beftimmten Zinsfuß, für den er aufzulommen bat, wenn und 
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joweit die Einnahmen der Bahn nicht ausreichen. Nach Art. 72 
der Neichsverfaflung kann in Fällen eines außerordentlichen Be- 
dürfniffes im Wege der Neichsgeleßgebung die Übernahme der 
Garantie zu Laſten des Neichs erfolgen. 

Garantiegefeg. Das Garantiegejeg vom 13. Mai 1871, das 
Stalien nach Einverleibung Noms und des Kirchenjtaats erlajien 
bat, jicherte dem Papſt die Stellung eines Souveräns, die Un- 
verleglichteit feiner Berjon, die Erterritorialität des Vatikans und 
Laterans 20. Der Papſt behielt das Necht auf eine eigene Leib— 
wache, auf Empfang und Beglaubigung von Gejandten, auf ein 
eigenes Poſt- und Telegraphenamt, und das Geje garantierte 
die Freiheit der Konzilien und des Konklaves. Schließlich wurde 
dem Papſt eine Jahresrente von 3225000 res. ausgejeßt. Die 
Päpſte haben das Garantiegejeg nicht anerfannt und die ihnen 
aufbewahrte Rente nicht erhoben. 

Gartenftadtbewegung. Nach engliichem Vorbild hat jich auch 
in Deutjchland 1902 eine Deutjche Gartenstadt-Gejelljchaft 
gebildet, die zur Bejjerung der Wohnungsverhältnilje und Bekämp— 
fung der Wohnungsnot in den Städten von diejen entfernt die 
Grrichtung von billigen, je mit einem Garten umgebenen Ein— 
familienhäufern durch Genojjenjchaften im Zuſammenwirken mit 
Staat und Gemeinde nach bodenreformerijchen Grundjägen 
anjtrebt. Die Häuschen jollen den Genojjen entweder nur vermietet 
werden, oder es jollen zwar die Häuschen, nicht daS Land ver- 
fauft werden, diejes vielmehr im &igentum der Genojjenjchaft 
bleiben (Erbpacht), oder es joll ein Rücktaufsrecht der Genoſſen— 
Ichaft zum Erwerbspreis fejtgelegt werden, um jo jede Boden- 
ipefulation zu verhindern. Der Deutjchen Gartenjtadt-Gejelljchaft 
gehören über 40 Gemeinden forporativ an; gemeinnüßige Gejell- 
ichaften haben jich in mehreren Städten gebildet und unter Aus— 
ichluß der Spekulation jolche Siedelungen angelegt. In Hopfen- 
garten bei Magdeburg ijt auch eine Gartenstadt angelegt worden, 
bei der ein Teil der Häujer jamt Land mit einem Wieder- 
verfaufsrecht für 30 Jahre zum gemeinen Wert verkauft wurde, 
um mit dem Erlös den Bau von Einfamilienhäufern zum Ver— 
mieten an vermögensloje Genojjen zu ermöglichen. s 

Gasftener, j. Zeuchtmitteliteuer. 

Gebäudeſteuer (Hausiteuer) ijt eine Steuer auf den Ertrag, 
den der Eigentümer oder Nutznießer aus der Nutzung eines Ge- 
bäudes zieht. Sie iſt aljo eine Grtragiteuer. Die Gebäudejtener 
fommt in verichtedenen Formen vor, vor allem als Mietsertrag- 
oder Hauszinsiteuer (Preußen, Bayern, Djterreich), die von dem 
tatjächlichen Mietwert des Hauſes ausgeht; an ihre Stelle tritt 
in ländlichen Gemeinden die Hausklaſſenſteuer (Preußen, 
Dfterreich), die die Gebäude nach Größe, Bejchaffenheit 2c. in 
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gewiſſe Wertklajjen einteilt und danach bejteuert, oder die Areal- 
jteuer (Bayern), bei der der Ertrag feitgeitellt ‚wird dadurch, 
daß man für 1 Ar die höchite Klajje der Grunditeuer (5 ME.) 
zugrunde legt und dieſe 5 ME. mit der Größe des überbauten 
Blages und der Hofräume multipliziert. Eine weitere Form der 
Gebäudeſteuer it die Gebäudemwertjteuer, die den verfehrs- 
mäßigen Kapitalwert unter Berüdjichtigung der Lage, des Um— 
fangs, der Nußbarkeit, der baulichen Einrichtung ze. fejtitellt und 
ihn als Maßſtab für die Bejteuerung wählt (Württemberg, Baden). 
Dieje Form nähert jich aljo bereits einer Vermögensiteuer. In 
Preußen, wo durch das Aufhebungsgejeg vom 14. Juli 1893 der 
Ertrag der Gebäudeſteuer den Gemeinden überwiejen iſt, iſt den 
Gemeinden die Einführung bejonderer Steuern vom Grund- 
bejig geitattet, 3. B. höhere Bejteuerung der Baupläße. Cine 
bejondere Art der Gebäudejteuer bejigt jchlieglich Frankreich (auch 
Belgien) in jeiner Fenſter- und Türjteuer, die davon aus— 
geht, daß die Zahl der Türen und Fenfter eines Haujes, die 
nach den Straßen, Höfen und Gärten hinausgehen, auf den Er— 
trag jchließen läßt. Die Beſteuerung geht nach einem Tarif, 
dejjen Säge mit der Größe der Ortjchaft, des Haujes und mit 
der Art der Öffnungen wachjen. 

Gebühren jind vom Staat oder den Gemeinden einjeitig 
fejtgejegte Vergütungen, die für bejondere Snanjpruchnahme der 
behördlichen Tätigkeit nach) Maßgabe der Leiſtung erhoben 
werden. Die Form der Gebühren ijt verjchieden. Die Gebühren 
fließen heute meijt der Staatskaſſe zu, jeltener den Beamten, die 
die Amtshandlung vornehmen, wie 3. B. die Sporteln der 
Rechtsanwälte, Notare, Gerichtspollzieher, die Stolgebühren 
der Geiftlichen. 

Gebührenäguivalent, eine AUusgleichungsabgabe, die der Staat 
von allen Gütern der toten Hand erhebt. Dadurch, daß Die 
Hüter durch Generationen in einem Beſitz feitgehalten werden, 
verliert der Staat die Steuern aus Erbgang oder jonjtigem Be- 
figwechjel. Die Steuer wird entweder durch einen bejonderen 
jährlichen Zujchlag zur Grundjteuer (Eljaß-Lothringen, Frant- 
reich) oder Durch eine periodiiche Abgabe erhoben (Bayern erhebt 
alle 20 Jahre 1/0 des Wertes des Jmmobiliarvermögens, Oſter— 
reich bejigt für jede Bejigdauer von 10 Jahren ein Aquivalent, 
das in verjchiedenen Sägen von Erwerbsgefellichaften, von Stif- 
tungen, Gemeinden, Kirchen 20. erhoben wird). 

Gebundener Berkehr ijt der unter Zolllontrolle ſtehende 
Warenverfehr. 

Gebundenes Mandat, j. Mandat. 

Gefälle jind auf Grund und Boden vubende, halb öffent: 
liche, halb privatrechtliche Leitungen der Grundbefiger an die 
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Grundherren (BZehnten, Gilten, Grundzinfe, Handlöhne ujf.). 
Mit Aufhebung der Grundherrlichkeit und durch die Ablöſungs— 
geiege find fie verſchwunden. 

Gefängnisardeit. Sie ijt ein Teil des Strafvollzugs und dient 
jowohl der Grziehung und Befjerung der Gefangenen als der 
teilweifen Deckung der Kojten des Strafvollzugs. Die Gefängnis- 
arbeit tritt häufig Durch niedrige Preiſe in eine ſchädliche Kon— 
kurrenz mit einzelnen Gewerben. Sie iſt entweder reiner Staats— 
betrieb oder reiner Privatbetrieb (Entreprife, Kontrakt-Leaſy— 
ivitem). In dieſem Fall können, wie in den amerifanijchen 
Stüdftaaten, die Unternehmer die Sorge für den gejamten Straf- 
vollzug übernehmen, aljo auch für Bejchaffung der Gefängniffe, 
für das Aufſeherperſonal 2c. jorgen, oder der Staat jtellt zwar 
die Gefängnifje und das Aufjichtsperjonal (wie in Frankreich), 
der Unterhalt und die Arbeit aber werden an Unternehmer ver- 
pachtet, oder es bleibt, wie in Preußen, der Strafvollzug ganz 
jtaatlich, entbehrliche Arbeitskräfte arbeiten, aber unter Aufjicht 
des Staates, für Unternehmer, die das Nohmaterial und die 
Werkzeuge liefern. Zwijchen Staats: und Privatbetrieb und in 
Verbindung mit einem von ihnen ſteht das Akkordſyſtem, bei dem 
die jtaatliche AUnjtaltsverwaltung die Produktion leitet, die Unter- 
nehmer das Material, event. auch Werkzeuge und Majchinen zur 
Verfügung stellen. Die Berwaltung liefert dann zu fejtgejegten 
Preiſen vertragsmäßig die Waren. 

Gegenproße, bei Abjtimmungen, deren Reſultat zweifelhaft 
ijt oder genauer feitgejtellt werden joll, die umgekehrte Ab— 
ftimmung. Wer aljo bei der eriten Abjtimmung ſich erhoben 
bat, bleibt jeßt jigen, oder wer mit „Ja“ gejtimmt hat, ftimmt 
nun bet der Gegenprobe mit „Nein“ und umgekehrt. Vergl. 
auch Hammeljprung. 

Gegenfeitigkeitsgefellf haften (Gejellichaften a. &.) jind im 
Berjicherungsmwejen Berficherungsvereine, deren Mitglieder den 
einem Mitglied erwachjenen Schaden gemeinjchaftlich tragen. 
Obwohl, wie bei einer Berjicherungs-Xktiengejellichaft, der Ver— 
jicherungsnehmer eine Prämienzahlung leiftet, ift er Gejelljchafter 
des Berjicherungspereins, und der Überjchuß der Gefelljchaft 
fommt in Form jog. Dividenden den Mitgliedern zu gute, um— 
gekehrt jind die Gejellichafter event. auch zu Nachſchüſſen ver- 
pflichtet. Die Organifation der ©. a. G. gleicht im großen 
Ganzen der Aktiengeſellſchaft. In der Arbeiterverficherung fom- 
men die Gegenjeitigfeitsgejellichaften als „Hilfskaſſen“ (ſ. d.) vor. 

Gegenfeitigkeits-(Reziprozitäts-Jprinzip, dev Grundſatz, 
daß ein anderer Staat oder jeine Angehörigen innerhalb des 
eigenen Staats jo behandelt werden, wie der eigene Staat oder 
jeine Angehörigen von dem andern Staat behandelt werden. 
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Der Grundjag der Neziprozität, der heute immer allgemeinere 
Anerkennung findet, iſt in Gejegen, vielfach auch in Staatsver- 
trägen ausdrüclich feitgelegt, jo in Handelsverträgen, Urheber: 
vechtsverträgen ꝛc. (Bergl. auch Zolltarif). 

Gegenzeichnung, Kontrajignatur, in einer fonjtitutio- 
nellen Monarchie die Mitunterjchrift einer landesherrlichen 
Verfügung durch einen oder einige Minijter, die dadurch die 
Berantwortlichkeit für den recht und zweckmäßigen Inhalt jener 
Verfügung übernehmen. Nach der Deutjchen Reichsverfafjung 
(Art. 17) bedürfen die vom Kaiſer im Namen des Reiches er- 
laſſenen Anordnungen und Verfügungen der Gegenzeichnung des 
Reichsfanzlers. Kundgebungen, in denen der Monarch nur dem 
Minifterium Dienjtbefehle gibt, ferner Akte des militärifchen 
Dberbefehls, bedürfen einer Gegenzeichnung nicht. An Stelle 
des Neichsfanzlers können auch die vom Kaiſer ernannten Stell- 
vertreter des Kanzlers die Gegenzeichnung vornehmen. 

Geheimer Iuftizraf, ein beim Kammergericht in Berlin be- 
jtehender Gerichtshof, bei dem die Mitglieder der föniglichen und 
der fürjtlich Hohenzollernjchen Familie ihren perjönlichen Gerichts- 
ftand haben. Er zählt in eriter Inſtanz fünf, in zweiter jieben 
Mitglieder. 

Geheimer Hat (Staatsrat), ein in einigen Bundesjtaaten 
bejtehendes Kollegium, das wichtige Gejeßgebungsentwürfe vor 
ihrer Borlage an die Stände zu begutachten hat. 

Geheimes Stimmredt. Nach dem Wahlgejeß für das Deutjche 
eich und dem Wahlreglement find die Stimmzettel außerhalb 
des Wahllofal3 mit dem Namen des Kandidaten, dem Der 
Wähler jeine Stimme geben will, handjchriftlich oder im Wege 
der Bervielfältigung zu verjehen. Der Wähler hat in einem 
Nebenraume („Wablflojett”), der nur durch das Wahl- 
(ofal betretbar und unmittelbar mit ihm verbunden tft, oder an 
einem vor Beobachtungen geficherten Nebentijche jeinen Stimm— 
zettel, der von weißem Papier jein muß und mit feinem äußern 
Kennzeichen verjehen jein darf, unbeobachtet in den ihm übergebe- 
nen, mit einem amtlichen Stempel verjehenen Umschlag zu ſtecken 
und den Umjchlag mit dem Stimmzettel dem Wahlvorjteher oder 
dejjen Stellvertreter zu übergeben, der ihn jofort uneröffnet in 
ein „verdechtes Gefäß“, die Wahlurne, zu legen bat. Stimm: 
zettel, die die Wähler nicht in dem abgeftempelten Umfchlag, oder 
die fie in einem mit einem Kennzeichen verjehenen Umfchla ab- 
geben wollen, bat der Wahlvorjteher zurückzuweiſen, Bes 
Stimmzettel jolcher Wähler, die ich nicht in den Nebenraum 
oder an den Mebentifch begeben haben. Ahnliche Vorſchriften 
gelten für die Landtagswahlen, wo dieje geheim ſind. 
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Geheimfonds jind Statspoften, die einzelnen Staatsbehörden 
zur Verfügung geftellt werden, ohne daß fie über ihre Ver: 
wendung im einzelnen Nechenjchaft abzulegen haben, 3. B. Aus— 
gaben für geheime diplomatische Zwecke, für die Geheimpolizei. 

Geiſtliche Geridtsharkeit. Während früher die Kirche, vor 
allem die katholische, die Kriminal- und Zivilgerichtsbarfeit über 
Heiftliche und in gewiſſen Angelegenheiten auch über Laien in 
weitem Umfang beanjpruchte und beijpielsweie in Gbhejachen 
bis in unfere Zeit ausübte, iſt heute die firchliche Gerichtsbarteit 
im Deutichen Reich auf die Kirchenzucht bejchräntt, und Dieje 
Disziplinargewalt ift der Aufficht des Staates unterftellt. Dem 
Schuße der bejtraften Geiftlichen und Laien dient das Nechts- 
mittel des recursus ab abusu (Nefurs gegen Mißbrauch) und 
das Vlazet (vergl. dort). 

Gelbbuch, j. Blaubuch. 

Gelbe Gefahr, die Bedrohung der fulturellen, wirtjchaft- 
lichen, politifchen und militärischen Macht der europätjchen 
Völker Durch die mongoliche Raſſe. 

Gelbe Gewerkfdaften, vergl. Gewerkſchaften. 

Gelbe Preffe, die in Senjation machenden Zeitungen in den 
Vereinigten Staaten und England, dann auch die imperialiftiiche 
Preſſe beider Länder. Die führende G. P. Amerifas iſt in den 
Händen des amerikanischen Zeitungstönigs Hearſt, die Englands 
wird repräjentiert durch die Daily Mail, deren Gründer U. E. 
Harmsworth it. Man jpricht daher auch von Hearſtpreſſe 
und Harmsworthpreſſe. 

Gemeindegerichte jind die auf Grund des S 14 des Gerichts- 
verfaffungsgejeges Für vermögensrechtliche Anjprüche bis zu 
60 ME. zugelajjenen Gerichte, die mit Gemeindebeamten bejett 
jind. Sie bejtehen in Württemberg und Baden. Gegen ihre Ent- 
icheidungen haben beide Teile die Berufung auf den ordent- 
lichen Nechtsweg. Sie funktionieren auch als Sühneämter 
(j. Friedensrichter). Ähnliche Gerichte, jedoch mit erweiterten Be— 
fugniljen, bejtehen in Djterreich unter dem Namen „Gemeinde- 
vermittlungsämter“. 

Gemeindeordnung, Das jtaatliche Geſetz, das die Verfaſſung 
und die Berwaltung der Gemeinden regelt. Da die VBerjchieden- 
beit der Verhältniſſe in den größeren Städten und den kleineren 
Gemeinden eine differenzielle gejegliche Negelung verlangt, jo be— 
jigen manche Staaten eine Gemeindeordnung für Städte (Städte- 
ordnung) und eine für die Landgemeinden (Landgemeindeordnung). 
Die allgemeinen Grundjäge find jedoch beiden gemeinjam. 

Gemeinderat (Stadtrat), eine Körperjchaft entweder zur 
Vertretung der jtimmberechtigten Gemeindebürger oder zur Ber: 
waltung der jtädtilchen Angelegenheiten. Seine Stellung und 
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Aufgaben wie das Wahlrecht find demgemäß verjchieden in den 
einzelnen Bundesitaaten geregelt. Als Stadtverordnetenver- 
jammlung (Kollegium der Gemeindebevollmächtigten, Bürger: 
vorjteherfollegium) iſt der Gemeinderat Vertretung der Snterejjen 
der Gemeindebürger gegenüber dem die Verwaltung führenden 
£ollegialen oder einzelnen Gemeindevorjtand, oder er ift dieſer 
follegiale Gemeindevorjtand jelbjt mit dem Bürgermeijter an der 
Spite, wie in Württemberg und Baden; dann jteht ihm als 
Kontrollorgan der Bürgerausjchuß gegenüber. In Sachjen 
fönnen die Städte an Stelle des Stadtrats und der Stadtverord- 
netenverfammlung einen beide Kollegien zufammenfajjenden Ge: 
meinderat bilden. 

GHemeindeftenern. Die Gemeinden gründen ihren Haushalt 
wie der Staat auf zwei Arten von Ginnahmen: auf die Ein- 
fünfte aus ihrem Privatbefig und ihren Brivatbetrieben (Wald, 
SGebäude- und Grundbeſitz, Waſſerwerke, Gas- und Gleftrizitäts- 
betriebe, Vieh- und Schlachthäufer, Straßenbahnen, Leihhäufer, 
Theater, Brauereien, Steinbrüche, Banken 20.) und auf Die 
öffentlich-vechtlichen Einkünfte. Das können fen Gebühren 
für Benügung der Bolizeiverwaltung, der Unterrichts-, der Be- 
erdigungsanftalten und jonjtiger fommunaler Einrichtungen. Da- 
zu gehören auch die „Beiträge“, die Hausbefiger zur Herjtellung, 
Unterhaltung und Reinigung von Straßen, zur Kanalijierung 
und ähnlichen Gemeindeunternehmungen zu leiften haben. Das 
Rückgrat der Gemeindefinanzen find aber die Gemeindejteuern, Deren 
Grundlage die Staatsiteuern bilden. Die Gemeindejteuern 
fönnen mehr oder weniger unabhängig von den Staatsjteuern 
jein. Der Staat überläßt den Gemeinden bejondere GSteuer- 
quellen, oder er läßt bejondere Methoden der Veranlagung oder 
befondere Steuerfäße zu. Dabei fann der Staat vorbehältlich 
jeines Aufjichtsrechts den Gemeinden weitgehende Freiheit ein- 
räumen, oder er läßt ihnen nur die Wahl zwijchen bejtinunten 
Arten. Die häufigſte Form der Gemeindejteuern iſt aber Die 
der Zuichläge zu den Staatsiteuemn (Gemeindeumlagen), 
wobei die Gemeindejteuern in der Negel in Prozenten der 
Staatsjteuern ausgedrückt werden. 

Gemeindeverband. Bereinigung mehrerer jelbitändiger Ge- 
meinden zu einem Verband mit eigener Organijation, der alle 
oder einzelne gemeinjame Aufgaben der zujammengejchlojjenen 
Gemeinden zu löfen hat. Gemeindeverbände höherer Ordnung, 
denen die Grledigung gewiſſer ftaatlicher Aufgaben übertragen 
ist, Iind in Preußen die Provinzen und Kreije, ferner zur Aus: 
übung der Ortspolizei die Amtsbezirte mit dem Amtsvorſteher 
an der Spiße, in Bayern die Kreiſe und Dijtriltsgemeinden, in 
Württemberg die Amtstörperichaften, in Sachjen die Bezirks: 
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verbände, in Baden die Kreije, in Öfterreich die Kronländer und 
die Bezirke (diefe nur in Böhmen, Galizien und Gteiermarf). 
In einzelnen Provinzen Preußens, ferner in den ſüddeutſchen 
Staaten fommen die Gejfamtgemeinden (Nmtsgemeinden, 
Bürgermeiftereien) vor. Die Organe der Gejamtgemeinden führen 
in weiten Umfang die unmittelbare Zeitung und Die Kontrolle 
der Verwaltung der zur Gejamtgemeinde gehörigen Ginzelge- 
meinden, ohne daß dieſe aber ihre rechtliche Selbjtändigfeit ein- 
gebüßt haben. Gine bejchräntte Form der Gemeindeverbände find 
ichließlich die Zwecverbände (ſ. d.), die zu bejondern Zwecken, 
wie Schul, Armenzweden, für Weg- und Deichanlagen, zur Ber- 
jorgung mit Waſſer oder Glektrizität uff. gebildet werden. In 
Öfterreich, wo ſolche Zweckverbände in einigen Kronländern 
vorlommen, beißen fie „Konturrenzen“ Dieje Form der 
SGemeindeverbände ermöglicht weniger leistungsfähigen Gemeinden 
die Erfüllung größerer Aufgaben, und jie findet immer aus- 
gedehntere Verbreitung. 

Gemeindevermittlungsamt, j. SGemeindegericht. 

Gemeinde-(Rranten-)Berfiherung tritt für die VBerjicherten 
ein, die nicht einer bejondern Zwangskrankenkaſſe (Orts- oder 
Betriebskrankenkaſſe) oder einer die gejeglichen Mindeſtleiſtungen 
gewährenden Hilfstafje angehören. Sie find Direft von den 
Gemeinden eingerichtet, die Verjicherten bejigen feine Beteiligung 
an der Verwaltung, ihre Zeiltungen jind geringer als Die der 
Ortskrankenkaſſen. Obwohl jie deshalb nur da, wo andere 
Kaſſen nicht vorhanden find, eingreifen, hat die Gemeindefranfen- 
verjicherung Doch eine außerordentliche Ausdehnung gewonnen. 
Die Leiftungen bejtehen 1. in freier ärztlicher Behandlung nebjt 
Gewährung von Arznei und andern Heilmitteln von Beginn der 
Stranfheit ab, 2. im Falle der Erwerbsunfähigfeit vom 3. Tag 
nach dem Tag der Erkrankung in einem täglichen Krankengeld 
in halber Höhe des ortsüblichen Taglohns der gewöhnlichen 
Tagearbeiter. An Stelle dieſer Leiltungen kann unter Umftänden 
jreie Kur und Berpflegung in einem Krankenhauſe treten. Die 
Kranfenunterjtügung Dauert längitens bis zum Ablauf der 
13. Woche nach Beginn der Krankheit, im Falle der Erwerbs- 
unfäbigfeit längitens bis zum Ablauf der 13. Woche des Kranten- 
geldbezugs. An Stelle der Gemeindefranfenverjicherung find 
landesrechtliche Ginrichtungen zugelajien, wenn ſie den An— 
forderungen des Neichsgejeges genügende Leijtungen und feine 
höheren Beiträge aufweilen (Bayern). Neben den Gemeinde- 
franfenverjicherungen bejtehen in Württemberg und Baden die 
jogenannten Kranftenpflegeverficherungen, d. ſ. landes- 
gelegliche Einrichtungen mit geringeren Leiſtungen. Dieje be- 
ſchränken jich meist nur auf Verpflegung im Krankenhaus. 
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Gemeindewaifenraf, ein gemeindliches Hilfsorgan der Vor— 
munDdjchaftsbehörde. Für jeine Tätigkeit hat das Bürgerliche 
Geſetzbuch Borjchriften getroffen, jeine Organijation aber den 
Landesbehörden überlajjen. Der Gemeindewaijenrat hat die zur 
Bormundichaft, Gegenvormundjchaft oder zum Familienrat ge- 
eigneten Berjonen vorzuschlagen, die Vormund- und Pflegichaiten 
zu überwachen, bei Bflichtverjäumnifjen Anzeige zu eritatten, 
Auskünfte über das Ergehen und Berhalten eines Mündels zu 
geben; ein jelbjtändiges Gingreifen bei Pflichtwidrigfeiten jteht 
den Gemeindewatjenräten jedoch nicht zu. Mitglieder der Waijen- 
räte können auch Frauen jein (Watjenpflegerinnen), die in zahl- 
reichen Städten dies Amt mit gutem Erfolg übernommen haben. 

Gemeinheitsfeilung it die Aufteilung des im Gemeineigen- 
tum stehenden Grund und Bodens (vergl. Allmende) unter die 
bisherigen Beſitzer. Sie hat im Norden Deutjchlands zur Auf- 
hebung der Allmenden geführt, während dieje ich in Süddeutjchland, 
im Rheinland und in Heſſen-Naſſau in weiten Umfang erhalten 
haben. In einem weitern Sinn iſt Gemeinbheitsteilung auch die 
Bejeitigung jeder gemeinschaftlichen Nutzung ländlicher Grund- 
jtücke, aljo die Bejeitigung von Grundgerechtigkeiten (Sevrvituten) 
und die Aufhebung der Gemengelage der Grundjtüce durch Zus 
jammenlegung (Flurbereinigung (ſ. d.), Arrondierung, Verkoppe— 
lung, Separation, Konjolidation). Beide jtehen im Zujammen- 
bang dadurch, daß eine Aufhebung der Grunddienjtbarfeiten nur 
möglich it, wenn die Gemengelage der einzelnen Grundjtücde 
bejeitigt wird. 

GHemengelage Der Grundſtücke iſt die Über verjchiedene Teile 
der Flur (Die jog. „Gewanne“) zerjtreute Lage der Grundjtüce 
eines und Desjelben Bejigers. Sie bedingt, da die einzelnen 
Hrundjtüce nur über die Grundjtücke anderer zu erreichen jind, 
eine gleichheitliche Bewirtjchaftung durch alle Grundbejiger, den 
„Flurzwang“, und ijt jo ein jtarfes Hindernis des technifchen 
Fortjichritts. Ihre Bejeitigung erfolgt durch Zujfammenlegung 
der Grundſtücke (vergl. Flurbereinigung). 

Generaldebatte, j. Debatte. 

Generalhandel. Der Generalbandel umfaßt in der Einfuhr 
die aus Dem Ausland in das Ddeutjche Wirtichaftsgebiet ein- 
geführten jowie unmittelbar durchgeführten Waren, in der Aus: 
fuhr die aus dem deutſchen Wirtichaftsgebiet nach dem Ausland 
ausgeführten ſowie die unmittelbar durchgeführten Waren; beides 
zujammen mit Ausnahme der unmittelbaren Durchfuhr ijt der 
Hejamteigenbandel Deutichlands. Der Spezialbandel 
umfaßt die Einfuhr in den freien Berlehr aus dem Ausland von 
Zollausſchlüſſen, von Freibezirten, Niederlagen ujw., zur Ver: 
edelung auf inländische Nechnung, ferner die Einfuhr in die 








Senerallommiliionen — Generalvormundichaft 197 


Zollausjchlüffe zum Verbrauche, die Verbringung von Schiffs— 
bedarf an ausländiichen Waren auf ausgehende deutiche Schiffe; 
die Ausfuhr aus dem freien Verkehr nach dem Ausland einjchliep- 
lich der unter Steuerüberwachung ausgehenden, einer Verbrauchs» 
oder Stempelabgabe unterliegenden inländischen Waren, nach der 
Veredelung auf inländilche Nechnung, ferner die Ausfuhr Der 
im Freibafen Hamburg bergeitellten Waren. 

Heneralkommiffionen, Behörden in Preußen, die zur Durch- 
führung der Gemeinbeitsteilungen errichtet wurden. Ihnen ob— 
liegt auch die Durchführung der Nentengutsgejeggebung (vergl. 
innere Kolonijatton). 

Generalpädter jind die Hauptpächter von Steuern, Mono— 
polen, Zöllen. Früher jehr verbreitet, bejonders in Frankreich, 
it heute dies Syſtem nahezu überall aufgehoben. Die Türkei 
bat ihr Tabatmonopol gegen einen Gemwinnanteil an eine Aktien— 
gejellichaft vom April 1884 auf 30 Jahre verpachtet. Die Kon- 
zeſſion dieſer „Türkischen Tabafregiegefellichaft”“ joll nicht mehr 
erneuert werden. Unterhandlungen wegen Berwandlung der Ver: 
pachtung in ein Staatsmonopol, das von der Dette Publique in 
eigener Regie ausgenußt werden joll, jind mit dieſer von Der 
türkischen Regierung angefnüpft. 

Generalprokuratoren, die jtaatsanwaltlichen Beamten bei den 
höchiten Gerichten in Frankreich, Dfterreich ꝛc. 

Generafräte, die Selbitverwaltungsvertretungen der franzd- 
jtichen Departements. 

Generalfiaaten, Die Landesvertretung in den Itiederlanden (ſ. d.). 

Generafftreik, j. Streif. 

Generalfynode, j. Presbyterialverfaſſung. 

Generaftarif, der Zolltarif, der die Zolljäge auf autonomen 
Wege feitjegt (autonomer Tarif); Gegenſätze: Doppeltarif (1. d.) 
und Konventionaltarif (1. d.). 

Generalvormundfhaft (Berufsvormundichaft). Nach dem 
Recht des Bürgerlichen Gejegbuchs it der Vormund ehrenamt- 
licher, vom Vormundjchaftsgericht jeweils bejonders beitinmter 
Einzelvormund Im Anſchluß an eigentümliche Geitaltungen 
der Bormundichaft in einzelnen Teilen Deutjchlands räumte das 
Einführungsgeieg zum Bürgerlichen Gejegbuch (Art. 136) ver 
LZandesgejeßgebung die Befugnis ein, für bejtimmte Kreije von 
Minderjährigen bejondere Vorſchriften über die Beitellung des 
Vormunds zu erlaljen. Es können entweder Borjtände der unter 
jtaatlicher Verwaltung oder Aufjicht ſtehenden Berpflegungs- 
anjtalten (Unjtaltspormundjchaft) zu Bormündern der in der 
Anitalt oder durch dieje in einer Familie untergebrachten Minder- 
jährigen, oder es können auch Beamte zu Bormündern gewiſſer 
Minderjährigen gemacht werden. Beide Arten der Berufs 
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vormundjchaften oder eine der beiden iſt in einer Reihe von Bundes- 
jtaaten durch Ausführungsgejege zum Bürgerlichen Gejeßbuch oder 
durch bejondere Gejege eingeführt, jei es daß die Berufspormund- 
ichaft kraft Gejeges ohne Mitwirkung des Bormundjchaftsgerichts 
eintritt, jet e$ daß daneben auch die Berufspormundichaft Fraft 
Beitellung vorgejehen ilt (Bayern, Hefjen). In einzelnen Städten, 
3. B. in Dortmund und Straßburg, jind jogenannte Sammel- 
vormundjchaften (Kolleftivvormundjchaften) entjtanden, die 
jfich nicht auf Art. 136 des E.“G. zum B. G. B. jtügen, jondern 
jich innerhalb der Grenzen des allgemeinen VBormundjchaftsrechts 
bewegen. Dieje Einrichtung bejteht darin, dab das Vormund— 
jchaftsgericht die ihm von Gemeinden, Anjtalten, Jugendfürſorge— 
vereinen bezeichneten PBerjonen, die freiwillig zur Übernahme 
mehrerer Vormundichaften bereit jind, in einer Reihe geeigneter 
Fälle zum Vormund der Minderjährigen bejtellt. 

Genfer Konvention it ein internationales Übereinfommen, 
das am 22. August 1864 gejchlofjen und am 6. Juli 1906 revidiert 
wurde, um die Schrecden des Krieges zu mildern, unnötige Grau— 
jamfeiten zu verhüten, das Los der Verwundeten und Erkrankten 
im Kriege zu erleichtern. Den Anjtoß gab der Genfer Menjchen- 
freund Henry Dunant durch eine Schrift über die Lage der Ber: 
wundeten nach der Schlacht von Solferino. Die Konvention 
regelt die Aufnahme und Verpflegung der Berwundeten und Er— 
franften ohne Rückſicht auf die Nationalität und, ob Mitkämpfer 
oder nicht, jie jtellt die beweglichen Sanitätsformationen und 
ſtändigen Sanitätsanitalten unter Schonung und Schuß, Die 
Sanitätsperfonen dürfen nicht als Kriegsgefangene behandelt 
werden. Die gleiche Behandlung wird den Angehörigen der 
freiwilligen Hilfsgejellichaften zu teil. (Schuß- und Erfennungs- 
zeichen ijt das rote Kreuz im weißen Feld). Durch die erite 
Haager Friedensfonferenz ijt die Genfer Konvention auch auf 
den Seekrieg ausgedehnt worden. Die militärifchen Lazarettſchiffe 
nebſt Material wurden dadurch unverleglich, ebenjo die neutralen 
Handelsichiffe, die Verwundete, Kranke oder Schiffbrüchige der 
Kriegführenden aufnehmen. 

Geniefruppen, die technijchen Truppen. 

Genofenfhaften, nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch nur 
noch die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
oder eingetragenen Genojjenjchaften (e. ©.). Nach dem Reichsgejet 
vom 1. Mai 1889 find &. G. „Gejellichaften von nicht gejchloffener 
Mitgliederzahl, welche die Förderung des Grmwerbs oder der 
Wirtſchaft ihrer Mitglieder mittels gemeinschaftlichen Gejchäfts- 
betriebes bezwecken“. Dieſe Genoſſenſchaften erlangen die Rechts: 
fäbigfeit erjt durch den Gintrag in das Genofjenichaftsregüter. 
Die moderne Genofjenjchaftsbewegung, die ihren Ausgangspunlt 


Gentry — Gerechtigfeiten 199 





in England nahm, iſt in Deufchland durch Schulze-Deligfch, der 
in Delitzſch 1849 einen Nobjtoffverein für Schuhmacher und 
Tiſchler und 1850 einen PBorfchußverein gründete, eingeleitet 
worden. Zu gleicher Zeit begann Naiffeifen den genofjenjchaft- 
lichen Gedanken unter Anpaſſung an die ländlichen Verhältniſſe 
zu vertreten. Zunächſt gewannen die Kreditgenojjenjchaften an 
Verbreitung, dagegen blühte die Konfumvereinsbewegung erit in 
den 60er Jahren auf. 1864 wurde aus dem einige Jahre vorher 
gegründeten SZentralbureau der Allgemeine Verband deutſcher 
Erwerbs- und Wirtjichaftsgenofjenichaften gegründet. Im Fahre 
1884 trat auch ein Allgemeiner Berband der landmwirtjchaftlichen 
Genoſſenſchaften ins Leben. Über Konlumvereine vergl. dort. 
Als Hauptarten der Genofjenichaften zählt das Genofjenjchafts- 
geſetz auf: 1) Vorichuß- und Kreditvereine (Darlehenskaſſen, Ge- 
werbe- oder Volksbanken), die die Kreditverhältnijfe ihrer Mit- 
glieder befriedigen, 2) Rohitoffvereine zum gemeinschaftlichen Bezug 
von Rohitoffen, 3) Abſatz- und Magazingenofjenjchaften zum 
gemeinfchaftlichen Verkauf landmwirtichaftlicher oder gewerblicher 
Erzeugnijje, 4) Produktivgenoſſenſchaften zur Heritellung und zum 
Berkauf von Produkten auf gemeinjchaftliche Rechnung, 5) Konſum— 
vereine zum gemeinschaftlichen Einkauf der Lebens- und Wirt- 
Ichaftsbedürfnilje im großen und zum Berfauf im fleinen, 6) Werf- 
genofjjenjchaften zur Bejchaffung von Betriebsmitteln und zu 
ihrer Benußung auf gemeinfame Nechnung, 7) Baugenofjenjchaften 
zur Heritellung von Wohnungen. Nach ihrer Haftpflicht unter: 
jcheiden jtch die Genofjenjchaften: a) in jolche mit unbejchränfter 
Haftpflicht (die Mitglieder haften für die Berbindlichfeiten der 
Genoſſenſchaft ſowohl diefer wie unmittelbar den Gläubigern mit 
ihrem ganzen Vermögen), b) in Genofjenschaften mit unbejchränfter 
Nachichußpflicht (die Mitglieder haften nicht unmittelbar den 
Gläubigern der Genojjenjchaft, jondern nur dieſer mit ihrem 
ganzen Bermögen dafür, daß jie die zur Befriedigung der Gläu— 
biger erforderlichen Nachſchüſſe leijten). Bei beiden Arten darf ein 
Genoſſe nicht mehr als einen Genojjenfchaftsanteil bejiten, e) in 
Genoſſenſchaften mit bejchränfter Haftpflicht (die Haftpflicht der 
Genoſſen ſowohl der Genofjenjchaft wie den Gläubigern gegen 
über ijt auf eine bejtimmte Summe befchränft). In Deutjchland 
gibt es 30500 Genojjenfchaften mit 4’. Mill. Mitgliedern. 
Genfry (engl.), die durch Abjtammung 2c. ausgezeichneten, 
aber nicht zum Adel gehörigen Familien, dann alle Honoratioren 
und durch Bildung, Beſitz ꝛc. politiich einflußreichen Leute. 
Gerehfigkeiten, gleichbedeutend mit Gerechtjamen, d. |. 
rechtliche Befugniſſe mannigfacher Art, die wie Grundftüce ver- 
äußert, vererbt und belajtet werden können. Dahin gehören Be- 
fugnifje, deren Inhalt Reallaften (ſ. d.) bilden, ferner VBerechtig- 
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ungen, die dem jeweiligen Beſitzer eines Gutes zujtehen (Real: 
gewerberechte j. d.), jodann Servitute (ſ. d.) uff. 
Sermanifation, Gewinnung für das Deutjchtum, für deutſche 
Sprache, Gelinnung, Kultur (3. B. in der Oſt- und Nordmarf, 
in Eljaßstothringen). 
Germanomanie, Schwärmerei für das Deutjchtum, Ger: 
manophobie Furcht vor den Deutjchen. 
GHefamtftaatsminiflerium (Staatsminijterium, Miniſterrat), 
das aus jämtlichen Reſſortminiſtern beitehende Kollegium, dejjen 
Leitung der Minifterpräfivent hat. Es dient, vor allem Der 
Sicherung einer einheitlichen Führung der Staatsgejchäfte und 
hat in den meijten größeren Staaten auch obrigfeitliche Aufgaben. 
Geſamtſtimme, j. Kuriatitimme. 

- Hefandtfhaften. Die Sitte jtändiger Gejandtichaften entitand 
in Europa Mitte des 17. Jahrhunderts. Seit dem Kongreß zu 
Aachen zerfallen die Gejandten in folgende vier Rangklaſſen: 
1. Botſchafter, Ambafjadeurs. Die päpitlichen Gefandten 
gleichen Nanges heißen entweder Nuntien oder Legaten. 
Die Botjchafter führen den Titel Excellenz und gewiſſe allgemeine 
Borrechte; 2. die mit dem Titel Gejandte ausgejtatteten, bei 
einer fremden Negierung beglaubigten Diplomaten, bevoll— 
mächtigte Minifter, Anternuntien, außerordentliche Ge— 
jandte; 3. Minijterrefidenten, die beim Souverän und 
4. Gejchäftsträger (charges d’affaires), die nur beim 
Minifterium beglaubigt find. Diplomatijche Agenten find 
entweder folche, die ohne üffentlich-amtlichen Charakter die Ge— 
ichäfte eines Gejandten wahrnehmen, 3. B. bei einer proviſoriſchen, 
noch nicht anerkannten Regierung, oder jolche, denen Gejchäfte 
mit Privaten aufgetragen find, oder die von der Regierung zur 
Einziehung geheimer Grfundigungen abgefandt werden. Den 
Sejandten werden außer Hilfsperfonen wie Legationsräten, 
Attachés, Überjegern, Dolmetjchern nicht felten noch bejondere 
Militärbevollmächtigte und andere Fachleute (Handels:, Yand- 
wirtjchaftsattach6s) beigegeben. (Bergl. die Art. Diploma- 
tifches Corps, Erterritorialität und Konjul). Den ge: 
jandtjchaftlichen Charakter einer Perſon begründet das Kreditive 
oder Beglaubigungsichreiben, wodurch der abjendende Souverän 
dem auswärtigen die Grnennung formell mitteilt. Der völker— 
vechtliche Nepräfentativ-Charalter nebit den davon abhängigen 
Nechten beginnt demnach für den fremden Staat erjt nach amt— 
licher Notifikation von der Miſſion und Perfon des Gefandten. 
Sie endigt mit der Überreichung des Abberufungsjchreibens, 
wofür der Geſandte ein Nekredentialjchreiben (Rekreditive) und 
jeine Päſſe erhält, in außerordentlichen Fällen durch Zurück— 
forderung oder Zurückſtellung dev Päſſe, die Aufforderung zum 
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Berlaffen des Gebiets und Abbruch der Diplomatifchen Be: 
ziehungen. 

Geſchäftsminiſterium nennt man ein Minilterium ohne den 
Charakter einer politifchen Zuſammenſetzung; es iſt vorwiegend 
in Staaten ohne parlamentariiches Syitem vorhanden, in Denen, 
unbebelligt von der Barteien Haß und Gunft, ein reines Beamten: 
minifterium die Gejchäfte erledigt. 

Geſchäflsordnung, die gelamten Beltimmungen über Die 
Formen, in denen eine Behörde, ein Parlament, ein Gemeinde 
follegium, ein Kongreß uff. ihre Aufgaben erledigen. Die Ge— 
chäftsordnung der Parlamente iſt entweder geregelt, wie in 
Bayern, Sachjen, Helfen, durch Gejeß, oder das Parlament gibt 
jich jeine Gejchäftsordnung jelbjt, wie Der Neichstag oder Die 
Barlamente in Preußen, Württemberg. Zu. Bemerkungen „zur 
Geſchäftsordnung“ iſt jederzeit auch außerhalb der Nednerreihe 
das Wort zu erteilen. 

Geſchäftsſteuer, eine Bezeichnung für verſchiedene Börſen— 
jteuern, vor allem die Börſenumſatz- und die Schlußnotenfteuer 
(1. Börjenjteuern). 

Geſchäftsträger, j. Sejandtichaften. 

Geſchloſſene Güter, gejetlich unteilbare Güter, die nur im 
Ganzen verkauft und belajtet, und von denen einzelne Grund: 
jtücke nicht oder nur unter erfchwerenden Bedingungen abgetrennt 
werden können. Gegenjaß: „walzende Güter“, die für fich 
verfäuflich jind, auch wenn jte mit dem gejchlofjenen Gut be- 
wirtichaftet werden. Zu den gejchlofienen Gütern gehören 
Fideikommiſſe und die dem Höferecht unterjtehenden Bauerngüter. 

Geſellenausſchüſſe jind Ausichüffe, die von den bei den 
Snnungsmitgliedern bejchäftigten Gejellen gewählt und an der 
Berwaltung der Innungen und der Handwerkskammern be- 
teiligt jind (SS 95 und 1031 der Gewerbeordnung). Sie haben 
bejonders bei Angelegenheiten des Lehrlingswejens, der Gejellen- 
prüfung mitzumirfen. 

Geſellenvereine jind auf katholiſch-konfeſſioneller Grundlage 
und unter geiftlicher Zeitung jtehende Vereine von Handwerksgeſellen. 
Die Gründung der Vereine, die jeit 1849 in Deutjchland, Djter- 
reich und der Schweiz fich verbreiteten, geht auf den Kölner 
Dompilar Kolping zurüd. Neben Pilege des religidjen Sinns 
dienen jie der Gejelligkeit, dem Unterricht, gewähren reijenden 
und jtellenlojen Gejellen Herberge und bejigen Hilfstaljen ver: 
ichiedener Urt. Die Vereine bilden einen Verband unter einem 
Generalpräjes mit dem Sit in Köln. 

Geſellſchaft für Arbeiterſchutz, die öjterreichiiche Sektion der 
Internationalen Vereinigung für gejeglichen Arbeiterſchutz (1. d.). 
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Geſellſchaft für ethifhe Kultur, j. Ethiſche Bewegung. 

Geſellſchaft für foziale Heform, die deutjche Sektion der 
Internationalen Bereinigung für gejeglichen Arbeiterſchutz (ſ. d.). 
Gegründet 6. Januar 1900, erjtrebt jie die Förderung der Sozial— 
reform auf dem Gebiet der Lohnarbeiterfrage, und zwar durch 
Ausbau der Wrbeitergejeggebung wie durch Förderung der 
genofjenjchaftlichen GSelbithilfe der Arbeiter. Sie veranitaltet 
Vorträge, Kurje, veröffentlicht wiſſenſchaftliche Unterjuchungen 
(„Schriften der ©. f. ſ. R.) uff. 

Geſellſchaft mit befhränkter Saftung (G. m. b. H.), eine 
Form der Handelsgejellichaft, bei der den Gläubigern nur das 
Sejellichaftsvermögen, nicht die Gejellichafter perjönlich haften. 
Die Übertragung der Gefellichaftsanteile ijt erjchwert, jo daß 
diefe Form der Handelsgejellichaft nur auf einen Kleinen Kreis 
von Gejellichaftern berechnet if. Den Gejellichaftern iſt eine 
jtärfere Beteiligung an der Gejchäftsführung als bei der Aktien— 
gejellfchaft gewährt. Das Stammkapital muß mindejtens 
20000 ME., die Stammeinlage mindejtens 500 ME. betragen. 

Geſetzgebende Gewalt (Legislative), j. Staat. — Geſetz— 
gebender Körper gleich Parlament. 

Geſundheilsamt, (Neichsgejundheitsamt) eine im 
Sahre 1876 gejchaffene Neichsbehörde mit beratendem Charakter 
zur Förderung des öffentlichen Gejundheitswejens. Sie zerfällt 
in eine medizinische Abteilung, eine naturmiljenjchaftliche Ver— 
fuchSabteilung und in eine biologijche Abteilung für Land- und 
Forjtwirtichaft. Das Neichsgejundheitsamt hat u. a. neben einer 
Wochenschrift zahlreiche wiljenschaftliche Schriften, populäre „Merk— 
blätter” gegen gewiſſe Krankheiten von Menjchen, Tieren und Pflan- 
zen veröffentlicht. Dem Gejundheitsamt jtehen ein vom Bundesrat 
gewählter Neichsgejundheitsrat und ein Beirat auf dem 
Gebiet der Land» und Korjtwirtjchaft zur Seite. — Ein inter: 
nationales Gejundheitsamt wurde 1909 in Paris errichtet. 
Die Koften der Unterhaltung werden von 10 Staaten getragen. 

Gefundheitskommiffionen . (Sanitätstommilfionen, Geſund— 
heitsräte) find von einigen Staaten zur Beratung und Unter: 
ſtützung der Behörden in janitären Fragen und in der Über: 
wachung der öffentlichen Gejundheitspflege gebildet. In Preußen 
muß für jede Gemeinde mit mehr als 5000 Einw, in Eleineren 
Gemeinden fann eine Geſundheitskommiſſion errichtet werden. 

Getränkeflenern, j. Aufwanditeuern. 

Getreidedepofitenkaffen jollen im Getreideterminhandel Käufern 
und Berkäufern die Erfüllung der Leiltung garantieren. Zu 
diejem ge müſſen entjprechende Depots gegeben werden. Die 
Banken dienen vielfach gleichzeitig als Liquidationstafjen. 

Getreidefagerhänfer, ſ. Silos. 
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Getreideftaffeltarif. Die norddeutichen Bahnen hatten in 
der Zeit vom 1. September 1891 bis 1. August 1894 den ſog. 
Getreideitaffeltarif eingeführt, der befonders für weite Ent— 
fernungen die Frachten für Getreide ſtark ermäßigte. Die Folge 
war, dab das Getreide aus dem deutſchen Djten billig nach 
Süden gefandt werden konnte und den dortigen Getreideprodu- 
zenten ſtarke Konkurrenz machte. Der GStaffeltarif wurde daher 
auf Drängen der ſüddeutſchen Getreideproduzenten wieder auf- 
gehoben. 

Getreideterminhandel iſt ein Zeitgejchäft in Getreide, bei 
dem alle VBertragsbedingungen mit Ausnahme des Preijes nach 
Börjenherfommen fejtgelegt und jo der Willfür der Vertrags: 
Ichließenden entzogen find. Das Getreide verliert jede Bejonder- 
beit der Herkunft ꝛe. und wird lediglich nach gewiſſen her— 
fömmlichen Qualitätsbejtimmungen gehandelt. Ebenſo wird nur 
nach bejtimmten Quantitäten gehandelt, dem jog. „Schluß“ oder 
einem Mebrfachen von ihm. Ferner kann die Lieferungszeit nicht 
beliebig fejtgejeßt, jondern es müljen bejtimmte Termine gewählt 
werden. In Berlin beträgt die Lieferungszeit zwei aufeinander: 
folgende Monate, meiſt April/ Mai oder September | Dftober. 
Der Getreideterminhandel, der durch die Aufhebung jeder 
Andividualität des Getreides feine jpezielle Warenfenntnis mehr 
erforderte, und deſſen Aufmerkſamkeit ſich daher ausjchließlich 
auf die Weltmarftpreisbildung fonzentrierte, ift in dev Gegenwart 
der Träger der Spekulation geworden. Dieje Ausjchaltung der 
Ipeziellen Produftionsbedingungen und damit der Produzenten 
bei der Preisbildung führte zu einer heftigen Gegnerichaft der 
Agrarier gegen den Getreideterminhandel, die im Deutjchen Reich 
zu dem Verbot des Getreideterminhandels durch das Börſengeſetz 
vom 22. Juli 1896 führte. Die Folge war, daß verjchiedene 
Produftenbörjen durch freie Handelsvereinigungen erjeßt wurden, 
die Berliner Produftenbörje, die gleichfalls einige Zeit (1897— 
1900) aufgelöit war, auch nach ihrer Wiedereröffnung in ihrer 
Bedeutung zurücblieb. Sie ſchuf jich dann neue Gejchäftsformen, 
die im großen Ganzen das nämliche, wie der frühere Getreide- 
terminhandel, leijteten. Die wirtjchaftliche Unentbehrlichkeit des Ge— 
treideterminhandels und der Mangel zuverläfliger Breisnotierungen 
zwangen dazu, daß er, wenn auch in bejchränttem Maße, durch 
die Novelle zum Börjengejeg vom 8. Mai 1908 gejeglich aner- 
fannt wurde. Danach jind „die handelsrechtlichen Lieferungs- 
geſchäfte“ in Getreide und Erzeugniſſen der Getreidemüllerei 
zugelajjen, wenn der Abjchluß nach Gejchäftsbedingungen erfolgt, 
die der Bundesrat genehmigt hat, und die Vertragichließenden 
entweder Erzeuger oder Verarbeiter des Getreides 2c. find oder 
jolche Kaufleute oder eingetragene Genofjenjchaften, zu deren 
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Gejchäftsbetrieb der Handel mit Getreide oder Erzeugnijjen der 
Setreidemüllerei gehört. Das reine Differenzgejchäft üt 
aber auch zwiſchen jolchen Kontrahenten verboten. 

Getreidetranfitlager. Im Nordoiten und Südweſten Deutjch- 
lands iſt der Getreidehandel lebhaft an der Durchfuhr von Ge- 
treide interejjiert. Man hat daher in einer Reihe von Städten 
jogenannte Tranſitlager eingerichtet, in denen gegen Kaution 
ausländijches Getreide zollfrei lagern darf. Wird das Getreide 
nicht ausgeführt, jondern tritt es in den Inlandverkehr ein, jo ilt 
der Zoll nebſt dejjen Zinjen für die Dauer der Lagerung zu 
entrichten. Dieje erjt durch Gejez von 1902 vorgejchriebene 
Verzinſung, die eine Befonderheit der Getreidetranjitlager iſt, 
dient zur Verſchärfung des Schußzolls. 

Gefreidezölle (Rornzölle). Die Einfuhrzölle auf Getreide 
haben eine wechjelnde Gefchichte in der deutſchen Zollgejeggebung 
gehabt. Bis 1879 herrichte im Deutjchen Neich Zollfreibeit. 
Dann gelang es dem Einfluß W. von Kardorffs und des Vereins 
der deutjchen Steuer: und Wirtjchaftsreformer (vergl. Agrarier) 
Bismard für den Gedanken von Getreidezöllen zu gewinnen; 
die Regierung ſchlug einen Zoll von 50 Pig. pro 100 kg als 
„ſtatiſtiſche Gebühr“ vor, der Neichstag erhöhte ihn aber auf 
1 ME. im Tarif vom 15. Juli 1879. Die niedrigen Sätze diejes 
Tarifs erfuhren durch die Geſetze vom 22. Mai 1885 und 
21. Dezember 1887 eine namhafte Erhöhung. Cine Änderung 
diefer Zollpolitit brachten die Gapriviichen Sandelsverträge 
(ſ. dort) der Jahre 1891/92 und 1894. ine abermalige 
Schwenfung zum Schußzoll bedeutete der Tarif vom 25. De- 
zember 1902, der die Sätze ganz bedeutend erhöhte und zugleich 
für die zu jchließenden Handelsverträge Minimalſätze feitlegte, 
die jeit 1. März 1906 gelten. Die Zollfäge jind im einzelnen 
folgende: 

für 100 kg 1879 1885 1887 1891/94 1902 1904/05 
MM. Mi. ME ME. ME. ME, 

Weizen 1,0 3,0 5,0 3,5 7,5 5,5 

Roggen 1,0 3,0 5,0 3,5 7,0 5,0 

Hafer 1,0 1,5 4,0 2,8 7,0 5,0 


* 
See 1 1 25 20 zo N 


Mais 0,5 1,0 2,0 1,6 5,0 3,0 
Mehl 2,0 7,5 10, 7,3 1875 102 
Geuſen, ein Spottname, der den mit der Herrichaft Philipps II. 
von Spanien unzufriedenen niederländiichen Edelleuten 1566 bei- 
gelegt wurde, entitanden aus gueux (Bettler). Sie legten fich 


*) Für Malzgerite, *) Für dbenaturierte Gerfte (Eofingerfte). 
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ihn dann als Ghrennamen bei, und Geujen nannten fich alle, 
die fich gegen das ſpaniſche Negiment erhoben. Neuerdings 
findet jich der Name wieder zur Bezeichnung der Liberalen in 
den flämifchen Provinzen. 

Gewerbe, Gewerbegefekgedung, Gewerbepofitik. Unter Ge- 
werbe verſteht man im Unterjchied zur Nobjtoffgewinnung und 
zum Handel die auf Verarbeitung von Rohſtoffen und Halbzeug 
gerichtete Tätigkeit und die darunter zu begreifenden einzelnen 
Erwerbszweige. Man unterjcheidet ferner bei den Gemerbe- 
betrieben Klein, Mittel- und Großbetriebe, die ſich je nach 
Umfang und Zahl der Arbeiter, Gebilfen ujw. vom Handwerk 
über das Großgewerbe, die Induſtrie bis zur Großinduftrie er- 
ſtrecken; unter dieſen einzelnen Arten jelbjt wieder bilden Die 
Motorbetriebe (mit Berwendung irgend einer motorifchen Kraft) 
eine bejondere Art. (Vergleiche den Artikel „Fabrik oder 


Handwerf”.) — Im öffentlichen Intereſſe it der Gemwerbe- 
betrieb durch bejondere Beitimmungen geregelt, jie machen — 
in fürderndem oder einjchräntendem Sinn — den Inhalt der 


Gemwerbegejeggebung aus. Eine Negelung des Gemwerbe- 
betriebs in diejer Bedeutung ftellt die deutjche Gewerbeordnung 
dar, die auch alle Gewerbezweige benennt, auf die die Gewerbe— 
ordnung feine Anwendung findet (jo nicht bei Fiſcherei, Apotheken— 
betrieb, Unterricht und Grziehung, Notariat, Advofatur, Ver— 
jicherungs>, Gijenbahnwejen, Seejchiffahrt und beſchränkt nur 
bei Bergbau, ärztlichem Beruf uſw.). — Die nach den einzelnen 
Bundesitaaten abgegrenzte und verjchiedene Gewerbegejeggebung 
um die Mitte des 19. Jahrhunderts hatte jchon das Beſtreben, 
die Gewerbefreiheit als oberites Gejeß zu jtatuieren. Mit 
der Gründung des Ntorddeutjchen Bundes wurde die Gewerbe- 
gejeggebung in der Gewerbeordnung von 1869 vereinheit- 
licht und in dieſer Yorm auch auf das Deutjche Neich übertragen 
durch Ausdehnung auf Süddeutjchland 1871/72. Sie beruht auf 
dem Grundjat der Gewerbefreiheit und trifft nur da einjchränfende 
Beitimmungen, wo jolche der freien individuellen Betätigung 
gegenüber im Allgemeininterejje geboten jind, und inſoweit da- 
durch Arbeiterjchug und Verbejjerung der wirtjchaftlichen Lage 
der Arbeitnehmer erzielt werden fann. Gine große Zahl von 
Novellen (38) hat die Gewerbeordnung im Lauf der Jahrzehnte 
immer weiter ausgebaut und die Gewerbefreiheit eingejchräntt, 
jo insbejondere durch den Ausbau der Innungsgejeggebung, 
des Arbeiterſchutzes (1891, 1910). (Vergl. die Artikel Innungen 
und Wrbeiterfrage.) Dazu fommen noch die den Gemwerbe- 
betrieb einjchräntenden bejonderen Gejeße, wie Kinderſchutz-, Wett: 
bewerbs-, Nahrungsmittel, Wein-, Margarinegeiet, und im Groß— 
handel und Großindujtrie haben die Kartelle die Gewerbefrei- 


beit weitgehend eingeengt. — Die Ausübung des Gewerbes tjt 
frei, fie unterliegt nur einer Anzeigepflicht; für einzelne Be— 
triebe 3. B. mit Dampffejjeln und bei gefährlichen jowie läjtigen 
Anlagen beiteht eine Konzejjtonspflicht. Eine jolche ijt auch 
bei manchen Betrieben für die Berjonen, die ſie betreiben wollen, 
nötig: in Gejtalt der Approbation für Ärzte, Apothefer, Heb- 
ammen, Seeleute, HSufichmiede, in Gejtalt der Konzejiton für Heil- 
und IUnterrichtsanitalten, das Wirtjchaftsgewerbe, für Schau- 
jtellungen ohne höheres Kunjtinterejje, Pfandleihgejchäfte, Stellen- 
vermittlung u. a. m. Ausübung des Gewerbebetriebs im Umher— 
ziehen ift nur gegen Legitimationsfarte gejtattet oder gegen 
Wandergewerbejchein. — Zu der Gemwerbepolitif ijt neben 
ver gejeglichen Negelung des Gewerbebetriebs in der Gewerbe— 
ordnung auch noch das weite Gebiet praftijcher Gemwerbe- 
förderung zu rechnen, die durch den Staat bejonders dem 
Handwerk gegenüber gejchieht durch Unterjtügung von Fach— 
ichulen, Abhaltung von Lehr: und Meifterfurjen, Ausftellungen, 
Beratungsitellen für Handwerfszweige, durch Aufitellung von 
Wandergewerbelehrern, durch Unterjtügung beim Ankauf von 
Kleinmotoren und Majchinen ujw. (BVBergl. dazu die Artikel: Be— 
jähigungsnachweis, Handwerkskammer, Meiſtertitel.) 

Gewerbeaufſicht, Gewerbeinſpektion, ſ. Fabrikinſpektion. 

Gewerbebanken, jo viel wie Kreditgenoſſenſchaften. 

Gewerbefreiheit, j. Gewerbe. 

Gewerbegerichte, Durch Neichsgejeg von 1890 und Novelle 
von 1901 im Deutjchen Reich eingejegte Spezialgerichte für 
Nechtsitreitigfeiten zwijchen gewerblichen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern aus dem Arbeitsvertragsverhältnis. Die Gewerbegerichte 
jind aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern gleichmäßig zuſammen— 
gejeßt und haben einen Borjigenden, der weder der einen noch 
der andern Klafje angehört. Die Errichtung von Gewerbegerichten 
iſt den Gemeinden freigegeben, jie fann auf Antrag beider be- 
teiligten Schichten erzwungen werden und muB jtattfinden in 
Städten von mehr als 20000 Einwohnern. Die Koften für Er- 
richtung und Unterhaltung tragen die Gemeinden. Nechtsanwälten 
und Berjonen, die die Vertretung vor Gerichten als Gejchäft be- 
treiben, ift die Vertretung oder Verbeiſtandung der Barteien vor 
Gewerbegerichten nicht geitattet (auch nicht den Arbeiterjelvetären). 
Gegen Entſcheidungen der Gewerbegerichte gibt es die Nechts- 
mittel dev Berufung und der landgerichtlichen Bejchwerde. — Die 
(Hewerbegerichte fungieren auf Anrufung auch als Einigungs— 
ämter in allen Fällen von Ausitand und Ausjperrung und 
beitehben dann neben dem VBorfigenden aus VBertrauensmännern 
der jtreitenden Arbeitgeber: und Arbeiter: Partei, gegebenenfalls 
werden die Vertrauensmänner vom VBorfigenden ernannt. Er— 
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folgt die Anrufung des —— — von beiden Parteien, ſo 
muß ihr ſtattgegeben werden; erfolgt ſie nur von einer Partei, 
dann ſoll der Vorſitzende die andere zur Beteiligung zu gewinnen 
ſuchen. Gelingt kein Einigungsverſuch, dann gibt das Einigungs— 
amt einen Schiedsſpruch ab, der aber keine zwingende Urteils— 
kraft hat, von dem man aber immerhin eine moraliſche Ein— 
wirkung erhofft. — Die Gewerbegerichte ſind mit den Kaufmanns— 
gerichten in dem „Verband Deutſcher Gewerbe- und Kauf— 
mannsgerichte“ zuſammengeſchloſſen. 

Gewerbehygiene, die Betätigung der öffentlichen Geſundheits— 
pflege auf gewerblichem Gebiet, beſonders im Intereſſe der Ge— 
ſundheit der Arbeiter. Sie umfaßt die geſetzliche Regelung 
des Arbeiterſchutzes gegen Betriebsgefahren, Betriebs- und Berufs— 
krankheiten, beſonders auch der Vorſchriften für jugendliche und 
weibliche Arbeitnehmer, Über hygieniſche Ausgeſtaltung der Be— 
triebsitätten u. a. m. 

Gewerbekammern jind meijtens mit den Sandelstammern 
(1. d.) vereinigt oder bilden eine bejondere Abteilung diejer, jo 
in Sachjen, Bayern, Djterreich, während ſie in den drei Hanſa— 
jtädten Hamburg, Bremen, Lübeck befondere Organe neben den 
Handelstammern bilden. Sonit ind die Handwerkskammern (ſ. d.) 
die Bertretung des Mittel- und Kleingewerbes. 

Gewerbeordnung j. im Artikel „Gewerbe, Gemwerbegejeß- 
gebung“ ujw. 

Gewerberat, in Preußen ver Titel für Gewerbe-, Fabrif- 
Inſpektoren. 

Gewerbeſchulen, techniſche Fachſchulen verſchiedener Abſtufung: 
Baugewerkſchulen, Fachſchulen für Maſchinentechnik, Elektrotechnif 
und Textilinduſtrie (Webſchulen); alles Anſtalten, die kein aka— 
demiſches Studium bieten, ſondern fachmäßige theoretiſche Aus— 
bildung für Techniker mit praktiſcher Vorbildung; zum Teil ver— 
langen jie als Gintrittsbedingung das Einjährig-Freiwilligen— 
Zeugnis und geben durch ihre Abjchlußprüfung die Berechtigung 
zum mittleren technijchen Staatsdienit. — Die Technifchen Hoch- 
ichulen haben für den Unterricht in den techniſchen Wijjenjchaften 
denjelben Charakter wie die Univerfitäten und haben auch die 
gleichen Berechtigungen (3. B. der Dofktorpromotion). — Für das 
moderne gewerbliche Fortbildungswejen vergl. den Artikel „Fort: 
bildungsjchulmwejen“. 

Gewerbeftener, die Srtragiteuer (j. Dort) aus dem Gewerbe: 
betrieb; jie wird nach den verjchiedeniten Gejichtspuntten eingejchäßt 
und angejeßt, metitens nach äußeren Merkmalen, wie Anlage- und 
Betriebsfapital ꝛe. Da in den meijten deutjchen Staaten die all- 
gemeine Einkommenſteuer eingeführt ilt, jo wurde die Grtrags- 
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jteuerart der Gewerbejteuer häufig aus dem Steueriyitem des 
Staates ausgejchaltet und (wie in Preußen) ganz den Gemeinden 
al3 Rommunaljteuer übermwiejen, während ſie in andern Staaten 
(3. B. in Württemberg und Bayern) neben der allgemeinen Ein- 
fommeniteuer als Staats- und Gemeindeſteuer bejtehen blieb und 
dadurch für Gewerbe, Handel und Snduftrie überaus drücdend 
wurde. 

Gewerbevereine jind Bereinigungen der an einem Ort oder 
in einem Bezirk anſäſſigen Gemwerbetreibenden, die ſich bier auf 
völlig freier Entjchließung ohne jeglichen gejeglichen Zwang zur 
Förderung der gewerblichen Intereſſen zujammenfinden. Zum 
Teil jchon zu Beginn des 19. Jahrhunderts gegründet, haben die 
Hemwerbevereine, deren es gegen 1000 in Deutjchland gibt, Her- 
vorragendes auf dem Gebiet der Gewerbeförderung geleijtet, be- 
jonders in den jüddeutjchen Staaten, wo die Gewerbevereine 
von den Landesregierungen und ihren Nejjorts für Gewerbe viel 
Förderung fanden. In Württemberg, Baden und Heſſen jind 
die Gewerbevereine, wie anderswo in Landesverbände zujammen- 
gefaßt, neben Bayern heute die mächtigjten derartigen freien ge— 
werblichen Organijationen. Für das ganze Neich jind jie im Ver: 
band deutjcher Gemwerbevereine zujammengejchlojien, der die Ber: 
— deutſcher Gewerbevereine und Handwerkervereinigungen 
abhält. 

Gewerbezählung, Gewerbeſtatiſtik, vergl. den Artikel „Beruf“. 

Gewerkſchaften, Gewerkvereine, ſind Organiſationen von Ar— 
beitern einer beſtimmten Branche oder verwandter Berufsarten 
zur Herbeiführung einer beſſeren wirtſchaftlichen und ſozialen 
Lage, vorab beſſerer Arbeits- und Lohnbedingungen. Neben dem 
Arbeitsnachweis betreiben dieſe Organiſationen regelmäßig 
ein ausgedehntes Unterſtützungsweſen für den Fall der 
Arbeitslofigkeit, des Aufjuchens neuer Urbeitsorte, von Krankheit, 
Invalidität und Tod. Sie regeln und leiten die Kämpfe der 
organifierten Arbeiter mit den Arbeitgebern (Lohnkämpfe, Aus: 
ſtände, Streits), gewähren in dieſen Arbeitsunterbrechungen Unter: 
jtügung an die im Ausitand befindlichen oder der Ausjperrung 
verfallenen Arbeiter. Dieje zunächit örtlich wirkenden Arbeiter: 
organijationen jehließen ich zu Yandesverbänden und zu Zentral: 
verbänden zujammen mit ausgebildeten Organijationsneg und 
jtatutarijch genau geregelten Beiträgen ꝛc. 

Gewerkſchaften (im engeren Sinn) beißen beute in 
Deutichland die jogenannten Freien Gewerkſchaften, kurz— 
weg auch ſozialdemokratiſche Gewerlichaften genannt. Ihre Ent- 
jtehung reicht in die 60er Jahre zurück (Tabalarbeiter, Buch- 
drucker); von 1868 bis zu ihrer Auflöfung 1878 durchs Sozialiften- 
geſeß erreichten dieſe Gewerkſchaften genen 60000 Mitglieder. 
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Schon 1880 bildeten ſie ſieh wieder neu durch unpolitiſche Fach— 
vereine und wuchjen über ganz Deutjichland mit einer großen 
Zahl von Zentralverbänden. Dieje Freien Gewerkſchaften haben 
jeit 1887 eine Oberleitung in der zu Hamburg domizilierten 
Senerallommijiion der Gewerfjchaften Deutjch- 
lands. Die Unterjtütungstaflen der Freien Gewerkſchaften 
umfaljen alle eingangs erwähnten Zwecke; die Zablitellen aller 
Zentralverbände jind durchs ganze Neich verbreitet. Die Gejamt- 
zahl der in den Freien Gewerkſchaften organifterten Arbeiter 
betrug 1909 xund 1832700 Mitglieder, ihr Vermögen vund 
7,5 Mill. ME; ihr Verbandstag tft dev Deutjche Gewerk— 
ſchaftskongreß (der erite 1892). 

Zu gleicher Zeit, als der Allg. Deutjche Arbeiterverein 1868 
die Gemwerkichaften gründete, wurden in Berlin die Hirſch— 
Dunckerſchen Gewerfvereine ins Leben gerufen, die auf 
nationalem Boden jtehen und auf ein gutes Einvernehmen 
zwijchen Arbeitgeber und Arbeiter hinarbeiten; außerdem bejigen 
jie jehr gut ausgebildete Unterſtützungskaſſen. Sie find zufammen- 
geichlojien im Berband der Deutjchen Gemwerfvereine 
(Hirich-Duncer), der Berbandstage abhält und als Berwaltungs- 
organ den Zentralrat mit einem Anwalt bejtgt. In neuerer 
Zeit wird in einzelnen Gegenden Deutjchlands von den Gewerk— 
vereinen der Charakter der Kampforganijation ſtärker betont als 
früher. Der Gejamtmitgliederjtand beträgt 108028. 

Chriſtliche Gemwerfichaften jind im Gegenjaß gegen 
die freien Gewerfichaften und gegen die Hirſch-Dunckerſchen Ge— 
werfvereine von Fatholifcher wie evangelijcher Seite ins Leben 
gerufen worden, zunächit nur auf religiöjer Grundlage; jpäter 
ging man dann aber dazu über, „Fachſektionen“ zur Erweiterung 
der Fachbildung und Bertretung von Arbeiterforderungen (evtl. 
mit Hilfe von Arbeitseinftellung) zu jchaffen. Heute jind die 
Chriſtlichen Gewerkſchaften (Ehriftliche Bergarbeiter-, 
Zertilarbeiter-, Gijenbahnarbeiter- ꝛc. Organijationen) ebenfalls 
reine Gemwerfvereine zur Vertretung der Arbeiterforderungen, die 
jeweils mit den freien Gewerkſchaften und den Hirſch-Dunckerſchen 
Gewerkvereinen in die gleiche Kampfitellung gegen die Organi- 
jationen der Arbeitgeber bei Lohnkämpfen eintreten. Unter ich, 
vd. 5. gegen die leßtgenannten beiden Arbeiterorganijationen 
herricht die lebhaftejte Bekämpfung. Sp wie die freien Gewerk- 
ichaften mit der Sozialdemofratie, die Hirſch-Dunckerſchen Ge- 
werfvereine mit dem Freijinn identifiziert werden, jo jtehen die 
Chriſtlichen Gewerkſchaften, jomweit jte fatholifche Arbeiter um— 
faffen, dem Zentrum jehr nahe, und ſoweit fie evangelijche 
Gründungen jind, der Ehriftlich-jozialen Partei, der Fortjegung 
der urjprünglichen Chriftlich-jozialen Arbeiterpartei Stöckers. Trotz— 
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dem hat der 1. Kongreß chriſtlicher Gewerkſchaften Deutſchlands 
1899 erklärt, ſeine Organiſationen ſeien „interkonfeſſionell“ und 
politiſch unparteiiſch. Die Geſamtmitgliederzahl beträgt 270751. 

Gelbe Gewerkſchaften ſind die neueſte Bildung auf 
dem Boden der Arbeiterorganiſation; mit Unterſtützungen der Be— 
triebsleitungen gegründet, ſind ſie nicht nur national gejinnt, 
jondern eine Kampforganijation gegen die Freien Gewerkichaften 
und jtehen auf dem Standpunkt völlig friedlichen Einvernehmens 
mit den Urbeitgebern; jte verwerfen deshalb grundjäglich den 
Streit und jind nicht in bejtimmten Branchen zufammengefaßt, 
jondern jind der Form nach Betriebs-Organijationen, d. 5. jie 
faljen die jeweils in einem Betrieb bejchäftigten Perſonen zu- 
jammen (3. B. bei den Siemenswerfen, der Allg. Eleftrizitäts- 
gejellichaft, wo die eriten derartigen Organijationen gegen den 
zu den freien Gewerkſchaften zählenden Deutjchen Metallarbeiter- 
verband gegründet wurden). Die Bezeichnung „Gelbe“ jtammt 
von den in Frankreich mit gleicher Tendenz gegründeten Werk— 
organijationen. In Berlin haben ſich die verjchiedenen „gelben“ 
Betriebsgewerfjchaften zum „Gelben Urbeitsbund“ vereinigt. 
Ihre Unterjtügungs-, Penſions- ꝛc. Kaſſen haben reiche Beiträge 
von den Werken erhalten. 

Evangeliſche und fatholijche Urbeitervereine 
jind feine Arbeiterorganijationen in gewerkjchaftlichem Sinn, ja 
nicht einmal immer reine Urbeiterorganijationen, weil in ihrer 
Mitte häufig viele Mitglieder find, die nicht dem Kreis der 
LZohnarbeiter angehören. Sie pflegen in erxjter Linie vater- 
ländifche und religiöje Gefinnung. In neuerer Zeit haben ſie 
vielfach durch Errichtung von Arbeiterjekretariaten für Auskunft, 
Nechtichuß und Beratung ihrer Mitglieder gejorgt. 

Lokalisten. Seit dem 1. Deutjchen Gewerkſchaftskongreß 
1892 haben jich die Gegner der Zentralijationsidee bei der 
Gewerkſchaftsverwaltung von den obigen Freien Gewerkichaften 
losgetrennt; dieje jogenannten Lokaliſten haben damals neben 
der dee der Lolalorganijation gegenüber der Zentralijation vor 
allem das jozialdemokratijche Parteiprinzip als dev Gewerkſchafts— 
bewegung übergeordnet verteidigt. Dieſe Divergenz zwijchen 
Gewerkſchaft und Bartei hat jpäter den Kölner Parteitag 1895 
bejchäftigt und zu langen Auseinanderſetzungen zwijchen den 
Gewerkſchaftsführern, beſonders Legien, einerjeits und der Partei- 
Zeitung andererjeits geführt. Heute jind die Lokaliſten viel- 
fach die Pflegejtätte anarchiftiicher Ideen geworden. Seit 1906 
bat daher die ſozialdemokratiſche Partei - jede Verbindung mit 
ihnen gelöft, nachdem es vorher gelungen war, einen großen 
Teil ihrer Organtjationen zum Übertritt zu den Gewerkſchaften 
zu bewegen. 
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Gewiditsftener, eine Form der Beſteuerung, bei der die Steuer 
nach dem Gewicht, 3. B. des Tabaks, bemejjen wird. 

Gewichtszölle, j. Zölle. 

Gewinnbeteiligung der Arbeiter. Neben dem ausbedungenen 
Lohn wird dem Arbeiter vom Arbeitgeber ein Anteil am Ertrag 
des gewerblichen Unternehmens im Arbeitsvertrag zugelichert 
und ausbezahlt. Dabei ijt entweder an eine Beteiligung der Ar— 
beiter (durch Anteile) am Gejchäft zu denken, oder es findet eine 
jolche Geminnbeteilung ftatt, ohne daß die Arbeiter Gejchäfts- 
anteile bejigen. 

Gewiffensfreiheit, j. Slaubensfreibeit. 

Giftbaum, eine von dem preußiichen Miniſter von Maybach 
in einer Rede im Abgeordnetenhaus (12. Nov. 1879) geprägte Be- 
zeichnung für die Börſe. 

Girondiften, eine Partei gemäßigter Nepublitaner in Der 
eriten franzöſiſchen Revolution, auch jest noch in gleichem Sinne 
gebraucht; Gegenſatz: Jakobiner, Ultraradifale. 

Giroverkehr, Vermittlung von Zahlungen unter den Kunden 
einer Girobant; diefe Zahlungen gejchehen aus dem Guthaben 
der Kunden durch Ab- und Zufchreibungen auf dem Girofonto 
ohne Hingabe von Barmitteln, ſie erleichtern aljo die Ausdehnung 
der Barzahlungs-Ausichaltung. In bejonders ausgedehnten 
Maß iſt der Giroverfehr und die Girozahlung bei der Reichs— 
bank eingeführt, welche die Girogelder ihrer Kunden koſtenlos 
verwaltet, aber allerdings auch feinen Zins dafür bezahlt. Durch 
Einführung der AUbrechnungsitellen (j. Elearing-Houfe) hat Die 
Reichsbant die Verwendung von Bargeld zum Ausgleich von 
Guthaben unter den Banken noch mehr bejeitigen helfen. Vergl. 
auch den Art. „Banken“. 

Glaubensfteiheit, ein allgemeines Grund- und Menſchen— 
recht, wonach jeder in Glaubens-, Religionsſachen keinem Zwang 
unterliegt, ſondern lediglich nach jeiner freien, inneren über- 
zeugung das Belenntnis wählt, das er für das richtigite und 
bejte hält. Diejes Necht iſt von allen Kulturjtaaten zum Teil 
in den Verfaſſungen ausdrüdlich anerkannt. 

Gleitende LSohnfkala, j. Lohnſyſtem. 

Goethebünde, zur Abwehr der Lex Heinze im März 1900 
zuerjt in München, dann in zahlveichen andern Städten gegründete 
Vereinigungen zur Berteidigung der Freiheit künſtleriſchen und 
wiljenichaftlichen Schaffens gegen gejegliche und polizeiliche Ein— 
griffe. Mehrere Goethebünde haben mit großem Erfolg durch 
billige Volkskonzerte und Theateraufführungen, durch Unterrichts 
kurſe uff. Wertvolles geleiftet. Der Goethebund hat ich auch der 
Belämpfung der Schmuß- und Schundliteratur angenommen. Er 
it Dabei der Überzeugung, daß die Hebung der Bolfsfittlichkeit 
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einzig und allein durch eine planmäßig erziehende Reformtätigkeit 
des Staates, der Gejellichaft und der Familie erzielt werden 
fann. Bolizeiliche Maßnahmen fönnten dem Übel nicht Halt 
bieten, wohl aber oft feine Anſätze einer vorwärtsitrebenden und 
echten Kunſt im Keime erjtiden. Deshalb hat er außer Unter- 
jtügung von Lejehallen, Vorlejungen, Wanderbibliothefen, litera- 
riſchen Ausjtellungen uff. neuerdings jelbjt die Schaffung und 
Verbreitung von guten Kolportagejchriften in Angriff genommen. 
Die Schaffung einer deutjchen Ntationalbühne wird erörtert, für 
das beſte deutſche Drama hat der Goethebund den Bolfs-Schiller- 
preis gejtiftet. Auf dem legten Delegiertentag haben die Bünde 
jich für Trennung von Staat und Kirche ausgejprochen. Vorort 
der Goethebünde ijt Stuttgart. 

Goldpunkt it im Wechjelverkehr zwijchen ausländijchen 
Staaten derjenige Stand des Wechjelfurjes, von dem ab bei 
fernerem Steigen oder Sinten die Zahlung der Verbindlichkeiten 
durch Geldjendungen troß der Berjendungskojten ventabel wird. 
Die Wechjelparität it der Stand, zu dem der Wechjelanfauf 
noch vorzuziehen ift, in Deutjchland 3. B. gegenüber Frankreich 
für 100 Franks 81 ME; erreicht der Wechjellurs aber den Gold: . 
punft mit 81,37 ME., jo iſt die Goldverjendung vorteilhafter als 
der Kauf eines Wechjels auf Frankreich, wird Dagegen der ent- 
gegengejegte Goldpunft 80,56 ME. erreicht, jo wird Frankreich 
jeinerjeitS mit Goldverjendung nach Deutjchland bezahlen. 

Goldwährung, ſ. Währung. 

Görresgeſellſchaft, zu Ehren des katholiſchen Gelehrten und 
Publiziſten Jak. Joſ. v. Görres (1776 in Koblenz geboren, 1848 in 
München geſt.) an ſeinem 100. Geburtstag gegründet zur Pflege der 
Wiſſenſchaften in katholifchem Sinne. Die Gejellichaft, deren Sit in 
Bonn ift, gibt Jahrbücher heraus und das befannte „Staatslexikon“. 

GHotendurgifhes Syſtem, ein Syſtem zur Beläimpfung der 
Trunkſucht, genannt nach der Stadt Gotenburg in Schweden, bei 
dem der Kleinverfauf alkoholiſcher Getränke in den Händen ge- 
meinnüßiger Gejellichaften liegt. Dieje verteilen nur eine nieder- 
begrenzte Dividende an ihre Mitglieder, jtellen die Wirte gegen 
feſten Gehalt an und geben Getränfe nur in bejchränttem Maße 
ab. Der Überjchuß dient der Bekämpfung des Altobolismus. In 
Schweden, Norwegen und Finnland iſt das Spitem beim Brannt- 
wein völlig zum Sieg gelangt. In Deutjchland wird es von 
dem Verein für Gafthausreform angejtrebt. 

Hottesgnadentum, die Bezeichnung des Königtums von Gottes 
Gnaden (Dei gratia), die von der frühmittelalterlichen Kirche 
ſchon Pipin der Kleine übernahm, von dem fie auf die fränkiſchen 
Könige, deutichen Kaiſer und dann auf alle Fürſten überging, war 
damals eine Formel der Unterordnung. Heute wird damit das 
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Königtum von Gottes Gnaden als göttlichen Uriprungs bezeichnet 
im Gegenſatz zu jeinem Urjprung aus dem Willen des Volkes. 

GHottesläfterungsparagrapf, der 8 166 des Neichsitrafgeleh- 
buches, der mit Gefängnis bis zu 3 Jahren denjenigen bedroht, 
der Bffentlich in bejchimpfenden Außerungen Gott Läjtert, ein 
Srgernis gibt, oder der Hffentlich eine der chriftlichen Kirchen 
oder eine andere anerfannte Neligtionsgemeinfchaft oder ihre Ein- 
richtungen oder Gebräuche bejchimpft 20. Die Streichung dieſes 
Paragraphen wird nicht nur von den außerhalb der beiden chriit- 
lichen Kirchen Stehenden, ſondern auch von Angehörigen und Geiit- 
lichen der evangeliichen Kirche (auch Pfarrvereinen) lebhaft gefordert. 

Gotthardbahnvertrag. Als die Gotthardbahn in das Eigen- 
{um und die Verwaltung der ſchweizeriſchen Bundesbahnen über- 
gehen follte (der Übergang erfolgte am 1. Mat 1909), mußte die 
Schweiz die von Deutjchland und Stalien |. 3. zum Bau der 
Gotthardbahn geleijteten Zuſchüſſe ablöjen. Das geſchah durch 
einen Vertrag, in dem die Schweiz den deutſchen und italienischen 
Bahnen im Perſonen- und Güterverkehr die Meijtbegünitigung 
auf Tämtlichen ſchweizeriſchen Bahnen ſowie eine ſtarke Herab— 
ſetzung der Bergzuſchläge für den Güterverkehr (zuerſt um 35 "Jo, 
von 1920 ab um 50°) zujicherte. Eine Erhöhung der Zujchläge 
darf nur mit ET beider Staaten und nur bis zu einer 
bejtimmten Höhe erfolgen, und ebenjo darf die Schweiz auch die 
Durchfuhrtarife nur ausnahmsmeije und nur mit Zuftimmung der 
beiden Staaten herabjegen. Der vom deutjchen Reichstag bereits 
genehmigte Vertrag tft in der Schweiz ein Gegenftand heftigiter 
Angriffe, da er ungünitig jei und die Tarifhoheit der Schweiz 
verlege. Auch in Stalien hat ſich gegen die Natifizierung des 
Vertrags Wideripruch erhoben. 

Gouvernemental heilt jeder, der mit der Regierung geht; Be: 
zeichnung für Parteien und für Zeitungen, die jchlechthin billigen, 
was eine Regierung unternimmt. 

Gradationszöfle, j. Zölle. 

Graffhaft, j. Großbritannien. 

Granden, der höchite Adel Spaniens. 

Greater Britain, Ausdruck für Großbritannien mit allen 
jeinen Kolonien. 

Greenbacks, Das nordamerifanifche Staatspapiergeld, das 
nach allerlei Schwankungen jeit 1878 einlösliches Papier mit 
gejeglicher Zahlungskraft it. Seit 1900 ift zu ihrer Einlöjung 
ein Goldfonds von 150 Mill. Dollars gejchaffen worden, wo— 
durch ihr Parikurs behauptet werden fann. 

Gregorianifher Kalender, |. „Alter Stil”. 

Gremium, jo viel wie Körperichaft, Handelsgremium 
gleich Unterabteilung der Handelsfammern. 
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Grenzverkehr, Kleiner, ijt der Verkehr mit Waren, die den 
gewöhnlichen wirtichaftlichen Bedürfnijjen der Grenzbewohner 
dienen und daher zollfrei bleiben. 

Grenzzöfle, j. Zölle. 

Griechenland, Eonjtitutionelles, im Mannesitamm erbliches 
Königreich mit 64657 qkm Flächeninhalt und (1907) 2,6 Mill. 
Sinmwohnern. — Verfaſſung ſeit 1864, neues Wahlgejeg 1905. 
Danach wird die eine Kammer Griechenlands, die „National: 
verjammlung“, in direkten allgemeinen Wahlen von allen 
21 Fahre alten Bürgern auf je 4 Jahre gewählt; es jind 177 
Abgeordnete, je 1 auf 16000 Einwohner. — Infolge der Um: 
triebe des Dffiziersbundes (ſ. d.) wurde 1910 eine fonjtituierende 
„Nationalverfammlung” berufen, die bald wieder aufgelöjt wurde. 
Sie hatte aus 160 Anhängern der alten Parteien und 140—150 
der neuen „Bolfspartei” bejtanden, die nach der Auflöjung ge: 
wählte brachte eine Negierungsmehrheit von 300 Delegierten gegen 
40 andere. Die Aufgabe Ddiejer Nationalverfammlung joll die 
Berfajjungsrevijion fein. Nach den bisherigen Vorjchlägen 
joll wieder auf je 16000—25000 Einwohner 1 Abgeordneter 
fommen, Dagegen das für die Wählbarfeit erforderliche Alter 
vom 30. aufs 25. Lebensjahr herabgejegt werden. Öffentliche 
Beamte, Offiziere, Notare, Verwaltungsräte und Direktoren von 
Banken und Altiengejellichaften jollen nicht wählbar jein. Als 
Diäten iſt ein Jahrespauſchale von 3000 Fr. vorgejchlagen. 
Ferner joll ein Staatsrat eingejegt werden zur Ausarbeitung 
und Prüfung der Gejegentwürfe und Verordnungen. — Die Ver: 
waltung führt das Minifterium (jeit 1910 unter der Leitung des 
dem Dffiziersbund zuneigenden StaatSmanns Venizelos, des 
früheren Minijterpräjidenten von Kreta); es gibt zur Zeit Mint: 
jterien für: Äußeres, Inneres, Juſtiz, Kultus und dffentlichen 
Unterricht, Finanzen, Handel und Landmwirtichaft, Krieg und 
Marine. — Die Staatsfchuld betrug Ende 1909 in Gold 
701 Mill. Drachmen (1 Drachme nominell = 80 Pig.), in Papier 
162 Mill. Die internationale Finanzkommiſſion beiteht 
aus Delegierten des Deutjchen Neichs, Frankreichs, Großbritan- 
niens, Staliens, Öjterreich8 und Rußlands. — Die allgemeine 
Wehrpflicht iſt jeit 1882 eingeführt, die Präſenzſtärke wird jähr: 
lich von der Kammer feitgefegt und betrug für 1910 an Mann: 
Ichaften 20941, an Offizieren 1886; im Kriegsfall etwa 76800 
Mann. Die Flotte hatte 1910 insgejamt 12 Fahrzeuge mit 
158 Geſchützen. 

SGriedifhe Kirde. Die Trennung der römischen von der 
griechifchen Kirche, die jich im 11. Jahrhundert vollzog, gebt auf 
die Spaltung des römischen Neichs in ein oſt- und ein weſt— 
römiſches zurück Papſt Yeo IX. exrfommunizierte 1054 die Griechen 
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und ie die Exkommunikation in der Hauptkirche von Konjtanti- 
nopel verlünden. Während fich im Weften durch den frühen 
Untergang des wejtrömifchen Katfertums und die Schwäche des 
mittelalterlichen deutichen Kaiſertums das Papſttum die abjolute 
Alleinherrſchaft in der Kirche errang, blieben die orientalischen 
Batriarchen und Bilchöfe unter der Gewalt der oſtrömiſchen 
Kaiſer und einander gleichberechtigt, und ihre Kirche Staatstkirche 
und Staatsanftalt. Nach Groberung Konftantinopels durch die 
Türken löſte jich die orientalifche Kirche in zahlreiche jelbjtändige 
nationale Kirchen auf, deren Einheit nur im Ehrenprimat des 
Batriarchen von Konjtantinopel zum Ausdrud fam. Wie Die 
rusftiche Kirche die Staatskirche geblieben war, jo wurden Dieje 
nationalen Kirchen nach Bildung der Balkanſtaaten wieder Staats: 
firchen. Auch die übrigen Gegenfäge zwiſchen römijcher und 
griechiicher Kirche find erheblich. Dieje Gegenſätze liegen in 
folgendem: die griechifche läßt den Heiligen Geijt nur vom 
Vater ausgehen jtatt vom Vater und Sohne; jte wendet bei 
der Taufe ein dreimaliges Untertauchen, beim Abendmahl, 
an dem auch Kinder teilnehmen, ungejäuertes Brot an und ent— 
hält jich des Bluts und des Erſtickten; jte verwirft die Gerichts- 
barfeit und Unfehlbarfeit des Bapftes und hält an der alten 
epijfopalen Berfaljung, wonach der Bapjt nur primus inter 
pares tit, fejt; reicht das Abendmahl unter beiderlei Geitalt; 
erlaubt die einmalige Ehe den Prieſtern, außer den Biſchöfen, und 
verrichtet den Gottesdienst in der Yandesiprache, und fennt nicht 
die Lehre vom Fegfeuer, von der unbeflecten Empfängnis Mariä, 
dagegen anerkennt jie Die Kirchenväter und Konzilien, fennt Heilige, 
hält an der Lehre von der Zureichbarfeit des freien Willens und 
der Verdienitlichkeit guter Werke, an den jieben Saframenten feit, 
und hat ein getjtliches Ordens: und Mönchwejen ujf. — Einen 
Verſuch zur Wiedervereinigung der griechijchen mit der römiſchen 
Kirche hat Leo XIII. durch ein Schreiben im Januar 1894 ge— 
macht, Doch hat der Patriarch von Konjtantinopel die Union unter 
Hinweis auf die erwähnten trennenden Dogmen abgelehnt. Da— 
gegen jind die Verhandlungen über einen Anjchluß der „Alt 
gläubigen“ (über 8 Mill.) in Rußland an die römiſche Kirche dem 
Gelingen nahe. Die Zahl der Anhänger der vrientalifch-ortho- 
doren Kirche wird auf 120 Mill. angegeben. 

Großer De f Unfugsparagraph. 

Großblock, ſ. „Block“. 

Großbritannien F Irland, vereinigte Königreiche (mit den 
Kolonien und dem Indiſchen Kaiſerreich), erbliche Monarchie 
ſowohl für Söhne als auch, wenn jte feine Nachlommen haben, 
für Töchter, die eine Nachfolge der GSeitenlinien ausſchließen. 
Konititutionelles Königreich, bejchränkt durch das Parlament, dem 
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die Minilter verantwortlich jind. — Das englijche Reichs-Parla— 
ment bejteht aus dem Oberhaus (house of peers) und dem 
Unterhaus (house of commons). Das Oberhaus bejteht 
augenbliclih aus 615 Mitgliedern, nämlich 3 Prinzen, 2 Erz- 
bijchöfen, 24 Bijchöfen, 542 erblichen Peers, 16 für Schottland 
und 28 für Irland auf Lebenszeit gewählten Beers. Das Unter: 
haus zählt 670 Abgeordnete, die in direkten Wahlen auf 7 Jahre 
von allen 21 Sahre alten Bürgern, jomweit ſie Haus oder Land 
bejigen oder mindejtens 10 Pfund (rund 200 ME.) jährlich Zimmer: 
miete bezahlen, gewählt werden; die Wählbarfeit beginnt eben- 
fall3 mit 21 Jahren. Die Richter und die meisten Beamten jind 
nicht wählbar. — Der Streit zwijchen Unterhaus und 
Dberhaus führte 1910/1911 zu wichtigen Greigniljen und Re— 
formen. Die PBarlamentsauflöjung von 1909 brachte nicht den 
erhofften Sieg der Konjervativen (Unionijten), jondern ließ die 
liberale Mehrheit, gejtügt von den Iren (Nationalilten) und der 
Arbeiterpartei, bejtehen. Das Streben der Liberalen war nun 
mehr als je auf Bejeitigung des Einflujfes des Oberhaufjes ge— 
richtet und begegnete jich darin mit den Iren, die von der 
Brechung dieſer Macht die Erreichung ihrer Selbjtverwaltung 
(„Homerule“, j.dort, HSeimvegiment) erhoffen. Daher brachte das 
liberale Minifterium einen Antrag ein, der zunächit forderte: das 
Dberhaus darf Finanzgejete weder abändern nod 
ablehnen. Nach der Annahme diejes Bejchlujfes im Unterhaus 
wurde das vorher abgelehnte Budget auch vom Oberhaus im 
April 1910 genehmigt. Weitere Beſchlüſſe des Unterhaujes 
waren: Gejeße, die das Unterhaus Dreimal annimmt, 
werden von ſelbſt Gejeß, fall 2 Jahre zwijchen dem erjten 
Sinbringen eines Gejeßes und der legten Abjtimmung liegen; 
ferner: die Dauer des Unterhauſes jol auf 5 Sabre 
(itatt 7) bejchräntt werden, damit die Wähler über das dann 
tatjächlich allein maßgebende Unterhaus häufiger befinden können. 
Dagegen regte das Oberhaus, um jeine Macht nicht ganz aus: 
geichaltet zu jehen, ſelbſt eine Reform feiner Zulammenjegung 
an; das Minifterium bejtand aber auf den oben angeführten 
Beichlüffen, die das Betorecht (. d.) des Oberhauſes bejeitigen 
jollten (daher „Veto-Bill“), und appellierte in dieſer Sache wie 
beim abgelehnten Budget im Januar 1910 und im Dezember des 
gleichen Jahres wieder an das engliche Voll. Auch die neuen 
Wahlen ergaben dasjelbe Nejultat für das Unterhaus: 
Sanuar 1910 Dezember 1910 


Liberale 274 273 
Arbeiterpartei 42 43 
Nationaliſten (ven) 81 84 


Unioniſten (Konſervative) 273 272 
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Die Durchbringung der Veto-Bill wurde jeither vom liberalen 
Mintiterium Asquith weiterbetrieben, fie ift auch im Mai 1911 
im Unterhaus nach langen Kommiffionsberatungen wieder an- 
genommen worden. 

Das Bereinigte Königreich (England, Schottland, Irland 
und die Kleinen Inſeln) umfaßt 814339 qkm mit (1910) vund 
465 Mill. Einwohnern. An der Spitze der Verwaltung fteht der 
Geheime Rat (etwa 200 Mitglieder) und das Mintfterium, 
das Kabinett, das jeweils aus den leitenden Männern Der 
berrichenden Bartei im Parlament befteht, aber feine feſtgeſchloſſene 
Zahl von Mitgliedern befitt, Sondern nach Bedarf erweitert wird, 
3. B. durch Minifter ohne Portefeuille. Immer gehören dem 
Kabinett an der erite Lord des Schaßes, der Schaßfanzler, der 
Lordfanzler, der Lord der Admiralität und die Staatsjefretäre 
für Inneres, Auswärtiges (foreign office), Kolonien, Krieg, 
Indien, Handel, Yandwirtichaft ujw., ferner die Gefretäre für 
Schottland und Irland. Die Provinzialverwaltung iſt in den 
Grafichaften organifiert, die zunächit nur den Charakter von 
Itaatlichen Verwaltungsbezirken für Hffentlich-rechtliche Aufgaben 
hatten (Sheriff, Coroner, Friedensrichter, Yord-Lieutenant), durch 
die local governement act von 1888 aber zu wichtigen Zivil- 
verwaltungsbehörden wurden. Die Gejchäfte diejer Verwaltungs: 
grafichaften führt der Grafichaftsrat, von den Grafichafts- 
angebörigen auf 3 Jahre gewählt. Die Grafichaften zerfallen in 
inforporierte Städte und jtädtiiche und ländliche Diſtrikte mit 
Dijtriltsräten, zu denen auch die Frauen aktives und paſſives 
MWahlvecht haben. Die Kommunalvermwaltung liegt in Händen 
des Stadtrats, der aus Bürgermeijter, Natsherrn und Stadträten 
bejteht; die Stadträte werden von den Bürgern auf 3 Jahre ge— 
wählt, die Ratsherrn (aldermen) von den Stadträten aus ihrer 
Mitte und der Bürgermeijter (mayor) von den Natsherrn und 
Stadträten jeweils auf 1 Jahr. 

Die engliiche Heeresergänzung beruht auf der freiwilligen 
Rekrutierung jowohl für die außerhalb des Vereinigten König— 
reich verwendbare Feldarmee wie die zu feiner Verteidigung 
beitimmte Territorialarmee (die früheren „Freimilligen” und Die 
Yeomanry). Die Feldarmee hat im jtehenden Heer etwa 
400000 Mann, in der Spezialvejerve rund 86000, die Terri— 
torialarmee rund 320000, im ftehenden Heer aber nur 7341 
Mann und 591 Offiziere. Die indische Armee zählt im ſtehen— 
den Heer 9300 Offiziere und 167080 Mann (darunter rund 
121000 Indier), mit den Nejerven, Freiwilligen ze. rund 266 000. 
AS Kriegsformationen jind für die Verwendung außer 
Landes rund 165 000 Dann vorgejehen, für Die Yandesverteidigung 
140000 Mann Infanterie, 20000 Artillerie und als Kavallerie 
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die Yeomanry mit 8000 Mann. Bei der Marine wird der 
Gria lediglich durch Werbung gewonnen. Die Kriegsflotte zählte 
Ende 1910 im ganzen 553 Schiffe, darunter 11 Dreadnoughts 
aus den Fahren 1906— 1910, außerdem weitere 50 Schlachtichiffe 
verjchiedenen Typs, 38 Panzer- und 84 andere Kreuzer, 120 
Torpedo- und 66 Unterjeeboote. Im Bau waren weitere 8 Banzer- 
Schlachtichiffe und 60 andere Fahrzeuge verichiedenjtevr Art, 
darunter allein 19 Küften-Torpedojäger. Die Marine zählt im 
Stat 1910/11 neben 12210 Dffizieren 170373 Mann, wozu bei 
ven Werften zc. noch 38649 treten. — Bergl. biezu noch den 
Artikel „Englijehe Kolonien“. 

Großdeutfhe hießen Die Befürworter einer deutſchen Einigung 
auf föderaliftiicher Grundlage mit Einjchluß von Oſterreich. 

Großfürſt, Großfürſtin, Titel der Söhne, Töchter, Brüder, 
Schweitern und Enkel des Zaren. 

Großmacht heißt ein Staat, deſſen Macht jo groß tit, daß 
er auf die internationalen politischen Verhältniſſe Einfluß zu 
üben vermag; jo die europätichen Großmächte (vergl. „Euro 
pätjches Konzert“), die die gemeinjame Regelung der europätjchen 
Angelegenheiten als ihre Aufgabe betrachten. Die politijche 
Entwicklung der neuejten Zeit hat neben den europätjchen Groß— 
mächten die Vereinigten Staaten von Nordamerika und das 
Raijerreich Japan mit dem Charakter von Großmächten verjehen, 
die bejonders bei Regelung der Angelegenheiten „im ferniten 
Oſten“ einflußreich mitwirken. 

————— ſiehe die Artikel Binnenſchiffahrt und 
Kanäle. 

Großweſir, der oberſte Staatsbeamte der Türkei, Miniſter— 
präſident und Leiter der Staatsangelegenbeiten. 

Grünbuch, j. Blaubuc. 

Grundbuch, ein öffentliches Buch, aus deſſen amtlichen Ein- 
tragungen die Eigentums und Belaſtungs-Verhältniſſe der Grund- 
ſtücke zu erjehen find; in Deutjchland iſt mit dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch durch die Grundbuchordnung der Grundbuch- 
zwang eingeführt, wonach jedes Grundftüc im Grundbuch feines 
Bezirts (meijt identiſch mit Amtsgerichtsbezirk) — ſein, 
ein eigenes Blatt haben muß, aus dem genauer Aufſchluß über 
jede Belaſtung erſichtlich iſt. Der Rang der eingetragenen Rechte 
geht nach der Eintragung; jede Veränderung dinglicher Rechte 
muß auf dem Grundſtückblatt eingetragen werden, wofür Die 
Eintragsbemwilligung des davon Betroffenen vorgejchrieben iſt. 
Der Inhalt des Grundbuchs ijt als richtig und — ge⸗ 
währleiſtet; jedem, der ein berechtigtes Intereſſe nachweiſen kann, 
iſt die Einſicht des Grundbuchs geſtattet. Die geſetzliche Nor— 
mierung des deutſchen Liegenſchaftsrechts erfolgte einmal im 
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— der Leichtigkeit des Grundſtückverkehrs, zum andern 
aber und noch viel mehr im Intereſſe ſeiner Sicherheit. 

Grunddienſtbarkeit, ſ. Servitute. 

Grundentlaſtung. gleich Ablöſung (ſ. d.). 

Grundgeſetz, gleich Verfaſſungsgeſetz, ſ. Konſtitution. 

Grundrechte, diejenigen ausdrücklichen grundrechtlichen Be— 
ſtimmungen, durch welche den Staatsangehörigen als Einzelnen 
der Staatsgewalt gegenüber gewiſſe Freiheiten und daraus her— 
geleitete Rechte im allgemeinen zugefichert werden. (Im befonderen 
die Grundrechte der Rrankfurter Ntationalverfammlung, T. d.). 

Grundrente, ſ. Bodenrente. — Grundrentenlajten heißen 
die auf Grundſtücken laſtenden Nentenzahlungen, die aus der 
Ablöjung von Reallaſten diefer Grundftüce entitanden; dieſe 
bäuerlichen Laſten, aus dem grundherrlichen Berband herrührende 
AUbgabenverpflichtungen (Bodenzinje, Erbzinſe ujw.), find bis auf 
wenige Nejte durch Ablöjung bejeitigt. 

Grundftener, Die auf land» und forjtwirtichaftlich benußten 
Grund und Boden gelegte Crtragiteuer aus dieſer Benutzung; 
fie wird meiſt durch Katafter, d. b. durch Vermeſſung und Ab— 
ſchätzung des Ertrags angejegt. In Preußen jeit der Steuer- 
reform 1893 nur noch Kommunaliteuer wie die übrigen Ertrag 
jteuern; anderswo dagegen, 3. B. in Württemberg, auch nach der 
Steuerreform von 1895 noch Staats- und Gemeindejiteuer. 

Grundküdszufammenlegung, |. Flurbereinigung. 

Grundſtückumſatzſtempel, eine Abgabe vom Grundjtücs- 
verkehr, im Deutichen Reich eingeführt durch die NReichsfinanz- 
reform 1909 als vorläufiger Erjaß der Wertzuwachsſteuer 
(itehe dort), Die abgelehnt worden war. Dieje Abgabe Toll 
die Parallele zu den Abgaben vom Geldverfehr jein und gleich- 
zeitig den Wertzuwachs der Grundftücde bei der Übertragung 
auch mit erfafjen; letterer Geſichtspunkt ift nicht richtig, da es 
ich um eine reine Umſatzſteuer handelt, die von jeder Grund- 
ftüctsübertragung und ohne Rücjicht auf den Wert- Zuwachs 
vom ganzen Kaufwert einjchließlich der darauf lajtenden Hypo— 
thefenjchulden erhoben wird. Die Regierung ſchlug als Grund: 
ſtückumſatzſtempel ein Drittel vom Hundert des Wertes vor. 
Verſuche, dieſen Sab zu erhöhen, jchlugen zunächit fehl, bis in 
dritter Lejung der Antrag des Grafen Weſtarp gegen Die 
Annahme fand, wonach der Bejtgwechjelitempel zwar auf 
36 feftgejegt, aber beitimmt wird, daß bis zum Inkrafttreten 
eines Reichswertzumachsiteuer - Geſetzes ao erhoben werden 
ſollen. — Auf Fideikommiſſe zc. mußte, da hier kein Beſitz— 
wechſel ſtattfindet, dieſe Stempelſteuer in anderer Form als in 
der einer Umſatzſteuer Anwendung finden; es wurde beſtimmt, 
daß von Fideikommiſſen, Lehen- und Stammgütern eine Abgabe 


220 „Grüne Spnternationale” — Gujtav-AdolfsBerein 








von "so des Wertes alle 30 Jahre pränumerando bezahlt 
werden ſoll. — Der Grundſtückumſatzſtempel wird auch nach An— 
nahme der Wertzumachsiteuer (1911) mit ”/s Jo weiter erhoben. 

„Grüne Internationale“, die auf Anregung des Amerikaner 
David Lubin vom König von Italien gejchaffene „Weltagrar- 
fammer”, die zum Zweck hat eine Ausgeitaltung des internationalen 
Nachrichtendienites, eine internationale Zuſammenfaſſung des 
Senofjenjchaftswejens und internationale Vereinbarungen über 
Bekämpfung von Tierkranfheiten und Pilanzenjchädlingen. 

Grüner Tifh, der grün überzogene Kanzleitifch, in über- 
tragenem Sinn Bezeichnung für Bürokratismus, der „vom grünen 
Tisch aus“ Gejeggebung und Verwaltung einfeitig gejtalten und 
handhaben will. 

Gruppenakkord, |. Lohnſyſtem. 

Grütli-Bereine, in der Schweiz uriprünglich nationalge- 
richtete Arbeiterbildungsvereine (erjter 1838), jeit den 60 er Jahren 
aber ſozialiſtiſche Organijationen, die ſeit 1893 offiziell zur 
Sozialdemokratie gehören. 

Guatemala, Nepublif mit 113030 qkm Flächeninhalt und 
rund 1,9 Mill. Einwohnern, worunter 0,8 Mill. Weiße. Ber: 
faffung von 1879. Der Kongreß bejteht aus Nationalverfamm- 
lung und Staatsrat; diefer hat 13 Mitglieder, jene 69, die vom 
Bolt direkt gewählt werden, wie auch der Präſident. Für die 
einzelnen Verwaltungsrefjorts find Staatsjefretäre bejtellt. Seit 
1888 bejteht eine Art allgemeiner Dienftpflicht im jtehenden Heer 
und in der Miliz. 

Guerilla-Srieg, KleinKrieg, wie er, von bewaffneten Volks— 
haufen geführt, den regulären Truppen des Feindes unter Aus— 
nützung bejonderer Terrain(Gebirgs-)Verhältnifie Abbruch zu 
tun fucht. Vorbild: die ſpaniſchen Guerillas gegen die napoleo- 
niſchen Truppen 1808 und dann wieder im Karlijtenfrieg 1872. 
Am heutigen Sprachgebrauch überhaupt auf die Kämpfe von 
Snfurgentenbanden angewandt. 

Gnesdiften, Richtung in der franzöſiſchen Sozialdemo— 
fratie (]. d.). 

Huillotine, nach der „Köpfmaſchine“ bildlicher Ausdruck für 
einen Schlußantrag im Parlament, der den Übrigen Nednern, be: 
jonders denen der Minderheit, das Wort „abjchneidet". 

Huftav-Adolf-Berein, eine Vereinigung in dev deutjchen evan— 
gelifch-proteftantijchen Kirche; gegründet 1832 mit der Aufgabe, 
evangelijche Gemeinden in der Diajpora zu unterjtügen. Bis zum 
Beginn des 20. Jahrhunderts wurden an liber 5000 Gemeinden 
gegen 44 Mill. ME. zugewieſen. 
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Gute Pienfte, im Böllerrecht die Bemühungen eines Staates, 
bei Konflilten zwijchen zwei andern Staaten durch feine Ver— 
mittlung eine gütliche Löſung herbeizuführen. (Siehe Mediation.) 

Güterwagengemeinfhaft, die Bereinbarung der deutjchen 
Gijenbabnverwaltungen vom 21. November 1908 über Die Be- 
nützung des Güterwagenmaterials der verjchtedenen Verwaltungen, 
log. „Deutjicher Staatsbahbnwagenverband“, der am 
1. April 1909 ins Leben getreten iſt. Sein Ziel iſt die gemein- 
jame Benußung des deutjchen Güterwagenparts, etwa eine halbe 
Million Wagen, die aber durch jofortige Neubejtellungen aller 
Verwaltungen bedeutend vermehrt werden jollen. Die Benußung 
erfolgt entgegen der jeitherigen Verpflichtung, für Wagen fremder 
Verwaltungen Miete zu zahlen, für alle Verwaltungen frei; da— 
durch wird die Wagenitellung erleichtert und bejchleunigt. Jede 
der Verwaltungen verteilt die Wagen täglich für ihren Bezirk, 
mehrere Berwaltungsbezirte werden in Gruppen zujammenge- 
ichloffen, für die dann eine Gruppenausgleichitelle ge- 
ichaffen wird. Den Ausgleich zwijchen den verjchtedenen Gruppen 
endlich bejorgt das Hauptwagenamt in Berlin. Der prakt: 
tiiche Grfolg für die Berwaltungen ijt die Ausfchaltung des 
vielen jeitherigen Xeerlaufens von Güterwagen. Die Verrechnung 
zwijchen den einzelnen Verwaltungen erfolgt Durch eine Jahres— 
abrechnung nach Pauſchalſätzen. (©. Etjenbahnen.) 

Güterzerfrümmerung, Güterjchlächterei, im Vollsmund 
Hofmeßgerei, der gewerbsmäßige Auffauf von Land» und Hof— 
gütern und Deren parzellenweiler Wiederverfauf. Dabei ijt in 
manchen Fällen eine nichterwünjchte Zerjtücelung größerer Güter 
und Ddanachfolgender Steigerung der Zwergmwirtjchaft zu be- 
fürchten, viel mehr aber eine Bewucherung der Käufer diejer 
parzellierten Stüce durch unreelle gewerbsmäßige Güterhändler. 
Gegen Derlei Gefahren iſt die Gejeßgebung vorgegangen, jo 
3.8. in Württemberg, wo der Wiederverfauf von Grunditücen 
mit mindejtens 10 Morgen, die aus einer Hand aufgekauft jind, 
in den drei folgenden Jahren nur wieder im Ganzen oder min- 
deitens in Kompleren von 25° gejtattet ijt. Außerdem Tann 
nach der Gewerbeordnung der gewerbsmäßige Güterhandel un— 
zuverläjjigen Berjonen unterjagt werden. — Ebenſo hat Bayern 
1910 ein Gejet gegen die Güterjchlächterei erlajfen, das den 
privaten Güterhandel unmöglich machte und das Gejchäft ganz 
in die Hände der Darlehenskaſſen gab. — Die Barzellierung 
von Großgrundbejiß zum Zwec der Anjtedlung mittlerer 
und Eleinerer Bauern fällt nicht unter den Gefichtspunft der 
„Süterjchlächterei“. 

Guttempler-Orden, j. Antialkoholismus. 
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9. 


Haager Sriedenskonferenz, j. Friedenskonferenz. 

Ssabeanskorpusakte, von 1679, das englische Staatsgrund- 
gejeß von der perjönlichen Freiheit des Staatsbürgers, wonac) 
fein Staatsbürger ohne gerichtliche Unterfuchung in Haft gehalten 
werden darf; zumiderhandelnde Beamte verfallen den jtrengiten 
Strafen. 

Ssaberfeldtreiben, ein bis Mitte der 90er Jahre in Ober: 
bayern geübtes nächtliches Voltsfehmgericht gegen mißliebige 
Berjonen oder gegen jolche, deren Berfehlungen für das Gericht 
nicht erreichbar waren. — Im politischen Sprachgebrauch it 
Haberfeldtreiben jo viel als eine von allen Seiten eröffnete Preß— 
bege gegen einen Politiker oder eine politijche Gruppe. 

Saft, im Strafverfahren einfache Freiheitsentziehung für 
Übertretungen im Sinn des Strafgejegbuchs. — Daneben Unter: 
juchungsbhaft gegen Angejchuldigte bei dringenden Verdachts— 
gründen, Fluchtuerdacht oder Kollujionsgefahr. Bejtrebungen, 
die eine Entjcehädigung für unjchuldig erlittene Unterjuchungshaft 
anjegen wollen, hatten bisher feinen Erfolg. 

Saftpflidit, im weiteren Sinn die Haftung für Schädigungen 
und Nachteile, im engeren Sinn die Haftung für Schäden, Die 
nicht durch eigenes, jondern durch fremdes Verſchulden (für das 
man haftet) entitanden find. Fälle im weiteren Sinn: Gemwähr- 
leiftung wegen Mängel bei Verkauf, Tierjfchaden, Wildjchaden, 
Körperverlegung u. a. m. Daneben bejondere Beamtenhaftpflicht, 
Haftbarkeit der Eifenbahnen nach dem Haftpflichtgejeg von 1871, 
ebenjo für Fabriken, Bergmwerksbetriebe ze. Im jpeziellen Sinn 
Haftpflicht für Verjchulden Dritter bei Verlegung der Aufjichts- 
pflicht über minderjährige Perſonen und bei ungenügender Aus- 
wahl angejtellter Berjonen ſowie bet Nichtbeachtung der gehörigen 
Sorgfalt bei der Aufjicht und Leitung. — Gegen alle dieje aus 
gejeglichen Vorjchriften fließenden Haftpflichtfälle it die Haft- 
pflichtverjicherung eine Sicherung; fie verjichert Betriebs- 
inhaber, Hausbejiger, Unternehmer verjchiedenjter Art, Ärzte, 
Upotheter, Rechtsanwälte, Automobilbefiger ujw. gegen die aus 
ihrem Betrieb, aus ihrer Berufsausübung entitehende Haftpflicht- 
fälle ſowohl aus eigenem als auch dem Verſchulden Dritter. 

Sagelverfiherung gegen Hageljchäden an Feld- und Garten- 
jrüchten, Weinjtöcen und Objtbäumen jowie auch gegen Hagel- 
bejchädigungen an Dächern, Fenſtern 20. wird von einigen 
privaten Erwerbs-, Aktien-Geſellſchaften und von zahlreichen 
— ——— betrieben, zum Teil für territorial be— 
ſchränkte Gebiete, zum Teil fürs ganze Reich. Bayern bejigt 
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eine öffentliche Gegenfeitigleitsanftalt mit fakultativem Beitritt. 
Andere Staaten haben mit Verjicherungsgefellichaften langfriftige 
Verträge abgeſchloſſen, wonach gegen jtaatliche Zufchußgewährung 
die verlicherten Landwirte von der Nachjcehußpflicht entbunden 
jind. — In Oſterreich-Ungarn teils Aktien-, teils Gegenjeitig- 
feitsgejellichaften. 

Saiti, Nepublit mit 28676 qkm und rund 2 Mill. Ein- 
wohnern. Berfajfung von 1889. Die Nationalverjamm- 
lung beitebt aus dem Senat und dem Haus der Gemeinen, 
jener bat 39, diejes 96 Mitglieder, die aus direkten Wahlen der 
über 21 Jahre alten Haitianer hervorgehen. Beide Kammern 
wählen den PBräfidenten. Die Berwaltung wird Durch Staats— 
fefvetariate für die einzelnen Reſſorts bejorgt. Der Handel ijt 
völlig in den Händen der Vereinigten Staaten von Nordamerika. 
Das Heer zählt rund 14000 Wann, die Flotte bejteht aus 3 
tleinen Kanonenbooten. 

Sakatiften, vergleiche die Artikel Oftmarkenverein und Deut- 
ſcher Verein. 

Halbſouveränität, die durch die Oberhobeit eines andern 
Staats bejchräntte Selbjtändigfeit eines Staats (Bajallenjtaats). 
Vergl. Protektor. 

Hambacherfeſt, eine große Volksverſammlung auf dem Schloß 
Hambach in der Nheinpfalz am 27. Mai 1832 als Ausdrucd der 
Unzufriedenheit mit den damaligen deutjchen Zuftänden; Dieje 
große Demonitration hatte die Bundesbejchlüfjje vom Auli 
1832 zur Folge, die vollends alle freie politiiche Meinungs: 
außerung unterdrüden jollten und den Bundesitaaten jcharfe 
reaftionäre Mabnahmen aufzwangen. 

Hamburg, freie Hanjajtadt, republifanifche Negierungsform; 
410 qkm, 1015700 Einwohner (2477 auf 1 qkm). — Der Senat 
mit 2 Bürgermetitern an der Spiße bejteht aus 18 Mitgliedern, 
die durch die „Bürgerjchaft” gewählt werden, die „Bürgerichaft“ 
aus 160 Mitgliedern; von diejen werden 80 in allgemeinen Wahlen 
gewählt, 40 von den Grundbejigern innerhalb der Stadt und 40 
von den jogenannten Notabeln in Direkter und geheimer Wahl. 
Senat und Bürgerichaft jind die gejeggebenden Körper, während 
die Grefutive beim Senat ruht. — Das Hanſeatiſche Oberlandes- 
gericht in Hamburg iſt für alle 3 HSanfaftädte Bremen, Hamburg, 
Lübeck zuitändig. 

Sammelfprung, nach dem Vorbild des englijchen Unter- 
haujes jcherzhafte Bezeichnung für die Abjtimmung des Keichs- 
tags bei Anzweiflung des Rejultats der normalen Abjtimmung; 
fie gejchieht dadurch, daß die mit Ja Stimmenden durch eine 
Türe, die mit Nein durch eine andere Türe treten. 

Hand, Tote, j. Tote Hand. 
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Handelsattachés, Sachveritändige aus Handel und Induſtrie, 
daher auch „Handelsjachveritändige” genannt, werden in neuerer 
Zeit den deutjchen Gejandtichaften, Generalfonjulaten ꝛc. im 
Ausland beigegeben, um die fremden Hundelsverhältnifje zu 
ftudieren und auf Grund der Ergebnifje den heimiſchen Export— 
handel zu beraten. 

Handelsbilanz, j. Ausfuhr. 


Ssandelsflotfen. Gin Bergleich der Welthandelsflotten 1910 


gibt folgende Reihenfolge der einzelnen IC nad) 
dem Tonnengehalt ihrer Schiffe: 


Dampfer Segler 
Gneliihe . . . . 17560000 Amerifanifsche . . 1358000 
Deutihe . . . . 3865000 Engliide . . . . 1307000 
Amerifanijeye . . 1892000 Norwegiiche . . . 604000 
Sranzdftiihe . . . 1416000 Ruſſiſche . 546000 
Norwegische . . . 1396000 Franzöiiihe . . . 483000 
Sapaniihe . . . 1108000 Deutide . . . .„. 442000 
Stalieniihe . . . 971000  Stalieniihe . . . 379000 
Holländiihe . . . 970000 Schwediihe . . . 203000 


Sandelsinipekforen werden nach dem Vorbild der Fabrit-, 
Gewerbeinſpektoren von den organijierten Handlungsgebilfen ge- 
fordert zur Überwachung der Handelsbetriebe in Hinjicht auf Die 
für das Handelsgewerbe geltenden jozialpolitifchen Gejege und 
Anordnungen. Dieje Forderung it in Deutjchland bis jeßt nicht 
erfüllt worden. 

Handelskammern, Körperjchaften mit öffentlich-vechtlichem 
Charakter zur Begutachtung von Gejegesvorlagen 2c., die Handel 
und Induſtrie betreffen, und zur Beratung der Regierungs— 
behörden bejtellt, auch mit behördlichen Funktionen betraut, wie 
mit der Beaufjichtigung der Börfen. Sie gehen aus direkten Wahlen 
der in ihrem Bezirk anfälltgen Handels, Gewerbetreibenden und 
Sndujtriellen hervor. In den einzelnen Bundesjtaaten find die 
Wahl: ꝛc. Borjchriften verjchieden; einzelne ganz Kleine Staaten 
bejigen feine Handelstammern, Preußen bat neben jolchen ähn— 
liche Korporationen, wie die Nlteften der Kaufmannjchaft in 
Berlin, während in den Sanjaltädten, bejonders in Hamburg, 
erweiterte Funktionen für die Kammern bejtehen. — Im Lauf 
der Zeit ſind die Kleingewerbe, die bandwertsmäßigen Betrieb 
haben, mit befonderen Kammern, den Sandmwertstammern (). 
dort) verjehen worden, ÄAhnliche Beitrebungen geben von Seiten 
der Detaillaufleute auf Errichtung von Detailliftenlammern. — 
Seit 1861 find die Handelskammern im deutſchen Handels: 
tag zufammengejchloffen zur Vertretung des deutjchen Handels 
und der deutjchen Induſtrie mit jährlichen Generalverfammlungen 








und einem jtändigen Yusichuß, während d das Rräftbium in Berlin 
mit einem ausgedehnten volfswirtjchaftlichen Bureau die Ge- 
ſchäfte führt. 

Sandelskrieg, ſ. Zollkrieg. 

Handelskriſen, Wirlſchaflskriſen, Störungen im Wirtſchafts— 
leben, in der Warenproduktion und im Abſatz, nicht etwa immer 
vom Handel verurſacht, aber vor allem erkennbar im Preisſturz 
und Abjagmangel auf dem Handelsgebiet. Die Urjachen find 
mannigfaltigitevr Art, 3. DB. fteigende Geldfnappheit, Überan- 
jpannung des Kredits, Überproduftion u. a. m., meistens treten 
mehrere Urjachen in Verbindung miteinander auf, oder Die 
Krijis ift auf allgemeine handelspolitiiche Maßnahmen (Handels- 
verträge 20.) zurüczuführen. Die Krijen zeigen ſich oft durch 
deutliche Symptome an, gejteigerte Spekulation, große Gewinne 
einzelner Erwerbsſchichten, Übergreifen der Spefulationsluft auf 
Kreife ohne gejchäftliches Berftändnis, raſches und hohes Steigen 
der Preiſe, Löhne, Zinfen und Distontjäge, ſtärkere gejellfchaft- 
liche Gründungstendenz. Als PBalltativmittel werden angejehen 
geſunde Zoll und Handelspolitif, Stetigfeit in der Produktion 
und Grziehung der erwerbstätigen Kreije zu geordneter Kredit- 
wirtichaft, Kontrolle der Unternehmungsluft durch vorjichtige 
Distontopolitit und Kreditgewährung. 

Sandelspolitik, innere, umfaßt alle Maßnahmen zur 
Förderung des Binnenhandels, bejonders auch des Detailhandels 
(Wanderlager, Auktionen, Warenhäufer ujw.), Regelung der 
Handelserleichterungen aller Art. — Auswärtige Handels- 
politif, Inbegriff aller auf Förderung unjerer Handels- 
beziehungen zu den andern Weltvölkern gerichtete offizielle Be- 
tätigung: Bertretung im Ausland durch Konfulate, Handel3- 
jachverjtändige, Handelsvertragspolitit ujw. 

Sandelsftenern, ſ. Aufwandſteuern. 

Handelsſyſtem, ſo viel wie Merkantilismus. 

Handelstag, Deutſcher, ſ. Handelskammern. 

Handelsverträge, Verträge zwiſchen verſchiedenen Staaten 
über ihre gegenſeitigen Handelsbeziehungen mit der Abſicht, 
Kämpfe (j. Zollfrieg) zu vermeiden und gegenjeitige Grleichter- 
ungen zu gewähren unter jorgfältiger Abwägung Der gegen- 
jeitigen Snterejjen, jowie Steigerung der Sandelsbeziehungen über- 
haupt herbeizuführen. Meijtbegünftigungsverträge erjtreben 
eine nicht ungünjtigere Behandlung, als jie der Vertragsitaat 
jonjt andern Staaten gewährt (im Frankfurter Frieden zwijchen 
Deutjchland und Frankreich vereinbart), Tarifverträge 
ind aufgebaut auf einem Zolltarif mit Zollbindungen, wonach 
gewijje Zolljäge nicht erhöht werden dürfen Marimalzoll), 
während der Minimaltarif die unteren Grenzen der Zoll- 

Polit. Konverſations-Lexikon. 15 
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ſätze beſtimmt, unter die (ſelbſt bei den begünſtigtſten Staaten) 
nicht berabgegangen werden darf. (Bergl. dazu Doppeltarif.) 
Gegen die darin liegenden Erjchwerungen für den Abjchluß von 
Handelsverträgen, für die eigentlich freie Bewegung Voraus 
jegung ift, ermöglicht die autonome Zollpolitif mit einem 
Seneraltarif ohne irgend welche Bindung nach oben oder nach 
unten (autonomer deutjcher Tarif von 1879) eine freiere Ge— 
staltung der Vertragsverhandlungen. Hierbei wurden als Kampf— 
zölle gegen nicht entgegentommende Staaten mancherlei Diffe- 
ventialzölle (j. dort) angewandt. (Bergl. dazu „Capriviſche 
Handelsverträge,“ „Zölle,“ „Zolltarif”). 

Ssandelsverfragsverein, am 11. November 1900 in Berlin ge- 
gründet zur Aufrechterhaltung der bisherigen gemäßigten Schuß- 
zollpolitit. Dies Ziel jollte erreicht werden durch Veranftaltungen 
von Kundgebungen in allen Teilen des Reiches und durch Heraus- 
gabe handelSpolitifcher Flugichriften über die Wirkungen der 
Sapriviichen Handelspolitif. Die Gründung fam aber damals 
ichon zu ſpät, da die Grundlagen des neuen hochjchußzöllnerischen 
Tarif bereit3 feitgelegt waren. Immerhin hat der Verein durd) 
jeine energifche Propaganda bei Reichs: und Landtagswahlen 
manchen Erfolg erzielt, unter anderem iſt auf jeine Tätigkeit die 
Srlangung einer zwechmäßigen Übergangsfrijt bei den neuen 
Handelsverträgen zurüczuführen, ebenjo die Verbeſſerung des 
von der Regierung vorgelegten Zolltarifs. Seit Inkrafttreten der 
neuen Handelsverträge hat der Berein feine Propagandatätigfeit 
großenteils eingejtellt, betätigt jich als Verein zur Förderung des 
deutichen Exports in eriter Linie mit der Grteilung von Aus: 
fünften über das heute jchon für den einzelnen Induſtriellen ganz 
und gar unüberfichtlich gewordene Gebiet der Zollpofitionen in 
der gejamten Welt. Die Zentralftelle befindet jich in Berlin, 
außerdem bejtehen noch eine Neihe von Landesverbänden und 
Ortsgruppen. Auch gehört dem Berein eine große Zahl von 
Handelsfammern und wirtjchaftlichen Vereinigungen als forporative 
Mitglieder an. 

— — ſ. Kaufmannskammern. 

Ssandlungsgebilfenorganifationen. Die älteſten Organi- 
jationen der Handlungsgebilfen, die noch bejtehen, veichen bis in 
das 18. Jahrhundert zurücd. Sie waren, ein Reſt der zünftlerifchen 
Gliederung, die fich gerade im Kaufmannsijtand lange erhalten 
bat, reine Gebhilfenvereine, die hauptjächlich zur Unterjtügung, 
bejonders jtellenlojer Durchreifender, dann aber jchon jehr früb- 
zeitig zu Bildungszwecen gegründet wurden und von den Prin- 
zipalen Zuſchüſſe erhielten. In der eriten Hälfte des 19. Jahr— 
bunderts verwandelten ſich dieje örtlichen Gebilfenvereine all- 
mäblich in „paritätijche”, denen Prinzipale und Angeitellte 








Handlungsgebilienorganilationen 257 





angehörten, und die neben der Unterftügung der eigenen Mit- 
glieder (Witwen: und Waifenunterftügung ujf.) bejonders Die 
Stellenvermittlung und Fortbildung pflegten. Obwohl jich dieje 
„taufmänniichen Bereine” in den 60er bis 80er Jahren in 
Deutichland Stark vermehrten, gelang es ihnen erjt 1890 aus dem 
„Deutichen Vortragsverband” eine Zentrale zu \haffen in 
dem „Deutjchen Verband faufmännifcher Vereine“ Im 
gleichen Jahre noch wurde der „Stellenvermittlungsbund 
faufmännijcher Vereine“ gebildet. Unter den Iofalen fauf- 
männijchen Bereinen wuchs durch die kommerzielle Bedeutung 
jeines Sites und durch jeine guten Stellenvermittlungss, Kaſſen— 
und Fortbildungseinrichtungen der Berein für Handlungs- 
tommis von 1858 (58er) in Hamburg zu einem über das ganze 
Neich verbreiteten Berband empor, auch der Frankfurter kauf— 
männiſche Verein, der heute an der Spite des Berbands fauf- 
männijcher Vereine jteht, der faufmännifche Verein „Merkur“ in 
Nürnberg u. a. gründeten Bezirksvereine. Baritätifch und ähn— 
lich lofal dezentvaliliert, wie die faufmännijchen Vereine, jind 
die katholiſchen kaufmänniſchen Vereine, die jchon jeit 1877 im 
„Berband fatholijcher faufmännijcher Bereinigungen 
Deutſchlands“ zujammengejchlojjen jind. Neben diejen pari— 
tätiichen Vereinen bejtand ein nach dem Vorbild der englijchen 
Trade Unions in den 70er Jahren als reine Angeitelltenorgani- 
ſation gegründeter Berein der Deutjchen Kaufleute, der 
jich, auf gewerfichaftlichen Anjchauungen aufgebaut, den Hirſch— 
Dunderjichen Gemwerfvereinen angejchlofjen hatte. Aber er konnte 
bis in die 80er Jahre außerhalb Berlins nicht feiten Fuß faſſen. 
Aber in den 80er Jahren führte die geringe Leiſtungsfähigkeit der 
(ofalen Bereine gegenüber den wirtjchaftlichen und ſozialpolitiſchen 
Bedürfnijjen zur Gründung einer neuen von vornherein als Reichs— 
verband gedachten Organtfation, des Berbandes dDeutjcher 
Handlungsgebilfen (Sit in Leipzig), der jich ein weitgefabtes 
Programm der Selbithilfe, aber auch jozialpolitifche Ziele jeßte, 
und in dem troß jeines paritätiichen Charakters die Angeſtellten 
einen jtärferen Einfluß bejigen als in den faufmännijchen Ver— 
einen. Der gewerkichaftliche Gedanke fand erit in den 90er Jahren 
in die Mafje der Gehilfen Eingang, und zwar Durch den Deutich- 
nationalen HandlungSsgebilfenverband, der 1893 als 
Gegenorganijation gegen die Damals in Der Handlungsgebilfen- 
ichaft agitierende Sozialdemokratie von Antijemiten in Hamburg 
gegründet wurde und dieje antijemitiiche Tendenz auch bis heute 
feſthält. Eine äußerſt rührige Agitation, die jich vor allem auch 
gegen die Frauenarbeit im Handelsgewerbe richtet, die entjchiedene 
Betonung jozialpolitiicher Forderungen gewannen dem Verband 
eine ganz außergewöhnliche Ausdehnung, jo daß er in verhältnis 
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mäßig furzer Zeit alle übrigen Berbände überholte. Der anfangs 
jcharfe Gegenſatz zu der Prinzipalität hat jich in den legten 
Fahren abgejchwächt. Neben dieſem Verband und dem erwähnten 
„Verein der deutjchen Kaufleute”, der jich jeit den 90er Jahren 
gleichfalls entwickelte und neuerdings auch Frauen als Mit- 
glieder aufnimmt, bejteht als gewerkſchaftliche Organijation der 
den freien Gewerfichaften angehörige „Zentralverband der 
Handlungsgebilfen und »gehilfinnen“, der die Zujammen- 
gehörigfeit der Handlungsgebilfenbewegung mit der modernen 
Arbeiterbewegung in den Bordergrund jtellt und deshalb auch 
das „Kaſſenweſen“ der andern Vereine befämpft. Auch er hat 
in jüngjter Zeit größere Fortichritte zu verzeichnen. Die weib- 
lichen Handelsangeſtellten jind außer in den beiden leßtgenannten 
Verbänden auch jelbitändig organijiert, und zwar in dem Kauf- 
männijchen Berband für weibliche Angeitellte, der zwar 
jeine Gründung (1889) nicht weiblichen Angeitellten, jondern 
andern human gejinnten Berjonen verdankt, dejjen Leitung aber 
allmählich die Angejtellten jelbjt in die Sand genommen, und 
den jie zu einer rein gewerkichaftlichen Organijation mit einen 
entjchieden formulierten jozialpolitiichen Programm umgebildet 
haben. Daneben bejtehen die „Verbündeten faufmännijchen 
Vereine für weibliche Ungejstellte“, örtliche Vereine, in 
denen mehr oder weniger die Leitung in den Händen von Nicht: 
angeitellten ruht, und die die gewerfjchaftliche Auffaffung ablehnen. 
Ferner exiftiert noch ein auf katholiſch-konfeſſioneller Grundlage 
gegründeter Verein: der 1897 in3 Leben gerufene „Geſamt— 
verband fatholijcher Gebilfinnen und Beamtinnen 
Deutjchlands". Gewiſſe obere Schichten der Handlungs: 
gehilfen bejigen ihre eigenen Berbände: jo die Buchhandlungs- 
gehilfen. Es bejtehben der 1872 gegründete „Allgemeine 
deutſche Buchbandlungsgebilfenverband“, Der die 
Intereſſengemeinſchaft zwilchen Brinzipalen und Gebilfen betont 
und das Kaſſenweſen pflegt, und die „Allgemeine Verei- 
nigung deutjcher Buchbbandlungsgebilfen“, 1895 ge- 
gründet, die ausgeiprochen gewerkichaftlichen Charakter trägt. Ihr 
jteht nahe der „Verein der Buchbandlungsgebilfinnen“ 
(gegründet 1908). Die Gejchäftsreiienden befigen den verbreiteten 
und mit guten Kaſſen verjebenen „Berband reijender Kauf: 
leute Deutjchlands“, der fich auch große Verdienſte um das 
Verkehrsweſen erworben bat; eine geringere Bedeutung bat die 
antifemitische „Bereinigung deutjcher Sejchäftsreilender“, 
Schließlich haben auch die Bankbeamten eigene Organilationen; 
die größte, über ganz Deutichland verbreitete iſt der 1894 ge— 
gründete „Deutjche Bantbeamtenverein“, der außer dem 
Kaſſenweſen (er bat gemeinfam mit dem „YZentralverband des 
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en. Banl- und Banfiergemerbes" eine Penſionskaſſe ins 
Leben gerufen) ſich auch lebhaft jozialpolitijch betätigt; Daneben be- 
ſteht vornehmlich zu Sejelligleitszweclen der „Berein der Bank— 
beamten in Berlin.“ So außerordentlich zeriplittert das 
Organijationswejen der Handlungsgehilfen iſt und jo erbittert 
die Verbände ſich teilweiſe befämpfen, jo gering jind die Unter: 

\chiede in den joztalpolitischen Forderungen. Nur in der grauen 
frage geben die Auffaffungen weit auseinander. Während Die 
einen die lohndrücdende weibliche Konkurrenz durch Organijation 
der Frauen, durch ihre bejjere, geregelte Ausbildung uff. befeitigen 
wollen, will dev Deutjch-nationale Verband eine gejeßliche Be— 
Ichränfung der Frauenarbeit auf bejtimmte Handelszweige. Im 
übrigen jind die bauptjächlichiten Gebilfenforderungen an Die 
Gejeggebung: reichsgejegliche Penjtonsverficherung und Hinter- 
bliebenenverjorgung, Bejeitigung oder wenigitens Ginjchränfung 
der Konkurrenzklaujel, völliges Verbot der Sonntagsarbeit, Acht: 
uhr-Ladenſchluß, Höchitarbeitszeit von 9 Stunden, Handlungs: 
gebilfenz, bezw. Kaufmannstammern, SandelSinjpeftorate, Neform 
der Beitimmungen über Kündigung und Gehaltszahlung, obliga= 
toriſcher Fortbildungsunterricht uff. 

Sandwerkerbund, Allgemeiner deutjcher, gegründet 1883 
von Der Deutjchen Handwerker und Gewerbepartei auf dem 
Handwerkertag in Hannover. Der Bund jtrebt die Organijation 
der deutichen Handwerker an zur Wahrnehmung ihrer Berufs- 
interejjen. Seine Forderungen jind die gewöhnlichen mitteljtänd- 
leriichen: Verbot der Wanderlager und Wanderauftionen, Ein— 
Ichränfung des Haujterhandels, der Konjumvereine, Umſatzſteuer 
für Großbetriebe ujf. Mit den Innungsverbänden hat der Bund 
wiederholt ſogenannte Innungs- und allgemeine Handwerfertage 
veranftaltet. Außer dem Deutjchen Handwerferbund gibt es noch 
einige territorial begrenzte Handwerferverbände. 

Ssandwerkerverfiherung. Die Invaliden- und Ultersverjiche- 
rung gibt jeßt jchon dem Kleinhandwerfer das Necht der frei: 
willigen Berficherung; es wird aber jeit längerer Zeit aus den 
Kreilen des Handwerks die Einbeziehung der Handwerksmeiſter 
in die joziale Neichsverjicherung gewünjcht mit dem Hinweis, 
daß die Handwerker vielfach im Krankheits-, Invaliditätsfall 
und im Alter ebenjo unverjorgt jeien wie die Lohnarbeiter. 
Eine Zwangsverjicherung wird aber andererjeits doch auch nicht 
gewünscht, jondern mehr eine Ausdehnung der freiwilligen Ver— 
jicherungsmöglichkeit und Grleichterung der Weiterverjicherung 
durch Schaffung höherer Lohnklaſſen. 

Ssandwerkskammern, Durch die Novelle zur Gewerbeordnung, 
das jogenannte Handmwerfergejeg von 1897, geichaffen und 1900 
ins Leben gerufen, als Bertretungen der Handwerferinterejjen 
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mit demfelben öffentlich rechtlichen Charakter wie die Handels— 
fammern. Die Wahlen, die auf jechs Jahre mit dreijährigen 
Ausjcheidungsturnus der Hälfte der Mitglieder jtattfinden, 
werden von den Innungen (j. Dort) und den Gemwerbe- 
vereinen (j. dort), wenn jie mindejtens zur Hälfte aus Gewerbe 
treibenden bejtehen, vorgenommen. Die Handwerfsfammern über- 
wachen das Lehrlingsmwejen, halten die Gejellene und Meijter- 
prüfungen ab, errichten und unterjtügen Fachichulen. Die 
Snnungen und Innungsausſchüſſe find den Anord- 
nungen der Handwerkskammern unterworfen. — Bei der Be- 
gutachtung von Angelegenheiten, die Gejellen und Lehrlinge be- 
treffen, haben die Geſellenausſchüſſe (j. dort) mitzumirfen. — 
Die Handwerfsfammern veranjtalten jährlich einen „Deutjchen 
Handwerks: und Gewerbefammertag”“ zur Beratung allgemeiner 
ragen des Handwerfs, 

Hannoverſche Frage, j. „Welfen“. 

Sanfa-und für Gewerbe, Handel und Induſtrie, mit dem 
Namen der alten Hanſa, des großen Städtebunds im Mittel- 
alter, gegründet am 12. Juni 1909 in einer von 6000 Vertretern 
der genannten Grwerbsitände zu Berlin abgehaltenen Proteſt— 
verjammlung gegen die Neichsfinanzreform. Diejfer Abwehrbund 
„gegen die von der AUgrardemagogie des Bundes der Landwirte 
inaugurierte einjeitige Wirtjchaftspolitif in Deutjchland“ entjtand 
aus der Snitiative des Geh. AJuftizrats Prof. Dr. Rießer, des 
Borjigenden vom Zentralverband des Bank- und Bankiergewerbes, 
im Verein mit dem Zentralverband Deutjcher Snduftrieller und 
vielen andern Induſtrie- Handels, Handwerker: und Angejtellten- 
organtlationen. In jeinen Richtlinien vom 4. Dftober 1909 
fordert der Hanja-Bund den Grundſatz der Gleichberechtigung 
aller Erwerbsitände als Leitmotiv auch für die deutjche Wirt- 
ichaftspolitif, Gleichberechtigung für Gewerbe, Handel und In— 
dustrie und Berückſichtigung der berechtigten Intereſſen dieſer 
Srwerbsitände in Gejeßgebung und Verwaltung und Deswegen 
Bejeitigung des Einfluſſes der einjeitigen agrardemagogichen 
Richtung. Der 9.:B., der ausjchlieflich die gemeinfamen In— 
terejfen diefer Stände vertreten will, hält feine Neihen jedem 
ohne Unterjchied der politiichen oder religiöfen Überzeugung 
offen, er iſt feine politifche Partei, wohl aber eine wirtjchaft- 
liche Vereinigung mit den durch fein wirtjchaftliches Programm 
bedingten wirtichaftspolitifchen Zielen. Er tritt ein für eine ge: 
rechte Verteilung der Staatslaften unter jämtliche Erwerbsſtände 
und unter die Einzelnen nach Mahgabe ihres Beliges und ihrer 
Leiſtungsfähigkeit, ferner für eine durchgreifende Verbeſſerung 
und Bermehrung der Verkehrswege zu Waffer und zu Land, 
für den Abſchluß von auf gerechter Abwägung der landwirt— 
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ſchaftlichen und —— Intereſſen —— Handels— 
verträgen, für alle poſitiven Maßnahmen zur Erhaltung und 
Förderung des gewerblichen und faufmännijchen Mittelftandes 
und für die Fortführung einer Sozialpolitil, die unter Berücl- 
lichtigung unjerer Konkurrenzfähigkeit auf die Sieherftellung der 
Zukunft aller Arbeitnehmer und auf Erhaltung ihrer Arbeits- 
freudigleit Bedacht nimmt. — Der H.-B. hatte nach zweijährigen 
Beitehen über 300000 Einzelmitglieder in gegen 1500 Orts: 
gruppen und vielen Landesverbänden durch ganz Deutjchland. 
An jeiner Spige ſteht ein Präſidium mit Geheimrat Rießer als 
1. Präſidenten, daneben bejteht ein Direktorium und der aus 
dem ganzen Reich berufene Gejamtausjchuß; alle drei Organe 
tagen periodiſch in Berlin. Nach feinen Richtlinien unterjtüßt 
er bei den Wahlen die politifchen Parteien bei Aufftellung und 
Durchjegung jolcher Kandidaten, welche die Gewähr dafür bieten, 
daß ſie in ihrer parlamentarifchen Tätigkeit von dem Grund. 
gedanken des Bundes nicht abweichen werden. 

Hapag, Abkürzung für die große deutſche Neederei: Hamburg: 
Amerikantiche Paletfahrt-Aktien-Gejellichaft. 

Harakiri, von dem japanischen Begriff der Selbitentleibung 
übertragene Bezeichnung für „politiichen Selbitmord“, 

Sarmsworthpreffe, ſ. Selbe Preſſe. 

Hausbeſitherbund, Deuticher, eine nach Annahme des Neichs- 
wertzumachsiteuergejeges am 5. März 1911 von den Haus- und 
Grundbejtgervereinen in Berlin gegründete Organijation zur 
politiichen Vertretung der Hausbejigerinterejjen. Gr joll die 
Wahl von hausbejigerfreundlichen Kandidaten in die Barlamente 
unterjtügen, ferner jede Gelegenheit wahrnehmen, die gejeß- 
gebenden Körperjchaften durch Eingaben und andere Kundgebungen 
über die Wünfche der Haus- und Grundbeſitzer aufzuklären. 

Ssausbefigervereine, im Deutjchen Reich, Dfterreich und der 
Schweiz in neuejter Zeit gebildete Vereinigungen zum Schuß der 
wirtjchaftlichen Lage des jtädtifchen Haus» und Grundbeſitzes, 
bejonders zur Bekämpfung der ſtarken ſteuerlichen Belastung. 
Seit 1879 jind dieje Vereine im Zentralverband der Haus und 
ſtädtiſchen Grundbejigervereine Deutjchlands zufammengefaßt, der 
jährlich feinen Verbandstag abhält. 

Hans der Gemeinen (House of Commons), das englische 
Unterhaus, — Haus der XordS (House of Lords), das eng— 
liſche Oberhaus. 

Hausgemeiuſchaft (Kommunion, Zadruga), ein Reſt des einſt 
bei allen Völkern vorhandenen Kollektiveigentums, der ſich noch 
bei den Südſlaven findet. Die Hausgemeinſchaft, die aus den Ver— 
wandten und ſonſtigen Hausgenoſſen unter Leitung des Haus— 
vaters beſteht, iſt Eigentümerin des beweglichen und unbeweg— 
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lichen Gutes, nicht aber der einzelne Hausgenofje. (Vergl. auch 
„Rmetenablöjung“.) 

Ssausgefeße, die Beitimmungen, die die Familien des hohen 
Adels zur Regelung ihres Vermögens: Familien und Erbrechts 
erlafien. Die Hausgefege der landesherrlichen Familien, des ehe- 
maligen Reichsadels und der Fürftlichen Yamilie Hohenzollern 
blieben durch das Ginführungsgejeg zum B. G. B. und andere 
Gejege aufrechterhalten. 

Saushaltungs - Budget, die vechneriiche Darjtellung des 
PBrivathaushalts. 

Saushaltungsfhulen, teilweije Schulen für Heranbildung 
bejonders bäuerlicher Töchter in allen Zweigen des bürgerlichen 
Haushalts, teilweife Schulen, in denen die jchon tagsüber im 
Srwerbsleben jtehenden Töchter der arbeitenden Klajjen Gelegen- 
heit haben, hausmwirtjchaftliche Kenntniffe im Kochen, Nähen, 
Wafchen, Bügeln, Flicken zu erwerben. 

Sanfierhandel, ein Feilbieten von Waren entweder an einem 
Ort durch Bejuch der Privatkundjchaft oder im Umberziehen von 
einem Ort zum andern teils durch Händler (Haufterer) oder 
durch Handwerker, die ihre Produkte auf dieſem Weg des Haufier- 
gewerbes vertreiben. Mannigfach durch die Gewerbeordnung ein- 
geſchränkt Hinfichtlich dev Waren, die feilgeboten werden dürfen, 
iſt der Haufterhandel der Wandergemwerbejchein: Pflicht 
unterworfen. — Wanderhandel in größerem Umfang find auch die 
Wanderlager und Wanderauftionen. ©. „Wanderlageriteuer“. 

Sausinduftrie, Heimarbeit, gewerbliche Arbeit, die an Ar— 
beiter mit oder ohne Hilfskräfte in ihre Wohnungen gegeben wird 
teil8 vom Großhändler (Verlagsiyitem), teils vom Fabrikanten, 
der in feiner Fabrik einen Arbeiterſtamm bat, gewiſſe Teile des 
Produftionsprozefjes in der Hausinduſtrie anfertigen läßt; jo in 
der Spielwaren=, Uhren-, Holz, Belleidungsinduftrie u.a.m. Teil- 
weile haben einzelne Induſtriezweige die Hausinduſtrie injofern 
verändert, als ſie bejonders an Orten, die vom Hauptſitz der 
Fabrikation entfernt find, Arbeitsjäle errichten und dort durch 
Zwiſchenmeiſter Heimarbeiter bejchäftigen laſſen. — Die Schatten: 
jeiten der Heimarbeit treten zutage in niedrigen Löhnen, in der 
Sejundheitsgefährdung durch die bejonders in den Städten ganz 
ungenügenden Wohnungsverhältniffe der Heimarbeiter (Schlaf, 
MWohn- und Arbeitsraum in einem Gelaß). Gegen die Gefahren 
der Heimarbeit verlangte ein Heimarbeitertongreß 1904 die Schaf: 
fung eines Seimarbeiterfchußes und Feſtſetzung von Mindejtlöhnen 
durch Lohnämter (1. d.). Das Glend, das die Heimarbeiter— 
ausstellung in Berlin (1906) enthüllte, veranlaßte die Einbringung 
eines Entwurfs, der aber die verlangten Lohnämter nicht ent— 
hielt und auch feine parlamentarische Erledigung nicht fand, Eben: 
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jo ift die im Februar 1910 eingegangene Vorlage bis jeßt un- 
erledigt geblieben, und um einen neuen Drucd auf die öffentliche 
Meinung auszuüben, bat deshalb 1911 in Berlin abermals ein 
deutichev Heimarbeitertag Ttattgefunden. 

Ssansklaffenftener, ſ. Gebäudeiteuer. 

Ssausknehtparagraph, die im Jahre 1910 (nach einem Kon- 
flikt zwiſchen dem Präfidenten und der Soztaldemofratie) dem 
Bräfidenten des preußiichen Ubgenrdnetenhaufes eingeräumte Be- 
fugnis, ein widerſpenſtiges Mitglied von der Sitzung auszuschließen. 
Berufung gegen diefen Gntjcheid an das Haus iit zuläſſig. 

Sssäuslereien, j. Innere Kolonijation. 

Hauſſe, Das Steigen des Kurjes, Hauſſiers (Miniers), Die 
auf ein Steigen der Kurje rechnenden Spekulanten. 

Ssansfparkaffen, j. Sparkaljen. 

Sansftener, Hauszins, j. Gebäudejteuer. 

Haute finance (frz. jpr. ot’ finanf), die hohe Finanzwelt, 
die Bank- und Börjenfüriten. 

Savas, Agence, j. Ugence Savas. 

Searfipreffe, j. Selbe Preſſe. 

Heberolle, gleich Steuerlite (ſ. Steuern). 

Hedſchra, mohammedanijche Zeitrechnung, beginnend mit 
dem 16. Juli 622 nach Ehriftus, die nicht nach dem Sonnen-, 
jondern nach dem Mondlauf die Jahre zählt, jte alſo mit 354 
Tagen berechnet. Gin Jahr der Hedſchra-Ara rechnet man in 
eines der chritlichen um, indem man zum Hedjchrasfjfahr 622 
binzufügt, von dieſer Summe jo oft 1 abzieht, als 33 in der 
Zahl der Hedjchra-Fahre enthalten ift. 

Heere, die Kriegsmächte der Staaten auf dem Land (Land— 
beer), bet den europäijchen Großmächten auf der allgemeinen 
Wehrpflicht aufgebaut, mit Ausnahme von England; Einteilung 
in Fußtruppen (Infanterie), berittene Truppen (Kavallerie, rei- 
tende Artillerie, Train), Artillerie im weiteren Sinn: Feldartillerie 
mit dem leichten Feldgejchüß und heute zum Teil mit Feld— 
haubigen, Fußartillerie mit ſchweren Gejchügen für Feitungs- 
verteidigung und Feitungsbelagerung, aber auch heute mit fahr: 
baren Haubigenbatterien für die Feldjchlacht, Pionier- und In— 
genteurforps, Verkehrs- (Eiſenbahn-), Telegraphen-, Luftſchiffer— 
Abteilungen. Heeresverwaltung, Zuſammenfaſſung der ökono— 
miſchen, techniſchen, gerichtlichen, organiſatoriſchen Verwaltung im 
Kriegsminiſterium, während die Kommandogewalt vom Kriegs— 
herrn ausgehend im Frieden durch die Korpskommandeure für 
ihren Bezirk, vom Kriegsherrn (Kaiſer, König) auch im Frieden 
fürs ganze Heer ausgeübt wird. — Das Heer des 19. und 20. 
Jahrhunderts durch die allgemeine Wehrpflicht Volksheer im 
Gegenſatz zu den angeworbenen Truppen früherer Zeiten, Söldner— 
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heer. Stehende Heere jeit dem Mittelalter, mit Beginn der Neu- 
zeit aber erit mehr entmwicelt im Gegenſatz zu den für einzelne 
Kriegszwecke jeweils gebildeten, nachher wieder aufgelöſten Heeren, 
deren Zuſammenſetzung durch den Heerbann, das Aufgebot der 
waffenfähigen Männer, erfolgte. — Milizſyſtem im Gegenſatz zu 
den Heeren, die durch die allgemeine Wehrpflicht mit feſtumgrenzter, 
längerer und zuſammenhängender Dienſtzeit gebildet ſind, ein 
Syſtem freierer militärischer Dienſtleiſtung mit kurzen Übungs— 
zeiten, wobei dann außerhalb dieſer Übungszeiten aktive Truppen 
gar nicht vorhanden find. — Bei den einzelnen Ländern iſt näheres 
über die jeweilige Heeresverfaffung nachzulejen. 

Seeresfpradie, Rommandojprache, die gejeglich oder 
verordnungsmäßig feitgelegte Einheitsiprache für die Armee eines 
Staatsgebtetes, das Volksteile mit verjchiedenen Sprachen umfaßt. 
So ift in Öfterreich-Ungarn die deutiche Sprache die Heeresz, 
die Kommandojprache. 

Seeresvorlage, jo viel wie Militärvorlage. 

Seerfleuer, j. Wehriteuer. 

Heer- und Wehrordnung für Deutjchland, die Sammlung 
der gejeßlichen VBorjchriften und der Verordnungen für die Militär- 
und Dienjtpflicht. Die Heerordnung jtellt die Grgänzung der 
MWehrordnung dar, regelt das Erſatz- und Kontrollwejen ujw. 

Hegemonie (griech), Führerſchaft, Vorherrſchaft. 
Das Wort wird vorzugsweiſe von der hervorragenden Stellung 
gebraucht, die Athen, Sparta, und kurze Zeit Theben unter 
Epaminondas nacheinander unter den griechiſchen Staaten ein— 
genommen haben, und die ſich zuletzt Mazedonien unter Philipp 
über ſie errang. Seit den 50er Jahren wandte man den Begriff 
auch auf unsre deutjchen Verhältniſſe an und ſprach von einer 
Hegemonie Preußens unter den deutjchen Staaten. 

Sseidelderger Programm, ſ. Nationalliberale Partei. 

Heilige Allianz, der nach der endgültigen Niederwerfung 
Napoleons I. am 26. September 1815 zu Paris zwijchen Kaifer 
Ulerander von Rußland, Kaiſer Franz von Öfterreich und König 
Friedrich Wilhelm III. von Preußen geichloffene Bund, der den 
Zweck hatte, das chriftliche Staatsprinzip an die Stelle 
des menschlichen Staatsrechts zu ſetzen. Unter dem Einfluß 
Metternich diente die Heilige Alltanz der Unterdrücung aller 
freiheitlichen Negungen und nititutionen, Uber die in der 
Allianz vereinigten entgegengejegten Intereſſen traten ſchon in 
der griechifchen Frage (1827) hervor. Die Julivevolution (1830) 
machte einen tiefen Riß in die Allianz, und die Revolution 
von 1848, die Wiedererhebung der napoleonifchen Dynaltie (1852), 
endlich der A Krieg Rußlands mit der Türkei und den Weftmächten 
(1853 —56) vollendeten die Auflöfung des Bundes. 
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römifhes Reich dentfher Nation wurde offiziell 
das frühere Deutiche Neich von 962, wo Dtto I. die römische 
Kaiſerkrone erhielt, bis zum Sabre 1806 genannt, weil man es 
als eine Fortjegung der römiſchen Weltmonarchie anſah. 

Seilsarmee, eine im Jahr 1865 von dem jeßigen „General“ 
William Booth gegründete und 1878 militärisch organiſierte 
Sekte. Das Hauptquartier mit dem Generaljtab iſt in London. 
Die Heilsarmee fucht Sünder und Elende zu retten, und zur Gewin— 
nung der hierzu nötigen finanziellen Mittel benüßt jte eine aufdring- 
liche Reklame auch in ihren Gottesdieniten. Ihre Gelder dienen 
der Errichtung von Arbeits: und Unterfunftsitätten, Trinterheil- 
anitalten uff. 

Heimarbeit, j. Hausinduſtrie. 

Heimatrecht it Das Necht zum freien, ungejtörten Aufenthalt 
in einer bejtimmten Gemeinde nebit dem Necht auf Verjorgung 
durch diefe im Fall der Berarmung. Das Hetmatrecht hat heute 
im Deutjchen Neich feine Bedeutung faſt völlig verloren. Artikel 3 
der Reichsverfaffung führte nämlich das gemeinfame Jndigenat für 
alle Angehörigen jäntlicher Bundesjtaaten ein (ſ. Freizügigkeit), 
und in einzelnen Gejegen wurden das Necht der Freizügigkeit, die 
Berehelichungsfreibeit, die Gemwerbefreiheit, der gemeinjame Recht— 
ſchutz, der Unterſtützungswohnſitz (ſ. d.), Erwerb und Verluft der 
Staatsangehörigfeit uff. unter Bejeitigung der früheren heimat- 
rechtlichen Bejchränfungen einheitlich geregelt. Bedeutung hat 
das ——— noch in Bayern und in Oſterreich. 

eimalsamt nennt man das durch das Geſetz über den 
Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 errichtete Bundesamt 
für das Heimatsweſen, ein Verwaltungsgericht, das in letzter 
Inſtanz in den Streitigkeiten zu entſcheiden hat, die zwiſchen 
Armenverbänden verjchtedener Ginzeljtaaten über die öffentliche 
Unterftügung Hilfsbedürftiger entitanden find. Es können aber 
auch durch die Landesgejeggebung Streitigkeiten zwischen Armen— 
verbänden des nämlichen Bundesjtaates dem Heimatsamt als 
le&ter Inſtanz übertragen werden. Das iſt geichehen in Preußen, 
Heſſen, Oldenburg, Bremen, Lübeck und den meijten kleineren 
Bundesitaaten. 

Heimalſchutz, Beitrebungen, die auf Erhaltung der über: 
lieferten Dentmale und der heimatlichen Bauweiſe, auf den Schuß 
der Landſchaft, der heimifchen Tier: und Pflanzenwelt, der Bolfs- 
litten und -Gebräuche, Trachten uff. gerichtet jind. Dieje Be— 
ſtrebungen jind organiftert im Bund für Heimatjchug. Mehrere 
Staaten, 3. B. Preußen, Heſſen, haben durch Gejeß, andere in 
Verordnungen Beitimmungen über den Heimatſchutz getroffen. 
Preußen hat eine jtaatliche Zentralitelle zur Naturdentmalpflege 
mit Komitees in den Provinzen oder einzelnen Bezirten, Wirt: 





236 Heimfallsrecht — Heimjtättengejebe 


temberg hat einen jtaatlich unterjtügten Yandesausjchuß mit Be- 
zirfspflegern, ähnlich Baden. 
Heimfallsrecht, das Recht des Staates, den Nachlaß eines 


im Lande gejtorbenen Fremden an Jich zu nehmen. In diejem 


Sinne könnte das Heimfallsrecht nur mehr zur Retorjion An- 
wendung finden. Dagegen bejteht es in dem bejchränften Sinne, 
daß der Staat das Hecht hat, den Nachlaß einer Perjon, die 
ohne Erben jtirbt, an ſich zu ziehen. Dies Erbrecht gibt das 
Bürgerliche Gejegbuch dem Fiskus. Es läßt aber auch Die 
landesrechtlichen Bejtimmungen bejtehen, die an Stelle des Fiskus 
einer Körperichaft, Stiftung oder Anjtalt des. öffentlichen Rechts 
das Heimfallsrecht einräumen, die ferner dem Fiskus oder einer 
andern juriltiichen Berjon ein Erb- oder Pflichtteilsrecht oder 
ein Necht auf beitimmte Sachen ohne Rückſicht auf vorhandene 
Erben geben, wenn die verjtorbene Perſon auf Koiten des Fiskus 
oder der juriftiichen Perſon verpflegt oder unterjtügt worden tt. 
Seimfparkaffen, ſ. Sparkaſſen. 


Heimſlättengeſetze ſind Gefetze, die zur Sicherung des bäuer- 


lichen Beſitzes diejen der freien Verfügung des Beſitzers entziehen. 
Die Idee der Heimjtätten jtammt aus den Vereinigten Staaten, 
wo Grundbejißungen (homestead) bis zu einer gewiſſen Größe 
oder bis zu einer bejtimmten Werthöhe kraft gejeglicher Beſtim— 
mung der gerichtlichen Zwangsvollitreefung entzogen werden 
fonnten. Ende der 70er Jahre des vor. Jahrhunderts entitand 
angefichtS der ſtarken Verſchuldung des ländlichen Grundbeſitzes 
in Deutjchland eine Heimjtättenbewegung, die Anfang der 90er 
Jahre von dem Kammerherrn von Riepenhaujen wieder jtärker 
entfacht wurde. Niepenhaujen legte 1892 einen Entwurf dem 
Reichstag vor, den diefer annahm. Danach fönnen als Heim: 
jtätten in das „Heimftättenbuch” Grundjtüce eingetragen wer: 
ven, die der Erzeugung landwirtjchaftlicher Produkte dienen, 
wenigjtens einer Familie Wohnung gewähren, aber die Größe 
eines Bauernhofes nicht überfteigen. Die Heimjtätte it abjolut 
unteilbar, ihre Veräußerung nur unter Zultimmung des Ehe: 
gatten und nur an Deutiche zuläflig. Sie fann nur aus „be: 
gründeten” Anlaß mit Bewilligung der Behörde bis zur Hälfte 
des Ertragswerts belaftet werden, und zwar nur mit Nenten- 
ichulden oder Unnuitäten. Die Heimftätte unterliegt dem 
Zwangsverkauf überhaupt nicht, außer für Forderungen, die vor 
der Grrichtung der Heimftätte entjtanden ſind. Als Boll: 
ſtreckungsmäßregel it in allen andern Fällen nur die von der 
Heimftättenbehörde zu vollziehende Zwangsvollſtreckung zuläſſig. 
Die landwirtfchaftlichen Zentralvereine lehnten diefen Entwurf 
ab, und der Bundesrat verjagte ihm deshalb bis jegt ſtets jeine 
Zuftimmung. Auch in Öfterreich iſt ein Heimftättenentwurf nicht 
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Geſetz geworden. In Frankreich ift 1898 verjucht worden, durch 
Erlaß eines Heimjftättengejeges den Erwerb und die Erhaltung 
des Keinbäuerlichen Beliges zu erleichtern. Heimſtätten nach 
amerikaniſchem Vorbild gibt es in Kanada, Auftralien, Rumänien, 
Serbien, Türkei, China. — Bereinzelt wird der Ausdrud „Heim- 
jtätten“ auch für die nach bodenreformerifchen Grundſätzen an- 
gelegten Siedlungen von Genofjenfchaften zur Belämpfung der 
Wohnungsnot in den Großjtädten gebraucht. 

Heloten, die Staatsjtlaven in Sparta. 

Hereroaufſtand, Der von den Hereros, einem zu den Bantu 
gehörigen Bolksitamm im Norden von Deutſch-Südweſtafrika, im 
Januar 1904 begonnene Aufitand. Die Bejagungen mehrerer 
tleiner Stationen wurden von den Hereros niedergemacht und 
der mittlere Teil der Kolonie vollitändig verwültet. In zahl- 
reichen Kämpfen wurden zwar die Hereros durch die bis auf 
7500 Mann verjtärktte deutiche Schußtruppe geichlagen, aber ihre 
Einkreifung am Waterberg und Hamaliri gelang dem General- 
leutnant v. Trotha nicht völlig. Ein Teil der Hereros entkam, 
jo daß der Aufitand noch nicht niedergeworfen war, als jich im 
Oktober 1905 die Namabajtard-Hottentotten unter Hendrit Wit- 
boi erhoben. Witboi wurde bei Vaalgros 29. Oftober 1905 
jchwer verwundet und jtarb wenige Tage darauf. Witbois 
Söhne Samuel Iſaak und Klein Hendrik unterwarfen jich. 

Hermandad, „VBerbrüderung“, urjprünglich Bündnifje kaſti— 
lijcher Städte zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit 
auf den Landitraßen gegen Übergriffe des Adels. Ferdinand 
und Sjabella jchufen 1476 in Kajtilien unter dem Namen „Heilige 
Hermandad” eine Organijation, die anfangs politisch-militärijche 
Aufgaben (Recht der Abgabenbemwilligung, der Truppenaus- 
bebung ujf.), jeit 1498 aber lediglich die Sicherheit der Straßen 
zu überwachen hatte. Heute nennt man die Polizei die „heilige 
Hermandad“. 

Seroftrat, ein Ephejter, den die Sucht, durch eine unerhörte 
Tat jeinen Namen auf die Nachwelt zu bringen, zu dem Ent— 
ichluß trieb, den Dianatempel zu Epheſus (856 v. Chr.) in 
Brand zu ſtecken; daher heroſtratiſche Ruhmfucht. 

Serrenhaus, in Preußen und Dfterreich die amtliche Be- 
zeichnung für die Erſte Kammer. 

Herruhuter, ſ. Brüdergemeinde. 

Hervéiſten, Richtung in der franzöſiſchen Sozialdemo— 
fratie (1. d.). 

Seffen-Parmftadt, Großherzogtum, im Mannesitamm erbliche 
Monarchie. 7682 qkm, 1282109 Einwohner. — Berfaffung jeit 
1820, mehrfach revidiert. Der Landtag beiteht aus 2 Kammern. 
Nach der 1911 zuftande gefommenen Berfafjungsreform wird die 
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Erſte Kammer aus den Prinzen, den Standesherren, Vertretern 
der beiden Kirchen, der Univerjität, Technifchen Hochjchule, des 
Grundadels, von Induſtrie, Handel, Handwerk, Landmwirtichaft 
und 12 vom Großherzog ernannten Mitgliedern bejtehen. Die 
Zweite Kammer wird fünftig 58, jtatt 50 Mitglieder haben, und 
zwar 15 aus jtädtichen, 43 aus ländlichen Wahlkreifen; die 
Wahlen find direkt und geheim. Stimmberechtigt tft, wer 25 Fahre 
alt ift, 3 Jahre in Heſſen wohnt, 1 Fahr Staatsbürger ijt und 
im Nechnungsjahr, in das die Wahl fällt, direfte Steuern zahlt; 
das zurücdgelegte 50. Lebensjahr verjchafft eine zweite Stimme. 
Die Abgeordneten werden auf 6 Jahre gewählt, alle 3 Jahre 
jcheidet die Hälfte aus. Die Mitglieder der Minijterien und der 
Oberrechnungsfammer jowie die Beamten der Lofalverwaltung, 
wenn der Wahlkreis mehr als zur Hälfte in ihren Dienjtbezirt 
fällt, find nicht wählbar. — Hejjen zerfällt in die 3 Provinzen 
Starfenburg, Oberheſſen und Rheinheſſen; an ihrer Spiße ſteht je 
ein PBrovinzialdireftor, ferner als Selbjtverwaltungsorgane Pro- 
vinziallandtag und Provinzialausjchuß. An der Spige der ganzen 
Staatsverwaltung ſteht das Staatsminijterium mit Minijterien 
des Innern, der Justiz und der Finanzen. Die Bezirksverwaltung 
wird durch die Kreisämter (an der Spite der Kreisrat) geführt; 
Selbjtverwaltungsorgane jind Kreistag und Kreisausjchuß. 

Heſſiſche Heditspartei, eine in Den 90er Jahren im ebe- 
maligen Kurheſſen entitandene, aber bedeutungslos gebliebene 
Partei von Proteftlern, die die Wiederherjtellung des jelbjtändigen 
Kurheſſen verlangte. 

Ssetärie, Vereinigung von Freunden zu gegenfeitiger Unter- 
jtüßung bei Bewerbungen, Prozeſſen u. dergl. Die Hetärien 
erlangten im alten Griechenland als politiiche Geheimbünde 
große Bedeutung. Der Name hat ſich bis auf unjere Zeit er— 
halten. So jpielte neben anderen Hetärien bei der Erhebung 
der Griechen gegen die Türken die jog. Hetärie der Befveundeten, 
gegründet 1814 in Odeſſa, eine große Nolle. Unter dem Namen 
„Ethnike Hetairia“ bildete ſich 1896 ein panbelleniftifcher Ge— 
heimbund, dejjen Einfluß die Bejegung Kretas 1897 und damit 
der Ausbruch des für Griechenland unglücklichen griechijch-tür- 
fiichen Krieges zu danken war. 

Ssidalgo, wörtl. Sohn von jemand, die dritte Klaſſe des 
ſpaniſchen Adels, zu der faſt alle kleineren Gutsbejiger, die Mehr: 
zahl der Beamten ꝛe. gehören, jo daß jeder gebildete Mann diejen 
Zitel führt. 

Hierarchie, wörtl. Herrſchaft der Heiligen, jo viel wie Prie— 
jterberrfchaft. Site ift am entwicdeltiten in der katholiſchen Kirche, 
die fie auf göttlichen Uriprung zurücführt Der Ausdrucd wird 
zur Bezeichnung der Macht des Klerus und jeiner Anjprüche 
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egen den Staat gebraucht. Die Stufenfolge der katholiſchen 
este tennt folgende Stufen: Bijchof, Priejter, Diakon, 
Subdialon (ordines sacri oder majores „höhere Weihen“), 
die übrigen Stufen jind Die ordines non sacri oder minores 
(„niedere Weihen“). — Das Wort Hierarchie wird auch für 
die Stufenfolge in der Beamtenjchaft, im Heer gebraucht (Be— 
amtenbterarchte, militärifche Sterarchie), immer im üblen Sinn 
des Abgeſchloſſenen, Herrichfüchtigen. 

Sierofratie, Priejterherrichaft. ine bejondere Form tft 
die Theofratie. 

Sighbinder, chinejtiiche Geheimbünde in Nordamerita, be- 
jonders in Kalifornien, die angeblich Wohltätigkeit bezwecken, in 
Wirklichkeit Erpreſſungen und Räubereien betreiben. Der größte 
Geheimbund ift Tjehtsfungstong mit angeblich 15 000 Mitgliedern, 

High Church (Hochkirche), vergl. Anglikaniſche Kirche. 

Silfskaffen jind im weiteiten Sinne alle auf Gegenfeitigfeit 
beruhenden Bereinigungen der minderbemittelten Kreije, insbe— 
jondere Arbeiter, die auf Grund von Beiträgen nach mehr oder 
weniger veriicherungstechnijchen Grundjägen Unterjtügungen bei 
Krankheit, Invalidität, Tod, Arbeitslofigkeit 2c. gewähren. Seit 
der Neichsarbeiterverjtcherung hat jtch Der Begriff verengert, und 
man verjteht darunter gewöhnlich nur noch die jogenannten 
„Freien Hilfskaſſen“ im Gegenjat zu den Zwangsfajjen, die auf 
dem gejeglichen Kranktenverjicherungszwang beruhen. Das heutige 
Recht der Hilfskaſſen in Deutjchland beruht in der Hauptjache 
auf der Novelle vom 1. Juli 1884, wodurc das Hilfstajjengejet 
vom 7. April 1876 wejentlich abgeändert wurde. Danach fennt 
man die auf Grund reichsgejeglicher Borfchriften errichteten 
„eingejchriebenen“ Hilfskaſſen und nicht eingefchriebene, 
auf Grund landesrechtlicher Vorjchriften errichtete freie Hilfs- 
fajjen. Beide Arten jtimmen darin überein, daß der Beitritt 
zu ihnen freiwillig ift, daß auch die Kaſſen nicht gezwungen 
jind, jemand als Mitglied aufzunehmen, daß die Mitglieder aus- 
Ichließlich die Verwaltung in Händen haben und vom Beitritt 
zu einer Zwangstajje befreit jind, wenn die Hilfskaſſen wenigitens 
die Mindeitleiftungen der Gemeindefrantenverjicherung (vergl. 
dieje) aufweilen. Der Unterjchied beiteht darin, daß Die ein- 
geichriebenen Hilfsfafjen nur Kranken- und Begräbnisfürjorge 
gewähren dürfen, während die andern Hilfskaſſen auch Invaliden-, 
Alters-, Witwen- und Waiſen-, Stellenlojenfürjorge ꝛc. über- 
nehmen fönnen. Über die Höhe der Leijtungen bejtehen feine 
Vorſchriften. Die Hilfskaſſen hatten ich, obwohl die Arbeiter 
die vollen Beiträge (bei den Zwangskrankenkaſſen nur zwei 
Drittel) zu zahlen haben, außerordentlich vermehrt, da fie durch 
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Nichtaufnahme Krankheitsbedrohter oder älterer Leute einer ge— 
ringeren Krankheitsgefahr ausgeſetzt ſind, und da ſie ſtatt ärztlicher 
Behandlung Geldbeträge gewähren durften. Eine erhebliche 
Rolle in der Bevorzugung der Hilfskaſſen, die vielfach mit den 
Berufsorganiſationen der Arbeiter und Privatangeſtellten ver— 
bunden ſind und ihr Wirkungsfeld über ganz Deutſchland er— 
ſtrecken, ſpielt auch die Freizügigkeit, die bei jedem Wechſel des 
Wohnortes das Verbleiben in der nämlichen Kaſſe ermöglicht. 
Dazu kamen auch politiſche und ſoziale Gründe, z. B. bei den 
Hilfskaſſen der Kaufleute. Die Geſetzgebung hat bei der Neu— 
redaktion des Krankenverſicherungsgeſetzes im Jahre 1892 den 
Hilfskaffen den Wettbewerb erjchwert, indem ihnen regelmäßig 
jtatt dev Geldunterjtügung die Naturalunterftügung vorgejchrieben 
wurde. Die Folge war auch ein Rückgang der Hilfskajjen, jie 
erholten jich aber langjam wieder. „Um den erheblichen Miß— 
jtänden zu begegnen,” und bejonders „um die Errichtung von 
Schwindelfafjen hintanzuhalten,“ wurde 1905 ein Gejeß vorgelegt, 
das das Hilfskafjengejeg von 1876 aufheben und die Hilfskaſſen 
dem fatjerlichen Auffichtsamt für Privatverjicherung unterjtellen 
jollte. Die damit erhöhten verjicherungstechnijchen Anforderungen 
bedeuteten eine ſtarke Bedrohung des Hilfskaſſenweſens. Das Geſetz 
fam nicht zur Berabjchtedung, ebenjowenig ein Entwurf von 1907. 
Im Februar 1911 wurde ein abgemilderter Entwurf wiederum vor— 
gelegt. — Die Beziehungen der eingejchriebenen Hilfskaſſen zur veichs- 
gejeglichen Urbeiterverjicherung find in der Reichsverſicherungsord— 
nung geregelt, eine Regelung, die gleichfalls die Exiſtenz der freien 
Hilfstafjen gefährdet. Neue Hilfskaſſen jollen nicht mehr zugelafjen 
werden, die bejtehenden nur, wenn fie mindejtens die geſetz— 
lichen Leiftungen gewähren und dauernd 1000 Mitglieder haben. 
Das Gejeg über den Verficherungsvertrag vom 30. Mai 1908 
gilt auch für die Verträge der Hilfskaſſen. — In Ofterreich-Ungarn 
haben jich die Hilfskaſſen wejentlich ſchwächer entwicdelt. Die 
Nechtsverhältniffe find ähnlich wie in Deutjchland geregelt. Man 
unterjcheidet drei Arten von freien Hilfslafjen: 1. die VBerjicherungs- 
vereine nach dem allgemeinen VBereinsgejfeg vom 26. November 
1852, 2. die Kaſſen nach dem Bereinsgejeg von 15. November 
1867, 3. die vegiftrierten Hilfskaſſen oder Hilfskaſſen Tchlechthin 
nach dem Gejet vom 16. Juli 1892. Sie unterftehen der ftaat- 
lichen Aufjicht, zu ihrer Grrichtung ift die Genehmigung der 
Behörden erforderlich, die die Kaſſe vorher zu prüfen haben. Die 
Mitgliedichaft zu einer vegiftrierten freien Hilfskaſſe, die die 
gejeglichen Mindeftleiftungen gewährt, befreit von der Zugebörig- 
teit zu einer Zwangskaſſe ꝛe. Dagegen dürfen ich die djter- 
veichiichen eingejchriebenen Hilfskaſſen, wie die englichen, auch 
weitergehende Zwecke als die deutſchen jegen. 
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Hilſsrichter, vichterliche Beamte, die einem Gericht nicht ſtändig 
angehören, jondern nur zur Aushilfe berufen werden Während 
beim NReichsgericht Hilfsrichter überhaupt nicht zuläjlig ſind und 
bei Oberlandesgerichten und Zandgerichten ihre Verwendung ein- 
geichränft it, beitehen für die Amtsgerichte jolche Bejchräntungen 
nicht, und die Verwendung von Aſſeſſoren als Hilfsrichtern hat 
aus Griparnisgründen in einigen Bundesjtaaten überaus zus 
genommen. Sowohl im Intereſſe der Nechtspflege als der Be- 
förderungsverhältniſſe der Nichter wird das „Hilfsrichter-Unmwejen“ 
ſcharf befämpft. Bei der zweiten Leſung der Juſtiznovelle am 
7. Februar 1911 wurde vom Neichstag ein 8 223 eingefügt, 
wonach das Amt eines in Strafjachen amtierenden Amtsrichters, 
eines Vorjigenden des Schöffengericht nur von einem jtändig 
angeitellten Nichter wahrgenommen werden darf. 

Hilfſsſchulen für Schwachbegabte, bejondere Klajjen für 
jolche Kinder, die, ohne gerade idiotiſch zu fein, durch geiftige 
oder körperliche Gebrechen gehindert jind, mit normalen Kindern 
fortzufommen. 

Sinterbliebenenverfidierung, jicehe Witwen: und Waijen- 
verjorgung und PBrivatbeamtenbewegung. 

Ssirtendriefe, Nundjchreiben der fatholifchen Bijchöfe an die 
Geijtlichen und Laien ihrer Diözeſe. Auch protejtantifche General- 
juperintendenten erlafjen bei Antritt ihres Amtes Hirtenbriefe. 

Hochkirche, j. Anglitanische Kirche. 

Hochverrat, ein verbrecherijcher Angriff auf den inneren Be- 
ſtand eines Staates, jet es als Angriff auf jein Oberhaupt, jei 
es auf jeine Verfajfung oder jein Gebiet. Vom Landesverrat 
unterjcheidet ich der Hochverrat dadurch, daß jener jich gegen 
die Stellung des Staates zu andern Staaten richtet. 

Höferolle, j. Anerbenrecht. 

Ssofgängerei, in Mecklenburg die Bezeichnung für ländliche 
Hilfsarbeiter, die im Dienjte der Inſtleute jtehen. Neuerdings 
bat jich im politijchen Sprachgebrauch der Ausdruck ein- 
gebürgert für die Beteiligung ſozialdemokratiſcher Abgeordneter 
an repräjentativen Handlungen der Barlamente gegemüber den 
Landesfüriten, wie jte in Baden, Heſſen und Württemberg mehr: 
fach vorgefommen it und zu lebhaften Streitigkeiten in der 
deutjchen Sozialdemokratie geführt hat. Auf dem Magdeburger 
Barteitag der Sozialdemokratie (1910) erklärte die Nejolution 
gegen die Budgetbewilligung (j. Budgetjtreit) in ihrem letzten 
Saße „die Teilnahme an höfiſchen Zeremonien und monarchijchen 
Loyalitätsfundgebungen für unvereinbar mit den jozialdemofra= 
tischen Grundjägen“ und macht es „den Parteigenoſſen zur Pflicht, 
jolchen Kundgebungen fernzubleiben“. 

Ssofpredigerparfei, j. Poſitive Union. 
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Hofmetzgerei, jo viel wie Güterjchlächterei, Güterzertrümme— 
rung (j. d.)e 

Ssoheit bezeichnet die dem Staatsoberhaupt zujtehende oberite 
Gewalt im Staate, daher Hoheitsrechte (jo viel wie Souve— 
ränitätsrechte), die einzelnen Rechte diejer Gewalt: Finanzhoheit, 
Juſtiz- und Milttärhoheit, und Hoheitszeichen, alle Daritellungen 
und Zeichen (Wappen, Schilder, Fahnen, Grenzpfähle), die Um— 
fang oder Stätte der Staatsgewalt fenntlich machen. Die bös— 
willige Wegnahme, Zerjtörung, Bejchädigung der Hoheitszeichen 
oder der bejchimpfende Unfug daran wird mit Gelditrafe bis zu 
600 ME. oder Gefängnis bis zu 2 Jahren. beitraft. — Ferner 
fommt das Wort „Hoheit“ als Titel vor. Nachdem der Maje- 
jtätstitel für Könige in Aufnahme gefommen war, hießen Die 
Prinzen in faijerlichen Häujern kaiſerliche und in föniglichen 
fönigliche Hoheit. Gegenwärtig erhalten auch die Groß— 
herzöge und Erbgroßherzöge jowie der Landgraf von Heſſen 
(ehemals furfürjtliche Art) und der Fürft von Hohenzollern das 
Prädikat Eönigliche Hoheit, den Titel „großherzogliche Hoheit“ 
die Prinzen und Brinzejiinnen der großherzoglichen Häujer von 
Baden und Hefjen. Das einfache Prädikat „Hoheit“ führen die 
Mitglieder der übrigen großherzoglichen Häuſer und jeit dem 
Bundesbejchluß vom 16. Augujt 1844 (jtatt „Durchlaucht“) die 
regierenden deutjchen Herzöge und die Mitglieder ihrer Häufer. 
Auch iſt den Mitgliedern der Bhilippstaler Linie durch Kabinetts- 
ordre des Königs von Preußen das erbliche Prädikat „Hoheit“ 
verliehen. 

Hohe Zforte, ſ. Piorte. 

somagial-Eid, von homagium, Huldigungseid der Vajallen, 
das etdliche Treugelöbnis eines neugewäbhlten Bijchofs an feinen 
Zandesherrn. 

Kome-Zinfe, die von den irischen Abgeordneten — Home: 
rulers — verlangte innere Selbjtverwaltung Irlands nebjt jelb- 
jtändigem Parlament. Nach den Mitteilungen der jetzigen libe- 
ralen Negierung iſt beabfichtigt, in Irland ein Barlament mit 
einer dieſem verantwortlichen irischen Negierung zu jehaffen zur 
Verwaltung vein iriſcher Angelegenheiten. Die Suprematie des 
Neichsparlaments würde erhalten bleiben. Es joll aljo Irland eine 
ühnliche Autonomie, wie fie die Kolonien bejigen, gewährt werden, 

Homologation, in der franzöſiſchen Nechtsiprache Beltätigung 
eines Altes der freiwilligen Gerichtsbarkeit durch das Gericht. 
Homologation der Eiſenbahntarife, in Frankreich die 
Henehmigung der Eifenbahntarife durch den "Staat. 

Homo regius, j. Öjterreich-Ungarn. 

Honduras, Nepublit mit 114670 qkm und rund eimer halben 
Million Einwohner. Berfaffung von 189. Der Kongreß 
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bat 42 Mitglieber, die aus divelten Wahlen hervorgehen. Prä— 
jident und Minifterium leiten die Gejchäfte. Der Handel ten- 
diert ganz nach den Vereinigten Staaten. Für die Honduraner 
beiteht die allgemeine Wehrpflicht; das jtehende Heer hat etwa 
2000, die Reſerve rund 50000 Wann, Die Flotte bejteht aus 
2 Kuttern. 

Hounved, ungarische Landwehr, j. Ojterreich-Ungarn. 

Hooligan (ſprich: huligän), ein aus England jtammender 
Ausdruck für brutale, gewalttätige Wlenfchen, der nach Rußland 
wanderte und Dort zur Bezeichnung von Leuten dient, Die Ge— 
walt- und Greueltaten verüben. 

Hörigkeit, eine mittelalterliche Art der Unfreiheit. Die 
Hörigen unteritanden dem öffentlichen Gericht nicht und waren 
zu bejtimmten jich vererbenden Leiſtungen verpflichtet; ferner 
tonnten jie mit dem Grundftüd, auf dem ſie jaßen, veräußert 
werden. Dagegen konnten jie nicht nach Willkür behandelt 
werden, jondern waren nach fejten Normen zu verurteilen und 
hatten einen feſten Anjpruch auf das von ihnen bejejjene Grund- 
ſtück. Heute wird der Ausdruck im Sinne der Unfreiheit und 
geiteigerten Abhängigkeit überhaupt gebraucht. 

Ssofenbandorden, order of the Garter oder Blue Ribbon, 
der höchſte englijche Orden, geitiftet 1350 von Eduard ILL. Der 
Orden bat nur eine Klaffe, und nur Negenten und Engländer 
des höheren Adels können ihn erhalten. Das Knieband trägt 
das goldgejticte Motto: Honny soit qui mal y pense („Be— 
ichimpft jei, wer Arges dabei denkt“). 

Hoſpitant, j. Fraktion. 

HottentottenRBlock, höhniſche Bezeichnung für den Block (ſ. d.) 
der konſervativ-liberalen „Paarung“ von 1907; dieſe Konſtellation 
ergab Sich durch die „Hottentotten- Wahlen“, die Neichstags- 
wahl im Januar/Februar 1907, die nach der Neichstagsauflöjung 
wegen der für den jüdweitafrifanifchen Krieg (Hottentotten=$trieg) 
von Zentrum und Sozialdemokratie verweigerten Nachtrags- 
forderung vorgenommen wurden. 

Ssugenoften, Der Name der franzdiischen Neformierten. Die 
Herkunft des Namens ift jtrittig. Die Hugenotten hatten zahl- 
reiche VBerfolgungen (unter ihnen die blutige Bartholomäusnacht 
am 24. Augujt 1572) zu erdulden, die in der Zeit von 1562 bis 1629 
zu neun „Hugenottenfriegen“ führten. Auch unter Ludwig XIV. 
begannen die VBerfolgungen von neuem, und nach Aufhebung des 
ihnen volle Gewiljensjreiheit gewährenden Edikts von Nantes 
flohen 200000 Hugenotten im Jahre 1685 nach Deutjchland 
(Refugies), wo jie für die protejtantiichen Länder bejonders 
—— ihre gewerbliche Tätigkeit von hoher kultureller Bedeutung 
wurden. 
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Huldigung. Die feierliche Leiltung des Untertaneneides hat 
im modernen Staate, jeitdem durch Berfaflungsurfunden und 
Sejege die Nechte und Pflichten der Landesherren und Staat3- 
bürger jtaatsrechtlich fejtgejegt jind, ihre Bedeutung auch da 
verloren, wo die Berfajjungen eine allgemeine Beeidigung vor— 
jehen. An ihre Stelle iſt beim Thronwechjel die Bereidigung 
der Kammern, Beamten und des Heeres getreten. Sn Preußen 
fand die Zeremonie der Huldigung noch 1840 bei der Thron 
bejteigung Friedrich Wilhelms IV. jtatt. 

Humanismus heißt vorzugsweije die im, 15. Jahrhundert 
in Stalien entjtandene und in Deutjchland, Frankreich und Eng— 
land fortgejegte Rückkehr zur klaſſiſchen Bildung des griechijchen 
und römischen Altertums und die im Sinne einer allgemeinen 
menjchlichen Kultur durchgeführte Reaktion gegen das ver- 
weltlichte Kirchenwejen. Häupter des deutichen Humanismus 
waren NReuchlin, Erasmus von Rotterdam, Ulrich von Hutten ꝛc. 

Sumaniften, Männer, die im Studium und in der Verehrung 
der Schriften und ausgezeichneten Denker und Dichter des Alter: 
tums jich für eine harmonijche hohe und feine Bildung begeijterten. 
Die von ihnen gejchaffenen Bildungsanitalten verfielen aber jchon 
gegen Ende des 16. Jahrhunderts einem einjeitigen Yormalismus, 
und jo entitanden gegen die formale Bildung des humaniſtiſchen 
Gymnaſiums, das nahezu ausjchließlich die jprachliche und logijche 
Bildung pflegte, die realiftiichen Schulen, deren Aufgabe die 
Kenntnis des wirklichen Lebens und der Natur durch Studium 
der neuen Sprachen und der mathematijchenaturwifjenjchaftlichen 
Fächer war. Der Kampf zwijchen beiden Bildungsrichtungen, 
in dem wir heute noch ſtehen, iſt infomweit zu einem gewiſſen 
äußeren Abjchluß gelangt, als den Nealgymnajten und Oberreal- 
jchulen neuerdings nahezu die gleiche Berechtigung zum Hochjchul- 
jtudium eingeräumt worden iſt wie den humaniftischen Gymnajien. 

Hypotheken, j. Banken. 


I. 


Identität, Ginerleibeit zweier Begriffe. Identitäts— 
nachweis, der Nachweis, daß die ausgeführten Waren die 
nämlichen find wie die eingeführten. Der Spentitätsnachweis 
jpielt eine Nolle für die Nückhvergütung des Zolls bei der Wieder: 
ausfuhr jolcher Waren, für die bei der Einführung ein Zoll ent: 
richtet wurde. Negelmäßig wird nämlich die Nückhvergütung nur 
gewährt, wenn die Gleichheit (Identität) der ausgeführten Ware 
mit der eingeführten nachgewiejen wird. Der Identitätsnachweis 
wurde für Mehl 1882, fir Getreide 1894 aufgehoben. Seit 1894 
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wird die Nückvergütung des bei der Einfuhr von Getreide be- 
zahlten Zolls in der Form der Ginfuhrjcheine gewährt (vergl. 
&infubricheine). 

legal, ungeieglich, gelegmidrig. 

SMideral, vorurteilsvoll, engherzig, Gegenjfag von liberal 
(ſ. dort). 

Illuminaten, „Grleuchtete”, hießen die Mitglieder einer Ge— 
jellichaft, des Jlluminatenordens, der der religtöjen Aufklärung 
und Grwedung weltbürgerlicher Gejinnung diente. hr Stifter 
war Adam Weishaupt, in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
Profeſſor des kanoniſchen Nechts in Ingolitadt und entjchiedener 
Gegner der Jeſuiten. Der Slluminatenorden war ein über der 
Freimaurerei jtehender Geheimbund, und jeder Slluminat mußte 
auch Freimaurer fein. Nachdem der Orden am Ende des 18. Jahr: 
hunderts verboten war, hat er jich neuerdings wieder organijtert. 

SMyrismus, eine von Dem Begründer der neuen frovatijchen 
Rechtichreibung, Gaj, unter den Südflaven hervorgerufene Be— 
wegung zur geijtigen und politiichen Einigung der ſerbokroatiſchen 
Stämme. 

Immediaf, unmittelbar, ohne Mittelsperfon, daher: Im— 
mediatbefehl, Befehl des Fürſten; Smmedtiatbericht, 
direkter Bericht an den Landesheren; Smmediatgejuch (Im— 
mediatvorjtellung), Gejuch, das direkt dem Landesheren vorgelegt 
und bier entjchieden wird; Immediatkommiſſion, eine von 
der Landesregierung unmittelbar beauftragte Kommijjion. 

Immoßiliarkredit, Realkredit, Bodenfredit, in Frankreich 
eredit foneier, ein Kredit, deffen Grundlage, im Gegenſatz zu 
dem Mobiliarkredit, Grundſtuůcke ſind. 

Immunität, Freifein von Dieniten, Abgaben, Laſten uif. 
Heute beitehen nur noch wenige jolcher Sonderrechte (Immuni— 
täten). Immunität bedeutet auch Freifein vom gewöhnlichen 
Gerichtsitand. Schließlich nennt man Immunität auch die Ga— 
rantien, mit denen die Gejeggebung in fait allen Staaten die 
Abgeordneten umgeben hat, um ihnen die Ausübung ihrer Pflichten 
zu erleichtern und ſie gegen willfürliche Berfolgung zu jchüßen. 
Die Sicherung bejteht einerjeits darin, daß den Abgeordneten 
die Freiheit der Rede und der Abjtimmung gemährleijtet wird, 
anderjeits darin, daß die Einleitung eines Strafverfahrens wegen 
Verbrechen oder Bergehen, insbejondere die VBerhängung Der 
Unterfuchungshaft, während der Dauer der Situngsperiode ent- 
weder überhaupt verboten oder von der Zuftimmung der Kammer 
abhängig gemacht wird. 

Imperafives Mandat, |. Mandat. 

Imperialismus, ein jtaatlicher Zuitand, in dem die Willkür 
des Kaijers (imperator, empereur) die Vollziehungsgewalt be- 
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herrſcht und keine Schranken im Geſetz findet. — Unter Impe— 
rialismus faßt man auch die Beſtrebungen in England zuſammen, 
die auf eine engere politiſche und wirtſchaftliche Verbindung der 
autonomen britiſchen Kolonien („Dominions“) mit dem aellend 
und auf Errichtung eines einheitlichen britifchen Weltreichs abztelen. 
Am 10. November 1884 wurde unter dem Namen „Imperial 
Federation League“ eine Gejellichaft gegründet, die eine 
Vereinheitlichung des Neichs durch Schaffung einer Bundes- 
verfaſſung anjtrebte. Bor allen jollte ein Reichsrat gebildet wer: 
den, in dem die Regierungen des Mutterlandes and der Kolonien 
vertreten und dem bejonders die Fragen der Neichsverteidigung, 
gemeinjame Fragen der auswärtigen Politik zugewieſen fein jollen. 
Die Kolonien jollen durch Bau eigener Flotten und Errichtung 
eigener Zandheere mit die Verteidigung des Weltreichs übernehmen. 
Während bier alfo die politifch-militärtichen Aufgaben im Vorder: 
grund jtanden, traten gar bald in der imperialütiichen Bewegung 
mirtichaftliche Beftrebungen hervor, vor allem der Gedanke einer 
bandelspolitijfchen Union des britiichen Reiches und jeiner 
Kolonien. Die autonomen Kolonien haben auch den engliſchen 
Waren zumteil jehr erhebliche Vorzugszölle (Präferenzen) gewährt 
und damit die Einfuhr aus andern Ländern zugunften des Mutter: 
landes erichwert. Die Liga löſte fich 1893 auf und jpaltete jich 
in mehrere Vereine, für politifche Beſtrebungen, für Schul: und 
Unterrichts=, für wirtjchaftliche, für kirchliche Zwecke. Aus der 
imperialiſtiſchen Idee find die Neichsfolonialfonferenzen ent- 
Itanden, die über gemeinfame Intereſſen des Mutterlandes und 
der autonomen Kolonien und ihre engere Verbindung beraten 
offen. Sie bejtehen aus den englifchen Minijtern und denen der 
Kolonien. Ferner iſt ein Reichsverteidigungsausſchuß 
(Imperial Defence Committee) errichtet worden, der die Frage 
der Neichsverteidigung zu Itudieren hat. Die für den 22. Mai 
1911 einberufene KRolonialfonferenz ſoll u. a. folgende Fragen be— 
handeln: Neichsvertretung, die Schaffung eines beratenden „Reichs— 
Staatsrat3“, Rekonſtruktion des Rolonialamts, Beamtenaustaufch, 
Schiffahrtsgejeggebung, Neichs - AUppellationsgericht, Zuſammen— 
wirken zwijchen den Heeren und Flotten des Neiches und der 
Stand der folonialen Flotten, die Beziehungen der Jelbjtändigen 
Kolonien zur auswärtigen Bolitik der Reichsregierung, die Stellung 
der britiichen Andier in den Kolonien ujw. Bon den autonomen 
Kolonien iſt Kanada dem Imperialismus am wenigiten geneigt, 
und jein Neziprozitätsvertrag mit den Bereinigten Staaten von 
Nordamerifa (1911), der eine woirtjchaftliche Annäherung der 
Dominion an die Union bedeutete, wurde in England als ein 
empfindlicher Schlag gegen die Idee eines Neichszollvereins, einer 
bandelspolitifchen Union des Mutterlandes und der Kolonien auf: 





Impfzwang — Index 247 





gefaßt. — Nach dem Vorbild des englischen Imperialismus nennt 
man jedes Streben eines Staates nach umfafjender Macht: 
ausdehnung „imperialiſtiſch“ (imperium, das altrömtjche Welt: 
reich), So Ipricht man von einem Imperialismus der Vereinigten 
Staaten Nordamerilas, Japans. 

Impfjwang, die Verpflichtung zur Impfung, d. h. zur künſt— 
lichen Übertragung des Kuhpockengiftes auf die Menjchen (Vae— 
cination), um ſie vor dem Anjteelungsitoff der Blattern zu 
fichern. Durch das deutiche Impfgeſetz vom 8. April 1874 tt 
der Grundſatz der allgemeinen, unentgeltlichen und zwangsweiſen 
Impfung im Deutjchen Reich eingeführt. Die Impfgegner be- 
baupten, daß durch die Impfung andere Krankheiten übertragen 
würden und der menjchliche Drganismus gegen Krankheiten 
wideritandslojer werde. Die rechtlichen Unklarheiten des Impf— 
geſetzes haben neuerdings das Verlangen nach feiner Rentiton 
hervortreten laſſen. Dabei wird die Einführung der jogenannten 
„Gewiſſensklauſel“, wie fie in Gngland beiteht, empfohlen, 
d. h. die Kinder der Eltern, die erklären, aus Gemijjensgründen 
ihre Kinder nicht impfen laſſen zu wollen, jollen von der Impfung 
befreit werden. Der Reichstag hat jedoch neuerdings alle dieje 
Forderungen abgelehnt. 

Imponderabilien (unmwägbare Stoffe) jind Einwirkungen, die 
nicht genau fejtitellbar und meßbar jind. 

Import, Einfuhr, importieren, Maren einführen, Im— 
portſchein, Einfuhrichein, auf Grund defjen bei der Ausfuhr 
gewiller Waren der bei der Einfuhr gleicher oder anderer Waren 
entrichtete Zoll innerhalb einer gemwiljen Zeit rückvergütet wird. 
Ein Beilpiel bieten die Getreideeinfuhricheine (I. d.). 

Indemnifät, Straflojigkeit, im parlamentarifchen Leben Die 
nachträgliche parlamentarische Genehmigung einer Handlung oder 
Ausgabe, die die Regierung ohne Zuftimmung des Parlamentes 
vorgenommen hat. Der berühmteite Fall eines Sndemnitätgejeges 
in Deutjchland it das am 3. September 1866 vom preußijchen 
Abgeordnetenhaus genehmigte Geſetz, durch das ſich Bismarcd 
nach dem jtegreichen Krieg von 1866 Straflofigfeit dafür erteilen 
ließ, daß er ohne ein verfaſſungsmäßig genehmigtes Budget 
während der Konfliktszeit regierte. 

Independent Labour Party (3.2. P.), Unabhängige Arbeiter: 
partei. Sie iſt der ſozialiſtiſche Flügel der englilchen Arbeiterpartei. 

Index librorum prohibitorum, Verzeichnis der Bücher, 
deren Lektüre die fatholifche Kirche wegen Irrlehren verboten hat. 
Gegen das Verfahren der Snderfongregation war eine Bewegung 
gerichtet, die im Jahr 1907 von Münjter aus in Kreijen gebildeter 
fatholischer Laien entjtand. Es follten gebildete gläubige Katho- 
lifen ın allen Ländern oeutſcher und englifcher Zunge zur Über: 
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gabe einer Indexadreſſe und zur Bildung einer „Liga“ ge: 
Jammelt werden, deren — das „Laienapoſtolat für einen ge— 
ſunden Fortſchritt auf allen Gebieten der höheren Bildung“ ſein 
ſollte. Die Indexadreſſe, die an den Papſt und das Epiſkopat 
engliſcher und deutſcher Zunge gerichtet war, kritiſierte in ſcharfen 
Worten ein „Vorgehen, das nur den Unteifen und Kranfen nüße, 
da3 den davon Betroffenen und jeine Jünger zur höchſten Erbit- 
terung oder zur intellektuellen Defadenz“ führe, das „die Firchlichen 
Eiferer phariſäiſch und jErupellos ausbeuten“ fönnten, — und jie 
verlangte eine Dezentralijation des Anderregimes, die Bejeitigung 
der Verurteilung mit rückwirkender Kraft unter Namensnennung 
der Autoren, forderte eine Anhörung der Autoren vor der Indi— 
zierung, Mitteilung der Urteilsgründe, Reform der Dispens- 
erteilung u. a. Die Bewegung fand in Rom entjchiedenjte Ver— 
urteilung, der Papſt erließ den neuen Syllabus (ſ. d.), und jo 
blieb dieje NReformbewegung ohne Erfolg. Die Inderliga bejteht 
als „Sejelljchaft für chriftliche Kultur” weiter. 

Indien, j. Engliſche Kolonien. 

Sndifferenfismus, Gleichgültigkeit. 

Indirekte Steuern, vergl. Steuern. 

Individualismus, eine Auffaſſung, die Staat und Gejellichaft 
nicht als Bildungen mit eigenen, den Zweden der Einzelnen 
übergeordneten Zwecken anerkennt, jondern nur als Mittel zur 
Förderung des Wohles der Einzelnen betrachtet. Der extreme 
3. befämpft daher jeden Eingriff des Staates oder der Gejell- 
ſchaft in die Snterejfeniphäre des Individuums Der $. bat 
im 19. Jahrhundert auf politiſchem, Spixtfchaftlichem, gejellichaft- 
lichen, "Teligiöfem und jittlichem Gebiet immer größere Macht 
erlangt, nicht ohne daß jedoch Nückjichläge eingetreten find. Auf 
der individualiltiichen Auffaffung beruht der Liberalismus, 
ihr Grtrem ift der Anarchismus, ihr Gegenjaß der alte 
Sozialismus, während der moderne Sozialismus von einer 
durchaus individualiftiichen Auffaffung getragen ift, da ihm die 
ſozialiſtiſche Gefellichaftsordnung nur ein Mittel zur möglichit 
volllommenen Bedürfnisbefriedigung des Einzelnen ift. 

Indizienbeweis, ein indirekter Beweis, der ſich auf ſolche 
Tatjachen (Indizien) ftüßt, die auf die zu beweijende Tatjache 
Ichließen laſſen. 

Imdizieren, auf den Inder ſetzen (ſ. d.). 

Indult, jo viel wie Moratorium, die obrigleitlich an- 
geordnete Stundung fälliger Schulden. Am Völkerrecht iſt 9. 
die nach Ausbruch der Feindfeligleiten den Sandelsjchiffen der 
feindlichen Macht zugejtandene Möglichkeit, jich und ihre Ladung 
in einer bejtimmten Zeit in Sicherheit zu bringen. Auch im 
Kirchenrecht lommt der Ausdrud vor als Dispens von kirchen: 
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rechtlichen Beitimmungen, ferner als das Recht, geiftliche Amter 
mit Einkünften zu vergeben. 

Induſtrie (von industria, Fleiß), im weiteren Sinne Die 
gewerbliche Produktion überhaupt, im engeren, gewöhnlichen 
Sinne aber der gewerbliche Großbetrieb im Gegenjag zum 
Kleingewerbe, Handwerk. — Induſtrielle Urbeiterfrage 
j. Arbeiterfrage. Snduitrielle Bartnerjchaft, Geminn- 
beteiligung der Arbeiter an einem Unternehmen (].d.). Induſtrie— 
recht, die Gejamtheit der für die Induſtrie geltenden Rechts— 
vorichriften, alfo die Fabrik: und Gewerbegejeggebung, Mufter- und 
Markenichuß, Patentrecht uff. Induſtrieſchulen find in 
Bayern mittlere Gemwerbefchulen, die in zwei Jahrgängen für 
die technifche Hochſchule, in drei für Die Praris vorbereiten. 
In andern Staaten find Anduftriefchulen jelbjtändige oder einer 
andern Schule, bejonders der Volksſchule, angegliederte Anftalten, 
in denen die Kinder in gewerblichen und in Handarbeiten unter: 
richtet werden. Induſtrieſyſtem, gleich Smithtianismus (ſ. d.). 
Sndujtrieverbände, die Organiſationen der Induſtriellen 
zur Bertretung gemeinfamer Intereſſen oder der Intereſſen der 
einzelnen Induſtriezweige. Induſtrieviertel, jene Teile 
einer Gemeinde, meilt Außenbezirfe oder VBororte, in denen wegen 
der Billigfeit des Grund und Bodens, der günjtigen Bahn oder 
Waſſeranſchlüſſe ze. ſich die Induſtrie anjtedelt. 

In evangelicis, in Angelegenheiten der evangelifchen Kirche. 
In der evangelifchen Kirche tft der LYandesherr summus epis- 
copus, d.h. er hat das oberſte Kirchenregiment, auch wenn er 
fatholifch tft. In Sachen wird jedoch dieje landesherrliche Kirchen- 
gewalt über die evangelijchen Slaubensgenofjen, jolange der König 
einer andern als der evangelischen Konfeljton angehört, von einer 
Mintiiterialbehörde ausgeübt, die aus dem Kultusminilter (der 
ſtets evangeliſch ſein muß) und wenigitens zwei andern — gleich- 
falls evangelifchen — Mitgliedern des Gejamtminijteriums („den 
in evangelieis beauftragten Staatsminiftern“) gebildet wird. 


Jufallibilität, Unfehlbarkeit. Nicht exit jeit dem vatifanijchen 
Konzil (18. Juli 1870), jondern jchon lange vorher iſt von den 
Dogmatifern und Kirchenrechtslehrern, die mit den Anjprüchen 
des römischen Stuhls in volllommener Übereinitimmung jtanden, 
behauptet worden, daß der Bapit (ohne Konzil) al3 Statthalter 
Ehrifti unfehlbare Entjcheidungen über Sachen des Glaubens, 
Kultus, der Sitten oder des Wandels gebe, jo oft er kraft jeines 
Amtes (ex eathedra) jpreche. Infallibilijt, Anhänger oder 
Verteidiger der J. 

Infant, Titel der jpanischen Prinzen, Infantin, Titel 
ver ſpaniſchen Prinzefjinnen. 
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Suflationiften, die Anhänger der unbeſchränkten Ausgabe 
von Papiergeld in Amerika. Sie bezeichnen als Wirkungen 
diefer Maßnahme eine Steigerung der Preife, Minderung der 
Verjchuldung und Aufblühen der Produktion. 

Informationsprozeß, ein Verfahren, das die römische Kurie 
vor Verleihung der höheren Kirchenämter, bejonders des Bistums, 
zur Brüfung der DOrdnungsmäßigfeit der Wahl und der Geeignet- 
beit des Kandidaten hält. Nach der Prüfung folgen die feierliche 
Verkündigung im Konſiſtorium und die päpitliche Konfirmation. 

Infula, bei den alten Römern die weißmwollene Kopfbinde, 
mit der die Briejter, Beitalinnen zc. am Altar erjchtenen. Hier: 
von heißen die von der Bilchofmüse, der Mitra, herabhängenden 
Bänder, die mit Kreuzen geftictt und reich verziert find, Infula. 

Iuhaberpapier it nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch eine 
Urkunde, in der der Ausiteller dem Inhaber der Urkunde eine 
Leiltung veripricht. Zu den Snhaberpapieren gehören u. a. 
Banknoten, Schuldverjchreibungen des Staates und der Gelbit- 
verwaltungsförper, Pfandbriefe, Prämienanleihben, Promeſſen, 
2otterieloje uff. In einem weiteren Sinne zählen zu den In— 
baberpapieren auch überhaupt Wertpapiere, die auf den Inhaber 
lauten, ohne daß eine Leitung verjprochen wird, jo bejonders 
Inhaberaktien. Hinkende Inhaberpapiere jind jolche 
Urkunden, bei denen zwar der Name eines beſtimmten Gläubigers 
genannt wird, der Ausſteller aber auch ohne weitere Prüfung 
der Legitimation an jeden Inhaber leiſten kann. Gegen die 
Betrügereien, die mit Jnhaberpapieren ſowohl durch —— 
Ausgabe wie durch BR vn. Erwerb verübt werden können, 
ferner gegen den Verluft von Inhaberpapieren jind gefetliche 
Schukvorichriften erlaffen. Bor allem hat der Ausiteller die 
Sinrede, daß der Inhaber „zur Verfügung über die Urkunde 
nicht berechtigt it“, ferner it die Ausgabe mancher Inhaber: 
papiere überhaupt verboten oder bejchräntt. Zur Ausgabe von 
Inhaberpapieren, die auf eine bejtimmte Geldjumme lauten, it 
die Genehmigung der Zentralbehörde des Bundesitaates, in dem 
der AUusfteller feinen Wohnſitz oder ſeine gewerbliche Nieder- 
laffung bat, erforderlich. Für den Fall des Verluſtes it das 
amtsgerichtliche Amortifationsverfahren oder die Kraftloserflärung 
(Mortifiltation) möglich. 

In integrum restitutio, die Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand. 

Initiativreht iſt das Necht, Geſetzentwürfe einzubringen, ein 
Recht, das heutzutage regelmäßig auch den Barlamenten, und zwar 
jeder der beiden Kammern, zuſteht. Nur in einigen Heineren 
Staaten hat bloß der Monarch das Necht der Initiative; in einigen 
Staaten find bejtimmte Angelegenheiten der Initiative des Lands 
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tags entzogen, jo in Bayern einzelne Titel der Verfaffung, in 
Württemberg find Geſetzentwürfe über Auferlegung von Steuern, 
über die Aufnabme von Darlehen, über die eititellung des 
Staatshaushalts oder Über außerordentliche, im Stat nicht vor— 
geſehene Ausgaben der nitiative der Stände entzogen. Im 
Deutjchen Reich bat der Kaiſer nicht das Necht der Anittative, 
Jondern nur dev Bundesrat und der Neichstag. Ein Initiativ— 
antrag kann im Meichstag von jedem Mitglied eingebracht 
werden, er muß aber von mindeltens 15 Mitgliedern unter: 
zeichnet fein und bedarf einer dreimaligen Zejung. Die Int: 
ttative des Volkes bejteht zufammen mit dem Neferendum 
(1. d.) in der Schweiz, ferner in zwölf Staaten der nordamerifa- 
nijchen Union. 

Inkompetenz, Unzuitändigkeit, infompetent, unzujtändig, 
vergl. Kompetenz. 

Inkomptabilität, vergl. Komptabilität. 

Inkonftitutionell, verfajjungsmwidrig, vergl. Konititutton. 

Inforporieren, einverleiben, 3. B. eine Gemeinde, ein Gebiet. 

Innere Kolonifafion ijt die planmäßige Begründung neuer 
Anjtedlungen im Inland. Sie bezweckt, ungenügend bejtedeltes, 
aber anbaumwürdiges Land mit bäuerlichen Wirtjchaften zu be— 
jegen oder durch Zerichlagen der großen Güter eine günitigere 
Verteilung des Grundbefiges herbeizuführen. Eine Neubejtedlung 
der Durch Kriege und Seuchen entvölferten Provinzen Oſt- und 
MWeitpreußen unternahn in großem Maßitab im 17. und 18. Jahr— 
hundert Preußen. Bejonders Friedrich der Große zog Ein- 
wanderer aus dem Deutjchen Süden, ferner aus Salzburg, 
ver Schweiz und Frankreich (insgeſamt 300000) heran und 
jtedelte jtie auf den Domänen und entwäſſerten Mooren an. 
Meclenburg bat jeit Mitte des vorigen Jahrhunderts auf 
den großherzoglichen Domantalgütern neben „Büdnereien“ 
(d. j. Güter von 3—7 ha) jogenannte „Häuslereien“ gefchaffen, 
Arbetteritellen, deren geringe Größe meilt die Bemwirtjchaftung 
durch die Frau allein ermöglicht, zu denen aber der Häusler 
auch Gemeindeland („Rompetenz“) zupachten fann. Sn Dit: 
friesland und Oldenburg jind jeit dem 18. Jahrhundert 
nach dem holländischen Borbild Moor-(Kehn-)Kolonien an: 
gelegt worden. — Die innere Kolonifation in Preußen bat erit 
wieder am Ende des 19. Zahrhunderts eingejett infolge der 
Wirkungen der mafjenhaften Abwanderung der ländlichen Be— 
völferung, beionders aus dem Djten, und des Vordringens der 
polnijchen Bevölkerung. Ihnen juchte man zu begegnen durch 
die Anſiedlungsgeſetze (ſ. dort) und durch das Renten: 
gutsgejeh vom 27. Juni 1890 und durch das Gejet, betreffend 
die Beförderung der Errichtung von NRentengütern vom 7. Zuli 
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1891. Das Rentengutsgeſetz erleichterte die Veräußerung von 
Großgrundbeſitz durch Bildung von Rentengütern, Gütern, 
die zu Eigentum beſeſſen werden, aber mit einer feſten Rente 
belaſtet ſind. Durch Verfügungsbeſchränkungen verhindert das 
Geſetz die freie Teilbarkeit dieſer Güter. Ohne Genehmigung der 
Anſiedlungs-, bezw. Generalkommiſſion (ſ. unten) und des Kreis— 
ausſchuſſes darf nämlich das Rentengut weder unter Lebenden 
noch von Todeswegen zerteilt oder Teile veräußert werden. Zur 
Veräußerung des Rentenguts an einen andern als einen nächſten 
Verwandten bedarf es der Genehmigung der Generalkommiſſion 
nach Anhörung des Kreisausſchuſſes. Da in dem Geſetz auch 
die Möglichkeit langdauernder, ja unablösbarer Renten vorgeſehen 
war, ſo drohte den Rentengutsbeſitzern die dauernde Abhängig— 
keit. Dem wurde entgegengewirkt durch das Geſetz von 1891, 
das die ſtaatlichen Rentenbanken (ſ. d.) ermächtigte, die Ab— 
löſung der vom Anſiedler dem Veräußerer gegenüber übernom— 
menen Rente vorzunehmen, indem ſie den Verkäufer durch 3— 
prozentige Rentenbriefe abfinden, während der Anſiedler durch 
Zahlung einer Rente von 4° (wovon "ah der Tilgung dient) in 
etwa 60 Jahren oder auch durch größere Kapitalzahlungen früher 
jich von feiner Schuld gegenüber der Bank befreien fann. Ferner 
gewähren die Nentenbanfen Darlehen zur eritmaligen Einrichtung 
der erforderlichen Wohn: und Wirtjchaftsgebäude. Dank dem 
Geſetz von 1891 jind ganz unablösbare Nenten nirgends ent: 
Itanden, vielmehr haben jich Veräußerer und Erwerber in allen 
Fällen der Nentenbanfen bedient. Die Höhe der von dem Anz 
jtedler zu leiftenden Geldrenten und der Abfindung an den Ber: 
äußerer wird nicht von den Nentenbanten, jondern von den 
Generallommifsionen (ſ. dort) feitgefegt. Dieje find aus: 
Ichließlich als Solche Vermittlungsinitanzen tätig, Tönnen aber 
nicht, wie die Anſiedlungskommiſſion (vergl. Anftedlungsgejeße), 
jelbjt Land erwerben und bejiedeln. Doch jichern fie fich info- 
fern Einfluß bei der Durchführung der Anjiedlung, als jie bei 
der Aufteilung und bei der Aufitellung des Bejiedlungsplanes 
mitwirken und jeine Durchführung und das weitere Gedeihen der 
Anſiedlung überwachen. Sie unterjtügen auch die Anfiedlungen 
durch Errichtung von Winter und Fortbildungsichulen, durch 
Pflege des Genofjenjchafts- und Verſicherungsweſens ujf. Die 
Parzellierungstätigteit jelbjt liegt auf deutjcher Seite vor allem 
in den Händen der 1895 begründeten Landbank, deren 
Beftedlungsgeichäft gegen Gewährung des Nentenbanttredits der 
Kontrolle der Generalkommiſſionen unterjtellt ift, ferner einiger 
gemeinnüßiger Kolonijationsgefellichaften, wie dev Pommerſchen 
Anſiedlungsgeſellſchaft ©. m. b. 9. in Stettin, auf polnifcher Seite 
in den Händen der Bank Ziemski und der ihr angejchlofjenen 
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Landkaufgenoſſenſchaften. Der preußifche Staat hat jeit 1905 in 
dem Gtat 2 Millionen Mark für den Anlauf von Gütern zur 
Barzellierung in Pommern und DOftpreußen vorgejehen. Er be- 
dient jich bei diejer Anftedlungstätigkeit der Vermittlung der ge- 
meinnügigen Gejellichaften. Bis 1909 find von den General- 
kommiſſionen 15300 Mentengüter mit 180000 ha und von Der 
Anſiedlungskommiſſion für Poſen und Weitpreußen 16 500 Nenten- 
güter mit 244000 ha gejchaffen worden. Durch Gejeg vom 
8. Juni 1896 gilt für alle neu gejchaffenen Anſiedlungs- und 
Nentengüter das Anerbenrecht (j. d.). 

Innere Miffion, Tätigkeit chrütlicher Vereine, die durch Werke 
der Barmberzigleit an Urmen, Kranken, Verkommenen ujf. und 
Durch freie Wortverfündigung eine Neformierung des innern 
Zuitandes des Kirchentums anjtrebt. „Der Bater der Innern 
Milton“ war J. H. Wichern, der 1833 das „Rauhe Haus“ bei 
Hamburg zunächit als Nettungshaus für jittlich verwahrlojte 
Kinder eröffnete. Neben ihm darf als ihr Gründer Th. Fliedner 
genannt werden, der das Diakonijjenhaus in Katjerswerth gründete. 
Die Innere Miffton hat zahlveiche Anitalten, Diakonijjen-, Er— 
ziehungs- und Rettungshäuſer, Lehrlings-, Sünglings- und 
Mädchenheime, Waijenhäujer, Herbergen, Arbeits: und Klein— 
finderjcehulen, Krippen, Arbeiterkolonien, Magdalenenheime ujf. 
geichaffen, jie widmet jich der Stadtmiſſion, der Diafporapilege, 
der Milton unter den Wanderarbeitern, der Seeleute, der Bibel- 
und Schriftenverbreitung, den Sonntagsjchulen und der Sonntags 
beiligung. Im Dienit der Innern Miſſion jtehen die Vereins— 
und Anitaltsgeiltlichen, die Diafonen, jei es ehrenamtlich oder 
beruflich, und die Diakoniſſinnen. Als Zentralitelle der Vereine 
wirkt der Zentralausjchuß für die Innere Miſſion der deutjchen 
evangelijchen Kirche in Berlin. — Auf fatholifcher Seite wird 
die innere Miſſion von den Vinzentius-, Bonifatiusvereinen u. a. 
gepflegt. 

Innungen jind öffentlich-rechtliche Korporationen jelbjtändiger 
SGewerbetreibender des nämlichen Gewerbes mit folgenden PBflich- 
ten: Pflege des Gemeingeijtes jowie Aufrechterhaltung und Stär- 
fung der Standesehre unter den Mitgliedern, Förderung eines 
gedeihlichen Berhältnijfes zwijchen Meijtern und Gejellen, des 
Herbergweiens und des Arbeitsnachweijes, Negelung des Lehr— 
lingswejens, Entjcheidung von Streitigkeiten zwijchen Innungs— 
mitgliedern und ihren Lehrlingen. Frei ſtehen den Innungen 
folgende Aufgaben: Heritellung von Einrichtungen zur Förderung 
der gewerblichen, technijchen und jittlichen Ausbildung von Mei- 
tern, Gejellen und Lehrlingen, namentlich Unterjtügung, Gr: 
richtung und Leitung von Schulen; Veranftaltung von Gejellen- 
und Meiiterprüfungen; Errichtung von Kranken, Sterbe>, In— 
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validitäts- und jonjtigen Unterjftügungstajfen; Grrichtung von 
Schiedsgerichten zur Entjcheidung gewerblicher Streitigkeiten 
zwijchen Mitgliedern und ihren Gejellen (wo jolche bejtehen, ijt 
die Kompetenz; der Gemwerbegerichte ausgejchlojjen); Grrichtung 
gemeinjchaftlicher Gejchäftsbetriebe zur Förderung des Gemwerbe- 
betriebs der Innungsmitglieder. Seit dem Handwerkergeſetz vom 
26. Juli 1897 ſind zu unterſcheiden freie Innungen und 
(fafultative) Zwangsinnungen mit dem Zwang zum Beitritt 
für alle Handwerter des gleichen oder verwandten Handwerks— 
zweiges. Sie jind von der höheren Verwaltungsbehörde zu er: 
richten, wenn die Wiehrheit der Beteiligten, eines bejtimmten 
Bezirkes ihre Errichtung beantragt. Verboten ijt den Zwangs— 
innungen u. a., gemeinjame Gejchäftsbetriebe zu errichten, Preis— 
jeftfegungen für Waren und Leitungen zu bejchließen und Die 
Genoſſen in der Annahme von Kunden zu bejchränten (S 100q 
der Gewerbeordnung). Die Bejeitigung des 8 100g, die von 
einem Teil der Handwerker verlangt wird, ijt nach dem Ergebnis 
der im April 1911 vom Reichsamt des Innern einberufenen 
Stonferenz der Jndujtrie und des Handwerks zunächjt wenigitens 
nicht zu erwarten. Die Innungen jind befugt, aus ihrer Mitte 
Beauftragte zu wählen, die die Ginrichtung der Betriebs- 
jtätten und Unterfunftsräume dev Lehrlinge zu kontrollieren 
haben. Die Innungen verjchiedener Gewerbe an demjelben Ort 
oder innerhalb des nämlichen Auffichtsbezirts können zur Ver— 
tretung gemeinjamer Intereſſen Innungsausjchüjje bilden. 
Ferner können die Innungen verjchtedener Orte zur gemeinjamen 
Verfolgung ihrer Aufgaben jowie zur Pflege der gemeinjamen 
gewerblichen Intereſſen zu Innungsverbänden zujammen- 
treten. Die Innungsverbände ſind entweder örtlich oder fachlich 
abgegrenzt. Sie jind zujammengejchlojien in dem Zentral— 
ausſchuß VBereinigter snnungsverbände Deutjch- 
lands, dev Innungstage verantaltet. — In Ojterreich bejtehen 
Zwangsinnungen, örtliche Vereinigung gen, denen jeder, der in dem 
Bezirk das gleiche oder ein verwandtes Gewerbe nicht fabrik— 
mäßig betreibt, angehört. Ihre Aufgaben find u. a. das Lehr: 
lingswejen, Grundung von Fachſchulen, Bildung von Schieds— 
gerichten für Streitigkeiten zwiſchen den Innungsmitgliedern und 
ihren Gehilfen. 

In partibus (infidelium), im Gebiet der Ungläubigen, 
Zuſatz zu dem Titel jener katholiſchen Bijchöfe, die den Titel 
eines Bijchofs haben in einem Lande, wo tatjächlich fein Bijchof- 
jig vorhanden ift. Seit 1882 iſt dev Titel Durch „Titular-> 
biſchof“ erſetzt. 

Inguifition (Unterſuchung), Ketzergericht. Die Kirche früherer 
Jahrhunderte nahm es als ein Recht in Anſpruch, die Unter: 
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werfung oder Vertilgung der Ketzer nötigenfalls mit weltlichem 
Zwange durchzuſetzen. Im 18. Jahrhundert und in Italien, Spanien 
und Portugal in der erſten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
wurde die Inquiſition aufgehoben. In Italien beſteht noch das 
Inquiſitionskollegium unter Dem Namen sacra congregatio Ro- 
mana et universalis Inquisitionis seu saneti offieiil. Sie wacht 
über die Neinbeit des Glaubens und erteilt den Bijchöfen in 
Ichwierigen Fällen Nat und Weiſung. 

Inferatenflener. Unter der urjprünglichen Negierungsvorlage 
der Neichsfinanzreform 1909 befand jich auch eine Unzeigen- 
(Annoncen-, Injeraten-) Steuer auf Ankündigungen in Zeitungen 
und Zeitjehriften. Schon bei der Keform von 1906 war aus Der 
Neichstagstommilfton heraus felbjt der Vorjchlag einer jolchen 
Steuer gemacht worden, die in einzelnen Bundesitaaten bis zum 
Neichspreßgejeg von 1874 bejtanden hatte. Die Steuer jollte 
durch die Zeitungsverleger gegen eine Entjcehädigung von 10° 
ihres Ertrags von den Inſerenten erhoben werden von Annoncen, 
Beilagen (und auch von den Anschlägen, Plakaten an öffentlichen 
Straßen und Plätzen) und jie jollte abgeituft jein bis zu 5000 
Auflage mit 2°, bis 10000 mit 4b, bis 50000 mit 6 °/o, bis 
100 000 mit 8 °/o und Darüber mit 10% der Ntetto-Annoncenpreije. 
Die Steuer jollte an den Inſerenten, nicht an den Zeitungs: 
unternehmern hängen bleiben. Aus den Kreifen von Gewerbe, 
Handel und Induſtrie wurde heftiger Proteſt gegen dieje Steuer 
laut, ebenſo von den meilten politiichen Parteien aus Rückſicht 
auf die fleinen, den Parteien im Lande dienenden Blätter. So 
wurde die Steuer jchon in der Kommiljton gegen die Stimmen 
der Konjervativen und Freifonjervativen abgelehnt; ebenjo dann 
jpäter im Blenum. 

Suflanz, Antrag, dann die Stufe eines Berfahrens, daher 
Inſtanzenweg. Der Ausdrud wird nicht nur auf das ge- 
tichtliche Verfahren, jondern auch auf jedes Verfahren vor Be— 
hörden angewandt, die einander über: und untergeordnet ind. 

Suftitut für internafionales Recht, eine 1873 gegründete 
freie Akademie in Genf zur Bearbeitung und Förderung des 
internationalen Nechts. Die Zahl der Mitglieder it bejchräntt. 
Das Inſtitut gibt eine Rundſchau und nach Bedürfnis ein 
Jahrbuch heraus und hält abwechjelnd in verjchiedenen Ländern 
Kongrejie. 

Inſtleute, Gutstaglöhner, die vertraglich an eine beſtimmte 
Herrichaft gebunden jind. Neben einem Geldlohn erhalten jie 
Wohnung, ein Stüd Land zum Eigenbau ꝛc. Dafür haben jie 
jelbit ihre Dienjte zu leiten und noch eine weitere Arbeitskraft 
(Scharwerfer, Hofgänger, j. dort) mitzubringen. 
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Suftruktion, jo viel als Verhaltungsvorſchrift, beſonders ge— 
braucht für die Anweijungen, die von deutjchen Bundesitaats- 
vegierungen ihren Bundesratsbevollmächtigten gegeben werden. 

Inſtrument, im jtaat3- und völferrechtlichen Sinn eine Ur- 
funde über Verträge, z. B. Über Friedensjchlüjfe. 

Inſubordination, Ungehoriam gegen den Borgejegten. 

Infurgenten, Aufitändifche; Inſurrektion, Aufitand, 
Erhebung. — Inſurgenten heißen die Angehörigen der repu— 
blifanischen Partei in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
die im Kampf gegen die Truſts und in der Frage der Herab- 
jeßung des Zolltarifs auf Seite der Demokraten jtehen. 

SIutegriften, Bezeichnung der klerikalen Bartei in Spanien. 

Integrität, Unberührtheit, Unverlegtheit, Vollkommenheit. 

Intellektuelle (von intelleetus, Veritand), eine Bezeichnung 
für die geiftige Oberichicht eines Volkes. 

Intellektueller Arheber, der Anjtifter, geiſtige Urheber einer 
Tat, die von einem andern ausgeführt wird. 

Interdikt, Unterjagung, war in der Disziplin der mittel- 
alterlichen Kirche eine Steigerung des Kirchenbannes und des 
Anathemas, das äußerſte Mittel der Päpſte gegen ungehorjame 
Fürjten und Länder. War ein größerer Dijtrikt mit dem Inter— 
dikt belegt, jo verjtummte alles firchliche Leben. Keine Glocke 
durfte geläutet und das Abendmahl nicht verabreicht werden. 
Die Sterbenden jchieden ohne den Segen der Kirche von der 
Welt, nur die Taufe der neugeborenen Kinder war gejtattet. 
Heute iſt diefe Strafe, die ein gewaltiges Machtmittel der Kirche 
war, außer Gebrauch. 

SIutereffe, Anteilnahme an einer Sache, an Bejtrebungen ıc. 
Öffentliches Intereſſe im Gegenjag zum Privatinterejje; das 
allgemeine Intereſſe im Gegenjag zu den Sonderinterejjen. — 
Daneben: Intereſſen auch gleichbedeutend mit Zinjen aus einem 
Kapital. — „Wahrung berechtigter Snterejjen“ jichert 
Straffreiheit bei Beleidigungen ($ 193 des Neichsjtrafgejeßbuche); 
jeit langem iſt ein Streit darüber, ob diefe „Wahrung berechtigter 
Intereſſen“ auch über denjenigen hinaus, der geldwertige eigene 
Intereſſen vertritt, ausgedehnt werden joll auf jolche Perjonen, 
die in Wahrung allgemeiner berechtigter Interefien zum Schuße 
Dritter vorgeben, 3. B. auf Redakteure, die in Wahrung Jolcher 
Intereſſen Perſonen oder Ginrichtungen abfällig kritiſieren. 
Bisher wurde in folchen Fällen regelmäßig die „Wahrung be- 
vechtigter Intereſſen“ von der Nechtiprechung als nicht gegeben 
erachtet, 

Interefenpofitik bezeichnet beute vegelmäßig im engeren 
Sinn einjeitige nterefjenpolitit irgend eines Standes oder 
einer Klaſſe im Gegenſatz und unter Mibachtung der Allgemein: 
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Organijationen, Berufsverbände überhaupt). 

Sutereffenfphäre bezeichnet in der modernen Kolonialpolitif 
das Hinterland einer Kolonie, eines Schußgebiets; die „J.“ 
wird vom europäiſchen Kolonijations-Staat durch Verträge mit 
den andern Staaten gejichert, d. h. es wird damit eine jpätere 
Oflupationsbefugnis, ein Recht zur Bejegung diejes Gebiet be— 
anjprucht und von den Vertragsitaaten anerfannt. Deutjchland 
bat jolche Verträge abgejchlojjen mit England für Oſtafrika, 
Zentralafrifa, Togo, Südſee, wejtlichen Stillen Ozean, mit 
Frankreich für Togo, Kamerun uſw. Vgl. dazu Demarfationslinie. 

Zuterimiſtikum, jo viel wie Proviſorium (ſ. d.). 

SIuterkalargefälle, Einkünfte, die von einer erledigten Kirchen- 
pfründe in der Zeit bis zu ihrer Wiederbejegung anfallen. Die 
Grträgnifje fallen meijt dem Bermögen der Kirche zu, zu der 
die Pfründe gehört. In Württemberg, Baden, Heſſen bejtehen 
bejondere Snterfalarfonds. 

International, wörtl. zwischen Stationen, 3. B. internationaler 
Verkehr = Weltverfehr. 

Internationale, Abkürzung für „Internationale Arbeiter— 
aljoztation“, als Fortbildung des 1836 gegründeten „Bundes der 
Kommuniiten” (ſ. Kommuniftifches Manifeſt von Mare und 
Engels) und des „Bundes der Gerechten” (1840) nach Der 
Londoner Weltausitellung 1862 im Jahr 1864 gegründete jo- 
zialiftiiche Arbeiterverbindung aller Länder. Unter Leitung von 
Karl Marx wurde auf dem eriten internationalen Kongreß in 
Genf 1866 das Programm bejchlojjen, das die öfonomijche 
Emanzipation der Arbeiter als ein alle Länder umfafjendes 
joziales Problem feititellte und ein Bündnis aller hierauf ge- 
richteten Bewegungen forderte mit dem Hauptgrundjag: „Keine 
Rechte ohne Pflichten, feine Pflichten ohne Nechte‘. Durch 
innere Streitigkeiten über die Organijation zerfiel die J, von 
der jich unter Bakunins Führung eine anarchijtifche Gruppe ab- 
trennte. Gelegentlich) der Zentenarfeier der franzdjiichen Nevo- 
lution wurden 1889 in Paris die Internationalen Ar— 
beiterfongrejje gejchaffen, von denen 1891 die anarchiftifchen 
Gruppen ausgejchlojjen wurden. In dieſen internationalen 
Arbeiterfongrejjen lebt die Idee der „J.“ weiter in der Form, 
daß die Kongrefje, auf dem Standpunkt des Klaſſenkampfes 
jtehend, die Arbeiter der ganzen Erde zur Niederfämpfung des 
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Kapitalismus und zur Erreichung der politiichen Macht ver: 
einigen wollen; HSauptforderungen: Vergejellichaftung der Produk— 
tionsmittel, Arbeiterjchug, Achtitundentag u.a.m. In Deutjch- 
land fand zum eriten Mal 1907 «in Stuttgart der Spnternationale 
Kongreß jtatt. — „Die rote Snternationale,” Bezeichnung für 
die internationale Sozialdemokratie. Ähnliche Bezeichnungen: 
„Schwarze Internationale“ für die ultramontanen Beitrebungen in 
allen Ländern (v. Kleiſt-Retzow im Neichstag 1878), die „Goldene 
Ssnternationale” für die jüdische Hochfinanz und „Grüne Inter— 
nationale“ für das Landmirtjchaftliche Inſtitut in Rom (f. d.). 

Internationale Bureaus beitehen auf Grund von Überein- 
fommen europäijcher oder auch noch anderer Weltitaaten für 
eine Reihe von gemeinjam zu fördernden Beitrebungen, jo 3. B. 
in Rom für die Landwirtjchaft, Bern für die Telegraphie, den 
MWeltpojtverein, zum Schuß des geiltigen Eigentums (Gewerbe, 
Literatur) und für den Gifenbahntransport, Paris zur Sicherung 
der Ginheitlichfeit der metriichen Gewichte und Maße, in Brüjfel 
und Sanjibar für Unterdrüdung der Sklaverei, in Brüſſel 
für Veröffentlichung der Zolltarife, in Bajel für internationalen 
Arbeiterſchutz ujf. 

Internationale Bereinigung für geſetzlichen Arbeiterſchutz, 
eine 1900 gegründete internationale Gejelljchaft, die ſich die inter- 
nationale Regelung des gejeglichen Arbeiterjchuges zum Biel jet. 
Sie hat ihren Sitz in Bajel, wo jie 1901 ein internationales 
Arbeitsamt gejchaffen hat, das alles Material über den Arbeiter: 
jchuß jammelt, und das in einem „Bulletin“ die Arbeiterjchuß- 
gejege und Verordnungen aller Staaten ꝛc. veröffentlicht. Die 
Vereinigung gibt Denkſchriften heraus und veranjtaltet Kongrejje. 
Gegenwärtig zählt jie zwölf Landesjeftionen. 

Internationalismus, Komitee für —, eine im April 1911 
gejchlojjene Vereinigung, deren Zwecke u. a. jind, internationale 
Beitrebungen zu fördern, internationale Inititute im Haag zu 
ſchaffen, bejonders völkerrechtliche Kurſe einzurichten, aus denen 
jpäter eine internationale Univerfität hervorgehen ſoll. 

Internuntins, ſ. Nuntius, 

Suterparlamentarifhe Anion, eine 1888 gegründete Ver— 
einigung von PBarlamentariern aller Länder, die im Dienjte der 
Friedensbewegung ſteht. Sie will die internationale Verſtändigung 
auf dem Gebiet der politischen Beziehungen fördern und für jie 
ein neues Necht durch friedliche Erledigung von Streitigkeiten 
ichaffen, um jo dem Nüftungstampf ein Ende zu machen. (Auf 
der für den 3. Oktober 1911 nach Nom einberufenen Konferenz 
joll eine Erweiterung des Arbeitsgebiets dahin beſchloſſen werden, 
daß außer völkerrechtlichen und juriltiichen Fragen auch In— 


wre 


nterpellation — Intervention 259 
untereinander berühren, 3.8. wirtjchaftliche Fragen, von Der 
Union erörtert werden.) Die Union unterhält in Brüfjel das 
interparlamentarifche Bureau. Sie jteht jet in einen offiziellen 
Verhältniſſe mit den meilten Kulturnationen, die jie durch jähr— 
liche Beiträge unteritügen. Die Union veranitaltet jährlich eine 
„snterparlamentariiche Konferenz” (Mitgliederverfammlung) oder 
eine Konferenz des aus je Drei Vertretern der verjchtedenen 
Nationen beitehenden „nterparlamentarifchen Rats“, der auch 
die Beratungsgegenftände der Konferenz vorzubereiten hat. Be— 
abjichtigt ift, in Zulunft vegelmäßig ein Jahrbuch herauszugeben. 
An der Spite der Union jteht der Ausjchuß. Die Zahl der Mit- 
glieder bat 1500 überichritten. Die deutſche Gruppe zählt gegen 
200 Mitglieder aus allen bürgerlichen Barteien. 

Suterpellation, öffentliche, förmliche Anfrage im Ber 
an die Negierung um Austunftserteilung oder Nechenjchafts- 
ablegung. Wenn in der Verfaſſung dem Parlament das Recht 
zur J. eingeräumt iſt (wie 3. B. in Preußen), beiteht für die 
Regierung die Bflicht zur Beantwortung; aber auch im Reichs— 
tag, dem die Berfaffung dies Necht nicht bejfonders einräumt, 
bat jich für die J. ein Gewohnheitsrecht im angeführten Sinn 
berausgebildet. In der Gejchäftsordnung des Neichstags ift 
vorgejehen, daß J. an die verbündeten Negierungen (Bundesrat) 
bejtimmt formuliert und, von 30 Mitgliedern unterzeichnet, dem 
Präſidenten des Neichstags überreicht werden. Diefer teilt jie 
dann dem Neichstanzler abjchriftlich mit und fordert ihn oder 
jeinen Bertreter in der nächiten Situng zur Grflärung dar— 
über auf, ob und wann er die $. beantworten wolle. Grflärt 
jich der Kanzler zur Beantwortung bereit, jo wird der Anter- 
pellant an dem bejtimmten Tage zur näheren Ausführung der 
J. zum Wort gelajjen. An die Beantwortung der J. oder 
deren Ablehnung darf jich eine Beiprechung des Gegenjtandes 
(jedoch nicht die Stellung eines Antrages in derjelben Sigung) 
anjchließen, wenn mindejtens 50 Mitglieder darauf antragen. 
Den Gegenitand in Form eines Antrages weiter zu verfolgen, 
bleibt jedem Mitglied überlaffen. 

Interpretation eines Gejeges — Gejegesauslegung. 

Interstate Commerce bezeichnet in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerifa den Berfehr zwijchen den einzelnen Bundes- 
ſtaaten; jeine gejegliche Regelung iſt Bundesjache und den Einzel- 
Itaaten entzogen. Die Interstate Commerce Commission nimmt 
Fe og die Aufficht über den Verkehr von Bundes wegen 
wahr. 

Intervention, gebieterifches Eingreifen in die inneren An- 
gelegenheiten eines anderen Staates, wenn ev die Intereſſen 
des eingreifenden Staates oder Dritter verlegt, und zwar in 
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jolche Angelegenheiten, die der fremde Staat jonjt nach jeinem 
freien Ermeſſen regelt. Es handelt jich dabei aljo um einen 
Akt, der in den meilten Fällen nur mit Gewalt, nötigenfalls 
mit friegerifchem Vorgehen Ddurchgejegt werden kann. Dieje 
* nennt man im allgemeinen bewaffnete J. zum Unter— 
ſchied von der moraliſchen, die nur eine überredende Ein— 
wirkung (ſogenannte Anbietung der „guten Dienjte‘) erreichen 
will. Im heutigen Völkerverkehr gilt die $. in innere Ans 
gelegenheiten fremder Staaten für eher jo haben die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika durch die Monroe-Doftrin 
(ſ. dort) jich die Einmiſchung europätjcher Staaten in ameri- 
fanifche Angelegenheiten ein für alle Mal verbeten. Dagegen 
find jogenannte „Kolleftivinterventionen“ mehrerer 
Staaten gegen einen einzelnen Staat wohl denkbar, wenn diejer 
den Weltfrieden zu gefährden droht, die Bürger fremder Staaten 
gefährdet (3. Ehina-Erpedition 1900) oder die Grundjäße euro- 
päilcher Zivilifation verlegt (Armeniſche Greuel in der Türkei). 

Interview (jprich: Interwju), Snterviewer (jprich: Inter— 
wju=er) heißt der Vertreter einer Zeitung (Redakteur oder Bericht: 
erjtatter), der zum Zweck der Veröffentlichung in feinem Blatt 
Berjonen hervorragender Bedeutung aufjucht und fie über ihre 
Anfichten und Abjichten ausfragt. 

Inteſtaterbrecht, das gejegliche Necht zur Beerbung einer 
Berjon, die ohne lettwillige Verfügung, ohne Tejtament ge— 
ſtorben ijt. Vergl. dazu den Artikel Erbrecht. 

Suthronifation, Thronbeiteigung, bejonders gebraucht von 
der Thronbejteigung neuer Päpſte, Bilchöfe uff. 

SIufranfigenten, die Unverjöhnlichen, Bezeichnung extremer 
politijcher Richtungen, die einem bejtehenden Staatszujtand feind- 
jelig und unverjöhnlich gegenüberjtehen. 

Invaliditäts- und Altersverfihderung. Durch die Kaijerliche 
Botjchaft vom 17. November 1881 wurde die Arbeiterverjicherung 
im Deutjchen Reich ins Leben gerufen, deren 1. Teil, die Unfall: 
Berjicherung (ſ. dort), ſchon einen Teil der Snvaliditätsgefahr 
unter ihren Schuß nahm. Die Grweiterung der Sozialver: 
ficherung auf Diejenigen Xohnarbeiter, die durch In— 
validität oder Alter (70. Lebensjahr) erwerbsunfäbig 
werden, erfolgte durch das am 22. Juni 1889 erlaſſene Geſetz, 
betveffend die J. u. U, das durch die Novelle von 1899 erheb— 
lich abgeändert und ausgedehnt am 19. Juli 1899 als Geſetz 
neu erlaffen wurde. Die J. u. U. vereinigt im Unterjchied zur 
Kranken- und Unfall-Berficherung alle drei Faltoren: Arbeiter, 
Arbeitgeber und Reich zur gemeinjfamen Ausübung. Ver: 
jicherungspflichtig find alle gegen Lohn, Gehalt ujw. be- 
Ichäftigten Perjonen, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
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alſo alle induſtriellen Arbeiter, gewerblichen Gehilfen, Lehrlinge, 
häusliche Dienſte verrichtende Perſonen männlichen und weib— 
lichen Geſchlechts und die Schiffsbeſatzungen, ferner aber auch 
Perſonen, die höhere Dienſtleiſtungen verrichten, wie Betriebs— 
beamte, Werkmeiſter, Handlungsgehilfen, Lehrer, Erzieher, Schiffs— 
führer, aber nur, wenn dieſe dienſtliche Beſchäftigung ihr Haupt— 
beruf iſt und ihr Gehalt 2000 Mk. nicht überſteigt, während 
jene erſtgenannten anderen (Arbeiter-) Kategorien auch bei 
höheren Bezügen verjicherungspflichtig bleiben. Frei vom 
Verficherungszwang ſind: AUpothekergebilfen, Soldaten, Beamte 
mit Benfionsanipruch, Beamte in Borbereitung (MNeferendare), 
Perſonen, die Unterricht gegen Entgelt erhalten (Seminarijten, 
Studenten ujw.); ausgedehnt fann der VBerficherungszwang 
werden Durch Den Bundesrat auf Hausgemwerbetreibende, be— 
jonders in der Tabak- und Textilbranche. Neben dem Ber: 
jicherungszwang beiteht das Recht der freien Berjicherung 
(Eintritt vor Vollendung des 40. Lebensjahrs) für höhere An: 
geitellte, die wegen ihres Gehalts nicht verjicherungspflichtig, 
für Klein-Meijter und jolche, die regelmäßig nicht mehr als 
zwei Arbeiter bejchäftigen, für Hausgewerbetreibende, für jolche 
Perſonen, die jtatt Lohn nur freien Unterhalt beziehen, und für 
nur vorübergehend Bejchäftigte, für welch lette beide Kategorien 
der Berjicherungszwang auch nicht bejteht. Die freie Fort— 
jeßung der Berficherung tt allen bisher verjicherten Perſonen 
geitattet gegen Weiterzahlung des Beitrags, und ebenjo ijt Die 
freie Erneuerung der Verjicherung (die Anwartjchaft auf 
die Berjicherungsleiftungen) nach vorübergehender Ginitellung 
der Beitragszahlung erlaubt; ſie wird praftijch damit erreicht, 
dat wieder 200 Wochenbeiträge geleiitet jind. Die Mittel für 
die aus der Berjicherung zu gewährenden Invaliditäts- und 
Alters-Renten (j. unten) werden aufgebracht a) durch Den 
Reichszuſchuß zu jeder Rente mit 50 ME. jährlich, b) durch 
Beiträge, die je hälftig von Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
zu entrichten find (durch Marten-Einklebung auf den Quit- 
tungSsfarten); aus diejen Beitragsleiftungen jind neben den 
Anteil an den Renten zu decken die Berwaltungskojten, die Rück— 
lagen für einen Rejervefonds und für die Beitrags-Nücderftattung. 
Die Höhe der Wochenbeiträge iſt (biS 31. Dezember 1910) in 
folgende fünf Klaſſen abgeituft: Lohnklaſſe I 14, II 20, 
III 24, IV 30, V 36 Pfg. entiprechend den fünf für dieje Bei- 
träge und die Rentenfeſtſetzung gejchaffenen fünf Klaſſen des 
Sahresarbeitsverdienites I bis 350, II 350—550, III 550—850, 
IV 850—1150, V über 1150 ME. Die Leiftungen der Ver— 
ſicherung ſind a) die Invalidenrenten ohne Rückſicht auf 
das Lebensalter an ſolche Verſicherte, die dauernd erwerbsun— 
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fähig jind, oder nach 26 wöchiger ununterbrochener Erwerbs— 
unfähigfeit für deren weitere Dauer (daneben aber erijtiert das 
Recht der Einleitung eines Heilverfahrens zur Abwendung 
der Rentengewährung); b) die Altersrenten nach Vollendung 
des 70. Xebensjahrs ohne Nachweis der Invalidität. Weibliche 
Berjicherte, Die jich verheiraten und mindejtens 200 Wochen- 
beiträge geleiftet haben, können die Nücderjtattung der Hälfte 
diefer Beiträge verlangen, ebenio Witwen oder Waijen von 
Berficherten, die vor Rentenbezug ftarben. Der Grundbetrag 
der Snvalidenrente iſt nach den fünf Lohnklafjen: 60, 70, 
80, 90, 100 ME., dazu treten Steigerungsjäße für jede 
Beitragswoche in den fünf Klaſſen mit 3, 6, 8, 10, 12 Big. 
Danach beträgt das Minimum einer Snvalidenrente unter Zu— 
grundlegung von 200 Beitragswochen der 1. Lohnklaſſe 116 ME. 
jährlich, während fie bei 1600 Beitragswochen in der 5. Klaſſe 
auf 342 ME. jteigt. Grundbeträge der Altersrente 60, 
90, 120, 150, 180 ME. je nach der Lohnklafje; hierzu tritt nur 
jeweil® der Neichszufchuß mit 50 ME, jo daß die Marimal- 
Alter3:Rente alſo 230 ME. beträgt. Die Wartezeit für den 
GSintritt in den Nentengenuß beträgt bei der Invaliden— 
rente 200 Wochen (gegen 235 des Gejetes von 1889), bei der 
Altersrente 1200 Beitragswochen (gegen 1410). 

Die Träger der Invaliditäts- und Altersverjicherung find 
die Verſicherungsanſtalten, juriftiiche Perſonen mit Ber: 
mögen, die fir jeden Bundesitaat oder für die Provinzen, 
Kreife ze. eines Bundesjtaat3 gebildet jind; zur Zeit find es 
deren 31. Ihre Gefchäfte führt der Borjtand, der aus einem 
oder mehreren Beamten bejteht, eventuell auch noch aus Ber: 
treten der Arbeitgeber und der VBerficherten; er hat den Charakter 
einer Behörde. Bei jeder Anftalt wird ferner ein Ausſchuß, 
hälftig aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern, gebildet durch ge— 
trennte Wahlen in diejen beiden Kategorien; dem Ausjchuß kommt 
ver Charakter etwa der Generalverfammlung zu. Durch das 
Geſetz von 1889 wurden fakultative Nentenjtellen ermöglicht, 
die befonders in dichtbevälterten Gegenden als Organ der Ber: 
Jicherungsanftalt mit Behördencharalter die Gejchäfte der unteren 
Verwaltungsbehörde in Nentenjachen, Beitragstontrolle zu be— 
jorgen haben. Im übrigen werden dieje Funktionen ſonſt von 
den unteren Berwaltungsbebörden (Bezirksperwaltung) 
bezw. den Gemeindebebörden bejorgt. Neben den Ber: 
jicherungsanftalten bejteben noch folgende Sonderbehörden 
für Arbeiterverficherung: Schtiedsgerichte als zweite Inſtanz 
für Nentenanfprüche aus der Invaliditätsverſicherung, mindejtens 
für jede Verficherungsanitalt eines, aus Vorſitzendem (Beamten) 
und mindejtens vier Beiſitzern bejtehend, die vom Ausjchuß der 
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Anſtalt zu gleichen Teilen aus Arbeitgebern und Verſicherten 
gewählt werden. Die Anmeldung des Rentenanſpruchs 
erfolgt bei der unteren Verwaltungsbehörde (oder Rentenſtelle), 
die Entjcheidung durch die Verficherungsanftalt, die Berufung 
geht an das Schiedsgericht und gegen jeine Entjcheidung iſt die 
Reviſion beim Neichsverjicherungsamt zuläffig. Diejes 
Amt bejteht aus jtändigen, auf Vorſchlag des Bundesrats vom 
Kaijer auf Lebenszeit ernannten Mitgliedern und aus nicht 
tändigen, nämlich vier Bundesratsbevollmächtigten und je jechs 
Vertretern der Berufsgenofjenjchaften und der Arbeiter. Neben 
der Berwaltungstätigfeit (Aufſichtsführung, Borjchriften » Erlaj- 
jung 20.) bat das Amt richterliche Tätigkeit mit endgültigen 
Entſcheidungen in Nentenftreitigfeiten auszuüben. Die Auf- 
licht über die Berficherungsanftalten it zum Teil auch Landes— 
verjicherungsämtern (jo in Bayern, Sachien, Württemberg, 
Heſſen, beiden Mecklenburg und Neuß ä. 2.) für den Bereich ihres 
Bundesjtaates übertragen. — Die Nentenauszahlung erfolgt 
nach der Feititellung durch die Boftanjtalten am Wohniit 
der Nentenempfänger monatlich pränumerando. — Bergl. hiezu 
den Artikel „Reichsverſicherungsordnung“. 

Invaſton, feindlicher Einfall in fremdes Staatsgebiet, in 
neueſter Zeit beſonders Bezeichnung für Flottenangriff, der ganz 
unvorbereitet erfolgen würde. Invaſionsgefahr, Invaſionsfurcht 
— in den letzten Jahren wurde in der engliſchen Preſſe und 
Literatur mit Hartnäckigkeit und viel Phantaſie die heimliche Ab— 
ſicht Deutjchlands behauptet, einen unvorbereiteten Einfall mit 
der Flotte nach den britannijchen Inſeln im Schild zu führen. 
Dieje Abjicht wurde anderjeits von deutſchen Chauviniſten auch 
wieder England unterjchoben. 

Suveftitionsanleihe, ein in Djterreich verwendeter Ausdrucd 
für eine Anleihe zu ventierenden Zwecken. 

Suveftifur, Verleihung eines Amts, Einführung in ein Amt. 

Irade, Kabinettsorder des Sultans der Türkei direft an den 
Großweſir, der jie weiter befanntzugeben hat. 

Sren, j. Homerule, O’Brienijten, Nedmondiiten. 

Srfaad, 1. Großbritannien. 

Srridenfa, von Italia irridenta, das unerlöfte Stalien, Bes 
zeichnung für den 1878 gegründeten Bund radifaler Staliener, 
der eine Vereinigung aller italienisch jprechenden Landesteile 
Oſterreichs und der Schweiz mit dem Königreich Stalien anftrebt. 
Bejonders in Südtirol und in Triejft machten und machen fich 
dieſe Beſtrebungen unangenehm bemerkbar, wurden aber ſeit an— 
fangs ber 8Oer Jahre von den leitenden Staatsmännern Italiens 
bekämpft. Mit Beginn der Dreibund-Ara erhielt dieſe im weſent— 
lichen deutſchfeindliche Bewegung neue Nahrung durch zum Teil 
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ausländiſche Agitation; ſie verfügt heute noch über eine kleine 
lärmende Bertretung im Parlament. 

Irrlehrengeſetz heißt das preußijche Kirchengejeg, betreffend 
das Verfahren bei Beanitandung der Lehre von Geijtlichen. Hat 
ein evangelifcher Geiftlicher mit feinen Lehren Bedenken erregt, 
jo hat zuerit das Konftitorium die Erledigung des Falles zu ver: 
juchen. Gelingt das nicht, Jo fommt der Fall an den evange- 
lichen Oberfirchenrat (eine Staatsbehörde), der die mündliche 
Verhandlung vorbereitet und den Fall jodann an das aus hohen 
Geiſtlichen, Theologieprofejjoren ꝛc. bejtehende „Spruchkolle— 
gium“ verweiſt, das die Entſcheidung trifft. Werden dem Geiſt— 
lichen das Amt und die Rechte des geiſtlichen Standes aberkannt, 
ſo behält er doch ſeinen Titel mit dem Zuſatz „a. D.“, ſowie ein 
Jahrgeld und Anſpruch auf Hinterbliebenenverſorgung. Das 
Geſetz iſt 1911 bei dem Kölner Geiſtlichen Jatho zum erſtenmal 
zur Anwendung gekommen, gegen den zur Zeit (April 1911) das 


le 04 Verfahren noch ſchwebt. Das Verfahren hat zu einer ſtarken 


Bewegung der Kirchlich-Liberalen geführt, die erklärten, das ganze 
Geſetz mwiderjpreche dem Wejen des Protejtantismus, und das 
Spruchtollegium jei aus jtaatsrechtlichen, Firchenrechtlichen und 
religiöjen Gründen fein einwandfreies, unparteiiiches Gericht. 

Irvingianer, eine von dem jchottiichen Geijtlichen Irving 
gegründete religiöje Sekte, die an eine baldige Wiederfunft Ehrijtt 
glaubt. Im vorigen Jahrhundert gewann der Irvingianismus 
eine jtarfe Anhängerjchaft, jeßt it er im Abnehmen. 

Islam (Mohammedanismus), die von Mohammed (569 
bis 632) verkündete, angeblich auf göttlicher Offenbarung berubende, 
im Koran enthaltene Religion. Islam heißt Singebung, jelbjt- 
verleugnende Ergebung in Gottes Willen, die Belenner Mos— 
lemin (Gläubige). Grundlage der Lehre iſt das Glaubensbefennt- 
nis: „ES gibt nur einen Gott und Mohammed ift fein Prophet.“ 
Duldung der Bielweiberei, Werkheiligkeit, finnliche Darftellung 
des Paradiejes ze. Die Nachfolger Mohammeds nannten jich 
Kalifen. Neben dem Koran („Lejung“, in 114 Suren oder Stufen 
eingeteilt), der gleich dem Bentateuch (5 Bücher Mojes) nicht bloß 
Religionslehre, jondern auch das bürgerliche Geſetz enthält, bildete 
jich von vornherein eine Tradition: Sunna. Sie wird von der 
Partei verworfen, die nur Uli und feine Nachlommen für die 
wahren Imams (Borjteher) halten, den Schiiten. Der Sultan 
der Osmanen betrachtet ſich als den Nachfolger der eriten Kalifen 
und das religiöfe Oberhaupt aller Sunniten. Den Schiiten 
gab Ismael Sophi, der Stifter des neuperſiſchen Neichs, der fich 
von Ali ableitete, eine mächtige Nepräjentation. Die Zahl der 
Belenner des Islams darf man auf 270 Millionen ſchätzen. Ihre 
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Zahl nimmt, namentlich im Innern Afrikas, im englischen Indien 
und den bolländijchen Kolonien, raſch und jtetig zu. 

Island, j. Dänemarf. 

Iofation, j. Splendid-Iſolation. 

IH-Ausgaben, die tatjächlich gemachten Ausgaben, im 
Gegenſatz zu dem Goll, d. i. den Ausgaben, die nicht fällig ge: 
worden oder im Nejt verblieben find. Entſprechend gebraucht 
man die Ausdrüce: Iſt- und Solleinnahmen. 

Italien, Eonjtitutionelles Königreich, mit 286682 qkm und 
rund 34,5 Mill. Einwohnern. Die Berfalfung des Königreichs 
Sardinien von 1848 ging auf das geeinigte Königreich über. Die 
Vollsvertretung bejtehbt aus Senat und Abgeordnetenfammer. 
Im Senat jiten außer den königlichen Prinzen Männer, Die 
vom König auf Lebenszeit ernannt werden, und zwar aus 21 
Kategorien von Notabeln; er zählt 3. 3. 390 Mitglieder. Die 
Abgeordnetentammer hat 509 Mitglieder, die aus direkten 
Wahlen hervorgehen; wahlberechtigt tft jeder 21 jährige Italiener, 
der lejen und jchreiben kann und 20 Lire Steuern zahlt. Bei 
ven legten Wahlen wurden 420 Konftitutionelle, 54 Radikale, 19 
Republifaner und 37 Soztaliften gewählt. Seit 1890 jind Bes 
jtrebungen zur Neform des Senats im Gang, die an Stelle 
der alleinigen Ernennung der Senatoren durch den König da— 
neben teilweiſe Berufung durch einzelne Wählerfategorien jegen 
will; es jollen nach dem Borjchlag der „Senatskommiſſion“ auch 
ferner 120 Senatoren vom König ernannt, 230 dagegen gewählt 
werden, davon 30 aus gelehrten Kreiien, 120 aus der Zahl der 
ehemaligen Deputierten, 80 aus Lofalkollegien (Gemeindevertreter) 
unter Feithaltung eines Zenjus von 3000 Lire direkten Staat3- 
teuern. Die Mehrheit des Senats ijt diefen Vorjchlägen nicht 
geneigt. — An der Spitze der Staatsverwaltung jtehen Minijter- 
rat (11 Minijter) und der Staatsrat (meilt Senatoren); den 
69 Provinzen find Präfekten vorgejegt. — Das Heer iſt auf- 
gebaut auf der allgemeinen Wehrpflicht und im Frieden in 12 
Armeekorps eingeteilt mit einer Präjenzitärte von 268218 Mann 
und 14553 Offizieren; die Kriegsjtärte beträgt rund 3,39 Mill. 
Die Flotte beiteht aus 294 Fahrzeugen, darunter 45 Schlacht: 
Ichiffen (19 I. Klafje), 28 Hochjee:, 63 andere Torpedo- und 7 
Unterjeeboote. — Die überjeeifchen Beſitzungen beitehen 
aus der Kolonie Erythräa im Norden und Oſten von Abeſ— 
ſinien am Roten Meer mit 118610 qkm und rund 280000 Gin 
wohnern (der Staatszufchuß zu Ddiejer Kleinen Kolonie beträgt 
rund 6 Mill. Lire), ferner aus dem Somaligebiet mit 
365400 qkm und rund 400000 Einwohnern; dieſe Kolonie er— 
fordert 2,26 Mill. Lire Zufchuß. Außerdem bat Stalien ein 
Pachtgebiet in Tientjin mit 46 qkm und 17000 Einwohnern. 
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An Truppen ftehen in Erythräa 187 Dffiziere, 496 italienijche 
und 3858 eingeborene Mannjchaften, in Somalt 3380 Mann, 
darunter 16 Staliener. — Die Einfuhr nach Stalien jtellt einen 
Sejamtwert von etwa 3 Milliarden Lire dar, wovon Deutjchland 
über 500 Millionen treffen, England 490, Frankreich und Djter- 
veich über 300 und die Vereinigten Staaten 390 Mill. Die 
italienifche HSandelsmarine zählt etwa 5300 Schiffe, darunter 626 
Dampfer; an Gijenbahnen hat das Zand etwa 17000 km, wo— 
von über 13000 km Staatsbahnen. 


J (Spt). 


Iakobiner nennt man nach dem Vorbild der radikalſten Re- 
volutionäre in Frankreich von 1789 heute noch Revolutionäre, die 
in der Propagierung ihrer Forderungen und Durchjegung ihrer 
Biele feine Rückſicht auf das Bejtehende kennen und auch vor 
terroriftiichen Mitteln und Rechtsverlegungen nicht zurückichrecten. 

Salnitgefellfhaft, einzige HSandelsgejellfchaft der Marjchall: 
injeln, betreibt heſonders Kofospflanzungen und ift im Beſitz einer 
Konzeſſion zur Erſchließung der Korallenatolle in den Karolinen; 
außerdem betreibt die Gejellfchaft einen Dampfervertehr zwijchen 
Marjchallinfen— Bismarcdarchipel—Karolinen und Honglong— 
Australien. 

Iamefons Bureneinfal am 29. Dezember 1895 von dem 
englijchen Arzt Jameſon im Einvernehmen mit Cecil Rhodes in 
das Gebiet der Buren, die aber am 1. Januar 1896 die Eng— 
länder jchlugen. 

Sanfeniften (Utrechter Kirche), eine den deutjchen Altkatho- 
(ifen naheftehende Kirchengemeinjchaft in den Niederlanden, 

Japan, fonjtitutionelles Kaijerreich mit 382416 qkm ohne 
Kolonien und rund 50,7 Mill. Einwohnern; die Kolonien 
289156 qkm mit vund 13,3 Mill. Einwohnern. Berfaljung von 
1889. Der Landtag beiteht aus Oberhaus und Abgeordneten: 
haus. Das Oberhaus hat 366 Mitglieder: 16 kaiſerliche 
Prinzen, 150 Fürjten, Grafen, Barone, die auf 7 Jahre von 
ihren Standesgenofjen gewählt find, 125 vom Kaiſer lebens— 
länglich ernannte und 45 von den Höchjtbeiteuerten gewählte 
Mitglieder. Die 379 Mitglieder des Abgeordnetenhbaujes 
werden in Öffentlichen Wahlen von den über 25 Jahre alten und 
mindestens 20 Mark Steuer zahlenden Japaneın gewählt, Neben 
dem aus den 9 Miniftern bejtehenden Staatsminijterium 
leitet der Staatsrat, dem außer jenen noch 28 Näte ans 
gehören, die Gejchäfte, Die Provinzverwaltung bilden Die 
Souverneure der Negierungsbezirte und der dem fremden Handel 
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geöffneten Häfen; die 43 Landbezirke (Ken) werden durch Chiji 
verwaltet und haben mehr als 860 Unterbezirke (Ku und Gun 
genannt). — Das Heer, auf der allgemeinen Wehrpflicht auf: 
gebaut, hat 19 Divijionen mit ſchätzungsweiſe 250000 Mann im 
Frieden; die Feldarmee wird auf 300000 Mann, die Nejerven 
auf 200000, die Grjaßtruppen auf 100000 gejchäßt, für Die 
Stärke des Landiturms fehlen alle Angaben. Die Flotte um: 
faßt 115 Fahrzeuge, darunter 13 Schlachtichiffe, 13 PBanzer- und 
17 andere Kreuzer, 71 Torpedoboote. — Japan hat in den legten 
Jahren einen gewaltigen Kolonialbejit erworben. Seit dem 
ruſſiſch-japaniſchen Krieg vor allem das ehemals jelbjtändige 
Kaijerreich Korea mit 218650 qkm und rund 9,8 Mill. Ein: 
wobnern; yapaner befinden jich in Korea nur ungefähr 125000. 
Außerdem bejigt Japan Formoſa mit 34974 akm und rund 
3 Mill. — Süd-Sachalin (früher rufſiſcher Beſitz) 
mit 32348 qkm, Kwantung mit 3162 und die Vulkan— 
Inſeln mit 22 qkm. — Japan bat 2 Weltitädte: Tokio mit 
2,18 Mill. und Oſaka mit 1,22 Mill, Einwohnern und 8 weitere 
Großſtädte, wozu jeßt noch Söul in Korea fommt. — Die 
Handelsmarine zählte 1910 neben 5880 (europätjch gebauten) 
Segelichiffen 2360 Dampfer; Giſenbahnen 8130 km. Der 
Wert der Einfuhr nach Japan betrug 1909 rund 790 Müll. 
Mark, woran Teil hatten: England 170 Mill., Britifch-Indien 
130, Vereinigte Staaten 108, China 92, Deutjchland 80 Mill. 
Der Hauptausfuhrartitel iſt Rohſeide mit rund 250 Mill. Mart 
Wert; vom ganzen Ausfuhrwert mit etwa 830 Mill. gingen nur 
rund 16 Mill. nach Deutjchland, dagegen 263 Mill. nach den 
Vereinigten Staaten. Auf Korea und Formoſa wird die Ein— 
fuhr weitaus von Japan allein bejorgt. Korea hat über 1100 km 
Eiſenbahnen, Formoſa 436, Kwantung 130 km. — Der Telephon- 
verkehr iſt nicht bloß, in Japan, jondern auch auf Formoſa und 
ganz bejonders in Korea hoch entwickelt (Korea 1908: über 
12° Millionen Gejpräche). 

Sefniten-Orden, geitiftet von dem jpanijchen Edelmann Inigo 
Lopez des Necalde (1491—1555) auf dem Schloß Loyola, danach 
gewöhnlich Jgnatius von Loyola genannt. Papſt Paul III. 
beitätigte am 27. September 1540 die Gejellichaft des Ordens 
(Soeietas Jeſu); Ignaz wurde erjter Ordensgeneral. Aufgabe 
des Ordens ſollle ſein: die Rettung der gefährdeten Seelen (Be— 
kämpfung der Neformation) und Ausbreitung des katholiſchen 
Glaubens. Die Verwendung jedes einzelnen liegt ausschließlich 
in den Händen des Generals. Die Tätigkeit des Ordens war 
oft eine Verwertung des Grundjages: Wenn der Zweck erlaubt 
it, find es auch die Mittel. Das Wefen des Ordens ift aus- 
geprägt in den Grerzitien und in den Konftitutionen, Nach den 
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Konftitutionen gibt es vier Rangitufen: 1) die Novizen, 2) welt: 
liche Koadjutoren, 3) geiltliche Koadjutoren und 4) Profejjen. 
Die Generalfongregation, deren jtimmberechtigte Glieder die 
Profeſſen von vier Gelübden jind, wählt aus ihrer Mitte auf 
Lebenszeit den General, der in Rom rejidiert und jeinerjeit3 aus 
der Zahl der Profeſſen die Aſſiſtenten, Provinzialen, Rektoren, 
Superioren des Drdens wählt. Außerdem gibt es noch eine 
große Anzahl afftliterter oder geheimer Sejuiten ohne Ordens— 
Kleidung. Nur die Profejjen fennen die Geheimnifje des Ordens 
und leilten außer den drei Mönchsgelübden noch ein viertes, jich 
jeder Sendung auf Befehl des Papſtes und des Generals zu 
unterziehen. Aus den wechjelvollen Schickjalen des Ordens jei 
erwähnt, daß er in den romanijchen Ländern mehrmals unter- 
drüct und dann wieder zugelaljen wurde. Papſt Klemens XIV. 
hob auf Veranlafjung der bourbonijchen Höfe am 21. Juli 1773 
den Orden auf, aber ungeachtet der Auflöjung blieb ein Teil 
jeiner Mitglieder in Verbindung. Biele traten unter die Redemp— 
toriften und Liguorianer, deren Grundjäge und Verfaſſung nach 
dem Mujter des Sejuitenordens gebildet waren. Zur Zeit des 
„Rulturfampfs” wurde der Orden und die ihm verwandten Kon= 
gregationen auch innerhalb des Deutjchen Reichs durch das 
Neichsgeje vom 4. Juli 1872 verboten. Am 8. März 1904 wurde 
82 des Jeſuitengeſetzes aufgehoben, jo daß einzelne An: 
gehörige des Drdens wieder in Deutjchland anſäſſig jein dürfen, 
während die Errichtung von Niederlajjungen den Sejuiten 
und wmejensähnlichen Kongregationen verboten blieb. Die 
Snitiative zur Aufhebung des 8 2 ging vom Neichstag aus, im 
Bundesrat jtimmten 29 Stimmen dafür (Preußen, Bayern, Baden 
und drei kleine Einzeljtimmen), dagegen waren Württemberg, 
Sachen, Heſſen, beide Mecklenburg, Braunjchweig und die übrigen 
Kleinen deutjchen Bundesjtaaten, während jich Anhalt, Schaum: 
burg-Lippe, Lübeck und Bremen der Stimme enthielten. 

Jeunesse dorée, Barteibezeichnung in der eriten franzö— 
ſiſchen Republik, heute nur noch Bezeichnung für die reichen jungen 
Leute, die in den Großſtädten durch Verſchwendungs- und Ver— 
et auffallen. 

ldDis-Kiosk, ſ. Rldiz-Kiosk. 

— Spottname der englifchen Konjervativen Ende der 
1870er Jahre, Jingoismus Ausdrud für Ehaupinismus (ſ. 
dort). In der Neuzeit auch Bezeichnung für chauviniftifche Blätter 
in England und Amerika. 

Zobber, eigentlich ein Mann, der ſich am Differenzgejchäft 
der Börje beteiligt, aber von England ber in Deutjchland zu übler . 
Bedeutung gelommen: wagbalfiger, jErupellojer Börfenjpieler, 
Börjenjobber alfo der Gegenſatz zum joliden Gejchäftsmann, 
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Sohanniter-Orden, als ritterlicher Orden St. Johannis vom 
Spital zu Jeruſalem 1048 gegründet, jpäter auf Eypern, Rhodus 
und Malta, wo der 70. und legte Großmeifter 1798 abdantte. 
Dem Moyftizismus Friedrich Wilhems IV. verdankt der Orden 
15. Oftober 1853 jein Wiederaufleben mit praftifchen Beitrebungen. 
Die aufzunehmenden Nitter befennen jich zur chriftlichen Religion, 
befonders zum Belenntnis der evangelifchen Kirche und aner- 
fennen als Zwec des Ordens den Dienjt und die Pflege 
an Kranken. In Grfüllung dieſes Zwecks dient der Orden 
mit ausgezeichneten eigenen Kranlenhäujern der Krankenpflege im 
Deutjchen Reich jowie durch Ausbildung von Krantenjchweitern. 
Der Orden hat außerdem in Kriegszeiten jegensreiche Sanität3- 
dienste geleistet. — Neben dieſem evangelijchen Zweig in Deutjch- 
land bejteht der Orden weiter in Italien mit drei Großprioraten, 
in einem Großpriorat Böhmens und in drei deutſchen Genojjen- 
ichaften. Das böhmische Großpriorat hat fich auch der Kranfen- 
pflege, jpeziell dem freiwilligen Sanitätsdienit im Feld gewidmet. 

Sofn Bu, Spigname für das englifche Bol. 

Sournaliften, Diejenigen Schriftiteller, die jich berufsmäßig 
der Fertigitellung von Zeitungen, Zeitjchriften widmen (Redakteure) 
oder der Hauptjache nach, wenn auch als „freie“ Journaliſten 
ohne Anjtellungsverhältnis wie die Redakteure, für Tageszeitungen, 
MWochenjchriften 2c. tätig jind. Organijationen diejer Be- 
rufe: Bund deuticher Redakteure, Verband deutjcher Journaliſten— 
und Schriftiteller-Bereine, beide zujammen gründeten 1910 den 
Reichsverband der deutjchen Prejje; ferner Schugverband deut— 
icher Schriftiteller u. a. m. 

Zugendbund, Freibeitlich-nationaler, gegründet 1911, um die 
Jugend, ohne jie parteipolitijch feitzulegen, „im Sinne freibeitlich- 
liberaler Anjchauungen zu erziehen, eine Gejinnungsgemeinjchaft 
zu bilden, die die Kluft überbrücken joll, die freibeitliches Bürger: 
tum und Arbeiterjchaft trennt“. 

Jugendgerichte jind bejondere Gerichtshöfe, für die Uburteilung 
Sugendlicher in Preußen, Bayern, Sachjen, Württemberg durch 
Verfügung der Juſtizminiſter eingerichtet. Die Berhandlungen 
gegen jugendliche Angeklagte werden von denen gegen Erwachjene 
räumlich und zeitlich getrennt, und als Verhandlungsleiter wird 
ein bejonderer, namentlich in VBormundjchaftsfachen bewanderter 
Richter bejtellt, bezw. werden die Fälle bejtinnmten Straffammern 
übertragen. 

Iugendorganifafionen (der Sozialdemokratie). Organijationen 
der arbeitenden Jugend, die in Gegenjaß zu den auf kon— 
fejftonellem und jogenanntem nationalem Boden jtehenden Jugend— 
organijationen jtehen, haben jich in zahlreichen Städten gebildet. 
Die erjte entitand 1904 in Berlin unter dem Namen „Freie 
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Sugendorganijation”. Ihr folgten ähnliche Gründungen, nament- 
lich in Norddeutjchland. Neben ihnen bejtand jeit 1906 ein „Ver— 
band jugendlicher Arbeiter und Arbeiterinnen Deutjchlands“, der, 
von dem jozialdemofkratifchen Abgeordneten Dr. Frank gegründet, 
in Mannheim jeinen Sitz hatte, und dejjen Refrutierungsgebiet 
jich faſt ausichließlich auf Süddeutjchland bejchränfte. Sein Organ 
war die Monatsſchrift „Die junge Garde“ Nach dem 
Inkrafttreten des Neichsvereinsgejeges löſte jich der Verband 
auf. Seitdem find die Augendorganijationen ohne zentralen Zu— 
jammenjchluß. Der Zentraljugendausjchuß der Freien 
Gewerkſchaften und der jozialdemofkratifchen Partei, ebenjo die 
bejtehenden örtlichen „Jugendausſchüſſe“ dieſer Organiſationen 
ſtehen in keinem organiſatoriſchen Zuſammenhang mit den freien 
Jugendorganiſationen, wohl aber iſt die vom Zentraljugend— 
ausjchuß in Berlin herausgegebene Halbmonatsjchrift „Arbeiter- 
jugend“ unter den Mitgliedern in mehr als 50000 Gremplaren 
verbreitet. In neuejter Zeit haben die preußijchen Verwaltungs: 
behörden auf Grund des NeichSvereinsgejeges die Jugendorgani- 
jationen vielfach aufgelöjt, teilweije find dieje der Auflöjung zuvor— 
gefommen. Die Organifationen widmen jich 3. T. jehr lebhaft 
Bildungs: und Unterrichtszwecen, der Pflege der Gejelligkeit zc. 

Zulianiſcher Kalender, j. Alter Stil. 

Julirevolution in Frankreich, vom 27.—29. Juli 1830, führte 
zum Sturz des Königs Karl X., an dejjen Stelle Louis Philipp, 
der „Bürgerfönig”, den Thron beitieg. Seine Herrichaft, das 
„Sulitönigtum“, erreichte durch die Revolution von 1848 ein Ende. 

Iuliusturm, Teil der Zitadelle von Spandau, wo Der 
Reichskriegsſchatz (120 Millionen Mark) in geprägten Gold— 
ſtücken aufbewahrt wird. 

Jung —, Bezeichnung für politifche Nichtungen in älteren 
PBarteiorganijationen, die eine entjchiedenere, freiheitlichere Politik 
vertreten (3. B. die YJungliberalen in Deutjchland, Jungklerikale 
in Belgien, Jung-Tories in England), ferner führen dieje Be— 
zeichnung in den djtlichen Ländern jene Parteien, die eine Er- 
neuerung des Staatswejens auf nationalijtijch-jelbitändiger Grund— 
lage anftreben, 3. B. Jung-Türken, Jung-igypter, Jung-Chineſen, 
Juüng-Perſer. Bergl. auch die nachfolgenden befonderen Artikel. 

Iungdrunnen, Dresdner, ſ. Sozialdemofratie. 

Iungdhinefen, eine nationale Neformerrichtung in China. 
Aus gemäßigten Jungchineſen bat jich 1911 eine „Partei des 
vereinigten Reiches“ gebildet, die die jofortige=Einführung einer , 
Verfaſſung, Schaffung eines verantwortlichen Minijteriums, einer 
guten Finanz und VBerwaltungsorganifation und Einigung der 
Völker des Neichs anſtrebt. 

Junge Garde, ſ. Jugendorganilationen. 
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Junges Dentfhland, Der Name für eine Pichtung von 
Schriftitelleen in den dreißiger Jahren. Sie tft charalterijiert 
durch ihre Verquickung von Literatur und Bolitit. hr ge: 
hörten außer Ludolf Wienberg, dem Schöpfer des Namens (in 
einer Schrift von ihm hieß es: „Dir, junges Deutjchland, widme 
ich diefe Neden“), an Karl Gutzkow, Heinrich Laube, Gujtav 
Kühne und Theod. Mandt; vorbereitet wurde ſie von Heinrich 
Heine und Ludwig Börne — Junges Deutjichland hieß 
auch der deutſche Zweig des am 15. Upril 1834 in der Schweiz 
gegründeten republifanijch-tommuniftiichen Bundes „Junges Eu: 
ropa“. Das Junge Deutjchland entfaltete eine lebhafte Propa- 
ganda, verlor aber nach jeiner Ausweiſung aus der Schweiz und 
Verlegung des Sitzes nach London allmählich feine Bedeutung. 

Sunge Bolksparfei. Unter dem Namen „Zunge Volkspartei“ 
wurde im März 1903, auf Anregung des Abgeordneten C. Hauß— 
mann, der erite Jugendverein der Deutjchen Volkspartei in Stutt- 
gart gegründet. Der Zweck war, die Jugend Der Partei zuzu⸗ 
führen. Obwohl die, hauptſächlich von Stuttgart aus, in ver— 
ſchiedenen Orten gegründeten Vereine jelbjtändige Vereine der 
Deutſchen Volkspartei waren, fühlten jie jich ausdrücklich nicht 
als NReformatoren Der Partei (wie 3. B. die Sungliberalen). Im 
Auguſt 1904 verbanden jich die Vereine zu einer „Landesorgani— 
jation der Vereine Junge Volkspartei“. Mit der Verſchmelzung 
der linfsliberalen Parteien zur Fortjchrittlichen Volkspartei glie- 
derte jich auch die Y. V. in die neue Partei ein. Der Eharafter 
als Jugendverein wurde durch Feitiegung einer Höchjtaltersgrenze 
von 35 Jahren betont. Ihre Selbjtändigfeit wurde in den Orten, 
in denen Ortsvereine der Fortichrittlichen Volkspartei bejtehen, 
injoweit eingejchränftt, als die Jugendvereine den DOrtsvereinen 
eingefügt wurden. Außer in Württemberg bejtehen in Berlin 
(„Eugen Richter”), Frankfurt a.M., München ꝛc. folche Jugend— 
vereine, meiſt unter Bezeichnungen wie Jung-Frankfurt, Jung— 
München 2c. 

Sungfernrede, Die erite parlamentarijche Rede eines neuen 
Parlamentsmitglieds. 

Sungklerikale in Belgien, eine Parteirichtung im beigiichen 
Klerikalismus mit demokratischen Tendenzen. 

Sungkonfervafive, j. Konſervative Bereinigung. 

Sungliberalismus. Im Kampf gegen die Übermacht des 
Ultramontanismus und die anmwachjende Macht der Sozialdemo- 
fratie in den NRheinlanden, Ipeziell in Köln, entitand im Jahre 
1899 daS Bedürfnis weiterer jüngerer Kreije mit liberaler Dentart, 
fich aktiv am politifchen Leben zu beteiligen und fich an eine der 
beitehenden liberalen Parteien anzujchliegen. Eine energifche Be- 
tonung der liberalen Gedanten war verbunden mit dem Wunich 
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nach nationaler Betätigung. Daraus ergab jich der Anjchluß an 
die nationalliberale Partei. Um ein organiiches Band zwijchen 
der Jugendorganijation und der alten nationalliberalen Partei 
berzujtellen, wurde die Altersgrenze von 40 Sahren eingeführt. 
Gemäß dieſer Beitimmung ijt den über 40 Jahre alten Mitgliedern 
aktive politijche Tätigkeit in der Jugendgruppe unmöglich gemacht, 
die Jugendgruppe muß deshalb immer wieder von neuem die 
heranwachjende Generation für jich gewinnen. Der Gedanke der 
Altersgrenze hatte zunächit in Baden und Bayern feinen Anklang 
gefunden. In beiden Ländern entwicelten jich jelbjtändige politijch 
jungliberale Vereine in Konkurrenz zu den alten nationalliberalen. 
Sn Bayern hat dieje Entwidlung 1907 nach dem Bertretertag in 
Kaijerslautern zu einer vollitändigen Trennung der jungliberalen 
Elemente von der nationalliberalen Partei und von den Jung— 
liberalen im Reich geführt, während in Baden mehr und mehr 
der Gedanke der Altersgrenze und des Anjchlufjes an die Jung— 
liberalen im übrigen Reich dDurchgedrungen ift. Noch im Jahr 
1900 entjtanden verjchiedene pfälziiche Vereine und der jung- 
liberale Reichsverband mit 9 Vereinen, 1901 griff die Gründungs— 
arbeit auf das übrige Reich, insbejondere Süddeutjchland über, 
1910 fam der Beitritt der Badener. Der Reichsverband zählt jet 
110 Bereine mit ca. 14000 Mitgliedern. Mlittelpunft der jung- 
liberalen Tätigkeit jind die jährlichen Bertretertage und das ur: 
Iprünglich monatlich, jet wöchentlich erjcheinende Verbandsorgan 
„Die jungliberalen Blätter”. Die Tätigkeit des Reichsverbands 
jcheidet jich nach zwei Richtungen: einmal gilt es, den Gedanken 
jtaatsbürgerlicher Erziehung und wiljenfchaftlicher Durcharbeitung 
der im neuen Neich neu auftretenden politiichen Probleme, ins— 
bejondere der Auslands- und Sozialpolitit zu pflegen, auf der 
andern Seite tritt immer mehr eine jelbjtändig politijche Richtung 
hervor, welche auf energiiche Hervorkehrung der liberalen Seite 
des nationalliberalen Problems und auf eine entichieden volks— 
tümliche Politik der nationalliberalen Partei gerichtet iſt. Die 
Barteitage der Yungliberalen in Hannover und der National: 
liberalen in Goslar brachten eritmals das Aufeinanderjtoßen der 
verjchiedenen Nichtungen. Mehr und mehr haben fich dann ans 
gefichts der Blockpolitit ſowie angeſichts der Haltung der Neichs- 
tagsfraftion in der Reichsfinanzreform unter Baljermann Die 
Sungliberalen als integrierender Beltandteil der nationalliberalen 
Partei fühlen gelernt. Mit bejonderem Eifer haben die Jung: 
liberalen ſtets ein taltiſches Zufammengeben der beiden großen 
liberalen Parteien im Parlament und bei Wahlen gefördert. — 
Die jungliberalen Vereine in Bayern baben jtch nach der Fufion 
der drei Iinksliberalen Parteien zum größten Teil der Fortichritt- 
lichen Volkspartei angeichloffen. 
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Zung ·Tories, eine Richtung der engliſchen Konſervativen, die 
ſich für ein aus Wahlen hervorgegangenes Oberhaus ausſpricht. 

Zunglſchechen, eine politiſche Partei in Böhmen unter Führung 
Riegers, die politiſch anfangs einen freiſinnigen und in dem Kampf 
der Deutſchen und Tſchechen in Böhmen einen radifalsnationalijti- 
ichen Standpunft einnahm. Sie eroberten bei den Neuwahlen zum 
Neichsrat im März 1891 alle tichechiichen Mandate in Böhmen 
und traten in jchärfite Oppofition zur Negierung. Nachdem in 
den 90er Jahren die Negierung den tichechiichen Wünjchen weit- 
gehend entgegengelommen war, gehörten die Zungtichechen wieder: 
holt den Negierungsparteien an. Politiſch ſind jte gleichfalls 
nach recht gerückt, ihr Einfluß iſt Durch andere tſchechiſche Par— 
teien (ſ. Tſchechen) jtark verringert worden. 

Sungfürken, eine nationalitijche Reformpartei in der Türkei, 
die geführt wird in der Hauptſache aus abendländiſch gebildeten 
Türken und eine politische, geiellichaftliche und geiltige Erneuerung 
des Türfentums anjtrebt. Nach einem furzen Erfolg 1876, der 
zum Grlaß einer Verfaſſung und der PBroflamierung des Grund- 
jaßes völliger Nechtsgleichheit aller Untertanen führte, wurden 
die %. von Abdul Hamid verbannt und rücfichtslos verfolgt. 
Sie entfalteten aber vom Ausland aus eine unermüdliche Agi— 
tation. Dieje und die Mibwirtjchaft der Regierung führten im 
Sabre 1908 die Jungtürken zum Erfolg. Die Unzufriedenheit 
im Heere hatte ihnen die Anhängerichaft der Dffiziere und Ge- 
meinen gewonnen, und jo wagten jie es im Sommer 1908, der 
Regierung den Gehorjam zu verweigern. Jtach einer kurzen er- 
folgreichen Erhebung fonnten fie jchon am 24. Juli 1908 Die 
Verfaſſung von 1876 wieder in Kraft jegen. Sm April 1909 
wurde der Sultan Abdul Hamid, der der Mitwijjerschaft einer 
raſch unterdrücten Gegenrevolte verdächtig war, jeines Thrones 
entjegt und an jeine Stelle jein Bruder Mohammed berufen. 
Die Jungtürken bejigen die Mehrheit im Barlament und führen 
die Regierung. Doch it die Partei, die jich „Einheit und 
Fortjchritt“ nennt, und deren Leitung bei dem Zentralfomitee 
in Galonifi liegt (daher auch „Komiteepartei”), nicht als eine 
einheitliche Partei im weſteuropäiſchen Sinne aufzufajjen. Zwar 
fann der Gedanke, dem Türfentum die Vorherrichaft über Die 
übrigen Nationen eines jtarfen, jelbjtändigen türkifchen Neichs 
zu jichern, ein Gedanke, der jich mit der Spee des Banislamis- 
mus verbindet, al3 Grundprinzip des Jungtürkentums bezeichnet 
werden, aber in ihren politischen Auffafjungen gehen die Mit- 
glieder der Partei „Einheit und Fortſchritt“ jehr weit auseinander, 
lie zählt Leute von der fonjervativiten altgläubigen Auffajfung 
bis zu den Sozialiſten zu ihren Mitgliedern. Dazu treten die 
nationalen Schwierigkeiten. So jind Differenzen, zum Teil poli- 
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tiſcher, zum Teil perſönlicher Natur, in der Partei und mit der 
Regierung zutage getreten und haben zu Kriſen geführt. Zu 
einer ſtarken Erſchütterung der Partei wurde ein im April 1911 
ausgebrochener Kampf, der, von konſervativer (alttürkiſcher) Seite 
gegen das Zentralfomitee begonnen, durch Annahme von 10 Leit- 
jägen beigelegt wurde, die den Dijjidenten die Erfüllung mehrerer 
ihrer Forderungen (Beibehaltung der religidjen und moralijchen 
Traditionen, Verbot der Freimaurerlogen 2c.) brachten. 

Zunimiſten (genannt nach der literarijchen Gejellichaft „Juni— 
mea”), eine Partei zwijchen Konjervativen und Liberalen in Rumä- 
nien, die ſich Anfang der neunziger Jahre mit den Altkonjer- 
vativen vereinigte. 

Iunius-Briefe, eine Reihe von Briefen, die unter dem 
Pjeudonygm Junius in den Jahren 1768—1772 in der Lon— 
doner Zeitung „The Publie Advertiser‘ erjchienen und mit 
großer Bitterfeit und Schärfe, aber in trefflicher, höchſt beredter 
Sprache die Politik und die politisch führenden Berjönlichkeiten 
Snolands angriffen. Die Urheberjchaft der Briefe iſt ver- 
jchiedenen Männern zugejchrieben worden, am wahrjcheinlichiten 
iſt e8, daß das englilche Barlamentsmitglied Sir Vhilipp Francis 
(geit. 1818) ihr Berfaffer it. 

Sunker. Früher verjtand man darunter die Söhne der 
Sdelleute, die jchon im Knabenalter in den Militärdienit traten. 
Heute bezeichnet man damit die Adeligen in den preußijchen 
Provinzen djtlich der Elbe. 

Sunfa, wörtlich Vereinigung, dann Ratsverfammlung, ge- 
wählter Ausjchuß. 

Surisdiktion, Nechtiprechung, GerichtSbarteit. 

Suriftifhe Rerſon. Gine juriftiiche oder moralijche Berjon 
it ein Nechtsjubjelt, daS kein einzelner Menſch (phyſiſche Perjon), 
jondern ein rechtlich organifierter und als Einheit rvechtsfähiger 
menschlicher Verband iſt. Das Bürgerliche Gejegbuch (SS 21 
bis 103) unterjcheidet einmal juriftiiche VBerfonen des bürger— 
lichen Nechts und Stiftungen, deren Verfaſſung auf privater 
Sabung oder Stiftungsgejchäft beruhen, und jodann Berjonen 
des Öffentlichen Nechts, deren Verfaſſung im öffentlichen Intereſſe 
durch Nechtsporjchriften geregelt it. 

Zury, Gejchworenengericht, Schwurgericht, dann auch ein 
Sachverftändigen- Preisgericht. 

Juste milieu, „die richtige Mitte,“ das politische Syjtem 
König Ludwig Philipps von Frankreich, das grundſatzlos zwijchen 
den Parteien durchlavierte. 

Zuſthpartei, eine nach ihrem Führer genannte radikale Partei 
in Ungarn (ſ. Unabbängigkeitspartei). Sie kämpft für das all- 
gemeine, gleiche, geheime Wahlrecht. 
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Zuſtitium, GStilljtand der Rechtspflege infolge von Krieg, 
Peſt uff. 

Iuftisgefeße, alle die Nechtspflege regelnden Geſetze. 

Zuſtizmord, die an einem Unjchuldigen vollzogene Todes- 
itrafe, dann überhaupt jede Verurteilung eines Unjchuldigen, die 
durch menjchlichen Irrtum, durch Bosheit und Leichtfertigteit 
wichtiger Zeugen herbeigeführt wird. 

Zuta (Internat. unabhängige Telegraphen-Agentur), eine 1911 
gegründete Telegraphenagentur mit dem Si in Mailand, Die 
bauptjächlich katholiſch-konſervativen Zwecen dienen joll. Sie 
will alle Zweige des Nachrichtendienjtes pflegen. 


K. 


Kabalen, Ränke, Intriguen. 

Kabelſchutzkonvention, ein internationaler Bertrag, geſchloſſen 
am 14. März 1884 zu Paris zum Schuß der Unterjeefabel. Zu 
ihrer Durchführung haben die beteiligten Staaten Geſetze er- 
lajjen mit Strafbeitimmungen für Bejchädigung eines Kabels ujw. 

Kabinett (urjprünglich „eines Zimmer“), heute Bezeichnung 
für das Geſamtminiſterium. Daneben blieb aber die ältere Be— 
deutung für das oft recht einflußreiche Sekretariat der Füriten 
erhalten, 3. B. Militärfabinett, Marinekabinett, Zivilfabinett des 
Katjers. Die Kabinettsfrage jtellen heißt die Entjcheidung 
darüber fordern, ob die Minifter im Amte bleiben jollen oder nicht. 
Kabinmettsjujtiz, das unmittelbare Eingreifen des Landes- 
herren oder der von ihm abhängigen Verwaltungen in einen 
ichwebenden Nechtsitreit. Die moderne Nechtsauffaffung bat 
die Kabinettsjujtiz bejeitigt. Die Nechtspflege wird heute aus- 
geübt im Namen des Landesherrn durch unabhängige, nur den 
Gejegen unterworfene Gerichte (vergl. lettres de eachet). Kabi- 
nettsfriege jind Kriege, die Fürſten, ohne nach dem Volks— 
willen zu fragen, aus dynaſtiſchen oder perjönlichen Motiven 
beginnen. Kabinett3ordre, eine unmittelbare Entjcheidung 
des Kürten; Kabinettsjcehreiben, weniger förmliche 
Schreiben des Spuverains an auswärtige Fürjten oder Kabi- 
nette; Geheimes Kabinett, mehrfach Bezeichnung für den 
„Seheimen Rat”; Schwarzes Kabinett (Cabinet noir), eine 
Einrichtung zur Ausforjchung des Briefwechjels Privater (unter 
Ludwig XIV., Napoleon I. u. a.). 

Kadetten, eine lintsliberale politiiche Partei in Rußland (ſ. d.). 
Der Name fommt von K (konftitutionell) und D (demofratifch). 

Kadi, türkiicher Richter, wird vielfach mit ſpöttiſchem Beillang 
zur Bezeichnung von Richter überhaupt gebraucht. 
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Kadnzieren, für uneinbringlich erklären, niederjchlagen (Außen— 
jtände, Steuern, Gebühren 2c.); Faduzierte Altien, Aktien, 
die für ungültig erklärt wurden, weil die Einzahlungen darauf 
nicht geleiitet wurden. 

Kaffeezoll. Durch die Reichsfinanzreform von 1909 wurde 
der Zoll auf Rohkaffee von 40 ME. auf 60 ME., der auf ge- 
brannten Kaffee auf 85 ME. erhöht. 

Kaimakam (türk.), Kreisvorjteher. 

Kaiſerliche Botfhaft, ſ. Botichaft. 

Kaiſer - Wilhelm - Kanal (Nordoſtſeekanal), verbindet 
direft Nord- und Oſtſee. Er beginnt oberhalb Brunsbüttel und 
mündet unterhalb Holtenau in den Kieler Bujen. Seine Länge 
beträgt 98,65 km. Am 3. Juli 1887 wurde durch Kaijer 
Wilhelm I. der Grundjtein in Holtenau gelegt, die Schlußitein- 
legung und Eröffnung für den allgemeinen Verkehr geſchah am 
18. Juni 1895 durch Kaiſer Wilhelm II. Gegenwärtig find Er- 
weiterungsbauten im Gang, der Kanal joll 44 m normale Sohlen— 
breite und 11 m normale Wafjertiefe erhalten. Die Kojten der 
Arbeiten jind auf 223 Mill. Mark geſchätzt, die Arbeiten jollen 
bis Ende 1914 fertiggeftellt jein. Im Jahr 1910 haben 42500 
Schiffe den Kanal pajjiert; die Einnahmen beliefen jich auf 
33 Mill. ME. 

KHaifer-Wilhelms-Spende, „allgemeine deutjche Stiftung für 
Altersrentene und Kapitalverjicherung“ für minderbemittelte 
Klaſſen, und zwar vorzugSweije für die arbeitende Klaſſe. Die 
Stiftung verdankt ihre Entjtehung einer Sammlung, die an- 
läßlich dev Errettung Kaifer Wilhelms I. von den beiden Atten— 
taten vom 11. Mai und vom 2. Juni 1878 im ganzen Reich 
veranjtaltet wurde. Die Sammlung ergab 1740000 ME. Die 
Anstalt verpflichtet fich gegen eine gewijje Einlage zur Zahlung 
eines tarifmäßig feitgejegten Kapitals oder zur Zahlung einer 
Rente für den Fall, daß der Berficherte den Fälligkeitstermin 
erlebt. Die verjicherte Nente oder das Kapital kann nicht vor 
Beginn des 56. und muß jpäteltens bei Beginn des 71. Lebens: 
jahres gefordert werden. Die Überjchüfje der Anjtalt kommen 
teilweije Unternehmungen zum Wohl der Arbeiterjchaft zugute. 

Kaifer-Wilhelm-SHtiftung, eine deutſche Snvalidenftiftung zu 
Gunſten Der durch den deutjch-franzdfiichen Krieg ganz oder teil- 
weije erwerbsunfähig gewordenen Krieger und ihrer Angehörigen. 

Kalenderreform, Feitlegung des Oſterfeſtes, ſ. Ofterfeft. 

Kalenderfieuer, eine zujammen mit dem SZeitungsitempel 
1899/1900 aufgehobene Stempelfteuer in Öfterreich von 6 Kreuzer 
für jeden Kalender. 

Kalfaktor (verdorben Kalfalter), wörtlich Einheizer, dann 
AUufwärter, im ſchlimmen Sinn Obrenbläfer, Liebediener. 
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Kaligeſetz. Deutichland befitt in feinen noch für Jahr— 
taufende reichenden Schäßen an Kalifalzen, die alS hervorragende 
Düngungsmittel Verwendung finden, ein Monopol. Bor allem 
find es neben Deutjchland jelbjt die Vereinigten Staaten von 
Nordamerila, die zur Düngung ihrer Baumwoll-, Tabak— ꝛc. 
Kulturen Kaliſalze bedürfen. Als im Jahre 1909 die Erneuerung 
des Kaliſyndikats, an dem die preußijche Bergverwaltung hervor: 
vagend beteiligt iſt, nicht zuitandefam, ſchloſſen einige Werte, vor 
allem die des jogenannten Schmidtmann-Ktonzerns, Lieferungs— 
verträge mit den nordamerifaniichen Düngertrufts über große 
Quantitäten Kali zu wejentlich billigeren Preiſen ab und ficherten 
jich jo einen Borjprung auf dem amerilanifchen Markt. Es 
wurde von den Übrigen Kaliwerken ein Eingreifen der Gejeß- 
gebung verlangt, und Preußen brachte beim Bundesrat einen 
Geſetzentwurf ein, der die Bildung eines reichsgejeglichen Zwangs— 
ſyndikats, ferner ein Verbot neuer Kaliwerfe vorjahb und Die 
Lieferungsverträge mit Amerifa vom 1. Dezember 1911 ab als 
nichtig erklärte. Der Bundesrat legte an Stelle dieſes preußiſchen 
Borjchlags einen Entwurf vor, der wiederum zwar ein Zwangs— 
Iyndifat vorjah, aber neue Werke zuließ. Der Gntwurf fand 
nicht die Zustimmung des Reichstags. Bielmehr wurde das Gejeß 
in der Form angenommen, daß an Stelle des Zwangsiyndifats 
ein durch das Reich feitgejegtes Kontingent für den ges 
jamten Abjaß, ſowohl des inländischen wie des ausländijchen, 
bejchlojjen wurde. Auch die neu entitehenden Werte jollten 
eine Quote zugemwiejen erhalten. Die Feitiegung des Kontingents 
erfolgt durch eine amtliche Berteilungsitelle, in der die Kali- 
werfe vertreten jind. Ferner ſetzt das Geſetz Höchitpretie für den 
Inlandhandel feit, und die Auslandspreije Dürfen nicht niedriger 
jein als die Inlandspreiſe. Jede Überjchreitung der Quote 
durch ein einzelnes Werk wurde einer jehr hohen Überfontingen- 
tierungsiteuer, die in die Reichskaſſe fließt, unterworfen. Das 
mußte die Werfe treffen, die mit den AUmerifanern Verträge über 
ihre Quote überjteigende Lieferungen gejchlojjen haben. Ein 
Zeil der amerikanischen Intereſſenten (Bardleygruppe) weigerte 
jich, die Überfontingentsijteuer zu zahlen, obwohl jie jich vertrag 
lich einer bevorjtehenden gejeglichen Belaſtung unterworfen hatten. 
Der darüber ausgebrochene Kalijtreit mit den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika ijt zur Zeit noch ungelöjt. Nach fruchtlojen 
Verhandlungen hat die deutjche Regierung der amerikaniſchen in 
einer eingehenden Darjtellung Borjchläge zur Bejeitigung der 
Differenzen gemacht. Das in den Kaliverträgen vorgejehene 
Schiedsgericht jollte die Frage prüfen, ob die Amerikaner die 
Überfontingentsiteuer zu tragen hätten. Wenn dieje Frage gelöft 
jei, jolle über einen billigen Ausgleich verhandelt werden. — 


1 
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Zu lebhaften Auseinanderjegungen in Parlament und Preſſe fam 
es im März 1911 über die „Bropagandagelder“ und „Ra- 
batte”, die das Kaltiyndifat an jeine Großabnehmer zahlt. Das 
Syndikat hatte der Deutichen Landwirtjchaftsgejellichaft, dem 
Bund der Landwirte, der Landmwirtjchaftlichen Zentraldarlehens- 
fajje für Deutjchland, dem Neichsverband der deutjchen land: 
wirtichaftlichen Genojjenjchaften und dem wejtfäliichen Bauern 
verein jehr hohe Rabatte gewährt. Das Saligejet bejeitigte 
zwar ſowohl diefe Bevorzugung der großen DOrganijationen vor 
dem Handel und den kleinen Verbänden, indem e3 eine Gleich- 
jtellung aller Abnehmer in der Nabattgewährung vorjchrieb, aber 
dieje Vorſchrift war praftiich bedeutungslos, da die Rabatte je 
nach der Größe der Jahresabnahme abgejtuft und der Rabatt: 
böchitiag erjt bei 500000 dz Sahresabnahme gewährt wurde. 
Sp blieben troß des Gejeges die Hauptgewinne in den Händen 
der großen Berbände. Dazu famen die Einnahmen aus den 
„Propagandageldern“. Nach S 27 des Kaligejeges hat das 
Syndifat für jeden dz Kali eine Abgabe von 60 Pfg. an die 
Reichskaſſe abzuliefern zur Deckung der Ausführungstoften des 
Geſetzes und zur Propaganda für Hebung des Kaliabjages. Wie 
in der Budgetlommiljion des Reichstags im März 1911 feſt— 
gejtellt wurde, floſſen auch die Gelder aus diefem Propaganda 
fonds den genannten Verbänden zu. Bejonders der Abgeordnete 
Heim (Zentr.), dem durch die Polen ein Sit in der Kommiſſion 
eingeräumt worden war, befämpfte mit der Linken die Verteilung 
der Propagandagelder und Gewährung der Rabatte gegen jeine 
eigene Partei und die Konfervativen. Der Kampf endete jchließ- 
lich damit, daß feitgelegt wurde, es jollen von dem Fonds 
(4,8 Mill.) 2 Mill. M. für Propaganda im Ausland und 600000M. 
an alle landmwirtjchaftlichen Verbände im Inland ohne Unter: 
jchied verteilt werden, jofern jie nur Kalipropaganda treiben. 
Ferner jollte der Höchſtrabattſatz ſchon beim Bezug von 20000 dz 
gewährt werden. — Als Wirkungen des Gejebes, das die 
Kalipreiſe künftlich hochhält, it eine außerordentlich ſtarke Tätig: 
feit in der Gründung neuer Kaliwerke fejtzuitellen, und der Markt 
wird mit Kalikuxen und Obligationen überſchwemmt, dagegen ijt 
die durch das Geſetz beabjichtigte Konzentration der Werke nur 
teilmetje eingetreten. 

Kameralamt, j. Kammern. 

Kameralwiffenfhaften, uriprünglich die gelamten Kenntnijfe, 
die zur Verwaltung der Domänen („der fürjtlichen Schatz- und 
Nentlammer”) notwendig waren. Sie umfahten land» und forit- 
wirtjichaftliche technifche Kenntniffe, Kenntnis der Finanzverwal- 
tung, Bollswirtichaftslehre u. a. m. Die Kameralwiſſenſchaften 
dienten vornehmlich der Praxis. Mit dev wachjenden Bedeutung 
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der theoretiichen Volkswirtſchaftslehre löſten jich die ſyſtemlos 
aulammengefaßten Wiffenszweige auseinander. In Baden, Helen 
und Württemberg batten die fünftigen Beamten der Finanz— 
verwaltung noch ein bejonderes, das „Lameraliftiiche“ Studium 
mit naturwiljenichaftlichen und technologifchen Borlefungen zu 
abjolvieren. Seit einigen Jahren it es aufgehoben. 

Kammern, jo viel wie Vollsvertretung. Vergl. Gin- und 
Zweikammerſyſtem. — Kammern nannte man auch die den 
fürjtlichen Brivathausbalt verwaltenden und die fürftlichen Güter 
beaufitchtigenden Behörden (Hofkammer, Nenttammer), daher 
biegen die Privatgüter der Fürſten KRammergüter AS ich 
die Scheidung zwijchen Staats: und Fürftengut vollzog (vergl. 
Domänen), entwicelten jfich aus den Kammern die jtaatlichen 
Finanzminiſterien, Steuerkollegien 20. In Württemberg heißen 
die Bezirtsbehörden des Finanzdepartements noch Kameral- 
ämter. Ihnen obliegt im Gebiet der Domantalverwaltung die 
unmittelbare Beauflichtigung und Berwaltung des jtaatlichen 
Güterbeſitzes 2c., Die Erhebung der Einnahmen aus Foriten und 
Jagden, im Gebiet der Steuerverwaltung die Feititellung der 
Srtragsiteuern, die Anjegung und Der Einzug der Einkommen— 
und Kapitaliteuer und der indirekten Steuern uff. — Schließlich 
wird der Ausdrucd für gewille KollegialbeHörden verwandt, 3. B. 
Dberrechnungstammer, bejonders aber für Nichterkollegien, 3. B. 
Straf, Zivillammer, Kammer für Handelsjachen. Man jpricht 
ferner von Landwirtichaftstammern, Handels: und Handwerfs- 
fammern, Arbeitstammern, Anwaltsiammern uff. 

Kämmerei, die jtädtische Behörde zur Verwaltung der Ein- 
fünfte der Stadt. 

Kammergericht, Das Oberlandesgericht der Brovinz Branden- 
burg mit dem Sitz in Berlin. 

Kammergut, j. Domäne und Kanımern. 

Kampagne (Campagne), Feldzug, im politifchen Leben Be— 
zeichnung für Wahllampf (Wahlflampagne), im wirtjchaftlichen 
Leben jo viel wie Hauptbetriebszeit, 3. B. Zucerfampagne. 

Kampfzölle, j. Differentialzölle. 

Kanada, j. Englische Kolonien. 

Kanalabgaben, j. Schiffahrtsabgaben. 

Kanalamt, Kaijerliches, eine Dem Neichsamt des Innern 
untergeordnete Behörde (Sitz in Kiel) für die Unterhaltung und 
ven Betrieb des Kaijer-Wilhelm-Kanals. 

Kanäle jind fünitliche Wafjeritraßen zu VBerkehrszweden. Ihre 
Bedeutung, die jeit der Entjtehung der Eiſenbahnen jehr niedrig 
bewertet wurde, ift neuerdings allgemein erfannt worden (ſ. Binnen 
Ichiffahrt). Um ihre Förderung hat ich der 1869 gegründete 
Sgentralverein für Hebung der Fluß: und Kanal: 
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Ichiffahrt verdient gemacht. Die Gejamtlänge der im Deutjchen 
Reich vorhandenen Kanäle beträgt 3. 3. 20738 km. Die Kanäle 
jind nahezu ausjchließlich vom Staat gebaut worden und werden 
von ihm verwaltet. 

SKanalrebellen, j. Kanalvorlage. 

Kanalvorlage. Durch eine preußijche Kanalvorlage 1899 
wurden 261 Mill. ME. verlangt, wovon 47 Mill. ME. für den 
Dortmund - Rhein- Kanal, 211 Mill. ME. für den jogenannten 
Mittellandfanal, der den Dortmund-Rhein-Fanal mit der 
Elbe verbinden jollte, bejtimmt waren. Der Kanal jollte dem Aus— 
taujch der Produkte des induitriellen Wejtens und des landwirt— 
Ichaftlichen Dftens dienen. Die Konjervativen befämpften ihn 
aufs beftigite. Trotz entjchiedener perjönlicher Einſetzung des 
Kaiſers und troß der Warnungen der Regierung, die die Landräte 
und Regierungspräjidenten im Abgeordnetenhaus vor die Alter: 
native stellte: entweder Zuftimmung zur Kanalvorlage oder Nieder: 
legung des Mandats, wurden der Mittellandfanal und dann auch 
die Forderung für den Dortmund-RheinsKanal abgelehnt. Die 
Regierung jtellte hierauf die fonjervativen Landräte und Res 
gierungspräfidenten, die gegen die Vorlage geitimmt hatten („Ranal- 
rvebellen”), zur Dispojition, ſah aber zunächit von der Ein- 
bringung einer neuen Borlage ab. Bei Cröffnung des Elbe- 
Trave-Kanals im Sommer 1900 verjicherte Miniſter von Thielen 
unter Berufung auf ein Wort aus hohem Munde: „Gebaut wird 
er doch!" Die neue Kanalvorlage erichten dann in der Landtags— 
ſeſſion 1901 mit wejentlich erweiterten Forderungen. Neben dem 
Dortmund-Rhein-Kanal und dem Mittellandfanal waren für neue 
Waſſerbauprojekte im Oſten 128 Millionen ME, alfo insgejamt 
389 Mill. ME, verlangt. Die Vorlage wurde 1903 abermals ab: 
gelehnt, und erit 1905 wurden der Dortmund-Rhein-Kanal und 
die Strecke von Bevergern am Dortmund-Ems-Kanal bis Hannover 
genehmigt. 

Kandidat, Bewerber um ein Amt (von dem lateinijchen 
eandidus weiß, weil in Nom die Bewerber um ein —— 
Amt eine weiße Toga zu tragen pflegten) Kandidieren, ji 
um ein Umt, ein Mandat bewerben. 

Kanitz, Antrag. Der von den fonjervativen Politiker Grafen 
Kanib am 7, April 1894 geitellte Untrag, der die Negierung 
erfuchte, einen Gejegentwurf vorzulegen, wonach „Lünftig der 
Ein- und Verlauf des zum Verbrauch im Zollgebiete bejtimmten 
ausländischen Getreides mit Einfchluß der Mühlenfabrikate aus: 
Schließlich für Nechnung des Reichs erfolge“, Für die 
Berfaufspreife jollten bejtimmte Mindeſtſätze (z. B. für Weizen 
215 ME. pro Tonne, Noggen 165 ME, Gerite und Hafer 155 ME.) 
feitgefegt werden. Der Antrag, der eine gleichmäßige Hochhaltung 
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der Getreidepreife bezweckte, wurde vom Neichstag mit 159 gegen 
46 Stimmen (der Konfervativen und Antifemiten) abgelehnt. 
Er wurde — zum drittenmal — am 17. Januar 1896 in Der 
Form wieder eingebracht, daß die Verlaufspreife des Getreides 
für die Dauer der Handelsverträge nach den inländischen Durch: 
Ichnittspreifen der Periode 1850—90, die Berfaufspreije Der 
Muübhlenfabrifate nach dem wirklichen Ausbeuteverhältnis den 
Setreidepreiien entiprechend bemejjen werden jollen. Von den 
erzielten Überſchüſſen jollte jährlich eine Summe in der Höhe der 
bisherigen Einnahmen aus dem Getreidezoll an die Reichskaſſe 
abgeführt und von dem etwaigen Reſt ein Nejervefonds für 
Zeiten hoher Einfaufspreife gebildet werden. Auch diejer Antrag 
wurde nach entichiedener Befämpfung auch jeitens der Regierung 
mit 219 gegen 97 Stimmen abgelehnt. Bon den Ugrariern wurde 
erklärt, daß fie bei Ntichtannahme des Antrags auch die Flotten- 
vorlage nicht bemwilligen würden. Daher das geflügelte Wort: 
„Ohne Kanit feine Kähne.“ 

Kannegießer, ein jeichter politiicher Schwäßer, Bierbank— 
politifer, nach dem gleichnamigen Luſtſpiel von Ludwig Holberg. 

Kanonifhes Recht, Inbegriff all der Nechtsbejtimmungen, 
die auf dem Boden der Kirche entitanden find. Das fanonijche 
Recht bejchränft jich nicht auf rein Firchliche Angelegenheiten, 
jondern enthält auch jtraf> und zivilrechtliche Vorſchriften. Es 
it nicht identisch mit dem Kirchenrecht, das jich nur auf die 
Kirche bezieht. 

Kanton, Unterabteilungen eines größeren Bezirks eines 
Zandes; jo zerfallen in Frankreich die Arrondijjements in Kantons. 
(Elſaß-Lothringen hat dieje Einteilung auch nach 1870 beibehalten.) 
Sn der Schweiz bezeichnen die Kantone die einzelnen Bundes: 
Itaaten. „Kantönligeiſt“, engherzigiter Partikularismus. 

Kantoniften, abgeleitet von dem von Friedrich Wilhelm T. 
eingeführten Kantonſyſtem, einer Militärverfaffung, bei der 
das ganze Land in Kantone eingeteilt war. Aus diejen Kantonen 
hatten jich die Negimenter ihre Nefruten zu holen. Kantonijten 
bedeutete aljo urjprünglich jo viel wie Rekruten. Unjichere 
Kantonijten nannte man unjichere Heerespflichtige, und von 
ihnen ging der Ausdrucd auch in das PBarteileben über. 

SKanzelparagrapf. Gin Nachtrag zu dem deutſchen Straf- 
gejegbuch (S 130a) bedroht mit Gefängnis: oder Feitungshaft 
bis zu zwei Jahren das Vergehen eines Geijtlichen oder eines 
lonjtigen Religionsdieners, der in Ausübung oder in Veranlafjung 
der Ausübung jeines Berufs öffentlich vor einer Menjchenmenge 
oder in einer Kirche oder an einem andern zu religiöfen Ver- 
jammlungen bejtimmten Ort vor einer Mehrheit von Berjonen 
Angelegenheiten des Staats in einer den öffentlichen Frieden ge: 
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fährdenden Weije zum Gegenitand einer VBerfündigung oder Er: 
örterung macht. Gleiche Strafe trifft nach der Novelle zum 
Strafgejegbuch (Neichsgejeg vom 26. Februar 1876) jenen Geiit- 
lichen oder andern Religionsdiener, der in Ausübung oder 
Veranlajjung der Ausübung feines Berufs Schriftitüce ausgibt 
oder verbreitet, in denen Angelegenheiten des Staat3 in einer 
den öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe zum Gegenjtand einer 
Verkündigung oder Erörterung gemacht find. 

Kanzlei, Bureau. Neichstanzlei, das Zentralbureau des 
Neichsfanzlers, das den Verkehr mit den Leitern der oberiten 
Neichsämter vermittelt. In der Schweiz iſt Bundesfanzlei 
das Sekretariat bei dev Bundesverjammlung und dem Bundesrat. 

SKanzleifhreiben, ein förmlich abgefaßtes Schreiben eines 
Souveräns an einen andern. Gegenjag: Kabinettjchreiben (ſ. d.). 

Kanzler. Im ehemaligen Deutjchen Reiche war das höchite 
Amt das des Erzfanzlers, das dem Kurfürjten und Erzbiſchof 
von Mainz zuftand. Im Norddeutichen Bunde jtand an der Spibe 
der Berwaltung der Bundesfanzler, im neuen Deutjchen 
Reiche ijt der oberjte verantwortliche Beamte der vom Kaijer 
ernannte Reichskanzler, der den Borjig im Bundesrat führt 
(vergl. Neichsfanzler). In der Schweiz heißt Bundes: 
fanzler der Vorjtand der Bundeskanzlei (vergl. Kanzlei). 

Kaperei, die Schädigung des SeehandelS einer friegführenden 
oder neutralen Macht durch Privatperjonen, die von der andern 
friegführenden Macht dazu autorijtert find. Dieje jtellt den Privat: 
perjonen Kaperbriefe (lettres de marque) aus, auf Grund 
deren die Privatperjonen und ihre Schiffe als Teile der Kriegs: 
macht gelten und nach Kriegsrecht behandelt werden. Ohne Kaper- 
briefe oder bei Verlegung der Kriegsgejege gilt die Kaperei als 
Seeraub. Die Barijer Seerechtsdeklaration (ſ. d.) vom 16. April 1836 
hat den Grundjaß aufgejtellt: die Kaperei iſt und bleibt abgejchafft. 
Amerika bat zwar diefen Grundſatz nicht anerkannt, im nord: 
amerikaniſch-ſpaniſchen Krieg bat aber die Kaperei feine An— 
wendung mehr gefunden. 

Kapitalismus (kapitaliſtiſche Produftionsweije 
oder Wirtjehbaftsordnung), ſ. Marrismus. 

SKapitalrentenflener. Sie tritt al3 Ergänzung zu den Übrigen 
Srtragiteuern (ſ. d.) hinzu, indem jie den Ertrag (Zins, Rente, 
Dividenden) des von der Gebäude:, Grund- und Gewerbeſteuer 
nicht erfaßten, verleihbaren Kapitals trifft. 

Sapitalftener, eine Bezeichnung für eine befondere Art der 
Stapitalventenfteuer, die in Prozenten der Kapitalien —— 
wird, formell alſo als Vermögensſteuer auftritt, während die 
Kapitalrentenſteuer direkt die Zinſen und Renten erfaßt, alſo als 
Einkommenſteuer erſcheint. 
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Kapitulation, völferrechtlicher Vertrag, insbejondere zwijchen 
friegführenden Armeen auf Übergabe des einen Teils; im deutjchen 
Heer die Verpflichtung der Soldaten zu längerer als der geſetz— 
lichen Dienstzeit. KRapitulationen heißen jchließlich gewiſſe zwiſchen 
orientalifchen (Türkei, Agypten, China, Perſien 2c.) und chriftlichen 
Staaten abgejchlojfenen Berträge. Dieje Verträge gewähren den 
chriftlichen Staaten das Necht, die Gerichtsbarkeit über ihre 
Staatsangehörigen, die Aufjicht über deren Unterrichtsanftalten ꝛc. 
in jenen Staaten auszuüben. 

Kaplanokratie, Herrichaft der Kapläne, eine Bezeichnung für 
ven jtarfen Einfluß und die rege agitatorische Tätigfeit der fatho- 
liſchen Geijtlichen in der Zentrumspartei. 

KHapnziner, ein geiitlicher Orden, der ſich in der eriten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts als Abzweigung des Franzisfanerordens 
bildete. Die Kapuziner tragen braune Kutten mit jpigen Kapuzen 
und Sandalen an den Füßen. Der Orden tjt ſtark verbreitet. 

Karbonari. Die italienijchen Karbonari (von carbonaro 
Kohle) waren die Mitglieder eines Geheimbundes, der in der Zeit 
der franzöſiſchen Herrichaft (1811) über Neapel entitand. Nach 
dem Scheitern der Revolution in Stalien nahmen die „Carbonari“ 
ihren Sit in Paris, löjten ſich jedoch nach der Julirevolution 
auf. Eine Charbonnerie dömoeratique mit joztaltjtiich-republi- 
fanijchen Gleichheitsideen bildete jich um die Mitte des vorigen 
Sahrhunderts, verichwand aber bald wieder. 

Kardinal (von cardo Türangel), Name der oberiten Näte 
des Papſtes. Ihre Zahl it auf 70 feitgejegt (6 Biſchöfe, 
50 Presbyter und 14 Diakonen), Doch iſt dieſe Zahl nicht immer 
vollitändig. Die Ernennung der Kardinäle erfolgt Durch den 
Bapit, Doch haben mehrere Fürften das Necht, Perſonen für die 
Kardinalswürde zu empfehlen. Der mit den auswärtigen An— 
gelegenheiten betraute Kardinal tft der Kardinal-Staats- 
jefretär, der mit der Finanzverwaltung betraute der Kardinal: 
Kämmerling (Camerlengo). Man unterjcheidet Kardinäle in 
euria, die in Nom, und extra curiam, die außerhalb Roms 
ihren Sit haben. Im Kardinalfollegium haben die Staliener 
das Übergewicht. 
= Sardorff, Anfrag, genannt nach dem freilonjervativen 
Politiker W. v. Kardorff, auf deſſen Einfluß bei Bismard mit 
die Wendung der deutichen Wirtjchaftspolitit zum Schußzoll- 
ſyſtem in den jiebziger Jahren zurücdzuführen ift. Die Soztal- 
demofratie drohte in den Holltariffämpfen im November 1902 
zur Objtruftion u. a. damit, bei jeder Tarifpojttion (inSgefamt 946) 
namentliche Abſtimmung zu beantragen. Um das zu verhindern, 
itellte v. Kardorff auf Grund eines Kompromijjes zwijchen der 
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Regierung und den zolltariffreundlichen Parteien den Antrag, 
an Stelle des Tarifs die allgemeine Beſtimmung zu jegen, daß die 
in der Zolltarifkommiſſion angenommenen Tarifjäge maßgebend 
jein jollten (mit Ausnahme von jieben Tarifpofitionen bei den 
GSijenzöllen). Der Antrag wurde mit 183 gegen 136 Stimmen 
bei 9 Enthaltungen angenommen; damit war die ganze Tarif- 
beratung erübrigt und die zweite Lejung der Bolltarifvorlage 
zu Ende gebracht. 

Karenzzeit, Wartezeit, im Berjicherungs-, bejonders auch 
im Hilfskaſſenweſen die Zeit, während der Unterjtügungen nicht 
gewährt oder Anjprüche auf Leiſtungen der Kafje überhaupt nicht 
erworben werden können. 

Karitativſyſtem ijt nach Adolf Wagner die vollswirtjchaft- 
liche Organiſationsform, in der „freie (unentgeltliche oder nicht 
voll entgoltene) Hingabe und Gmpfangnahme wirtjchaftlicher 
Hüter“ obwaltet. Hierher gehören alle der Nächjtenliebe ent- 
Ipringenden Handlungen von wirtjchaftlicher Bedeutung, bejonders 
die private Urmenpflege, Zuwendungen zu gemeinnügigen Zwecken. 

Karliften, Anhänger des jpanijchen Kronprätendenten Don 
Sarlos, Enkels des Don Carlos Maria Iſidor de Bourbon, der 
jich in den Jahren 1833/39 gegen die Königin-Negentin Maria 
Ehrijtiana erhoben hatte. Der Prätendent Don Carlos jtarb, 
nachdem jeine Schilderhebung nach 5jährigem Kampfe im Fahre 
1876 niedergeworfen wurde, 1909 in Vareje. — Karlijten nannte 
man auch die Anhänger eines Pfarrers Karl, der bei den legten 
badijchen Landtagswahlen wegen der Großblockpolitik der National- 
liberalen eine freifonjervative Bewegung in Baden hervorzurufen 
juchte. Karl unterlag, und der Berjuch blieb ohne Bedeutung. 

Karmeliter, Mitglieder des im 12. Jahrhundert geitifteten 
geiltlichen Ordens Unjerer lieben Frau vom Berge Karmel. Sie 
Ipalteten jich im 15. Jahrhundert in Brüder von der jtrengeren 
DObjervanz („Barfüßer”) und in die, die bei der milderen Regel 
beharrten (Konventualen). Der Orden hat in neuerer Zeit jtark 
abgenommen. 

Karlsbader Befhlüfe. Der Miniſterkongreß in Karlsbad 
(23. März bis 1. Juli 1819) bejchloß Einſchränkung der Freiheit 
der Univerjitäten, Überwachung der Preſſe, Ginjchränfung des 
in Urt. 13 dev Bundesalte gegebenen Berjprechens einer Ver: 
faffung, Einſetzung einer Zentralkommiſſion zur Unterjuchung 
der revolutionären und demagogijchen Umtriebe. Die Bejchlüfje 
wurden 1848 aufgehoben. 

Karläuſer, ein 1084 gegründeter Einjiedlerorden. Der Orden 
wurde 1901 aus Frankreich vertrieben, jein Sit, die „Grande 
Chartreuse*, 1903 in eine Erholungsitation für Soldaten um: 
gewandelt, 
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Kartell, das Abkommen der Konfervativen, Freitonjervativen 
und Nationalliberalen im Sabre 1887, ſ. Kartellparteien. 

Kartell, im völkerrechtlichen Sinne eine gegenjeitige Ver— 
pflichtung zweier Staaten, fich für bejtimmte Fälle beizuftehen 
(Kartelllonvention). So gibt es Auslieferungs=, Deſerteur-, Zoll 
fartelle. Kartelle im vollswirtjchaftlichen Sinne jind Verbände 
meift großgewerblicher oder kaufmänniſcher Unternehmungen 
(Banken), jelten Kleingewerbetreibender (bei dieſen nur in lofer 
Form) mit dem Zwecke, die gegenfeitige Konkurrenz einzujchränfen 
oder zu bejeitigen. Die Kartelle (Syndilate), die heute vielfach 
eine berrjchende Stellung im Wirtjchaftsleben errungen haben, 
richten fich meiit gegen die Abnehmer, jeltener gegen die Roh— 
jtofflieferung. Sie treffen Vorfchriften über die Größe Der 
Produktion des einzelnen Mitglieds, indem fie die Zahl der 
zu bejchäftigenden Mafchinen oder Arbeiter bejtimmen oder 
eine Ginjchränfung der Arbeitszeit, eine Berringerung des zu 
erzeugenden Quantums verlangen, oder jie verteilen das Abjah- 
gebiet unter die Mitglieder, oder jie jegen innerhalb des Kartell- 
gebiets die Abſatzpreiſe feſt. Die Eingriffe der Kartelle auf die 
Sinzelunternehmung gehen aber auch vielfach noch weiter: es 
wird für jämtliche angejchlojjene Werke eine Gejamtproduftion 
bejtimmt und jeder einzelnen Unternehmung ein gewiſſes Quantum 
zugemwiejen, oder nur das Kartell nimmt durch eine Zentralitelle 
(Berfaufsfontor, Verkaufsiyndilat), nicht aber das einzelne Wert 
Yufträge entgegen, die dann gleichfalls verteilt werden, oder Die 
Gewinne der Mitglieder des Startell3 werden unter diefe ver- 
teilt uff. Da die Kartelle die Tendenz zu einer immer innigeren 
Bereinigung der einzelnen Werfe haben, jo führen fie auch 
manchmal zur fait völligen Verfchmelzung, zu dem Truſt (j. d.). 
In einem gewiſſen Gegenjaß zu den Kartellen, die Durch Regelung 
der Produktion Das Angebot der Nachfrage anzupajjen juchen, 
itehen die Ringe (Eorners), Spekulantenvereinigungen, Die 
jämtliche Vorräte einer Ware auffaufen, um jie zu exorbitant 
hohen Preiſen abzujegen. Gegen die Gefahren der Kartelle jind 
verjchtedene gejeggeberifche Verjuche unternommen worden, aber 
bisher erfolglos, über Erhebungen iſt man nicht hinausgefommen. 
Kartell wird jchließlich auch für den Zujammenjchluß von 
Verbänden und Vereinen mit verwandten Zielen zum Zwed 
eines einheitlichen Vorgehens gebraucht. Sp heißt die Gejamt- 
vertretung der Arbeiterverbände verjchtedener Erwerbszmweige an 
einem und demjelben Ort Gewerkſchaftskartell, Gemwert- 
- vereinskartell. In Frankreich beißen Dieje örtlichen Kartelle 
Arbeitsbörjen. Sie find bei dem Mangel einer Zentralifation 
der franzöſiſchen Gewerkſchaftsbewegung die eigentlichen Kampf— 
organtjationen. 
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Kartellparteien, Die Lonjervative, die freifonjervative und die 
nationalliberale Partei, die im Jahre 1887, als infolge der 
Ablehnung des Septennats der Reichstag aufgelöjt wurde, eine 
AUbmachung („Kartell“) zum Zweck gegenjeitiger Wahlunterjtügung 
trafen. Die drei Parteien gingen aus den Wahlen von 1887 
mit 217 Mandaten hervor, jo daß jie die abjolute Mehrheit des 
Reichstags bejaßen. Site bemilligten das GSeptennat, die neue 
Branntweiniteuer, das Alters und Anvalidenverficherungsgejeß, 
die Erhöhung der Getreidezölle zc. Bei den Neichstagswahlen 
in Februar 1890 erlitten jie troß des Kartell3 eine Niederlage 
und janten auf 131 Site. Bei den Wahlen von 1893 wurde 
zwar das Kartell nicht wieder erneuert, die drei Parteien unter- 
jtügten fich aber ohne eine jolche Abmachung; die Zahl ihrer 
Mandate jtieg etwas, ohne daß jte jedoch wieder die Mehrheit 
erlangten. 

SKartoffelzol. Ein allgemeiner Kartoffelzoll beiteht nicht: ein 
Antrag des Frh. v. Wangenheim, einen jolchen in der Höhe von 
1 ME. und in der Zeit vom 15. Februar bis 31. Juli von 5 ME. 
pro dz einzuführen, wurde abgelehnt. Es wurde nur für Früb- 
fartoffeln (15. Februar bis 31. Zuli) ein Zoll von 2,50 ME. ein- 
geführt, der in den Handelsverträgen auf 1 ME. ermäßigt wurde. 
Sonſt jind die Kartoffeln zollfrei. Geerntet wurden in Deutjch- 
land im Sabre 1909 im ganzen 46,7 Mill. Tonnen Kartoffeln, 
ausgeführt wurden 123999, eingeführt 346 617 Tonnen. 

Kaſſation, Vernichtung, Verwerfung, Ungültigkeitserklärung 
von Urkunden und Entjcheidungen. Kajjations(gerichts)hof, 
der oberite Gerichtshof in Oſterreich, Frankreich, der lediglich 
die Nechtsfrage zu prüfen und bei einem rechtlichen Verſtoß das 
Urteil der untern Inftanz zu vernichten hat. Unter Kaſſation 
verjteht man auch die jcehimpfliche Art der Dienjtentlaffung eines 
Beamten oder Offiziers. 

Kaſſenſcheine, j. Papiergeld. 

Kaffenzwang, die Verpflichtung, einer bejtimmten Arbeiter: 
verjicherungstafje anzugehören. Gegenjat: Kaſſenfreiheit. 

Kaſte, die Gliederung des indijchen Volles in vier varnas 
(Stlajjen): Brahmanas (Briefter und Gelehrte), Kihattriyas (Adel 
und Krieger), Kaiſyas (Handels, Handwerker: und Beamtenftand) 
und Indras. Der Ausdrucd wird auf jede, ſich von dem Bolte 
abjchließende Bevölkerungsklaſſe angewandt, jo jpricht man von 
der Beamtenkaſte, Offizierskaſte, Profeſſorenkaſte ujf. 

Kalaſter, Flurbuch, Steuerbuch und Steuerbeſchreibung, die 
alle für die Beſteuerung wichtigen Tatſachen der Steuerobjekte 
(Grundbeſitz, Gebäude, Gewerbe) enthält. Das Grundkataſter 
z. B. macht Angaben über die Lage, Größe, Ertragsfähigkeit uff. 
der Grundſtücke. 
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Kalegoriſcher Imperativ. Der Philoſoph Kant hat das Sitten 
gejeg als ein Gejet; erklärt, das vor und unabhängig von jeder 
tatjächlichen Anwendung gilt. Davon ausgehend gewinnt Kant 
jeine befannte Formel: „Handle jo, daß die Maxime deines Wollens 
jederzeit zugleich als Prinzip einer allgemeinen Gejeßgebung gelten 
joll.” Da diejes Geſetz unabhängig von den bejonderen Be— 
dingungen feiner tatjächlichen Anwendung gilt, jo it es ein un— 
bedingtes Pflichtgebot oder „ein fategorijcher Imperativ“. 

Kathederfoziafiften, ein Spottname für alademijche Volks— 
wirtjchaftslehrer, die im Gegenjaß zu der jogenannten Wlancheiter- 
lehre eine Verbejjerung der joztalen Zuftände durch die Geſetz— 
gebung anjtrebten. Als ihre Organifation wurde der Verein 
jür Sopzialpolitif, gegründet 1872 in Eiſenach, angejehen. 
Spzialiftiiche Anjcehauungen find in dem Berein, der übrigens 
nur zum geringern Teil aus Brofejjoren bejteht, nicht vertreten, 
er will aber eine „maßvolle, mit feiter Hand durchgeführte Fabrik— 
gefeggebung, volle und wirkliche Freiheit für den Urbeiter bei 
Feſtſtellung des Arbeitsvertrags, Kontrolle dieſer Verträge Durch 
die Offentlichleit, Fabritinjpeltoren, Enquöten über joziale Fragen“ 
(Leris). Seine Beröffentlichungen, über 100 Bände, haben ein 
reiches und wertvolles Material für die joziale Gejeggebung auf 
den verjchiedenjten Gebieten geliefert, und er darf ſich Des Ver— 
dienjtes rühmen, die theoretischen Grundlagen zur deutſchen Arbeiter— 
gejeggebung gelegt zu haben. Gegen den Kathederjozialismus 
wurde 1908 die „Bereinigung für exakte Wirtſchafts— 
forjcehung“ gegründet, die dem angeblich politiſch und wirt- 
Ichaftlich einjeitigen Berein für Sozialpolitit gegenüber eine exakte, 
rein wijjenjchaftliche Wirtjchaftsforfchung verfolgen und ihre Er- 
gebnijje verbreiten joll. Gründer iſt Profeſſor Rich. Ehrenberg 
(Roſtock). 

Katholikentage, Abkürzung für die jährlich an verſchiedenen 
Orten jtattfindenden „Oeneralverfammlungen der Katholiken 
Deutjchlands*. Sie find hervorgegangen aus den Verſammlungen 
des Piusvereins (ſ. d.). Sie find durch Mafjenbeteiligung unter- 
jtügte Demonitrationen für die weltliche Gewalt des Papſtes, für 
das Recht der Kirche auf die Schule und jonjtige Forderungen 
der römiſch-katholiſchen Kirche, ferner werden joziale, wiljenjchaft- 
liche — vom katholiſchen Standpunkt aus erörtert. 

atholiſche Abteilung (Abteilung für katholiſche Kirchenſachen) 
im preußiſchen Kultusminiſterium, errichtet 1841 unter dem Mi— 
nijterium Eichhorn, wieder aufgehoben 1871 unter dem Minijtertum 
von Müller. 

Kaufmännifhe Bereine, j. Handlungsgebilfenvereine. 
Kaufmaunsgerichte jind jtaatliche Sondergerichte zur Ent- 
jcheidung von Lohnſtreitigkeiten aus dem Dienſt- und Lohn- 
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verhältnis zwijchen Kaufleuten einerjeits und ihren Handlungs- 
gehilfen und Lehrlingen andererjeits. Die Kaufmannsgerichte 
find jedoch nur zuſtändig für Streitigkeiten von Handlungsgehilfen, 
deren Jahresverdienſt den Betrag von 5000 ME. nicht überjchreitet. 
Für die übrigen Gehilfen jind die ordentlichen Gerichte zujtändig. 
Sm übrigen gelten für die Kaufmannsgerichte zum großen Teil 
die Vorjchriften über die Gemwerbegerichte, vor allem auch für die 
Berpflichtung, Gutachten abzugeben, für die Berechtigung, An— 
träge an Behörden, gejeßgebende Körperjchaften zc. zu jtellen, 
und für die Tätigkeit al3 Ginigungsamt. Ein Kaufmanns- 
gericht muß errichtet werden in allen Gemeinden, die nach der 
jeweils legten Volkszählung mindeitens 20 000 Einwohner zählen, 
mehrere Gemeinden fünnen ein gemeinjames Kaufmannsgericht 
beitellen.. Wo ein Gewerbegericht bejteht, joll das Kaufmanns- 
gericht diefem angegliedert werden (gemeinfamer Borjigender, ge- 
meinjame Gerichtsjchreiberei, gemeinfame Situngsräume). Die 
Beifiger, hälftig aus jelbjtändigen Kaufleuten und Gehilfen be- 
jtehend, werden im Wege der Berhältniswahl durch unmittelbare, 
geheime Wahl gewählt, weibliche Perjonen bejigen weder das 
aktive noch das paſſive Wahlrecht. 

Kanfmannskammern, nach Analogie der Arbeitskammern 
(ſ. d.) gebildete Körperichaften von Prinzipalen und HandlungS- 
gehilfen, die unter Vorſitz eines unparteiijchen Beamten alle die 
gemeinfamen Spntereffen der Unternehmer und Angejtellten be- 
vührenden Fragen (Gutachten und Anträge, tatijtiiche Erhebungen 
über Gehaltsfragen u. a., Überwachung der Schußgbejtimmungen uff.) 
behandeln jollen. Kaufmannstammern werden von den „Kauf: 
männifjchen Vereinen“, dem „Verein für Handlungstommis von 
1858”, gefordert, dagegen verlangen die Verbände der Handlungs— 
gehilfen reine Sandlungsgebilfentammern, die wie die Körper: 
Ichaften der Arbeitgeber, die Sandelstammern, ausjchließlich 
die Wünjche und Intereſſen der Prinzipale, jo die der Angejtellten 
vertreten jollen. Surrogate diefer Handlungsgehilfenfammern jind 
die Gehilfenausſchüſſe, die in Bayern zc. bei den Handels- 
fammern eingerichtet worden jind. 

SKauffhukparagraph, jede geſetzliche Beſtimmung, deven all: 
gemeine oder unbejtimmte Faſſung jehr verjchiedenartige und aus— 
gedehnte Deutungen zuläßt. Ein folcher Paragraph ijt dev Grobe: 
Unfugparagraph (S 360 des Strafgejetbuches). 

Keplerbund zur Förderung der Natur: und Weltertenntnis, 
1907 gegründet als Gegenorganilation gegen den Moniſtenbund. 
Diefem gegenüber vertritt ex eine theiftifche Weltanfchauung, ohne 
beitimmte kirchliche Bindung. Die Neligion it ihm ein befonderes 
Gebiet im menschlichen Geijtesleben. Gr belämpft daher Die 
Verquickung der Neligion mit den Naturwiffenfchaften und die 
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Anwendung naturwilfenjchaftlicher Grgebniffe auf das religids- 
jittliche Gebiet. In feinen Vorträgen und Schriften widmet 
er ſich vor allem der Populariſierung naturmifjenjchaftlicher 
Forſchung. 

Kinderarbeit und Kinderſchuß. Gegen die gewerbsmäßige 
Beſchäftigung von Kindern, namentlich in der Induſtrie, iſt bahn— 
brechend England vorgegangen. In Deutjchland hat die Novelle 
zur Gewerbeordnung von 1891 die Bejchäftigung von Kindern 
unter 13 Jahren in Fabriken 20. verboten, die Bejchäftigung von 
Kindern über 13 Jahren nur geftattet, wenn ſie nicht mehr jchul- 
pflichtig jind. Der Marimalarbeitstag beträgt für Kinder von 
13—14 Jahren 6 Stunden, für Perſonen von 14—16 Jahren 
10 Stunden. Außerdem it ihnen Nachtarbeit verboten, ebenjo 
die Beichäftigung in gewiſſen ſittlich oder gejundheitlich gefähr- 
lichen Grwerbszmweigen. Das Kinderjchuggejet vom 30. März 
1903 verbot ferner, bei allen, aljo auch den in der Hausinduftrie 
und im Kleingewerbe vorkommenden Bejchäftigungen mit Aus- 
nahme der landwirtjchaftlichen und häuslichen Dienjte, fremde 
Kinder unter 12, eigene unter 10 Jahren zur Erwerbsarbeit zu ver- 
wenden. Für die bejchäftigten fremden Kinder iſt ein Arbeits- 
marimum von 3 (in den Ferien von 4) Stunden jowie eine 
mindeitens 2ſtündige Mittagspaufe vorgefchrieben. Die Bejchäfti- 
gung von abends bis morgens 8 Uhr, vor dem Vormittags: 
unterricht, an Sonn und Feiertagen iſt unterjagt. Bet gewiſſen 
Arten von Arbeiten iſt die Kinderbejchäftigung überhaupt ver- 
boten. — Dem Kinderjchuß dienen ferner gejegliche Beitimmungen 
über Ausjegung, Berwechjlung, Tötung von Kindern, die gejeßliche 
Regelung des Koſtkinderweſens 2c., Fürjorgeerziehung, öffentliche 
Anitalten, wie Waifenhäufer, Taubſtummen-, Blindenanitalten, 
ferner die in Preußen, Bayern ꝛc. bejtehenden Zandeszentralen 
für Säuglingsſchutz, und zu dieſen öffentlichen Maßnahmen 
und Anjtalten fommt die freie Vereinstätigkeit durch Errichtung 
von Säuglings: und Mütterheimen, Kinderhorten, Kinderheil- 
anitalten, Kindergärten, Ferienkolonien uff. Dem Schuß der Kinder 
vor Mißhandlung dient die von Jtordamerifa ausgegangene Kinder- 
ichußbewegung, die heute zahlreiche „Kinderjchugvereine” zählt. 

Kinderaustauſch. Zu dem Zweck, den zeitweiligen Aufenthalt 
von Kindern im Ausland zu fördern, wurde Anfang der 90er Jahre 
in Bari unter dem Namen „Concordia“ eine Gejellichaft ge- 
gründet, die einen „Austaujch” franzditicher Kinder gegen deutjche 
fördern ſollte. Franzöſiſche Kinder follten in Ddeutjchen, eng- 
lichen ꝛe. Familien foitenfrei untergebracht werden, wofür Die 
franzöſiſchen Eltern die Kinder diejer Familien aufnehmen jollten. 
Dadurch Tollte nicht nur die Vervolllommnung in der fremden 
Sprache, jondern auch die gegenjeitige Kenntnis und Wertſchätzung 
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des Volkes und des Landes erreicht und ſo jchon in den eindruds- 
vollen Jugendjahren für die Jdee der Völferverjtändigung gewirkt 
werden. Der Kinderaustaujch hat ſich bejonders zwiſchen Frank— 
reich und Deutichland, wo jich Komitees in mehreren Städten 
gebildet haben, günjtig entwicelt, und die Erfahrungen jind gut. 
1910 wurden zwijchen Frankreich und Deutjchland 212 Söhne und 
Töchter im Alter von 12—20 Fahren ausgetaujcht. 

Kinderparagraph (Kinderprivileg), j. Einfommeniteuer. 

Kirchenausſchuß, deutſcher evangeliicher, ſ. Deutjch-evange- 
liſche Kirchenkonferenz. 

Kirchengewalt (Kirchenregiment). Die Gewalt, die Kirche 
zu regieren und zu leiten, kommt in der katholiſchen Kirche dem 
Papſte zu, der ſie dem Biſchof für die einzelne Diözeſe überträgt. 
In der proteſtantiſchen Kirche kommt ſie dem Landesherrn 
(summus episcopus) zu, in deſſen Namen ſie von den Konſi— 
jtorien ausgeübt wird. Vgl. auch in evangelieis. 

Kirchenhoheit, die dem Staate innerhalb jeines Gebietes zu- 
jtehende Herrichaftsbefugnis über die Kirchen in deren rein welt- 
lichen oder die bürgerlichen Rechte berührenden Angelegenheiten. 
Sie wird auch der katholiſchen Kirche gegenüber, die dieje Herr- 
ichaft bejtritten hat und noch bejtreitet, beanjprucht. Sm 19. 
Sahrhundert jind nach langen Kämpfen zwijchen der Fatholijchen 
Kirche und dem Staate über die beiderjeitigen Rechte Verträge 
(Konkordate ſ. d.) zujtande geflommen. Das wichtigite der 
Rechte des Stantıg it das Oberaufjichtsrecht, auf Grund dejjen 
er etwaige Übergriffe der Kirche verhindert oder ihnen entgegen- 
tritt. Das gejchieht einmal durch das Plazet (j. d.) und jodann 
durch den recursus ab abusu (ſ. d.). Die Grundjäße, von denen 
jich der Staat in feinem Verhalten zu der Kirche leiten läßt, beißt 
man Kirchenpolitif. 

Kirchenrecht, die Rechtsnormen, die die Nechtsverhältnijje der 
Kirche und ihrer Angehörigen als jolcher vegeln. Es iſt ſowohl 
— als auch ſtaatliches Recht. 

Kirchenſteuern. Kirchenſteuern werden ſeit der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts in der evangeltjchen Kirche erhoben. 
Neuerdings aber geht auch die katholische Kirche immer mehr 
zur Erhebung von Kircheniteuern zur Deckung der Kirchenbau- 
lajten ber über. Die Feitfegung der Kirchenfteuern it in den 
deutjchen Bundesjtaaten verjchieden geregelt. 

tig, foziale Sonferenz, |. Freie kirchlich-ſoziale Konferenz. 

Kirdturmspolitik, eine Politik, die nicht von den Bedürfniſſen 
des Staatöganzen, jondern von den engen lolalen Intereſſen 
geleitet wird, 

Kladderadatſch, ein in Norddeutichland gebrauchter Ausruf 
für einen mit klirrendem BZerbrechen verbundenen Fall. Überall 


— 
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befannt ijt der Ausdruck geworden durch das 1848 gegründete 
politijch-jatirische Witblatt „Rladderadatjch”. Neuerdings wird 
„der große Kladderadatjch” verwendet zur Bezeichnung des Zu— 
jammenbruchs der gegenwärtigen Wirtjchaftsordnung und bürger- 
lichen Gejellichaft. 

Slariffen, ein im 13. Jahrhundert gegründeter Frauenorden, 
der fich vornehmlich der Erziehung der weiblichen Jugend widmet. 

Slaffenbewußtfein, j. Marrismus,. 

Klaffenftener, j. Einkommenſteuer. 

Klaffenwahlredt, vergl. Dreiklajienwahlrecht. 

Klauſel, ein Vorbehalt, eine Beitimmung, die in einem Ver- 
trag, Gejet ujw. eine Bedingung vereinbart. Vergl. dazu Meiſt— 
begünjtigungsflaufel unter „HSandelsverträge” und Frantenitein- 
iche Klaufel unter „Reichsfinanzen“. Im Bölterrecht bedeutet 
Clausula rebus sie stantibus, daß der abgejchlofjene Vertrag 
nicht bindend fein joll, wenn jich die Sachlage inzmwijchen völlig 
verändert. 

Klebegeſetz, eine jpöttifche Bezeichnung für das Alters- und 
Invaliditätsverjicherungsgejet, das die Entrichtung der Beiträge 
durch Einkleben von Marken in die Quittungskarte vorjchreibt. 

Kleinbahnen (Lofalbahnen, Vizinalbahnen ꝛc.), Eifenbahnen, 
die die Verbindung innerhalb einer Gemeinde oder zwijchen be- 
nachbarten Gemeinden heritellen, aljo von geringer Bedeutung 
für den allgemeinen Eijfenbahnverfehr find. Sie nähern ich den 
Straßenbahnen. In Preußen unterjtehen jie dem Gejeg über 
Kleinbahnen und PBrivatanichlüffe vom 28. Juli 1892. Der 
Bau und Betrieb von Kleinbahnen gejchieht meijt durch private 
Unternehmungen mit Unterjftügung durch den Staat und Kommu— 
nalverbände, zum Teil auch durch die Gemeinden jelbit. 

Kleinbetrieb, ein Betrieb mit wenig Kapital und wenig 
Arbeitskräften; gewerblicher Kleinbetrieb iſt in der Neichsitatiftit 
ein Betrieb mit höchitens fünf Hilfsperjonen. 

Kleindeutſch heißen die Beitrebungen, die vor dem Krieg 
von 1866 in dem Ausjchluß Djterreichs das alleinige Mittel zur 
Bejeitigung des Dualismus zwijchen Preußen und Djterreich und 
die VBorausjegung der Bildung des neuen Deutjchen Reichs jahen. 
Den Gegenjag bildeten die „großdeutichen” Beitrebungen, die 
die deutſche Einheit mit Einfchluß Djterreichs wollten. Durch 
den Krieg von 1866 wurde der Gegenjag im Sinn der klein— 
veutjchen Beitrebungen gelöit. 

Kleine Mittel, Bolitit dev —, Bezeichnung für gejeggeberijche 
Kleinarbeit, bejonders auf wirtjchaftlichem Gebiet zur Förderung 
einzelner Grwerbszmweige, 3. B. Pflege des landwirtjchaftlichen 
Genoſſenſchaftsweſens ujw. jtatt einer Hochſchutzpolitik. 

Kleiner Belagerungszuftand, vergl. Belagerungszuitand, 
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Sleineres Übel, im politifchen Sprachgebrauch in dem Sinn 
verwendet, daß eine Partei zwijchen ihren Gegnern die eine 
Richtung immer noch als das Kleinere Übel anjteht gegenüber 
einer andern, die entweder reaftionärer oder radifaler ilt, 3. B. 
jagt man: „Die Sozialdemokratie erjcheint in einer Stichwahl 
mit dem Bund der Landwirte den liberalen Wählern als das 
£leinere Übel”; jie werden, obwohl fie nicht Sozialiſten jind, deren 
Kandidaten wählen, da ihnen die Wahl des Kandidaten des 
Bundes der Landwirte gefährlicher, als das größere Übel, er- 
jcheinen würde. 

Kleinkrieg, vergl. Guerillafrieg. | 

Stleinftaaterei, die Zeriplitterung des alten Deutjchen Reichs 
in eine große Anzahl unmittelbarer kleiner und Eleinjter Staaten. 
Der Kleinjtaaterei wurde durch die Mediatiſierung (ſ. d.) der 
weltlichen und Säfularijation (j. d.) der geiftlichen Herrſchaften 
durch den NeichSdeputationshauptichluß (1803) und die Rhein— 
bundafte (1806) ein Ende gemacht. 

Klerikalismus, die Politik, die von den Machtinterejjen der 
Kirche, bejonders der Fatholifchen, bejtimmt wird. Daher wird 
das Zentrum die Elerifale Partei genannt. 

Klerikal-Ronfervative Partei, eine Elerifale Partei in Tivol. 
Sie, der man den Namen „Bijchofspartei“ beilegte, war in 
Tirol früher die ſtärkſte Partei, verlor aber bei den legten Reichs: 
vatswahlen alle Site an die Chriſtlich-Sozialen. Bei den dies— 
jährigen Wahlen jtehen beide Parteien ſich wieder jchroff gegen- 
über, nachdem alle Verjuche, einen Zujammenjchluß der fatho- 
liichen Abgeordneten und eine Verjtändigung der beiden Parteien 
herbeizuführen, gejcheitert jind. Die Konjervativen unterjcheiden 
jich von den Ghritlich- Sozialen in drei Hauptpunkten: jte er- 
jtreben eine möglichite Selbjtverwaltung der einzelnen Kronländer, 
weilen den Antifemitismus und ein Zufammengeben mit den 
deutjchen Parteien ab. 

Klerus, der Stand der katholiſchen Geiltlichen im Gegenſatz 
zu den Laien. 

Klient, Schußbefohlener. 

Klofettgefeß, die jpöttifche Bezeichnung für den zur Sicherung 
des Wahlgeheimnifjes im Jahre 1903 eingefügten 8 11 des Reichs: 
tags-Wahlreglements, auf Grund dejjen der Wähler unbeachtet 
in einer Sfolierzelle feinen Wahlzettel in das amtlich gejtempelte 
Kuvert zu jteclen bat. (Bergl. Geheimes Stimmrecht). 

KAlotüre, in England und Frankreich Schluß der Parlaments- 
— ————— die vorherige Feſtſetzung beſtimmter Friſten, inner— 
halb deren die dem Parlament vorgelegten Geſetzentwürfe beraten 
werden müfjfen. So bejtimmt in England lange vor der Be- 
vatung die Regierung die Zeit für die Behandlung fait aller 
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wichtigen Gefehe im Unterhaus; ijt dieſe Friſt abgelaufen, To 
wird durch Annahme eines Schhubantrags Durch die Mehrheits- 
partei der Verhandlung ein Ende gemacht und abgejtimmt. 
Klub (aus dem Englifchen, urjprünglich Keule), jet Gejell- 
ſchaft. Das Heimatland der Klubs tft England, wo ſie zu ge- 
jelligen und politifchen Zwecken bejtehen. In Frankreich ent- 
ie vor der großen franzöſiſchen Nevolution politiiche Klubs, 
die die Herrichaft an ich rifjen, z. B. der Jakobinerklub. Auch 
in Deutjchland bildeten jich in jener Zeit wie während Der 
Bewegung von 1848 Klubs mit revolutionären Bejtrebungen. 
Heute findet der Ausdrucd in Deutjchland nur „och Verwendung 
für Keine Gejelligfeits- und Sportvereine. — Im dfterreichiichen 
Neichsrat heißen die Vereinigungen der Abgeordneten gleicher 
ar ai zu Fraktionen „Klubs“, 3. B. Polenklub, Tichechen- 
b 


Ametenablöfung. In den ehemals türkijchen Provinzen Oſter— 
veichs (Bosnien und Herzegowina) hat jich eine Art Erbpacht, 
das Kmetenverhältnis, erhalten. Es beiteht darin, daß einer 
— eine (Zadruga), deren Repräfentant der Kmet, 
d. i, der Hausälteſte, it, ein Grundſtück (Tichiftluf) zur Be- 
wirtichaftung überlaffen tt, wofür der Kmet dem Grundherrn 
einen Teil der Gejamternte in natura (gewöhnlich ein Drittel — 
Tretina —, in manchen Gegenden nur ein Viertel oder Fünftel) 
abzugeben hat. Der Grundherr hat nicht mehr als dieje Abgabe 
(Haf) zu verlangen und darf ſich auch nicht in die Bemwirtjchaftung 
einmijchen. Der Kmet ift freizügig, er kann das Grundſtück ver: 
lafjen, dagegen fann der Grundherr, der entweder ein Spahi 
(ehemaliger Lehensbejiter) oder Beg (Rittergutsbejiger) oder 
Aga (einer, der das Gut auf Lebenszeit oder erblich zur Benützung 
vom Sultan überwiejen erhalten hatte) ijt, ven Kmeten nicht be- 
liebig entfernen. Mag er den Grundbejit veräußern oder be- 
lajten, daS Benügungsrecht der Kmetenfamilie haftet darauf als 
dingliches Recht. Das Kmetenſyſtem bat in der türkiſchen Zeit un— 
ausgejegt Konflikte zwiſchen Kmeten und Grundherren hervor- 
gerufen und jogar blutige Aufftände erzeugt. Mit dem Übergang 
von der Natural> zur Geldwirtjchaft wurde es immer unerträg- 
licher. Die öſterreichiſche Regierung verjuchte daher zuerit eine 
vertragsmäßige Ablöjung, zu der die Regierung und die Bos— 
niſche Landesbank die Mittel zur Verfügung jtellten, aber nur 
mit teilweiſem Grfolg. (Von 1899—1907 fanden 23477 folcher 
Kmetenfreifäufe jtatt, der dafür aufgewendete Betrag beläuft ſich 
auf 17 Millionen Kronen.) Die Regierung brachte daher neuer: 
dings einen Gejegentwurf ein, der den Kmeten das Recht ein- 
räumte, jich ihren Boden freizufaufen. Den Kmeten jollten dazu 
Hypothefardarlehen bis zur Höhe des ganzen Kaufichillings bezw, 
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des vollen Wertes der abzulöjenden Liegenjchaften gewährt werden. 
Durch das Geſetz hofft die Regierung am erfolgreichiten die Aus— 
breitung des freien Grundbeſitzes zu fördern und die Zukunft der 
abgelöjten Bauern zu ſichern. Im ganzen handelt es jich um 
80—90 000 Rmetenfamilien. 

Knappſchaftskaſſen (KRnappichaftsvereine) waren Unter- 
ſtützungsgenoſſenſchaften der Bergleute jehr alten Urſprungs. 
Heute jind es Zwangsgenoſſenſchaften der Bergleute (und -Beamten, 
die zum Beitritt berechtigt jind) eines bejtimmten Werks oder 
der Werfe eines beitimmten Bezirks zu Fürſorgezwecken. Dieje 
Fürforge erjtreckt jich einmal auf die Gewährung von Kranken 
unterſtützung (die Leiftungen müſſen mindejtens denen der Be- 
triebskrankenkaſſen gleich jein) und eines Begräbnisgeldes, jodann 
auf Zahlung einer Invaliden-, Witwen: und Watijenunterjtügung. 
Die Koiten werden aufgebracht je zur Hälfte von den Mitgliedern 
und den Werkbejigern. Es beitehen 118 Knappjchaftsvereine mit 
faſt 900000 Mitgliedern. Im Jahre 1909 wurden von ihnen aus: 
gegeben an Krantengeld 14153317 ME., an Benjtonen 20538 938 ME, 
an Witwen: und Waijenbezügen 12552237 ME. 

Knights of Labour, „Ritter der Arbeit“, ein früher ein- 
flußreicher Urbeiterverband in Amerika, der neben den jpeziellen 
Arbeiterinterejjen auch ſonſtige wirtjchafts- und jozialpolitifche 
Forderungen vertrat. Mit der Entwicklung der Gemwerkfvereine 
(Trade-Unions), die vor allem in der American Federation 
of Labour vereinigt find, hat der Verband an Bedeutung 
verloren. 

Knights of Pythias, eine der zahlreichen Logen in den 
Vereinigten Staaten, die, im Jahre 1884 gegründet, ähnliche 
Beitrebungen wie die Odd Fellows haben. 

Knownothings (Nichtwijjer), eine frühere politiiche Partei 
in den Bereinigten Staaten, die die europäiſche Einwanderung 
befämpfte und den Ausjchluß der Eingewanderten von Staats: 
und Gemeindeämtern verlangte. 

Koadiutor, ein dem Bilchof beigegebener Prälat, der gewiſſe 
Berwaltungsgejchäfte übernimmt und gewöhnlich dauernd beitellt 
it mit dem Nechte der Nachfolge. 

Koalition (Verbrüderung) ift im Wirtfchaftsleben die Ver: 
einigung von Unternehmern oder Arbeitern zur Negelung der 
Arbeitsbedingungen. Das gejeßlich geficherte Necht auf Folche 
Vereinigungen beißt Roalitionsfreiheit oder Koalitions— 
vecht, das im modernen Staat als ein Necht der Perſönlichkeit 
anerkannt ift. 8 152 der NReichsgewerbeordnung beitimmt: Alle 
Verbote und Strafbeitimmungen gegen Gewerbetreibende, Ge: 
werbegebilfen, Gejellen oder Fabrilarbeiter wegen Verabredungen 
und Vereinigungen zum Behuf der Grlangung günftiger Sohn. 


————————— 
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und Urbeitsbedingungen, insbejondere mittels Ginftellung der 
Arbeit oder Entlajjung der Arbeiter, werden aufgehoben. Jedem 
Teilnehmer ſteht der Mücktritt von folchen Vereinigungen und 
Verabredungen frei, und es findet aus leßteren weder Klage noch 
Einrede ftatt. „Zum Schuge der Arbeitswilligen“ oder gegen 
ven „Roalitionszwang“, d. h. die Anwendung eines Zwangs 
gegen Arbeitswillige, jet es körperlicher Zwang, jet es Drohung, 
Shrverlegungen und Verrufserklärungen, gelten einmal die all: 
gemeinen jtrafgejeglichen Beitimmungen für Nötigung, Erpreſſung, 
Beleidigung, groben Unfug 2c., die Durch eine jehr weite Aus: 
legung auch auf harmloje Berfehlungen ausgedehnt wurden, ſo— 
dann bejondere Strafbeitimmungen der Gewerbeordnung (S 153). 
Verjchiedenemale it verjucht worden, den Koalitionszwang noch 
ſchärfer zu treffen. Der befanntejte diejer bisher immer abge: 
wiejenen Verſuche iſt die jogenannte Zuchthbausporlage 
(vergl. d.) im Jahre 1899. — In Oſterreich iſt die Koalitions- 
freiheit durch Gejet von 1870 Unternehmern und Arbeitern 
gewährt worden. Doch jind die Berabredungen unverbindlich. 
Jeder Koalitionszwang wird als verbotene oder ftrafbare 
Handlung angejehen. — Im politifchen Leben it Koalition die 
Verbindung von Barteien, Staaten ze. zu einem bejtimmten Zweck. 
Koalitionsminijterium iſt ein aus Mitgliedern mehrerer 
Parteien gebildetes Mintiterium. 

Kodifikation, Vereinigung einer größeren Anzahl von Ge— 
jegen aus dem nämlichen Rechtsgebiet zu einer einzigen Sammlung. 

Koẽdukation (Miterziehung), der gemeinfame Unterricht von 
Knaben und Mädchen. In Deutjchland fommt jie in den Volks— 
ichulen auf dem Lande jehr häufig, in den Mittel: und höheren 
Schulen nur mit Ginjchränfungen in Heljen, Baden, ferner in 
Sachſen und Württemberg vor, im Ausland fennen bejonders 
Nordamerifa, Großbritannien, Sfandinavien, Italien diejen ge: 
meinjamen Unterricht beider Gejchlechter. 

Kognafen, Blutsverwandte, die von denjelben Eltern oder 
Boreltern abjitammenden Perjonen; in einem engern Sinn, im 
Gegenſatz zu Agnaten, die Blutsverwandten, die von einem ge— 
meinfamen Stammmvater in weiblicher Linie abſtammen. 

Kohlenkontor, Berfaufsitelle des Kohlenſyndikats. 

Kohfenftationen jind überjeeiiche Häfen, mit Kohlenlagern 
und Vorrichtungen zum Füllen der Dampfer mit Kohlen. 

Koßarde, nationales Abzeichen, das in den Reichs- oder 
Yandesfarben an der Kopfbededung getragen wird. 

Koßuminto („Volkspartei“), eine oppofitionelle Barteiin Japan. 

Kollateralen (Seitenverwandte), Perſonen, die nicht in ge- 
vader Linie verwandt find, aber von einer nämlichen dritten 
Perſon abjtammen. KRollateraliteuer, die Steuer, die die 
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Erben eines GSeitenverwandten von deſſen Nachlaß zu ent: 
richten —— 

Kollation (Kollatur), die Vergebung niederer Pfründen, 
Beſetzung einer geiſtlichen Stelle. 

Kollegialgerichte, die Gerichte, die aus einer Mehrheit von 
Richtern beſtehen. — Kollegialſyſtem, eine Behördenorgani— 
ſation, bei der zur Beſchlußfaſſung ein Kollegium, d. i. eine 
Mehrheit von Mitgliedern, erforderlich ift. 

Kollektiv, gemeinjchaftlich, 3. B. Kollektivinterven- 
tion, gemeinjchaftliche Einmiſchung mehrerer Staaten in die 
Angelegenheiten eines anderen Staats. Kollektivnote, eine 
gemeinjchaftliche, von den Vertretern mehrerer Mächte der Re— 
gterung einer andern Macht überreichte Note. Kolleftiv- 
vertrag, ein von mehreren Staaten vereinbarter völferrechtlicher 
Bertrag. Über Kolleftivvertrag in der Arbeiter: 
bewegung |. Tarifverträge. 

Kollektivismus, das kommuniſtiſche Syſtem, das das Privat- 
eigentum nur an Grund und Boden und an den übrigen Pro- 
duftionsmitteln aufheben, dagegen an Gebrauchs- und Verbrauchs: 
gütern bejtehen lajjen will. Der dem Einzelnen zufallende 
Anteil wird nach jeiner AUrbeitsleiitung bemejjen. Von den 
deutjchen Sozialiſten unterjcheiden jich die Kollektiviiten dadurch, 
daß ſie ohne Staatliches Eingreifen durch freie genojjenjchaft- 
liche Vereinigung die Produktion regeln wollen. 

Kollifion, Widerjtreit, Zuſammenſtoßen entgegengejeßter 
Kräfte und Intereſſen. Eine Kollifion von Gejegen ijt entweder 
möglich durch Widerjprüche in Gejegen des nämlichen Staates 
oder Durch Wideritreit zweier Gejege von zwei verjchiedenen 
Staaten. 

Kolluſton (Zujammenjpiel), ein Ausdrud für ein auf vechts- 
widrige Täufchung Dritter gerichtetes VBerabreden. Vorzugsweiſe 
verjteht man darunter die Verabredung eines Angejchuldigten 
mit Zeugen oder Mitjchuldigen, um eine wahrheitsmwidrige 
übereinitimmung der Ausjagen zu bewirken, und die Verwiſchung 
von Tatjpuren durch den Bejchuldigten. Nach der Neichsitraf- 
prozeßordnung darf der Unterfuchungsrichter zur Vermeidung von 
Kolluſion die Unterjuchungshaft verhängen. 

Kolonialamt, vergl. Reichsämter. 

Kolonialgefellfhaften. Darunter werden zunächit gemein: 
nützige Gefellfehaften veritanden, die fich die Aufgabe jeßen, 
die Kenntnis und die Entwicklung der Kolonien zu fördern; dann 
aber auch Grwerbsgejellichaften, jowohl zur Förderung der 
Uuswanderung nach fremden Gebieten als auch zur Gründung 
neuer Kolonien (Ghartergefellichaften, Handelslompagnien) oder 
zur Errichtung wirtichaftlicher Unternehmungen (Plantagenbau, 
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Bergbau, Handelsgejchäfte uff.) in den Kolonien. Die Gründung 
folonialer Grwerbsgefellichaften der legten Art iſt durch Die 
veutiche Kolonialgeleggebung wmejentlich erleichtert. Zu ihnen 
zählen die Deutjch-Ditafrilanische Gejellfchaft, die Deutjche Ka- 
merungejellichaft, die Deutſch-Südweſtafrikaniſche Gejellichaft, die 
Neu: Guinea-Kompagnie und die Saluitgejellfchaft. Über dieſe 
Geſellſchaften vergl. die entiprechenden Artikel. Von den gemein: 
nützigen Gejellichaften iſt in Deutjchland die bedeutendjte die 1887 
durch Verſchmelzung zweier Gefellichaften entitandene Deutjche 
Kolonialgeſellſchaft (1. d.) 

Kolonialinftitut in Hamburg, eine Anjtalt (gegründet 1908) 
zur Ausbildung von Beamten, Dffizieren, Yarmern und Kauf: 
leuten in den Kolonien. An das Inſtitut iſt eine Vermittlung3- 
itelle zwijchen den heimijchen und überjeeifchen Kolonialinterefjen- 
ten angegliedert. 

Kolonialpofitif umfaßt die Grundſätze, von denen jich ein 
Staat bei Erwerb und Verwaltung von Kolonien leiten läßt. 

Kolonialrat, ein Sachverjtändigen-Beirat des Neichstolonial- 
amts, dejjen Mitglieder vom Neichsfanzler ernannt wurden. Er 
wurde 1908 aufgehoben und durch Sachveritändigenfommifftonen 
bei dem neuen Reichskolonialamt erſetzt. 

Kolonialſchulen, Anitalten zur Heranbildung von PBflanzern, 
Yandwirten, Viehzüichtern, Wirtjfchaftsbeamten, dann auch von 
Kaufleuten, Offizieren und Beamten in den Kolonien. Die be- 
veutendjte diejer Anjtalten iſt die vom Neich unterjtügte Privat- 
Ichule in Witenhaufen a. d. Werra, mit der auch eine Frauen- 
folonialfchule verbunden iſt. Der Landmirtichaftlichen Hochichule 
in Hohenheim ift eine Anjtedlerfchule angegliedert. 

Kolonialgericdt, j. Reihstolonialgericht. 

Kolonialwirtfhaftlihes Komitee, der wirtjchaftliche Ausſchuß 
der Deutjchen Kolonialgejellfchaft, der die deutjchen Kolonien 
und Intereſſengebiete wirtjchaftlich fördern will. Seine Tätigkeit 
tt u. a. gerichtet auf Ausnügung von Rohſtoffen, Steigerung 
der Produktion, Hebung des Abſatzes deutjcher Induſtrieerzeug— 
nifje nach den Kolonien; ſie erjtreckt ſich auf Vorarbeiten für 
Anftedlungen, Bahnlinien, auf Studien und Verjuche, auf Ver: 
mittlung von Saatgut und Seßlingen, auf Stellennachweis in 
den Kolonien ujf. 

Kolonifation, Innere, j. Innere KRolonijation. 

Kolumbia, Freiſtaat mit 1,12 Mill. gkm und rund 4,32 Mill. 
Einwohnern. Verfaſſung jeit 1886. Der Kongreß beiteht aus 
Senat und Abgeordnetenhaus; jener hat 35 in den Departements _ 
von Wahlfollegien gewählte Mitglieder, daS Abgeordnetenhaus 
beiteht aus etwa 50 Mitgliedern, die aus direkten Wahlen hervor: 
gehen. Präfident und Minijterium führen die Landesverwaltung, an 
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der Spite der 35 Departements jtehen Gouverneure. Die Friedens- 
itärfe ift etwas über 6500 Mann, für den Krieg bejteht allgemeine 
Dienftpflicht. Die Flotte umfaßt 1 Kreuzer und 3 Kanonenboote. 

Kombination, im wirtjchaftlichen Sinne auch für Kartell oder 
Truſt gebraucht, im politifchen Sinn für Verabredung, Bündnis 
zweier Staaten. 

Komitadfhi, die Mitglieder der bulgariichen Revolution: 
banden, die den Kampf gegen die türkiſche Herrjchaft in Mazedonien 
führen. Die Bewegung wird von einem Zentralfomitee geleitet. 

Komitat, j. Öjterreich-Ungarn. 

Komitee für Internationalismus, ſ. Snternationalismus. 

SKommanditgefellfhaften. Eine Gejellichaft, deren Zweck auf 
den Betrieb eines HandelSgewerbes unter gemeinjchaftlicher Firma 
gerichtet it, ift nach $ 161 des Handelsgejegbuches eine Kom- 
manditgejellichaft, wenn bei einem oder bei einigen der Gejell- 
ichafter die Haftung gegenüber den Gejellichaftsgläubigern auf 
den Betrag einer bejtimmten Vermögenseinlage bejtimmt iſt 
(KRommanditijten), während bei dem andern Teil der Gejellichafter 
eine Bejchränfung der Haftung nicht jtattfindet (Komplementäre). 
Für die Kommanpditgejellichaften gilt, joweit daS Handelsgeſetz— 
buch nicht befondere Beitimmungen trifft, daS Recht der offenen 
Handelsgejellichaft, der gegenüber jie den Vorteil haben, daß für 
gewöhnlich die Rommanditiften von der Führung der Gejchäfte 
ausgejchloffen jind. — Die Kommanditgejelljchaft auf 
Aktien jet fich zufammen aus einem oder mehreren unbejchräntt 
haftenden Gejellfchaftern und den „nur mit Einlagen auf das in 
Aktien zerlegte Grundkapital der Gejelljchaft beteiligten Gejell- 
Ichaftern“. 

Kommiſſar, Beauftragter. Der Ausdrucd kommt als Titel 
vor (3.8. PVolizeitommiffar). Negierungstommifjare heißen Die 
Vertreter der Regierung bei den Verhandlungen der Parlamente. 

Kommiſſion, Auftrag zur Bejorgung eines Gejchäfts, nament- 
lich in öffentlichen Angelegenheiten, dann auch die Gejamtheit 
der alſo Beauftragten (Gerichts-, Prüfungs, Steuereinſchätzungs-, 
Militärerfagtommijjion). Die Kammern, Gemeindevertretungen ꝛc. 
wählen aus ihrer Mitte Kommiſſionen oder Ausſchüſſe, 
die gewiſſe Angelegenheiten in Borberatung nehmen und darüber 
dem Plenum durch ihre Neferenten Bericht zu erjtatten —— 

Kommunal — zur Gemeinde gehörig oder die Gemeinde be— 
treffend, daher Kommunalabgaben, Gemeindeabgaben, Kom— 
munalamt, Gemeindeamt, Kommunalanleihen, die von 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden aufgenommenen Anlehen, 
Rommunallandtage, Organe der höheren Gemeindeverbände, 
bejonders die Provinziallandtage, Kommunalverband, Ge 
meindeverband (ſ. d.). 
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Kommunaladgaden-Gefeh, Preußiiches, Gelet vom 14. Juli 
1893, durch das die Gemeinden (Kreis: und Provinz-)Abgaben 
fir ganz Preußen einheitlich und gleichmäßig geregelt wurden. 

Kommune, Gemeinde, 

Kommune (Barijer Kommune), die nach dem zunächit 
erfolgreichen Aufitande der Pariſer Nationalgarde am 18. März 
1871 aufgeitellte Negierungsform, an deren Spiße eine auf An— 
ordnung des Zentrallomitees der Nlationalgarden gewählte Be- 
börde, die „Rommune“, jtand. Die Kommune hatte jedoch fait ganz 
Frankreich gegen fich, und damit war das endgültige Schiekjal 
des Aufitandes von vornherein bejtegelt. Am 28. Mat war der 
Kampf der Verjailler Regierung gegen die „Föderierten“ zu Ende, 
die „Ordnung“ war, wie der Tagesbefehl Mac Mahons ver: 
kündete, wiederhergeftellt, und nun begannen die Kriegsgerichte 
ihre Arbeiten. 13000 KRommunarden wurden verurteilt, Darunter 
7500 zur Deportation. 

Kommmnismus ijt die Bezeichnung für früher berrichende 
Normen des Gemeineigentums, deſſen Spuren jich an Grund und 
Boden noch vielfach bis in unjere Zeit erhalten haben. Häufiger 
aber wird das Wort verwendet für alle neuzeitlichen Beitrebungen 
nach Bejeitigung des Brivateigentums und Errichtung einer neuen 
Gejellichafts-, Nechts- und Wirtjchaftsordnung auf der Grundlage 
des Gemeineigentums, jet es nur an Grund und Boden und den 
Produktionsmitteln (Kollektivismus und Sozialismus), ſei es auch 
an Gebrauchs: und Verbrauchsgütern. 

Kommnniftifhes Manifeft, ein von dem Sozialijten Karl Marx 
in Gemeinjchaft mit Fr. Engels im Jahre 1848 veröffentlichter 
Aufruf zu einer internationalen Aktion gegen die bejtehende Ge- 
jellichaftsordnung, in dem Marr feine materialiftiiche Gejchichts- 
auffaffung (ſ. Marrismus) und jein jozialijtifches Programm 
darlegte. Es wurde verfaßt für eine internationale Arbeiter: 
vereinigung, den „Bund der Kommuniſten“, einen Vorläufer der 
„‚snternationale“. 

Kommunifät, Gemeinjchaft, Gemeingut, Allmend. 

Kompatibilität, Vereinbarkeit, Gegenſatz: Sntompatibili- 
tät, Unverträglichfeit zweier Dinge. Sp ſpricht man von der Kom: 
patibilität oder Inkompatibilität zweier Amter, je nachdem ſie gleich- 
zeitig von der nämlichen Berjon bekleidet werden fünnen oder 
nicht. Die Stellung eines Bundesratsbevollmächtigten iſt infom- 
patibel mit dem Mandat eines NReichstagsabgeordneten. 

Kompaziszieren, einen Vertrag, Frieden jchließen. 

Kompenfation, Aufrechnung. 

Kompetenz, Befugnis, Berechtigung, Gejchäftsbereich, gr 
tändigfeit, auch das, was einem zukommt. Zur gültigen Be— 
handlung eines Rechtsfalls gehört insbejondere, daß das Gericht 
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fompetent, d. h. das zujtändige Gericht iſt. Ein Kompetenz: 
konflikt ijt gegeben, wenn jich mehrere Behörden für zujtändig 
bezw. für unzuftändig erklären. In Preußen und Bayern ent- 
jcheiden bejondere Gerichte über Kompetenzfonflifte zwijchen Ge— 
richten und Verwaltungsbehörden bezw. VBerwaltungsgerichten, 
in den übrigen Staaten die ordentlichen Gerichte. Kompetenz- 
Kompetenz nennt man die Befugnis des Deutjchen Reichs, 
jich feinen rechtlichen Wirkungskreis unbejchränft zu bejtimmen, 
während die Einzelitaaten diefe Befugnis nicht haben. — Bergl. 
auch Innere Kolonijation. 

Kompfloft, Verabredung zur Begehung von Verbrechen. 

Kompromiß, im parlamentariichen Leben die Verjtändigung 
zwijchen Regierung und Ständen oder zwijchen zwei Parteien, die 
dadurch herbeigeführt wird, daß beide ſich unter Verzichtleijtung 
auf einen Teil ihrer Forderungen auf eine mittlere Linie einigen. 
Kompromißpolitif, eine Politik, die unter Verzicht auf eine 
grundjägliche Politik ich mit Abjchlagszahlungen zufrieden gibt. 

Komptabilität, Nechnungsablegung, Berantwortlichfeit des 
Nechnungsführers, auch die Art, wie Rechnung zu legen iſt. — 
KRomptabilitätsgejeß, ein Geſetz, das Beltimmung trifft 
darüber, wie der Staatshaushalt aufzuftellen und zu prüfen iſt. 
Für das Reich ift ein jolches Komptabilitätsgejeg noch nicht zu— 
ſtande gekommen. 

Kondemnation, Verurteilung, das Urteil des Priſengerichts, 
daß ein Schiff eine „gute Priſe“, d.h. rechtmäßig erbeutet worden tft. 

Kondominat, die Gejamtherrichaft mehrerer Staaten über 
ein Gebiet, 3. B. haben Bayern, Baden, Württemberg, Ofterreich 
und die Schweiz ein Kondominat über den Bodenjee. 

Sonferenz, ein Zujammentreten von Bevollmächtigten zur 
Beratung gemeinjamer Angelegenheiten, im Völkerrecht die Be— 
vatungen internationaler Fragen durch Delegierte der beteiligten 
Mächte. Solche Beratungen über wichtigere Angelegenheiten 
nennt man Rongreffe (f. d.), ohne daß aber dieje Unterjchetdung 
ſtreng feitgehalten wird. 

Sonferenzminifter, ein Miniſter ohne Portefeuille. Die Kon: 
fevenzminijter haben im Gefamtminifterium Sitz und Stimme, 
ohne daß fie einem Departement vorjtehen. Konferenzminiiter find 
in Öfterreich die Landsmannminiiter (j. Miniiter). 

Sonfeffion, Belenntnis, dann die Glaubenspartei jelbjt. Kon— 
feſſſonalismus, in der Theologie eine Richtung, die das Felt: 
halten an einem beitimmten Glaubensbelenntnis als unbedingtes 
Srfordernis zur Bekleidung eines kirchlichen Lehramts verlangt. 
Ferner ſpricht man von Konfefjtonalismus zur Bezeichnung der 
heute bejtehenden jchroffen Trennung des deutjchen Volles in 
Katholizismus und Proteftantismus, wie fie in der konfeſſionellen 
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Scheidung der Voltsichulen in den meijten Bundesſtaaten uſw. 
zum Ausdruc kommt. ©. Voltsjchule. 

Konfination (Verſtrickung, Bannung), Berweijung einer Per— 
jon an einen bejtimmten Ort. In Deutjchland beiteht anjtatt 
der Konfination die Stellung unter Bolizeiaufjicht, in Ojterreich 
fommt die Verpflichtung zum Aufenthalt an einem bejtimmten 
Ort als Nebenitrafe in mehreren Gejegen vor. 

Konfiskation, Sinverleibung von Gegenjtänden des Privat- 
vermögens in das Vermögen des Fiskus. Sie findet jich als 
VBorbeugungsmaßregel und als Nebenitrafe. 

Konflikt, Zufammenjtoß, Streit. Die „Konfliktszeit“ 
ijt die Zeit von 1862—64, in der Bismarcd die Regierung ohne 
verfafjungsmäßig fejtgeitelltes Budget führte. Nach dem Kriege 
von 1866 juchte Bismard um Indemnität nach (j. Fortichritts- 
partei). — Kompetenzfonflift, vergl. Kompetenz. 

Konföderation, Bund, Verbindung, bejonders Staatenbund, 
Konföderierte, Berbündete, Bezeichnung der Südjtaaten im 
nordamerifanifchen Bürgerfriege 1861—65. 

Kongokonferenz, 1884—85 in Berlin von Bismard ange- 
regte Bejprechung einer ganzen Reihe interejjierter Staaten, 
bejchloß die Kongoakte, die zunächit Handels- und Schiffahrts- 
freiheit im Kongogebiet feititellte, vor allem aber den neuge- 
geichaffenen Kongoſtaat (ſ. d.) anerfannte. 

Kongoftaat, uriprünglich eine Handelskolonie, der Initiative 
des gejchäftstundigen ehemaligen Königs der Belgier Leopold LI. 
entiprungen, aber dann bald mit der Abjicht der Gründung 
eines Staates ins Leben gerufen. Als diefer Verjuch von Frank— 
reich im Norden, von Bortugal im Süden bedroht war, fam es 
zur Einberufung der Kongofonferenz (j. oben), die zu der Neu— 
tralitätserklärung und der Anerkennung des Kongojtaates führte 
unter bedeutenden Konzejjionen an Frankreich und Portugal. 
Über dieſen „Unabhängigen Staat von Kongo” übernahm 
Leopold II. die Souveränität. Von ihm wurde der Kongojtaat 
tejtamentarijch dem belgischen Staat zugemwiejen, der jenem große 
Summen vorgejchofjen hatte und deshalb ſchon 1901 vor der 
Frage einer alsbaldigen Übernahme des Kongojtaates jtand. Es 
fam damals nicht dazu, der König fuhr vielmehr fort, jeine 
große Kolonie wirtjchaftlich auszubauen, jtieß dabei aber auf 
internationale Ginjprüche wegen der wirtjchaftlichen Verge— 
waltigung und der Mißhandlung der Eingeborenen jowie wegen 
Verlegung der in der Kongoakte gewährleijteten Handelsfreiheit 
und befam außerdem Schwierigkeiten mit England im oberen 
Nilgebiet. Mit dem Tod Leopolds II. 1909 ging der Kongo- 
ſtaat als Kongofolonie an den belgiichen Staat über unter 
der Verwaltung des KRolonialminiiteriums. Die Lofalverwaltung 
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in der Kolonie führt ein Generalgouverneur in Boma, dem fünf 
Vizegouverneure unterjtehen. Die Kolonie hat bei 2382800 qkm 
Flächeninhalt 15 bis 20 Mill. Einwohner, Darunter etwas über 
3000 Weiße und unter diejen rund 2000 Belgier. Die Einnahmen 
erreichten 1910 fnapp die Hälfte der Ausgaben (rund 74 Mill. 
Srancs); die Staatsjchuld der Kolonie beträgt über 120 Mill. 
Die Hauptausfuhrartifel bilden Kautjchuf, Glfenbein, Gold, 
Balmnüfje, Palmöl, Kakao und weißer Kopal. 

Kongregation, Vereinigung, Berbrüderung, ift in der fatho- 
liſchen Kirche die Bezeichnung für Gruppen innerhalb eines 
religiöſſen Ordens, dann aber für die vom‘ Papſt bejtätigten 
veligidjen Senofſenfch aften, die nur die ſogenannten ein⸗ 
fachen Gelübde von ihren Angehörigen fordern, wie die Schul— 
brüder und Schulſchweſtern, Engliſchen Fräulein ꝛc. In Frank— 
veich hatten die Kongregationen, als Gründungen der ultra- 
montanen Partei, den Zwed, die Freiheiten der gallitanijchen 
Kirche zu vernichten und die unbedingte Herrjchaft des Papittums 
durchzujegen. Der vom Staat dagegen aufgenommene Kampf 
endete 1905 mit dem Trennungsgejeß, das die Schule zur 
veinen Staatseinrichtung machte und jämtliche geiftliche Orden 
und Kongregationen aus Frankreich auswies. — Kongregationen 
heißen auch die in Nom vom Bapjt eingejegten Abteilungen 
des Kardinalkollegiums, denen die Führung gewiſſer firchlicher 
Sejchäfte obliegt; es gibt deren zwölf, darunter befindet jich die 
Congregatio indieis librorum prohibitorum, die Snder- 
Kongregation, vergl. den Artikel Inder. 

Kongreß, Zujammenkunft, heute Bezeichnung für die Barla- 
mentstörper von Staaten, jo bejonders ameritanifcher (vergl. 
Vereinigte Staaten von Nordamerika), auch für die gemeinfamen 
Beratungen von Senat und Deputiertenfammer in Frankreich. 
Im übrigen aber bezeichnet der Ausdruck Kongreß ſeit alter Zeit 
SZulammenfünfte dev Häupter oder Vertreter verjchiedener Staaten 
zur Beiprechung gemeinfamer Ungelegenbeiten: Monarchenkon— 
grejje (Erfurt 1808), der Wiener Kongreß 1814—15, der Karls: 
bader Kongreß 1819, der Frankfurter Fürjtentag 1863, Dev 
Berliner Kongreß (ſ. d.) 1878 u. a. m. — Ferner bezeichnet man 
heute die Wanderverfammlungen von Parteien und Vereinen 
auch als Kongreſſe: Gvangelijch-jozialer Kongreß (ſ. d.) u. a. m. 

Königtum von Gottes Hnaden, das Königtum aus eige- 
nen Recht im Gegenjat zur Übertragung des Königtums durch 
das Volk (ſ. Gottesgnadentum). 

Konklave bezeichnet die Verſammlung der Kardinäle zur 
Bapitwahl, nach dem „verſchloſſenen Gemach“, in dem Dieje 
Berlammlung jtattfindet; von Gregor X. 1274 eingerichtet, fand 
es jeit 1308 ftets im Valikan ſtatt, in deſſen 1. Stockwerk für 
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die Kardinäle Itreng voneinander getrennte Gemächer (mit je 
3—4 Bellen) hergerichtet jind. Dieje Zellen werden vermauert 
und dürfen vom zweiten Tag an von den Kardinälen nicht mehr 
verlajfen werden außer zur täglichen Abjtimmung, die jehriftlich 
(mit verjtellter HSandjchrift) gejchieht und verjiegelt abgegeben 
werden muß. jeder mündliche und jchriftliche Verkehr Der 
Kardinäle miteinander und mit der Außenwelt it verboten. 
Es wird jo lange abgejtimmt, bis ich eine Zweidrittel-Mehrheit 
jür einen Kandidaten findet. Die Stimmzettel werden jedes- 
mal verbrannt, und zwar, wenn feine Wahl zuitande fommt, 
mit feuchtem Heu vermijcht, was einen blauen Nauch erzeugt 
—— und den auf dem Petersplatz die Wahl Erwartenden 
ihr Nichtzuſtandekommen anzeigt; dagegen werden, wenn die 
Sweidrittelmehrheit erzielt it, die Zettel ohne Heu verbrannt, 
jo daß dann der reine weiße Hauch der Welt draußen die voll- 
endete Wahl anzeigt. Gegen die zu befürchtende Wahl eines 
ihnen mißliebigen Kandidaten fonnten Djterreich und Spanien 
durch bejondere Kardinäle ihr Veto einlegen lafjen. Durch) Bulle 
vom 7. März 1909 bat Pius X. dies Vetorecht aufgehoben und 
ven Kardinälen verboten, irgend eine Beeinfluffung des Konklave 
zuzulajjen. Mit der Erklärung der Wahlannahme erwirbt der 
Gewählte alle Machtbefugnijje des Bapftes. Der Bapitwahl folgt 
dann noc) die Krönung, die Snthronijation. 

Konkordat heißt die zwijchen Staatsregierung und dem 
römischen Stuhl abgejchlojjene Vereinbarung über die Beziehungen 
zwiichen Staat und fatholifcher Kirche im betreffenden Lande, 
nach dem Vorbild des Konfordats, das Napoleon I. für Frant- 
veich 1801 mit Rom jchloß. Konktordate in Deutjchland: Bayern 
1818 zujammen mit einem Neligionseditt, Württemberg 1857, 
Baden 1859, in beiden legten Ländern aber infolge Oppofition 
der Zandtage durch Staatsgejege über die Beziehungen zur 
katholiſchen Kirche erjeßt. 

Konkurrenz, im wirtjchaftlichen Leben Wettbewerb, feind- 
licher Wettjtreit auf dem Marktgebiet derjelben oder ähnlicher 
Brodufte; jie führt zur Herabjegung der Preije, aber vorab zur 
Berbejjerung der Leiltung, weswegen der freien Konkurrenz im 
allgemeinen eine wohltätige Wirkung beizumefjen iſt. Der freie 
Wettbewerb kann eingejchräntt und ausgejchaltet werden durch) 
Vereinbarungen und Verabredungen der Waren produzierenden 
und anbietenden Kreiſe (Urbeiterorganiationen, Urbeitgeber- 
verbände, Kartelle, Syndikate). Schuß vor den Wirkungen der 
freien Konkurrenz gewähren amtliche Taren, öffentlicher Betrieb 
an Stelle des Privatbetriebes (Verkehrsweſen) oder gejegliche 
Beitimmungen wie die Anerkennung der Konfurrenztlauj el 
gegenüber Angeſtellten, die diejen innerhalb einer bejitimmten 
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Zeit nach Beendigung des jeitherigen Dienjtverhältnijjes unter 
Androhung von Konventionalitrafen verbietet, bei der Konkurrenz 
des früheren Prinzipals Stellung zu nehmen (Handelsgejegbuch 
$ 74; heute heißumitritten und befämpft von Handlungsgebilfen- 
und Technifer-Organijationen; Gejegentwurf in Vorbereitung) 
oder die gejegliche Bekämpfung des unlauteren Wettbe- 
werb3 (j.d.). Konfurrenzverbot iſt die Unterfagung des 
eigenen Betriebs eines Handelsgewerbes ohne Einwilligung des 
PBrinzipal3 durch Prokuriſten, Handlungsbevollmächtigte und 
Handlungsgehilfen, jolange jie in jeinem Dienſt jtehen (S 60 
9. ©. B.); ebenjo iſt dort verboten, im Handelszweig des Prin- 
zipal3 für eigene oder fremde Nechnung Gefchäfte zu machen. 

Konkurrenzen, j. Gemeindeverband. 

Konfehration, im katholiſchen Kirchenrecht die bijchöfliche 
Weihe, die als päpitliches Nejervatrecht im Auftrag des Bapites 
durch einen Bifchof unter Aſſiſtenz weiterer Bijchöfe vollzogen 
wird, außerdem aber jede Weihe, die z. B. bei Kirchen, Geräten 
uſw. vom Bijchof vorgenommen wird. 

Konfervativ, erhaltend, geneigt zu erhalten, im politischen 
Sinn Bezeichnung für eine Parteirichtung, die die Aufrecht- 
erhaltung der bejtehenden Ordnung betont. Die Bezeichnung iſt 
infofern einjeitig, al3 jede Partei erhalten, jede zeritören will, 
nur daß die eine gerade das erhalten möchte, was die andere 
bejeitigen will, und umgekehrt. Die fonjervativen Parteien in 
den einzelnen Eonjtitutionellen Staaten jind alle neben dem 
Streben auf Erhaltung bejtehender Zujtände darauf aus, ihre 
Veränderung in feudalem oder Eleritalem Sinn herbeizuführen, 
alſo auch umbildend zu wirken; 3. B. die Konjervativen Belgiens 
und Frankreichs, die die Herrjchaft der Kirche zurückführen 
möchten. Die Konjervativen Deutjchlands verfolgen mit ihren 
agrarpolitiichen Beltrebungen, mit den Angriffen auf allgemeines 
Wahlrecht, Sozialpolitit, Freizügigkeit u. a. m. auch eine Bolitit 
der Nückbildung unjerer wirtichaftlichen, kulturellen, jozialen und 
allgemein politifchen Zultände; auch in Eirchenpolitifchen Fragen, 
in Fragen der Schulpolitit treten fie für Nücbildung ein. — 
Im deutjchen Neichstag wie im Preußijchen Landtag 
jcheiden ſich die Konfervativen in eine jtvengere und in eine 
gemäßigtere Nichtung; dieſe heißt im Reichstag Neichspartei, im 
Preußiſchen Landtag Freilonjervative (ſ. d. Artikel), während die 
deutjchtonjervative Partei des Neichstags und die fonjervative 
Partei des Preußischen Landtags feudale, agrariſche, antifemitische, 
tklerikale Tendenzen mit aller Entſchiedenheit vertritt. Heutiger 
Führer der Konjervativen im Neichstag und in Preußen Herr 
v. Heydebrand und der Laſa, der „ungelvönte König von 
Preußen” genannt, In den übrigen deutjchen Einzellandtagen, 
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wie in Bayern, Württemberg, Baden, Heſſen ufw., haben jtch die 
fonjervativen (proteitantifchen) Glemente meift mit den Anhängern 
des Bundes der Yandwirte auch fraltionsmäßig eng liiert. — Über 
das fonfervative Barteiprogramm, ſ. auch Tivoliprogramm. 

Konfervativ-fiderale Paarung, j. Bloc und Paarung. 

Konfervative Vereinigung, eine von dem Baterländijchen 
Verein zu Pankow nach Ablehnung der Erbjchaftsiteuer veran- 
laßte Abiplitterung von der fonjervativen Partei. Cine größere 
Bedeutung bat diefe (auch jung-fonjervativ genannte) Bewegung 
nicht erlangen können, und 1911 iſt ſie wieder erloschen. 

Konfiftorium, in der fatholijchen Kirche das Plenum 
der Kardinäle unter Vorſitz des Papites, ferner beim Biſchof ein 
ihm beigegebener Nat, zum Teil mit Disziplinargerichtlicher 
Gewalt (das Dffizialat). In der proteftantijchen Kirche 
die oberjte Kirchenbehörde, die im Namen und Auftrag des 
Landesherrn (des „oberiten Biſchofs“) das dieſem zuitehende 
Kirchenregiment ausübt. Konſiſtorien bejtehen in fait allen 
deutichen Bundesjtaaten: Preußen, Bayern, Sachjen, Württem- 
berg, Helfen, auch in Oſterreich evangeltjcher Oberkirchenrat und 
Konititorien aus geiftlichen und weltlichen Näten. 

Konfolidation, die Ummandlung jchwebender Schulden in 
fundierte (. d.), Danach heißen die hiefür ausgegebenen Obligationen 
fonjolidierte Fonds oder abgekürzt Konſols. 

Konfortium, Zufammenjchluß mehrerer Gejchäftsleute zu ge— 
meinfamen Finanzs 20. Unternehmungen, 3. B. Bankkonſortium. 

Konſtituierende Berfammlung (Konjtituante) von Bolfs- 
vertretern, die in außerordentlicher Weije gewählt zufammentreten, 
um eine Berfajjung neu zu jehaffen, jo die franzdjtiche National- 
verjammlungen 1793, 1848, 1871— 1875, auch die Deutjche National- 
verfammlung 1848 in Frankfurt a. M., die die Reichsverfaſſung 
aufitellte, Dagegen wird dem verfaljungsberatenden Reichstag des 
Norddeutichen Bundes 1867 der Charakter einer fonitituierenden 
Berfammlung abgejprochen. 

Konftitution, jo viel als Verfaſſung, auch Verfaſſungsurkunde, 
vorab die im monarchijchen Staat erfolgte Feitiegung Der 
Rechte des Monarchen und der Bolfsvertretung, daher foniti- 
tutionelle Monarchie, mit Teilung der Staatsgewalt zwijchen 
Krone und Bolls-Repräjentanz. Konititutionelle heißen die An— 
hänger diejes Berfaffungsiyitems. Eine Änderung der Verfaſſung 
(Verfaſſungsreviſion) erfordert gewöhnlich eine qualifizierte Mehr: 
heit in der Volfsvertretung, und auch das parlamentarifche Ini— 
tiativrecht ijt gegenüber Berfaffungsänderungen eingejchränft. Im 
deutjchen Bundesrat gelten Berfajjungsänderungen als abgelehnt, 
wenn jie 14 Stimmen (Vetoftimmen) gegen jich haben, für 
den Reichstag bejtehen feine erichwerenden Beftimmungen. 

Polit. Konverjationg-Lerifon. 20 
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Konftifutfionalismus, das Syitem der fonijtitutionellen Mo— 
narchie (j. Konititution). — Konjtitutionalismus im Fabrif- 
betrieb. Man veriteht darunter ein privatwirtjchaftliches Ber: 
waltungsiyitem im Yabrikbetrieb, bei dem der Unternehmer jeinen 
Arbeitnehmern weitgehende Mitbejtimmungsrechte an der Organi- 
jation und Leitung des Betriebs einräumt, mit ihnen oder ihrer 
Vertretung, alſo wie im Eonjtitutionellen Staate, die Verwaltungs 
befugnis über das Unternehmen teilt und ohne ihre Zuftimmung 
jelbjtändig feine Maßnahmen trifft, die in irgend einer Weiſe die 
Verhältniſſe der Arbeitnehmer zum Betrieb berühren. 

Konftitutionelle Garantien, j. Garantien. 

Konful, DBertreter von HandelSinterejjen eines Volkes in 
fremden Ländern, entweder Handelskonſuln, Wahlkonfuln, Konjuln 
im Ehrenant, Kaufleute, die meiſt Angehörige des fremden Staates 
jelbjt jind, oder aber Berufsfonjuln, Beamte de3 Staates, 
der jie in daS fremde Land zur Bertretung der Intereſſen jeiner 
Angehörigen und feines Handels entjendet. Sie zerfallen in 
folgende Rangitufen: Generalfonjuln für größere Gebiete, Konjuln 
an wichtigen HSandelsplägen, Vizekonſuln an Eeineren Pläßen und 
Konjularagenten als Privatbevollmächtigte der Konjuln ohne 
jelbjtändige konſulariſche Nechte. Die Berufsfonjuln jind be— 
jonders vorgebildet und im Deutjchen Reich fatjerliche Beamte, 
Ihre Tätigkeit umfaßt die Führung von Berzeichniljen der in 
ihrem Bezirt wohnenden und gemeldeten deutjchen Reichsange- 
hörigen, die damit gegen den Berlujt ihrer Reichsangehörigkeit 
geſchützt werden, Bolizei, befonders Schiffspolizei über Handels- 
ichiffe, Baßausitellung und Viſierung, Unterjtügung bilfsbedürftiger 
Deutjcher, jtandesamtliche Beurkundung, Gejchäfte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und des Notariats, Hilfsorgan der heimijchen 
Herichtsbehörden, Ausübung der Konjulargerichtsbarfeit (mit be- 
jonderer Ermächtigung des Neichskanzlers) in Zivil: wie in Straf: 
jachen für Deutjche und Schußgenofjen. Die Gebiete, in denen 
die Konjuln des Deutjchen Neichs Konjulargerichtsbarleit aus- 
üben fönnen, werden Durch Verträge bejtimmt; es handelt jich 
dabei meijt nicht um ziviliſierte europäiſche Staaten, jondern wi 
um jolche auf dem Ballan, im näberen und fernften Orient, 
Afrika und im Stillen ; Ozean. — - Die Entjendung von Konjuln feiteng 
deutjcher Einzelitaaten hat ganz aufgehört, Dagegen erijtieren außer 
den fremden Konjulaten fürs Deutjche Neich (meiſt in Berlin) auch 
noch in den deutſchen Einzelitaaten fremde Konjuln, die von den 
Bundesjtaaten zugelafjen find (München, Dresden, Stuttgart 2c.). 

Konfularkonventionen (Konfularverträge), Staatsverträge 
über die VBerhältniffe der Konſulate, dann auch über Auslieferung 
von Berbrechern, Nachlaßjachen, gegenfeitige Gerichtshilfe uff. 

Konfumtionsftenern, jo viel ala Aufwanditeuern (f. d.). 
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— eretee, auf genoffenfehaftlicher Grundlage geichaffene 
Organifationen, die bejtrebt find, möglichjt viele Mitglieder zu 
jammeln und diejen womdglich alle ihre Bedarfsgegenitände jo 
gut und billig, als angeht, zu verjchaffen. Zu diefem Zweck er- 
richten die Konjumvereine offene Yadengejchäfte wie die privaten 
Detaillaufleute und verlaufen darin alle Waren, die im täglichen 
Verkehr gebraucht werden, aber nur an ihre Mitglieder und nur 
gegen Barzahlung. Aus der ganzen Kaufjumme eines Jahres 
erhält jedes Mitglied einen Anteil an dem bei dem faufmännijchen 
Gejchäft gemachten Gewinn. — Das Konjumvereinswejen in 
Deutjchland nahm feinen Ausgang von dem bürgerlichen Ge- 
nojjenichaftswejen Schulze-Deligichs und hatte jich bis 1890 auf 
etwa 1000 Bereine entwicelt. Von Ende der neunziger Jahre 
an wurde der Arbeiterzuzug in die Konjumvereine bejonders groß, 
und damit begann eine Berjcehiebung in der Bewegung. Das 
Zujammenarbeiten der immer mehr in die Leitung der Arbeiter 
übergehenden Konjumvereine mit den Kreditgenofjenjchaften im 
„Allgemeinen Genojjenjchaftsverband“ wurde un- 
möglich, weil jich bier gewerblicher und kaufmänniſcher Mittel- 
ſtand und die Arbeiterjchaft gegenüberitanden, die mit ihren wach- 
jenden Konjumvereinen und dem Großeinfauf für dieſe immer 
mehr den Detailhandel auszujchalten bejtrebt war. So tam es 
auf dem Genojjenichaftstag 1902 in Kreuznach zu einer Sezejlton; 
98 Konjumvereine und Die Sropeinkaufsgejellichaft deutfcher 
Konjumvereine in Hamburg wurden aus dem Allgemeinen Ber- 
band ausgejchlojjen. Sie gründeten 1903 den „Zentralverband 
deutſcher Konjumpvereine” Die Konjumvereine im „All 
gemeinen Berband Der deutſchen Erwerbs: und Wirtjchafts- 
genojjenjchaften” hielten jich um etwa 270 herum, während der 
„gentralverband“ von anfänglich 666 im Jahr 1903 ſchon 1905 
auf 827 gejtiegen war; der Gejamterlös verhielt jich in lesterem 
Jahr wie 54 :188 Mill. ME., die Neinerjparnijje wie 5,7 : 17,9 
Mill. ME. Der entralverband bejigt die ſchon genannte Sroß- 
einfaufsgejellichaft, die 1910 einen Umjat von 88,67 Mill. ME. er: 
reichte. — Neben diefem inneren Streit wifſchen Allgemeinem 
Verband und Zentralverband ſind die Konjumvereine aber vielen 
Angriffen ausgejegt. Der jelbjtändige Detailhandel fieht 
in der genofjenjchaftlichen Organijation der Konjumvereine für 
jeine Grijtenz eine Gefahr, ähnlich derjenigen der Warenhäujer, 
da durch die Konjumvereine dem privaten Ladeninhaber jehr 
viele Kunden entzogen werden. Es ijt deswegen durch Geſetz 
von 1896 ein Verbot des Verkaufs an Nichtmitglieder 
(unter Strafandrohung) erlajjen worden, dagegen jind weiter: 
gehende Wünfche zur Unterdrücung der Ausbreitung der Konſum— 
vereine bisher nicht Gejeg geworden. Auf dem Weg der Be- 
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jteuerung aber jucht man die Konjumvereine möglichit hoch 
zu erfaſſen, indem injonderheit auch die an die Mitglieder zurüc- 
fließenden Griparnijje (Dividenden) als Erwerbseinkommen der 
Konjumvereine verjteuert werden. Neben diejen gejeggeberijchen 
Mitteln werden vom jelbjtändigen Detailhandel auch noch Mittel 
der Selbjthilfe angewendet, indem jich jogenannte Rabatt- 
jparvereine (ſ. dort) bildeten, die ebenfalls das Prinzip der 
Barzahlung zugrunde legten und dann einen Rabatt an ihre Kund- 
jchaft gewähren. — In neuerer Zeit werden bejonders die Be- 
amten-Konjumpvereine befehdet mit dev Begründung, daß 
der Beamte, der aus allgemeinen Steuermitteln bejoldet werde, 
die Pflicht habe, jeinen Verbrauch bei dem jteuerzahlenden ge— 
werblichen und faufmänntjchen Mittelitand zu decken, nicht aber 
DOrganifationen zu jchaffen, die die Exiſtenz jenes untergraben. — 
Die im „Zentralverband“ zujammengejchlojjenen Ronjumvereine 
werden häufig als rein joztaldemofratifche Genojjenjchaften be- 
zeichnet, was aber jtcherlich überall nicht richtig ift, da unter den 
Konjumvereinsmitgliedern viele Privatangeitellte, mittlere Beamte, 
furz das, was man den „neuen“ Mittelitand nennt, jich befinden. 

Kontantgefhäfte, gleich Bargefchäfte, ſ. Börjengeichäfte. 

Konfer-, Gegenz, 3. B. Kontermineur, ſ. Mineur. 

Konterbande, im Zollwejen gefchinuggelte Waren, deren Eins, 
Aus- oder Durchfuhr verboten iſt. Im Völkerrecht iſt Konter- 
bande die einer friegführenden Macht zur See zugeführten Krieg3- 
bedürfnilje, Lebensmittel ujw. Was unter Konterbande fällt, 
wurde durch die Londoner Seerechtsdeklaration (vergl. Seerechts- 
deflaration) fejtgeitellt. 

Konterrevolution, Gegenrevolution. 

SKontinentalismus nennt man in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika das Bejtreben, für den ganzen nordamerifa- 
nischen Kontinent eine wirtjchaftspolitiiche Solidarität zu ſchaffen, 
wie jie 1911 in dem amerikaniſch-kanadiſchen Sandelsvertrag zum 
Ausdruck kam; dieſer amerikaniſche Kontinentalismus jteht im 
Gegenſatz zum engliſchen Imperialismus, der alle engliſchen 
Kolonien, jo auch die Dominion of Kanada, in ein enges handels— 
und zollpolitiiches Verhältnis mit dem Mutterland bringen möchte. 

Kontingent, eigentlich Beitrag, beute aber im Sinn von 
Anteil, Bezeichnung der auf eine bejtimmte Berjon, ein Land uw. 
entfallenden Beteiligungsziffer, jo 3.8. Heereskontingent, die 
jenige Truppenzabl, die einzelne Bundesjtaaten jtellen, 3. B. Kal. 
Sächſ. oder Kgl. Württ. Kontingent; ferner der auf einen Pro— 
duzenten entfallende Anteil an Branntwein, den er brennen (vergl. 
Branntweinbefteuerung), an Warenmengen, Nobjtoffmengen, die 
er produzieren darf (ſ. Kaligeſetz) uw, 
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Kontingentierung der Banknoten, die Bejchränfung des 
Notenumlaufs oder wenigitens der ungedeckten Voten auf einen be- 
ſtimmten Betrag. — Kontingentierungsfteuern, ſ. Quotitäts- 
jteuern unter Quote. Kontingentierung dev Branntmweiniteuer, 
ſ. diefen Artikel. 

Kontinuität im Parlament, der Grundjat, dab Berhand- 
lungen, auch wenn jte unterbrochen werden, als ein Ganzes be- 
trachtet werden. Gegenſatz: Diskontinuität (ſ. d.). 

Kontraktdrud, j. Arcbeiterfrage, Ländliche. 

Kontrafignieren, gegenzeichnen, j. Gegenzeichnung. 

Kontridution, Yeiltungen an ein feindliches Heer. Nach der 
Haager Friedenstonferenz dürfen Kontributionen, auch jolche zur 
Deckung der Heeresbedürfnijie, nur auf jehriftlichen Befehl eines 
fommandierenden Generals in Feindesland gegen Bejcheinigung 
auferlegt werden. Kriegsfontribution im engeren Sinn 
heißt man die beim Friedensjchluß zu zahlenden Kriegskoſten— 
entichädigungen. — Sn Mecklenburg heißt der vom Landtag 
bewilligte Beitrag zu den Kojten des Landesregiments, Der durch 
die Grund und Hausitener aufgebracht wird, Kontribution. 

Konvention, libereinkunft, Vertrag, bejonders im internatio- 
nalen Verkehr: Handels-, Schiffahrts:, Militär, Münz-Konven- 
tionen; jo die Berner Übereinkunft über internationalen Schuß 
literarischer zc. Werke, die Genfer Konvention über Schuß der 
Verwundeten im Kriege u. a. m. 

Konventionaltarif, in der Zollpolitit ein Tarif, der für die 
Staaten, mit denen Handelsverträge abgejchlojien jind, gegen 
über dem Generaltarif ermäßigte Zollfäge enthält. 

Konvertierung, Konveriion, die Ummandlung von Staats- 
jchulden zu günjtigeren Bedingungen, bejonders zur Herabminde- 
rung des HZinsfußes, Abänderung des Tilgungsiyitems 20. — 
MünzsKonvertierung, Veränderung der Währung, Feititellung des 
Umrechnungsverhältnijjes vom alten ins neue Münziyitem. 

Konvertiten heißen die von einer chrijtlichen Konfejjton zu 
einer anderen übertretenden PBerjonen. Die Freiheit zum Über: 
tritt in eine andere Religionsgemeinjchaft iſt in den meijten 
deutjchen Staatsverfafjungen den Staatsbürgern garantiert. 

Konzentration, Zuſammenſchluß von natürlichen oder juri- 
itiichen Perjonen zum Zweck der Aufhäufung wirtjchaftlicher Be- 
triebSmittel und Kräfte in einer Hand; jo Kapitalstonzentration, 
Zujammenziehung fapitalkräftiger Kreife zu einer gemeinjamen 
Dperation, Konzentration der Großbanten, das Beitreben zur 
Ausdehnung ihres Einflujfes auf immer größere Kreije des Bank— 
gewerbes. 

Konzern, Bereinigung zu wirtſchaftlichen Zwecken, jo 3. B. 
BrauereisKonzern, Zeitungs-Konzern, Banfen-Konzern, engerer 
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oder Lojerer Zujammenjchluß von Grwerbsunternehmungen zu 
vorübergehenden oder dauernden Zwecken. 

Konzert, europätjches, ſ. Europätjches Konzert. 

Konzertzeichner, bei der Subjkription von Anlehen diejenigen 
Zeichner, die ihre gezeichneten Beträge durch höhere Weiter: 
veräußerung zu Spefulationsgewinnen benugen, aljo die Stücke 
nicht jelbjt behalten wollen. 

Konzil, die Berfammlung der Firchlichen Würdenträger zur 
Beratung der Kirchenangelegenheiten. Okumeniſche K. aller Bi- 
Ichöfe der fatholijchen Ehriftenheit, deren letztes das Vatika— 
niſche Konzil, ſ. dort. 

Kooperative Affoziation heißt in der ſozialiſtiſchen Literatur 
die Verbindung mehrerer zu einer Arbeit, die überhaupt oder 
zweckmäßig nur durch vereinte Tätigkeit geleifiet werden kann. 

Kooptation, das Recht einer Körperſchaft oder eines ihrer 
Organe (Vorſtand, Ausſchuß), Durch eigene Wahl („Zuwahl“) 
den Kreis ihrer Mitglieder zu ergänzen; Ausübung diejes Rechts 
beißt „Eooptieren“. 

Kopfſteuer trifft jeden Beſteuerten, ob arm oder reich, in 
ganz gleichem Mab. Dieje ganz rohe Art der Berjonalbejteuerung 
it in den modernen Steuerigitemen fait ganz ausgejchaltet, da 
ſie nicht bloß jeder Gerechtigkeit bar, jondern auch gar nicht in 
ver Lage iſt, in entmwicelten Staaten den Bedarf dauernd zu 
decken. Heute iſt allgemein der Grundjat der Beitenerung nach der 
Leiſtungsfähigkeit anerkannt, wenigjtens in den Gtaats- 
jteuerinitemen der deutſchen Ginzelitaaten; nicht aber 3. B. bei 
ven Matrifularbeiträgen, die heute noch den Charakter 
einer Kopfiteuer tragen, auch nicht in den jogenannten „Wohn— 
ſteuern“, Gemeindeabgaben, die von allen Beitenerten in gleichem 
Betrag ohne Rückſicht auf ihr Einkommen erhoben werden. 

Korea, |. Japan. 

Kornzölle, ſ. Getreidezölle. 

Korporativer Arbeitsvertrag,kollektiver Arbeitsvertrag, 
\. Tarifverträge. 

Korreferat, ſ. Neferat. 

Korreſpondent, Spezialkorreſpondent, Korreſpondenzbureaus, 
J. Berichterſtatter. 

Korrumpieren, verderben, beſtechen; Korruption, Sitten— 
verderbnis, Beſtechlichkeit. 

Kosmopolitismus, Weltbürgerſinn, der ſein Streben auf das 
Wohl des ganzen Menfchengeichlechts vichtet, im Gegenſatz zu 
Batriotismus, der nur für das Wohl des eigenen Baterlands 
bejorgt iſt. 

toi partei, der rechte Flügel der ungarischen radikalen 
(1848 er) —— —— (. d.), der unter ihrung von Franz 
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Koſſuth, dem zweiten Sohne des Nevolutionärs Ludwig Koſſuth, 
ſteht. Die Partei, in den 90er Jahren die jtärkjte im ungarijchen 
Reichstag, bat heute diefe Stellung eingebüßt (. Öfterreich- Ungarn). 

Koflarika, Freiſtaat mit 48410 qkm und 370000 Einmwoh- 
nern (8 auf 1 qkm). Verfaſſung jeit 1859. Nationalkongreß 
mit 41 indirelt gewählten Mitgliedern. Auch der Präjident wird 
indirelt gewählt; ev und das Miniſterium leiten die Staats: 
verwaltung. Der Handel gebt zur Hälfte nach den Vereinigten 
Staaten, ferner nach England und Deutjchland; Hauptausfuhr 
Bananen und Kaffee. Die Heeresverhältnilie find ganz Elein. 

Koſtgeſchäfte, 1. Böriengejchäfte. 

Kotau, chinejiiche Unterwürfigkeitsbezeigung vor dem Kaiſer 
Durch Niederwerfen auf den Boden. Daher, bejonders in Gr: 
innerung an die Zumutung, der chinefiiche Sühneprinz Tiehun 
jollte nach dem Boreraufitand 1901 vor dem Deutjchen Kaifer 
dieſe Unterwürfigfeit vollziehen (wozu es nicht kam), heute in 
Deutjchland „Kotau machen“ der Ausdruck verächtlicher Unter: 
werfung unter einen fremden Willen. 

Koterie, jo viel wie Clique (ſ. d.). 

Kotierungsfiener. Unter Kotierung verjteht man die Zus 
lafiung eines Wertpapieres zur Notterung und zum Handel an 
der Effekten-Börſe; die Zulaſſung gejchteht an deutſchen Börjen 
durch bejondere Kommiſſionen, die Zulafjungsitellen. Gelegentlich 
der Reichsfinanzreform 1909 wurde von den Konjervativen 
ein Antrag auf Beiteuerung von Wertpapieren und Immo— 
bilien beim Umjab eingebracht. Danach jollten alle zum 
Börjenhandel zugelajjenen Wertpapiere jährlich 1—3 oo vom 
Kursmwert des ganzen zu Beginn des Steuerjahres begebenen 
Kapitals entrichten. Dieje Steuer fand in der Kommiſſion und 
im Plenum des Reichstags eine Mehrheit, wurde aber von der 
Regierung für unannehbmbar erklärt; darauf jeßte Die 
Reichstagsmehrheit an Stelle der Kotierungsiteuer die Talon- 
jteuer, jtehe Börjeniteuern. 

Koweilfrage, |. Bagdadbahn. 

sArankenpflegeverfidierung, j. Gemeindeverjicherung. 

KArankenverfiherung. Als erites Stüc der jozialpolitiichen 
Berjicherungsgejeggebung des Deutichen Reichs, wie ſie durch 
die Katjerliche Botjchaft vom 17. November 1881 angekündigt 
war, wurde die Krantenverjicherung gejchaffen durch Gejeg vom 
15. Juni 1883, das Durch die Novellen vom 10. April 1892, 
30. Juni 1900 und 25. Mai 1903 wejentliche Berbejjerungen 
erfuhr. Berjiherungspflichtig find die gegeri Xohn be- 
ichäftigten Arbeiter beiderlei Gejchlechts in Induſtrie, Handel, 
Handwerk, Schreibituben, Krankenkaſſen zc. und in allen foge- 
nannten Motorbetrieben, d.h. in jolchen Unternehmungen, die 
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irgendwie motortiicher Kraft jich bedienen, die Höheren PDienite 
leiitenden Ungeitellten (Beamte, Werkmeiſter, Techniker, Hand- 
lungsgehilfen, Bureaugehilfen) jind nur verjicherungspflichtig, 
wenn ihr Einkommen 2000 ME. nicht überjteigt. Erweitert 
über dieſen vom Neichsgejet vorgejchriebenen Kreis hinaus kann 
die Verjicherungspflicht durch Kommunalſtatut werden für Familien— 
angehörige und Hausinduftrie; ferner fann freiwillige Ver- 
jicherung Platz greifen auch für Berjonen, die an jich nicht 
der Verjicherungspflicht unterliegen, und ſie fann freiwillig von 
Perſonen fortgejeßt werden, die jeither verjicherungspflichtig 
waren, aber ihre verjicherungspflichtige Tätigfeit aufgaben. Die 
Träger der Berficherung find die Kranfenfajjen (Organe 
mit Selbjtverwaltung): 1. Ortskrankenkaſſen für alle am Ort 
beichäftigten, durch Reichsgeſetz Berficherungspflichtigen derjelben 
Urt Berwaltung durch Vorſtand aus ein Drittel Arbeitgeber, 
zwei Drittel verjicherte Arbeitnehmer); 2. Betriebs: oder Fabrik 
fajjen, für einen oder mehrere Betriebe dauernd errichtet Durch die 
Betriebsunternehmer; 3. Baukaſſen für die bei vorübergehenden, 
größern Bauten Beschäftigten durch den Bauherrn; 4. Innungs— 
fajjen, gegründet aus nitiative der Innung; 5. Knappichafts- 
kaſſen; 6. freie Hilfskaſſen, unter VBorausjegung von Mindeſt— 
leiitungen im Sinn des Kranten-Berjicherungsgejeßes, dann aber 
Befreiung vom jonjtigen Kafjenzwang. Daneben für alle, die 
feiner der vorgenannten Kaſſen angehören, die Gemeinde- 
(Kranfen:)Berjicherung (f.d.), bejonders für Dienjtboten. 
— Zu Krantenftafjen-Berbänden fönnen jich jämtliche 
oder mehrere Gemeinde-Kranfenverficherungen und Orts— 
krankenkaſſen innerhalb des Bezirks einer Aufjichtsbehörde zu— 
jammenjchließen: ökonomiſche Verbände aus wirtjchaftlichen 
Zmweden zur Erzielung größerer Billigfeit dev Verwaltung, zwecks 
Abſchluſſes von Verträgen mit Arzten und AUpothefern, Errichtung 
und Unterhaltung von Kranken: und Grholungshäufern. Die 
Beiträge werden zu °s von den Arbeitern, zu "s von den 
Unternehmern getragen, d. h. dürfen am Lohn ze. abgezogen werden; 
die Höhe der Beiträge richtet fich bei der Gemeinde-Kranken— 
verficherung nach dem ortsüblichen Taglohn, bei den Orts— 
krankenkaſſen wird jte ftatutarijch feitgefegt, eventuell nach Lohn— 
klaſſen, unterjchieden nach dem durchjchnittlichen Taglohn; der 
Prozentjah der Beiträge ijt nach dem zu erwartenden Bedarf 
feftzufegen (Brämien-Berfahren), jpätere Erhöhung it unter ges 
wiſſen Borausjetungen zuläjfig. Bei Ausdehnung der VBerficherung 
auf nichtverficherungspflichtige Kamilienangebörige werden Zus 
jatbeiträge erhoben, die der Berficherte ganz zu bezahlen 
hat. Die Leiſtungen der Kaſſen erſtrecken ſich auf Kranken— 
pflege (ärztliche Behandlung, Lieferung der Heilmittel) und Ge— 
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währung von Krantengeld im Fall der Grwerbsunfäbhigteit; an 
Stelle von beiden kann Unterbringung in einem Kranfenhaus 
treten; ferner Wochenbettgeld für verficherte weibliche Perſonen, 
einerlei ob verheiratet oder ledig, aber nur nach mindejftens 
6 Monaten Mitgliedichaft, Sterbegeld, wenn der Berjicherte 
während des Bezugs von Krankengeld ftirbt. Außerdem können 
die Kaſſen ihre Berficherten in Erholungsheimen unterbringen. 
Für den Empfang von Krantengeld 3 Tage Karenzzeit. Die 
Dauer der Fürforge und des Krantengeldes reicht 26 Wochen 
lang, für Wochenbettged® 6 Wochen; für die Höhe Der Unter: 
ſtützungen gelten Mindeſtſätze. Für die ärztliche Behandlung 
gilt im allgemeinen das Prinzip der freien Arztwahl, aber 
fie kann auch auf KRonjultierung der mit den Kaſſen im Vertrags 
verhältnis jtehenden Kafjenärzte bejchräntt werden. — Für den 
Arbeitgeber bejteht die Pflicht, Die Arbeiter für die Verficherung 
ans und abzumelden. — Durch Landesgejeb können auch Die 
land» und forjtwirtjchaftlichen Arbeiter dem Ber: 
jicherungszwang unterworfen werden. — Sn Oſterreich— 
Ungarn beſteht in ähnlicher Weije eine allgemeine Kranken— 
verjicherung, nur find Dort neben fommunalen und Staatsbeamten 
auch noch die land» und foritwirtjchaftlichen Arbeiter und Die 
Heimarbeiter vom Berficherungszwang befreit. Träger der Ber: 
jiherung jind Bezirkskrankenkaſſen ohne Berufsunter- 
ſchied; ferner Betriebs:, Baus, Genojjenjchaftstajlen und Bruder: 
laden (lette beiden gleich den Ddeutjchen Snnungs- und Knapp: 
ſchaftskaſſen). Krankenpflege bis zu 20 Wochen, vom 3. Tag ab 
Krankengeld, Wochenbettunterjtügung 4 Wochen, BeerdigungS- 
fojten. Beitragsverteilung zwiſchen Arbeiter und Arbeitgeber 
wie in Deutjchland, dementiprechend auch ihre Bertretung in 
Borjtand und Generalverfammlung. — Bergl. zu der deutichen 
Kranfenverjicherung den Artikel „NReichsverjicherungs- 
ordnung“. 

Kraus⸗Geſellſchaft, 1904 in München gegründet zur Er— 
innerung an den katholiſchen Theologieprofejjor und Kunit- 
archäologen Kranz Xaver Kraus (Freiburg i. Br. 1840— 1901), 
der ein Hauptvertreter des liberalen Katholizismus geweſen tft. 
Die Gejellichaft will religiöjen und kulturellen Fortichritt pflegen, 
an der Berinnerlichung und tieferen Erfaſſung des Ehriltentums 
arbeiten, die deutjche Eigenart in der religiöjen Betätigung ge— 
wahrt wijjen und vor allem den Frieden zwijchen den ver: 
ſchiedenen Bekenntniſſen anjtreben. Sie nimmt auch Protejtanten 
als außerordentliche Mitglieder auf. Für katholiſche Geiitliche, 
die Durch Verweigerung des Modernijten-Eides (ſ. Modernijten) 
in Not fommen, will die Gejellfchaft finanziell jorgen. 

Krant- und Rübenpartei, ſ. Wirtjichaftliche Bereinigung. 
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Kredit, neben dem privatwirtichaftlichen Kredit auch öffent: 
licher Kredit als Bezeichnung für die vom Staat aufgenommenen 
Anleihen und für die vom Parlament der Regierung bemilligten 
Gelder, die eben dann metit auf Anlehen übernommen werden; 
in dieſem Sinn fpricht man von Baufrediten, Eiſenbahnkrediten uif. 

Kreditive, Beglaubigungsichreiben (ſ. Gejandtichaften). 

Kremation, gleich Feuerbeitattung (ſ. d.). 

Kretafrage, j. Türkei-Kreta. 

Kriegserklärung in ausdrücklicher Form heute nicht mehr 
unbedingt nötig, ſie iſt erſetzt in den meiſten Fällen durch den 
Beginn feindſeliger Handlungen auf der einen oder auf beiden 
Seiten; z. B. zu Beginn des ruſſiſch-japaniſchen Kriegs. In der 
Regel folgt dem Abbruch reſultatlos verlaufener Verhandlungen 
die Abberufung der Geſandtſchaften, denen „die Päſſe zugeſtellt“ 
werden. Manchmal wird vor Beginn kriegeriſcher Verwicklungen 
auch noch ein „Ultimatum“ geſtellt, d. h. es wird die Erklärung 
abgegeben, daß im Fall der Nichterfüllung einer Forderung zu 
den Waffen gegriffen werde. 

Kriſen, ſ. Handelskriſen. 

Krondotation, ſ. Domäne. 

Kronſideikommiß, ſ. Domäne. 

Kronkolonien heißen die nicht autonomen britiſchen Kolonien, 
in denen das Geſetzgebungsrecht der Kolonialminiſter oder der 
Gouverneur auszuüben hat. 

Krourat, der preußiſche Miniſterrat unter Vorſitz des Königs 
ſelbſt. Der Staatsrat in Bayern iſt eine analoge Bildung. 

Kronſyndikus, ſ. Syndikus. 

Kuba, ſeit 1898 von Spanien unabhängiger Freiſtaat mit 
114524 qkm und rund 2 Mill. Einwohnern. Der Kongreb be- 
iteht aus Senat (24 Mitglieder) und Abgeordnetenhaus, dejjen 
83 Mitglieder direkt gewählt werden. Der Präfident wird indirekt 
vom Bolf gewählt. — Die Einfuhr kommt zur Hälfte von den 
Vereinigten Staaten, die Ausfuhr gebt zu "ıo dorthin. — Das 
jtehende Heer zählt etwa 5000 Mann, die Guardia rural (Ka— 
vallerie) ebenjoviel. 

KAuhhandel, vom Handeln und Feilfchen beim Viehmarkt 
übertragene Bezeichnung für politische Handelsgeichäfte, die ent- 
weder zwijchen den einzelnen Parteien oder zwilchen Parteien 
und der Negierung gemacht werden. Meijt werden dabei nicht 
unmejentliche Konzefitonen von der Negierung an Parteien ge— 
macht, deren Unterjtügung fie braucht. 

Kuli, Bezeichnung der Taglöhner in VBorderindien ſowie 
der aus Indien, China, Japan auswandernden Taglöhner, die 
in tropischen Ländern die Arbeit der einitigen Sklaven verrichten, 
aber auch der 5. B. nach Amerika (San Franzisto ze.) fommenden 
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chineſiſchen Lohnarbeiter. — In übertragenem Sinn iſt bei uns 
Kuli ein verächtlicher Ausdruck für Leute, die ihre (beſonders 
geiſtige) Arbeitskraft verkaufen unter freiwilligem Verzicht auf 
freie Geltendmachung ihrer Perſönlichkeit. 

Kuliſſe heißt in der Börfenjprache das Differenzgeichäft, das 
ohne Vermittlung der offiziellen Makler gemacht wird; Gegenlaß: 
Parkett, das durch die amtlichen Börjenmakler vermittelte Gejchäft. 

Kulkturblock, Bezeichnung für die parlamentarijche Konitel- 
lation eines geichloffenen Borgehens des gejamten Liberalismus 
und der Sozialdemokratie gegen klerikale Forderungen. 

KAulturdund (Gejellichaft für chriftliche Kultur), ſ. Inder. 

Aulturkampf, vom Abgeordneten Virchow 1873 in einem 
Wahlaufruf der Fortichrittspartei geprägter Ausdrucd für den 
1872 zwijchen dem Staat in Preußen und im Neich und zwijchen 
der katholiſchen Kirche ausgebrochenen Kampf um die Rechte des 
Staats gegen die Kirche. Dagegen von ultramontaner Seite als 
„Rampf gegen die Kultur“ gebraucht und daraus der Titel 
„Rulturfämpfer“ für Männer, die befonders eifrig die Staats 
autorität gegenüber der Kirche verteidigten. — Die jogenannten 
Maigeſetze in Preußen 1873 regelten, veranlaßt durch das 
Vatikaniſche Konzil (ſ. dort), die Beziehungen zwifchen Staat und 
Kirche, bejonders über die VBorbildung und Anjtellung der Geiit- 
lichen; jte wurden von der Kirche als Kampfgejege aufgefabt und 
leidenschaftlich befämpft. Um diefer Gejeggebung zum Sieg zu 
verhelfen, wurden jodann in Preußen eine Reihe wirklicher Kampf: 
geleße erlajien, 1875 daS Brotkorb- oder Sperrgejeh, das 
die jtaatlichen Leiltungen für Bistümer und Geijtliche jperrte, das 
Geje über Aufhebung aller Drden und Kongregationen, 
im Neich das Jeſuitengeſetz (f. unter Jeſuiten-Orden) und 
das jogenannte Grpatriierungsgefeß, das renitente Geiſt— 
liche mit Landesverweilung bedrohte. Diejer jahrelange Kampf 
führte zu einer völligen Verwirrung. Grit 1878 und 1879 trat 
eine Wendung ein, Fürſt Bismarc verhandelte mit Rom, der 
preußilche Rultusminijter Falk trat zurüd, und Preußen ging, da 
die Verhandlungen mit Nom jcheiterten, jelbit daran, die Mai— 
geiege zu ändern. Es wurden alle Strafbeitimmungen jener Gejete 
aufgehoben, ebenjo die Vorſchrift betreffend die Staatsauflicht 
über getitliche Bildungsanitalten, Demeritenhäufer (j. dort) ujw. 
Drden und Kongregationen wurden wieder zugelafjen, die StaatS: 
leiftungen für die Kirche wurden wieder aufgenommen, und durch 
das Sperrgeldergejeß wurden rund 16 Mill. ME. gejperrter 
Leiltungen an die Gejchädigten ausbezahlt. — Über die teilweije 
Aufhebung des Jeſuitengeſetzes vergl. den Artikel „Jeſuiten-Orden“. 

Kulturrentenbanken, j. Landeskulturrentenbantfen. 

Kulturträger, j. Wahlrechtsreform in Preußen. 
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KAultusminiflerium für die Leitung aller auf kirchliche und 
Schulangelegenheiten jich beziehenden jtaatlichen Gejchäfte; trägt 
in den einzelnen Staaten die verschiedensten Titel, z. B. in Preußen 
Minijterium der getitlichen, Unterrichts= und Medizinal-Angelegen- 
beiten, in Öjterreih Minijterium für Kultus und Unterricht ujw. 

KAummerfalte, jpöttiicher Ausdruck für die bei den deutjchen 
Dffiziermänteln durch Faijerliche Verordnung eingeführte breite 
Rückenfalte. 

Kumulieren (häufen), das Recht des Wählers bei der Liſten— 
wahl die ihm zuſtehenden Stimmen auf weniger (oder gar einen 
einzigen) Kandidaten zu übertragen. Stehen z. B. acht Kandi— 
daten U, B, E zc. auf der Liſte, jo kann der Wähler dem AU 
drei Stimmen geben, er hat dann aber zwei andere Kandidaten, 
etwa G und H zu jtreichen. Es wird auch von Parteiwegen 
fumuliert, d. h. die Partei jelbjt jtellt nicht jo viel Kandidaten 
auf, als jie Stimmen hat, jondern gibt einem oder mehreren 
Kandidaten mehrere Stimmen, um deren Wahl zu jichern. 

Kunſtbutter. duch das Margarine-Gejet von 1887 
bezw. 1897 verbotene Bezeichnung für die aus tieriichen Fetten 
hergejtellte fünftliche Butter. Sie muß die Bezeichnung Margarine 
tragen und mit 10% Seſamöl verjegt jein zur Erleichterung der 
chemijchen Erfennbarteit. 

Auriatftimme, j. Kurie. 

Kurie, meist päpjtliche Kurie, das päpitliche Kabinett. Früher 
hatte Kurie auch die Bedeutung einer Vereinigung aller zu einer 
Geſamtſtimme zählenden Wahlberechtigten (Ruriatitimme, Gegen- 
jag: Birilftimme); diefe Gejamtjtimme fonnte bejtimmte Stände 
oder Länder oder Landesteile oder auch beitimmte Nationalitäten 
umfajjen. 

Kuweilfrage, j. Bagdadbahn. 

Kua, ideeller Anteil am Bergwerkseigentum einer „Gewerk— 
ichaft”. Solche Bergwerksanteile, Kuxſcheine, unterliegen wie Altien 
und Schuldverjchreibungen einer Neichsitempelabgabe, die Durch 
die Neichsfinanzreform von 1909 auf 5 ME. von jeder einzelnen 
folchen Urkunde fejtgejeßt worden it; von den nach 1. Auguft 1909 
auf folche Anteile erfolgenden Einzahlungen wird ein Stempel in 
Höhe von 3 Prozent erhoben. 


L. 


Jabour Party, ſ. Independent Labour Party. 

Zaienrichter, alle nicht rechtsgelehrten, nicht beamteten Richter 
(Geſchworene, Schöffen, Handelsrichter). 

Taienſchulen, jo viel als Gemeinde- oder Staatsſchulen, die 
als rein weltliche Unterrichtsanſtalten im Gegenſatz zu den von 
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geiitlichen Orden und Kongregationen geleiteten den Grundjat, 
daß die Schule reine Staatseinrichtung jei, verwirklichen. Daher 
Yaizifierung der Schulen, gleich Berjtaatlichung. 

Laissez faire, laissez aller (oder passer), die Dinge gehen 
laljen, jprichwörtliche Bezeichnung der dee des phyſiokra— 
tiichen Syſtems, ſ. dort. 

Salenbürger, jo viel als Schildbürger. 

Fandarme und LSandarmenverdände, j. AUrmengejeßgebung. 

Tandbank, j. Innere Kolonijation. 

Fandesgefekgebung im Gegenjaß zur Neichsgejfeggebung um- 
faßt die gejeggeberijche Tätigkeit der Bundesjtaaten über Materien, 
die nicht im Art. 4 der Reichsverfafjung dem Neich vorbehalten jind. 

SFandeskultur-Bentendbanken, in Preußen, Sachjen, Bayern, 
Hellen öffentliche Kreditanitalten zur Darlehensgewährung an 
Bauern für fulturtechnifche Verbefjerungen ihres Grundbeſitzes, 
für Flurbereinigung (ſ. dort) und Melivrationen (f. auch dort). 

Tandesökonomiekollegium, j. Landmwirtjchaftsfammern. 

Fandesfynode, j. Presbyterialverfafjung. 

Fandesunion, der gemeinjchaftliche Landtag in Mecklenburg. 

Fandes-Berfiherungsamt, jiehe Invaliditäts- und Alters- 
verjicherung und Reichsverficherungsordnung. 

Fandgemeindeordnung, j. Gemeindeordnung. 

Fandgüterordnung, j. Anerbenrecht. 

Fandmarfhal, Titel des Präſidenten des mecklenburgijchen 
Landtags, ebenjo einiger Hjterreichiichen Ginzellandtage. 

Fandrat, Titel der preußiichen Bezirksverwaltungsbeamten, 
der Borjtände der Landratsämter. Der Landrat iſt die untere 
Berwaltungsbehörde und Organ der Staatsregierung für die all- 
gemeine Landesverwaltung, zugleich aber iſt er Vorjigender der 
Selbjtverwaltungsorgane des Kreijes, nämlich des Kreistags und 
Kreisausschuffes. Die preußiichen Landräte jtehen aber auch im 
uf, rein politische Beamte zu fein, die in fonjervativem Geijt 
ihren Kreis regieren und im Rahmen ihrer gejeglichen Macht- 
befugnijje die politifche Betätigung der Bevölkerung überwachen. 
So wird bejonders immer wieder getadelt ihre jtarte Einflußnahme 
auf die öffentlichen Wahlen in Preußen. — Sn Bayern wird das 
Selbjtverwaltungsorgan der dortigen Kreije (= Negierungsbezirke) 
Landrat genannt, 3.8. Landrat von Oberbayern, Mittelfranken zc. 

SFandfhaften, Ländliche Kreditkaffen auf genojjenjchaftlicher 
Grundlage, die ihren Mitgliedern — Gutsbeſitzern — durch Aus: 
gabe von Piandbriefen billige Sypothefendarlehen gewähren. Sie 
ind hauptjächlich in Preußen verbreitet. 

Fandsgemeinde, in einigen Schweizer Kantonen die Ver: 
Jammlung der jtimmberechtigten Kantonsangehörigen zur Beratung 
der Kantonangelegenheiten und Wahl der Behörden. 
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Sandsmannminifter, j. Miniſter. 

Fandftände, heute noch vielfach gebrauchte Bezeichnung für 
Landtag. 

Sandfturm, Landwehr, j. unter „Dienjtpflicht“. 

Sandfag, die einzelitaatlichen Barlamente in Deutjchland mit 
ihren zwei Kammern (Preußen: Herrenhaus und Abgeordneten- 
haus, Bayern: Reichsrat und Abgevrdnetenfammer, Württemberg: 
Srite und Zweite Kammer 2c.); ferner aber auch Provinzial- 
landtage und Kommunallandtage als Bertretungen einzelner 
LZandtage und in Diterreich Landtag — Bolfsvertretung der ein- 
zelnen Kronländer. 

Tandtagsabſchied, beim feierlichen Landtagsichluß vom Mo- 
narchen verlejene Überjticht über die Gejeßgebungsarbeit der ab- 
gelaufenen Legislaturperiode. 

SFandsthing, j. Dänemark, 

Sandwirtfhaftlihe Genoffenfdaften zur Förderung landmwirt- 
jchaftlicher Interejjen, des landwirtjchaftlichen Kredits, des Bezugs 
von Waren, der gemeinfamen Anjchaffung von Betriebsmitteln 
und zu gemeinfamem Verkauf landwirtjchaftlicher Produkte. Be- 
jonders ausgedehnt die Konjumgenosjenjchaften zu gemeinjamem 
MWarenbezug unter Ausjchaltung des Zwijchenhandels, die Kredit- 
genojjenjchaften und die Verkaufs-, Berwertungsgenojjenjchaften, 
(Kornhaus-, Lagerhausgenojjenjchaften, Broduftivgenojjenjchaften 
mit Mühlen, Brauereien, Zucerfabrifen). 

Sandwirffhaftlides Inſtitut, internationales, in Rom, durch 
eine reiche Schenkung König Viktor Emanuels 1904 ins Leben 
gerufen mit Bertretern aller ackerbautreibenden Staaten und einem 
jtändigen Komitee, Aufgaben des Inſtituts jind die Sammlung 
von ſtatiſtiſchem Material, Marktpreifen, Landarbeiterlöhnen, 
Pflanzenerkrankungen ujw., vajcheite Mitteilung diejer Ermittlungen 
an Intereſſenten; neben diefer Schaffung landwirtjchaftlicher Welt- 
Itatijtif ift aber die Befaſſung mit Agrarpolitif, Zoll, Tarif-, 
Beterinärpolitit ausgeſchloſſen. Das nititut wird auch die 
„Srüne Internationale“ genannt. 

Fandwirtfhaftlides Anterridiswefen: 1). ‚Sohjchulen 
(Boppelsdorf, Hohenheim, Weihenjtephan 2c.), Mitteljchulen, 
Landwirtſchaftsſchulen, bejonders in — mit drei 
Kurſen von je einjähriger Dauer, und 3) die Ackerbauſchulen, 
landwirtſchaftliche Winterſchulen und landwirtſchaftliche Fort— 
bildungsſchulen für einfache Anforderungen, mit meiſt nur theo⸗ 
retiſchem Unterricht, am meiſten in Württemberg verbreitet. Da— 
neben noch Spezialſchulen: Gärtnereilehranſtalten, pomologiſche 
Inſtitute und beſonders Weinbaujchulen. 

Tandwirtſchaftliche Pereine, ſ. Vauernvereine. 


Landwirtjchaftsgejellichaft — Latifundienwirtſchaft 319 


Fandwirtfhaftsgefellfhaft, Peutfhe, durch die Initiative des 
Ingenieurs Mar Eyth 1884 nach englifchem Borbild gegründet 
zur Förderung der Yandmwirtichaft; ihre Wanderausjtellungen, 
die jedes Jahr jtattfinden, kommen alle 12 Jahre in den gleichen 
Gau, Daneben betreibt die Gefellfchaft eigene Unternehmungen, 
wie 3. B. den Verlauf von Düngermitteln. 

Fandwirtfhaftskammern, Vertretungen der Landwirte mit 
beratender und begutachtender Stellung gegenüber der Regierung, 
analog Handels: und Handwerkskammern, 1894 in Preußen, 
meilt eine für jede Provinz, ins Leben gerufen. Das preußijche 
Landesökonomiekollegium, Der technijche Beirat Des 
Landmwirtichaftsminiiteriums, beitehend aus Mitgliedern der Kam: 
mern, dient ihnen als Gejchäftsitelle. Ebenſo in Baden, Heſſen 
und einigen Kleinen Bundesjtaaten und in Bremen eingeführt, in 
mehreren größeren geplant. 

Fandwirtfhaftsrat, Deutſcher, 1872 geichaffen, bejteht aus 
Vertretern der Landmwirtichaft in den einzelnen deutjchen Bundes- 
jtaaten und iſt von den verbündeten Regierungen als Kollegium 
mit dem Sitz in Berlin anerfannt zum Zwec der Wahrnehmung 
landwirtjchaftlicher Intereſſen, der Beratung der Neichsregierung 
in landmwirtjchaftlichen Angelegenheiten der Neichsgejeßgebung und 
der Borbringung landwirtjchaftlicher Wünjche und Forderungen 
bei NReichsfanzler und Neichstag. Ebenſo fann jich der Deutjche 
Zandmwirtichaftsrat in landwirtjchaftlichen Angelegenheiten an die 
Bundesjtaatsregierungen wenden. Seine Gejchäfte führt ein 
jtändiger Ausjchuß, Die Mittel werden durch Beiträge der Land- 
wirtjchaftsfammern und ihnen ähnlicher Organifationen aufgebracht. 

Sandwirtfhaftswohe in Berlin, meiit Ende Februar eine 
Summe von landwirtjchaftlichen Sigungen der Deutjchen Land— 
wirtichaftsgejellichaft, des Bundes der Landwirte, der Steuer- 
und Wirtjchaftsreformer ujw. Neben den jachlichen landwirt- 
Ichaftlichen Beratungen jpielen dabei die Zirkus-Buſch-Verſamm— 
lungen de3 Bundes der Landwirte mit ihrem agitatorifchen 
Dberton eine bejondere Rolle. 

Safeinifhe Münzkonvention, in Paris 1865 zwijchen Frank: 
reich, Belgien, Schweiz und Italien gejchlofjener Vertrag, dem 
Griechenland und Monaco beitraten, mit dem Zwed, die Franfen- 
währung in feſtem Verhältnis des Gold» und Silberwerts 
von 1:15’. aufrecht zu erhalten, die Münzen in den Staaten 
gleichwertig auszuprägen und gegenfeitig in Zahlung zu nehmen. 
Der legte Punkt hat durch eine Reihe oft entgegengefegter Aus— 
prägungsbejchlüjje vielfache Abänderungen erfahren. 

Satifundienwirtfhaft, die Bemwirtjchaftung jehr großer Güter 
im Bejig eines Einzelnen von einem einzigen Mittelpunkt aus; 
die 2. gefährdet den mittleren und kleinen Befit, bringt den 
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Grundbeſitz in wenige Hände und jchaltet die Bauernbetriebe 
aus. In Deutjchland findet jich L., unmäßig großer Bejis in 
einer Hand, bejonders in den preußiichen Landesteilen döjtlich 
der Elbe. Als Gegenmittel gegen diejen jchädlichen Großbeſitz 
dient die innere Kolonijation, Bauernanjiedlung durch Aufteilung 
von Latifundien. 

SLebensverfiherung, Kapitalverjicherung auf den Todesfall 
oder auf Erreichung eines gemwiljen Lebensalters bezw. früher 
eintretenden Todesfall (abgefürzte 2. oder AUlternativerjicherung); 
Daneben Berjicherung Eleiner Beträge in Gejtalt von Sterbefajjen 
und jogenannten Volfsverjicherungen. Die Lebensverjicherung 
it immer privates PVerficherungsgeichäft, das teils von Aftien- 
gejellichaften, teil3 von Gefellichaften auf Gegenjeitigfeit betrieben 
wird. Dieje Gejellichaften jtehen unter der Aufjicht des Kaijer- 
lichen AufjichtSamts für Privatverjicherung nach dem Reichsgeſetz 
über die privaten Verficherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901, 
während das Gejeg über den Verjicherungsvertrag vom 30. Mai 
1908 neben allgemeinen Vorjchriften in jeinem 3. Abjchnitt die 
gejelichen Beltimmungen über den privaten Lebensverſicherungs— 
Bertrag enthält. 

Fegaten oder Nuntien, |. Nuntius, 

Fegation, jo viel wie Gejandtjchaft. 

Leges Lieber, die vom früheren Zentrumsabgeordneten Lieber 
eingebrachten Gejegentwürfe von 1896 an, die eine Verminderung 
der Reichsjchuld anjtrebten, aber mit ganz geringen Ausnahmen 
nie erreichten; Vorläufer der neuzeitlichen Reichsfinanzreformen. 

Legislative, die gejeggebende Gewalt, j. Staat. 

Legislaturperiode, Wahlperiode, Zeitraum, für den die 
Abgeordneten eines Parlaments gewählt find; beim Reichstag 
fünf Sahre, urjprünglich drei Jahre. 

Fegitimiften, Bezeichnung royalitiicher Parteigänger in Frank— 
reich und jeit dev Verjagung König Manuel auch in Portugal. 

Fegitimitätsprinzip, die von den Diplomaten Talleyrand 
und Metternich (ſ. d.) heritammende Auffaffung von der Legitimität 
der Herrjcher. Danach ift der legitime Herrſcher nur der erbliche 
Monarch, der „von Gottes Gnaden“ auf den Thron berufen it; 
im Gegenjat dazu bat Napoleon III. als „Nationalitäts- 
prinzip“ den Grundſatz aufgeitellt, daß die Wahl der Herrjcher 
der freien Selbſtbeſtimmung der Völker überlaſſen fein joll. 

Cehrzuchtgeſeh, ſ. Irrlehrengeſetz. 

Feidrente, j. Annuität. 

SLeihenverdrennung, ſ. Keuerbejtattung. 

Seoninifher Vertrag (societas leonina), ein Geſellſchafts— 
vertrag, bei dem ein Vertragjehließender alle Vorteile empfangen, 
der andere alle Nachteile leiden Joll. 








Fernmittelfreiheit, j. Schulgelderfreibeit. 

Le roi est mort, vive le roi (der König ijt tot, es lebe 
der König), franzöfiiche Formel für das Prinzip der Erb— 
monarchie, demzufolge nach dem Tod des bisherigen Trägers 
der Krone jofort der Thronerbe an feine Stelle tritt. 

Le roi gouverne par lui m&me (dev König regiert von 
ſich aus), ein von Ludwig XIV. in den Deckengemälden der 
Spiegelgalerie zu Berjailles verewigter Sat, Ausdrud des 
böchiten Abjolutismus. 

Le roi regne et ne gouverne pas (der König herricht, 
aber er regiert nicht), ein von Thiers 1830 entwiclelter Grund- 
jat des Eonjtitutionellen Syſtems. 

Fefung, im parlamentarifchen Sprachgebrauch die Beratung 
der Negierungsporlagen und der Snitiativanträge des Parlaments. 
Im Deutjchen Reichstag bedürfen Vorlagen des Bundes- 
rats und Anträge von NReichstagsmitgliedern, die Gejegentwürfe 
enthalten, dreier Lejungen. Die 1. Leſung, die früheitens 3 Tage 
nach Ginlauf des gedruckten Entwurfs jtattfindet, bejchränft jich 
auf die allgemeine Debatte, während in 2. Lejung über die 
Einzelheiten der Vorlage verhandelt wird. Abänderungsvor- 
ichläge, Verbeijerungsanträge bedürfen in 2. Zejung feiner Unter- 
ftügung, dagegen in 3. Zejung der Unterjtügung von 30 Mit— 
gliedern; am Schluß der Beratung wird über Annahme oder 
Ablehnung der Gejegentwürfe abgejtimmt. — Soweit Anträge 
von Reichstagsmitgliedern feine Gejegentwürfe daritellen, werden 
jie in einer Lejung erledigt. — Bergl. dazu auch den Artikel 
Debatte. 

L’Etat c’est moi, j. Abjolutismus. 

Lettres de cachet, geheime Berhaftsbefehle im Zeitalter 
des franzdjtichen Abjolutismus, mit denen man mißliebige Per- 
jonen ohne Urteil und Recht ins Gefängnis brachte; Ausdruc 
für Kabinettsjuftiz (ſ. Kabinett) ohne Berückſichtigung der gewähr— 
leifteten Nechtsjicherheit der Staatsbürger. 

Teuchtmittelſteuer. Nachdem bei der Reichsfinanzreforn 1909 
die Glektrizitätsiteuer (f. d.) und die Gasiteuer (5° des Abgabe— 
preifes, bei Herjtellung für den eigenen Bedarf 0,4 bezw. 0,2 Bi. 
pro ebm) abgelehnt worden war, wurde der Regierungspor- 
Ichlag in anderer Form von der jogenannten Rumpflommijjion 
wieder aufgenommen in der Beleuchtungskörperſteuer. 
Die Leuchtmitteljtener wurde gegen die Stimmen der Linken an- 
genommen. Diejfer Steuer unterliegen eleftriijhe Glüh— 
lampen und Brenner zu jolchen, und zwar in fünf Abftufungen 
von 15—200 Watt, Kohlenfadenlampen von 5—50 Big., für 
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Metallfadenlampen ujw. das Doppelte und für jtärfere Lampen 
25—40 Pfg. mehr für jedes weitere angefangene Hundert Watt; 
ferner werden bejteuert Glühförper von Gasglühlichtlampen 
mit 10 Pig. pro Stüd, Brennitifte zu Bogenlampen mit 60 Pig. 
bis 1 ME. pro kg und Brenner zu Quecdjilberdampf- ze. »-Zampen 
mit je 1 ME pro 100 Watt. Die Steuer wird durch Gteuer- 
zeichen auf den Packungen (Banderolen) erhoben. 

Sex Adikes, nach dem Frankfurter Oberbürgermeijter be- 
nannter Gejegentwurf, der den Städten Gnteignungsrechte in 
ihrer näheren Umgebung einräumt, um Baupläße für die Stadt- 
ausdehnung zu gewinnen und Straßenanlagen durchzuführen. 

Sex Aichbichler, die bei ven Zolltariflämpfen November 1902 
bejchlojjene Abänderung der Gejchäftsordnung des Reichstags, 
wonach die namentliche Abjtimmung jtatt wie früher durch Namens— 
aufruf, durch Einfammlung von Abjtimmungsfarten vorgenom- 
men wird. 

Jex Gamp, j. Bergrecht. 

&Fex Heinze, ein nach einem Berliner Zuhälter und Mörder 
Heinze benannter Gejegentwurf, der die Gefahren der Projtitution 
befämpfen jollte, dem die Reichstagstommilfton Strafvorjchriften 
gegen WUrbeitgeber und Dienjtherren, die unter Mißbrauch 
ihres Autoritätsverhältniljes Arbeiterinnen verführen, ſowie über 
Anſteckung durch Gejchlechtstrankheiten anfügte. Man einigte 
ſich über den Entwurf nicht, und als 1899/1900 ein neuer Re— 
gierungsentwurf fam, wurden die Bejtimmungen zur Bekämpfung 
von Kuppelei und Zubhältertum ꝛc. nicht Gejeß und gegen die 
jogenannten Kunſt- und den Theaterparagrapben, Die 
mit dieſem Geſetz gegen die Unfittlichkeit verfuppelt wurden, 
erhob jich ein Sturm im ganzen gebildeten Deutjchland. Danach 
jollten literarische und Fünjtlerifche Darbietungen, die „ohne un- 
züchtig zu fein, das Schamgefühl gröblich verlegen“, verboten 
fein und ebenjo öffentliche Aufführungen, die „Durch gröbliche 
Verlegung des Scham: und GSittlichkeitsgefühls Ärgernis zu er— 
regen geeignet“ jeien. Diejer Entrüftungsiturn, der den Goethe— 
Bund (f.d.) wach rief, war von Erfolg, dieſe Ler Heinze verſchwand. 
Es blieb nur eine Bejtimmung jtehen, die den Verlauf oder das 
Anbieten von Schriften, Abbildungen oder Daritellungen, die, ohne 
unzüchtig zu jein, das Schamgefühl guöblich verlegen, bejtraft, 
wenn es Perſonen unter 16 Jahren gegenüber gefchiebt. 

Fer Trimborn, j. Witwen: und Waijenverforgung. 

Fideral, freigebig, gütig, freigelinnt, vorurteilsfrei. Gegen- 
ja: illiberal. Politiſch liberal find die, die, von einer indivi- 
dualiftischen Weltauffaffung aus, das Necht der Perjönlichkeit 
gegenüber der Überipannung der Autoritäts- und Herrichaftsidee 
betonen, wie jte ſich im abjoluten Staat, in der Kirche, der 
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zünftleriſchen Organiſation der Produktion, der Sörigteit 2c. ver: 
förpert. So vertritt diefe Auffaffung Ipeziell im Staatsleben 
eine fortichreitende Befreiung der Staatsangehörigen von den ge— 
Ichichtlich gewordenen, rechtlichen Unterfchieden und Bevorzugungen 
einzelner Klafjen und das Recht des Volles auf Selbitbeitim- 
mung. Dieje Beitrebungen find in mehreren Schattierungen 
parteipolitifch vertreten, je nach dem Tempo, das für die Durch- 
führung von Fortjchritten gefordert wird, und je nach dem 
Umfang, in dem die Selbitleitung des Volkes auf den einzelnen 
Gebieten jtaatlichen Lebens verwirklicht werden joll. Den Libe- 
valen steht dev Konjervativismus gegenüber, der eine 
möglichjte Erhaltung der gejchichtlichen Gliederung und Macht: 
verteilung in Staat und Gejellichaft vertritt. Auch bier jind 
Abitufungen vorhanden. Der parteimäßige Liberalismus in 
Deutjchland hat ſtarke Beränderungen durchgemacht (vergl. dar- 
über die Parteien: Fortjchrittspartei, Freilinnige Bartei, Frei— 
jinnige Vereinigung, Freilinnige Bolfspartei, Boltspartei (Deutjche) 
und Nationalliberale Bartei). Die durch dieſe Zerſplitterung 
verurjachte Schwäche des Liberalen Einflujjes hat zu Fuſions— 
bejtrebungen geführt, die jchließlich in der Fuſion der drei links— 
liberalen Parteien zu der „Fortjchrittlichen Volkspartei“ (f. d.) 
Erfolg hatten. — Liberal werden auch die fortjchrittlichen Be— 
ſtrebungen im firchlichereligiöjen Leben genannt; Gegenfaß: 
orthodor oder pojitiv. Über Eirchlich-liberale Vereinigungen]. 
Chriſtliche Welt. 

Liberale Arbeifsgemeinfhaft der Kreisverbände in 
Bayern, eine neutrale Organijation für alle Liberalen. Sie 
umfaßt mit verjchwindenden Ausnahmen den ganzen vechts- 
rheiniſchen Liberalismus und iſt mit den beiden liberalen Barteien 
(Nationalliberalen und Fortjchrittlicher Bolkspartei) für die Ideen 
des Liberalismus in Bayern agitatorifch tätig. Die „Arbeits— 
gemeinschaft“ hat für alle Provinzen die jogenannten „Kreis— 
verbände” gejchaffen, denen die Vertreter beider liberalen Barteien 
angehören, unterhält eine Gejchäftsitelle, gibt die „Mitteilungen 
für liberale Vertrauensmänner” 2c. heraus und leiflet Hilfe bei 
Wahlen. Sie hat ferner den liberalen „Preßverein“ zur Stärkung 
und Ausbreitung der liberalen Preſſe ins Leben gerufen. 

Liberale Einigung, |. Fortſchrittliche Volkspartei. 

Liberale Dereine hießen in Württemberg, Baden, teilweije 
auch in Bayern die aus früheren nationaljozialen Organifationen 
hervorgegangenen politiichen Vereine, die der Freiſinnigen Ver- 
einigung nahejtanden und mit ihr zufammen die Fuſion der frei- 
jinnig- ann Parteien mitmachten. 

Liberia, Freiitaat mit 95400 qkm und etwa 1,5 Mill. Ein- 
wohnern. Verfaſſung von 1847. Die gejeggebende Gewalt bilden 
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Senat und Repräjentantenhaus; jener hat 8, diejes 13 Mitglieder. 
Präfident, Vizepräfident und Staatsjefretäre leiten die Landes- 
verwaltung. Seit November 1911 wird Liberia diplomatijch durch 
die Vereinigten Staaten vertreten; außerdem ijt eine gemeinjame 
Finanzkontrolle durch Deutjchland, England, Frankreich und die 
Vereinigten Staaten eingerichtet. Der Handel (Palmöl, Kaffee, 
Kautjchuf) wird mit Hamburg, England, den Niederlanden und 
Amijterdam betrieben. Zum Kriegsdienit it jeder waffenfähige 
Bürger verpflichtet; die Miliz zählt rund 2000 Mann. 

Liberte, fraternite, egalite (Freiheit, Brüderlichkeit, 
Gleichheit), Devije der erſten franzöſiſchen Nevolution, wurde 
amtliche Devije der zweiten Republik (1848—52). 

Fiebendberger Tafelrunde, der Freundeskreis des Fürſten 
Philipp (Phili) von Eulenburg (genannt nach dejjen Rittergut 
Liebenberg im Kreis Templin, Reg.Bez. Potsdam). Diejer Kreis, 
der unmittelbar den Kaiſer umgab („Kamarilla”), wurde durch 
M. Harden 1907 wegen Verfehlungen gegen $ 175 bloßgejtellt. 
Gulenburg erhob feine Beleidigungsklage, jondern erjtattete gegen 
jich Strafanzeige, dagegen führte Graf Kuno Moltfe gegen Harden 
einen Beleidigungsprozeß, in dem in 2. Inſtanz der von Harden 
als Zeuge geladene Fürſt Eulenburg eidlich Verfehlungen gegen 
$ 175 bejtritt. Wegen diejes Eides und Berleitung zum Meineid 
wurde gegen Gulenburg ein Verfahren eingeleitet, nach 18tägiger 
Dauer (29. Juni bis 17. Zuli 1908) wurde die Verhandlung 
wegen Krankheit Eulenburgs abgebrochen. Wegen der dringenden 
Berdachtsmomente, die Unterjuchungsrichter und Oberjtaatsanwalt 
zu der Erklärung veranlaßten, jie hätten feinen Zweifel an der 
Schuld Eulenburgs, bejchloß das Gericht die weitere Inhaftierung 
des Angeklagten. Dieje wurde jedoch gegen eine hohe Kaution 
aufgehoben, und nachdem ein zweiter Verſuch (Juli 1909) zu ver: 
handeln an der „Krankheit“ Gulenburgs jcheiterte, lebt dieſer un- 
— auf dem Schloß Liebenberg. 

Fiedesgade, Ausdruck für eine ungerechtfertigte ſteuerliche 
Begünſtigung. Gewöhnlich wird damit die Branntweinliebesgabe 
gemeint, vergl. Branntweinbeſteuerung. 

CLiechtenſtein, Fürſtentum mit 159 qkm und rund 10000 Ein- 
wohnern. Das Ländchen iſt im öſterreichiſchen Zollverband und 
zählt zum Oberlandesgerichtsbezirt Innsbruck, bat aber einen 
eigenen Landtag von 15 Mitgliedern und feine Staatsjchuld. 

Sieferungsgefhäfte, jo viel wie Zeit-, Termingefchäfte (vergl. 


Börjengeichäfte). 
Figa oder Ligue, Bezeichnung für Bündniſſe, Koalitionen 
von Staaten oder Parteien im 16. und 17. Jahrhundert. — In 


der Dreyfusbewegung entitand die Ligue des droits de 
I’homme „Liga zur Wahrung der Menjchenrechte”, die Rechts— 





Limited — Liquidation 325 


verlegungen, wie fie gegen Dreyfus begangen wurden, verhindern 
will. Die Antidreyfufards waren organijiert in der Ligue de 
la Patrie francaise (ſ. Batriotenliga). 

Limited, begrenzt; abgekürzt Lim. oder Ltd. für limited 
hability englifch: beſchränkte Haftpflicht. 

Finke, nach einem in Frankreich aufgeflommenen, von der 
SiKordnung in der Kammer ftammenden Sprachgebrauch Die 
Bezeichnung für die fortjchrittlichen im Gegenſatz zu den konſer— 
vativen Parteien der fogenannten Nechten. Auch veritand man 
unter der Linken jehlechthin die Oppojittionspartei, unter der 
Rechten die Negierungspartei, doch fallen dieſe Begriffe durchaus 
nicht immer zujammen. Die Liberalen und Sozialdemokraten 
nehmen gewöhnlich ihre Site links vom Präſidentenſtuhl und 
der Rednertribüne, die Konjervativen rechts davon. Im Deutjchen 
Reichstag it die Sitzungsordnung (von links nach rechts): 
Spztaldemofraten, die Mitglieder der Fortjchrittlichen Volkspartei 
und die Nationalliberalen („die bürgerliche Linke“), es folgen 
das Zentrum, die Polen, die Deutjche Neichspartei und fchließlich 
die Deutjchtonfervativen. 

&ippe-Detmold, EZonititutionelles Fürjtentum, im Mannes» 
ſtamm erblich. 1215 qkm, 150749 Einwohner. Berfafjung jeit 
1836, mehrfach abgeändert. — Landtag (nur eine Kammer) mit 
21 geheim und direkt gewählten Abgeordneten; für die Wahl, die 
je auf 4 Jahre erfolgt, beiteht das Dreiklaſſenſyſtem. An der 
Spige der Regierung Iteht das Staatsminiſterium, die Bezirks— 
verwaltung geichteht durch die Verwaltungsämter mit einem Amts— 
hauptmann an der Spiße. 

Ciquidation, Auflöfung eines Gejchäfts, Auseinanderjegung 
einer Handelsgejellichaft unter den Gejellichaftern. Ferner be- 
zeichnet Liquidation auch die Abrechnung gegenjeitiger For— 
derungen, die Regulierung der Zeitgejchäfte an der Börſe (vergl. 
Böriengefchäfte). Daher Liquidationskaſſen, (Liquidations- 
bureaus), Kaſſen, die einer möglichjt einfachen Abrechnung bet 
Zeitgejchäften dienen. Die Abrechnung geichteht auf die Weije, 
daß vor Ultimo jedes Mitglied der Kaffe auf einem Abrechnungs- 
bogen (Sfontrobogen) angibt, wieviel er gefauft, und wieviel 
er verfauft hat, ſowie an wen und von wem der Mitglieder der 
Kaffe. Danach jtellt das Bureau feit, wer abzunehmen und wer 
zu liefern hat und verweiſt beide aneinander. Die Parteien, 
deren Käufe und Verkäufe jich decken, jcheiden aus. Im Waren- 
handel ſind Liquidationskaffen Handelsgejellichaften, die den 
beiden Kontrahenten eines Lieferungspertrages über Waren gegen 
eine bejtimmte Ginfchußzahlung für ordnungsmäßige Erfüllung 
des Vertrags garantieren, indem ſie felbit als Gegenftontrahenten 
jedem der beiden Kontrahenten gegenübertreten, 
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Liftenwahl. Während bei der Ginerwahl für jeden Wahl- 
freis nur ein einziger bejonderer Bertreter zu wählen it, 
jind bei der Lijtenwahl für einen größeren Bezirk mehrere Ab— 
geordnete auf einer einzigen Lifte zu wählen. Die Liltenwahl 
it häufig mit dem Proportionalwahlverfahren verbunden, braucht 
es aber nicht zu fein. 

&Fizenz, Grlaubnis, Befugnis. Lizenz oder Lizenziteuer iſt 
der Name für Abgaben, die erhoben werden für die Erlaubnis 
zu Gemerbebetrieben, die nicht unbedingt freigegeben jind. So 
werden Lizenzen (Konzejitonsgebühren) erhoben vor allem für 
die Erlaubnis zum Ausfchant von Getränken, ‚zum Verkauf von 
Tabak uff. 

&loyd, Seeverjicherungs- und Seeklaſſifikationsgeſellſchaft. 
Der Ausdrud rührt von dem Ntamen des Londoner Kaffeehaufes 
ber, in dem jich die Seeverjicherer, Kaufleute ꝛc. verfammelten, 
die 1726 die erite derartige Gefellichaft gründeten. Unter dem 
nämlichen Namen find auf dem Kontinente mehrere Gejellfchaften 
errichtet worden, die Nhederei und Seeverjtcherungsgejchäfte be- 
treiben. Dahin gehören der öſterreichiſche Lloyd (1833 in Trieft 
gegründet) und die ihm ähnliche AUktiengejellichaft, der „Nord: 
deutjche Lloyd“, der jich 1857 in Bremen fonjtituterte. 

Local Option, j. Antialfoholismus. 

Lock out, die englifche Bezeichnung für Ausjperrung. 

&Loffpigel, vergl. Agents provocateurs. 

Lohnämter (in England Gewerkämter), behördliche Kommiſ— 
tionen, in denen Bertreter von Arbeitgebern und Arbeitern unter 
Vorſitz eines Unparteitichen rechtsverbindlich für die einzelnen 
Induſtriezweige Mindeft-Lohntarife aufjtellen. Der deutjche Heim— 
arbeitertag hat jtch für Einführung diefer Lohnämter, die in Eng- 
land, Auftralien 2c. mit guten Grfolgen bejtehen, in der Haus: 
induftrie ausgejprochen, die deutjche Negierung "das Verlangen 
jedoch abgelehnt. In Öfterreich und Frankreich iſt die Einſetzung 
von Zohnämtern geplant. 

Cohnbücher (Arbeitszettel), die Bücher, in die die Bedingungen 
eingetragen jind, zu denen Arbeiter beitimmte Arbeiten übernom- 
men haben. Sie fünnen vom Bundesrat für einzelne Gewerbe 
vorgejchrieben werden. 

Tohngeſetz, Ehernes, ſ. Ghernes Lohngeſetz. 

Coh — en, die Grundlöhne, nach denen die Beiträge und 
— bei der Kranken- (ſ. dort) und beſonders bei der In— 
validitätsverficherung (ſ. dort) bemejjen werden. 

Zohnfkala, Sleitende, ſ. Lohnſyſtem. 

Lohnfyftem. Der Lohn kann entweder Zeitlohn jein, d. 
er wird bemefjen nach der Arbeitszeit, oder Merklobhn, d. he 
wird bemefjen nach dem geleifteten Werl, Beim Werllohn tft 
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unterscheiden zwilchen Atfordlohn, bei dem bejtimmte Arbeiten 
im Geding vergeben werden, und dem Stüclohn, der fich be- 
mißt nach der Zahl der gefertigten Stüce. Beim Akkord- wie 
beim Stücklohn it es möglich, daß die Arbeiten nicht an einzelne, 
jondern an mehrere Arbeiter vergeben werden. Man jpricht 
dann von Gruppenakkord, bezw. Gruppenſtücklohn. Dient 
Ichon der Akkordlohn dazu, die Arbeiter zur möglichit intenfiven 
Anfpannung ihrer Leiltungen anzujpornen, jo bezwecten dies be- 
jonders die Prämienlohniyiteme. Es fommen davon verjchie- 
dene Formen vor: bei dem Zeitprämienſyſtem wird eine Grund: 
zeit feitgejegt, in der das Grzeugnis fertiggeftellt fein kann, ftellt 
der Arbeiter es in fürzerer Zeit her, jo erhält er neben dem Lohn 
für die tatjächlich verbrauchte Zeit eine Prämie, Die entweder 
in einem Teil des Stundenlohns für die erjparte Zeit, oder 
in einer Erhöhung des Lohns um jo viel Prozente bejteht als 
von der Grundzeit eripart wurde. Auch beim Stücklohn jind 
Brämienlohniyiteme eingeführt. ine neuerdings in England und 
den Vereinigten Staaten aufgeflommene Lohnform ift die gleitende 
Lohnſkala (engl. sliding scale), bei der Lohn und Verkaufspreis 
des Produkts in Berbindung miteinander gebracht find. Die 
Organtjattonen der Unternehmer und Urbeiter vereinbaren näm: 
lich miteinander, daß unter Zugrundlegung eines bejtimmten 
Normallohns und eines bejtimmten Ntormalpreijes für das Pro— 
dult die zu zahlenden Löhne prozentual über den Normallohn 
itetgen oder unter ihn fallen, je nach den Preisſchwankungen des 
Produkt gegenüber dem normalen Preis. 

Eohntaze, behördlich Fejtgejegter Lohnſatz, vergl. auch Preis- 
taren. 

Eokaliften, ſ. Gewerkſchaften. 

Cokogeſchäfte, ſ. Börſengeſchäfte. 

Tombardgeſchäft, verzinsliches Darlehen gegen Verſetzung von 
Edelmetallen, Wertpapieren, Waren uff. Der Lombardzinsfuß iſt 
a—1°/o höher als der jeweilige Diskontſatz. 

Ford, der gemeinjchaftliche Titel aller Höheren Adeligen in 
Gngland. House of Lords, da3 englische Oberhaus; Lords 
of Parliament, jo viel wie Bairs (f. d.). — Der Titel it 
ferner mit einigen Amtern verbunden, jo iſt Lord-Mtajor der Titel 
für den eriten Bürgermeifter von London und fünf großen eng- 
liſchen Städten. 

&8os-von-Hom-Dewegung, Die Bewegung zum Austritt aus 
der römisch-fatholifchen Kirche. Sie hat ihren Namen von dem 
Schlagwort „Los von Rom”, das ein Student auf dem Deutjchen 
Volkstag in Wien 1897 geprägt hatte. Die Losvon-Rom-Bewe— 
gung in ——— entſtanden vor allem aus nationalen Motiven, 
da die römiſche Geiſtlichkeit in Böhmen, Mähren und Steiermark 
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zu einem großen Teil auf Seite der Gegner des Deutichtums 
itand. Dann aber jeste eine lebhafte Förderung der Bewegung 
durch den Evang. Bund und den Gultav-Adolf-Berein ein, die 
Prediger, Beiträge zu Kirchen und Pfarrhausbauten, Schriften 
ufw. nach Öjterreich ſchickten. Die Fatholiiche Kirche hat mannig— 
fache Verfuche gemacht, die Ausbreitung der Bewegung zu ver: 
hindern, und wurde darin von der djterreichiichen Regierung 
unterjtüßt. Seit 1898 jind insgejamt 60 744 Berjonen zur evan- 
gelifchen Kirche übergetreten, im Sahre 1910 allein 5190. Auch 
in Ruſſiſch-Polen iſt die Los-von-Rom-Bewegung jehr ſtark, wird 
aber von der ruſſiſchen Regierung befämpft. In den übrigen fatho- 
liſchen Ländern ijt die Los-von-Rom-Bewegung von geringerem 
Umfang geblieben. 

Sothringer(dlod), ſ. bloc lorrain. 

Sotterie. Sie kann entweder eine Klajjenlotterie oder 
ein Lotto (Zahlenlotto) fein. Bei der Klajjenlotterie wird eine 
Geldſumme in eine bejtimmte Anzahl von Loſen verjchiedener Größe 
(ganze, halbe, viertel) eingeteilt. Die Ausjpielung der Gewinne 
gejchieht nach ihrer Zufammengehörigfeit in einzelnen Abteilungen 
(Serien, Klaffen) und in zeitlich getrennten Ziehungen. Am 
Ziehungstag werden aus dem Nummernrade die Nummern und 
aus dem Glücksrade die Gewinne für jedes aus dem Nummern: 
vade gezogene 208 gezogen. Bet dem BZahlenlotto werden aus 
einem Glücsrad, in dem ich die Nummern 1—90, einzeln in 
Kapjeln verjchlojfen, befinden, an einem bejtimmten Tag fünf 
Nummern gezogen, die allein gewinnen. Die Höhe der Einſätze 
ift beliebig, und die Gemwinjte bejtehen in einem Vielfachen der 
Einſätze. Gine Klafjenlotterie bejteht in Preußen, das mit ins- 
gefamt zwanzig Bundesſtaaten (zulegt mit Elſaß-Lothringen) 
Berträge über eine Lotteriegemeinſchaft gejchlofjen hat. 
Diefe Staaten haben zuguniten der preußifchen Klajjenlotterte 
auf eine eigene Lotterie verzichtet und erhalten dafür von Preußen 
eine jährliche Entjchädigungsfumme Daneben haben noch) 
Sachjen, das gleichfallS mit einigen Eleineren mitteldeutjchen 
Staaten Verträge über Zulaffung der Lotterie in ihr Gebiet 
gegen ein jogenanntes Konzejfionsgeld abgejchlojien bat, 
und Hamburg eine Klafjenlotterie, jo dab nur noch Bayern, 
Württemberg und Baden feine Klaffenlotterie befigen, Doch 
ſchweben zur Zeit Verhandlungen über Einführung einer Lotterie 
in diefen Staaten und über Bildung einer füddeutichen Lotterie 
gemeinschaft, bezw. eine Gemeinjchaft mit der ſächſiſchen Lotterie. 
Die Reichsgeſetzgebung hat u. a. das Veranftalten von öffentlichen 
Lotterien und Ausfpielungen ohne obrigkeitliche Erlaubnis unter 
Strafe gejtellt, den Handel mit Loſen gegen Teilzgahlungen oder 
im Umberziehen überhaupt verboten, Ferner haben die Einzel: 
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taaten das Spielen in fremden Lotterien, das Berlaufen, An— 
bieten 20. fremder Loſe in ihren Gebieten mit Strafe bedroht. 
Außerhalb Deutschlands beitehen Klafjenlotterien in Ungarn, Hol: 
land, Dänemark, Spanien, Serbien und Rumänien. Gin Zahlen: 
lotto bejigen Oſterreich und Stalten. 

K£otterieanleihe, j. Prämienanleihen. 

S£otteriefteuer. Die VBeranitaltung von inländtjchen öffent- 
lichen Lotterien unterliegt einer Reich s itempelabgabe von 20 °o 
und die Einführung ausländifcher Loſe oder Ausweiſe über 
Spieleinlagen einer folchen von 25°. Auch die Staatslotterten 
haben dieſe Steuern zu entrichten. Bon der Steuer frei ſind 
nur die Loſe der ganz kleinen (der Gejamtpreis der Loſe einer 
Ausjpielung darf nicht mehr als 100 ME. betragen) und der 
ausichließlich wohltätigen Zwecen dienenden Xotterien (bis zu 
einem Spielfapital von 25000 MH. In Württemberg wird auch 
von Lotterien oder Glücshafen auf Märkten und Meſſen eine 
Steuer von täglich 8 ME. erhoben, und ferner tit die Verloſung 
oder Jonitiges Ausjpielen eines Gegenstandes mit einem Steuer: 
ja von 3" %%o von Snländern und von 5° von Ausländern 
belegt. In einigen Staaten, jo in Djterreich, werden die Ein— 
lagen und dann noch die Gemwinjte bejteuert. 

Coyal, gejegmäßig, gutgefinnt, dem Fürjtenhaus anhänglich. 
Loyalität, gute Gejinnung, Untertanentreue. 

Fübek, freie und Hanjeitadt, Nepublif. 299 qkm, 113700 
Sinwohner. — Der Senat mit dem Präſidenten an der Spitze 
beiteht aus 14 auf Lebenszeit gewählten Mitgliedern, die von 
einer aus Senat und Bürgerjchaft gleich ſtark zufammengejegten 
Wahlverfammlung gewählt werden. Die Bürgerjchaft umfaßt 
130 Mitglieder, die auf je 4 Sahre von allen fteuerzahlenden 
Bürgern in 2 Klajjen gewählt werden. 

Eutherifde Kirche, im Gegenjaß zur reformierten, Die 
Kirchengemeinjchaft, die jich nach der von Luther begonnenen 
veutjchen Reformation zunächit durch die Augsburger Konfeſſion 
(1530) gebildet und weiter verbreitet hat. Sie ijt jest in Sachjen, 
von wo jte ausging, Braunfchweig, Oldenburg und Mecklenburg, 
in dem größten Teil von Preußen, Württemberg und Baden, 
in einem Teil von Kurheſſen und dem Großherzogtum Heljen, in 
Dänemark, Schweden und Norwegen, auch in den ruſſiſchen Ditjee- 
provinzen und in den Bereinigten Staaten herrſchend geworden. 
— Gegen die Union mit der reformierten Kirche iſt in mehreren 
deutjchen Landesteilen eine Abzweigung, das Luthertum, ent- 
Itanden. Es bildeten ſich innerhalb der deutjchen Landeskirchen 
wieder einzelme Kirchen, die „Svangelijch-Altlutherifchen Kirchen“, 
die „Freien Kirchen“, 


330 Zutherifche Konferenz — Meacchiavellismus 


Sutherifhe Konferenz (Allg. Evang.-Luth. Konferenz), eine 
1868 gejchaffene Konferenz von jtrengen Lutheranern, die nicht 
bloß auf Deutjchland bejchränft ijt. 1908 traten die Mitglieder 
der antiunioniftischen Partei aus und gründeten den Luthe— 
riſchen Bund. 

Fuzemburg, Großherzogtum, neutral erklärt, mit 2586 qkm 
und 264455 Einwohnern. Berfafjung jeit 1848. Pie 51 Mit- 
glieder der Abgeordnetenfammer gehen aus direkten Kantons- 
wahlen hervor. Die Großherzogliche Regierung führt die Ge- 
ichäfte. Luxemburg gehört zum deutjchen Zollverein, jeine Bahnen 
unterjtehen der Verwaltung der NReichseilenbahnen. 

Tuxusſteuern jind Steuern, die einen ‘Die Durchſchnitts— 
bedürfnifje überjteigenden Aufwand treffen jollen. Zu den 
Lurusfteuern zählt man bis zu einem gewiljen Grad die Wohnung: 
und Mietjteuer, dann die Hundeiteuer (meilt als Gemeindes, 
jelten als Staatsiteuer erhoben), die finanziell bedeutungslofe 
Nachtigallenfteuer, ferner die Wagen- und Pferdejteuer, die 
Billarditeuer, die Luſtbarkeitsſteuer, eine von Gejelligfeits- 
vereinen und Bergnügungen erhobene Steuer (meijt Gemeinde- 
jteuer), die Dienjtbotensteuer, Klavier, Automobil: 
und Fahrräderſteuer (über Automobiljteuer j. d.), Wappen- 
ſteuer uff. 

Tynchjuſtiz, die ungejegliche Beltrafung eines Verbrechers 
durch das Volk unmittelbar nach der Tat. 

Czeum, heute in Bayern der Name für höhere Schulen, 
die der Vorbereitung zur fatholifchen Theologie dienen. Auch 
werden weibliche Lehranitalten, die eine höhere, dem Univerjitäts- 
ſtudium ſich nähernde Bildung vermitteln, Lyzeen genannt. In 
Frankreich heißen die Staatsgymnafien Lyzeen. 


M, 


Machiavellismns, die Theorie, daß die Politik weder von 
dem Necht noch von der Sittlichkeit, ſondern allein von der Zweck— 
mäßigfeit bedingt ilt. Macchiavell (1469— 1527), der vierzehn 
Jahre al3 Staatsjetretäv der Nepublit Florenz an den Staats: 
gejchäften tätigen Anteil nahm und dann nach Rückkehr der Medici 
aus jeinem Amt entlajjen wurde, jtellte jenen Sab in jeinem 
Werte „Vom Fürften“ auf. Wenngleich diefe Schrift durch ihre 
Lehre der Gleichgültigkeit gegen die fittlichen Grundlagen der 
Politik eine gefährliche Wirkung übte, jo iſt fie doch aus den 
damaligen politischen —— Italiens heraus zu beurteilen, 
und ihre nationale Bedeutung zu würdigen. Gegen Macchia— 
vell ſchrieb Friedrich der Große einen Antimacchiavell (ſ. d.) 
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Machen —— die mit den — Gütern der 
Militärkolonien begabten Stämme Marokkos. Die Machzen 
bilden eine bevorzugte Kalte, die das Neich beherrichen. Daher 
bezeichnet der Ausdruck Machzen auch die fatjerliche Negierung 
in Marokko jelbit. 

Mac-Sinley-DBifl, Der von dem nordamerifanijchen Kongreß- 
mitglied, jpäteren Präſidenten Mac Kinley beantragte und am 
6. Oftober 1890 in Kraft getretene Hochjchußzolltarif der Ver— 
einigten Staaten von Nordamerika, der für eine große Menge 
außeramerifanijcher Produkte nambafte Bollerhöhungen brachte. 
Dieje Erhöhungen haben die deutſche Ausfuhr, inSbejondere die 
der Tertil-, Spirituofene und Papierwareninduftrie, empfindlich 
gejchädigt. Der Mac-Kinley-Tarif wurde nach dem Sieg der 
demokratischen Partei im Jahre 1894 durch ein neues Tarifgeſetz 
mit ſtark ermäßigten Poſitionen erſetzt. Aber als 1896 die hoch- 
ſchutzzöllneriſchen Republifaner wieder ans Ruder famen und 
Mac Kinley die Präſidentſchaft erlangte, wurde die Hochichuß- 
zollpolitit wieder aufgenommen und in dem Dingleytartf 
(ſ. d) noch höhere Sätze eingeführt. 

Madrider Berfrag, Der auf der internationalen Konferenz 
zu Madrid im Jahre 1880 geſchloſſene Bertrag, in dem ſich die 
an Marokko interejitierten Mächte über die Schußrechte in Maroffo 
verjtändigten. (Vergl. Ulgeciras-Konferenz.) 

Mafia, ein der neapolitaniichen Camorra ähnlicher Geheim- 
bund in Sizilien. Der Bund übt heute noch eine große Macht, 
die in die eriten Gejellfchaftsichichten hinaufreicht. Die Mafiofi, 
die unter Häuptlingen jtehen, betreiben Schmuggel, Erprejjungen 
und ſchrecken auch vor Mordtaten nicht zurück. 

Magiftrat, der Eollegiale Borjtand einer Stadtgemeinde, der 
die jtädtischen Angelegenheiten verwaltet, auch Gemeinderat (ſ. dort), 
Stadtrat oder Nat genannt. Die Mitglieder des Meagijtrats 
heißen Magijtratsräte, Natsherren, Senatoren uff. Magiftratur 
heißt in Frankreich das Gerichtswejen, auch das Gerichts- und 
Staatsbeamtenperjonal; in England jind Magijtrate die höheren 
Volizeibeamten und Friedensrichter. 

Magna Charta (Die große Charte), das engliiche Staats- 
grundgejeß, das 1215 Adel und Geijtlichkeit dem König Johann 
ohne Land abzwangen. Mit ihm beginnt die fonititutionelle Ent- 
wicklung Englands, die für die Verfaffung der übrigen Staaten 
vorbildlich wurde. Durch die magna eharta wurde die Erhebung 
außerordentlicher Abgaben an die Genehmigung der Reichsver- 
jammlung gebunden, London und den übrigen Städten wurden 
ihre alten Rechte und Gewohnheiten zugefichert, fein freier Mann 
durfte gefangen gejegt oder jeiner Güter beraubt werden, es jei 
denn durch Urteilsipruch feiner gehörigen Richter und auf Grund 
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der Landesgejege, und den ausländijchen Kaufleuten wurde Frei— 
heit von willfürlichen Abgaben und Zöllen verbürgt. 

Magnafen, die vornehmiten adeligen Familien in Ungarn, 
die zujammen das Oberhaus (Magnatentafel) bilden (vgl. Öfterreich- 
Ungarn). 

Mahalla (wörtl. Rajtort), nordafrikaniiche Bezeichnung für 
ein Heerlager, ein Heer auf dem Kriegszug. 

Mahdi (der Prophet), der von den Moslems erwartete Pro— 
phet, der, von Allah gejandt, das Wert Mohammeds vollenden, 
die Ungläubigen befehren oder vernichten und eine gerechte Ver— 
teilung aller Güter bewirken wird. Für einen jolchen Sendling 
Allahs gab jich der Ägypter Mohammed Achmed aus; ex entfaltete 
1881 im Sudan die Fahne des Propheten, bejtiegte am 3. Novem— 
ber 1883 bei Kajchgt das ägyptische Heer unter General Hicks 
Paſcha und wurde 1884 als Sultan von Kordofan anerkannt. 
Im nächiten Jahr eroberte er Chartum, bei dejjen Verteidigung 
der Generalgouverneur des Sudans, Gordon, ermordet wurde, 
jtarb aber bald darauf (am 21. Juni 1885). Sein Nachfolger 
Abdullah fiel nach einer enticheidenden Niederlage durch Kitchener 
Pajcha bei Omdurman am 24. November 1899 bei Gedid. 

Mahflftener, eine Verbrauchsiteuer auf Mehl und Brotfrüchte. 
Wegen ihrer Ungerechtigkeit und der Schwierigkeiten ihrer Er— 
hebung tit in Deutjchland die Steuer in den Gemeinden immer 
mehr eingejchränftt und durch das Zolltarifgejeg vom 25. Dezem- 
ber 1902 auch als Gemeindejteuer vom Fahre 1910 ab (zufammen 
mit der Fleiſchſteuer) gänzlich befeitigt worden. In Oſterreich 
wird eine Abgabe von Mehl, Backwerk, Hüljenfrüchten und Brot- 
früchten als Staatsjteuer noch erhoben. 

Maiden speech, Jungfernrede (j. dort). 

Maifeier, die Feier des 1. Mai als Weltfeiertags der 
Arbeiterjchaft aller Nationen. Sie wurde eingeführt durch den 
internationalen Urbeiterfongreß zu Baris 1889 zur Demonjtration 
für den Achtitundentag. Die Maifeier, die 1891 in Frankreich, 
Belgien und Italien zu blutigen Zujammenjtößen uf. geführt 
hatte, veranlaßte al8 Gegenmaßnabme der Unternehmer Aus: 
jperrungen, jo daß ſich gegen ihre jtarre Durchführung in den 
Kreifen der organifterten Arbeiterjchaft ſelbſt ein ſtarker Wider: 
Itand regte. 

Maigefeke, vergl. Rulturfampf. 

Mainlinie, früher die Grenze zwijchen dem Norddeutjchen 
Bund und den jüddeutjchen Staaten, heute noch vielfach zur 
Bezeichnung des Gegenjages zwijchen dem deutjchen Norden und 
Süden gebräuchlich. 

Maire, der Bürgermeilter in Frankreich, dem auch jtaatliche 
Aufgaben, die Handhabung der DOrtspolizei, die Veröffentlichung 
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Mairie Bürgermeijteramt. 

Maifhbottichftener, eine Form der Bier: und Branntwein- 
bejteuerung, wobei die Steuer nach der Größe der Mlatjchgefäße 
und der Zahl der einzelnen Ginmaijchungsatte bemejjen wird. 
Dagegen nüpft die Maiſchſteuer an den Borgang des Ein- 
maijchens (Übergießens des Malzes mit heißem Waſſer) an. Der 
Steuerjag wird von der Gewichts: oder Naumeinheit erhoben. 

Majeftät, Titel für den Träger der böchiten Gewalt und 
Würde im Staate. Der Titel wurde im Mittelalter nur von 
den Kaijern in Anjpruch genommen, und erjt jeit dem 16. Jahr— 
hundert fangen auch die Könige an, den Wajeitätstitel anzu- 
nehmen. Seit dem Wejtfälifchen Frieden wird er allen Kaifern 
und Königen beigelegt. Das „Majejtätsrecht” kommt dagegen 
jedem Souverän zu, und jeine VBerlegungen beißen „Majeſtäts— 
verbrechen”, zu denen jowohl Verbrechen gegen den Staat 
(Hoche und Landesverrat) als gegen das Staatsoberhaupt 
gehören. 

Majeftätsbeleidigung. Die Beltrafung von Majeitätsbe- 
leidigungen it durch Gejeg vom 17. Februar 1908 wejentlich 
eingejchräntt worden dadurch, daß nicht mehr das Bewußtſein 
der Beleidigung genügt, jondern daß die Beleidigung in der 
Abſicht der Ehrverlegung böswillig und mit Überlegung begangen 
jein muB. Herner wurde die VBerjährungsfriit, die jich früher 
auf 5 Fahre ausdehnte, und deren lange Dauer daher zu 
Denunziationen jahrelang zurücliegender Vergehen benüßt wurde, 
auf 6 Monate herabgejegt. Diefe Beitimmungen gelten für 
Beleidigungen des Kaijers, des Landesherrn, eines Bundesfüriten, 
Negenten uff. Sie haben — vorläufig — eine jtarfe Abnahme 
der Majeitätsbeleidigungsprozeije im Gefolge gehabt. 

Majorat, j. Fideikommiß. 

Majorifieren, durch Mehrheit überſtimmen. 

Majorität, Mehrheit, Stimmenmehrheit. Gegenjag: Mino- 
vität, Minderheit. Man unterjcheidet zwijchen relativer 
Mehrheit, bei der ein Kandidat mehr Stimmen erhalten hat als 
jeder der anderen für jich, und abjoluter Mehrheit, bei der 
ein Kandidat mindejtens eine Stimme mehr auf jich allein ver- 
einigt bat als alle übrigen zufammen. Für die Wahl eines 
Abgeordneten wird in der Kegel abjolute Mehrheit verlangt. 
(Bergl. auch den Artikel Wahl) Ferner untderjcheidet man 
zwifchen einfacher und qualifizierter (potenzierter, 
geiteigerter Mehrheit). Die einfache Mehrheit ijt gegeben, 
wenn jie über die Hälfte der Stimmen umfaßt, eine qualifizierte, 
wenn jie aus einer bejonders großen Stimmenzahl beiteht, 3. B. 
aus Dreiviertel oder Zweidrittel der gültig abgegebenen Stimmen. 
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Malkontenten („Mißvergnügte“), Bezeichnung für oppojitio- 
nelle Parteien oder Gruppen. 

Maltheferritter, gleich Johanniter (ſ. d.). 

Malthufianismus. Der Engländer Thomas Rob. Malthus, 
der erite große Syitematifer der Bevölferungslehre (1766— 1834), 
jtellte in feiner 1798 erjchienenen „Abhandlung über das Be- 
völferungsgejeg” den Saß auf, daß die Bevölkerung eines Landes 
die Tendenz habe, fich unbegrenzt in geometrijcher Progrejjion 
zu vermehren, und zwar in mindejtens 25jährigen BerdoppelungS- 
perioden. Dagegen vermöge man die Produktion der Nahrungs- 
mittel nicht dauernd in dem gleichen Maße zu jteigern, vielmehr 
jet daS günitigite Verhältnis das einer arith metiſchen Pro- 
greſſion in gleichfalls 25 jährigen Abjchnitten. Während aljo die 
Bevölkerung im Verhältnis von 1, 2, 4, 8... . zu jteigern jtrebe, 
ließen jich die Nahrungsmittel nur im Verhältnis von 1,2,3,4... 
vermehren. Das hiedurch angedeutete Mißverhältnis, das nach 
200 Sahren ſchon wie 256:9 wäre, verlange notwendig eine 
Ausgleichung. Dieje könne in doppelter Weije erfolgen, nämlich 
entweder präventiv (vorbeugend), jo daß man eine überjchüffige 
Bevölkerung gar nicht entjtehen laſſe, oder veprejjiv (zer: 
jtörend), jo daß die entitandene wieder weggejchafft werde. Die 
repreſſive Ausgleichung gejchehe durch das Elend, die präventive 
Ausgleichung könne ſowohl durch lajterhafte Lebensweiſe und 
ihre Folgen, al3 durch moralijche Enthaltſamkeit erreicht werden. 
Elend, Laſter und Enthaltjamfeit jeien die drei Mittel, die das 
Gleichgewicht zwischen Menfchenzahl und Nahrung immer wieder 
beritellen. Malthus' Lehre hat einen jtarfen Einfluß auf die 
Armen- und Ehegejeggebung auch in Deutjchland geübt. Dagegen 
wurde ſie im 19. Jahrhundert von zahlreichen Volkswirtjchafts- 
lehrern wieder verlafjen, und erſt gegen Ende des vorigen Jahr: 
bundertS wurde ihr Kern als im wejentlichen richtig anerfannt, 
daß nämlich die Bevölkerung die Tendenz babe, jich jchneller zu 
vermehren, als die Unterhaltsmittel ammachjen können. Von den 
Anhängern der Malthusjchen Lehre wurde ſchon früher betont, 
dab die von Malthus empfohlene moralifche Enthaltſamkeit fein 
wirkſames und geeignetes Heilmittel jei. Es können nur durch 
einen gejchlechtlichen Verkehr, bei dem VBorbeugungsmaßnahmen 
Anwendung finden, die verhängnisvollen Folgen der Übervölfe- 
vung verhütet werden. Diefe Auffaſſung nennt man Neomal— 
thbufianismus. 

Malzauffhlag, in Bayern Name für die Malzjtener. 

Malzftener, eine Form der Bierbefteuerung, bei der die 
Steuerpflicht fich nach dem Gewicht oder dem Nauminbalt des 
geichroteten Malzes bemißt. 
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Manager (engl.), Sejchäftsführer, Leiter eines Unternehmens. 
Auch die Mitglieder des englifchen Ober: und Unterhaujes, die 
zu gemeinlamen Beratungen der beiden Häufer gewählt werden, 
beißen Managers. 

Mancheſterſchule, uriprüngliich eine politijche Bartei in Eng- 
land, die ihre Agitation gegen die Kornzölle richtete. Der Name 
rührt daher, dal die Stadt Mancheiter den Mittelpunkt diejer 
Mgitation bildete. In Deutjchland bezeichnete man als Man: 
cheiterlebre die Theorie der extremen Freihändler, die jedes 
Itaatliche Eingreifen fowohl im auswärtigen Handel als auch in 
der innern Wirtichaftspolitit verwerfen und das freie Spiel der 
Kräfte fordern. Solche extreme Freihändler gibt es in Deutjch- 
land nicht mehr, trogdem wird in der politischen Polemik auch 
jhon die Ablehnung irgend einer bejtimmten Forderung nach 
Staatshilfe für Mancheitertum erklärt, auch wenn die Ablehnung 
durchaus nicht aus ſreihändleriſchen Gründen erfolgt. 

Mandarinen, eine malaytiche Bezeichnung für chinejtiche 
Wiürdenträger, Daher Mandarinentum eine ſich vom Bolt 
abjchließende Kate des hohen Beamtentums. 

Mandat, Bollmacht, Auftrag. In der Bolitit der den Ab— 
geordneten vom Bolt erteilte Bertretungsauftrag. Diejes Mandat 
it fein gebundenes oder imperatives, da die Gejege, auch 
die Reichsverfaſſung, ausdrücklich beſtimmen, daß die Abgeordneten 
an Aufträge und Inſtruktionen ihrer Wähler nicht gebunden ſind. 

Manifeſt, * feierliche Erklärung oder Kundgebung einer 
Regierung, einer Partei. 

Mantelgeſetz, Bezeichnung für ein Geſetz, das die für mehrere 
Geſetze gemeinjamen Beitimmungen enthält, jo das Reichsgeſetz 
vom 30. Juni 1907, das die allen Unfallverficherungsgejegen ge- 
meinfamen Borjchriften umfaßt, und das „Mantelgejeß” bei der 
Neichsfinanzreforn 1906, dem die einzelnen Steuergejeße als An- 
lagen beigegeben waren. 

Marianifhe Kongregationen, DBereinigungen in der katho— 
liischen Kirche zur Förderung der Sittenreinheit und Tugend. Sie 
beitehen hauptſächlich aus Schülern, Studenten, jungen Kauf- 
leuten und Handwerkern. In Breußen wurden jie mit dem 
Sejuitenorden verboten, aber durch Minifterialerlaß vom 23. Ja— 
nuar 1904 wieder zugelajjen. 

Marianne, eine Bezeichnung der franzöſiſchen Republik. 

Marineamtf, j. Neichsämter. 

Marinekabineft Des Kaijers, ein dem Kaiſer unmittelbar 
unterjtelltes Bureau, das die Bejehle des Kaijers in der Kom- 
mandoführung der Marine übermittelt, die Berjonalien der Ma- 
rine bearbeitet. 

Marinismus, j. Militarismus, 
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Marokko, Sultanat, abſolutiſtiſches Kaiſerreich mit489 2404km 
(ohne Tuat und die Wüſte) und ſchätzungsweiſe 5—8 Mill. Ein- 
wohnern. Die Regierung des Sultans verwaltet die auswärtigen 
und inneren Angelegenheiten, die Finanzen, das Kriegsweſen, 
die Juſtiz; in Tanger hat ein Vertreter des Sultans für aus- 
wärtige Angelegenheiten jeinen Sit. Als Generalpolizeiinipeftor 
fungiert im Auftrag der Algecirasmächte der jchweizerijche Oberjt 
Müller. Die Zahl der Fremden (1910) betrug nicht ganz 20000, 
über die Hälfte Spanier, wenige hundert Deutjche. An der Ein- 
fuhr iſt England fajt mit der Hälfte beteiligt (40 Mill. Frank), 
Deutjchland nur mit 55 Mill., Frankreich mit 34 Mill. Die Aus- 
fuhr bejteht bejonders in Gerjte und Ochjen; der Schiffsverkehr 
umfaßte 1908 im ganzen 3048 Schiffe, Darunter 2779 Dampfer. — 
Über die Heeresverhältnijje it nichts Genaues zu jagen, im Krieg 
it jeder Marokkaner wehrfähig. Die Flotte bejteht lediglich aus 
ein paar Kleinen Dampfbarkajjen. 

Marokko-AdbRommen. In einem Abkommen vom 8. April 1904 
einigten jich England und Frankreich über verjchiedene jtrittige 
afritanifche Fragen (Sudan, Ägypten, Madagasfar, Marokko). 
In dem Vertrage gejtand England Frankreich jein „Desinterejje- 
ment” (j. d.) zu und erklärte, daß es die friedliche „Durchdringung“ 
Durch Frankreich nicht hindern werde. Die volle Handelsfreiheit 
jollte aufrechterhalten, feine Befeitigung an der Küjte angelegt 
werden ujw. Unter dem 6. Dftober wurde zwijchen — 
und Spanien ein Vertrag geſchloſſen, der Spaniens Intereſſen 
ſicherte. Von dieſen Verträgen wurde dem Deutſchen Reich keine 
Mitteilung gemacht. Frankreich trat als „Protektor“ Marokkos 
auf und ging dabei ohne Rückſicht auf die deutjchen Intereſ— 
jen vor. Daraufhin landete am 31. März 1905 Kaijer Wil- 
beim II. in Tanger; in jeiner Begrüßungsrede betonte er Die 
volle Souveränität des Sultans und proflamierte die Politik 
der offenen Türe für alle Völker. Die Folge davon war 
eine bedrohliche Spannung zwijchen Frankreich und Deutjchland, 
die jich Löfte, als der Miniſter des Außern, Delcafje, deſſen 
deutjchfeindliche Bolitit den Konflitt verurjacht hatte, unter dem 
Druck der öffentlichen Meinung zur Demiflion gezwungen wurde. 
Auf Grund der noch geltenden Bejchlüffe der internationalen 
Mapdrider Konferenz einigten ſich die Mächte auf eine neue 
Konferenz, auf der die ftrittigen Punkte geregelt werden follten. 
US ihr Programm wurde fejtgejegt: Einrichtung der Polizei, 
Überwachung und Unterdrücdung des Waffenjchmuggels, Staats: 
bankfrage mit Steuerwefen, Sicherung der wirtjchaftlichen Frei- 
heit. Als VBerfammlungsort der Konferenz wurde Algeciras 
bejtimmt, die Konferenz wurde am 16. —— 1906 eröffnet. 
(Vergl. Algeeiraskonferenz.) 
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Am 9. Februar 1909 ſchloßen Frankreich und das Deutjche 
Neich ein Ablommen, das den Franzoſen gegen die Zuficherung 
der offenen Türe freie Hand ließ, ihre mit der Sicherung von Ord— 
nung und Frieden verknüpften politiſchen Intereſſen zu verfolgen. 

Im März 1910 jchloß Frankreich mit dem Sultan von 
Marokko einen Vertrag, in dem die Übernahme der von Marokko 
dem Ausland gejchuldeten Summen auf eine franzöjiiche Anleihe 
von 90 Mill. jowie die Räumung der Schauja und der Provinz 
Udſcha nach Bildung einer unter franzöjiichen Offizieren und 
Unteroffizieren jtehenden marokkaniſchen Truppenmacht in diejen 
Gebieten, bezw. nach Abzahlung der franzöjiichen Expeditions— 
fojten im Betrag von 75 Millionen vereinbart wurden. In einem 
im März 1911 getroffenen Abkommen mwilligte Frankreich in den 
Aufſchub der von Marokko für die Bezahlung der Kriegsentjchä- 
digungen gejchuldeten Borjchüffe an die mar. Staatsbant und 
verjchaffte dem Sultan die Mittel zur Organijation einer Truppen: 
macht, der Hafenpolizet und zur Vornahme von Hafen- und 
Gifenbahnbauten. 

Auch zwilchen Spanien und dem Sultan fam e3 1910 zu 
einem Abkommen, durch das Spanien eine Gntjchädigung von 
65 Mill. Frs. für den Riffkrieg (1909) und die Bildung eines 
ſpaniſch-marokkaniſchen Polizeikorps zugejichert erhielt. 

Schließlich beiteht zwijchen Franfreichb und Spanien 
ein Geheimvertrag, der angeblich für den Fall von Verwicklungen 
das beiderfeitige militärische Vorgehen feſtſetzt. 

Marfeillaife. Dieje berühmte franzöfiiche Nationalhymne, 
die die Krieger der eriten Nepublit zum Kampf begeijterte, ijt 
das Werk des damals in Straßburg jtehenden Ingenieuroffiziers 
Rouget de Lisle, der jie in der Nacht vom 25. zum 26. April 
des Jahres 1792 nach der Erklärung des Krieges gegen Preußen 
und Oſterreich Ddichtete. In Paris wurde jie durch Mearfeiller 
Freimillige eingeführt, und da man ihren Urſprung nicht Tannte, 
nannte man jie die „Hymne der Marjeiller“ und jpäter Die 
„Marjeillaife”. Ihr Anfang lautet: „Allons, enfants de la 
patrie, le jour de gloire est arrive“ (Auf, Kinder des PVater- 
lands, der Tag des Nuhms iſt angebrochen). (Vergl. auch 
Revolutionslieder.) — Arbeitermarjeillaije wird das 
von dem Hamburger af. Audorf gedichtete Parteilied Dex 
Sozialdemokratie „Wohlan, wer Recht und Wahrheit achtet, zu 
unjrer Fahne jteht zu Hauf,“ genannt. 

Marxismus. Der Marrismus, begründet von dem Sozialiſten 
Karl Marx (geb. 5. Mai 1818, geit. 14. März 1883) zufammen 
mit Friedrich Engel3, lehrt, daß die menjchliche Gejellfchaft einer 
dauernden, von den wirtjchaftlichen Verhältnijien bedingten Ent- 
widlung unterworfen ift. Der wirtjchaftliche Aufbau der Gejfell- 
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jchaft bildet die Grundlage für ihre rechtlichen und politijchen 
Einrichtungen, für ihre religiöfen, philojophiichen und jonitigen 
Borjtellungen. Zwijchen der eritarrenden Rechtsordnung und Der 
in jtetem Fluß befindlichen PBroduftionsweije entiteht ein immer 
jchärfer werdender Widerjpruch, der am Ende jo unerträglich 
wird, daß die Produftionsweije jchließlich die Rechtsordnung nach 
ihren Bedürfnijjen umgejtaltet. Dann beginnt die Entwiclung 
von neuem. Die ganze Entwiclung ervjcheint jo als der Kampf 
von Ssnterejjentengruppen, der jozialen Klajjen. Alles gejchicht- 
liche Zeben war und iſt daher eine Frage von Klaſſenkämpfen 
(materialijtiijhe Gejhichtsauffajjung) Von Diejer 
Grundanſchauung aus unterjucht K. Marx die gegenwärtige — 
fapitaliftiiche — Produktionsweiſe. In ihr herrſcht die Groß— 
induſtrie, die für den Maſſenabſatz, nicht für den Eigenbedarf 
produziert, und zwar produziert jeder Produzent für ſich. Keiner 
weiß, wieviel von jeinem Artikel auf den Markt fommt, wieviel 
davon überhaupt gebraucht wird, feiner weiß, ob jein einzelnes 
Produkt überhaupt einen wirklichen Bedarf vorfindet, ob er jeine 
Kosten herausichlagen oder überhaupt wird verfaufen können. Die 
Folge diefer Planlojigkeit der Produktion iſt eine jchonungsloje 
Konkurrenz zwijchen den einzelnen Unternehmungen, und ihre 
Folge it die Kriſe. Das Charakterijtiiche der kapitaliſtiſchen 
Produktionsweiſe iſt ferner die Scheidung zwijchen den Produftions- 
mitteln, die jich in den Händen der Kapitalijten befinden, und 
den Produzenten, d. h. den Arbeitern, die nur über ihre Arbeits- 
fraft verfügen. Den Arbeitern wird die Erlangung der Broduftions- 
mittel immer jchwieriger, und ſie bleiben lebenslänglich Yohnarbeiter. 
Zugleich verjchlechtert jich ihre Lage bejtändig durch die Verbejje- 
rungen der Technik. Die verbejjerten Maſchinen machen Arbeits- 
fräfte überflüffig und jchaffen eine volljtändige „industrielle Rejerve- 
armee“, die bei günjtiger Konjunktur herangezogen werden Tann, 
bei jeder Kriſis jich aber vermehrt. Sie dient zur Niederhaltung 
des Urbeitslohns. In jeinem Lohn erhält der Arbeiter nicht den 
Mehrwert (j. dort), den jeine Arbeit gejchaffen hat, jondern nur 
einen Teil, und die Kapitalijtenklafje it bejtvebt, ſich möglichit viel 
unbezahlte Arbeit anzueignen, alſo die Arbeitszeit auszudehnen, 
die Produktivität der Arbeitskraft durch Vervollkommnung der 
Technik zu jteigern. Da der Arbeiter nichts hat als jeine Arbeits- 
kraft, jo muß er ich, gezwungen durch die wachjende Konkurrenz, 
diefen immer bärteren Arbeitsbedingungen unterwerfen. Über: 
arbeitung bei den einen, Urbeitslofigteit bei den andern ſind die 
Folgen, und fie werden gefteigert durch das Wachjen der Frauen: 
und Kinderarbeit, Vermehrung der Arbeitermaffen durch den 
Untergang des Kleinbetriebs uſf. Während jo in der Arbeiter: 
ſchaft Elend, Arbeitsqual, Sklaverei, Unwiſſenheit, Beſtialiſterung 
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und moralifche Degradation herrſchen, bringen die durch Die 
Anarchie der Geſamtproduktion herbeigeführten Krifen allmählich 
die Produktionsmittel in die Hände weniger Neicher. In der 
wachienden Maſſe der Proletarier wächit die Gemeinjanteit der 
Intereſſen und das Bewußtſein dieſer Gemeinſamkeit. Der Prole- 
tarievr gewinnt „Rlajfenbewußtjein“, ev wird ſich des 
„Segenjages von Broletariat und Bourgeoifie” bewußt. Die 
Bourgeoiſie jelbit verliert jede gejellichaftliche Tätigkeit, die Be— 
triebe verwandeln ſich in Aktiengejellfchaften und Staatseigentum, 
die von Angejtellten geleitet werden. Diejes Staatseigentum aber 
birgt die Handhabe zur Bergefellfchaftung der Produftionsmittel. 
Dieje geichieht dadurch, daß das vrganijierte Proletariat Die 
Staatsgewalt ergreift; es jchlägt die Stunde des Fapitaliftischen 
Brivateigentums. Die Erpropriateure werden erpro- 
priiert, die Produktionsmittel werden in Staatseigentum ver— 
wandelt. Damit fallen alle Klaſſenunterſchiede und Klafjengegen- 
läge. Es wird eine gejellichaftliche Produktion nach vorher be- 
jtimmten Plan möglich. 

Märzerrungenfdaften, die Freiheiten, die das Volk in der 
Märzrevolution von 1848 in den Ddeutjchen Staaten errungen 
bat, die aber zu einem großen Teil nicht dauernd erhalten werden 
fonnten. — Bormärzlich nennt man die reaftionäre Periode 
vor 1848, häufig die Bezeichnung für rüchtändige politifche Ver— 
hältnilje überhaupt. — Märzgefallene, die 187 beim Berliner 
Barrifadenfampf am 18. März 1848 Gefallenen. Sie liegen auf 
einem bejondern Friedhof im Friedrichshain beitattet. 

Maffahre, Gemetzel, Blutbad. 

Maſſenſtreik, j. Streif. 

Mäßigkeitsbeftrebungen, j. Antialfoholismus. 

Materialismus, die Weltanjchauung, die alles Bejtehen und 
Geſchehen, auch die jeeliichen Erjcheinungen, auf die Materie, 
den Stoff zurücführt. Sie ift aljo eine moniſtiſche Welt- 
anjchauung (vergl. Monismus) — Mit dem Wort Meateria- 
lismus bezeichnet man auch eine Denk- und Handlungsweije, die 
die geijtigen Werte im Vergleich zu den äußern (materiellen) 
Gütern gering ſchätzt. Menſchen mit einer jolchen Gejinnung 
beißen Materialijten. Über „materialiftiiche Gejchichtsauf- 
faflung“ vergl. Marrismus. 

Materialflenern, ſ. Aufwanditeuern. 

Matfrikel, Regiſter, Verzeichnis, worin Perſonen oder Ein- 
fünfte eingetragen werden. Im alten Deutjchen Neich hieß 
Matrikel das Verzeichnis der zu jtellenden Heerestontingente und 
der Kriegsiteuern, auch das Verzeichnis der Koften für den Unter- 
halt des Reichstammergerichts. 

Matrikularbeiträge, ſ. Reichsfinanzen. 
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Manfkordgefeß nannte man jpöttiich den von der Reichs: 
regierung im Jahre 1879 eingebrachten, vom Reichstag aber ab- 
gelehnten Gejegentwurf, durch den es in die Hand der Mehrheit ge- 
geben werden jollte, die Nedefreiheit zu bejchränfen und Abgeordnete 
wegen ihres Verhaltens im Reichstag zeitweilig oder gänzlich von 
den Sigungen auszuschließen oder dem Strafrichter zu überweijen. 

Mant, joviel wie Zoll, Mautamt, Zollamt. 

Maximalarbeitstag, die geiegliche Feitlegung der zuläjjigen 
täglichen Arbeitszeit auf ein bejtimmtes Höchitmaß zum Schuße 
der Arbeiter. Einen allgemeinen Marimalarbeitstag gibt es in 
Deutjchland nicht, dagegen find die Arbeiter. bejonderer Gewerbe 
(Bäckereien, Gajt- und Schankwirtjchaften ujf.), ferner Fabrik— 
arbeiterinnen, Kinder und jugendliche Perſonen durch gejegliche 
Beitimmungen über die Arbeitszeit vor zu weitgehender Aus- 
nügung geſchützt. Sn Dfjterreich beiteht die 11jtündige Marimal- 
arbeitszeit für Fabriken, Bauunternehmungen und Regiebauten 
ver Eijenbahnen, ebenjo jind für den Bergbau Höchitarbeits- 
zeiten vorgejchrieben. In der Schweiz ijt jchon jeit 1877 der 
11jtündige Marimalarbeitstag für Fabriken eingeführt, jeit 1903 
ijt die Arbeitszeit an Samstagen auf 9 Stunden mit Fünfuhr— 
arbeitsjchluß berabgejegt. Auch in andern Staaten bejtehen ent- 
weder allgemeine oder für bejtimmte Gewerbe gejegliche Ein- 
jchränfungen der Arbeitszeit. 

WMaximal- n. Minimaltarif, |. Doppeltarifu. Sandelsverträge. 

Mazximierung, j. Wahlvechtsreform in Preußen. 

Mazedonien wird heute als Bezeichnung für die Vilajets 
Saloniki und Monajtir gebraucht. Hier jpielten jich hauptjächlich 
die Streitigfeiten der Nationalitäten auf dem Balkan ab, bejon- 
ders zwiſchen Bulgaren, Serben und Griechen. Das jlamijche 
Glement und die Griechen jtehen ſich aber nicht allein feindjelig 
gegenüber, es fommen an den Küjtenjtrichen die Osmanen hinzu 
und im Binnenland die Albanejen, alle voneinander nicht bloß 
national, jondern auch Firchlich verjchieden. Die bulgarijche Agi- 
tation durch das mazedonijche Komitee jirebte eine Vor- 
herrichaft der Bulgaren an und hatte neben großen, jtändigen 
Unruhen auch viele Mordtaten und Greuel der jog. „Banden“ 
im Gefolge; die Mürziteger Bunftation (}. dort) verein- 
barte ein Programm zur Beruhigung Mazedonien, die maze- 
doniſche Frage it aber bis heute nicht zur Ruhe gelommen. 

Medklendurg-Schwerin und Medlenburg-Strelig, beides im 
Mannesjtamm erbliche, aber nicht konjtitutionelle Großberzogtümer, 
denen bis jett allein in Deutjchland eine moderne Berfaflung 
fehlt. Die Monarchie iſt lediglich bejchräntt durch die Stände, 
die man Landtag nennt; ev it für beide Großherzogtümer ge 
meinſam und bejteht aus der Nitterichaft und aus der Landſchaft, 
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d. h. den Bürgermeiitern der Städte. Seit langem ſind Ber: 
faffungsbeitrebungen im Gang, die aber bisher nicht verwirklicht 
werden konnten wegen des Widerjtands der Nitterichaft. Die 
Finanzverwaltung der Länder ift mangels einer Verfaſſung und 
daher mangels einer parlamentarischen Mitwirktung der Volks— 
vertretung bei der Statsaufitellung ze. jehr fompliziert; ſie umfaßt 
1) die landesherrliche Finanzverwaltung, die ohne Mitwirkung 
der Stände den Regierungsaufwand einjchließlich der Matrikular— 
beiträge ans Neich bejtreitet, 2) die gemeinjame landesherrlich- 
tändiiche Finanzverwaltung und 3) die rein jtändijche für be— 
jondere Koften der jtändifchen Bertretung. — Mecdlenburg- 
Schwerin umfaßt 18162 qkm und hat 639879 Einwohner. 
Un der Spitze der Staatsverwaltung jteht die oberjte Verwaltungs: 
behörde des großherzoglichen Haushalts und das Staatsminijtertum 
mit folgenden Minijterien: für auswärtige Angelegenheiten und 
Angelegenheiten des großherzoglichen Haufes, für das innere 
und die Finanzen. Die Bezirksverwaltung handhaben Die 
Domanialämter mit einem Droit an der Spite. — Medlen- 
burg-Streliß bat bei 2929 qkm 103800 Einwohner. Das 
Staatsminiſterium beitehbt aus folgenden Abteilungen: Juſtiz, 
Kultus, Finanzen. Die unteren Verwaltungsbehörden jind Die 
KRabinettsämter und Domanialämter mit einem Droſt an der 
Spiße; das Fürftentum Ratzeburg, das auch eine eigene jtändijche 
Vertretung bat, wird durch eine Landvogtei verwaltet. — Mitte 
März 1911 wurden nach den mißlungenen Berfajjungs- 
verjuchen von 1908 und 1909 neue Borjchläge der Re— 
gierung veröffentlicht, die von der Landſchaft prinzipiell afzeptiert 
wurden, während die Nitterichaft den Grundjat der allgemeinen 
Wahlen und die vorgejchlagene Verteilung der Abgeordneten 
wiederum verwarf. Darauf iſt im Frühjahr 1911 die Abjicht befannt 
geworden, den Großherzogtümern eine Verfaſſung zu oftroyieren. 
Mediation, Bermittlung einer dritten Macht bei Streitigkeiten 
anderer Mächte. Im Gegenſatz zur jchiedsrichterlichen Ent— 
icheidung find bei der Mediation die uneinigen Mächte nicht 
verpflichtet, jich dem Vergleichsvorſchlag zu fügen. Auf der 
Haager Friedenstonferenz verpflichteten jich die Mächte, bevor 
jie zu den Waffen griffen, die „guten Dienſte“ oder die Ver— 
mittlung einer befreundeten Macht anzurufen. Auch kann eine 
unbeteiligte Macht vor und während der Feindjeligfeiten ihre 
Vermittlung anbieten, ohne daß dies als unfreundliche Handlung 
angejehen werden fann. Während der Vermittlungstätigkeit, die 
in der Negel 31 Tage nicht überfchreiten joll, ruhen die direkten 
Verhandlungen zwijchen den jtreitenden Parteien. Kommt es 
zum Kriege, jo jollen alle Mächte jede Gelegenheit zur Wieder: 
heritellung des Friedens benüßen. 
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Mediatiſteren („mittelbar machen“), einen bisher jouveränen 
Staat der Souveränität eines andern Staates unterwerfen. Im 
Luneviller Frieden (1801) war den Füriten, die Gebiete auf dem 
linfen Rheinufer an Frankreich verloren, eine Entſchädigung zu— 
gelagt worden. Sie erhielten diefe im Reichsdeputations— 
hauptſchluß von 1803 durch Säfularijation (f. d.) getjt- 
licher Gebiete und durch Mediatijierung der meiſten Reichs- 
ſtädte und Kleinen bisher jelbitändigen Herrichaften. Es blieben 
nur noch jechs freie Neichsitädte, die Zahl der Standesherr- 
Ichaften jant von 296 auf 82. 1806 wurden durch die Rhein 
bundakte abermals Städte und Standesherrichaften mediattjiert, 
und auch jpäter verloren noch einige Füriten und Städte ihre 
Selbjtändigfeit. Die Mitglieder der damals reichsunmittelbaren 
und dann mediatijierten Häufer heißen jest Standesheren. Über 
deren jegige Vorrechte vergl. Adel. 

Medſchlis, Das Abgeordnetenhaus in Perſien (1. d.). 

Meeting, aus dem Englischen, eine Bezeichnung für Volks— 
verjammlungen, im engeren Sinn auch jpeziell für Verſamm— 
lungen von Lohnarbeitern. 

Mehrfiimmenwahlreht, j. Bluralwahlrecht. 

Mehrwert, in Der marriitiichen Lehre des Sozialismus die 
Bezeichnung für die Differenz zwijchen dem Arbeitslohn und dem 
Wert der Urbeitsleiftung; diefe Differenz falle (nach Marx) dem 
KRapitalijten unverdienter Weije zu, während jie gerechter Weife 
dem Arbeiter zufäme (S. Marrismus.) 

Meiftbegünftigung und Meiftbegünftigungsklaufel, ſ. Sandels- 
verträge. 

Meiftertitel. Zur Führung des Meijtertitels in irgend einem 
Handwerk find nur jolche Handwerker berufen, die die Befähigung 
zur Anleitung von Lehrlingen erworben oder die Meijterprüfung 
abgelegt haben. Die Meifterprüfung jegt mehrjährige Tätig- 
feit im betr. Handwerkszweig als Gehilfe voraus und muß vor 
einer Prüfungskommiſſion (3. B. der Handwerkskammern) abgelegt 
werden; ſie bejteht nicht bloß in einer Prüfung der praftiichen 
Befähigung zum Betrieb des betr. Handwerks, jondern auch in 
einer theoretifchen Prüfung, befonders auch über Buchhaltung, 
Ralkırlation, öffentliche Nechtsverbältnilfe u. a. m. — Es jind 
Beitrebungen des organijierten Handwerks (Innungen ujw.) im 
Gang, den zur Führung des Meijtertitels bevechtigten Sand: 
werfern gewiſſe VBorrechte vor jolchen einzuräumen, die den 
Meiftertitel nicht führen dürfen; 3. B. Toll die Vergebung öffent: 
licher Urbeiten (von Staat, Neich, Kommune) nur an Hand: 
werfer erfolgen, die den Meiftertitel führen dürfen, da diefe Be- 
fähtgung ſonſt jedes materiellen Inhalts entbehre. Bis jetzt 
haben dieje Beitrebungen feine Verwirklichung erfahren, Meiſter— 
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kurſe find vom organifierten Handwerk (Annungen, Handwerks— 
fammern) und vom Staat veranftaltete Fortbildungsturje für 
Handwerksmeiſter und Handwerksgehilfen zur beijeren ach: 
ausbildung in den betr. Handwerkszweigen, aber auch zur Ver: 
mittlung tbeoretifcher Kenntniffe. Sie werden in großem Umfang 
und in regelmäßiger Wiederlehr veranftaltet in Baden, Preußen, 
Bayern (K. Gewerbemufeum in Nürnberg), in Württemberg 
(R. Zentralftelle für Gewerbe und Handel zu Stuttgart); zum 
Teil wird den Kursteilnehmern von Staat und Handwerfsfammern 
Unterjtüung bei den Kurjen gewährt. (Bergl. Befähigungs: 
nachweis.) 

Meldepflidt, außer der SKontrollepflicht Militärpflichtiger, 
ver Anmeldepflicht der Fremden und Neifenden, der Anmeldung 
zum Berjonenitandregiiter (Standesamtliche M. von Geburten, 
Todesfällen), ſowie bet der jozialen Neichsverficherung, auch noch 
die ſtatiſtiſche Meldepflicht im Warenverftehr (jo in 
Deutjchland und Djterreich) für Waren, die das Zollgebiet paj- 
ſieren. Vergl. Statifttiche Gebühr. 

Melioration, Bodenmelivration, Unternehmungen, die auf 
Verbeſſerung des landmwirtichaftlich benügten Bodens abzielen und 
bejonders durch Ent und Bewäſſerung bewerfitelligt werden oder 
durch Rultivierung von Moorgebieten, ein Stüc praftifcher innerer 
Koloniſation. Sie fann gejchehen durch Aufwendung rein jtaat- 
licher Mittel (fo 3. B. bei der Moorkultur in Bayern und Nord— 
deutſchland) oder durch genojjenschaftlichen Zufammenjchluß der 
Onterefjenten zu Meliorationsgenosjenjchaften; in letzte— 
rem Fall jtaatliche Unterſtützung durch die techniſchen Amter des 
Staats und durch Bereititellung billigen und langfriſtigen Kredits 
mit Hilfe jtaatlicher Landeskulturrentenbanken (]. d.). 

Memorandum, jo viel als Denkichrift. 

Mennoniten, protejtantijche Sekte, in Deutjchland zujammen- 
geichlojfen zur Vereinigung der M.-Gemeinden im Deutjchen 
Reich, genojjen bis 1868 Militärfreibeit auf Grund ihrer Ver— 
werfung des Kriegs; jeitdem dies Vorrecht aufgehoben, wird 
ihnen aber doch noch der vorzugsmweije Dienjt als Krankenpfleger, 
Okonomiehandwerker jowie beim Train geitattet. 

Menſchenrechte, nach engliichem (bill of rights 1689) und 
amerifanifchem (in der Unabhängigfeitserklärung 1776) Muſter 
in der franzöſiſchen Revolution 1789 aufgeitellte Zufammenfafjung 
ver idealen Anjprüche, die der Menſch vom Staat verlangt (ans 
geborene, unveräußerliche Nechte, im Sinn der Erklärung von 
1789: Freiheit, Eigentum, Sicherheit, Necht des Widerjtands 
gegen willfürliche Bedrüdung, Freiheit des Gewijjens, der Mei— 
nungsäußerung, der Preſſe, Necht des Bürgers auf Unterjtügung 
und Arbeit). — Auch 1848*"in der Frankfurter Nationalverſamm— 
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lung (f. d.) tauchten diefe „Menjchenrechte“ auf in den jogen. 
„Grundrechten“. 

Merkantilismus, nationalökonomiſches Syſtem, jogen. Syſtem 
der Handelsbilanz (ſ. „Ausfuhr“), beruht auf dem Grundgedanken, 
daß der Reichtum eines Landes der Hauptſache nach auf dem 
Beſitz von barem Geld beruhe; zu dieſem Zwecke wurde in der 
Zeit, da dieſes Syſtem die praktiſche Volkswirtſchaftspolitik be— 
herrſchte, beſonders im 17. und 18. Jahrhundert eine Vermehrung 
der produzierenden Kräfte und eine Hebung von Handel und 
einheimifcher Gemerbetätigfeit angejtrebt. Um eine „günjtige“ 
Handelsbilanz zu erreichen, drang man darauf, daß durch eine 
geringere Einfuhr und durch eine größere Ausfuhr von Waren 
dem Inland ein möglichit großer Überjchuß an barem Geld zus 
fließen jollte; daraus folgt Fernhaltung fremder Waren, Bes 
günjtigung der Rohitoff-Ginfuhr und der Ausfuhr der aus diejen 
fremden Robjtoffen gefertigten Waren des Inlands, womöglich 
aber auch noch die möglichjite Erzeugung diejer Rohſtoffe im 
Inland jelbjt. Mittel dazu waren Ausfuhrprämien und Förde— 
rung der heimijchen Induſtrien durch den Staat, jowie Ver: 
pflanzung neuer Induſtrien aus dem Ausland ins Inland, 
HandelSerleichterungen im Inland, Handelsverträge mit dem zu 
verjorgenden Ausland. Das phyſiokratiſche Syitem (il. 
dort) und die Theorien des Adam Smith wie die gewaltigen 
Ummwälzungen zu Ende des 18. und Beginn des 19. Jahrhunderts 
(Dampfmajchine, Seejchiffahrt, Eifenbahn) machten der praftijchen 
Verwirklichung des Merkantiliyitems ein Ende. — Das protel- 
tioniftische Wirtjchaftsiyiten, das jeit Ende der 70er Jahre des 
19. Jahrhunderts herrjcht, hat man wegen jeiner jtaatlichen Ein- 
griffe in das Wirtichaftsleben auch Neo-Merkantilismus 
genannt. 

Methodiften, eine in der eriten Hälfte des 18. Jahrh. aus 
der anglikaniſchen Kirche entitandene Sekte, die jich in der Lehre 
wenig von ihr unterjcheidet, aber dem Heiligen Geiſt bejondere 
und unmittelbare Einwirkung zuichreibt. 

Metropofit, jo viel wie Erzbiſchof. 

Metternihfche Heaktion. Nach dem öjterreichiichen Staats 
mann und Kanzler, Fürften v. Metternich (1773 bis 1859), benennt 
man häufig das nach den deutjchen Berreiungstriegen einjeßende 
Neaktionszeitalter, das den Völkern die zuvor gegebenen Ber: 
jprechungen freiheitlicher Verfaſſungen zunichte machte Vom 
KRarlsbader Kongreß (ſ. Karlsbader Bejchlüffe) 1819 bis gegen 
1848 war das Spyitem Metternich übermächtig; nach jeinem 
Grundſatz, „daß e8 den Fürſten allein zuitehe, die Geſchicke 
der Völker zu leiten, und daß die Fürſten für ihre Hand— 
(ungen niemand als Gott allein verantwortlich 
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jeien,” wurden alle freien Regungen und Bollsbewegungen nicht 
bloß in Oſterreich, jondern auch ſonſt in Ddeutjchen Landen zu 
unterdrücten verlucht. Sie brachen ſich aber dennoch überall 
Bahn, 1848 jelbit in Öjterreich, von wo Metternich fliehen mußte, 
um feinen Lebensabend dann fern von direktem politifchem Gin- 
fluß auf feinem berühmten Weingut Sohannisberg am Rhein 
bejchließen zu müſſen. 

Mexiko, Bereinigte Staaten von, Bundesfreijtaat von 
27 Staaten, 3 Territorien und 1 Bundesdiitrift mit 1,98 Mill. qkm 
und 13,6 Mill. Einwohnern. Verfaffung von 1857, zulegt geändert 
1904. Unionstongreß, bejtehend aus Senat und Abgeordneten 
fammer; die 56 Senatsmitglieder werden indirekt gewählt, ebenſo 
die 233 Abgeordneten. Auch der Präfident wird vom Volk in- 
direft gewählt. Der jegige Präfident Diaz tft 1910 zum jiebenten- 
mal (biS 1916) gewählt, hat aber 1911 infolge revolutionärer Um— 
triebe das Land verlaſſen müſſen. Die Miniiterjtaatsjefretäre bilden 
die Regierung, an der Spite der einzelnen Bundesitaaten jtehen 
Gouverneure, an der Spite der 10 Militärzonen Brigadegenerale 
als Kommandanten. Die Friedensitärfe des Heeres beträgt 1414 
Offiziere und 27994 Mann, die Kriegsitärte 2515 Offiziere und 
und 81984 Mann. Die Staatsjchuld war 1910 auf über 443 Mill. 
Peſas angewachjen. An der Einfuhr jind die Vereinigten Staaten 
mit mehr als der Hälfte beteiligt, von der Ausfuhr nehmen fie 
faft ”/s auf; Hauptausfuhr: Silber, Gold, Kupfer. 

Mietftener, j. Wohnungsiteuer. 

Migueliffen, die Anhänger des portugiejtichen Thronpräten- 
denten Dom Miguel, des Sohnes von Dom Miguel, Herzog 
von Braganza, der fich 1828 des ſpaniſchen Königsthrons 
bemächtigte, aber 1834 darauf verzichten mußte. Dom Miguel 
lebt als djterreichiicher Oberjt auf Schloß Leobenjtein (N.-Diter- 
reich), Sein ältejter Sohn Prinz Miguel (Herzog von Vizeu) in 
England. Dom Miguel verzichtete 1909 auf feine Thronanjprüche, 
erneuerte jie aber nach dem Siege der Revolution. Die Migue- 
liiten jind an Zahl gering. 

Milhring, Bezeichnung für den Zujammenjchluß der Milch- 
produzenten dem großjtädtiichen Milchhandel und den Konjumenten 
gegenüber zum Zweck der einheitlichen Feitiegung und Hoch 
haltung der Milchpreife. 

Militärefat, Haushalt des Heeres, Teil des Staatsbudgets ; 
im Deutjchen Neich einheitlich aufgeitellt für das preußijche 
Heer und die andern Kontingente (Sachjen, Württemberg uſw.) 
mit Ausnahme von Bayern, das feinen Heeresetat jelbjt auf- 
jtellt und dem bayrijchen Landtag zur Beratung und Genehmigung 
vorzulegen hat, 
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Militarismus, die Bevorzugung des Heeres im Staat, jet 
es in feiner Stellung den andern StaatSbürgern gegenüber, jet 
e3 in der ſtarken Heranziehung der Hffentlichen Mittel zur Be— 
friedigung militärischer Aufwendungen. Diejes Syſtem der jtarfen 
Bevorzugung nennt man bei der Flotte Marinismus. 

Militärkabineft des Saifers, Kanzlei für die Privatan- 
gelegenheiten im preußijchen Heer und den andern Kontingenten 
(außer Bayern); der Chef des Militärfabinetts ijt ein General: 
adjutant des Kaijers. Ühnlich die „Militärkanzlei“ in Öjterreich. 

Mifitärkonventionen (j. „Bebenhäujer Konvention“) jind die 
bei der Reichsgründung zwijchen Preußen und den andern 
deutjchen Staaten getroffenen Übereinfünfte über das Heermwejen. 
Danach hat Bayern eigene Heeresverwaltung behalten, jein 
Heer fteht im Frieden unter dem König von Bayern und tritt 
erit nach der Mobilmachung unter den Oberbefehl des Kaijers, 
während Sachjens und Württembergs Kontingente auch 
im Frieden jenem unterjtehen mit einigen Ausnahmen zuguniten 
der Hoheitsrechte der beiden Könige. Die übrigen Staaten 
haben ihre Sonderrechte ganz an Preußen abgetreten mit Aus— 
nahme der Ehrenrechte ihrer Fürften. ©. Reichskriegsweſen. 

Militärftrafgerihfsbarkeif beruht auf der 1900 in Kraft ge- 
tretenen Militärgerichtsordnung, die für das ganze Reich gilt. 
Die Gerichtsbarkeit wird vom Inhaber der Kommandogemwalt 
ausgeübt; die Gerichte find: Standgerichte (der Negimenter, jelb- 
ſtändigen Bataillone ujw.), Kriegsgerichte bei den Divijionen, 
Dberfriegsgerichte bei den Armeekorps und das Neichsmilitärgericht, 
das völlig felbitändig an feine Kommandogemwalt angelehnt tt; 
mit Ausnahme der Standgerichte jind die Gerichte aus Dffizteren 
und richterlichen Militärjuftizbeamten zufammengejegt. Das ge- 
heime Verfahren iſt befeitigt, der Grundfaß der Öffentlichkeit 
ift durchgeführt. Gegen die Urteile der Kriegsgerichte iſt Berufung 
zuläffig. Für das Verfahren im Felde und an Bord gelten Aus: 
nahmen. — Ber den dÖfterr.-ungarijchen Militärgerichten 
herrſcht noch ein nicht auf Kodifikation berubendes, weitverzweigtes 
peinliches Verfahren, das von allen modernen Strafrechtstheorten 
weit abmeicht: Der Auditor ijt Ankläger und Nichter in einer 
Perſon, es findet keine wirkliche Verhandlung jtatt; dem Ange: 
Hagten werden nur die Akten verlefen, hat er nichts Neues hinzu— 
zufügen, muß er abtreten, und in feiner Abweſenheit wird ohne 
Verteidiger das Urteil über ihn gefällt, das ihm aber erſt nach 
Beitätigung durch den Gerichtsheren mitgeteilt wird; Nechtsmittel 
gegen das Urteil gibt es nicht. 1911 it fiir das öſterreichiſch— 
ungarifche Heer eine moderne Strafprozehordnung vorgelegt 
worden. Frankreich, Italien und Rußland haben 
das moderne Serichtsverfahren in ihre Militärgerichtsordnungen 
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aufgenommen mit mündlicher Verhandlung, Bffentlichkeit, Ver: 
teidigung und Reviſion bezw. Befchwerde gegen die Urteile eriter 
Inſtanz. 

Miliz, vergl. den Artikel „Heere“. 

Minenr, Die A la hausse an der Börſe Spelulierenden, die 
Bailjeipekulanten beißen Kontermineure. 

Minimaltarif, jiche Doppeltarif und Sandelsverträge. 

Minifter, in England und Amerika Staatsjefvetäre, in der 
Geſamtheit (Staatsminifjtertium) die Berater Der Krone und 
die oberite Verwaltungsbehörde des Staats, entweder follegial 
aujammengejeßt oder mit eimem Minifjterpräjidenten 
(Premierminiſter) an der Spibe, der die Richtung des Miniſteriums 
bejtimmt, das im übrigen aus jog. Fach miniſtern zufammen- 
gejegt ift. Mean unterscheidet dieje heute in: Miniſter der aus— 
wärtigen Angelegenheiten, des Innern, der Juſtiz, des Kultus, 
der Finanzen, des Kriegs, der Marine, dann auch noch: des 
Handels, Verkehrs, der öffentlichen Arbeiten, der Landwirtſchaft. 
Sn Dfterreich beitehen neben den Fachminijtern noch Mintjter 
ohne Portefeuille, die jog. Landsmannmintjter, Vertreter 
der Nationalitäten, die aber im Mintiterrat Si und Stimme haben. 
Die Staatsjefretäre der verjchtedenen Deutjchen Reichs: 
ämter jind feine Miniſter; der Neichskanzler iſt ihr Vorgejegter. 

Minifterrat, Bezeichnung für daS Gefamtminijterium, wenn 
es als Berater der Krone auftritt, jo in Bayern (im Fall der 
Reichsverwejung „Regentichaftsrat”) und in Oſterreich, wobei 
das Gejamtminiltertum unter des Katjers Vorjit berät. 

Minifterrefident, Titel dev Gejandten 3. Klaſſe, jo 3. B. vom 
Deutjchen Reich in Luxemburg, Peru, Haitt uſw. 

MinifterverantworfliKkeit it die Haftung der Minijter für 
die Maßnahmen der Regierung gegenüber den Volksvertre— 
tungen, die ein Miniſterium oder einzelne Miniſter für Hand- 
lungen oder Unterlafiungen zur Verantwortung ziehen können. 
Die VBerantwortlichkeit iſt zunächit politifcher Natur, jte findet, 
wenn jie verlegt tit, ihre Rüge im Mibtrauenspotum des Parla— 
ments, das allerdings nur beim jog. „parlamentariichen Syitem” 
(ſ. dort) Wirkung haben kann; daneben beiteht eine jtaatSrechtliche 
Berantwortlichkeit für Verfaſſungs- und Gejegesverlegung, jomweit 
ſie nicht allgemein jtrafrechtlich Ichon bedroht jind. Beide Arten 
von Berantwortlichkeit der Mintiter find im Deutjchen Reich 
ausgeichaltet, weil hier ein parlamentarijches Syſtem nicht extitiert, 
der Reichskanzler 3. B. mit einem Mißtrauensvotum ruhig weiter 
regieren kann, und weil uns verantwortliche Mintiter für das 
Deutiche Reich überhaupt fehlen (Staatsjefretäre j. oben unter 
„Miniſter“) und ein Minijterverantwortlichkeitsgejeg auch dem 
einzigen Reichsminiſter, dem Reichskanzler, gegenüber noch fehlt. 
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Minorat, j. Fideikommiß. 

Minorifät, Minderheit, ſ. Majorität. 

Minoriten, j. Franziskaner. 

Miguelfde Reform, die preußiiche Steuerreform der Ein- 
fommenjteuer von 1891, der Vermögens: (Ergänzungs-) Steuer 
von 1893; durchgeführt vom früheren nationalliberalen Führer 
und langjährigen Frankfurter Oberbürgermeijter Sohannes v. 
Miguel (1828—1901), der 1890 bis 1901 preußijcher Finanz- 
minijter war. 

Mir (vujj.), Gemeinde, Gemeindeverjammlung. 

Misera contribuens plebs, daS arme jteuerzahlende Volk. 

Miſſton, Außere, Heidenmijjion, Ausjendung chrijt- 
licher Lehrer und Prediger zur Befehrung heidniſcher Völker zum 
Ehrijtentum, im 19. Jahrhundert bejonders in Afrika, Aujtralien, 
Ozeanien, China, Japan, Bordersjndien erfolgreich betätigt Durch 
eine große Zahl proteſtantiſcher und katholiſcher Miſſionsgeſell— 
ſchaften. — Innere Miſſion ſ. dort. 

Miptrauensvofum, die Erklärung einer Volksvertretung (oder 
einer jonjtigen Körperichaft), daß ſie zu einem Minijter uſw. fein 
Vertrauen mehr habe. In parlamentarifch regierten Staaten zieht 
das Mißtrauensvotum den Rücktritt des Minijteriums nach jich. 

Mitlänfer, Die weder organijatoriich noch ihrer Gejinnung 
nach zur Sozialdemokratie zählenden Wähler, die aus Verärge— 
rung 2c. den jozialdemofratiichen Stimmzettel abgeben. 

Mittelenuropäifher Wirtfhaftsverein, zum handelspolitiſchen 
Zujammenfchluß der mitteleuropäifchen Staaten 1904 gegründet 
gegen das wirtjchaftliche Übergewicht von England und Amerika. 
Grleichterungen der Handels: und Verkehrsbeziehungen, des inter: 
nationalen Rechtslebens ujw. jollen diefem Zwecke dienen. 

Mittellandkanal, j. Ranalvorlage. 

Mittelpartei nennt jich die Nationalliberale Bartei 
als zwijchen der Rechten und der Linken im Parlament jtehend, 
doch Spricht man auch von Mittelparteien und verjteht darunter 
dann unter Einbeziehung der Fortjchrittlichen Volkspartei 
den gejamten deutjchen Liberalismus. 

Mittelpreisverfahren, j. Submiſſion. 

Mittelftand. GSelbjtändige Handwerker und Detail: 
taufleute bezeichnen jich mit Vorliebe als „den“ Mitteljtand 
unter Betonung ihrer wirtjchaftlichen Selbjtändigfeit. 
Die Erhaltung diejer jozialen Stellung, deduzieren te, Liege im 
Intereſſe des Staats und der moirtichaftlichen Sicherheit des 
VBollsganzen; denn einmal jei dieſe Selbitändigfeit ein — 
Moment für die Erhaltung nationaler Geſinnung und daber fi 
die Zurücdämmung der Sozialdemokratie, deren Ziel die Prole- 
tarifterung von Handwerker und Kleinlaufmann jei, zum andern 
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aber leifte der jelbitändige Mittelftand als Hausbejiger und Ge- 
werbetreibender für den Staat finanziell durch Steuern und Ab— 
gaben ungemein viel, zum dritten ſei es auch allgemein volfs- 
wirtjchaftlich nötig, Daß meiftermäßige, gute Handwerksarbeit auch 
in ferneven Zeiten geleijtet werden könne, und daß der Detail- 
handel in jeiner wirtjchaftlich To wichtigen Funktion der Waren- 
vermittlung an die einzelnen Konjumenten bejtehen bleibe. Die 
Srhaltung, Stügung und Förderung des jelbjtändigen Handwerfer- 
und Kaufmannsijtands macht daher den inhalt der Mittel- 
tandspolitif aus. Als Erfüllung jener Forderungen wird 
angejeben: Schonung des Mitteljtands in der Steuerpolitif des 
StaatS und der Gemeinden, Bejteuerung all der dem Mittelitand 
unbequemen Konkurrenten (Warenhäufer, Konjumvereine, Wander- 
lager, Detailveifenden) ujw., ferner Bejchaffung billigen Kredits 
für den Mittelitand, jtaatliches Berbot von Beamtentonjumvereinen, 
Einſchränkung der Ausdehnung der Konjumvereine überhaupt, 
Dagegen Unterjtügßung des organifierten Mitteljtandes, der 
Snnungen (Aufhebung des 8 100 q), Schaffung bejonderer 
Detailliitenfammern neben den Handelsfammern, Bevorzugung 
des organijierten Handwerks, bejonders der zur Führung Des 
Meijtertitel3 befugten Handwerter bei Vergebung dffentlicher Ar- 
beiten und jchließlich im Ganzen, wo immer angängig, Schuß 
der Kleinen Betriebe vor dem Großbetrieb und dem Kapitalismus. 
Zur Berwirklichung dieſer Wünfche und Forderungen hat der 
jelbjtändige Mittelitand eine Reihe von Organijationen ge 
ichaffen, Schußvereine für Handel und Gewerbe, die wieder in 
einem Bund für das ganze Neich zufammengefaßt jind, Mittel- 
Itandsvereinigungen für einzelne Bundesjtaaten und für das ganze 
Reich u.a. m. Dieſe an jich zunächit wirtjchaftlichen Ber- 
bände haben dann aber eine umfajjende politifche Betätigung 
aufgenommen und bei Landtags-, wie auch bei den Neichstags- 
wabhlen eigene Kandidaten aufgejtellt und zum Teil auch durch- 
gebracht. Die politische Betätigung der Organijationen wie ihrer 
parlamentarifchen Vertreter bewegt jich gemäß ihrer Auffafjung 
vom Wirtjchaftsleben in fonjervativem Sinn. — Im Gegen: 
jaß zu dieſem Mitteljtand, der neben jeiner wirtjchaftlichen Not— 
lage die Wichtigkeit jeiner Selbitändigfeit für das Staatsganze 
betont, hat jich in der modernen wirtjchaftlichen Entwiclung mit 
ihrer bis ins feinite durchgeführten Arbeitsteilung und mit ihrer 
wachjenden Abhängigkeit, wirtjchaftlichen Unjelbjtändigfeit der im 
Wirtichaftsleben tätigen Individuen ein „neuer“ Mittel: 
ſtand herausgebildet, dejjen unterjcheidendes Merkmal neben der 
wirtjchaftlichen Nichtjelbitändigfeit die mittlere Ein- 
fommenjtufe it, auf der fich fajt alle jeine Angehörigen be- 
finden: die mittleren Staats-, Kommunal und Privatbeamten, 
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die faufmännifchen und technijchen Angeitellten, die gelernten und 
höher gelohnten Arbeiter. Für ſie alle ijt die Abhängigkeit ihrer 
wirtjchaftlichen Stellung und das mittlere Einfommen von 1800 
bis 2700 Mark das gemeinfame Band, das für jie wieder gleich- 
artige wirtjchaftliche Forderungen jchafft. Sie lafjen 
ſich aber nicht unter die Mittelitandspolitif des „jelbjtändigen“ 
Mittelitands rubrizieren, jie gehen in den meiſten Fällen nicht 
auf die Erreichung irgend welcher jtaatlicher Zwangsvorjchriften 
und Regrejjivmaßregeln, jondern auf die Gewährung von Frei- 
beit, auf genofjenjchaftlichen Zuſammenſchluß (Konjumvereine, 
Wohnungs: und Baugejelljchaften u. a. m.), ferner auf eine mög— 
(ichjt gute Gejtaltung ihrer Arbeits und Einfommensbedingungen 
(Handlungsgehilfen-, Techniker ujw. Organijationen) und auf 
jozialpolitifche Forderungen an den Staat (Privatbeamtenver: 
jicherung). Sie jtellen der Hauptjache nach ein großes Heer der 
Konjumenten dar und treten damit in einen Gegenjaß zu 
den oben gejchilderten Bejtrebungen des „jelbjtändigen” Mittel 
ſtands auf wirtjchaftlichem Gebiet. 

Mittelftandsbund, Deutjcher, eine 1909 durch Trennung 
von der Mittelftandsvereinigung entitandene Organijation, die 
den Anjchluß der Mittelitandsvereinigung an den Hanjabund 
nicht mitmachen wollte. Die Gründung ging von Schlejien aus, 
Verbreitung hat der Bund außerdem noch in Sachjen gefunden. 

Mittelftandsvereinigung, Deutjche, eine 1904 gegründete 
wirtjchaftspolitifche Vereinigung, die unter Ablehnung einer eigenen 
Barteibildung die Forderungen des Mittelitands in der Geſetz— 
gebung mehr als bisher zur Geltung bringen will und daneben 
den Mittelftand durch Maßnahmen der Selbithilfe zu fördern be- 
jtrebt ijt. Sie wendet fich „gegen die Auswüchje des mobilen 
Großkapitals und den Maſſenanſturm der jozialdemokratijchen 
Arbeiterichaft” und verlangt u. a. Beſſerung des Submijjions- 
wejens, Einſchränkung der Regie- und Gefängnisarbeit, aus: 
reichende Bejteuerung der Konjumvereine und Warenbäufer, Ver: 
bot der Wanderlager. (S. Mitteljitand.) 

Mittlere Linie. Politik der „mittleven Linie“ nennt man 
den Verſuch, im politifchen und parlamentarifchen Leben zwijchen 
den vadifalen oder auch nur fortjchrittlichen Forderungen und 
dem dieſen entgegenftehenden fkonjervativen Widerftand einen 
Ausgleich zu finden durch Betonung des Grreichbaren, des 
„politiich Möglichen”. Das gilt ebenſo von allgemein politischen 
Fragen wie von wirtjchaftspolitifchen; bei letteren iſt die Politik 
der „mittleren Linie“ bejonders bei der Zoll und Handelspolitit 
ein belanntes Programm, das jowohl den landwirtjchaftlichen 
als auch den gewerblichen Wünfchen und Intereſſen auf halbem 
Weg gerecht zu werden bejtvebt ijt. 
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Modiliarftenern jind direkte Steuern aus dem beweglichen 
Vermögen, jo 3. B. die Kapitalventenjteuer. 

Moderados (ipan. „Gemäßigte“), freilonjervative Partei. 

Moderniften beißen die Anhänger des Mopdernismus, 
d. bh. jener Nichtung innerhalb der fatholijchen Kirche, die 
den fatholifchen Glauben mit Dem modernen Denken in Einklang 
bringen und die katholischen Chriſten aus dem durch das vati- 
faniiche Konzil gejchaffenen Zwang in theologijchen und philo- 
ſophiſchen Fragen befreien will. Die Bezeichnung tft eine offiziell 
vömifche und trifft das, was man jonjt als liberalen oder 
Neformktatbolizismus bezeichnet bat. Dieje katholiſchen 
Neformbeitrebungen, die an der fatholiichen Kirche ſelbſt feſt— 
halten und den PBrotejtantismus verwerfen, nahmen ihren Aus— 
gang von Amerika (og. Amerikanismus, |. d.) und fanden in 
Deutichland ihren eriten Ausdruck in den Schriften von Franz 
Xaver Kraus (j. Krausgejellichaft) in Freiburg ti. Br., dann 
durch den Würzburger Theologieprofejjor Hermann Schell und 
den Straßburger Ehrhard, alles in der legten Zeit von Bapit 
Leo XIL., der dieje deutſchen Reformkatholiken aber unbehelligt 
ließ. Der jegige Papſt Pius X. dagegen nahm den Kampf 
gegen den Modernismus ſyſtematiſch auf, jo 1907 in einem Breve 
an die Dominitaner zur Bekämpfung der moderniftischen Lehre 
und in eimem Schreiben an den Prälaten Commer in Wien, 
worin der Bapit die Anhänger Schells der Unkenntnis des 
fatholifchen Glaubens und des Ungehorfams gegen den Bapit 
bejchuldigte. Zugleich wurde von Nom befannt gegeben, Die 
Freunde Schells hätten eine gegen den Index (f. dort) gerichtete 
Liga für die Kultur gegründet, und behauptet, es handle jtch 
dabei um einen internationalen Vorjtoß des Modernismus gegen 
die Autorität der Kirche. Dann folgte dev neue Syllabus 
Bius X. gegen das VBordringen der Kantjchen Bhilojophie und 
der Liberalen proteitantifchen Theologie gegen die orthodore 
Dogmatik der fatholifchen Kirche und dann die Enzyflifa de 
modernistarum doetrinis (über die Xehren des Modernismus) 
oder pascendi, worin der Modernismus als Zufammenfafjung 
aller Kegereien und Weg zum Atheismus bezeichnet wurde. Ferner 
enthielt die Enzyklika eine Anleitung zur Vernichtung des Mo— 
vernismus an den theologijchen Fakultäten und in den Priejter- 
jeminarien. Das Motu proprio (j. dort) von 1908 verhängte 
über die Modernijten, die Syllabus und Enzyklika übertreten, die 
Exkommunikation und jchloß verdächtige Studierende von den 
prieiterlichen Weihen aus. In Deutjchland bejchlofjfen 1907 die 
Biſchöfe eine Zuftimmungsadrefje an den Papſt und forderten in 
Hirtenbriefen zur Bekämpfung der Modernilten auf; in diejen 
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Kämpfen wurde Pfarrer Engert in Ochjenfurt erfommuniziert, 
Ehrhard-Straßburg der PBrälatentitel entzogen, Prof. Schniter 
in München juspendiert uſw. 

Um den Kampf gegen die Modernijten noch bejjer durchführen 
zu fönnen, forderte Bapit Pius X. durch ein motu proprio Saerorum 
antistitum vom 1. Sept. 1910 von allen mit der Seeljorge betrauten 
und zu betrauenden Klerifern Die Zeiltung des Antimoder- 
nijteneides. Er zerfällt in zwei Teile, einen methodologijchen 
und dDisziplinären. Sm methodologijchen Teil wird zunächit 
der Standpunkt der doppelten Wahrheit abgelehnt, der von den 
Modernijten aber gar nicht vertreten wurde, jodann wird eine 
Bibeleregeje verworfen, die jich einzig und allein von der Text- 
kritik leiten läßt, und der Bibelforjcher wird nicht allein an die 
fatholifche Tradition, jondern auch an die Regeln des päpjtlichen 
Stuhls gebunden, d. h. an die Grlajje der römischen Bibel- 
fongregation, denen jeder Katholif nach dem Syllabus zuftimmen 
muß; jehließlich jchreibt diejer methodologijche Teil noch vor die 
Verwerfung der Anſicht, daß der Gelehrte, der die hiltorijch- 
theologischen Disziplinen lehrt oder darüber jehreibt (biblijche 
Theologie, Kirchen: und Dogmengefchichte), ſich zuerſt jeder vor: 
gefaßten Meinung über den göttlichen Urjprung der katholiſchen 
Tradition wie über die göttliche Unterjtügung bei Bewahrung 
diejer Tradition (Glaube an die Inſpiration der biblijchen Schrift: 
jteller und der Apojtel überhaupt, jowie der Glaube an die Un- 
fehlbarfeit der Kirche) entjchlagen müſſe. Auch wird darin noch 
verboten die Auslegung der Schriften von Kirchenpätern wie die 
von profanen Schriften einzig nach den Prinzipien dev Wiljen- 
Ichaft. Mit diefem Gidesinhalt iſt die freie Forichung und Lehre 
für fatholijche Gegner aus der Welt gejchafft, ebenjo die Voraus— 
jeßungslofigkeit dev Wiljenjchaft im Sinn unjerer deutjchen Uni: 
verjitäten. Es bat jich daher die Frage erhoben, ob Priejter, 
die Univerjitätslehrer find, aljo vom Staat bejtellte Lehrer, diejen 
Sid überhaupt ſchwören können. Papſt Pius X. hat ihnen in 
einem Brief an den deutjchen Kardinal Fiſcher in Köln (dem 
jog. ©ilvejterbrief 1910) freigejtellt, diefen Eid freiwillig 
zu ſchwören, während er den Priejtern, die kirchliche Funktionen 
ausüben, die Eidesleiftung unter Androhung der Entfernung aus 
ihrem Amt befiehlt. Damit ijt ein jchwerer Konflilt zwiſchen 
Staat und Kirche entitanden, der noch nicht geklärt oder gar 
gejchlichtet it. In Hinſicht auf die Univerfitätslehrer aber dat 
der Ausſchuß des Deutjchen Hochichullehrertags beichloffen, daß 
niemand Mitglied von ibm jein könne, der den Modernifteneid 
geichworen. 

Der zweite, Disziplinäre Teil des Moderniiteneides 
Jchreibt den katholiſchen Theologiejtudierenden das Studium der 
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ſcholaſtiſchen Philoſophie vor, die ein Stück Dogmatik daritellt 
und auf den Titel Vhilojophie gar keinen Anſpruch hat; dann 
wird den Studierenden das Lejen moderniftifcher Literatur, der 
Zeitungen und Zeitjchriften, „und jeien fie noch jo gut”, ver: 
boten, und der Didzefan-Bewachungsrat wird verpflichtet, geheim 
allen Spuren des Modernismus in Büchern und in Vorträgen 
nachzugeben und alles danach Ausfehende anzuzeigen. Die Bifchöfe 
müljen über die Ausführung diefer Borjchriften Bericht erjtatten. 

Gegen den Antimodernifteneid des Papſtes Pius X. ijt eine 
ſtarke Gegenbewegung entjitanden, die jich nicht bloß auf Deutich- 
land und die Univerjitäten erjtreck, jondern auch in andern Län— 
dern und beim übrigen Klerus Widerhall findet. Bon letterem 
find zum Teil jeharfe Proteftichriften ausgegangen, die zur Ex— 
kommunikation Ginzelner, wie des bayerischen Priejters Wieland, 
führten. Die deutjchen Regierungen haben zum Teil auch jchon 
Stellung genommen zum Antimodernijteneid und zum Silveiter- 
brief Pius X. an den Kardinal Fijcher; ſie betonten dabei, daß 
die Univerjitäten freie Forichungsanitalten und Einrichtungen des 
Staates jeien, und daß der Staat die Priejter, jomweit jie vom 
Staat bezahlt werden, als Funktionäre des Staates jchügen werde. 
Die deutſche Krausgejellichaft (ſ. Dort) bat erklärt, der Anti— 
moderniſteneid jei „gegen das Gemwiljen jedes vorurteilsfrei denken— 
den und an eine Fortentwicklung menjchlicher Kultur glaubenden 
Katholiten gerichtet“. 

Modus vivendi bedeutet eine Übereinkunft über ein verträg- 
liches Nebeneinanderleben von Berjonen oder Körperjchaften des 
öffentlichen Zebens, die jich bis dahin feindlich gegenüberjtanden. 

Mohammedanismus, j. Islam. 

Monaco, fonititutionelles Fürjtentum mit 1,5 qkm und 
19121 Einwohnern. Berfafjung vom Januar 1911; fie jichert 
dem Bolf 11° (itatt jeither 5/0) der von den Spielpächtern be- 
zahlten Summen zu, jelbjtändige Berwendung diejer Beträge für 
Schulzwede, jomwie freies Wahlrecht zum Nationalrat (Conseil 
National), der 21 Mitglieder haben joll. Die Regierung wird von 
einem Staatsminijter und einem Staatsrat ausgeübt. Einem zu 
bildenden Reſervefonds wies der Fürſt bei der Verfaſſungs— 
verfündigung 1 Mill. Franken zu. 

Monardie, Alleinherrichaft, wobei der Landesherr als ein- 
ziger die Staatsgewalt ausübt, Träger der Souveränität ijt. 
Bei der abjoluten Monarchie ift dies ganz unumjchränft der 
Fall; jte geht dann in Autofratie über (3. B. Rußland vor der 
Berfallung 1905) und kann bis zum PDespotismus ausarten. 
Die in ihrer Allgewalt bejchräntte Monarchie, deren Tätigkeit 
an die Zuftimmung von Parlamenten gebunden ift, heißt Fon- 
ftitutionelle Monarchie oder auch repräfentative, da 
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jie eben durch die Repräjentationen des Volks beſchränkt ijt. Die 
Unterjcheidung von Erb- und Wahlmonarchie hängt davon ab, 
ob die Krone mit einem Fürjtenhaus erblich verbunden ijt oder 


\ nicht. Bei erblichen Monarchien herricht das Saliſche Geſetz 


“ ‚vor, das nur eine Erbfolge im Mannesjtamm fennt, und womit 
das Recht der Erſtgeburt meiſt verbunden iſt. 

Monismus heißt im Gegenſatz zu Dualismus (j.d) jede 
Lehre, die alles Seiende auf einen einzigen letzten Grund zurück— 
führt. Zu den moniſtiſchen Weltanſchauungen gehören z. B. der 
Materialismus (ſ. d. und der Pantheismus, der Gott und 
Melt identifiziert. In einem engeren Sinn verjteht man unter 
Monismus eine Denfweije, die alle Vorgänge in der Natur, im 
Menichenleben und in der Außenwelt auf natürlich erfennbare, 
wijjenichaftlich erforjchbare Urjachen zurücführt. Er lehnt aljo 
jede über- und außernatürliche Offenbarung ab. Seine Haupt- 
vertreter jind Spencer und Haecdel. Auf Haecel3 Anregung wurde 
am 11. Januar 1906 in Sena der Deutſche Monijtenbund 
gegründet, der alle auf monijtiischem Boden Stehenden jammeln 
will, volljtändige Gemijjensfreiheit und Gleichberechtigung jeder 
Weltanjchauung fordert und die monijtiiche Anjchauung zu ver- 
breiten und zu vertiefen jucht. 

Monopol, Alleinhandel, ijt jeiner Hauptbedeutung nach 
Berfaufsmonopol, d.h. die Möglichkeit, beim Verkauf einer 
Ware das Angebot völlig in einer Hand (eines Einzelnen oder 
einer Bereinigung) zu haben und dadurch den Preis Der —* 
zu diktieren. Dabei kann es ſich um ein natürliches Mono lee 
handeln, bei dem das jeltene Vorkommen einer Ware eine jolch 
Sonderitellung der Produzenten und Verkäufer bewirkt; auch bei 
bedeutender Begabung eines Künitlers trifft dieſes Naturmonopol 
zu. Unders das fünjtliche Monopol, das entweder eine be- 
vorzugte (taatliche) Förderung und Sonderitellung der Produ- 
zenten zur Grundlage hat oder dadurch entiteht, daß die freie 
Konkurrenz, die an fich da it, durch eine Vereinigung dev 
Produzenten oder Verkäufer ausgefchaltet wird, wie durch Kar- 
telle, Syndilate, Truſts, Ringbildungen (Milchring, Kohlenſyndikat, 
Betroleumtruit, indujtrielle Syndilate ujw.) Die jtaatliche För— 
derung liegt in Gewährung von Privilegien oder darin, daß 
der betreffende Betrieb von jtaatlichen Konzejjionen (Apo— 
theten) abhängig it, ferner aber ſchafft dev Staat ſelbſt aus 
finanziellen Motiven Monopole für den Verkauf, entweder 
durch eigenen Monopol-Bertrieb (Tabatsmonopol) oder durch 
Verbrauchsiteuern (mie auf Branntwein, Salz uw.) oder durch 
gejegliche Eingriffe wie z. B. beim Kaligeſetz. Verwerflich find 
dieſe Monopole dann, — andere Voltsteile oder Produzenten 
als die Monopolinhaber wirtschaftliche Not dadurch leiden müſſen. 
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Daneben gibt es — die im öffentlichen Inter— 
eſſe der Allgemeinheit liegen, ſogenannte Verwaltungs— 
monopole (gleich den Regalien) wie Eiſenbahn-, Poſt-, 
Telegraph-, Telephon:, Münz-Monopole. 

Monroedoktrin (ſprich: monro⸗), nach dem Präſidenten 
James Monroe (1758—1831) der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika benannte Grundfäße über Deren aus— 
wärtige Politik. Danach it die Intervention (ſ. Dort) von 
Guropa in Amerika und umgekehrt ausgejchlofjen; die euro- 
päilchen Mächte können kein amerifanijche8 Gebiet erwerben 
(„Amerifa den Amerikanern“), und jchließlich: die Vereinigten 
Staaten jind die Schußgherren von Mitte und Süpdamerifa. 
Obwohl ganz Guropa dieſer „Doktrin“ widerjprach und jich 
jogar das übrige Amerika die Bevormundung durch die Ver— 
einigten Staaten verbat, haben dieſe tatjächlich bis jeßt ihre 
„Doktrin“ in allen praftiichen Fällen durchgejegt, jo im alleinigen 
Aufjichtsrecht über den neuen Panamakanal (ſ. dort) und fogar 
auf der Haager Konferenz, während die Vereinigten Staaten 
jich gleichzeitig aber auch in die Angelegenheiten anderer Völker 
einzumijchen bemühten. Neuerdings haben die Vereinigten Staaten 
mit Honduras einen Finanzvertrag gejchlojjen zu dem Zweck, 
deſſen Finanzen in Ordnung zu bringen und dadurch den euro- 
päiſchen Regierungen einen Einwand zu Ginmifchungen in ameri- 
fanische Angelegenheiten zu nehmen. Ahnliche Berträge jollen auch 
mit den übrigen mittelamerifanifchen Republifen gejchlojjfen werden. 

Montan —, zum Bergbau und Hüttenwejen gehörig, 3. B. 
Montanindujtrie, Bergbau und Hütteninduftrie. 

Montenegro, Königreich jeit 1910, vorher Fürjtentum mit 
rund 9000 qkm und etwa 250000 Einwohnern. Verfaſſung von 
1905. Die Bolfsvertretung iſt die Skuptjchina mit 61 auf Grund 
allgemeinen Wahlrechts gewählten Abgeordneten. An der Spitze 
ver Verwaltung jtehen Staatsrat und Miniſterium. Der Handel 
tendiert überwiegend nach Djterreich-Ungarn und der Türkei. Es 
beiteht zwar allgemeine Wehrpflicht, aber mit ganz kurzer Aus- 
bildungsdauer. Waffengeübte Mannjchaften zählt man bei der 
Infanterie rund 36000 Mann, bei der Artillerie 1200. Für den 
Kriegsfall jind 58 Bataillone und 12 Batterien vorgejehen. 

Morgantruft, der von dem amerikanischen Millionär Morgan 
1902 —* Schiffahrtstruſt. 

Mortifikation, ſ. Amortiſation. 

Motion, ſ. Bill. 

Motive, die einem Gejegentwurf beigegebene Begründung 
(Motivierung) der Negierung oder der Einbringer eines Snitia- 
tivgejeges. — Motivierte Tagesordnung im Gegenjaß 
zur einfachen wird dann beantragt, wenn ein Parlament einen 
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Antrag durch Begründung des Übergangs zur Tagesordnung in 
milder Form ablehnen will. 

Motorbefriede, jolche Gewerbebetriebe, die jich motorijcher 
Kraft bei ihrer Produktion bedienen, im Gegenjaß zu jolchen, 
die nur mit menschlicher Handarbeit jchaffen. 

Motu proprio (auf eigenen Antrieb) bezeichnet als Formel 
in Rejfripten des Bapites, daß die betreffende Kundmachung 
(Reſkript) auf eigener Entjchließung (Snitiative) des Bapites 
beruht; man gebraucht den Ausdrud auch jchlechtweg als Be- 
zeichnung für jolche päpitliche Rejfripte. Über das motu proprio 
vom 18. November 1908 und über das vom }. September 1910 
vergl. Modernijteneid. 

Mudir, der Leiter eines türkischen Kantons, in Ägypten der 
Gouverneur einer Provinz. 

Mudfchtehid, perjiiche Bezeichnung für die Ulemas (ſ. d.). 

Mufettifh, türkiiche Bezeichnung für Inſpektoren, Regierungs— 
fommijjare. 

Mufti (türk.), Nechtsgelehrte, die das Gejeß auslegen und 
Gutachten erjtatten. 

Mühlenumfagftener, in Bayern eingeführte Steuer auf 
den Umjat der großen Dampf: oder Walzmühlen (befonders am 
Rhein und in der Pfalz), eine neben den gewerblichen Ertrags- 
jteuern den Großbetrieben im Miüllereigewerbe auferlegte Abgabe 
mit Staffeltarif; jie joll angeblich zum Schuß der mittleren und 
Eleineren Betriebe dienen und ein Monopol der Großmühlen 
bintanhalten. Gine Mühlenumjasßjteuer für das Neich war bei 
der Neichsfinanzreform 1906 beantragt, wurde aber nicht 
weiter behandelt und war von der Regierung entjchieden befämpft 
worden. Sie trat bei der Reichsfinanzreform 1909 wieder 
auf, von Zentrum und Konfervativen eingebracht. Mühlen bis 
zu 500 Tonnen Getreidemahlung jollten frei bleiben, von da ab 
aber gejtaffelte Steuerfäge eintreten, nämlich von den erſten 
600 Tonnen 1 Pfennig pro Tonne, für die folgenden 300 zu— 
nächſt 2,5, dann 3,5 und 4,5 Pfennig, von den nächjten 500 Tonnen 
6 und den nächjten 1000 Tonnen 8 Pfennig bis zu 12 ME. 
50 Pfennig pro Tonne bei mehr als 90000 Tonnen. Die Steuer 
wurde jchließlich abgelehnt, nachdem die Negierung ver: 
chiedentlich betont hatte, eine Mühlenumfagiteuer vermöge die 
fleinen Mühlen nicht zu ſchützen, jie würde bei den mittleren den 
Betrieb verteuern und lediglich den großen Mühlen gegenüber 
als Erdroſſelungsſteuer wirken, dieſe damit ins Ausland treiben 
und jo überhaupt die ausländische Müllerei durch die Erleichterung 
ihrer Mebleinfuhr begünitigen. 

Munizipaf, jtädtisch, z.B. Munizipalverfaſſung, Stabdt- 
verfaflung uif. 
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Munizipalrat, Bezeichnung des Gemeindefollegiums in 
Frankreich. 

Münzkonvention, ſ. „Lateiniſche Münzkonvention“. 

Mürzſteger Punktation, am 1. Oktober 1903 zwiſchen Oſter— 
reich und Rußland auf dem Jagdſchloß Mürzſteg abgeſchloſſene 
Vereinbarung über die Beruhigung Mazedoniens. 

Muſchik, Bezeichnung für die ruſſiſchen Kleinbauern. 

Mufhir, der Rang eines Feldmarſchalls in der Türkei. 

Muſelman, Muslem, Mohammedaner, alles Bezeich— 
nungen für die Belenner des Islam, der Lehre Mohammeds 
(1. Islam). 

Mufterfhuß, Der gejegliche Schuß der Gebrauchs: und 
Geſchmacksmuſter; lettere erlangen den Schuß durch Eintragung 
in das Muiterregiiter, die Gebrauchsmufter durch die Eintragung 
in die biefür vom Katlerl. Patentamt in Berlin geführte Rolle. 

Muftefhar, türkiiche Bezeichnung etwa für unjere Unter: 
ſtaatsſekretäre. 

Mulalionsgebühr, gleich Bejigveränderungsabgabe. 

Muten, ein Verleihen des Bergwerkseigentums (ſ. Bergrecht). 

Mufefarrif, Vorſteher eines Regierungsbezirks in der Türkei, 
vem Walt untergeordnet. 

WMutterfhaftsverfiherung joll für wirtjchaftlich ungünitig 
geitellte Mütter diejen nach modernen Forderungen längere Zeit 
nach der Geburt Pflege und Unterhalt von ihnen jelbit und 
ihren Kindern jichern; man denkt dabei an eine Angliederung an 
die bejtehende joziale NeichSsverficherung, von der ja die Kranken— 
verjicherung (ſ. dort) heute ſchon Wöchnerinnenunterjtügung ge: 
währt. Auf fommunaler Grundlage hat die jächjtiche Stadt Sebnit 
i. J. 1910 die erjte Mutterjchaftsverficherung eingerichtet. Private 
„Mutterſchaftskaſſen“, d. j. örtliche Verſicherungskaſſen, bei denen 
alle weiblichen Perſonen mit einem Ginfommen bis zu 3000 ME. 
Mitglieder werden fönnen, bejtehen in mehreren Städten. 

Mufterfhuß-Bewegung, von Helene Stöcder ins Leben 
gerufen, um wirtjchaftlich bilfsbedürftigen Müttern, bejonders 
unebelichen, Schuß und Unterſtützung, Nechtshilfe ujw. zu ge— 
währen. Da Frl. Dr. Stöcker mit ihren Beitrebungen die Pro— 
paganda einer „neuen Ethik“ verband, die die uneheliche Mutter: 
ſchaft glorifizierte, trat in dem von ihr gegründeten, über 
Deutjchland meit verzweigten „Bund für Mutterſchutz“ eine 
Spaltung ein. Die VBerbandsleitung wurde von Berlin nach 
Breslau verlegt. Der Bund beruht auf dem Gedanken der Ver- 
einigung praftifch-charitativer und jozialsethifcher Bejtrebungen 
mit dem Ziel, die Stellung der Frau als Mutter zu verbefjern 
ſowie eine Gejundung der jeruellen Beziehungen überhaupt her— 
beizuführen. (Gleichjtellung der unehelichen mit den ehelichen 
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Kindern, Bejeitigung der „doppelten Moral” ujw.) Der Bund 
jtrebt eine reichsgejegliche Mutterjchaftsverjicherung an. — Im 
Großherzogtum Hefjen bejteht eine Großh. Zentrale für Mutter: 
jchug und Säuglingsfürjorge, die Ärztliche Beratungsitellen uſw. 
eingerichtet hat. 

My house is my castle (mein Haus tjt meine Burg), ein 
alter englischer Rechtsipruch, eines der jogenannten „Grund: 
rechte”, das ein woillfürliches Gindringen in das Haus eines 
Privatmanns auch den Behörden verwehrt. 


N. 


„Nah Canoſſa gehen wir nicht‘, jagte Reichskanzler Fürit 


Bismard im deutjchen Reichstag 1872, als Kardinal Fürſt 


Hohenlohe, der als Gejchäftsträger beim päpjtlichen Stuhl in 
Ausficht genommen war, abgelehnt wurde. Bismarck jpielte Damit 
auf die Demütigung des deutjchen Kaiſers Heinrichs IV. durch 
den Papſt Gregor VII. anno 1077 im Schlojje zu Canoſſa an 
und wollte damit jagen, jet mache ein Ddeutjcher Fürjt feinen 
„Sanofja-Gang“ mehr. 

Nachlaßſteuer, eine Steuer auf das hinterlajjene Vermögen 
in feiner Gejamtheit, im Gegenſatz zu der Erbanfalliteuer, der 
Steuer auf den jedem einzelnen Grben zufallenden Grbteil. 
S. Erbichaftsiteuern. 

Nachtragsetat, nach der VBorlegung des normalen Etats ein- 
gebracht, fordert meijtens erjt nach jenem befannt gewordene 
Mehraufwendungen für unvorausgejehene neue Bedürfniffe. 

Nachtwächterſtaat, j. Bolizeiitaat. 

Namensänderung ilt in Deutichland nur mit landesherrlicher 
oder obrigkeitlicher Genehmigung gejtattet; woillfürliche Namens: 
änderung iſt ſtrafbar. 

Namentliche Abſtimmung erfolgt durch Aufruf einzelner Mit- 
glieder, die mit Ja oder Nein antworten. 

Mafır, türkifcher Titel für Mintiter. 

National Farmers Alliance, ein agrariicher Bund in den 
Vereinigten Staaten von Nordamerita. Gr fordert Verbot des 
Grunderwerbs durch Nichtamerifaner, Bejeitigung der Hochjchuß: 
zollpolitit, Bimetallismus. In einigen Staaten führt er den 
Samen Peoples Party. 

Rationalifen, die Bezeichnung für Parteien, die eine aus— 
ichließlich von den Intereſſen des eigenen Vollstums geleitete 
(meift auch antijemitische), fonjervative Politik verfolgen. Solche 
Parteien gibt e8 in Frankreich (umfaffend Kleritale, Royaliſten, 
— 7 uſw.), Rußland, Serbien uſw. In England heißt 
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die irische Partei auch „Nationaliften”. — In Elfaß-Lothringen 
nennt man Ntationaliften die im Juni 1911 gegründete Partei, 
die fich auf den heutigen ftaatsrechtlichen Boden jtellt, aber die 
Schaffung eines gleichberechtigten, jelbjtändigen Staates Elſaß— 
Lothringen und die Grhaltung der überfommenen wertvollen 
Frangöfikhen Kulturelemente verlangt. Die Partei, deren Gründer 
der frühere Volksparteiler Blumenthal, die Reichstagsabgeordneten 
MWetterls, Preiß u. a. find, umfaßt Demokraten und Klerikale. 
Der Name der Partei joll „Elfaß-Lothringiiche National: 
partei“ jein. 

— 30 ſ. Deutſche Vereinigung. 

Nationalkatholifhe Kirche in England, ſ. Altkatholiken. 

Nationalliberale Partei im Deutſchen Reich, hervorgegangen 
aus der preußijchen Fortjchrittspartei, nach 1866 unter Lasters 
Führung, unterjtügte die preußtiche Regierung in ihren deutjch- 
nationalen Bejtrebungen rüchaltlos und befam aus den andern 
preuß. Provinzen, bejonders Hannover, erhebliche Berjtärkungen, 
Bennigjen, Miquel u. a. Nach dem Kriege 1870/71 wuchs Die 
Bartei im geeinigten Neich mächtig: preuß. Abgeordnetenhaus 
182 Vertreter, Deutjcher Reichstag in der 2. und 3. Legislatur- 
periode 1874/1876 und 1877—1878 151 bezw. 127 Abgeordnete. 
Ber Bismarcks großer Wendung in der Wirtjchafts: und Zoll: 
politit 1878 machte die Partei nicht mit und wurde darauf von 
Bismarck preisgegeben. Die Wahlen von 1878 brachten nach 
jenem früheren Höhepunkt nur noch 98 Abgeordnete, die von 1881 
nur 45. 63 trennte jich bei diefem wirtjchaftspolitifchen Kampf 
ein vechtS jtehender Teil unter Schauß-Völk ab mit 15 Ab— 
geordneten, während die wirtjchaftlich linksſtehenden, den Frei— 
handel verfechtenden Mitglieder, beſonders Bamberger, Forcen- 
bed, Rickert, Frhr. v. Stauffenberg die „Liberale Vereinigung“ 
bildeten, 1881 es auf 47 Mandate brachten; 1884 verjchmolz jich 
diefe Sonderorganifation mit der Fortjchrittspartei zur Deutjch- 
freilinnigen Partei (64 Mandate 1884). Diejfer Rückgang der 
Nationalliberalen Partei zeitigte dann programmatijche 
Grflärungen (jog. Heidelberger Programım 1884), die 1891 
auf dem Berliner nationalliberalen Delegiertentag eine feſte Formu— 
ltierung erhielten. Die „Heidelberger Erklärung“ beruft jich u. a. 
auf das Parteiprogramm von 1881, in dem gejagt iſt, daß die 
Bartei nach wie vor an dem Grundjage fejthalte, daß wirtichaft- 
liche Fragen nicht zur Grundlage politischer Barteibildungen dienen 
jollen und innerhalb der Partei abweichenden Anjchauungen über 
Zollfragen Raum gelafjen werde. Dann fährt die „Heidelberger 
Erklärung“ fort: „Die (jchußzöllnerifche) Zollgefeggebung des 
Deutjchen Reichs betrachten ſie (die Ntationalliberalen) vorerit in 
ihren wejentlichen Grundlagen als abgeſchloſſen und halten gegen: 
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mwärtig eine ſyſtematiſche Anfechtung derjelben für nachteilig und 
gefährlich.” Die nationalliberale Partei lenkte damit program: 
matijch, wenn auch nicht ganz vorbehaltlos, in jchußzöllnerijche 
Bahnen ein. Inzwiſchen hatten die Septennatswahlen 1887 der 
Partei wieder rund 100 Mandate gebracht, dagegen ging jie 
unter Gaprivi 1893 auf 53 zurück und hielt jich weiterhin immer 
etwa um das halbe Hundert Mandate, mit dem jie auch in den 
Blocreichstag 1907 ungefähr einzog und bisher ausgejtattet war. 
Führer der Partei it Bajjermann. Infolge der Reichsfinanz: 
reform jonderte jich in Heſſen unter Führung des Frhrn. Heyl 
von Hernsheim ein Eleiner ganz rechts jtehender Flügel (Wormjer 
Ecke) ab; er jteht in enger Verbindung mit dem Bund der Land— 
wirte, von dem fich die Partei, bejonders auf dem Kaſſeler Partei— 
tag 1910, ſcharf abgejondert hat („Der Schnitt nach rechts“). 
über die „Vereine der nativonalliberalen Jugend“ 
vergl. den Artikel „Zungliberalismus“. 

Dationalpartei, Ungarijche, die Partei des Grafen Apponpi, 
die anfänglich den öjterreichiich-ungariichen Ausgleich anerkannte, 
aber eine jtärfere Betonung der ungarijchen Itationalität ver: 
langte. 1905 änderte Apponyi feine Stellung zum Ausgleich und 
trat der 1848er Unabhängigkeitspartei bei. — Über die Elſaß— 
Lothringiſche Nativnalpartei j. Nationaliften. 

Nationalrat, j. Schweiz. 

Mationalfozialer Berein hieß die von Dr. Friedrih Nau: 
mann 1896 gegründete politiiche Organtjation, die im Sinn 
jeines Werfes „Demofratie und Kaiſertum“ eine Demofratifierung 
der Gejeggebung, Verwaltung und des Katjertums anjtrebte und 
damit eine jtärtere Intereſſierung bürgerlicher Schichten für die 
jozialen Aufgaben, andererjeits eine Gewinnung der Arbeiter: 
ichichten für die nationalen Notwendigkeiten zu erreichen erhoffte. 
Naumann und andere Führer der Bewegung fandidierten 1898 
und 1903 für den Neichstag, alle vergebens, bis auf H. v. Ger: 
lach, der 1903 den Wahlkreis Marburg-Lahn eroberte. Nach 
diejer abermaligen Wahlntederlage, die nur rund 30000 Stimmen 
erbrachte, erklärte Naumann die Ideen der Bewegung für nicht 
parteibildend und führte feine Anhänger auf dem Göttinger Partei: 
tag zur Freifinnigen Bereinigung (ſ. dort), in der er dann 1907 
ein Neichstagsmandat in Heilbronn errang und wie jehon früher 
emſig auf die Fufion der drei lintsliberalen Fraktionen binarbeitete, 
Die jüddeutjchen nattonaljozialen Vereine in Bayern, Württem— 
berg, Baden behielten ihre Organilation bei, zum Teil als Glieder 
der freilinnigen Vereinigung, traten aber 1910 bei der Fuſion zu 
der fortjchrittlichen Volkspartei (ſ. dort) über; einzelne Anhänger 
Naumanns gingen in Nord und Süd 1903 zur Sozialdemokratie, 
ein Heiner Teil mit dem verſtorbenen Dr. Barth 1908 zur demo— 
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kratiſchen Bereinigung (ſ. dort), wo heute 9. v. Gerlach ihr 
Führer tft. 

Nationalverein, Deutſcher, 1859 unter Führung von Bennigien 
gegründet mit dem Programm, die Einheit Deutjchlands unter 
Preußens Führung und eine deutſche Nationalvertretung anzu— 
ſtreben. Die Schillerfeier 1859 gab der Bewegung großen Schwung, 
ihre Mitgliederzahl ſtieg auf 21000. Die Greignifje von 1866 
erfüllten die Vorbedingungen des Programms zum Teil, und jo 
löſte der Nationalverein ſich 1867 auf. 

Nationafverein für das liberale Deutſchland, 1907 in München 
von führenden liberalen Männern der verichiedeniten Lager ge- 
gründet, zuerjt zur Förderung der Einigung des Liberalismus, 
ſtrebt Verbreitung und Bertiefung politischer Bildung und Auf: 
klärung im liberalen Sinn an und jucht dies Programm zu ver: 
wirklichen durch Herausgabe liberaler politischer Schriften, Ab— 
haltung von Borträgen und politiichen Ausbildungskurjen und 
Gründung eines politifchswillenschaftlichen Seminars in München. 
— Ein Zweig des -Nationalvereins iſt der Deutjche Akade— 
miſche Freibund, der jich zur Aufgabe gemacht hat, liberale 
Ideen unter den Studenten und den akademiſch Gebildeten über- 
haupt zu verbreiten. 

Mationalverfammlung, Frankfurter. In der Gejchichte 
der Schaffung einer deutjchen Zentralgewalt und Volksrepräſen— 
tanz jptelt die Frankfurter Nationalverfammlung von 1848 und 
ihre NReichsverfaffung eine große Rolle. Nachdem ein Bor: 
parlament mit Zujtimmung der Bundesregierungen einen 
Fünfzigerausſchuß zur Vorbereitung der Wahlen für die National: 
verſammlung eingeſetzt hatte, erfolgten diejfe in ganz Deutjchland 
und Oſterreich und führten 568 Abgeordnete in Frankfurt a. M. 
am 18. Meat 1848 unter dem Präſidium Heinrichs von Gagern 
zujammen. Erzherzog Johann von jterreich wurde zum Reichs: 
verwejer beitellt, der den Bundestag auflöjte und ein Reichs: 
minijtertum einvichtete, Dagegen fand ein Antrag Preußens auf 
Schaffung einer Art Bundesrat, einer Vertretung der Regierungen, 
feinen Anklang. Sodann befaßte jich die Ntationalverfammlung 
mit langen Beratungen über die „Grundrechte Des deut— 
ichen Volkes“, ging dann aber im Dftober 1848 an die Be- 
ratung der eigentlichen Berfajjung. Dabei ergab jich Die 
Scheidung zwijchen Großdeutjchen, die Oſterreichs Eintritt in das 
Deutjche Reich wollten, und der Eleindeutjchen Partei, die ohne 
Diterreich das Verfaſſungswerk beenden wollte. Man bejchloß 
die Übertragung der erblichen Kaijferwürde an den König 
von Preußen, und die Wahl Friedrich Wilhems IV. zum Kaiſer 
von Deutjchland wurde feierlich verfündigt. Neben dem Kaiſer 
mit einem verantwortlichen Reichsininifterium war der Neichstag 
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zur Gejeggebung berufen, der aus einem Bollshaus auf Grund 
von allgemeinen Wahlen und einem Staatenhaus (Bertretern der 
Staaten, je zur Hälfte von den Regierungen und den Bolf3- 
vertretungen der Ginzeljtaaten ernannt) bejtehen jollte. Der 
Streit über die Anerkennung der Berfaffung und der Kaijerwahl 
führte, bejonders in Preußen, zu heftigen Auseinanderjegungen, 
in Sachlen und Süddeutjchland brach die Revolution wieder aus, 
und das Frankfurter Parlament ging jeiner Auflöfung entgegen. 
Am 6. Juni 1849 traten noch 104 Abgeordnete al3 jogenanntes 
„Rumpfparlament“ in Stuttgart zufammen, wurden aber 
am 18. Juni von der württembergijchen Regierung an der Weiter: 
tagung durch Militär verhindert. Damit hatte die deutſche 
Nationalverfjammlung, ohne ihren großen nationalen Zweck zu 
erreichen, ein Ende gefunden. 

Hationalverfammlung, j. Frankreich. 

Haturalifation, j. Staatsangehörigteit. 

Nautiſcher Berein, Deutſcher, 1868 gegründeter Verband 
Nautiſcher Bereine ufw. zur Förderung der deutjchen Seeinter- 
ejjen, zur Beeinfluffung der Reichsgeſetzgebung. Diejem Berband 
der Needer jteht als Organiſation der Seeleute gegenüber der 
Verband deutjcher Seejchtffervereine. 

Navigare necesse est, vivere non est necesse, „Schifi- 
fahrt zu treiben ijt notwendig, zu leben ijt nicht notwendig.“ 

Meomaltiufianismus, ſ. Malthujianismus, 

Meomerkantilismus, |. Merfantilismus. 

Meoflavismus (Neopanjlavismus), eine panjlavtitiiche Be— 
mwegung, die Darauf gerichtet iſt, zunächit einen kulturellen und 
wirtichaftlichen Zuſammenſchuß aller ſlaviſchen Völker herzuitellen. 
Unter Führung der Jungtſchechen wurde im Juli 1910 ein Kon— 
greß in Sofia abgehalten, bei dem jedoch die tatjächliche innere 
Uneinigfeit der verjchiedenen jlavijchen Völker zu Tage trat. Vor— 
geichlagen wurde die Gründung einer jlavischen Bank, Akademie ꝛc. 

Mepotismus, jo viel al3 ungerechte Begünjtigung Verwandter 
bei Vergebung öffentlicher Amter uſw. 

Mendemohraten, die Mitglieder der Demokratiſchen Wer: 
einigung (ſ. d.). 

Mendentfhe Wirtfhaftspolitik, vom Titel eines Buches des 
Reichstagsabg. Dr. Friedrich Naumann berrübrende jummarijche 
Bezeichnung für alle heutigen Beitrebungen, die unjere Wirtjchafts- 
politit in Einklang bringen wollen mit den tatjächlichen wirt: 
\chaftlichen Bedürfniffen des jährlich um 900000 bis 1000000 
Menſchen mwachjenden deutjchen Volkes, mit den Intereſſen der 
in der Hauptjache verarbeitenden Induſtrie, der überwiegenden 
Maffe des deutjchen Volks, das Konjumenten einerjeitS und 
„Berläufer ihrer einzigen Ware, der Arbeit“, andererjeits daritellt. 
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Menue deutfh-foziale Partei, die nach Spaltung der Unti- 
jemiten auf dem Magdeburger Parteitag 1900 von Liebermann 
von Sonnenberg und andern fonjervativ gefinnten Antiſemiten 
gegründete Partei (j. Antifemitismus). 

Mener Pentfher Bauernbund, ſ. Bauernbund ze. 

Mener Kurs, Bezeichnung für das Negime Kaiſer Wil- 
helms II. nach Bismards Entlaſſung, das anfangs bejonders 
durch feinen fozialen Einfchlag, nachher aber durch eine Unitetig- 
feit der Verlautbarungen und Entjchließungen auffiel und Ddiejer- 
halb der aburteilenden Bezeichnung „Zickzackkurs“ teilhaftig wurde. 


Mengnineakompagnie, eine 1884 gegründete foloniale Er— 
werbsgejellichaft. Sie erwarb Hoheitsrechte auf Neu-Guinea, ihr 
Gebiet wurde jedoch 1899 auf das Neich übernommen. Sie be- 
Ichäftigt ſich ſeitdem hauptjächlich mit Kofos- und Kautfchuf- 
pflanzungen. 

Neutralität, die Nichtbeteiligung eines Staates am Streite 
anderer Völker. Die jog. „wohlmwollende” Neutralität it eine 
verfappte Begünjtigung des einen jtreitenden Teils, „bewaffnete“ 
Neutralität befundet die Abjicht des Staats, jeine Neutralität 
gegebenenfalls mit militärischen Kräften zu ſchützen. — Neutrale 
Länder: Schmeiz, Belgien, Yuremburg, Kongoitaat; ferner auch 
der Suezfanal. 

Nicaragna, Freiltaat mit 128340 qkm und rund 600000 
Sinwohnern. Berfafjung von 1905. Der Kongreß bejteht aus 
36 auf 6 Jahre gewählten Abgeordneten; der Präjident wird 
ebenfalls auf 6 Jahre gewählt. Er führt zufammen mit dem 
Miniiterium die Verwaltung, an der Spite der Departements 
ſtehen Zivil und Militärgouverneure. In die Einfuhr teilen jich 
Vereinigte Staaten (mit fait 2 Mill. Dollars), England, Deutich- 
land, Frankreich. Die Hauptausfuhrartifel find Kaffee (für 1,4 Mill. 
Dollars), God, Bananen, Kautjchuf, Holz. — Das ftehende Heer 
zählt im Frieden 4000, im Krieg 40000 Mann, die Flotte be- 
ſteht aus 10 Eleinen Dampfern. 

Niederlande, Eonititutionelles Königreich mit 33079 qkm 
ohne Kolonien und rund 6 Mill. Einwohnern; die Kolonien um- 
fajjen 2,45 Mill. qkm mit etwa 40 Mill. Bevölkerung. — Nach 
ver Verfaſſung (jeit 1814) geht die Thronfolge auch auf die 
weibliche Nachkommenjchaft über. Die Vollsvertretung, Die 
„Seneraljtaaten“, bejtehen aus Griter und Zweiter Kammer. 
Die 50 Mitglieder der Griten Kammer werden durch die 
Provinzialräte aus den Höchitbeiteuerten und den höchiten Be- 
amten auf 9 Fahre (mit '/s Ausjcheiden alle 3 Jahre) gewählt, 
die 100 Mitglieder der Zweiten Kammer gehen aus direkten 
Vollswahlen hervor. Die legten Wahlen brachten für die Erſte 
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Kammer 32 KRonjervative und Ultramontane und nur 18 Liberale, 
in der Zweiten Kammer ſitzen 26 Katholiten, 22 Protejtanten, 
12 Ehriftlich-hiftorifche, 24 Liberale, 9 Demokraten und 7 Sozial— 
demofraten. Die innere politische Lage findet ihren Ausdrud 
in einer falvintjtiich-ultramontanen Koalition gegen den Libera— 
lismus; gegen diejes fonjervativ-flerifale Bündnis werden zwar 
aus den Kreifen der Ehriftlich-hiltoriichen Stimmen laut, ohne 
aber bisher zu einer Wandlung geführt zu haben. Neben dem 
Staatsminijterium beiteht noch ein Staatsrat, dem die 
Königin präjidiert, und dem auch der Prinzgemahl angehört. An 
der Spige der Provinzen jtehen Kgl. Kommiljäre. — Das Heer 
wird gebildet durch Werbung von Freimilligen und durch Aus— 
hebung von Milizen; die Friedensitärfe beläuft jich auf 38652 
Mann und 2228 Offiziere. Die Flotte umfaßt 75 Fahrzeuge, 
darunter 15 gepanzerte oder gejchügte Schiffe. — Die niederlän- 
dischen Kolonien beitehen in Wejtindien aus 130230 qkm mit 
rund 140 000 Einwohnern (darunter daS Gouvernement Surinam 
mit 129100 qkm, jogenanntes niederländijch Guayana, und der 
£leine weſtindiſche Snielbejiß), dann aber aus den ajtatischen 
Beiigungen in Dftindien mit zujammen 1,9 Mill. qkm und 
rund 39 Millionen Einwohnern; dazu zählen: Java, Madura, 
Borneo, Sumatra, Gelebes und in Dzeanien Weſtlich-Neu— 
Guinea. Java und Madura haben rund 30 Mill. Einwohner; 
unter der ganzen 39 Millionen umfajjenden Bevölkerung diejer 
ojtindifch-ozeanischen Kolonien leben nur rund 80000 Europäer. 
An der Spite der Kolonien in Oſtindien jteht ein General: 
gouverneur, ihm zur Seite der Rat von Niederländijch-Indien 
und eine Reihe von Departements für die einzelnen Verwaltungs: 
zweige. Un der Spite der Provinzen jtehen auf Java, Sumatra, 
Borneo, Gelebes, Banko Reſidenten und Gouverneure. In 
MWeftindien haben Surinam und Curacao Gouverneure mit 
je einem Geheimen Nat und einem Kolonialrat. — Die Einfuhr 
in den Niederlanden ſelbſt beläuft jich auf etwa 3 Milliarden 
Gulden, daran nimmt Deutjchland mit 743 Mill. teil, England 
nur mit 291 und Niederländijch-Djtindien mit 425 Mill.; die 
niederländijche Handelsflotte hat 729 Fahrzeuge, darunter etwa 
300 Dampfer. Der oſtindiſche Handel hat in Einfuhr 
einen Warenwert von 243 Mill., in Ausfuhr von 452 Mill. 
Die wichtigiten Ausfuhrartifel find Zucker, Tabak, Kopra, Retro: 
feum, Zinn, Kaffee, Gummi, Pfeffer, Tee. Die ojtindijche 
Handelsflotte hat über 12000 Schiffe, Java 4200 km Eiſen— 
bahnen, Sumatra rund 1000; an Telephongeiprächen fielen in 
Oſtindien 1908 an insgeſamt über 15 Millionen. Die oftindijche 
Armee zählt etwa 35000 Mann (12000 Europäer), die Flotte 
5 gepanzerte Schiffe, 4 Kanonen: und 9 Torpedoboote, 
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Niederlaſſungsfreiheit iſt der Grundſatz, daß ſich jedermann 
dauernd oder vorübergehend an jedem Ort niederlaſſen darf. 
In aa ijt die Niederlafjungsfrage im Freizügigkeitsgeſetz 
vom 1. November 1867 für alle Reichsangehörigen feſtgelegt. 
— gilt der Grundſatz in Oſterreich. Durch zahlreiche Ver— 
träge mit auswärtigen Staaten iſt auch für Angehörige dieſer 
Staaten die Niederlafiungsfreiheit im Deutjchen Reich und Die 
Niederlaffungsfreiheit der deutjchen Reichsangehörigen in jenen 
auswärtigen Staaten verbürgt. Neuerdings ijt durch Verträge 
mit den Niederlanden und der Schweiz die Niederlaſſung noch 
erleichtert worden (Wegfall der Beibringung eines Leumund- 
zeugnifjes, es genügt der Bei eines gültigen Heimatjcheins). 
In den Niederlafjungsverträgen iſt ferner die Behandlung beider 
ch in — der Militärpflicht und der Armenfürſorge 
uſw. gerege 

Kigergefetsäaft (Royal Niger Comp.), eine 1879 gegründete 
Kolonialgejellichaft, die das Necht erhielt, am untern Niger 
Hoheitsrechte zu erwerben, Zölle zu erheben und Handel zu 
treiben. Trotz der vereinbarten Handels- und Schiffahrtsfreiheit 
juchte jie die Angehörigen anderer Nationen zu verdrängen. Im 
Jahre 1899 verkaufte jie ihren Freibrief an die englische Regierung, 
und im Jahre darauf wurde ihr Gebiet in die englifche Bejtgung 
Nord-Nigeria verwandelt. Die Gejellfchaft beiteht jeitdem nur 
noch als Handelsgejelljchaft fort. 

Nihififten, ruſſiſche Revolutionäre. Der Nihilismus (von 
nihil nichts, der Name fommt zuerit in Turgenjews Roman 
„Bäter und Söhne“ vor) verfolgt die völlige Zertrümmerung 
des jegigen Staats und der Gejelljchaft. Er erjtrebt eine jozialt- 
itifche Neuordnung, ohne daß die Mitglieder über ihre legten 
Ziele einig jind. Gin Programm von 1880 forderte Volfs- 
vertretung, allgemeines Wahlrecht, Selbitverwaltung, volle Ge- 
willens-, Nede-, Preß-, Vereins: und BVerjammlungsfreiheit, 
Umwandlung des jtehenden Heeres in ein territoriales. Die 
Nihiliiten vefrutieren ſich meiſt aus Studierenden beiderlei 
Gejchlechts, dann aber auch aus Angehörigen der oberen Ge- 
jellichaftsklajjen und Offizieren. Nach der Bildung der Gruppe 
der Terroriiten (von terror Schreden) 1878 wurde der poli— 
tiiche Mord als das geeignete Kampfmittel zur Durchführung 
der jozialen Revolution angejehen. Seitdem haben die Nihiliſten, 
die eine jtraffe Organijation mit einem anordnenden und einem 
ausführenden Komitee bejizen und durch unnachlichtige Beitrafung 
von Verrätern mit dem Tode jich die unbedingte Unterordnung 
ihrer Anhänger jichern, zahlreiche Attentate gegen Mitglieder 
der faijerlichen Familie und hohe Beamte verübt, jo 1881 die Er- 
mordung Kaijer Uleranders II. Trob aller Hinrichtungen und 
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— iſt bis jetzt die Unterdrückung der Nihiliſten nicht 
gelungen. 

Nobelpreiſe, geſtiftet von dem Erfinder des Dynamits und 
Schöpfer der Nitroglyzerininduſtrie Nobel (geb. 1833, geſt. 1896), 
fünf, jährlich zu verteilende Preiſe von je zirfa 150000 ME. für 
die wichtigſte phyfifalifche, chemiſche, medizinifch-phyfiologijche 
Srfindung, für das am metiten jich durch hohe ideale Tendenz 
auszeichnende Werk, gleichgültig welcher Sprache, und endlid) 
für das verdienitlichite und wirfjamjte Bejtreben zur Förde— 
rung allgemeiner Brüderlichkeit, Aufhebung und Berminderung 
ver jtehenden Heere und Errichtung jchiedsrichterlicher Tribunale 
zwijchen den verjchiedenen Staaten. Die vier eriten reife 
werden von der ſchwediſchen Akademie, der fünfte vom norwe— 
giſchen Storthing vergeben. Für die Preije bejtimmte Nobel 
ven Ertrag jeines Vermögens in der Höhe von etwa 35 Mill. ME. 

Mominafion, Nennung, Ernennung zu einem Amt, nomi- 
natio regia, das Necht des Landesherrn (in Djterreich, Bayern) 
die Bilchöfe zu „ernennen“ (präjentieren). 

Non expedit (wörtlich „es ijt nicht förderlich”), eine Formel 
im Nundjchreiben von Papſt Pius IX. vom 29. Februar 1868, 
durch das er die Nichtbeteiligung an dem politifchen Leben Staliens, 
bejonders an den Parlamentswahlen, vorjchrieb. Als für die 
Aufhebung des „non expedit“ eine Bewegung einjegte, betonte 
Pius X. in der Enzyklika certum eonsilium vom 11. Juni 1905, 
daß daS „non expedit“ noch in Kraft jei, daß aber in be- 
ſtimmten Fällen päpjtliche Dispenje erlangt werden könnten. Die 
fatholifche Wahlaktion ruht in den Händen der „Katholifchen 
Wahlunion“ (Kath. Wählerverein), deren Leitung vom Bapite 
ernannt wird. 

Monkonformiften, j. Diljsnters. 

Non possumus (Wir können nicht), jo lautete unter Zu- 
grundlegung des Wortes aus Apojtelgejchichte 4,40 die Antwort 
des Papſtes Clemens VII. auf die drohende Aufforderung des 
Königs Heinrich VIII. von England, ihn von jeinerv Gemahlin 
Katharina von Arragonien zu jcheiden. Seitdem wird jede 
Weigerung der römischen Kurie, fich in Konzeſſionen einzulajjen, 
mit dieſer Formel bezeichnet. 

„Norddeutfde Allgemeine Zeitung,“ cin 1861 gegründetes 
fonfervatives Blatt in Berlin, das regelmäßig von der Regierung 
zu offiziöjen — benützt wird. 

Morddeutfhe Brauſtenergemeinſchaft, ſ. Bierſteuer. 

Norddeutſcher Bund, Der nach dem Kriege von 1866 ge— 
bildete Bundesſtaat, beſtehend aus 22 deutſchen Staaten unter 
Führung Preußens. Nachdem 1870 Baden, Helfen, Bayern. und 
Württemberg ich gleichfalls dem norddeutichen Bunde ange: 
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jcehlojien hatten, beantragte am 9. Dezember der Bundesrat den 
erweiterten Bund „Deutjches Reich“ zu nennen. Um 10. De- 
zember 1870 wurde die Verfaſſung des neuen Neichs verkündet. 
Damit war der Norddeutjche Bund zu Ende, jeine Gejege gingen 
meilt auf das ana Reich über. 

Morddentfder Lloyd, ſ. Yloyd. 

Mordmarkenfrage (Dänijche Frage). Sie umfaßt die Pro- 
bleme, die Durch das Zuſammenſtoßen der dänischen und Der 
deutſchen Kultur in dem 1867 in Preußen einverleibten Nord- 
ſchleswig entitanden find. Die Gegenſätze zwiſchen der däniſchen 
(jütifchen) und der deutichen Bevölkerung find teils religids- 
geiltiger, teils politischer Natur (Gegenſatz zwijchen den liberalen 
Dänen und den fonjervativen deutſchen Regierungskreifen). Bon 
den däniſch Geſinnten, die in den „jütiſchen Vereinen“ organijtert 
jind, wird bejtritten, daß jie auf Losreißung Nordichleswigs hin- 
arbeiten, es handle jich vielmehr für fie nur um Erhaltung ihrer 
hohen jütiſchen Kultur und ihrer Mutteriprache. Die Politik der 
preußijchen Regierung gegen die „däniſche Srredenta“ wechjelte. 
In den 80er Jahren trieb jie unter dem Oberpräfidenten Köller 
(„Köllerkurs“) eine Bolitit der Zmwangsmittel; jo wurde 1888 die 
deutjche Unterrichtsiprache unter gleichzeitigem Berbot von Privat- 
furien eingeführt (Sprachenrejfript). Nach dem Weggang 
Köllers begann eine Bolitik der Berföhnung („Brudergruß- Politik“), 
die Optantenfrage wurde mit Dänemark geregelt. Aber neuerdings 
geht die preußiiche Regierung wieder mit Ausweilungen, Vor: 
tragsverboten uſw. vor. Auf deutjcher Seite treten für eine Ver— 
jöhnungspolitit der „Friedensverein“ (f. d.) und der Marburger 
Iheologieprofejlor M. Rade in der „Örenzmarfenforrefpondenz“ 
ein, für eine Bolitik der „starfen Hand“ der „Deutjche Verein“ (ſ. d.). 

Mordmarkenverein, j. Deutjcher Verein für das nördl. 
Schleswig. 

Nordoftfeekanal, j. Kaiſer-Wilhelmkanal. 

Normalarbeitstag, im gewöhnlichen Sprachgebrauch als 
en mit Marimalarbeitstag (j. d.) verwendet. 

ie Bolkswirtjchaftslehre unterjcheidet ihn von dieſem, indem 
fie unter Normalarbeitstag nur jene gejegliche Bejchränfung 
der Urbeitszeit verjteht, die mit der Forderung nach einem 
gerechten Normallohn verbunden tit, während der Maxi— 
malarbeitstag nur dem Schuß der Arbeiter bejtimmt it. 

Dormativbeffimmungen, alle allgemeinen gejeglichen Be— 
ſtimmungen, denen in jedem einzelnen Fall mindeitens genügt 
werden muß. 

Norwegen, fonititutionelles Königreich, mit Schweden (ſ. d.) 
von 1814—1905 in Berjonalunion vereinigt, 1905 in „friedlicher 
Revolution“ losgelöſt. Verfaſſung von 1814, 1905 abgeändert; 
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Durch Verträge mit Deutjchland, England, Frankreich, Norwegen 
und Rußland iſt die territoriale Unverleglichkeit des Landes 
garantiert. — Die Volfsvertretung heißt Storthing und hat 
123 Abgeordnete, die aus allgemeinen Wahlen in 41 jtädtiichen 
und 82 Ländlichen Kreifen hervorgehen. Das Storthing wählt 
jodann "A jeiner Mitglieder zum Lagthing, während die andern 
das Adelsthing bilden. Nach den legten Wahlen zählen Rechte 
und Liberale 63, die Linke 47, die Sozialdemokraten 11 Abgeord- 
nete neben 2 Wilden. Die jegige Negierung it aus der Rechten 
und den Liberalen gebildet. Die Landesverwaltung liegt in 
Händen der 9 Minijterien. An der Spiße der 20 „Amter“ 
jtehen Amtmänner. — Norwegen hat 322987 km Flächeninhalt 
mit rund 2,4 Mill. Einwohnern. — Un der Einfuhr mit rund 
386 Mill. Kronen Wert iſt Deutjchland mit rund 117 Mill, 
England mit rund 89 Mill. beteiligt, Schweden mit 41 Mill. 
Hauptausfuhrartifel find Tiere und tieriiche Nahrungsmittel, 
Holzwaren, Holz, Mineralitoffe, Papier, Häute. Die Handels» 
flotte zählt rund 8500 Schiffe, Darunter 2810 Dampfer; Eijen- 
bahnen 2846 km, Telephongeipräche 113 Mill. im Fahr. — 
Das Heer beruht auf der allgemeinen Wehrpflicht; die Linie 
(jtehendes Heer) zählt rund 10000 Mann, die Landwehr etwa 
30000. Die Flotte hat 57 Fahrzeuge mit 241 Gejchügen. 

Notabeln, durch Vermögen, Bildung und Rang ausgezeichnete 
Berjonen. Bekannt ijt in der franzöſiſchen Gefchichte die in den 
Sahren 1787 und 1788 berufene Notabelnverfammlung. — In 
Hamburg verjteht man unter Notabelnverfammlung eine bevor- 
rechtete Gruppe von 40 Mitgliedern der „Bürgerichaft“ (. Ham: 
burg). Eine bejondere Nolle jpielen die „Notabeln“ in Eljaß- 
Lothringen; es jind jene reichen einheimijchen Familien, die noch 
jegt in engiter Beziehung zu Frankreich ſtehen und franzöſiſche 
Kultur und Sprache pflegen. Sie beherrichten den Landesausſchuß, 
der daher auch den Namen „Notabelnparlament“ führte. 

Note ijt im diplomatijchen Verkehr die Mitteilung einer Ne 
gierung an eine andere. In bejtimmten Fällen erläßt eine 
Negierung eine jolche Note an jämtliche Negierungen, mit denen 
jie in diplomatischem Verkehr ſteht (Zirkularnote), oder es 
erlafjen mehrere Negierungen gemeinſam eine Note an eine Re 
gierung (Kollektivnote). 

Motendbanken, j. Banken. 

Mofgefeb, ein Geſetz, das in dringenden Fällen eine provi- 
jorische, zeitweilige Negelung trifft. So wird, wenn der Gtat 
nicht zur vechten * von dem Parlament zur Verabſchiedung 
gelangt, ein Notgejeß erlaffen, das die Erhebung der Steuern 
ulw. gejtattet. Gin Notgeſetz iſt 3. B. das Geſetz, das die Ler 
Zrimborn (ſ. Witwen- u, Wailenverforgung) wiederholt verlängerte. 
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Motifikation, Benachrichtigung, Mitteilung. ©. Okkupation. 
Motreht, Befugnis des Staates, ausnahmsweiſe in dringend- 

iten Fällen öffentlichen Intereſſes Eingriffe in die Rechte Privater 

vorzunehmen, 3. B. durch Entziehung des PBrivateigentums. 

Notftandsarbeiten, |. Arbeitsloſigkeit. 

MNotverordnung, eine Verordnung, die in der Zeit, wo das 
Barlament nicht verjammelt it, in außerordentlichen, dringenden 
Füllen mit der Wirkung eines Gejeges der Monarch unter Gegen- 
zeichnung des Staatsminifteriums erläßt. Sie ift in den meijten 
Berfalfungen zugelafjen. Nach dem Wiederzujammentritt des 
Barlaments iſt die Verordnung zur Genehmigung vorzulegen und 
tritt außer Kraft, wenn die Genehmigung verjagt wird. Die Neichs- 
verfaffung kennt fein Notverordnungsrecht. In Dfterreich ijt das 
Notverordnungsrecht in $ 14 des Staatsgrundgejeges ausgejprochen. 
Diejer Paragraph ijt dort ſchon wiederholt auch dann angewandt 
worden, wenn der Neichsrat verfammelt war, aber jeine Zuſtim— 
mung zu bejtimmten Gejeßesvporlagen nicht gab. Der Neichsrat 
wurde dann aufgelöit, und es wurde mit Hilfe des S 14 regiert. 
Auch in Rußland hat Stolypin im März 1911 eine vom Reichsrat 
verworfene Borlage durchgejegt, indem er die Parlamente auf 
einige Tage jchloß und dann Art. 84 der Grundgejege anwandte. 

Movation (Neuerung), Aufhebung einer Berbindlichkeit 
durch Begründung einer neuen. 

Novellen, in der NRechtsiprache Nachträge und Abände- 
rungen bejtehender Gejeße. 

Hovembertage (Novemberkrijis), j. Berjönliches Regiment. 

Movemberverfräge nennt man die Verträge, durch die Baden 
und Heljen am 15., Bayern am 23. und Württemberg am 25. 
November 1870 dem Norddeutjchen Bund beigetreten find. 

Nullen, das Nichtanrechnen von Förderungen im Kohlen- 
bergbau. Es erfolgte bei Wagen mit nicht voller oder mit 
unreiner Ladung. Das Nullen jpielte bei den Bergarbeiter- 
bewegungen ſtets eine Hauptrolle. Durch das Gejet vom 14. Juli 
1905 it das Nullen verboten und bejtimmt worden, daß die 
Förderwagen jo weit angerechnet werden müjjen, als ihr Inhalt 
vorjchriftsmäßig tit. Ferner begrenzte das Gejeß die Höhe der 
Strafen und jicherte den Arbeitern die Überwachung der Feit- 
itellung der Ladung. 

Numerus clausus (gejchlojjene Zahl), Die Begrenzung der 
zu einem Beruf zuzulafjenden Berjonen. Die Überfüllung des 
Nechtsanwaltsberufs hat zu der Forderung geführt, jtatt der gel- 
tenden „Freien Advofatur” (j. Rechtsanwalt) die Zahl der an 
einem Gericht zugelajjenen Anwälte zu bejchränten, aljo einen 
numerus celausus einzuführen. Als 1894 ein preußijcher Mini- 
iterialerlaß die Einführung des numerus elausus zur Diskuſſion 
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jtellte, lehnte der Anmwaltstag ihn fait einjtimmig ab. Neuerdings 
wird er von einem Teil der Anwälte lebhaft propagiert. 

Nuntius, Diplomatijcher Vertreter des Bapites. Die Nuntien 
gehören zu den Gejandten erjter Klafje. Die Vertreter des Papſtes 
zweiter Klafje heißen Internuntien. Die jtändigen Nuntiaturen, 
wie jie in Wien und München (für ganz Deutjchland) bejtehen, 
haben bejondere päpjtliche Vorrechte. 


D. 


Obedienz, der Gehorſam, den die Geiſtlichen bei der Ordi— 
ee den Bijchöfen, die Bijchöfe bei der Konjefration dem Papſt 
geloben. 

Obergefpan, der, Vorſtand eines ungarijchen Romitats, eine 
Urt Statthalter, ſ. Öfterreich-Ungarn. 

Oberhaus, j. Großbritannien. 

Obderherrfihkeit, gleich Suzeränität. (S. Proteftor.) 

Oberhoheit, gleich Souveränität. (©. Staat.) 

Oberkirchenrat, in modernen Staaten die oberite kirchliche 
Inſtanz. In Preußen unterjteht der Oberfirchenrat direkt dem 
König. In Djterreich ijt der E. k. Oberfirchenrat die Auffichts- 
behörde der evangeliſchen Kirche. 

Oberlandeskulturgericht, die Gerichts- und Verwaältungs— 
behörde in Berlin, die die zweite Inſtanz gegenüber den General- 
kommiſſionen (j. dort) bei Ablöjungen, Zufammenlegungen, Gemein- 
heitsteilungen uff. bildet. 

Obderrehnungskammer, (Oberiter Nechnungshof, Rechnungs- 
hof), eine Zentralbehörde zur nachträglichen Kontrolle über den 
gejamten Staatshaushalt. Die Prüfung eritreckt jich über Ein- 
nahmen und Ausgaben der Staatsgelder, über die Verwaltung 
der Staatsjchuld, Über Zu: und Abgang des Staatseigentums. 
Die Oberrechnungsfammer ijt regelmäßig dem Finanzminifterium 
nicht unter=, jondern nebengeordnet, ihre Mitglieder jind binficht- 
lich der Abſetzbarkeit und Verſetzbarkeit den Richtern gleichgeitellt. 
Die preußijche Oberrechnungstammer führte zugleich die Kontrolle 
des Neichshaushalts und des Haushalts von Eljah-Lothringen. 
Durch Gejeg vom 21. März 1910 iſt die Errichtung eines eigenen 
—— vorgeſehen und ſind Vereinfachungen in der 
Rechnungskontrolle eingeführt worden. 

Oberrheiniſche Kirchenprovinz, ſ. Erzbiſchof. 

Oberſter Rechnungshof, vergl. Oberrechnungskammer. 

Objeſttſteuer, gleich Realſteuer (ſ. Steuern). 

Obligation, Schuldverhältnis, dann auch die Urkunde über 
das Schuldverhältnis. Man jpricht daber auch bei Schuld- 
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verjchreibungen des Staates, der Gemeinden ujw. von Staats-, 
ae ronen, 

Odmännerkonferenz, j. Seniorentonvent. 

O’Brieniften, irische Partei mit Eeinbäuriichen Tendenzen; 
1910 durch Trennung des Unterhausmitglieds William O’Brien 
von der irifchen Partei (Nedmondijten, ſ. d.) entitanden. 

Obfkuranten, Finiterlinge, Gegner der Aufklärung. 

Obſtruktion, das Vorgehen der Minderheit in einem Parla- 
ment, die geordnete Grledigung der Gejchäfte, vor allem das 
Zuſtandekommen von Gejegen und Bejchlüffen durch Ausnügung 
der Gefchäftsordnung, durch Dauerreden, zahllofe namentliche 
Abjtimmungen, Abänderungsanträge, Gejchäftsordnungsdebatten, 
dann auch durch Lärmen, Fernbleiben von den Situngen zu 
verjchleppen oder zu verhindern. 

Ochlokratie, Pöbelberrichaft, it nicht eine bejondere Re— 
gierungsform. Sie fann auch in abjoluten und in ariſtokratiſchen 
Staaten auftreten, wenn die Regierungsgewalt jich auf Pöbel— 
maſſen jtüßt. 

Odd Fellows (Independent Order of F., abgefürzt 1.O.O.F.), 
eine nach dem Mujter der Freimaurer in der Mitte des 18. Jahr— 
bunderts gegründete allgemeine Wohltätigkeitsgejellfchaft. Der 
heutige Orden, zuerit auf nordamerifaniichem Boden und in 
England, jeit 1870 auch in Deutichland verbreitet, hat jich neben 
gegenjeitiger Hilfe auch allgemeine jittliche und geiſtige Hebung 
der Mitglieder zum Ziele gejegt. Die einzelnen Logen jtehen 
unter Dijtriltsgroßlogen, und dieſe wieder unter jieben „unab- 
bängigen Großlogen”. Die Großloge des Deutjchen Reichs zählt 
jieben Dijtrittsgroßlogen und etwa 100 Einzellogen. 

Offene Sandelsgefellfhaft, eine Gejellichaft ohne juriſtiſche 
Berjönlichteit, die unter gemeinjchaftlicher Firma ein Handels- 
gewerbe betreibt, und für deren Verbindlichkeiten nicht nur das 
Geſellſchaftsvermögen, jondern auch das geſamte Privatvermögen 
der Gejelljchafter haftet. 

Offene Türe. Die Bolitit der offenen Türe gewährt den 
Handeltreibenden aller Nationen die unbejchränfte Freiheit, in 
einem Staat Handel zu treiben. 

Offiziell, amtlich, von einer Behörde ausgehend; offiziös, 
balbamtlich, von Amtsperjonen, jedoch nicht im amtlichen Auftrag, 
berrührend. Offiziöſe Mitteilungen find aljo jene, die zwar von 
einer Behörde ausgehen, ohne aber direft unter VBerantwort- 
lichkeit der Regierung veröffentlicht zu werden. 

Offiziersbund in Griechenland, ein Bund im griechiichen 
Dffizterforps, der die Entfernung der Prinzen au dem Heer 
forderte, jowie eine erhebliche Vermehrung, völlige Reorganifterung 
der Armee und Modernifterung ihrer Ausrüſtung anitrebte. Am 
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27. Januar 1910 verlangte er die Einberufung einer außer: 
ordentlichen Ntationalverfammlung zur Durchficht der Verfaſſung. 
Der König, den der Bund mit der Abjegung bedrohte, mußte 
nachgeben und willigte nach Rücktritt des Miniitertums Mauro- 
michalis in die Berufung einer Nationalverfammlung, der Dffiziers- 
bund löſte ſich daraufhin angeblich auf, da jein Ziel erreicht jei, 
beitand aber tatjächlich fort. Der Minijterpräjident Venijelos 
wird als Anhänger des Dffizierbundes angejehen. 

Ohmgeld, in Baden Bezeichnung für eine Abgabe beim 
Kleinverfauf von Wein. 

Okkupation, Bejigergreifung. Zur völferrechtlichen Okku⸗ 
pation, d. h. zur Begründung der Gebietshoheit auf herrenloſes 
Gebiet iſt einmal notwendig die Effektivität der Okkupation — 
die Herrſchaft muß tatjächlich ausgeübt werden — und ſodann 
die Mitteilung an die übrigen Mächte Ntotifilation) Das 
bloße Hilfen der Flagge genügt nicht. Die Ofkupation eines 
andern Landes fann auch gejchehen bei Bejtehen der Staats- 
gewalt diejes Landes durch gewaltſame Bejegung, jie reicht nicht 
weiter al3 die Herrichaft tatjächlich ausgeübt wird. Die Haager 
Friedenskonferenz hat für dieje militärische Belegung feindlichen 

ebiet3 u. a. vorgejchrieben, daß die Hffentliche Ordnung und 
Sicherheit unter Berücjichtigung der Landesgejege möglichjt auf: 
vechtzuerhalten ijt, daß die Bevölkerung des bejegten Gebiets nicht 
zur Beteiligung an Kriegsunternehmungen gegen ihr eigenes Land 
gezwungen, das Privateigentum nicht eingezogen werden darf ujf. 

Okkupationsländer hießen die ehemals türkischen Provinzen 
Bosnien und Herzegowina, deren Berwaltung und Belegung 
durch den Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 Ojterreich-Ungarn 
zugeitanden wurde. Im Jahre 1908 annektierte Oſterreich 
die beiden Provinzen. 

Okonnelliſten, die Anhänger des irischen Bolitifers Daniel 
O'Connell (geb. 6. Augujt 1775, geit. 15. Mai 1847). O’Connell 
befämpfte die Union Irlands und Englands, deren Widerruf 
(repeal) er verlangte, und vertrat die Erjegung der Union durch 
eine Föderation. Es gelang ihm, durch jeine verjöhnliche —* 
tung einige Vorteile für Irland durchzuſetzen, und er gründete 
1840 die Loyal National Repeal Association, deren Organi- 
jationen Irland beberrichten. Bon den Naditalen des Repeal⸗ 
vereins wurde der Föderationsgedante heftig befämpft, und diejer 
Zwiejpalt führte zur Bildung dev Partei „Jung Irland“, 
deren Führer O’Brien war. 

Ohtoderdipfom, eine in Öjterreich häufige Bezeichnung für 
das Kaijermanifejt vom 20. Oktober 1860, das die Ordnung der 
innern Verhältniſſe Öfterreich-Ungarns auf Eonjtitutioneller Grund» 
lage und die Autonomie der einzelnen Kronländer in Ausficht jtellte. 





Dftobermanifeit — Olmützer Punktationen 373 





SOrtodermanifeft Kaiſer Nikolaus IL, das Manifeſt vom 
30. (17.) Oktober 1905, in dem der Zar eine VBerfaffung mit 
einer Vollsvertretung und allgemeinem Wahlrecht, Sicherheit der 
Rerion, Preß-, Rede- und VBerfammlungsfreiheit veriprach. 

Oktobriſten, eine freilonjervative Partei in Rußland (1. d.). 

Oktroi (vom lateinifchen auetoritas, Ermächtigung), Tor— 
teuer, Marktgeld, eine Örtliche Verbrauchsabgabe, die bei 
Sinbringung beitimmter Waren in einer Gemeinde erhoben wird. 
Ste iſt meiſt Gemeindeſteuer, kommt aber auch als örtlich erhobene 
Staatsiteuer vor. Das Oktroi hat jegt in Deutjchland nur noch 
eine untergeordnete Bedeutung. 

Oktroyieren, bewilligen, verleihen, etwas aufnötigen. Daher 
jpricht man von oftroyierten Verfaffungen, das find Berfafjungen, 
die ohne Berftändigung mit der Volksvertretung einjeitig vom 
Landesherrn gegeben wurden. 

Ökumenifh, allgemeines Okumeniſches Konzil, 
Bezeichnung der großen chriftlichen Kirchenverfammlungen, deren 
Beichlüffe allgemeine Gültigkeit für die gefamte Chriſtenheit haben 
jollten. — Okumeniſcher Batriarch, Titel des Patriarchen 
von Konitantinopel. 

(dendurg, im Mannesitamm erbliches, konſtitutionelles 
Großherzogtum, das aus 3 Teilen bejteht: Herzogtum Olden— 
burg mit 5379 qkm, Fürſtentum Lübed 541 und Fürſtentum 
Birkenfeld 503 qkm. ejamteinwohner 482403. — Verfaſſung 
jeit 1849, bezw. 1852. Landtag (nur 1 Kammer) mit 34 in ge- 
beimer, aber indirefter Wahl von allen Steuerzahlern auf je 3 
Sahre gewählten Abgeordneten. An der Spite der Landes- 
verwaltung jteht das Staatsminijterium, die beiden Fürſtentümer 
haben als Mittelinjtanz bejondere Regierungen und als Selbjit- 
verwaltungsorgane Provinzialräte. Die unteren Verwaltungs- 
behörden bilden die „Ämter“ mit dem Amtshauptmann an der 
Spitze. 

Oligarchie, Oligokratie, Herrſchaft Weniger, wird von 
Ariſtoteles als die Ausartung der Ariſtokratie, wie Ochlokratie 
als die Ausartung der Monarchie angeſehen. Die Oligarchie iſt 
indes bei allen Regierungsformen möglich, auch in unbeſchränkten 
Monarchien bilden ſich nicht ſelten Kliquen oder Kreiſe Einzelner, 
die einen beſtimmenden Einfluß auf die Regierung ausüben. Als 
ausdrücklich geſetzliche Regierungsform hat die Oligarchie nur 
—— dauernd beſtanden, nämlich in der ariſtokratiſchen Republik 

enedig. 

Olmützer Punktationen, die Preußen demütigenden Ver— 
einbarungen, die am 28.29. November 1850 zur Schlichtung der 
innerdeutichen Wirren zwifchen dem preußiichen Miniiter von 
Nanteuffel, dem djterreichiichen Minijter Fürjten Schwarzenberg 
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und dem rujjiichen Gejandten am Wiener Hof Graf Meyendorf 
geichloffen wurden. Die Wendung „Ein zweites Olmütz“ wird daher 
zur Kennzeichnung ähnlich demütigender Abmachungen gebraucht. 

Dfftener, eine in Frankreich in größeren Gemeinden (4000 
Einw) in Oftroiform erhobene Steuer auf pflanzliches und tierijches 
OL, ſowohl auf das zu Speije- als auch das zu Beleuchtungszmwecen 
dienende DL. (Vergl. auch Petroleumiteuer). 

Omladina, ein Geheimbund in Serbien zur Grreichung der 
Einigung und Unabhängigkeit Serbiens. In den Sechziger 
Sahren von großem Einfluß, verlor der Bund mit der Änderung 
der Barteiverhältnifje jeine Bedeutung. — Den nämlichen Namen 
führte auch ein tichechiicher Geheimbund mit nationalen, radikal— 
ſozialiſtiſchen Tendenzen. 1894 wurden 76 Mitglieder wegen 
HochverratS angeklagt und größtenteilS zu Freiheitsſtrafen 
verurteilt. 

Opponieren, jich widerjegen, Widerjpruch erheben. 

Opporfunismus, Nechnungsträgerei, Anſchmiegen an die 
jeweilige Situation; Opportunijten, Politiker, die fich den 
Zeitumftänden anpajjen und ſich mit dem gerade Grreichbaren 
zufrieden geben. 

Oppofition, Gegenſatz, legaler Widerjtand gegen die Regierung 
(in der Preſſe und in der Kammer); dann auch die Parteien, 
die Oppojition machen, (Oppofitionsparteien). 

Optanten jind Perſonen, die in einem annektierten Staat das 
Optionsrecht wahrnehmen, d. h. innerhalb einer bejtimmten Zeit 
nach der Annerion des Landes, in dem ſie geboren find oder 
wohnen, eine Entjcheidungswahl dahin treffen, ob fie dem Staat 
angehören wollen, dem das Land durch Annerion verloren ging; 
4. B. war den Bewohnern des Reichslands Eljah-Lothringen 
bis 1872 freigeitellt, ob ſie für Deutjchland oder Frankreich 
„optieren” wollten. Die Erklärung, daß man die frühere Staats: 
angebörigfeit beibehalten wollte, hat die Notwendigkeit der Aus: 
mwanderung in den früheren Staat (im genannten Fall 3. B. aljo 
nach Frankreich) zur Folge. 

Option findet neben der vorhin erwähnten Bedeutung Des 
politifchen Optionsrecht8 auch noch eine Verwendung in der 
Börjeniprache; bier veriteht man darunter die Einräumung der 
Befugnis, mehr Papiere als vereinbart zum felben Preis, aber 
gegen ee einer Prämie beziehen zu dürfen. 

Orden für Ethik und Kultur, eine von Prof. Forel (Zürich) 
1911 gegründete internationale Vereinigung, die auf rein wiſſen— 
Ichaftlicher, Tozialspipchologifcher und ſozial-ethiſcher Grundlage 
Neformen anitrebt. Zu feinen Aufgaben gebört u. a. Eintreten 
für Glaubens- und Gewiſſensfreiheit, Kampf gegen den Krieg, 
Verfechtung der Rechte von Frauen und Kindern uff. 
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HOrdinariat, eine vom Bischof an jeinem Sit eingelegte Be- 
hörde (bilchöfliches Ordinariat), Das die geijtliche Gerichtsbarkeit 
über den Sprengel des Bistums ausübt und aus dem General: 
vilariat und dem allgemeinen getjtlichen Nat beiteht. 

HOrdinarium, der ordentliche Stat im Staats-, Reichshaus— 
halt (j. Budget). 

Ordination, die Einführung in ein geiftliches Amt. 

Ordnungsparteien, Bezeichnung für Negierungsparteien, dann 
aber vor allem eine von der Nechten und den Jtationalliberalen 
gebrauchte Bezeichnung jämtlicher Parteien im Gegenja zu der 
Sozialdemokratie, der „Umjturzpartei“. 

Ordnungsruf, Disziplinaritvafmittel des Voriigenden einer 
Verſammlung, namentlich einer parlamentariichen Körperichaft. 
Nach der Gejchäftsordnung des Deutjchen Reichstags tit der Präſi— 
dent befugt, ein Mitglied, das die Ordnung verlegt, mit Nennung 
des Namens deshalb zurechtzumeijen („zur Ordnung rufen”). Der 
Abgeordnete hat Dagegen ein jchriftliches Einfpruchsrecht, über 
das der Neichstag aber erſt in der nächitfolgenden Situng ent- 
Icheidet. Wird ein Redner in der nämlichen Rede vom Präſiden— 
ten zweimal ohne Erfolg zur Ordnung gerufen, jo fann der 
Reichstag ohne Diskuſſion auf Anfrage des Präſidenten bejchließen, 
daß dem Redner das Wort entzogen wird; der Nedner tjt bei 
GSrteilung des zweiten Ordnungsrufs vom Präſidenten auf dieje 
orohende Konjequenz aufmerkſam zu machen. 

Organ (Werkzeug), Bezeichnung des Vertreters einer bejtimmten 
Richtung. Sp bezeichnet man eine Zeitung als das Organ einer 
politiſchen Partei. 

Organiſation, umfaßt alle Einrichtungen, die zum Beſtehen, 
zur Fortentwicklung eines Geſellſchaftskörpers (Staat, Heer, Kor— 
poration, Geſellſchaft uſwp.) und zur Erreichung ſeiner Zwecke 
getroffen ſind Organiſation der Arbeit war der Titel 
einer Schrift von Louis Blanc, welcher, wie Fourier, die Lohn: 
arbeit durch Produktivgenoſſenſchaften bejeitigen wollte. 

Srienfalifh-orthodoze Kirde, gleich Griechijche Kirche (1. d.). 

Orleaniften, die Anhänger der Familie Orleans des Haufes 
Bourbon-Drleans in Frankreich, jpielten zur Zeit des Juli— 
fönigtums (Louis Bhilipp 1830— 1848) eine Rolle und dann wieder 
nach den Kriegsjahren 1870/71 mit dem Grafen von Paris als 
Haupt der Familie Orleans, der die Thronanfprüche der Bourbonen 
nach deren Ausiterben übernahm, aber aus Frankreich ausgewieſen 
wurde. Die Orleanijten ſympathiſierten mit den Staatsitreich- 
gelüiten Boulangers. Nach dem Tod des Grafen von Paris 
(1894) übernahm fein Sohn Ludwig Philipp als Herzog von 
Orleans Thronanjprüche und Führung und jtellte jich 1895 ſelbſt 
als Kronprätendent auf. 
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Orthodoxie, Nechtgläubigkeit, die Gejamtheit der Getitlichen, 
die an den überfommenen Lehren fejthalten und fie allein für 
ficchlich korrekt erklären. 

Orftskrankenkaffen, j. Kranfenverjicherung. 

Oftafrikanifhe Geſellſchaft, jiehe bei Deutich-Ditafrifantjche 
Gejellichaft. 

Ofteldien, der jenjeits der Elbe gelegene Teil Deutjchlands, 
bejonders Preußens, in dem die Induſtrie wenig entwickelt tit, 
ver Großgrundbeſitz vorwiegt und nicht bloß den wirtjchaftlichen 
Charakter Ditelbiens beeinflußt, jondern auch die dortige Ver— 
waltung beherricht. Die Vertreter diejes fonjervativen und wirt: 
Ichaftlich reaftionären Großgrundbejiges bezeichnet man danach) 
als Ditelbier; jie vertreten einjeitige wirtjchaftliche, bejonders 
zoll und handelspolitiſche Intereſſen lediglich mit Rückſicht auf 
ven landmwirtjchaftlichen Großgrundbeii und haben dieje Intereſſen— 
vertretung im Bund der Landmirte (j. Bauernbund 2c.) 
muſterhaft organijtiert. Ste benügen das ganze Verwaltungsiyitem, 
in dem Angehörige ihres Standes, meijt des „gefeitigten Groß: 
grundbeſitzes,“ vielfach die Stellen der Kreis- und Bezirfsverwaltung 
inne haben, zur Stügung und Stärkung ihrer politifchen Auffaſſung 
und zur Bekämpfung fortichrittlicher Regungen. Der neue „Deutjche 
Bauernbund“ (j. Bauernbund 20.) hat jich die Bekämpfung 
diejer Richtung bejonders zur Aufgabe gemacht. 

Öfterfeft, eines der jog. „beweglichen“ Feite der chrijtlichen 
Kirchen, da der Termin des Feſtes oft jehr früh, fait noch in 
winterliche Zeit, oft jehr ſpät fällt. Da aber Oſtern gleichzeitig 
eine Sauptjatjonzeit für die Produktion und den Abſatz in vielen 
Branchen, jo in der Belleidungs- uſw. Induſtrie und dem ein— 
Ichlägigen Detailhandel daritellt, gehen in den legten Jahren Be- 
ſtrebungen der interejjierten Kreile in Handel und Induſtrie auf 
eine „Feſtlegung“ des Dijterfeites, d. h. darauf, das Oſterfeſt 
auf einen bejtimmten Sonntag im Frühjahr ein für alle Mal 
feitzujegen, und zwar nach den jegigen Vorſchlägen auf den erjten 
Sonntag nach dem 4. Upril. Der jehweizerifche Bundesrat hat 
die Abhaltung einer internationalen Konferenz zur Löſung der 
Frage en 

Öfterreihirh-Angarifhe Monardie, nach dem Staatsgrund- 
gejeß von 1867 aus dem Kaijerreich Öjterreich und dem König: 
reich Ungarn beitehend; beides ſind untrennbare konftitutionelle 
Monarchien, erblich im Mannesitaınm der Habsburgiichen Dy— 
naftie und nach Grlöfchen des Mannesjtamms in der weiblichen 
Nachlommenschaft. Die Gejeßgebung in den beiden Neichen gemein- 
jamen Ungelegenbeiten jtebt den Delegationen (j. dort) zu, die 
jedes Jahr neu gewählt werden und aus je 60 Mitgliedern des 
öfterreichiichen Neichsrats und des ungarischen Neichstags bejtehen 
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(je 20 aus der eriten und 40 aus Der zweiten Kammer). Zu 
diefen gemeinjamen Aufgaben gehört die auswärtige Politik, 
Heer und Flotte, gemeinfames Finanz und Bankweſen, ſowie 
die Verwaltung des „Neichslands“ Bosnien und Herzegomina. 
Die Delegationen wäblen ihre Präfidenten jelber und tagen ab: 
wechjelnd in Wien und in Budapeft. Die diplomatischen Ber: 
tretungen des Auslands ſitzen in Wien. — Gntjprechend dem 
Charakter der Monarchie gibt es gemeinfame Mintjterien 
für Öfterreich und Ungarn, und zwar: für Auswärtige Ungelegen- 
heiten, Finanzen, Krieg (mit einer Marineſektion), jowie einen 
gemeinjamen oberiten Nechnungsbof und Die gemeinlame Djter: 
veichtich-Ungarische Bank. — Am Wiener Hof hat auch der unga= 
tische Miniſter am AUllerhöchiten Hoflager (a latere regis) jeinen 
Sitz, der zwijchen der Krone und den übrigen ungarijchen Landes— 
mintitern den gejchäftlichen Verkehr vermittelt. Keine jtaatsrecht- 
liche, wohl aber zu Zeiten wichtige politische Rolle hat der homo 
regius inne, der Vertrauensmann des Kaiſers und 
Königs. An der alten ungarijchen Berfajfung war der homo 
regius eine Inftitution des Juſtizweſens bis zur Mitte des 19. 
Sahrhunderts, und zwar urjprünglich als Spezialbeauftragter des 
Königs. Bon da her hat ſich Die Bezeichnung homo regius ohne 
ihre frühere Bedeutung erhalten für den Vertrauensmann des 
Königs. Während bei normalen parlamentarischen Situationen 
der Mintiterpräjident das Vertrauen der Krone bejitt, bedarf der 
König eines jolchen außerordentlichen Vertrauensmanns im Fall 
einer Kabinetts- bezw. parlamentarifchen Krife; die Aufgabe des 
homo regius beiteht dann hauptjächlich darin, mit den Parteien 
bezw. deren Führern zu verhandeln und mit ihnen ein Programm 
zu vereinbaren, auf Grund deſſen der König geneigt ift, einer 
Partei oder einer Koalition von Barteien die Regierungsmacht 
zu übergeben. — Das K. u. 8. Heer jteht unter dem Ober: 
befehl des Katjers und Königs, beruht in beiden Staats 
gebieten jeit 1868 auf der allgemeinen Wehrpflicht und wird in 
16 Armeeforps eingeteilt mit einer bisherigen Friedensſtärke von 
rund 360000 Dann und rund 30000 Offizieren, einschließlich der 
öfterreichiichen und ungarifchen Landwehr mit zufammen rund 
68000 Wann und 7700 Dffizieren. Die Militär-Untauglichen 
zahlen Wehriteuer (ſ. diefen Artikel). Gegenwärtig iſt eine Heeres— 
reform geplant mit einer Erhöhung des Nekrutenkontingents, 
Einführung der zweijährigen Dienitzeit bei allen Fußtruppen, 
Sleichitellung der beiden Landwehren mit dem jtehenden Heer 
und der Rejerve. Damit würde der Kriegsitand des öſterreichiſch— 
ungarischen Heeres auf 1,8 Mill. gejteigert. In Ungarn trägt die 
Landwehr den Namen Honved, der 1868 auf fie von den 1848 
gebildeten Landesverteidigungstruppen übertragen wurde. — Die 
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K.u.K. Kriegsmarine hatte 1910 im ganzen 168 Fahrzeuge mit 
1339 Gejchügen, darunter 12 Schlachtichiffe mit 483 Gejchügen und 
11 Kreuzer; im Bau waren 1 Kreuzer und 7 Torpedoboote, und 
1911 ſollen 4 Dreadnoughts, die jchon privatim gebaut werden, 
die jtaatliche Sanktion erhalten. — Öfterreid; oder „die im Neichs- 
rat vertretenen Königreiche und Länder”, wozu gehören: Nieder: 
öjterreich, Oberditerreich, Salzburg, Stetermarf, Kärnten, Krain, 
das Küftenland Sitrien mit Görz, Gradisfa, Triejt, Tirol mit 
Borarlberg, Böhmen, Mähren, Schlejien, Galizien mit Krafau, 
Bulomwina und Dalmatien, umfaßt 300193 qkm mit rund 29 bis 
30 Mill. Einwohnern. Berfafjung feit 1861, Mehrfach geändert, 
zuleßt 1907. Der Reichsrat beiteht aus Herrenhaus und Ab- 
geordnetenhaus; das Herrenhaus zählt 3. 3. 284 Mitglieder, 
15 Erzherzöge, 81 erbliche Mitglieder (Standesherren), 18 Fürit-, 
Srz und Füriterzbiichöfe und 170 auf Lebenszeit ernannte Mit- 
glieder. Für die 516 Abgeordneten des AUbgeordnetenhaujes be— 
ſteht jeit 1906 daS allgemeine, gleiche, geheime und direfte Wahl- 
vecht; die Legislaturperiode dauert 6 Jahre, für das aktive Wahl- 
recht genügen 24 Jahre, für das paſſive muß das 30. erreicht jein. 
Die Barteienzahl ift gemäß der nationalen Zeriplitterung Oſter— 
veichs jehr groß; z. B. waren ſie bis zur erjten Auflöfung des Ab— 
geordnetenhaujes Frühjahr 1911 im Abgeordnetenhaus folgender: 
maßen vertreten: 96 Chriltlichjoziale, an Deutſchen: 8 D. 
Volkspartei, 20 D.-Fortichrittliche, 19 D.-Agrier, 12 D.Radikale, 
5 Alldeutjche, an Tichechen: 30 Agrarier, 20 Sungtichechen, 
16 Tichechiich-Ratholifche, 9 nationale Tſchechen, 6 Alttichechen, 
5 Tichechiich - Radikale, 2 Tichechiich = Fortichrittliche, ferner an 
weiteren Nationalitäten-VBertretern: 69 Bolen, 21 Jungs, 5 Ults, 
3 radifale Ruthenen, 18 fonjervative und 7 liberale Slavonen, 
9 fonjervative, 4 fortichrittliche und 2 chrüftlich-joziale Italiener, 
11 Kroaten, 2 Serben, 4 Rumänen und 3 Zioniſten; außer 
6 Wilden gab es dann als große, geſchloſſene Partei noch 87 
Sozialdemofraten. Die 88 Tichechen und 23 Slomwenen bilden 
meiltens die Oppofition im Abgeordnetenhaus, die andern Na- 
tionalitäten jchlagen fich, je nachdem ihre nationaliſtiſchen Wünſche 
Srfüllung finden oder nicht, bald auf die Negierungs-, bald auf 
die Oppojfitionsfeite. (Vergl. dazu „deutiche Liberale Parteien 
in Öfterreich”, Jungtſchechen, Polenklub, Realiiten, Tchechen.) 
— Die Minijter mit und ohne Portefeuille bilden den Mi: 
nifterrat; Minifterien beftehen in Oſterreich für Inneres, 
Kultus und Unterricht, Justiz, Finanzen, Handel, Gtjenbabnen, 
Ackerbau, Öffentliche Arbeiten, Yandesverteidigung. — Die ein- 
zelmen Königreiche und Länder haben eigene Yandtage; in 
allen ſitzen die Erzbiſchöfe und Bilchöfe, Vertreter der Univer: 
jitäten, des Großgrundbefiges, dev Städte, Märkte und Indu— 
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itrialorte, der Handels- und Gemwerbefammern und der Yand- 
gemeinden; in einzelnen Staaten treten dazu noch Abgeordnete 
der allgemeinen Wäbhlerklaffen (jo Ober: und Niederöjterreich, 
Salzburg, Vorarlberg, Steiermark, Mähren, Kärnten, Krain 2c.). 
Die Vorjizenden der Landesvertretungen heißen Yandmarjchall 
oder Landeshauptmann. Die Verwaltung der einzelnen Yandes- 
teile führen die Statthaltereien und Landesregierungen mit dem 
Statthalter (oder auch Landespräfidenten) an der Spitze, ihnen 
zur Seite ftehen Finanz, Poſt- und Telegraphen-, Staatsbahn- 
Direktionen und nach Bedarf Berghauptmannichaften. — Ungarn, 
die transleithanische Neichshälfte, die Länder der ungartichen 
Krone, beiteht aus den Staaten Ungarn, Kroatien und Slavonien 
mit insgefamt 324857 qkm und etwa 21 Mill. Einwohnern. 
Der ungarische Reichstag beiteht aus Magnaten- und Ab— 
geordnetenhaus. Im Magnatenhaus jien 16 Erzherzöge, 
50 Kirchenfüriten, die 10 Bannerherren des Königreichs (Kron- 
ämter), 3 Abgeordnete des kroatiſch-ſlavoniſchen Landtags und 
der Gouverneur von Fiume, außerdem aber als erbliche Mit: 
glieder 8 Fürften, 179 Grafen, 48 Barone und jchließlich 61 auf 
Lebenszeit ernannte Mitglieder. Von den 453 Mitgliedern des 
Abgeordnetenhaufes werden 413 in den ungarijchen Komi— 
taten und Städten direft auf 5 Jahre gewählt, 40 vom kroatiſch— 
ſlavoniſchen Landtag; das Wahlrecht it an den Zenjus gebunden, 
jteht aber allen 2Ojährigen Bürgern zu, dagegen find für die 
MWählbarkeit 24 Fahre erforderlich. Während vorher die von 
Koſſuth und Juſth geleiteten Parteien im Abgeordnetenhaus mit 
231 Siten die Mehrheit hatten, brachten die ungarischen Wahlen 
1910 eine völlige Wandlung; es entjtand die neue „nationale Arbeit3- 
partei”, die von den 413 ungariichen Mandaten 250 gewann, wäh- 
rend die radikal-demokratiſche Unabhängigfeitspartei Juſths auf 37, 
die weiter rechts ftehende nationale Partei Koſſuths auf47 Site herab: 
anf. Die „Arbeitspartei”, eine Schöpfung des Miniſterpräſidenten 
Graf Khuen-Hedervary, will den Zwieipalt zwijchen Krone und Bolt 
durch pojitive Arbeit aus der Welt Schaffen; ſie hat nach Hedervary, 
der in Ungarn das allgemeine gleiche Wahlrecht, ohne Plural: 
itimme, jchaffen möchte, einen liberalen Anſtrich, iſt aber doch 
innerlich wenig homogen, weil neben Liberalen auch Kleritale und 
Agrarier darin zu finden find. Die alten Kämpfe ums Budget, 
um die gemeinfame oder „unabhängige ungariſche“ Bank treten 
zu den andern um die Heeresreform (j. oben) und WahlrechtS- 
reform. — Die Minijter (für Inneres, Finanzen, Juſtiz, Handel, 
Kultus und Unterricht, Ackerbau, Landesverteidigung, Kroatien ꝛc. 
und a latere, j. oben) bilden den Miniiterrat; für Kroatien: 
Slavonien-Dalmatien beiteht eine eigene Landesregierung, 
autonom für innere Angelegenheiten, Kultus, Unterricht und 
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Juſtiz, und ein eigener Landtag mit 114 ſtändiſchen Vertretern. 
Die Kroaten befinden jich in jteter DOppojition gegen das ma— 
gyarische Syſtem, das eine völlige Unton zwijchen Ungarn und 
Kroatien anjtrebt und bejonders in der Mißachtung der jprach- 
lichen Rechte Kroatiens jeinen Ausdrud findet. Der Banus (f. dort) 
von Kroatien wird von der die Selbitändigfeit des Landes ver- 
fechtenden kroatiſch-ſerbiſchen Koalition jcharf befämpft. Die weitere 
Landesverwaltung ruht bei den 63 Komitaten und bei 27 Städten; 
die Finanzverwaltung bejorgen 60 ungarijche und 8 kroatiſch— 
ſlavoniſche Finanzdireftionen. — Bosnien und Serzegowina, 
die jeit 1878 nur Dfkupationsländer waren, wurden 1908 der 
öjterreichijch-ungariichen Monarchie einverleibt und erhielten 1910 
eine Verfaffung. Diejes gemeinjame Verwaltungsgebiet, eine 
Art „Reichsland”“, hat mit feinen 6 Bezirken 51 027 qkm Flächen: 
inhalt mit etwa 1,8—2 Mill. Einwohnern. Die Zentralverwaltung 
liegt in Händen de3 gemeinfamen Finanzminiſters, an der Spibe 
des Landes jteht ein militäriicher Landeschef, zugleich Armee- 
injpeftor, mit einem Ziviladlatus; Abteilungen für Verwaltung, 
Finanzen, Wirtichaft und Juſtiz. Der Landtag, mit dem Recht 
über den Haushalt und Gejege zu bejchließen, beiteht aus 20 Viril- 
jtimmen und 71 gewählten Abgeordneten. Davon entfallen 31 auf 
den orthodoren (jerbifchen), 16 auf den römijch-fatholiichen, 24 
auf den mohammedanijchen Vol£steil. Die Wahlen zum Landtag 
1910 ergaben den Sieg der ferbijch-nationalen Partei, die die 
Unabhängigkeit des Landes von den zwei Regierungen anjtrebt, 
und der mujelmännifchen Organijation, die ihre Spitze gegen 
den Großgrundbeitt richtet. — Die Einfuhr nach dem öſter— 
reichiich-ungarischen Zollgebiet ſchwankt zwijchen 2,3 und 2,5 
Milliarden Kronen, woran Deutjchland mit rund 1 Milliarde 
intereſſiert iſt; HSauptausfuhrartifel mit je über 200 Mill. Wert 
find Holz und Zucker, mit je über 100 Mill. Kohlen und Gier, 
dann folgen Ronfektions-, Baummwollwaren, Schlachtvieh. — Eijen- 
bahnen bat Oſterreich etwa 22300, Ungarn 20600, Bosnien 
1670 km. Der Poſt- Telegrapben- und Telephonverkehr it in 
Oſterreich viel ſtärker al3 in Ungarn. 

Oftmarken, auch bloß Oſtmark, heißen die preußiichen Pro— 
vinzen Poſen, Wejtpreußen und ein Teil Schlefiens, Oberjchlejien, 
als Grenzländer gegen Rufitich-Polen mit ſtarker polnischer Be— 
völferung auf deutichem Boden. — Oftmarfenpolitif, j. „Ans 
ftedlungsgejege” und „PBolengejege”, Oftmarlenzulagen, ſ. 
„Bolengejeße“. 

Oftmarken-Verein, Deutjcher, jeit 1894 bejtehend, von den 
Herren Sanfemann, Kennemann und Tiedemann gegründet (daher 
H-K-T-Berein, Hakatiſten), bat ſich die Aufgabe geftellt, in 
den ditlichen Provinzen Preußens mit polnifcher Bevölkerung das 
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Deutjchtum zu kräftigen und zu jammeln. Gr vertritt Die deutſch— 
nationalen Intereſſen in jenen Provinzen und jucht deutjche An- 
jiedler, Gewerbetreibende, Kaufleute und Landarbeiter dort zur 
Anjiedlung zu veranlaffen; durch Stärkung des deutjchen Mittel- 
ſtands, Förderung des deutichen Schulunterrichts, des genofjen- 
Ichaftlichen Kreditwefens jollen diefe Ziele erreicht werden. 

Oflfeeprovinzen, die ruſſiſchen Gouvernements Yivland, 
Sithland und Kurland (die jog. Baltiſchen Gouvernentents) an 
der Djtjee, in denen das Deutjchtum, bejonders auch an der Univer- 
jität Dorpat, ſyſtematiſch unterdrückt worden iſt. 

Otawi-Minen- und Eifenbaßn-Gefellfhaft, deutſche Kolonial- 
geiellichaft (Sit in Berlin) zum Erwerb von Land» und Winen- 
rechten in Deutſch-Südweſtafrika und zur Erſchließung diejes Ge- 
bietS durch einen Bahnbau. 

Ontfider (engl. ſpr. autbaider), eigentlich ein Außenitehender, 
ein Individuum, das ohne Nückjicht auf andere, mit denen es 
zufammengeben jollte, jeine eigenen Wege geht, auch in Abweichung 
vom normalen Auffafjen und Handeln zu Seitenjprüngen neigt. 


P. 


Baarung, konſervativ-liberale, Schlagwort, Bezeich— 
nung für die politiſche Konſtellation nach den Reichstagswahlen 
1907, die eine Mehrheit aus Ntationalliberalen und Freifinnigen 
auf der einen, Deutjchtonjervativen, Freifonjervativen und wirt- 
ichaftlicher Vereinigung auf der andern Seite brachte (die joge- 
nannte „Blodpolitif“ des Neichskanzlers Fürften Bülow). 
Mit der Reichsfinanzreform = Beratung 1909 hörte dieſe Kon- 
itellation auf. 

Fadifhah, Titel orientalijcher Füriten, vorab des Sultans 
der Türkei. 

Pagode, eigentlich ajtatiiches Gögenbild, das mit einem 
beweglichen Kopf verjehen tft. Von dieſer automatischen Kopf- 
bewegung übertragener Begriff („nicken wie ein Pagode“) joll 
Berjonen verächtlich bezeichnen, die ohne eigene Überzeugung 
fremden Anjchauungen und Wünjchen blindlings zuitimmen. 

Bairs (jprich: pär; Peers, jprich: pirs), in England und 
früher auch in Frankreich die mit politiichen VBorrechten aus- 
geitatteten Mitglieder des hohen Adels. In England fommt 
ven Peers, als den Erbitänden des Reichs, das Necht der Mit- 
gliedjchaft im Oberhaus zu, jedoch kann die Peerswürde auch 
vom König neu verliehen werden. In Frankreich jtellte die 
Verfaffung von 1814 wieder eine Pairskammer her, die aber 1848 
bejeitigt und durch den Senat (j. Frankreich) erjegt wurde. — 
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Im allgemeinen iſt nach diefen bijtorifchen Vorgängen „Pairs- 
fammer” die Bezeichnung für die Oberhäujer auch anderer 
Barlamente geworden. Da für das Oberhaus fajt immer in den 
betreffenden Berfaffungen ein Ernennungsrecht der Krone 
bejteht, jo wird die Ernennung einer Reihe neuer Mitglieder des 
DOberhaujes als Pairsſchub bezeichnet. Der Zweck des Bairs- 
ſchubs war manchmal jchon (jo in Frankreich), ein gefügiges 
Oberhaus auf diefe Weile zu jchaffen, jedenfall3 häufig aber 
der, in das Oberhaus neue arbeitsfähige Kräfte einzuführen oder 
die Mehrheitsbildung im Sinn der Regierung zu ‚beeinflujjen. 

Palais Bourbon in Paris, Bezeichnung des Gebäudes der 
Deputiertenfammer ‚und übertragen häufig auch für dieje jelbit. 

Palais de l’Elisee in Paris, Wohnſitz des Präfidenten 
von — 

alais du Luxembourg in Paris, Sitz des franzöſiſchen 
Senats, kurz auch Bezeichnung für dieſen. 

Palais Royal in Paris, Sitz des franzöſiſchen Staatsrats 
(ſ. Frankreich), fig Bezeichnung für diejen jelbit. 

»>alaftrevolution, der Sturz eines Herrjchers durch) eine Ver— 
jchwörung am Hofe, dann eine Verſchwörung innerhalb einer 
Bartei, Körperjchaft ujw. 

Balladium, jedes heilig gehaltene Schugmittel; jo nennt man 
die Verfaffung ein Palladium der Freiheit. 

Banachieren („buntjtreifig machen“), das Necht, bei einer 
Lijtenwahl auf die Lijte einer Partei auch jolche Namen, die 
auf den Lijten anderer Parteien jtehen, zu jegen. Will 3.8. der 
Wähler bei der Abſtimmung eine von der Fortichrittlichen Volks— 
partei aufgejtellte Zijte abgeben, aber einen auf der national- 
liberalen Liſte jtehenden Kandidaten gleichfalls wählen, jo kann 
er, wenn das Panachieren erlaubt ijt, einen Namen auf der fort- 
Ichrittlichen Lifte jtreichen und an jeine Stelle den des betreffen- 
den nattonalliberalen Kandidaten jegen. Gegen das Panachieren, 
das 3.8. bei dem in Württemberg geltenden Proportionalwahl- 
ſyſtem zugelafjen ift, wird geltend gemacht, daß es dem Gedanken 
ver Verhältniswahl, eine der Stärke der einzelnen Parteien ent- 
jprechende Vertretung zu erreichen, widerjpricht, und daß e8 dem 
Kampf um Berjonen, jtatt um Ideen und Grundjäbe wieder das 
Zor öffnet. 

Panama, Freiſtaat, jeit 1903 unabhängig von Golumbien, 
mit 87840 qkm und rund 420000 Einwohnern. Verfaſſung 
von 1904. Den a eig Körper bildet das Abgeordneten: 
haus, deſſen 32 Mitglieder direft auf 4 Jahre gewählt werden; 
auch der Präftdent wird direkt gewählt. Ihm fteht die aus: 
führende Gewalt zu mit 2 Vizepräftidenten. Un der Spitze der 
Zandesverwaltung fteht ein 5köpfiges Minifterium, die 7 Pro— 
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vinzen verwalten Gouverneure. Mehr als die Hälfte der Ein- 
fuhr (8,7 Dill. Doll.) vubt bei den Vereinigten Staaten (4,99 Mill. 
Doll.),, Zur Aufrechterhaltung der Ordnung it eine Polizei— 
truppe von 400 Wann da. 

„2anama‘, in übertragenem Sinn nach dem Zujammen- 
bruch des Panamalanal-Unternehmens eine Bezeichnung für den 
politifchen, moralischen Zuſammenbruch eines Syſtems oder einer 
Berjönlichkeit; z. B. „ein Banama finden“ jo viel als völlig jcheitern. 

Panama - Kanal, Die Verbindung des Utlantischen und 
Stillen Ozeans durch die Yandenge von Banama zur Ausschaltung 
des Umwegs um die Spige von Südamerika, 1881 von dem 
Franzoſen Leſſeps mit dem Geld einer vorwiegend franzd- 
jiichen Gejfellichaft begonnen, 1887 von dem Franzoſen Giffel 
weitergeführt. Das Unternehmen jcheiterte im Dezember 1888, 
über eine Milliarde Aktienkapital und Obligationen war aufge- 
braucht, denen nur etiva 230 Millionen Aktiven gegenüberitanden. 
Neben dem gegen Lejjeps, Vater und Sohn, Eiffel und andere 
gerichteten Banfrottprozeß, der 1893 mit ihrer Verurteilung 
zu Gefängnisſtrafen endete, lief ver Banama-Sfandal ber: 
nach dem Sturz Boulangers bejchuldigten jeine Anhänger Die 
vepublifaniiche Bartei, von der PBanamagejellichaft Bejtechung3- 
gelder angenommen zu baben. Leſſeps und ein ehemaliger 
franzöſiſcher Miniſter wurden wegen Beitechung verurteilt, Baron 
Steinach beging Selbitinord, jchließlic) wurden aber die Unter- 
juchungen vom Präſidenten Garnot, der einen allgemeimen 
Skandal fürchtete, niedergejchlagen, und bei der Wiederaufnahme 
diejer Prozejje 1897 wurden die angeklagten Barlamentarier und 
Politiker freigeiprochen. — Den Bau de3 Kanals nahmen zu 
Beginn diejes Jahrhunderts die Umerifaner wieder auf, und 
zwar bejchlojjen die Bereinigten Staaten von Nordamerika 1905 
den Bau des Nikaragua-Kanals als Schleujenfanals mit 
rund 140 Millionen Dollars Kojten und 12—15 Jahren Bauzeit. 
1911 wurden rund 457% Mill. Dollars für den Banamafanal, 
davon 30 Mill. für feine Befejtigung, vermilligt. 

Panamerikanismus, die auf Grund der Monrve-Doktrin 
(j. d.) auf einen engen politischen und wirtichaftlichen Zuſammen— 
ſchluß aller amerikaniſchen Staaten unter Führung der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika und unter Ausjchaltung jedes euro- 
pätjchen Einflujjes gerichteten Bejtrebungen. Dem wirtjchaftlichen 
Banamerifanismus dient die Pan-American Conference, auf der 
Fragen der Förderung des Handels mit den amerifanijchen Re— 
publifen erörtert werden. Gegen den Panamerifanismus jtrebt 
Brafilien in den legten Jahren an, durch Schiedsgerichts- und 
HandelSverträge eine engere Verknüpfung der jüdameritanijchen 
Staaten herbeizuführen. Weral. auch Rontinentalismus. 
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Fangermanismus, im Gegenjag zum Banjlavismus (j. dort) 
die Betonung der Interejjengemeinfchaft der germanijchen Völker, 
Deutjchland, England, Nordamerika, Skandinavien, Niederlande. 
Neuerdings wird fäljchlich der Ausdrud auch für „alldeutjch“ 
verwendet. 

Fanhellenismus, die großgriechiiche Idee einer politiſchen 
Zulammenfafjung aller griechiſchen Stämme, bejonders der 
griechijchen Inſeln, zu einem großgriechiichen Weich; hierzu 
gehört vor allem das Bejtreben, die Inſel Kreta dem Königreich 
Sriechenland einzuverleiben. Bergl. Türkei (Kreta). 

PFanisfamismus, Die Bejtrebungen, alle Mohammedaner 
unter dem türkischen Sultan als Kalifen zu vereinigen. Durch 
den Erfolg der jungtürfischen Revolution find dieje Bejtrebungen 
hervorgerufen und in Rußland, Berjien ꝛc. ſtark gewachjen. 

Panflavismus, das politiiche Einheitsbejtreben aller jlavi- 
jchen Stämme: Ruſſen, Ruthenen, Tſchechen, Wenden, Slovaken, 
Slomwenen, Kroaten, Serben, Bulgaren, Bosnier. Der Panſla— 
vismus hat nicht bloß in Rußland jeinen Sit, jondern findet 
bejonders Nahrung im Deutjchenhaß der Tjehechen; das Endziel 
it die politische Einigung aller Slaven unter ruſſiſcher Führung. 
Rußland vertritt die Ideen des Panſlavismus in jeiner Haltung 
zur DOrientalifchen Frage, indem es ſich als Schußheren aller 
ſlaviſchen Stämme gegenüber der Türkei aufwirft. 

Bapalſyſtem, die Theorie der katholiſchen Kirche, die im Gegen- 
ja zu dem Gpijfopaliyitem (j. d.) die Superiorität des Papſtes 
über die Gejamtheit der Bijchöfe lehrt und daher die Möglichkeit 
einer Appellation vom Papſt an ein Konzil ausjchließt. 

Papiergeld it im engeren Sinn eine jelbjtändige Geldart, 
für die feine Ginlöjungspflicht beſteht, und die durch 
Zwangskurs zu gejeglihem Zahlungsmittel wivd 
(ſo in Öjterreich und Italien). Daneben gibt es Papiergeld mit 
Sinlöjfungspfliht und ohne Zwangskurs, 3. B. die deutjchen 
Banknoten (ſ. Banfen) und auch unjere Reichskaſſenſcheine (durch 
Geſetz von 1906 zu 5 und 10 Mark), und jolches mit Einlöjungspflicht 
und Zwangskurs wie in England und Amerika. Eigentliches Bapier- 
geld iſt aljo nur das zuerit angeführte. — Das alleinige Recht, 
Bapiergeld auszugeben, heißt Bapiergeldregal; e8 wird in 
Sngland und Frankreich von den Banken ausgeübt, in Deutjch- 
land durch das Neich jelbit (Reichskaſſenſcheine, ſ. oben). 

Fäpftfider Stuhl, die püpjiliche oder vömijche Kurie, der 
ganze päpftliche Hofftaat und im engeren Sinn das Kabinett des 
Bapites, d. h. die Beamtungen, die er bei Ausübung des Primats 
benüßt. Es gibt dabei 8 Klaſſen: Kardinäle, Kurialprälaten, 
Nichter und Beamte ohne Prälatur, Advokaten, Proluratoren, 
Notare, Erpeditoren und Agenten. Die Behörden teilen ſich in 
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das Konſiſtorium, die Kongregationen, Tribunalien und Offizien. 
WVergl. auch Garantiegeſetz.) 

Papftwahl, ſ. „Konklave.“ 

Baragraph 100 q der Gewerbeordnung jtellt das Berbot 
der Mindeftpreisfeftiegung durch Zwangsinnungen 
auf (j. Innungen). 

Paraguay, Freiſtaat mit 253100 qkm und rund 716000 
Einwohnern. Verfaſſung von 1870. Der gejeßgebende Körper 
beitebt aus Senat (13 Mitgl.) und Kammer der Abgeordneten 
(26 Mitgl.). Präfident und Bizepräfident handhaben die Gre- 
futive, an der Spite der Landesverwaltung jteht ein 4 Eöpfiges 
Miniiterium, die VBerwaltungsdepartements haben Polizeichefs. 
Das jtehende Heer zählt im Frieden etwa 2500 Wann und 100 
Offiziere, 

Paraphieren, einen Bertrag feititellen. 

Barias, Bezeichnung für die unterjten, verachteten Volks— 
ſchichten. 

Bariſer Friede, zwei Friedensſchlüſſe am Ende der Napoleoni— 
jchen Uera, des 1. Kaiferreichs, und zwar 1. Pariſer Friede am 
30. Mat 1814, 2. nach Waterloo am 10. November 1815, die 
beide zwijchen Frankreich und den Berbündeten abgejchlofjen 
wurden und Frankreich auf Die Grenzen von 1792 zurüchwiejen. 

»Harifer Seerehtsdeklarafion, j. Seerechtsdeklaration. 

Barität, Gleichberechtigung, bejonders der verjchiedenen Kon— 
fejlionen im Berhältnis zu einander; Garantierung der PB. durch 
den Staat. Daher paritättijche Staaten, Gemeinden ujw. jolche 
Körper, in denen eine religiös gemijchte Bevölkerung mit gleichen 
Rechten vorhanden iſt. Baritätifche Schulen, gleich Simultanfchulen. 

Parkett, j. Kulijie. 

Parlament, eine jtändige Bollsvertretung; Barlamentarier, 
Mitglied einer jolchen, er wird zum Berufsparlamentarier, 
wenn er dieje Tätigkeit zu feiner Hauptaufgabe macht. — Barla- 
mentarijch jo viel als dem Gebrauch der BollSvertretung ent- 
jprechend; unparlamentarijch nennt man ein Verhalten, das 
gegen den Takt, ven Brauch und die Sitte in Parlamenten ver: 
ſtößt, 3. B. unparlamentarifcher Ausdrud. 

Farlamentarifdies Syſtem (Negime) iſt eine Negierungsform, 
bei der der Träger der Krone oder der jonjtige Staatsrepräfentant 
das Miniſterium nach den tatjächlichen Mehrheitsverhältniffen im 
Barlament zu bilden hat und ins Kabinett die Führer der Mehr— 
beit beruft. Damit wird der Kabinettschef Haupt der Negierung 
und der PBarlamentsmehrheit. Gegen ihren Willen Minifter zu 
berufen oder ein Kabinett zu halten, ift unmöglich; ein Kabinett, 
das im Parlament feine Mehrheit mehr hinter jich hat, muß 
zurücktreten. — Das parlamentarifche Syſtem berricht vor allen 
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in England, aber auch in andern Staaten, 3. B. Frankreich; da— 
gegen ijt es in Deutjchland nicht vorhanden, ebenjowenig in 
Djterreich. — Vergl. auch den Artikel „Perjönliches Regiment“. 

Barlamentsbill (1911), gleich Vetobill, j. Großbritannien. 

Farnelliten, die Anhänger des iriſchen Bolitifers Ch. St. 
Barnell (1846—1891), der durch feine volkstümliche Beredſamkeit 
und Agitation ganz Srland für ſich gewann. („Ungefrönter 
König Srlands.”) ES gelang ihm durch das jtarfe Anwachien 
jeiner Partei im Unterhaus Gladjtone für „Home Rule“ zu ge- 
winnen. 1890 wurde er aber wegen einer jittlichen Verfehlung 
gejtürzt. Die Partei jpaltete jich damals in Barnelliten und Anti- 
parnelliten, vereinigte jich jedoch wieder 1900. 

Bartei im politijchen Leben, eine Vereinigung zur Verfolgung 
bejtimmter Zwede und Ziele. — Die „Bartei der Partei— 
loſen“ nennt man die politijch nicht organtjierten, politijch in— 
differenten Leute, die dann weiter unter der Spottbezeichnung der 
„Bartei ver Nichtwähler“ jenes große Heer der Wahlfaulen 
darjtellen. — Bergl. im übrigen die Artikel über die einzelnen 
Barteienin Deutjchland unter fonjervative, freifonjervative, national- 
ee fortschrittliche Volkspartei, Sozialdemokratie, Zen- 
trum uw. 


Barteienverhältnis im Deutjchen Reichstag von 
1870 bis 1911: 


Gewählt 
wurden: 
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Nationalliberale |118 151 |127 46 | 51 | 54 | 50 
Freiſ. Bereinigg. | - !- — | -| 47 \e7 32/4 18 | 9| 16 | 
Freiſ. VBolkspart. | 45 | 48 | 35 | 26 | 59 |] - 28 | 29 | 21 | 28 1248 
eutfhe el ılals| s| 7 —/o|In| s/jelrı 
MWildliberale 6 4A| Al 57 8| 8| 8| 5| II TaT EEE 
Dänen —90 Ka len le: 1 1 1 
Zentrum 58 | 91 | 98 | 93 1100 | 99 | 98 !106 | 96 |102 /100 |102 1105 
Polen 14 | 14 | 14 | 14 | 18 | 16 | 13 | 16 | 19 | 14 | 16 | 20 | 20 
Welfen 7 4 10 | 10 | ı1 4| 11 7 9 6 1 —1 
Elſäſſer —/15| 10 |11| 15 | 15 | 15 | 10 8| 10 9 8 8 
Wildkonſervative 51 8|—-|-| 1ı| 2|—| 1) 5| | 6I — | — 
Freifonfervatide 88 | 84 | 88 |57 | 2 ı 8 KA 20 I 8 ET I ——— 
(Reichspartei) 
D.Konſervative 54 | 21 | 40 59 50 | 78 | 80 | 78 72 56 | 54 | 62 | 58 
Antifemiten — 
Bund db. Landw. 





Bahr. Bauernbd. | — 
Sozialdemokratie | 1 


* Wirtfchaftliche Vereinigung. 














Partitularismus, politijche Nichtung, die in einem zufammen- 
gejegten Staat, 3. B. im Deutjchen Neich, den Ginzeljtaaten eine 
möglichit große Selbjtändigkeit oder politiſche Sonderrechte be— 
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wahrt wiſſen will. Solche Sonderrechte ſind im Deutſchen Reich 
einzelnen Bundesſtaaten vertragsmäßig zum Teil zugeſtanden, jo 
3.8. in den Nefervatrechten (ſ. dort), Im Lauf der Entwicklung 
des Neichs bat fich mit dem Begriff des Partikularismus aber 
auch noch die Bedeutung verbunden, daß man darunter einen 
gewiſſen einzelitaatlichen Egoismus in wirtjchaftlichen und Verkehrs— 
fragen verjteht. Während man an jich gewöhnt war, vom ſüd— 
deutſchen Bartilularismus zu jprechen, als einem politischen 
Beitreben im eingangs genannten Sinn, jo wird diefer wirtjchaft- 
liche Egoismus heute einmal von den ſüddeutſchen Staaten unter- 
einander als gegenfeitiger Vorwurf erhoben, 3. B. in Kragen der 
Eiſenbahnverkehrspolitik oder in Schiffahrts- und Kanalfragen, 
zum andern aber wird er von Süddeutjchland gegen Preußen 
laut, jowohl in ähnlichen Berfehrsfragen, 3. B. in der Frage 
der Schiffahrtsabgaben, und anderen wirtjchaftlichen Angelegen— 
beiten, auch in Finanzfragen, bei denen nach dieſen Borwürfen 
Preußen eine zu egotitiche, andere Bundesglieder nicht berücd- 
jichtigende Betonung feiner eigenen wirtjchaftlichen Intereſſen 
vorgehalten wird. 

Sarzellierung, die Aufteilung von Großgrundbeſitz, Lati— 
fundien, in Kleinere Güter, die von Bauern bemirtichaftet werden 
fönnen. Indem man die Barzellierung des Großgrundbejiges 
anjtrebt, will man mehr „Bauernland“ fchaffen, um den 
wirtjchaftlich jcehwächeren Teilen der landwirtjchaftlichen Bevölke— 
rung eine reichere Gelegenheit zu eigener jelbjtändiger Bemwirt- 
ichaftung von eigenem Grund und Boden zu geben. Dieſe Be— 
jtrebungen jind bejonders auf die dHitlichen Provinzen Preußens 
gerichtet, wo der Großgrundbeſitz vorherricht, und wo für den 
bäuerlichen Nachwuchs nur jehr jchwer Land zu befommen ift. 
(©. innere Kolonijation.) Über Adjazenten= und Ausbauparzellie- 
rung, |. Anjiedlungsgejege. — In ſchlimmem Sinn bedeutet Bar- 
zellierung auch jo viel wie Güterzertrimmerung (}. dort). 

Baſcha, hoher türkischer Beamtentitel. 

Fapfreiheit, in Deutjchland durch die Gründung des Nordd. 
Bundes und die Ausdehnung feiner Gejeggebung auf das Reichs— 
gebiet eingeführt, fann aber vom Neich zeitweilig aufgehoben 
werden, wenn es die Sicherheit des Neichs oder eines Bundes- 
ſtaats erfordert. 

Baſſive Handelsbilanz, j. Ausfuhr. 

Baſſive Befiftlenz nennt man das Berhalten von Gtaats- 
beamten und Staatsangeitellten, bejonders im Verkehrs-, vorab 
im Eiſenbahnweſen, die zwar ihrer Amts- und Arbeitspflicht nach- 
fommen, jte aber mit einer Fünftlichen, übertriebenen Sorgfalt 
erfüllen und damit die naturgemäß gebotene Bejchleunigung der 
Arbeit unterbinden. Das führt im Eifenbahnweien in furzer Zeit 
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zu einer teilweifen oder ganzen Lahmlegung des Betriebs, ohne 
daß aber Beamte oder Bedienjtete zur Erreichung diejes Zuſtands 
zu der ihnen durch Dienjteid und Vertrag verbotenen Arbeits: 
niederlegung zu greifen brauchen. Die paſſive Reſiſtenz iſt jo ein 
Mittel zur Erzwingung von Forderungen der Berfehrsbeamten 
und Unterbeamten (in Öjterreich, Italien) geworden. 

»Paffives Wahlredt, ſ. Wahl. 

>atent, die auf Gejet begründete Verleihung der ausjchließ- 
lichen gewerblichen Verwertung einer neuen Erfindung innerhalb 
eines bejtimmten Zeitraums. In Deutjchland hat das Patent: 
gejeg von 1891 die Patentdvauer auf 15 Jahre feſtgeſetzt und 
neben 20 Mark Prüfungsgebühr die Batentgebühr feitgejegt auf 
30 Mark im eriten, 50 Mark im zweiten, 100 Mark im dritten 
Jahr und in jedem weiteren auf 50 Mark, jo daß für 15 Jahre 
insgejamt 5300 Mark zu zahlen find. Die Forderungen nach einer 
Reform des PBatentrechts wurden 1911 zum Teil verwirklicht, jo 
binfichtlich des Lizenzzwanges gegenüber Ausländern. — Die Er- 
teilung, Nichtigkeitserflärung und Zurücknahme der Patente erfolgt 
in Deutjchland durch das in Berlin errichtete Kaijerl, Batentamt, 
das über die Patente eine „Batentrolle“ führt, deren Einficht- 
nahme freifteht. Patentverlegungen werden auf Antrag jtrafgericht- 
(ich verfolgt und verpflichten zu Schadenserjag. — Eine jehr um: 
jtrittene Frage iſt das Erfinderrecht der Ungeitellten, 
d. h. die Frage, ob ihnen Erfindungen, die jie im Betrieb machen, 
al3 eigenes geijtiges Gigentum zuzujprechen jind, oder Cigentum 
des Betriebs werden. — Patentanwalt, Vertreter von Er- 
findern vor dem Patentamt, darf ich nur nennen, wer in eine 
beim kaiſerl. Batentamt geführte Lilte als zur Patentanwaltjchaft 
eingetragen und neben Wohnjig im Inland jowie Alter von 
mindeitens 25 Jahren die notwendigen technijchen und juriftiichen 
Kenntniſſe nachgewiejen bat. 

Patent, auch amtliche Belanntmachung in feierlicher Form. 

Patentzwang in England, gejeglich für Deutjche (Ausländer 
überhaupt) dahin fejtgelegt, dab in bejtimmten Friſten ein Patent 
in England ausgenüßt werden muß; andernfalls geht der Erfinder 
des Patents verluftig. Das führte zu zahlveichen Fabrikverlegungen 
nach England. 

Patriard, Titel der oberiten Bijchöfe der mit Nom unierten 
„griechifch-katholifchen Kirchen“, dev armenijchen Kirche u. a. 

»Patrimonium (das vom Vater VBererbte, das Grbteil), Batri- 
monialgüter jo viel als Erbgüter. Auf diefen übte der Gutsherr 
einst jelbjt die Gerichtsbarkeit; diefe Batrimonialgerichtsbarteit iſt 
aber durch Die Serichtsverfaffung von 1877 in Deutjchland be— 
jeitigt. — „Batrimonium der Enterbten“ oder „Erbteil der Beſitz— 
loſen“, joztaliftifche Bezeichnung für die Arbeitstraft dev Lohn— 





.———. 
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arbeiter als ihr einziges Beligtum. — Patrimonium Petri, Erb 
aut Petri, bedeutet jo viel als Kirchenftaat, bezw. das bei feiner 
Aufhebung an Italien gefallene Gebiet der Stadt Nom und ihrer 
Umgebung. 

»Pafriofenliga, in Frankreich von Deroulöde ge 
aründeter politifcher Verein (1880) mit Nevanchetendenzen gegen 
Deutichland und dem Ziel der Nücleroberung von Elſaß-Lothringen; 
1888 zur Seit dev Umtriebe des Generals Boulanger ſchloſſen 
jich Teile der Batriotenliga mit Boulanger zufammen, was 1889 
zur Auflöjung des Vereins führte, 1895 eritand daraus dann Die 
Ligue patriotique des interöts francais, die in der Dreifus— 
Affaire die Hauptbeßeret betrieb; ſeit 1899 ijt fie als Ligue de 
la Patrie francaise die Organiſation der Antiſemiten, Klerifalen 
und Monarchiiten. 

Batronat jind die dem Schußherrn einer Kirche zuitehenden 
Rechte, unter denen das ſogenannte PBräfentationsrecht, d. i. das 
Borjchlagsrecht für erledigte Stellen, daS bedeutendite tft. 

Panperismus, Majjenarmut. 

Bauſchale, Gejamtbetrag, 3. B. Paufchaliteuer, eine Form 
der Steuererhebung, bet der der Steuerpflichtige eine Gejamt- 
abfindung an Stelle ſchwer feitzujegender und zu Eontrollierender 
= zahlt. Sie fommt vor bei den Aufwand- 
teuern. 

Fayne- Aldridfarif, dev in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika zur Zeit geltende Hochichußzolltarif vom Auguſt 
1909, der an den hohen Tarifen des Dingleytarifs größtenteils 
fejthielt, jte zum Teil aber jogar noch erhöhte. Ermäßigung oder 
Aufhebung einzelner Zollfäge trat nur in geringem Maße ein. 
Der Tarif iſt ein Doppeltarif, er wurde nämlich zum Minimal: 
tarif erklärt, der nur Geltung hat — und zwar als Ganzes — 
für Waren aus Staaten, die der Union die Meijtbegünjtigung 
zugejtanden haben, gegen alle übrigen Staaten gelangt ein 25 
höherer Tarif zur Anwendung. Die Zölle find Wertzölle, und 
zwar wird der amerikanische, nicht der europäifche Marktwert 
zugrunde gelegt. Die Einfuhr von Waren auf nichtamerifanijchen 
Schiffen joll, wenn Handels: und Schiffahrtsverträge nicht ent- 
gegenitehen, mit einer Surtare von 10°) Des Werts belegt werden. 
Dieſer Hochichußzolltarif führte zu einer Spaltung der Republi— 
faner, indem die „Snfurgenten“ (f. d.) austraten. 

Fazifismus, Friedensbewegung (ſ. d.), Pazifiiten, Anhänger 
der Friedensbewegung. 

»eers, j. Bairs. 

Penetration pacifique, „friedliche Durchdringung“, ein 
von den Franzojen angewandtes Syiten, in Ländern, die nicht 
franzöſiſcher Kolonialbejig jind, ſondern jelbjtändige Staaten, 
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zur Förderung der politiichen und woirtjchaftlichen Intereſſen 
Frankreich militärische Maßnahmen vorzunehmen, die nicht eine 
Kriegsbedrohung jolcher Länder darjtellen, jondern eine Sicherung 
friedlicher Verhältniſſe anbahnen jollen im Intereſſe nicht allein 
franzdjijcher, jondern überhaupt europätjcher Anjtedler, Handel- 
treibender ufjw. Im mejentlichen ijt die Penetration paeifique 
eine neue Form der Einmiſchung in Verhältniſſe fremder, außer: 
europäiſcher Staaten, jo z. B. in Afrika, bejonders in Tunis, 
Tripolis, Marokko. 

Penufplvanifdes Syſtem, eine von Pennſylvanien (Nord: 
amerifa) ausgehende Methode des Strafvollzugs, bei der 
die Einzelhaft, Daneben aber eine geijtige und jeeltjche Einwirkung 
auf den Sträfling zur Anwendung gelangt durch Arbeit, Ge— 
währung von Lektüre, Bejuche des Anjtalt3-Direktors, Pfarrers, 
Lehrers uſw., durch Bewegung in frifcher Luft. Dieſes Syſtem 
ging auch in den europätjchen Strafvollzug über. 

Penfionsverfiherung der Privafangeftellten, ſiehe „Privat- 
beamtenbewegung“. 

People ’s Party, j. National Farmers Alliance. 

»Perfien, Eonjtitutionelle Monarchie, mit einem Sultan (3. 3. 
minderjährig), für den jeit 25. Sept. 1910 Kaſſim Naſſir el 
Mülk die Negentjcehaft führt. An Stelle des provijoriichen Mini- 
ſteriums trat anfangs März 1911 ein neues Kabinett, das rein 
(iberal it und aus 6 Minijtern beiteht. Nach der Berfafjung 
von 1906 und dem Wahlgejet von 1909 joll das Parlament 162 
auf 2 Fahre gewählte Abgeordnete. befigen. Ende Februar 1911 
erklärten beim Zufammentritt des Parlaments die Abgeordneten 
ichriftlich die Zugehörigkeit zu Parteien. Nach den darüber ein- 
getroffenen Nachrichten gibt es 48 Gemäßigte, 22 Nadilale und 
9 Wilde. An der Spige der Provinzen jtehen Generalgouver: 
neure. — Der Flächeninhalt des Landes wird auf 1,6 Mill. qkm 
gejchäßt, die Bevölkerung auf 9 Mill, worunter 2,5 Mill. No- 
maden. Die Hauptitadt Teheran hat gegen 300000 Einwohner. 
Un der Einfuhr (Gejamtwert rund 372 Mill. Krans, 1 Kran 
— 38 Pfg.) haben Rußland mit 178 Mill. und England mit 
100 Mill. den Hauptanteil (Deutjchland 5,7 Mill), — Das 
Heer wird einer völligen Neform unterzogen; die Flotte bejteht 
neben einem Schraubendampfer aus 6 Bolizeibooten. 

Persona grata, eine beliebte, in Gunjt ſtehende Berjon, 
bejonders bei Hof (Gegenſatz Persona ingrata, unbeliebte Berjon); 
manchmal auch: Persona gratissima, bejonders wohlgelittene 
Perjon, Günftling, bevorzugter Berater. 

»erfonalftenern, j. Steuern. 

Verfonal-Anion, j. Union, 
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»erfönlihe Bemerkungen, kurze AUuslafjungen eines Ab— 
geordneten nach Schluß der ordentlichen Parlamentsdebatte zur 
Richtigitellung von Außerungen über jeine Perſon oder zur Ent- 
gegnung von perjönlichen Angriffen. 

Verfönlihes Regiment, Bezeichnung und Gharakterijierung 
der Negierungsart Kaiſer Wilhelms IL., wie jie jich bejonders in 
Ipontanen Außerungen des Kaijers zeigt, in Neden, Briefen u. a. m., 
in Auslaffungen, die feine Regierungsakte alS jolche daritellten, 
aber immerhin die Meinung des Katjers über jchwebende Fragen 
tundgaben. Nach Eonijtitutioneller Auffaffung jollte der Katjer 
in öffentlichen Kundgebungen diejenige Zurüchaltung zeigen, die 
eine ungetrübte Übereinftimmung mit den verbündeten Regierungen 
zur Borausjegung haben muß, und die im Intereſſe der ver: 
antwortlichen Deckung durch den Neichsfanzler geboten erjcheint. 
Lange Zeit waren ſolche jpontane Auslafjungen des Kaijers in 
Übung, von denen der Reichskanzler zuvor nicht unterrichtet war; 
ſie befaßten jich jehr häufig mit den Beziehungen des Deutjchen 
Reichs zum Ausland. Als im Sommer 1908 ein Artikel in der 
Londoner Zeitung Daily Telegraph erjchten, der auf das Inter— 
view des Kaiſers durch einen englifchen Journaliſten zurückzu— 
führen und geeignet war, die deutſche auswärtige Politik ſchwer 
zu fonmpromittieren, benußte der deutjche Reichstag am 11. No- 
vember 1908 diejen Anlaß, um ernit und würdig gegen dieſerlei 
ohne verantwortliche Dedung des Neichstanzlers erfolgende ſpon— 
tane Äußerungen des Katjers im Intereſſe des Kaijers voritellig 
zu werden. An dieſen Novemberdebatten beteiligten jich ein— 
mütig alle Barteien des Reichstags, Konjervative und Zentrum 
jo gut wie die bürgerliche und ſozialiſtiſche Linke; der jüddeutjche 
Abgeordnete Eonrad Haußmann hielt Dabei eine große, bedeutende 
Rede gegen „Das perjönliche Negiment”. Mit der einmütigen 
Kundgebung des Neichstags und mit einer Üübereinitimmenden 
Stellungnahme des Bundesrats erhob Reichskanzler Fürjt Bülow 
Borjtellungen beim Katjer und erhielt von ihm in einer Unterredung 
Zuficherungen in der Richtung, daß der Kaijer jich fortan die im In— 
terejje der Stabilität deutjcher Politik nötige Zurückhaltung in öffent: 
lichen Kundgebungen auferlegen wolle. — Als Fürſt Bülow bei der 
Reichsfinanzreform gejtürzt wurde, gab man vielfach als Motiv dafür 
beim Zentrum die Rache an für deſſen Ausfchaltung durch die Reichs— 
tagsauflöjung 1906 und die Bloctwahlen 1907, und die Stellung 
ver Konjervativen interpretierte man dahin, daß ſie nachträglich 
ven Füriten Bülow wegen jeiner im November 1908 erhobenen 
Voritellungen beim Kaijer verdächtigt hätten, um dadurch eine 
Entfremdung zwijchen Kaijer und Kanzler herbeizuführen. Nach 
ver Kaijerrede im Herbit 1910 in Königsberg, die das Gottes- 
gnadentum auffallend jtark betonte, haben bei abermaligen Be- 
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Iprechungen im Reichstag, die fich wiederum gegen das perjün- 
liche Regiment wandten, Konjervative und Zentrum einen völlig 
anderen Standpunkt eingenommen als im November 1908. 

ern, Treiltaat mit rund 1,7 Mill. qkm und 4’ Mill. 
Ginwohnern. Verfaſſung jeit 1856. Der Kongreß beiteht aus 
Senat und Abgeordnetenlammer, jener hat 51, dieje 116 Mit- 
glieder, die direft gewählt werden wie auch der Präſident und 
die Bizepräftventen. Bet dieſen und dem 6 köpfigen Miniſterium 
ruht die Landesverwaltung. An der Spige der 19 Departements 
jtehen Präfekten. An der Einfuhr find England und die Ber: 
einigten Staaten am jtärkiten beteiligt (zufammen mehr als die 
Hälfte). Hauptausfuhrartifel jind Mineralien und Metalle (für 
über 2 Mill. Pfd. Sterling), Kautſchuk, Zucder, Baumwolle. — 
Es bejteht die allgemeine Wehrpflicht, aber mit Erlaubnis der 
Stellvertretung; die Friedensitärke des jtehenden Heeres beträgt 
rund 4000, die nicht ausgelojten Wehrpflichtigen bilden die National: 
garde. Die Kriegsflotte hat 4 Kreuzer und einige andere Schiffe 
untergeordneter Bedeutung. 

Per ultimo, j. Börjengejchäfte. 

Beſtkonvention, eine 1897 in Benedig abgehaltene Kon- 
ferenz aller europ. Staaten zur Beratung von Mabnahmen gegen 
das Eindringen der Peſt nach Europa, bejonders aus Indien 
nach den Ländern am Noten Meer und weiter am Mittelländijchen 
Meer. ES wurden in Konjtantinopel, Alerandria und Bukareſt 
Sanitätsfommilfionen gebildet und durch ſie Sanitätsanjtalten 
eingerichtet. Der Seeverkehr im Noten Meer und Suezkanal 
wurde einer Aufficht unterjtellt und eine internationale Melde: 
pflicht auf diplomatiſchem Weg vereinbart. — 1911 bedrohte die 
Veit aus der Mandjchurei und dem öſtlichen Aſien das europätjche 
Rußland durch die Einjchleppungsgefahr auf der Sibirischen Bahn. 
Eine im ferniten Oſten zujammenberufene Bejtlonferenz der oſt— 
altatischen und europäischen Staaten verlief nach Verſchwinden 
der Seuche rejultatlos. 

Seterspfennig, jveiwillige Sammlung der Katholifen aller 
Länder für die Bedürfniſſe des Päpſtlichen Stubls; dem Bapit it im 
italienischen Garantiegeſetz (f. d.) ein Gehalt beitimmt, das er aber 
nicht abhebt. Der Beterspfennig bat früher 5 Mill. Live betragen, 
it aber im Beginn des 20. Jahrhunderts auf 27% Mill. gefunten. 

»>etition, ein Gejuch, 3. B. Gnadengejuche an die Monarchen, 
dann aber bejonders Gejuche an die Vollsvertretungen, jei es 
von Einzelnen oder von Mebhreren, von Verbänden oder von be 
ltiebig vielen, Mtaffenpetitionen. Das Betitionsrecht ift m 
manchen Verfaſſungen als jtaatsbürgerliches Necht garantiert, jo 
in England, auch in den deutſchen Grundvechten 1848 in Oſter— 
veich. Der deutſche Neichstag kann ebenfalls Petitionen annehmen 
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und fie an Reichskanzler und Bundesrat weitergeben. Wenn die 
Petitionskommiſſion oder 15 Mitglieder es beantragen, gelangt eine 
Retition im Plenum des Neichstags zur Beiprechung. 

»etrofenmftener, eine Steuer auf inländiiches Mineralöl, 
die als Fabrilatiteuer in Rußland, Öfterreich-Ungarn und Ru— 
mänien erhoben wird. Griechenland bat ein Ginfuhrmonopol 
für Betroleum. 

Pfanddriefe, Hypotheken-Pfandbriefe, von Hypotheken— 
banlen und landwirtichaftlichen Kreditverbänden ausgeitellte, auf 
ven Inhaber lautende Schuldverichreibungen, wofür Die dieſen 
Banken beitellten Hypotheken Sicherheit bieten. 

Pfennigfparkaffen, j. Sparkaſſen. 

forte, Hohe (Bab-AUli), ein Gebäudelompler in Konſtan— 
tinopel, in dem die Bureaus des Staatsrats, des Großweſirats, 
der Minifterien des Innern und Außern untergebracht find. Das 
ber Bezeichnung für die türkifche Regierung. Gin Teil der Ge: 
bäude iſt am 6. Februar 1911 abgebrannt. 

Phalangen, j. Kourierismus. 

Phanar (Fanar), Stadtteil in Konjtantinopel, der überwiegend 
von Griechen bewohnt ift, und in dem jich das griechiiche Patri— 
archat befindet, Daher auch Bezeichnung für Diejes. 

Fhilhellenen (Sriechenfreunde), Männer, die die Griechen 
bei ihrem Freiheitskampf gegen die Türkei in den zwanziger Jahren 
des 19. Jahrhunderts mit Nat und Tat unterjtüßten, wie Lud— 
wig I. von Bayern, Wild. Müller, Thierſch, Lord Byron u. a. m. 
Vhilhellenenvereine jammelten Geld, und aus auswärtigen Frei- 
beitstämpfern bildeten jich Philhellenenkorps. 

Rhilippika, jo viel wie „Donnernde Rede“. Gicero nannte 
jeine Reden gegen Antonius „Philippiſche“ mit Beziehung auf die 
Reden des Demojthenes gegen Philipp von Macedonien. 

Fhilofemiten, Freunde der Juden. 

Rbhyſtokratiſches Syſtem (Agrikulturſyſtem), eine volks— 
wirtſchaftliche Lehre (gegründet von dem franzöſiſchen Arzt Ques— 
nay, geb. 4. Juni 1694, geſt. 16. Dezember 1774), die die Vor— 
läuferin des Smithianismus (j. dort) bildet. Sie erklärte 
Grund und Boden als die einzige Quelle des Neichtums, Die 
Landwirte als die einzige produktive Klafje. Die Landwirte haben 
an die Grundbeſitzer das jog. produit net, d. i. den Neinertrag 
ver landmwirtichaftlichen Produktion, zu entrichten. Die Grund: 
bejiger jind für die Allgemeinheit nüßlich, da fie den Boden ver- 
bejjern und vor allem dem Staate ihre Dienjte wiomen. Dagegen 
iſt unproduftiv („jteril“) die Klafje derer, die feine landwirtjchaft- 
lichen Arbeiten verrichten, alſo vor allem die in Handel und 
Gewerbe Tätigen, denn jie verarbeiten und vertreiben bereits 
vorhandene Stoffe und erhalten ihr Einkommen von den Land— 
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wirten und den Grundbejigern. Bon Ddiejer Lehre ausgehend, 
erwartet Duesnay von hohen Preiſen der Bodenprodufte die 
höchite Blüte des Volkswohlſtands und verlangt deshalb von der 
Regierung ausjchliegliche Begünſtigung der landwirtjchaftlichen 
Anlagen und des Handels in Bodenproduften. Dieje Lehre jtand 
im Gegenjat zu der damaligen Wirtjchaftspolitif, die durch Pro— 
bibitivzölle, Ginfuhrverbote, Getreideausfuhrverbote ujw. Die 
Induſtrie großzuziehen juchte (vergl. Merkantilismus), und ie 
führte bei dem Vorherrſchen der Landwirtichaft in Frankreich zu 
der Forderung nach Freihandel, vor allem nach Freiheit der 
Getreideausfuhr. Dafür jollten Fabritate eingeführt werden. 
Aus dieſer Theorie ergab jich auch die weitere Forderung nach) 
Sinführung einer einzigen und direkten Steuer (impöt unique), 
die auf die Grundrente gelegt werden jollte, da alle andern 
Steuern doch auf die Grundbejiger, die allein den NReinertrag 
der Produktion erhalten, abgewälzt werden. Unter den Nach 
folgern Quesnays gelangte die Freihandelslehre zur jchärfiten 
Ausbildung, jie forderten volle und unbejchränfte Freiheit der 
Ein» und Ausfuhr, Bejeitigung aller Privilegien und Monopole. 
Bei ihnen wurde das Schlagwort laissez faire, laissez passer 
(j. Dort) zum berrichenden Grundjag. Die heutigen agrarijchen 
Schriftiteller jtügen jich vielfach auf phyſiokratiſche Auffaſſungen. 

Rdietismus, eine in der lutherijchen Kirche entjtandene Form 
religiöjen Lebens, die durch jtarfe Betonung der innerlichen, 
perjönlichen Frömmigkeit und eines praktischen Ehrijtentums in 
Gegnerjchaft trat zur DOrthodorie. Der Pietismus wurde ge- 
gründet von Phil. Jak. Spener (geb. 1635, geit. 1705), der Er: 
bauungsitunden bielt, die collegia pietatis genannt wurden. 
Sm 18. Jahrhundert artete der Pietismus in ein frömmelndes, 
ja frommeheuchlerijches Weſen aus und verichwand allmählich faſt 
vollitändig. Uber bei Beginn des 19. Jahrhunderts blühte er 
wieder auf in Reaktion gegen den herrjchenden Nationalismus und 
gewann jett in Verbindung mit der Orthodorie und als Gegner 
liberaler theologischer Richtungen in verjchiedenen Teilen Deutjch- 
lands ſtarke Anhängerſchaft. 

Piusverein, ein 1848 in Mainz gegründeter Verein deutſcher 
Katholifen zur Förderung und Verteidigung der Rechte der katho— 
liichen Kirche. Nach dem Mainzer Vorbild entjitanden in andern 
Städten ähnliche Vereine, die jich 1848 auf Dem eriten Katholifentag 
zulammenjchlojjen. Vom Piusverein zweigten fich die Vinzentiusz, 
Bonifatius», Männer: „Arbeiter- Geſellen- kaufmänniſchen Nereine, 
der Auguftinusverein (i. d.), Voltsverein für das katholische Deutich- 
land (ſ. d.), Windthorjtbund (ſ. d.), Görresgejellichaft (ſ. d.) uff. 
ab. Sie alle finden fich auf den „Katholikentagen“ (j. d.) zus 
Jammen. — Auch in der Schweiz bejteht jeit 1858 ein Piusverein. 
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Platform (engl., Plattform, flaches Dach), Tribüne für 
Mahlreden, daher jo viel wie Wahlprogramm, Programm über- 
haupt. 

Rlazet (Placetum regium, landesherrliches Blazet) iſt das 
Necht der Staatsregierung, von päpftlichen Verordnungen und 
Erlaſſen Ginficht zu nehmen und fie zu genehmigen, ehe ſie in 
dem Staate publiziert oder in Vollzug gelegt werden dürfen. 
Während von fatholijch-kirchlicher Seite behauptet wird, der Staat 
befunde mit dem Plazet nur, daß er den weltlichen Arm und 
die jtaatlichen Zwangsmittel zur rechtlichen Durchführung des 
firchlichen Grlafies gewähren wolle, jind die Staatsrechtslehrer 
darüber einig, daß die Einholung des Plazets fein Gejuch um 
Gewährung des Staatsjchußes, jondern die Befolgung einer Ver— 
faſſungsvorſchrift ift, die jich aus dem ftaatlichen Hoheitsrecht er— 
gibt. Das Plazet iſt nicht gleichmäßig geregelt. In Bayern beiteht 
das Plazet unbejchräntt, in andern Staaten (Württemberg, 
Sachien, Baden, Heſſen, Elſaß-Lothringen) it es auf jolche 
Erlaſſe bejchräntt, die bürgerliche oder gemischte Angelegenheiten 
berühren, während bei rein kirchlichen Angelegenheiten nur noch 
eine Verpflichtung zur Vorlage der Erlaſſe an die Staatsbehörde 
vor oder bei der Verkündigung vorgejchrieben tit. In Preußen 
beitimmt Urt. 16 der Berfafjungsurfunde: „Der Verkehr der 
Neligtonsgefellichaften mit ihren Obern iſt ungehindert. Die 
Bekanntmachungen Eirchlicher Anordnungen jind nur denjenigen 
Beichränfungen unterworfen, welchen alle übrigen Beröffent- 
lichungen unterliegen.” Damit iſt zwar das Plazet bejeitigt, aber 
nach allgemeinen Grundſätzen jind firchliche Erlafje, die mit den 
Staatsgejegen in Widerjpruch ſtehen, ungültig, und ebenjo it 
das für jogenannte gemischte Angelegenheiten durch bejondere 
Gejege dem Staate vorbehaltene Mitwirfungs- und Genehmi- 
gungsrecht auch den Kirchen gegenüber in Kraft. Sn Bjterreich 
beiteht fein Plazet. 

Dfebejer, Angehörige der Plebs, der niedrigen, beſitzloſen 
Bevölkerungsſchicht in Nom; der Ausdruck bezeichnet jegt einen 
gewöhnlichen, niedrig gejinnten Menjchen. 

febiszit, Voltsbejchluß, Bollsabjtimmung. In Frankreich 
wurde das Volk mehrfach von Napoleon III. zu einem PBlebiszit 
berufen. Verfaſſungsmäßig iſt das Plebiszit als Referendum 
(j. d.) in der Schweiz, in zwölf nordamerifanijchen Staaten und 
in Auftralien eingeführt. 

Plein pouvoir, unbejchräntte Bollmacht, freie Hand. 

Plenipotentiaire, Gejandter mit unbejchräntter Vollmacht. 

Plenum (Blenarjigung), die zu einer gemeinjamen Be- 
ratung in ihrer Gejamtheit zuiammentretende Verfammlung 
der Stände, eines Kollegiums uif, 
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a en Oehefttunmenm able dd), ein Wahlrecht, 
ei vem gewille Wahlberechtigte wegen ihres Bermögens, ihres Be- 
rufs, Bildung, Alters uff. mehrere Stimmen haben. Es hat meiſt 
den Zwed, den politiichen Einfluß jolcher Wählerjchichten, von 
denen man geringes politisches Verantwortlichkeitsgefühl, geringeres 
Berjtändnis und Staatsbewuhtjein vermutet und Hinneigung zu 
radikalen Strömungen befürchtet, Dadurch einzudämmen, daß man 
ihnen nur je eine Stimme gibt. Sn Deutichland bejteht das 
Bluralwahlrecht in Sachen (j. d.), Helfen (j. d.), vorgejchlagen 
war es für Eljaß-Lothringen, wurde aber von der Reichstags: 
fommijfion aus dem Entwurf entfernt. Dieje Bejeitigung wurde, 
nachdem die verbündeten Regierungen ſich damit einverjtanden 
erklärt hatten, von der Mehrheit des Reichstags angenommen. 
Sodann hat Belgien (ſ. d.) ein Pluralwahlrecht, auch England 
injofern, als Wähler, die in mehreren Wahlbezirten Grundbejit 
2 eine Wohnung haben, in jedem diejer Bezirke eine Stimme 
haben. 

lusmaderei, eine lediglich von fiskalifchen Geſichtspunkten 
bejtimmte Zeitung der StaatSbetriebe. 

>lufoßratie, Herrichaft des Neichtums, der überwiegende 
politifche und wirtjchaftliche Einfluß des Kapitals in Staat und 
Gejellichaft. 

>ogrom (ruſſ.), Verwüjtung, Bezeichnung für Judenver— 
folgung in Rußland. 

Polen, eine Partei zur Wahrnehmung der Intereſſen der 
polnischen Nationalität. Sie bejtehbt im preußiichen Landtag 
jchon jeit 1849. Gin einheitliches praftijches und wirtjchaftliches 
Programm beſitzt fie nicht, in ihr find vielmehr jehr verjchieden- 
artige Intereſſen vereinigt; neben dem polnifchen Hochadel, der 
eine agrarijch-tonjervative Politit vertritt und wiederholt Ver— 
jtändigungen mit der preußtichen Regierung abjchloß, it neuer: 
dings eine radilal-demofkratische Richtung mächtig geworden, die 
ihre Wähler in den polnijchen Arbeitern des oberſchleſiſchen 
Induſtriebezirks hat und die agrariichen Intereſſen zurücdrängt. 
Führer diefer demokratischen Richtung find Korfanty und Napieralsti, 
Die Polen gehen, bejonders in kirchlichen und Schulfragen, mit 
dem Zentrum. An der Spiße der Bolen ſteht das polnische Zentral: 
Wahlkomitee. — Über die polnischen Parteien in Oſterreich ſiehe 
Polenklub. 

Bolengeſehe. Um das Vordringen des Polentums in den 
Provinzen Weitpreußen und Pojen zu brechen, hat Bismarcd 
in den Jahren 1885 und 1886 neben Maſſenausweiſungen 
ruſſiſcher und öjterreichiicher Polen ein beſonderes Gejeß für das 
Volksſchulweſen in den beiden Provinzen veranlaßt, das 
die Berufung der Vollsjchullehrer in allen Gemeinden mit Aus: 
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nahme der großen Städte und von vier weſtpreußiſchen Kreiſen 
den Staatsbehörden überträgt und den Gemeinden nur das Necht 
gibt, dabei gehört zu werden, Ferner hat Bismarcl die ſoge— 
nannte Anſiedlungsgeſetzgebung begonnen, deren Ent— 
wiclung unter Anſiedlungsgeſetze gejchildert iſt. Zu den 
vor allem gegen die Polen gerichteten gejeglichen Maßnahmen 
gehört Ichließlich der jogenannte Bolen=- oder Sprachen- 
paragrapb im Neichsvereinsgejeß (ſ. Sprachenparagraph). — 
Erwähnt jeien jchließlich die jogenannten Ojtmartenzulagen, 
Gehaltszulagen, die zuerit den preußifchen Beamten in den pol- 
niichen Gebieten des Oſtens in widerruflicher Weile auf Wohl: 
verhalten gewährt wurden. Das Neich hat dann die Oftmarten- 
— gleichfalls gewährt, aber bedingungslos und unwider— 
ruflich. 

Folenklub. Die in Polenklub des öſterreichiſchen Abgeord— 
netenhaufes vereinigten polnischen Parteien jind Allpolen, die 
die ſtärkſte Gruppe jind, Nationaldemokraten, polnijche Konjer- 
vative und polnische Bollspartei. Während früher der Polenklub 
einen ariſtokratiſch-konſervativen Eharalter hatte und die jtärkite und 
einflußreichite Stüße der Regierung war, iſt er in den Kämpfen 
des Jahres 1910 unter dem Einfluß der demofratischen Elemente 
zu der Regierung in Oppojition getreten. 

Politik, jowohl die Wiljenichaft vom Staatsleben als auch) 
die praktische Staatskunft. Die Bolitit bejchäftigt ſich mit Den 
Bedingungen, dem Zweck, den Kräften und den Einrichtungen 
des Staats, jeiner Tätigkeit und den Formen, in denen jie jich 
vollzieht. Den mannigfachen Aufgaben des Staats entjprechend 
teilt man die Bolitif ein in äußere (höhere) und innere 
Bolitit, Jene bejchäftigt jich mit den Beziehungen des Staates zu 
anderen Staaten, dieje mit den Beziehungen des Staates zu 
jeinen Angehörigen. Innerhalb beider unterjcheidet man wieder, 
je nach dem Gegenjtand, Handels- und Zollpolitif, Verfaſſungs-, 
Kolonial, Steuer-, Wirtſchafts-, Agrar-, Sozial, Münz-, Bank, 
Finanz- und Kirchenpolitik. 

Bolitiſche Behörden, die öſterreichiſche (auch in Deutſchland 
hie und da gebräuchliche) Bezeichnung für die allgemeinen Be— 
hörden der innern Verwaltung (im Gegenjaß zu Spezialbehörden, 
wie Bergbehörden u. a.). Die politiichen Behörden in Dfterreich 
jind die politischen Landesitellen, deren Ehef der „Landespräſident“ 
bezw. „Statthalter“ heißt, und die unmittelbar den Miniſterien 
unteritellt find. Die unteren politifchen Behörden jind die Be— 
zirtsbehörden (Bezirtshauptmannfchaften und Gemeinden mit 
eigenem Gtaat). 

Bolitiſche Polizei, ein Teil der Sicherheitspolizei, der dem 
innern Schuß des Staates, der Staatsordnung, dient und vor 
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allem den Schuß gegen politijche Umtriebe, die Überwachung des 
Bereins- und Berfammlungswejens und der Preſſe umfaßt. 

= Politifhes Gleichgewicht, jenes Machtverhältnis der Staaten 
untereinander, bei dem feiner von ihnen die Selbjtändigfeit eines 
andern angreifen oder verlegen kann, ohne für jeine eigene 
Selbjtändigfeit fürchten zu müſſen. Der Grundjat des politischen 
Gleichgewichts beherricht jeit dem Wiener Kongreß die äußere 
Bolitit Europas. ©. Europätjches Gleichgewicht. 

»olitifhes Berbreden, jedes Verbrechen gegen den Staat 
oder die Träger der Staatsgewalt. Zu ihnen gehören Hochverrat 
und Landesverrat (ſ. Hochverrat), Majejtätsbeleidigung, feindliche 
Handlungen gegen befreundete Staaten, Vergehen gegen die Aus— 
übung politischer Nechte (alſo Angriffe auf gejeggebende Ber- 
jammlungen, auf das politiiche Wahl und Stimmrecht). Das 
Bölferrecht Tieht als politische Verbrechen jowohl jene an, die 
ausjchlieglich gegen politiiche Einrichtungen gerichtet find (abjolute 
politifche Verbrechen), als auch jene, die aus politischen Motiven 
oder zu politifchen Zwecken erfolgen, aber nichtpolitifche Intereſſen 
verlegen (relative oder gemijchte politische Verbrechen). Grund» 
jäglich findet eine Auslieferung wegen politifcher Verbrechen nicht 
jtatt, der Staat gewährt dem wegen politischer Verbrechen Ber: 
folgten, der ſich in fein Gebiet flüchtet, das jogenannte Aſyl— 
recht, j. Auslieferung. 

Bolitiſche Bereine, j. Vereins: und VBerfammlungsrecht. 

Folizeiaffiftentin, eine der Polizei in amtlicher Stellung bei- 
gegebene weibliche Hilfskraft zur Fürforge für verwahrlojte und 
mißhandelte Kinder und Jugendliche, für Jittlich gefährdete Mäd- 
chen, Brojtituierte 2. Am jelbjtändigiten und freieſten ijt ihr 
Wirkungsfeld in Norwegen und Dänemark; in Deutjchland, wo 
verjchiedene Städte (zuerſt Stuttgart) eine Polizeiaſſiſtentin ans 
geftellt haben, find ihre Nechte und Pflichten jehr verjchieden 
abgegrenzt. Zur Zeit find in Europa 25 Polizeiaſſiſtentinnen, 
davon 16 in deutjchen Städten, tätig. 

Folizeiftant, Staat, in dem ein Syſtem alljeitiger polizei: 
licher Bevormundung, ein unbejchränttes Eingreifen der Staats— 
gewalt in alle privaten Nechts- und Lebensverhältniſſe jtattfindet, 
wie e8 die abjolutiftiichen Staaten des 17. und 18. Jahrhunderts 
waren. Die Reaktion dagegen war der Nechtsjtaat, der fich 
lediglich auf den Schutz des Nechts bejchräntt (ſpöttiſch „Nacht: 
wächterjtaat” genannt). Am jehärfiten wurde die Theorie des 
Nechtsjtaats von Adam Smith und feiner Schule (j. Smithianis- 
mus) formuliert. Heute verjteht man unter Nechtsjtaat den Staat, 
der die Staatsgewalt verfallungsmäßig beſchränkt und den Staats» 
angebörigen eine jelbjtändige, auch vor Eingriffen der Staats: 
gewalt durch die Gerichte geſchützte Rechtsſphäre ſichert. 
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Follardmethode, j. Bedingte Verurteilung. 

-Polnifhe Frage wird gejchaffen durch die Beltrebungen der 
Polen im Deutjchen Reich, Rußland und Djterreich auf Ver: 
einigung der polnischen Yandesteile und auf Schaffung eines groß- 
polnischen Neichs. An der Spige dieſer Beftrebungen jteht die 
„Liga Narodowa“, die polnischenationale Negierung, die von den 
Polen als die oberite Gewalt angejehen wird. Sie hat ihre 
Hauptitüge in Galizien, wo dankt dem großen Einfluß der Polen 
im djterreichiichen Neichsrat und der unbeſchränkten Beherrichung 
Galiziens Durch die Polen die großpolnischen Beitrebungen frei 
bervortreten fünnen. Die Liga Narodowa verwaltet den in der 
Schweiz untergebrachten Nationalichat (Starb Jtarodowy). Über 
die geleßgeberischen Maßnahmen gegen die polnischen Bejtrebungen 
in Deutichland vergl. Bolengejege und Anfiedlungsgejegße. 

»>ofnifher Reichstag, Iprichwörtliche Bezeichnung für eine 
Berfammlung, deren ſtürmiſcher Berlauf eine ordnungsmäßige 
Beichlußfaffung unmöglich macht. 

Pönitenz, in der katholiſchen Kirche Bußwerfe, leichtere Strafe. 
Geijtliche werden wegen leichterer Bergehen auf die jogenannte 
Bönitenzpfarre (Strafpfarre) verjeßt, die ein geringeres Ein— 
fommen bietet oder einen jchwereren Dienjt fordert. — Pöni— 
tentiar, der Priejter, der das Bußamt in den dem Bijchof 
vorbehaltenen Fällen übt. In den dem päpitlichen Stuhl vor- 
behaltenen Fällen bat er an die Poenitentiaria apostoliea in 
Nom zu berichten, den Gerichtshof in Gemifjensjachen. An deſſen 
Spitze ſteht ein Kardinal, der Großpönitentiar. 

Bontifex, ein prieiterliches Amt im alten Nom. Pontifex 
maximus wird in lateinifchen Urkunden der Papſt genannt. — 
Bontifilalien, Amtstracht eines Biſchofs ꝛc, Bontififat, 
Amtsdauer des Papſtes oder eines Bilchofs. 

Fonfusfrage, die internationale Streitfrage über die politische 
Stellung des Schwarzen Meeres (Pontus Eurinus), vor allem 
Darüber, ob Rußland eine Kriegsflotte auf dem Schwarzen Meer 
halten darf. Während der Barijer Friede von 1856 die Neu— 
tralität des Schwarzen Meers feitiegte, wurde auf der Pontus— 
fonferenz zu London 1871 die Neutralität aufgehoben. Ruß— 
land errichtete daraufhin feine Schwarzmeerflotte und baute 
Kriegshäfen. Die Durchfahrt durch die Dardanellen aber blieb 
von der Erlaubnis der türkischen Regierung abhängig (ſ. Dar: 
danellen). 

Pool (engl.), jo viel wie Ning, Corner, Bereinigung von 
Spekulanten zu gemeinjamen Breisipefulationen. Pool werden be- 
ſonders die Tarifverbände der amerikaniſchen Eiſenbahnen genannt. 

Ropulär, dem Bolt verjtändlich, Für das Bolt bejtimmt; 
Popularität, Volksgunſt. 
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Pornographie, Schmugliteratur. Dem Kampf gegen Die 
Schmuß- und Schundliteratur widmen jich zahlreiche Vereine, jo 
der Goethebund, Gejellichaften zur Verbreitung guter Volks— 
Ichriften, Schaffung von Bol£sbibliothefen uff. Neuerdings haben 
fich ein „Deutſcher Bund gegen Shmuß und Schund“, 
der den Kampf über das ganze Deutjche Reich in die Wege leiten 
und die vorhandenen Bejtrebungen unterjtügen will, und ein 
„Zentralausſchuß der deutſchen Frauenvereine zum Kampf gegen 
Schmuß und Schund“ gebildet. Gejeggeberifche Verjuche zur Be— 
fampfung des Schmußes, wie die lex Heinze (ſ. d.), jind jeßt 
zurückgetreten, doch beabjichtigt man Verſchärfung der Bejtim- 
mungen über den Kolportagebuchhandel, der Bolizeimaßnahmen 
und Ähnliches. Im Jahre 1910 haben jich auf einer internatio- 
nalen Konferenz in Paris 14 Staaten zur Unterdrücdung des 
Verkehrs pornographiicher Schriftwerfe und zur Errichtung einer 
Zentralitelle verpflichtet, die alle zur Bekämpfung der Verbreitung 
unzüchtiger Veröffentlichungen zweckdienliche Nachrichten ſammeln 
und den Staaten mitteilen joll. 

»ortefenille (wörtlich Brieftajche, Mappe), in Eonjtitutionellen 
Ländern gleichbedeutend mit Minijterpoiten. „Das Portefeuille 
abgeben, niederlegen,“ joviel wie vom Miniſterpoſten zurüdtreten; 
ein Bortefeuille anbieten, joviel wie einen Miniſterpoſten anbieten. 
Minijter ohne Bortefeuille, ein Mlinifter ohne ein bejtimmtes 
Reſſort (vergl. Ronferenzminiiter). 

Bortugal, die jüngite Nepublif, jeit 5. Oftober 1910, als 
Manuel II, der am 3. Februar 1908 jeinem ermordeten Vater 
und älteren Bruder folgte, durch die Revolution des Thrones 
verlujtig ging. Unter dem Hiſtoriker Braga bildete ich eine 
provijorische Negierung, die alle auswärtigen Mönche und Non— 
nen auswies, die einheimiſchen zu ihren Familien zurücjandte 
und die Trennung von Staat und Kirche vorbereitet. Die Pairs- 
fammer wurde abgeichafft. Das Ubgeordnetenhaus bejtand nach 
der früheren Verfaſſung aus 156 direlt gewählten Mitgliedern. Die 
Wahlreform der republifanijchen Negierung ſieht ein altives Wahl— 
recht vor für alle 2ljährigen Bürger, die lejen und jchreiben kön— 
nen; die gleichen Vorausſetzungen gelten für die Wählbarteit. 
— Die Provinzialverwaltung liegt in Händen von 17 Diſtrikts— 
gouverneuren. Mit den Uzoren und Madeira bat der Frei— 
ſtaat 91 943 qkm Flächeninhalt mit rund 5'% Mill. Einwohnern. 
Un der Einfuhr mit 61 Mill. Milveis war England mit 21, 
Deutjchland mit 11 beteiligt. Das Heer hatte eine Friedens: 
ſtärke von rund 30000 Mann, die Flotte zählte 49 Fahrzeuge. — 
Der Kolonialbefit Portugals umfaht etwas über 2 Mill. qkm 
mit etwa 8,5 Mill. Einwohnern. Davon entfällt das meifte auf 
die afrilanischen Befigungen Angola und Mozambique mit 
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1,2 Mill. bezw. 761 100 qkm und 4,2 bezw. 3,1 Mill. Einwohnern. 
Die andern afrikanischen, indilchen und jonitigen aſiatiſchen Be— 
jigungen find Hein. In allen Kolonien hat Portugal Truppen 
itehen, insgelamt etwa 13000 Mann, davon 3389 Europäer. 

»ofitiv, das tatfächlich Gegebene und Gejeßte. Poſitives 
Recht, das Recht, das in tatjächlich gegebenen Gejegen nieder- 
gelegt it (Gegenfat: Naturrecht). Poſitive Richtung in 
der Kirche, die Richtung, die an den gegebenen Grundlagen 
und Lehren der Kirche feithält, jo viel wie orthodor. Zu dem 
Zwed, ein organijiertes Schuß: und Trugbündnis gegen den 
firchlichen Liberalismus zu bilden, iſt von den pojitiven Organi- 
jationen 1911 ein „Sreier Verband pojitivschriitlicher Organi— 
jationen des evangelijchen Deutſchlands“ gegründet worden. 

Boſitive Anion, eine fonjervativpofitivtitifche Bartei in Der 
evangelifchen Kirche Preußens, einjt unter Führung der Hof- 
prediger Kögel und Stöcder („HSofpredigerpartei”), die den 
firchlichen Liberalismus jcharf befämpft. Auf der legten preußi- 
ichen Generaliynode war die Bojitive Union die jtärkite Fraktion. 
In Rheinland-Weitfalen ſteht ihr die „Bereinigung des firchlichen 
Bekenntniſſes“, in Baden die „Evangeliſche Konferenz”, in Heſſen— 
Darmitadt die „Kirchlich-pofitive Bereinigung” nahe. 

Fofitivismus, Das von Auguit Eomte (1798 — 1857) gegründete 
Spitem, das jtch unter Verwerfung aller Theologie und Mteta- 
phyſik an das jinnliche Material des Denkens hält und jich nur 
N: der Aufitellung der die Erjcheinungen regelnden Gejege be— 
ichäftigt. 

Boſſibilismus, die gemäßigte Richtung in radifalen Parteien, 
die jich mit dem Grreichbaren zufrieden gibt; Poſſibiliſten, 
Gegenjat zu den Ultraradifalen, Intranſigenten. So heißt eine 
Bartei der franzöſiſchen Sozialdemokraten Poſſibiliſten (Sozia- 
liitiiche Arbeiterpartei). Sie trennte fich 1882 von den Marriiten 
und wollte durch „Keine“ jozialreformerische Mittel, durch Selbit- 
hilfe die Lage der arbeitenden Klajjen heben. Sie jpaltete ſich 
wieder, als einem Teil von ihnen die Annäherung an die Re— 
publifaner zu weit ging. 

Boſt. Die DOberleitung der Poſt- und Telegraphenverwaltung 
im Reich jteht dem Kaiſer zu, vor allem der Erlaß der regle- 
mentarifchen Feitiegungen und allgemeinen adminijtrativen An— 
ordnungen jowie die ausjchließliche Wahrnehmung der Beziehungen 
zu andern Poſt- und Telegraphenverwaltungen. Von ihm gebt 
die Anitellung der obern und der Aufjichtsbeamten aus, während 
die Ernennung der übrigen Beamten den Landesregierungen über- 
lajjen iſt. Die deutſche Reichspoſt, die das gejamte Neichsgebiet 
außer Bayern und Württemberg umfaßt, unteriteht dem Reichs— 
pojtamt, das die Befugnijje einer oberjten Reichsbehörde hat, 
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und deſſen Leitung der Staatsſekretär des Reichspoſtamts führt. 
Bayern und Württemberg beſitzen Poſtreſervatrechte, ihnen ſind 
die Verhältniſſe des innern Poſt- und Telegraphenverkehrs vor— 
behalten. (In Bayern iſt die „Generaldirektion der Poſten und 
Telegraphen“ dem Staatsminiſterium für Verkehrsangelegenheiten, 
in Württemberg dem Miniſterium der auswärtigen Angelegen— 
heiten, Verkehrsabteilung, unterſtellt. Beide Staaten haben dem— 
gemäß auch feinen Teil an den Einnahmen des Reichs aus dem 
Bojt- und Telegraphenverkehr. Württemberg hat im Fahre 1902 
mit der Reichspoftverwaltung ein Übereinfommen über Einführung 
gemeinjamer Bojtwertzeichen geichlojjen. (Bojtmarfenvertrag.) 
Das Übereintommen wurde 1910 erneuert, dabei wurde der An— 
teil Württembergd an den Gejamteinnahmen der beiden Poſt— 
verwaltungen aus dem Verkauf der Bojtwertzeichen neu feitgejeßt. 
Württemberg erhält danach 4,2282 ° der jährlichen Gejamt- 
einnahmen. — In Djterreich jind die beiden NReichshälften durch 
ein Übereinfommen zu einem engern Pojtverband vereinigt. 

»oftdebit, der Vertrieb der Zeitungen und Zeitjchriften an 
die Abonnenten durch die Pojt. In Oſterreich kann allen aus- 
ländiichen Drucichriften nach freiem Ermejjen des Minijters des 
Innern das Pojtdebit entzogen werden, dagegen kennt die Reichs» 
gejeggebung feine Entziehung des Pojtdebits. ©. Preßfreibeit. 

»Foftgiroverkefr, j. Boitichedverfehr. 

Foftkongreffe, Internationale, die alle 5 Jahre jtattfinden- 
den Kongrefje der Vertreter der dem Weltpojtverein angehörenden 
Bojtverwaltungen. Sie beraten über die für den Weltpojtverfehr 
zu erlaſſenden Borjchriften. 

Foftliminium, die Wiederheritellung des frühern Rechts- 
zujtands in einem Gebiet, das aus feindlicher Bejegung wieder 
in die vechtmäßige Staatsgewalt zurückkehrt. 

Foftmarkenvertrag zwiſchen der Neichspojtverwaltung und 
der württembergijchen Bojtverwaltung, ſ. Poit. 

oftregal, die Befugnis eines Staates zur ausjchließlichen 
Beförderung von Briefen ufw., BPoitzwang tt die Verpflichtung 
des Publikums, bei diejer Beförderung ausjchlieglich die jtaatliche 
Poſt zu bemügen. In Deutjchland find durch Geſetz vom 20. De- 
zember 1899 die Privatpoſten (j. dort) aufgehoben worden. 

»Foftfhediverkefr. Der Seldausgleichvertehr (Glearingvertehr, 
j. Clearing-house) ijt bei der deutichen Poſt jeit 1. Januar 1909 
eingeführt. Der Beitritt zum Poſtſcheckverkehr erfolgt durch Gröff— 
nung eines Kontos bei einem Poſtſcheckamt. Auf jedes Konto muß 
eine Stammeinlage von 100 Mark eingezablt werden, die Höhe 
des Guthabens eines Kontos unterliegt leiner Bejchräntung. Die 
Einzahlungen auf ein Poſtſcheckkonto können erfolgen durch Zahl: 
karte (Höchjtbetrag einer Zahltarte 10000 Mark) bei jeder Poſt— 





Poſtſparkaſſen — Potsdamer Entrevue 403 








anftalt und jedem Poſtſcheckamt, durch Poſtanweiſung bei jeder 
Poſtanſtalt, durch Uberweiſung (Giro) mittels Gutjchriften von dem 
Konto eines Kontoinhabers auf das eines andern. Der Konto- 
inbaber fann über jein Konto verfügen (Rückzahlung) durch Über- 
weiſung (in Blattform: als Brief unbeſchränkt, oder als Giro- 
pojtlarte, Höchjtbetrag 1000 Mark) oder mittels Sched (Höchſt— 
betrag 10000 Mark). An Gebühren werden erhoben bei Bar- 
einzabhlungen mittels Zahltarte für je 500 Mark oder einen Teil 
diefevr Summe 5 Pfennig, für jede Barrüchzahlung 5 Pfennig 
nebit einer Steigerungsgebühr von "ıo vom Taujend des aus- 
zuzahlenden Betrags; für jede Übertragung von einem Konto auf 
ein anderes 3 Pig. Girogutichriften jind gebührenfrei. Über— 
jteigt der Verkehr eines Kontoinhabers jährlich mehr als 600 
Buchungen, jo wird für jede weitere Buchung eine Zujchlag- 
gebühr von 7 Pfennig erhoben. Biel angefochten wird die Un- 
verzinslichkeit der Guthaben (Dfterreich-Ungarn gewährt 2 °/o, Die 
Schweiz 1,8% Berzinfung). An dem Boitgiroverfehr mit dem 
Deutichen Reich nehmen Djterreich-Ungarn, Schweiz und Belgien 
teil. Bisher beruht der Boitjcheckverfehr auf Verordnung der Ver— 
waltungen, die gejegliche Regelung tft für das Jahr 1912 geplant. 
Sm Jahr 1910 betrug der Geſamtumſatz im deutſchen Poſtſcheck— 
verkehr 21° Milliarden ME. In Oſterreich ift der Bojticheck- 
verkehr jeit 1884, in der Schweiz jeit 1905 eingeführt. 

Foftfparkaffen, Einrichtungen der Boitverwaltungen zur An— 
nahme, Verzinjung und Zurückzahlung von Spargeldern. Zuerit 
in Großbritannien eingeführt, bejtehen jte heute bei jämtlichen 
großen PBojtverwaltungen des Weltpoftvereins. Zuletzt haben 
1911 die Vereinigten Staaten von Nordamerika jte eingeführt. 
Dagegen tjt die Einführung der Poſtſparkaſſen im Deutjchen Neich 
bisher an dem Widerjtand des Reichstags gejcheitert. Durch die 
zahlreiche und gleichmäßige Verbreitung der Bojtanjtalten, ihre 
leichte Zugänglichkeit, ihre Berbindung untereinander und Durch 
die Haftung des Staates bieten die Poſtſparkaſſen große Vorteile. 

Foftulate, Forderungen. 

Rotemkinſche Dörfer. Der Statthalter der Krim Potem— 
fin ließ, um die Kaiſerin Katharina II. auf ihrer Reiſe durch die 
Krim über den Zuitand des Landes zu täujchen, in der Ferne 
Dekorationen aufitellen, die blühende Dörfer ufw. zeigten. Der 
Ausdruck wird daher für Scheineinrichtungen, Trugbilder gebraucht. 

Rotentat, Machthaber. 

»Fotenzierfe Mehrheit, ſ. Majorität. 

Potsdamer Entrevne. Auf einer von Kaifer Wilhelm IT. 
und Zar Nikolaus II. in Botsdam 1910 veranitalteten Zuſammen— 
funft wurden Vereinbarungen über verfchiedene Streitfragen 
zwiſchen den europäifchen Großmächten getroffen und damit eine 
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Entjpannung des Berhältnijjes von Dreibund und Triple-= 
Entente eingeleitet, ohne die Gruppierung der europätichen 
Mächte zu ändern. Die VBerjtändigung bezog jich auf folgende 
Punkte: 1. Beide Regierungen lajjen jich in feinerlei Kombination 
ein, die eine aggrejjive Spite gegen den anderen Teil haben 
fönnte; 2. beide Mächte haben ein gleichmäßiges Intereſſe an 
der Aufrechterhaltung des status quo im nahen Orient und 
unterjtügen feine Bolitif, die diejen Stand der Dinge jtören 
könnte; 3. beide Mächte jind interejjiert an Ruhe und Ordnung 
in Berjien. Rußland hat in Nordperjien politiiche Intereſſen, 
Deutjchland nur jolche des Handels. Dieje deutjchen Handels- 
interejjen unterjtügt Rußland durch eine Anfchlußbahn an die 
Bagdadlinie. — Ein Abſchluß diejer Vereinbarungen iſt noch) 
nicht erfolgt. 

Pour le roi de Prusse (wörtlich: „für den König von 
Preußen“) bedeutet in übertragenem Sinn jo viel al3 „jich um- 
Dur abmühen“ Die Herkunft diejer Bedeutung ijt nicht ganz 
geklärt. 

Pourparlers (franz.), Unterhandlungen zur Herbeiführung 
einer Berjtändigung, bejonders im diplomatijchen und parlamen- 
tarischen Leben. 

Bräambel, jo viel als (weitjchweifige) Einleitung. 

Präfekt, in Frankreich der oberite Verwaltungsbeamte eines 
Departements, in „italien einer Provinz. — Apojtolijche 
Präfektur, in Ländern fatholifcher Mifjion ein der Diözeje 
ähnlicher Sprengel, dejjen Borjteher Apojtolijcher man hebt. 

Präferenzen, Zollvergünftigungen, wie fie 3. B. die autonomen 
engliichen Kolonien den aus dem Mutterland fommenden Waren 
gewähren. 

Pragmatifde Beamte jind in Bayern alle Staatsbeamten, 
die Durch Me mit Gehalt angeitellt jind, die übrigen 
find nicht ——— 

Pragmatifche Sanftion, Staatsvertrag oder vom Landes- 
herrn erlafjfenes Grundgeſetz, das für immer in Kraft bleiben 
joll. Kaijer Karl VI. juchte durch die Pragmatiiche Sanktion 
(1713) die Unteilbarkeit dev Bjterreichiichen Lande und in Er— 
manglung männlicher Nachlommen die Erbfolge der weiblichen 
zu Jichern. 

Präjudiz (wörtlich Vorurteil, vorgefaßte Meinung), in 
der Nechtsjprache das frühere Urteil eines höheren Gerichtshofs, 
das für eine jpätere Entſcheidung maßgebend tt. 

»Präßonifation, die feierliche Proflamation zum Biſchof, die 
der Papſt in der Kardinalverfammlung vornimmt. 

»rälat, Inhaber der böchjten Jlınter in der katholiſchen 
Kirche, der eine kirchliche Jurisdiltion auszuüben bevechtigt it. — 


| 
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Rräliminarien — PBräfentationsrecht 
Räpitlichev Hausprälat, Auszeichnung für fatholiiche Geiftliche. 
In der proteftantiichen Kirche führen in Baden und Helfen der 
oberste geiltliche Wiürdenträger, in Württemberg die General- 
juperintendenten den Titel Prälat. 

Präliminarien, vorläufige Verhandlungen, die zur Baſis 
eines abzujchließenden völferrechtlichen Vertrags, wie 3. B. eines 
Friedens (Friedenspräliminarien), dienen jollen. Präliminar— 
frieden, ein Kriedensichluß, in dem nur die Grundbedingungen 
(Friedenspräliminarien, Runftationen) feitgelegt find, während 
die Einzelheiten dem definitiven Friedensjchluß überlafjen werden. 

Prämie, wörtl. Belohnung, Vorteil. Das Wort wird in 
mannigfachem Sinn gebraucht, 3. B. für Gewinne bei Lotterie- 
unternebmungen, für Beigaben, die die Käufer von den Verkäufern 
erhalten, im Verſicherungsweſen für die Zahlungen, die der Ber: 
jicherte dem Verjicherer für Übernahme des Riſikos zu zahlen hat, 
uf. Über Ausfuhrprämien vergl. Ausfuhr, über Prämien— 
ſyſtem beim Arbeitslohn vergl. Lohnſyſtem. BPrämienrejerve, 
im Berjicherungsmwejen diejenigen Überjchüfje der Zahlungen der 
Berlicherten über die Leitungen der Berjicherungsgejellichaften, 
die bejtimmt find, eine etwaige Unterbilanz zu decden. Prämien— 
versicherung (Gegenſatz: Gegenjeitigkeitsverjicherung), die Ver— 
jicherung, bei der ohne Nückjicht auf die Höhe des jpäter wirklich 
eintretenden Schadens die Zahlungen des Berficherten im Vertrag 
von vornherein genau beitimmt find. 

Prämienanleigen, öffentliche Anlehen, die entweder gar feinen 
oder Doch nur einen geringen fejten Zins zahlen, dafür aber aus 
den jo eriparten Zinjen Gewinne (Prämien) bilden. Die Stücke 
der Anleihe (Brämienicheine oder =loje) kommen dann nach einem 
fejten Ziehungsplan entweder mit einem Gewinn (Brämie) oder 
mit dem niederiten Sabe heraus. Neue PBrämienanlehen dürfen 
im Deutjchen Reich nur auf Grund eines Reichsgejeges und nur 
zum Zweck der Anleihe eines Bundesjtaates oder des Reichs aus— 
gegeben werden. 

Brämiengeſchäfte, vergl. Börjengejchäfte. 

Främienguitfungs-Hteuer, j. Keuerverficherung. 

Präponderanz, Übergewicht, Übermacht; präponderierende 
Mächte, Staaten, die durch ihre Macht den Ausjchlag geben. 

Brärogative, Borrechte des Monarchen vor und gegenüber 
der Bolfsvertretung, wie die Gröffnung und Schließung der 
Kammer, das Recht der Vertagung, der Auflöjung, der Snittative 
(j. d.) das Necht der Sanktion (Beftätigung) der jtändijchen Be— 
Ichlüffe und das Necht der Publikation (Beröffentlichung) der 
Geſetze, die dadurch Gejetesfraft erlangen. 

»räfentationsreht, VBorichlagsrecht bei Bejegung eines Amts 
(vergl. Batronat, auch Preußen). 
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Bräſenz, in Öjterreich-Ungarn der Dienjt bei der Fahne. 
»>räfenzgelder, AUnmwejenheitsgelder (vergl. Diäten). 
»Präfenzftärke, die Kopfzahl eines Heeres. Über die Yriedens- 

prälenzitärte des deutjchen Reichsheeres j. d. und Duinquennat. 

»Präfident, Borjigender einer Berfammlung, eines Barlaments, 
Kollegiums; Präſidium, Vopſitz. 

Sräſtdialmacht im Deutſchen Reich iſt Preußen, das im 
Bundesrat den Vopſitz hat. 

Präfumtion, Vorausjegung, Vermutung; präjumtiv, das, 
was vorausfichtlich eintreten wird, Daher präjumtiver Thronerbe 
derjenige, der wahrfcheinlich Thronerbe wird. 

»rätendent, Kronbewerber, ein Prinz, der wirkliche oder 
vermeintliche Erbanſprüche auf einen Thron geltend macht. 

»Prätorianer, die Garde der römischen Kaijer, die jo großen 
Einfluß gewann, daß fie die römischen Kaijer ein und abjegte. 
Brätorianerherrichaft, ein Zuftand, in dem der Monarch 
ein willenlojes Werkzeug in den Händen der Garde iſt, dann 
Militärherrſchaft überhaupt. 

Prävenfiv, zuvorfommend, vorbeugend; Präventivhaft, 
Feſtnahme zur Verhütung von ſtrafbaren Handlungen; Prä— 
ventivzenjur, j. Zenfur. 

Präzedenzfall, ein Fall, der für einen jpäteren Borgang mit 
gleichem oder ähnlichem Tatbeitand als Borbild dient. Präze— 
venzfälle jpielen namentlich im völferrechtlichen, politifchen und 
parlamentarijchen Leben eine große Rolle. 

Präzipnum, ein „Voraus“, das vor der Teilung einer Maſſe 
einem oder mehreren der Beteiligten aus der Mafje zu gewähren 
it. So erhielten im Zollverein bei Berteilung der Zollerträge, 
die nach der Einwohnerzahl unter die Zollvereinsmitglieder ver: 
teilt wurden, einige Staaten wegen ihres jtärleren Verbrauchs an 
verzollten Waren ein PBräzipuum. 

»Preistaxen, im Bolizeiltaat ſehr häufige, obrigkeitlich feit- 
geſetzte Preiſe für gewilfe Waren und Arbeiten. Heute find jte 
durch die Gewerbeordnung grundfäßlich ausgejchlojfen. Nur für 
die Verrichtungen und Waren beitinnter Berufe (Arzte, Apo- 
thefer, Auftionatoren, Stellenvermittler uff.) beitehen noch ſolche 
öffentliche Taren. 

Prehareihandel, der Handel zwilchen Angehörigen zweiter 
friegführenden Staaten, der heimlich unter der Flagge einer 
neutralen Macht betrieben wird. 

»Presbpterial- und Spnodalverfaffung, eine Kirchenverfaſſung 
in der protejtantischen Kirche. Die örtlichen Kirchengemeinden 
werden von dem Geijtlichen als Vorſitzendem und von den ge 
wählten Gemeinde-Alteſten, dem Presbyterium, geleitet und 
verwaltet, neben dem häufig noch eine weitere Kirchengemeinde: 
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vertretung, die Kirchengemeindeverjammlung, bejteht. Die Ver: 
tretung der Kreife bildet die Kreisiynode, die zweite Stufe die 
Rrovinzialiynode, die fich aus Geiftlichen und gewählten 
Laien zujammenjeßt. Die oberſte Inſtanz bildet jchließlich Die 
Landes- oder Generalſynode, beitehend aus gewählten Ver: 
tretern der kirchlichen und weltlichen Kreife oder vom Landes: 
herrn ernannten oder durch ihr Amt berufenen Mitgliedern. 
Presdyterianer, Anhänger Galvins (ſ. Galvinismus) in 
Gngland und Nordamerifa. Ihre radikale Richtung ſind die 
Buritaner (ſ. d.). Die englifchen Presbyterianer haben ich 
in neuerer Zeit der englischen Epiſkopalkirche angejchlofjen. 
Preffreiheit, YRreßrecht. Preßfreiheit iſt das Necht eines 
jeden Staatsbürgers, Mitteilungen von Tatjachen und Außerungen 
von Anjchauungen auf mechaniſchem Wege ungehindert zu verviel- 
fältigen und dieſe Vervielfältigungen zu verbreiten. Sie beiteht 
namentlich in der Freiheit von allen Präventivmaßnahmen, wie 
Präventivzenſur, Erfordernis einer Drucereierlaubnis, Kautions- 
zwang (Repreſſivſyſtem). Die Preßfreiheit iſt heute mit 
Ausnahme Rußlands und der Türkei durchgeführt. Das Preß— 
recht jichert einerjeits die Vreßfreiheit und jucht anderjeits ihren 
Mißbrauch zu verhüten. In Deutjchland ift es einheitlich ge— 
regelt in dem Neichspreßgejeg vom 7. Mat 1874 nebſt Gejet 
vom 12. März 1884, das die Konzejitonsentziehung, den Zeitungs: 
jtempel, die Inſeratenſteuer, die Kautionsleiftung bejeitigte. An 
landesrechtlichen Borichriften blieben nur die für Kriegszeiten, 
für den Belagerungszuftand, für Aufruhr, für das Plafatwejen 
und über die Pflicht zur Abgabe von Freieremplaren an Biblio— 
thefen in Kraft. In Eljaß-Lothringen wurden noch einige be— 
jondere Borjchriften aufrecht erhalten. Das Preßgeſetz jtellt den 
Grundjag auf, daß eine Gntziehung der Befugnis zum jelb- 
Htändigen Betrieb irgend eines Preßgewerbes oder zur Heraus: 
gabe oder zum DBertrieb einer Druckſchrift weder durch eine 
Berwaltungsanordnung noch durch einen Nichteripruch erfolgen 
fann, jomweit nicht die Gewerbeordnung Ausnahmen trifit (jolche 
Bejchränfungen gelten für die Kolportage ujw.). Ferner darf 
daS Preßgewerbe durch die Einzelitaaten nicht mit bejondern 
Steuern (Zeitungs, Inſeratenſteuer) belegt werden. Um einen 
Mißbrauch der Preßfreiheit zu verhindern, iſt u. a. bejtimmt, daß 
jede Drucichrift Name und Wohnort des Drucers und, wenn 
te zur Verbreitung bejtimmt it, auch Name und Wohnort des 
Berlegers enthalten muß. Bei periodiſchen Drudichriften 
(Zeitungen und Zeitjchriften, die in monatlichen oder Ffürzeren, 
wenn auch unregelmäßigen Friiten erjcheinen) it auch der Name 
und Wohnort des verantwortlichen Redakteurs anzugeben. Gin 
Sreieremplar ist als „PBflichteremplar” von allen periodifchen 
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Drudichriften (außer jolchen, die nur der Wiſſenſchaft, Kunſt, 
dem Gewerbe oder der Induſtrie dienen) an die Polizeibehörde 
des Ausgabeorts abzuliefern. Für den Inhalt der periodijchen 
Drudichrift haftet der verantwortliche Redakteur ohne weiteres, 
wenn nicht bejondere Umjtände die Annahme jeiner Täterjchaft 
ausjchließen. Sit dies der Fall oder handelt es jich um eine 
nichtperiodijche Drucijchrift, jo wird der verantwortliche Redakteur, 
ver Verleger, der Drucder und endlich der Berbreiter in diejer 
Reihenfolge wegen Fahrläjjigkeit bejtraft. (Syſtem der jtufen- 
weiſen Berantmwortlichkeit, „belgiiches Syſtem“). Zu den Ber: 
hütungsmaßnahmen gegen Mißbrauch gehört ferner die Zu: 
läljigfeit einer vorläufigen polizeilichen Bejchlagnahme ohne 
richterliche Anordnung, ſie muß aber binnen 48 Stunden richter- 
lich bejtätigt werden. Schließlich jind gewiſſe Beröffentlichungen 
jtrafbar (3. B. der Anklagejchrift eines Strafprozejjes vor der 
mündlichen Verhandlung). Der Neichskanzler fann, wenn gegen 
eine ausländijche periodische Druckichrift wegen ihres jtrafbaren 
Snhalts binnen Jahresfriſt zweimal eine Verurteilung erfolgt tft, 
die fernere Verbreitung diejer Druckſchrift bi auf die Dauer 
von zwei Sahren verbieten. Zu Beröffentlichungen ijt der 
verantwortliche Redakteur einer periodiſchen Druckſchrift in zwei 
Fällen verpflichtet: einmal zur entgeltlichen Aufnahme amtlicher 
Bekanntmachungen (Bublilationszmwang) und jodann (unter 
Borausfegungen) zur Aufnahme von Berichtigungen (Berichti- 
gungszmwang, vergl. Berichtigungs-Baragraph). 

Preßvergehen (Preßdelikte), die mittels der Preſſe ver: 
übten jtrafbaren Sandlungen. Zu ihnen gehören die verjchtedenjten 
Vergehen. Sie unterliegen einer bejonderen Berjährung. Die 
Verjährung der Strafverfolgung tritt ſchon binnen jechs Monaten 
nach dem Tag der eriten Verbreitung ein. Die Zuftändigfeit der 
Schwurgerichte it in den „Örundrechten des deutjchen Volkes“ 
für alle Breßvergeben, die von Amtswegen verfolgt werden, 
niedergelegt. Trotz wiederholter Bejchlüffe des Neichstags hat 
die Neichsregierung ſich ſtets gemweigert, dieſen Grundſatz anzu— 
erkennen, und ſie geſtand nur zu, daß die Kompetenz der Schwur— 
gerichte für Preßvergehen in den Ländern, wo fie durch Landes— 
geiles bereits beitand (Bayern, Württemberg, Baden und Olden— 

urg) beibehalten werde. 

Vreſtige (eigentlich Gaulelei, Blendwerk), ganz bejonderes 
Anſehen. 

Preupen, im Mannesſtamm erbliche, konſtitutionelle Mo— 
narchie mit 348 354 qkm Flächeninhalt und 40 157 573 Einwohnern. 
— Verfaſſung feit 1850, jeither aber vielfach abgeändert. — Das 
preußiiche Parlament bejteht aus Herrenhaus und Abgeordneten: 
haus. Im Herrenhaus haben Sitz und Stimme die voll 
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jährigen Prinzen, 48 Vertreter des Adels mit erblicher Berech- 
tigung, 46 als Inhaber hoher preußiicher Landesämter und mit 
Allerhöchitem Bertrauen, 170 auf Präfentation bin berufene 
Mitglieder (Domtapitel, Provinzialgrafen, Verbände, Gejchlechter 
mit ausgebreitetem Familienbeſitz, Verbände des „alten und ge: 
feſtigten“ Großgrundbeliges (90), Univerjitäten (9) und von 48 
Städten); im Herrenhaus überwiegt demnach der Großgrund— 
bejiß. Das Ubgeordnetenhaus hat 443 Mitglieder. Ihre 
Wahl erfolgt jeweils auf 5 Jahre. Die Wahl it indirekt, die 
Stimmabgabe erfolgt öffentlich; die „Urwähler“, das jind die 
überhaupt wahlberechtigten Berjonen, wählen zuerit „Wahl: 
männer“, und erſt dieſe wählen im jelben öffentlichen Wahl: 
verfahren die Abgeordneten. Ferner ijt das preußifche Landtags 
wablrecht auf dem Dreiklaſſenwahlſyſtem (vergl. den Artikel 
„Dreiklaſſenwahlrecht“ aufgebaut, d.h. die Wähler ſind 
nach ihrer Steuerleiitung in drei Klafjen eingeteilt und wählen 
in diejen getrennt für jede Klaffe die Wahlmänner; da in der 
1. und 2. Klafje viel weniger Wähler vorhanden find als in 
der 3., jo bejigen die Höheren Steuerflafjen tatjächlich ein Mehr: 
Wahlrecht gegenüber der Mafje der Wähler in der 3. Klaſſe. 
Eine Reform des preußiichen Landtagswahlrechts iſt mehrmals 
verjucht worden, zum leßtenmal 1910. Mean ijt bejtrebt, wenig- 
tens die öffentliche Stimmabgabe und das indirekte Verfahren 
zu bejeitigen. Alle Berjuche jind aber bisher am Wideritand 
der Konjervativen im Abgeordneten: und Herrenhaus gejcheitert. 
(Bergl. den Artikel „Wahlrechtsreform in Preußen“) — Die 
Barteien neben den Konjervativen im Abgeordnetenhaus jind: 
Freikonſervative, Zentrum, Polen, Nationalliberale, Yortjchritt- 
liche Volkspartei und jeit der legten Landtagswahl auch einige 
Sozialdemokraten. — An der Spiße der GStaatsverwaltung 
ſtehen Staatsrat und StaatSminijterium Miniſterien 
gibt es für: Auswärtiges, Inneres, Finanzen, Kultus, Juſtiz, 
Krieg (zugleich fürs Reich), Handel, Landmwirtichaft, Dffentliche 
Arbeiten (befonders Gijenbahnen). — Die 12 preußilchen Pro- 
vinzen unterjtehen Oberpräjidenten, denen der Provinzial: 
rat, das Provinzial-Schultollegium, Medizinalfollegum und Die 
Provinzial-Steuerdirektion beigegeben jind. Als Organ des wei: 
teren Rommunalverbands beſtehen VBrovinziallandtag und 
Provinzialausjchuß, an ihrer Spitze der Landesdireftor. Die 
Provinzen jind in Negierungsbezirte eingeteilt, an der Spibe der 
Regierungen stehen Negierungspräfidenten, denen die ſo— 
genannte Bräjtdialabteilung direkt unteritellt iſt; daneben be- 
ſtehen Abteilungen für Schulwejen, für direkte Steuern, Domänen 
und Foriten; der Bezirksausſchuß aus Bezirksangehörigen übt 
verwaltungsgerichtliche Funktionen aus, Die hohenzollern— 
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ihen Lande bilden einen bejonderen Regierungsbezirf und 
unterjtehen dem zujtändigen Mintjter; jie gehören zu feiner 
Provinz und bilden einen Landestommunalverband, dejien Ver: 
tretung der Kommunallandtag it, in dem die Fürjten von 
Hohenzollern, Füritenberg, Thurn und Taris (die beiden letzten 
haben zujammen 1 Stimme), je 1 Abgeordneter der Städte Sig— 
maringen und Hechingen und 12 der übrigen Städte und Land: 
gemeinden (3 für jeden der 4 Oberamtsbezirke) Sit und Stimme 
haben. — Die untere Bezirksverwaltung und zugleich Selbit- 
verwaltung liegt in den Kreijen, deren Organe find: Land- 
rat, Kreistag und Kreisausichuß. Der Landrat ijt zugleich 
Funktionär des Staats und als Vorjigender des Kreistags und 
Kreisausjchujfes Organ der GSelbitverwaltung. Der Kreis: 
ausichuß iſt zugleich unterjte Inſtanz im Verwaltungsgerichts- 
wejen. Sn Hohenzollern jind die unteren Berwaltungsbehörden 
die Dberämter mit dem Dberamtmann an der Spige. — Die 
Gemeindeverwaltung wird in den Städten vom Magtitrat 
(DOrtsbehörde, Grekutive) und von der Stadtverordneten-= 
verjammlung (Überwachung der Verwaltung) ausgeübt. 

Breußiſche Bentral-Genoffenfhaftskafe Preußenkaſſe), 
eine Geld- und Kreditanſtalt für die Erwerbs: und Wirtſchafts— 
genojjenjchaften, die 1895 vom Staate errichtet wurde, Deren 
Betriebsfapital — im ganzen bis jegt 50 Mill. ME. — vom Staate 
aufgebracht wird, und die unter Leitung und Aufficht des Staates 
ſteht. Die Kafje bildet jedoch eine jelbjtändige Anjtalt mit 
eigener Nechtsfähigkeit. Sie hat die Aufgabe, den Perjonaltredit 
der genojjenjchaftlich zufammengejchlojjenen unteren und mittleren 
Klafjen zu erträglichen Bedingungen zu fördern und zu unter: 
ſtützen. Sie vermittelt den Geldverfehr der preußiichen Genoſſen— 
chaften untereinander und mit dem allgemeinen Geldmarkt, be— 
friedigt die Kapitalbedürfnilfe der einen Genojjenjchaften durch 
die Überjchüffe der andern oder jorgt für deren jonftige nutz— 
bringende Anlage. Sie hat auch günitig auf die Gejchäftsführung 
der einzelnen Genojjenjchaften eingemirft. 

Prenupifh-beffifide Eifendahngemeinfhaft, ſ. Eiſenbahnen. 

Primas, der Grite, Bornehmite, Titel der angejebeniten 
Erzbiſchöfe mit gemiljen Jurisdiktions- und Ghrenvorrechten. 
Ye der fatholifchen Kirche haben den Titel der Erzbilchof von 
Gneſen (Rolen), Salzburg, Prag. Nur der Erzbilchof von Gran 
(Ungarn) übt Primatialvechte aus. In England iſt der Erz 
bifchof von Ganterbury Primas von ganz Gngland mit Wales, 
der von York Primas von England. 

Primat, die oberjte Kirchengemwalt, die nach der katholiſchen 
Lehre Ehriltus dem Apoſtel Petrus als Statthalter auf Erden über: 
tragen hat, und die den Bäpften als den Nachfolgern Betri zufteht. 
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Primogenitur, Gritgeburtsrecht, die Erbfolge nach Grit: 
geburt. Sie gilt in ſämtlichen Monarchien, und zwar als Lineal: 
primogenitur, da h. nicht nur der Grjtgeborene, jondern auch 
feine Linie erbt vor den Nachgeborenen und deren Linien. 

Primus inter pares, der Erſte unter Gleichen, wird von 
der Stellung des deutichen Katjers gebraucht. 

Prinzeffinnenftener, die Steuer, die die Untertanen bei 
Heirat einer Tochter des landesherrlichen Hauſes zur Bejchaffung 
der Ausjteuer zu bezahlen haben. Die Prinzeſſinnenſteuer wurde 
in Mecklenburg bei der Berheiratung des deutſchen Kronprinzen 
mit der Prinzefitin Gäcilie noch von den Ständen bezahlt. 

Priorität, (zeitliches oder rechtliches) Zuvorfommen, Vor— 
rang, Vorzug. Über Prioritäten (Prioritätsaktien und Priv: 
ritätsobligationen) vergl. Aktiengejellichaft. 

Briſe, jede Seefriegsbeute. Im Seefrieg unterliegt im Gegen: 
ſatz zum Landfrieg nicht nur das Gigentum des feindlichen 
Staats, jondern auch feindliches Brivateigentum dem 
Seebeutes oder Prifenrecht. Ebenſo unteritehen dem Prijenrecht 
Neutrale bei Berlegung der Neutralität. Die Beute wird erit 
dann eine jogenannte gute Priſe und geht in das volle Eigen: 
tum des Srbeuters über, wenn durch den Spruch eines Priſen— 
gerichts die Bejchlagnahme für völferrechtsmäßig erklärt tft. Die 
zweite Haager Friedenstonferenz hat die Errichtung eines inter- 
nationalen Brijengerichtshofs als Berufungsinftanz bejchlofien. Im 
Sahr 1910 unterzeichneten die Mächte eine auf Grund diejes Be- 
Ichlufles getroffene Konvention. Der Gerichtshof joll aus 15 Richtern 
beitehen, von denen 8 von den 8 Großmächten ernannt werden. 

»Pristaw (ruſſ.), Aufſeher, Bolizeibeamter. 

Privatdeamtendewegung (RBrivatbeamtenverficherung). Die 
Schicht der Brivatbeamten oder der „neue Mitteljtand“ (ſ. d.) iſt weder 
gegenüber den Arbeitern noch gegenüber dem jelbjtändigen Mittel- 
ſtand feit abgegrenzt, und es findet zwischen diejfen Berufsgruppen 
ein beitändiges Hin- und Herfließen jtatt. Die Sauptbejtandteile 
der Privatangejtellten bilden die Sandlungsgebhilfen und Die tech- 
nilchen AUngeitellten, dazu kommen die Bureauangejitellten aller Urt, 
die Angehörigen der freien Berufe, die landmwirtichaftlichen Güter: 
beamten ujf. Bei der Berufszählung von 1907 zählte man rund 
1600000 erwerbstätige Brivatangejitellte gegen 850000 im Jahr 
1895. Bon diejen jind etwa 780000 organiſiert, und zwar in 
Handlungsgehilfenorganilationen (ſ. d.) 526000, in Techniferver- 
bänden (j. d.) 115 000, in Verbänden der Bureaubeamten 19000, in 
landwirtichaftlichen 20000, in Verbänden der freien Berufe (Ber: 
ficherungsbeamte, Redakteure, Apotheker uff.) rund 100000. Ent- 
Iprechend ihrer großen Zeriplitterung in jehr verjchiedenartige 
Berufszweige nach VBorbildung und Einkommen ijt die jozial- 
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politiiche Bewegung der Privatangejtellten bisher nicht einheitlich 
gewejen. Am frühejten errangen jtch die Sandlungsgehilfen geſetz— 
lichen Schuß und Fürjorge, und die übrigen Brivatangejtellten 
fämpfen noch um Gleichitellung mit diejen. Erjt unter dem Ein- 
fluß eines öjterreichifchen Gejeges zur Penjtonsverjicherung der 
Privatangeitellten entjtand 1901 in Deutjchland eine Bewegung, 
die jämtliche Privatangejtelltenorganijationen umfaßte, und die 
auf eine Penjionsverjicherung der Angeitellten und der Hinter: 
bliebenen gerichtet it. Sie ijt geleitet von dem „Hauptausjchuß 
für ſtaatliche Penſions- und Hinterbliebenenverficherung für Privat: 
angejtellte”, der durch Organiſation der Angeftellten in jogenannten 
„reiten Vereinigungen”, Bearbeitung der Regierung, Parlamente 
und Öffentlichkeit, Enqueten uff. für die Idee der Privatangeſtellten 
wirkte. Über den Weg waren jich die Berbände allerdings nicht 
einig. Die einen wollten einen „Ausbau der Reichsinvaliden- 
verjicherung“, d.h. Löfung der Angeitelltenverjicherung durch Auf- 
ſetzen einiger weiterer Gehaltsklajjen auf die der Reichsinvaliden- 
verjicherung, die andern eine „Sonderkafje“, d. h. Schaffung einer 
bejonderen Berjicherung, die nur Privatangeftellte umfabt. Der 
Streit zwijchen beiden Richtungen führte 1910 zu einer Spaltung 
der Privatangejftellten. Die Anhänger des „Ausbaus“ gründeten 
eine eigene Organifation, die „Freie Vereinigung für joziale Ver: 
jiherung der PBrivatangeftellten”. Im Mat 1911 wurde dem 
Reichstag ein Entwurf über die Benjtonsverjicherung der Privat: 
angejftellten vorgelegt, der mit einer Ausnahme (Zulaffung jog. 
Erſatzkaſſen) einem einige Monate vorher veröffentlichten Vor: 
entwurf entjpricht. Der Entwurf jchlägt die Verficherung ſämt— 
licher Privatbeamten mit einem Ginfommen bis zu 5000 ME. 
vom vollendeten 16. Jahre ab vor, und zwar für den Fall der 
Berufsunfäbhigfeit, des Alters ſowie zugunjten der Witwen 
und Waijfen. Es werden nach der Höhe des Jahresverdienſtes 
neun Gehaltsklaſſen gebildet mit folgenden Monatsbeiträgen: 
1,60 Mk. 320 Mk. 4,80 Mk. 6,80 ME., 9,60 ME., 13,20 ME., 
16,60 ME., 20 ME. und 26,60 ME. NUrbeitgeber und — 
ſollen je zur Hälfte dieſe Beträge aufbringen. Dafür ſollen die 
Angeſtellten erhalten: Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten. Ruhe— 
geld erhält der Verſicherte mit der Vollendung des 65. Lebens— 
jahres, ferner bei Herabſetzung der Arbeitsfähigkeit auf weniger 
als die Hälfte der normalen, ferner wer 26 Wochen ununter— 
brochen berufsunfähig geweſen iſt, für die weitere Dauer der 
Berufsunfähigkeit. Hinterbliebenenrente erhalten die Witwen 
nach dem Tod des Mannes, nach dem Tode des verſicherten 
Vaters die ehelichen Kinder unter 18 Jahren und nach dem Tod 
einer Verſicherten ihre vaterlofen Kinder (auch uneheliche) unter 
18 Jahren. Die Wartezeit dauert beim NRubegeld fir männliche 


a ee ie A] 


— —⸗ 





Privatfürſtenrecht — Produktion 413 
Verſicherte 120, für weibliche 60 Beitragsmonate, bei der Hinter— 
bliebenenrente 120 Beitragsmonate. Das Ruhegeld beträgt nach 
Ablauf der 120 Beitragsmonate ein Viertel des Wertes der in 
diefer Zeit entrichteten Beiträge und ein Achtel des Wertes der 
übrigen Beiträge, bei den weiblichen Berficherten nach Ablauf 
von 60 oder vor der Bollendung von 120 Beitragsmonaten ein 
Viertel des Wertes der in den erjten 60 Monaten entrichteten 
Beiträge. Die Witwen: und Witwerrente beträgt zwei Fünftel 
des Ruhegeldes, das der Grnährer bezog oder bei Berufsunfähig- 
feit bezogen hätte, die Waifen erhalten je ein Fünftel, die Doppel- 
wailen je ein Drittel der Witwenrente. — Die Berficherung ſoll 
in einer Sonderkaſſe erfolgen, doch jollen die Privatangeftellten, 
die der Neichsinvalidenverficherung unterjtehen, in Diejer ver: 
bleiben (Doppelverjicherung). ntgegen dem Borentwurf läßt 
der dem Neichstag übergebene Entwurf „Erſatzkaſſen“, die vor 
Verkündigung des Gejeges errichtet find, unter gewiſſen Be— 
dingungen (Öleichwertigfeit der Leitungen 2c.) zu. Die vom Ent- 
wurf vorgejchlagene Sonderfajje befämpfen außer der erwähnten 
„Freien Bereinigung für joziale Berficherung der Brivatangeitellten“ 
die meijten DOrganijationen der Unternehmer, die Handelskam— 
mern 2c. Mit dem Bankbeamtenverein und dem Deutjchen Brivat- 
beamtenverein haben dieje Unternehmerorganifationen eine „Arbeits- 
zentrale für die Brivatbeamtenverjicherung“ gegründet, die einen 
Gegengejegentwurf ausarbeiten will. 

»Privaffürftenredt, das bejondere Familien- und Erbrecht 
der landesherrlichen und der mediatijierten Häuſer, daS auf 
Hausgejet beruht. 

Privafpoften, Anitalten zur gewerbsmäßigen Beförderung 
von Poſtſendungen, jomweit jie nicht dem Poſtzwang unterliegen. 
Bor dem Gejeg vom 20. Dezember 1899 bejtanden in den größern 
Städten zahlreiche Brivatpojten zur Beförderung von Ortsbriefen. 
Ihre wachjende Bedeutung wurde der Anlaß, auch für die Ort3- 
briefe den Poſtzwang einzuführen unter gleichzeitiger Grmäßigung 
der Örtlichen Tarife der Staatspoiten. Die bejtehenden Privat- 
pojten wurden vom Neich entichädigt. 

Privileg, Bor: und Sonderrecht einer Perjon oder einer 
ganzen Klajje. Die Privilegien jind als unvereinbar mit der 
Ss der Nechtsgleichheit im modernen Staat großenteil3 ab— 
geichafft. 

Brobationsſyſtem, gleich bedingte Verurteilung (ſ. d.). 

Froduktenbörfe, vergl. Börie. 

Frodußkfion, im volfSwirtichaftlichen Sinn die Erzeugung 
wirtichaftlicher Güter durch menjchliche Arbeit. Um die Natur- 
ſtoffe zur menschlichen Bedürfnisbefriedigung tauglich zu machen, 
bedarf es der menschlichen Arbeitskraft. Natur und Arbeit jind 
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daher die beiden Broduftionsfaftoren. Gewöhnlich wird 
al3 dritter Produftionsfattor das Kapital bezeichnet, d. h. Hilfs- 
mittel der Produktion, wie Werkzeuge, Majchinen, Geräte ujw. 
Aber dieje jegen jelbjt wieder die Produktion voraus. Pro— 
duftionsfojten find die jämtlichen Aufwendungen bei Her— 
jtellung eines Guts. Produftionsfrijen find jene wirt- 
Ichaftlichen Krijen, die durch Überproduftion entitehen. Produf- 
tionsjteuern, ſ. Aufwanditeuern. 

Produktivität der Arbeit, die Größe der wirtichaftlichen 
Zeijtungsfähigfeit, die jich bemißt nach der Qualität und Quantität 
der Erzeugnijje. — Broduftivfapital, das Kapital, das im 
Gegenjat zum Verbrauchsfapital der Gütererzeugung dient. 

Programm, öffentliche jchriftliche Befanntmachung; im poli- 
tiichen Leben die politifchen Grundjäge und Ziele einer Partei, 
eines Minijteriums, einer Zeitung ujf. 

Progreß, Fortichritt; Progreſſion, fortichreitende Steige- 
rung, vergl. Einfommenjteuer. — Progreſſiſten, Fortichrittler, 
der Name für fortjchrittliche Parteien in verjchiedenen Ländern, 
in Frankreich die gemäßigten NRepublifaner. Sie haben jich 1911 
gejpalten. Gtwa 30 Deputierte haben eine neue Partei, Die 
„Union Républicaine“, gebildet, während in der Progrejjtiten- 
partei noch etwa 40 mit der „Action liberale“ (Klerifalen) ſym— 
pathijierende Abgeordnete blieben. In Spanien jind Progrejjiiten 
die Radifalen im Gegenjag zu den „Moderados“, den Ge- 
mäßigten. In Nordamerita bejteht eine „progrejjiv-repus= 
blifanijche Liga“, die durch Referendum, Volksinitiative 2c. dem 
Volke die volle Herrjchaft über die Negierungsgewalt jichern will. 

»Prohibition, Verhinderung, Verbot, bejonders Einfuhrverbot. 
— Brohibitionijten, Anhänger des Prohibitivjyitems (j. d.). 
In den Vereinigten Staaten von Nordamerila beißen Prohibi- 
tioniften auch diejenigen, die die Erzeugung und den Berlauf 
alkoholiſcher Getränke durch die jtaatliche Gejeßgebung unter: 
drücen wollen. Vergl. Unttalloholismus. 

Frohibitiv, hindernd. Prohibitivſyſtem, ein handels— 
politifches Syitem, durch das die Einfuhr gewiljer ausländijcher 
Waren durch jehr hohe Zölle (Prohibitivzölle) oder direkte Ver— 
bote exjchwert, bezw. unmöglich gemacht wird (ſ. auch Einfuhr: 
verbote). 

»roflamation, öffentliche Belanntmachung, Aufruf an ein 
Boll, an ein Heer. Während ich die Prollamation N an 
eine Maffe wendet und demgemäß volkstümlich gehalten it, bat 
das Manifeſt diplomatischen Gharalter. 

Proßurator, Sachverwalter. In Frankreich Staatsprofurator 
jo viel wie Staatsanwalt, in Öjterreich Genevalproturator der 
öffentliche Antläger beim oberjten Gericht und Kaſſationshof. 
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»rofetariat (von proles, Nachlommenjchaft). Proletarier find 
jene Leute, die zwar den Lebensunterhalt für ſich erwerben, aljo 
nicht der Armenpflege zur Laſt fallen, die aber nur das zum 
Leben Nötigite erwerben, und deren wirtjchaftliche Eriftenz aljo 
unſicher und gefährdet ift. Ihre Gejamtheit heißt das Prole- 
tariat. Bergl. auch Marrismus. 

Prolongationsgefhäft, ſ. Börjengeichäfte. 

Fromufgieren, öffentlich befanntmachen, vor allem ein Geſetz. 
Bromulgation, die öffentliche Befanntgabe eines Geſetzes. 

Fronunziamento, Aufforderung zum Aufſtande, öffentliche 
Kundgebung gegen die Negierung, ausgehend von Führern der 
bewaffneten Macht, im politiichen Leben auch eine Demonjtration 
gegen einen Staatsmann ꝛc. 

Propaganda, Anitalt zur Verbreitung gemiljer Lehren, Mei- 
nungen 2c., insbejondere Bildungsanftalt für Miſſionare; Pro- 
paganda machen, propagieren, für feine Anfichten und 
Grundſätze Anhänger zu gewinnen juchen. — Congregatio car- 
dinalium de propaganda fide, Kardinalsfongregation zur Ver— 
breitung des Glaubens, der alle kirchlichen Behörden unteritehen, 
die der Ausbreitung des fatholiichen Glaubens unter den Heiden 
und Nichtlatholiten in den Miſſionsgebieten dienen. 

Propaganda der Tat, vergl. Unarchismus. 

»Propinafionsrehte, obrigkeitliche Gewerberechte (jura do- 
miniealia), die jich in einzelnen öſterreichiſchen Kronländern er- 
halten haben, aber neuerdings aufgehoben wurden. Zu diejem 
Zwed wurde aus den Abgaben derer, die in den nächjten 20 Jahren 
Bropinationsgetränte erzeugen, ein jogenannter Bropinationsfonds 
gebildet, aus dem die Entjichädigung bezahlt wird. 

»>roporfionalfyftem, Proporz, VBerhältniswahl (I. d.). 

Prorogation, Verlängerung, Aufjchub, Bertagung, z. B. einer 
Barlamentsjejiton. 

Broſelyt („Untömmling”), jeder, der von einer Partei, einer 
Religionsgemeinjchaft zu einer andern Übertritt. Brojelyten- 
macherei, das aufdringliche Bejtreben, Anhänger einer andern 
Barteirichtung zu ſich herüberzuziehen. 

Broſkribieren, ächten, verbannen; Brojfription, Schtung, 
Verbannung. 

»Froftitufion, gewerbsmäßig betriebene Unzucht. Gegen die 
Schädigungen der Broititution auf jittlichem, wirtjchaftlichem und 
gejundheitlichem Gebiet werden verjchiedene Wege der Befämp- 
fung vorgejchlagen und begangen. Man unterjcheidet die Re— 
glementierung, die Kajernierung, die jozialpäda-= 
gogiichen Beitrebungen und den AbolitionismuS. 
Bei der Neglementierung, die aus Frankreich jtammt, werden die 
Projtituierten in Liſten eingetragen, „injtribiert“, und haben 
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jich einer regelmäßigen ärztlichen und polizeilichen Unterjuchung, 
„Kontrolle“, zu unterziehen. Erweiſen jte jich dabei als krank, 
jo werden jte zur Behandlung und Heilung einem Kranfenhaus 
übermwiejen. Dazu treten zum Teil jehr ftrenge jittenpolizeiliche 
Vorichriften über Wohnungen der Dirnen, ihr Auftreten auf 
Straßen, in öffentlichen Lokalen uff. Die Erfolge der Regle- 
mentierung jind jehr gering, vor allem verhindert jie nicht eine 
jtarfe Verbreitung der gefährlichen „geheimen Projtitution“. Die 
Kajernierung ijt in zweierlei Form möglich: entweder find Die 
Brojtituierten in Häujern (Bordellen, Toleranzhäujern) unter- 
gebracht und werden unter polizeilicher Kontrolle von Wirten ge— 
halten (Bordelliyitem), oder e3 jind ihnen bejtimmte Straßen zur 
Wohnung zugemwiejen, jo daß jte ihre Unabhängigkeit, bejonders 
von den Bordellwirten, wahren. Die geheime Projtitution ver- 
hindert auch die Kajernierung nicht. Die joztalpädagogijchen 
Bejtrebungen betrachten die Projtitution vor allem als jozial- 
ethiiches Problem und juchen durch Bejjerung der Wohnungen 
(Schlafgängerwejen!), der Lohnverhältnijje, Fürjorgeerziehung, 
Belehrung, Belämpfung des Altoholismus ujw. die Projtitution 
einzudämmen. Dieje Bejtrebungen verfolgt auch die „Deutjche 
Geſellſchaft zur Belämpfung der Geſchlechtskrank— 
heiten“, entjtanden aus der deutjchen Abteilung der auf der 
Brüfjeler internationalen Konferenz zur Bekämpfung der Ge- 
ſchlechtskrankheiten gegründeten „ Société internationale de pro- 
phylaxie sanitaire et morale,“ "Die abolittoniftiichen Auffaſſungen 
zuneigt. Die deutjche Gejellichaft dagegen jegt jich vor allem 
praftiiche Reformaufgaben: die Bekämpfung der PBrojtitution auf 
dem Wege erprobter und verjtändig durchgeführter Polizeimaß- 
nahmen Hand in Hand mit jozialen Reformen. Über „Aboli- 
tionismus”“ vergl. Ubolitioniftijche Föderation. 

Brotegieren, bejchügen, begünjtigen. PBroteftion, Be 
günftigung, Schuß; a Protektions— 
———— Schubollſyſtem Brotektioniit, Anhänger des 
Schußzoll 

Vrotehtor, Beichüger; Proteftorat, Schußgherrichaft, 
Dberherrichaft eines Staates (des juzeränen) über einen andern 
(Vajallenjtaat). Der juzeräne Staat vertritt den Vajallenjtaat 
nach Außen, überwacht ihn im Innern, gewährt ihm aber dafür 
einen Schuß. 

Proteftantenverein, Deutjcher, gegründet 1865, verfolgt auf 
dem Boden der evangelifchen Religion eine Erneuerung Des kirch⸗ 
lichen Lebens im Geiſte evangeliſcher Freiheit und in Überein— 
ſtimmung mit der kulturellen Entwicklung. Er bekämpft u.a. die 
Bevormundung der Kirche durch den Staat, die Hierarchie und 
den Dogmatismus in der protejtantijchen Kirche die Beſchränkung 








Br oteftantismus - - Bunktation 417 


der Gemwiljensfreibeit auf Kanzel und Katheder, den Ultvamontanis- 
mus. Die Vertretung des Gejamtvereins tft der Brotejtanten- 
tag. Mit dem Protejtantenverein jind verbunden der nieder: 
ländiiche Protejtantenbund und der Schweizeriiche Verein für 
freies Chriſtentum. 

Proteftanfismus, die Bezeichnung für die bei der Nefor- 
mation jich abzmweigenden Kirchen, die die Firchliche Lehre wieder 
in der uriprünglichen Neinheit beritellen wollten. Es bildeten jich 
die lutheriſche (ſ. d.) und die reformierte (ſ. d.) Kirche, und auch 
außerhalb diejer beiden entſtanden verjchiedene Abzweigungen. 

»Profeftler nennt man verjchiedene Parteien: Bolen, Welfen, 
Dünen und Elſaß-Lothringer, die gegen die Unnerionen Polens, 
Hannovers, Nordjchleswigs und Eljaß-Lothringens durch Preußen 
bezw. das Neich protejtieren. Die Bezeichnung Protejtler führte 
jpeziell die Partei, die die Einverleibung dev NeichSlande nicht 
anerkannte (]. Stjälfer). Heute nennt man die Elſaß-Lothringiſche 
Ntationalpartei jo (vergl. Nationalijten). 

Brotonotar, Ghrentitel für hohe katholiſche Geiftliche; Die 
apoftolijchen Protonotarien, jieben hohe Geiftliche, bilden 
ein Kollegium, das im Kirchenjtaat alle die Kirche betreffenden 
Akte bejorgen und dem Bapit auch außerhalb Noms folgen muß. 

Frovenienz, Herkunft, Brovenienzen, Waren bejtimmter 
Herkunft, die eine Ddifferentielle Zollbehandlung erfahren (ſiehe 
Differentialzölle). 

Froviforium, vorläufiger Zultand. 

Provokation, Herausforderung, Aufforderung zur Klage: 
erhebung. Vergl. auch Ablöjung. — Provozieren, herausfordern. 

>feudo-Ifidorifdie Dekretalen, eine Sammlung gefäljchter 
Papitdekrete, die um die Mitte des 9. Jahrhunderts entitanden 
it, und die den Zweck hatte, ſowohl die bijchöfliche Gewalt gegen 
ven jtaatlichen Ginfluß zu steigern als auch den päpitlichen 
Brimat zu ſtärken. Die pjeudosijidorifchen Dekretalen haben die 
Rechtsentwicklung der Kirche entjcheidend beeinflußt. 

Rublikation, Veröffentlichung, Verkündigung. 

Fublikafionszwang, j. Preßfreiheit. 

Publizität, Öffentlichkeit. Bublizitätsprinzip, der Grund- 
ſatz, bejtimmte Rechtsvorgänge durch Bekanntmachungen oder Durch 
a in öffentliche Regiſter weitern Kreijen mitzuteilen. 

Rufferſtaat, ein £leiner Staat, der, zwiichen zwei vivalijie- 
renden Staaten gelegen, deren unmittelbare Reibung abjchwächt 
und jo einen Zulammenftoß verhindern ſoll. Die Rolle eines 
Pufferſtaats zwiſchen England und Rußland in Aſien hat Afgha— 
niſtan. 

Ruunktation, vorläufige Feſtlegung der Hauptpunkte eines 
Vertrags, dann auch ein Vorvertrag. 

Polit. Konverjationg-Lerifon. 27 
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Puritaner, die entjchiedenjte Richtung der Presbyterianiſchen 
Kirche, die die Kirche in der Reinheit (purus, rein) des göttlichen 
Worts wiederheritellen wollte. Ste vertraten völlige Freiheit der 
Kirche vom Staate, befämpften die bijchöfliche Verfaſſung der 
anglifanifchen Hochkirche und das fönigliche Supremat und 
zeichneten jich durch ihre jittlich -veligiöfe Strenge und ihren 
fanatiſchen Eifer aus. 

Futfd, ein Handjtreich, ein plöglicher kurzer Aufitand. 


Q. 


ae per Bund von vier Staaten. 
uai d’Orsay, ein Pariſer Kai auf den linken Ufer der Seine. 
Dort befindet jich das Minijterium des Auswärtigen, zu dejjen 
Bezeichnung häufig der Ausdrud Quai d’Orsay gebraucht wird. 

Quäker, eine protejtantiiche Sekte vornehmlich in England 
und Nordamerifa. Sie geht davon aus, daß ein inneres göttliches 
Licht über jeden zu jeiner Zeit fommt. In ihren Gottesdienjten, 
die ohne Liturgie und Salramente waren, warteten jie auf die 
innere Grleuchtung eines Gemeindeglieds, das Gottes Wort ver: 
kündigt. Daher bejigen jie feinen geijtlichen Stand, doch werden 
jeßt bejtimmte Berjonen mit Predigen beauftragt, und in Amerika 
find auch Prediger angeitellt.e Die Quäker find von größter 
Einfachheit, halten jich allen weltlichen Zeritreuungen fern, leijten 
feinen Eid, feinen Kriegsdienit ujw. Ihre Verfaſſung ift durch- 
aus Ddemofratiich. 1822 zweigte jich von ihnen unter Glias 
Hicks eine rationaliſtiſche Richtung ab. 

Qnalifizierte Mehrheit, ſ. Majorität. 

Quarantäne (Rontumaz), wörtlich) ein Zeitraum von 
40 Tagen, die man zur Beobachtung jeuchenverdächtiger Per— 
jonen für notwendig bielt. In Quarantäneanitalten werden 
PBerjonen oder Tiere, die aus einer jeuchenverdächtigen Gegend 
fommen, ijoliert und unter Beobachtung geftellt, doch it heute 
die Überwachungsfrift ganz bedeutend (bis zu 3 Tagen) berab- 
gejeßt. Da der Wert der Quarantäne jehr bejtritten it, auch 
meilt in gar feinem Verhältnis zur Erſchwerung des Verkehrs 
und Handels jteht, jo wird die Quarantäne immer mehr ein- 
geichräntt. Gegen Ginjchleppung von Biebjeuchen auf dem See— 
weg beiteht im Deutjchen Neich eine Anzahl von Seequarantäne: 
anjtalten. Eine Quarantäne für Perfonen kennt die Neichsgejeß- 
gebung nur für kranktheitsverdächtige oder erkrankte Perſonen, 
die obdachlos oder ohne feſten Wohnſitz find oder berufs- oder 
gewohnheitsmäßig herumziehen. Bei allen andern Berjonen tft nur 
ärztliche Beobachtung ohne Bejchräntung des Aufenthalts zuläflig. 








Quäſtoren — Quote 419 


— — —— U —— — — 


Quäſtoren, im alten Nom Verwalter Der Stantstaffe, heute 
im Reichstag und im preußifchen Abgeordnetenhaus die vom 
Präfidenten ernannten zwei Abgeordneten, die das Kaſſenweſen 
zu verwalten haben. Auch in der franzöſiſchen Nationalver— 
ſammlung bießen die drei Mitglieder einer Kommiſſion, die das 
Nechnungsweien jowie die Sieherheit und Ordnung der Ver— 
ſammlung zu überwachen hatten, Quäftoren. 

Quinquennat (von quinquennium, ein Zeitraum von fünf 
Jahren), die gelegliche Feitlegung einer Heeres- oder Ylotten- 
verjtärtung auf fünf Jahre Das legte vom Neichstag bemilligte 
Quinquennat jieht eine Erhöhung der Friedenspräjenzitärte in 
der Weile vor, daß im Jahr 1915 die Zahl von 515321 Ge- 
meinen, Gefreiten und Obergefreiten erreicht wird und in Diejer 
Höhe bis zum 31. März 1916 beftehen bleibt. Daran find be- 
teiligt Preußen (und die unter feiner Militärverwaltung jtehenden 
Kontingente) mit 399026, Bayern mit 57133, Sachjen mit 38911 
und Württemberg mit 20251 Mann. Die bisherige Präſenzſtärke 
betrug 504446. Am Schluß des Rechnungsjahrs 1915 ſollen be— 
jtehen 634 Bataillone, 570 Estadrons, 592 Batterien, 48 Batail- 
lone Fußartillerie, 29 Pionierbataillone, 17 Bataillone der Ver— 
fehrstruppen, 23 des Trains. Die Ausgaben für das Quin— 
quennat jind veranschlagt auf 21,813 Mill. ME. an fortdauernden 
und 82,4 Mill. ME. an einmaligen Ausgaben. 

Quirinal, einer der jieben Hügel des alten Rom. Heute be- 
findet jich auf dem Duirinal die Reſidenz des Königs von Ftalten, 
daher Quirinal auch jo viel wie italienische Staatsregierung. 

Quittungsftener, eine Berfehrsiteuer, die für Ausitellung 
von Quittungen, meijt in Stempelform, erhoben wird. Ihre 
Einführung in Deutjchland wurde wiederholt von der Regierung 
vorgeichlagen, der legte gleichfalls gejcheiterte Berjuch war bei der 
Reichsfinanzreform des Jahres 1906. Dagegen beitehen in Diter- 
reich, England, Frankreich Quittungsitempel. 

Quorum (engl. lat.), die gejeglich bejtinmte Zahl von Mit- 
gliedern, die zur Bejchlußfähigkeit des Barlaments notwendig ilt. 
Im deutjchen Neichstag ijt die Hälfte aller Mitglieder, alfo 199, 
zur Beſchlußfähigkeit erforderlich. 

Quote, Bruchteil, Anteil, der bei Abrechnungen, Abgaben 
auf den Einzelnen entfällt. Duotijieren, den Anteil des Ein- 
zelnen feitjegen. Duotijierung, im Steuerwejen die gejeß- 
liche Beitimmung, daß die Bolfsvertretung für jede Budgetperiode 
die Höhe des zu erhebenden Steuerfages je nach dem Steuer: 
bedarf feitiegt. Duotitätsfteuern find diejenigen Steuern, 
bei denen ein bejtimmter Steuerjag (meift in Brozenten ausge- 
drüct) für jeden Steuerpflichtigen je nach feinen Einkommens— 
oder jonitigen Berhältnifien fejtgejfegt wird. Die Anlegung des 
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Steuerjages auf alle Steuerpflichtigen ergibt die Gejamtiteuer- 
jumme. &3 wird aljo bei dem einzelnen Steuerpflichtigen ange- 
fangen und nach oben, zur Steuerfumme, vorgegangen. Im 
Gegenjag zum Quotitätsſyſtem jtehen die Repartitiong- 
jteuern (Ümlegungs-, Kontingentierungsiteuern). 
Hier wird zuerjt die Steuerjumme, die aufgebracht werden muß, 
feitgejegt (fontingentiert), und dieſe Summe wird auf die ein- 
zelnen Steuerpflichtigen nach feititehenden Grundjägen umgelegt 
(repartiert). 


R. 


Babaftfparvereine, Bereinigungen des Detailhandels, deren 
Mitglieder den barzahlenden Käufern PBreisermäßigungen, Rabatte 
(gewöhnlich 5 °/) gewähren, und zwar in der Weije, daß jie ihnen 
beim Einkauf Marken verabfolgen, die bei einer gewiſſen Gejamt- 
jumme von der Bereinigung eingelöjt werden. Der Zweck it, 
einmal das faufende Publikum zur Barzahlung zu erziehen, ſo— 
dann den Umjat durch Gewährung des Rabatts zu jteigern und 
jo den Kleinen und mittleren Handel mit den Warenhäujern und 
Konjumvereinen mwettbewerbsfähig zu machen. Der größte Teil 
der Nabattjparvereine, die jtch jehr vajch verbreitet haben, ijt im 
Berband der Nabattjparvereine Deutjchlands zuſammengeſchloſſen. 

Radikalismus, jolche Nichtungen in der Wiljenjchaft, in der 
Bolitif und im Leben, die im Forjchen und Handeln einen Grund- 
ja rückſichtslos, bis in jeine äußerſten Konjequenzen, „bis zur 
Wurzel“ (radix) verfolgen und durchzuführen juchen, ohne an 
— — anzuknüpfen oder dem Gegner Zugeſtändniſſe zu 
machen. 

Radizierte Gewerbe, Gewerbe, bei denen die — vererbliche 
und veräußerliche — Berechtigung zum Betrieb untrennbar an 
den Beſitz eines Grundſtücks geknüpft iſt. 

Raiffeiſenvereine, landwirtſchaftliche Darlehenskaſſenvereine 
(ſ. Darlehenskaſſen), genannt nach dem Gründer Fr. W. Raiffeiſen. 

Ralliierte (Ralliss „Wiedervereinigte“), die Bartei dev Mo— 
narchiſten in Frankreich, die ſich mit der Republik ausgeſöhnt 
haben. 

Ras, abeſſiniſche Generalgouverneure. 

Basköfniken (ruſſ.) Abtrünnige, Ketzer, Bezeichnung für 
zahlreiche Sektierer und Diſſidenten dev ruſſiſchen Kirche. 

Ratiſikalion, im völkerrechtlichen Verkehr die Anerkennung 
von Staatsverträgen durch die Regierung, deren Vertreter ſie 
abgeſchloſſen haben. Die Verträge erhalten dadurch ihre ver— 
pflichtende Kraft. Im Deutjchen Neich wie in andern Staaten 
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it die vorherige Zuftimmung der Vollsvertretung erforderlich. 
Natifilationstlaufel ift die den Verträgen am Schluß bei- 
gefügte ausdrückliche Beltimmung, daß man jich die Ratifikation 
vorbehält, zugleich mit Angabe einer Frijt, binnen der ſie er- 
folgen Toll. 

Bationalismus, im theologijchen Sinne die namentlich zu 
Ende des 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts meitverbreitete 
theologische Nichtung, die die „Vernunft“ (ratio) als das oberite 
„religtöfe” Erkenntnisvermögen betrachtete und Ddiejer die Ent- 
jcheidung über die Frage zufchrieb, welche Sätze der kirchlichen 
Slaubenslehre als wmwejentlicher Kern der chriftlichen Religion, 
welche dagegen als örtliche oder zeitliche Zutaten anzujehen jeien. 
Den Gegenjag zum Nationalismus bildet dev Supernatus 
ralismus, der die Unterordnung der Vernunft unter die Au— 
torität der Heiligen Schrift fordert. 

Reaktion, wörtlich Gegenhandlung, Gegenbewegung, Gegen: 
wirkung. Sie kann gejund und erjprießlich jein, wenn ſie einen 
vorhandenen jchlechten Gejellichaftszuftand in einen bejjern um— 
wandeln will; jie iſt verderblich, wenn jte einen notwendigen 
Fortjehritt hemmen oder hindern, einen bejtehenden guten oder 
ſchon fortgejchrittenen Zustand in einen jchlechten oder überlebten, 
veralteten wieder zurüczuzwingen jucht. Gewöhnlich wird Re— 
aktion in dieſem zweiten, übeln Sinn des Rückſchritts ver- 
wendet. Daher Reaftionär, ein NRückjchrittler. 

Realgemeinde umfaßt die Allmendeberechtigten einer Gemeinde. 

Realgewerberechte, vererbliche und veräußerliche Berech- 
tigungen zu einem Gewerbebetrieb, die entweder an den Beitt 
eines Grundjtüces gefnüpft jind (radiziert, ſ. d.) oder einer 
beitimmten Berjon verliehen wurden, ohne daß die Berleihung 
durch das VBorhandenfein einer bejtimmten Gemwerbeanlage be- 
dingt iſt. Someit folche Gemwerbeberechtigungen ausjchließliche 
ind, d. h. jolche, die dazu berechtigen, andern den Betrieb des 
Gewerbes zu unterfagen oder zu bejchränfen, jind ſie durch die 
Neichsgewerbevrdnung aufgehoben worden, ebenſo iſt die Neu: 
begründung ſämtlicher Gemwerbeberechtigungen unterjagt. Da— 
gegen bejtehen die zur Zeit des Erlafjes der Reichsgewerbeordnung 
vorhandenen, nicht ausjchließlichen Gemerbeberechtigungen un— 
verändert fort und können. vererbt und veräußert werden. Cine 
Rolle jpielen jie noch in Süddeutjchland im Apothefenwejen und 
im Schanfgemwerbe. 

Realismus, der praftijche Realismus iſt eine Lebensauffaſſung, 
die, auf dem Boden der Wirklichkeit jtehend, die Welt jo nimmt, 
wie jte it, und te nicht in die Form irgend eines deals einzu- 
zwängen jucht. 

Realiſten, eine tichechiiche Parteirichtung, Anhänger des 
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Realismus; ihr Führer iſt Profeſſor Maſaryk. Sie gründeten 
1900 die Tſchechiſche Volkspartei, die eine Verjtändigung 
der Deutjchen und Tichechen auf Grundlage voller Gleichberech- 
tigung anitrebt. 

Reallaſten jind Laiten, Abgaben in Geld oder in Naturalien 
oder Dienjtleiftungen, die zuguniten einer bejtimmten Perſon oder 
des jeweiligen Inhabers eines bejtimmten Gutes auf einem Gute 
ruhen. (Bergl. Servitute.) 

Realpolitik, eine Politik, die mit den Tatjachen rechnet und 
danach) ihr Handeln bejtimmt. Ihre Gefahr iſt Grundſatzloſigkeit 
und Stillſtand. Der Gegenſatz iſt Idealpolitik, die ſich von 
politiſchen Idealen leiten läßt; ſie kann zu einer nutzloſen und 
gefährlichen Gefühlspolitik und zu unfruchtbarem Doktrinaris— 
mus führen. 

Realſteuern, jo viel wie Ertragiteuern (ſ. d.). 

Rebell, Aufrührer, Empörer; Rebellion, Aufruhr. 

Recall, Rückberufung, die in einigen Staaten der Nord: 
amerifanijchen Union vorgejehene Abjegung von Beamten durch 
Bollsabitimmung Wenn 3.8. 10° der Wähler (auch 15 bis 
zu 30°, je nach den Staaten) beim Gouverneur oder der Legis- 


latur bejtimmte Unjchuldigungen erheben und eine Volksabſtim- 


mung verlangen, jo wird dieje anberaumt, um fejtzuitellen, ob der 
Beamte fich noch länger des Vertrauens des Volkes erfreut. Er: 
hält der Beamte nicht die Mehrheit, ſo iſt er abgejeßt. 

Behnungshof, vergl. Oberrechnungsftammer. 

Rechnungsnachweiſe jind die ziffernmäßigen, genauen Dar: 
jtellungen der tatjächlichen ftaatlichen Finanzgebahrung im 
Gegenjaß zu der Darjtellung der geſchätzten Einnahmen und 
Ausgaben, dem Boranjchlag (Etat, Budget). Die Rechnungs: 
nachmeije zeigen, ob und in wie weit die Finanzverwaltung den 
Boranichlag innegehalten bat, Stat und Rechnungsnachweiſe 
müſſen jich alfo möglichjt nahe fommen. — Nechnungsperiode, 
die Zeit, über die jtch die Nechnungsnachweijung eritreckt, iden— 
tiſch mit der Gtatsperiode. 

Recht auf Arbeit iſt „das jedem arbeitsfähigen und arbeits: 
(ofen Staatsbürger zuftehende Recht, vom Staat oder den jtaat- 
lichen Verbänden (Gemeinde, Bezirk, Land) die Verfchaffung von 
(gemeiner oder Berufs) Arbeit in eigem die austömmliche Eri- 
jtenz des Berechtigten jicheritellenden Ausmaße zu verlangen“ 
(Singer). Das Wort jelbit iſt zuerjt von Fourier ausgejprochen 
worden (droit au travail). Seine und jeiner Nachfolger Anz: 
Ichauungen vereinigten fich mit denen der Saint-Simonilten von 
der „Organiſation der Arbeit” und veranlaßten, nachdem die 
provijorische Negierung in der franzöftiichen Februarrevolution 
1848 unter dem Einfluß von Louis Blanc das Necht auf Arbeit 
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anerlannt hatte, die Errichtung der jogenannten „Nationalmert- 
jtätten“ (Ateliers nationaux). Dieſe wurden nach den anti- 
joztaliftiichen Wahlen zur Nationalverfammlung wieder aufgeldit, 
und ihre Auflöfung führte im Juli 1848 zu einem blutig nieder: 
gervorfenen Aufjtand der Barifer Arbeiterjchaft. In den übrigen 
Staaten bat das „Necht auf Arbeit” feine große Nolle gejptelt. 
In Deutichland, wo es gleichfalls 1848/49 im Frankfurter Parla— 
ment lebhaft erörtert wurde (ein Antrag, es in die „Grundrechte“ 
aufzunehmen, wurde abgelehnt), wurde es erjt wieder diskutiert, 
als Fürſt Bismarck im deutjchen Reichstag am 9. Mai 1884 das 
Necht auf Arbeit „unbedingt“ anerkannte. In der Schweiz wurde 
die verfallungsmäßige Feltlegung des Nechts auf Arbeit, die von 
der Jozialdemofratischen Partei und dem Grütliverein verlangt 
wurde, in einer Bollsabjtimmung am 3. Juni 1894 abgelehnt. 

Rechte, ſ. Tinte. 

Rechtsanwalt. Durch die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 find die Verhältnijje der Rechtsanwälte für das ganze Reich 
einheitlich geregelt. Es fann jeder, der die Fähigkeit zum Richter: 
amt in einem deutſchen Staat erlangt hat, die Zulafjung zur 
Rechtsanwaltichaft ohne weiteres, alſo ohne jtaatliche Genehmigung 
der Anitellung, beanipruchen („Treigebung der Advokatur“, vgl. 
dagegen numerus elausus). Die Vertretung des deutjchen An— 
waltsitandes jind der „Deutiche Anwaltstag“ und der 1871 ge: 
gründete „Deutiche Anwaltsverein“. 

Rechtsauskunftſtellen, j. Arbeiterſekretariate. 

Rechtsparteien heißen mehrere Parteien, die die Aufhebung 
der im Jahre 1866 von Preußen vorgenommenen Unnerionen und 
die Wiederheritellung der Selbitändigfeit Hannovers, Kurheſſens zc. 
auf friedlichem Wege anjtreben. Die jtärkite iſt die Deutich- 
hannoverſche Rechtspartei oder die „Welfen“ (f. d.). 
Ohne politiſche Bedeutung find die Rechtsparteien in Braunjchweig, 
Kurbeiien, Mecklenburg, Hamburg, Lippe, Reuß, die jich 1892 zur 
Deutihen Rechtspartei (j. d.) zufammengejchlojien haben. 

Rechtspolizei, jo viel wie freiwillige Gerichtsbartfeit, Die 
Itaatliche Fürjorge zum Schuß von Privatrechten. Rechts— 
poltizeigejeß, das badijche Gejeg vom 17. Juni 1899, das 
die freiwillige Gerichtsbarkeit und das Notariat regelt. 

Rechtsſtaat, j. Polizeiſtaat. 

Recursus ab abusu, die Verwaltungsbeſchwerde gegen den 
Mißbrauch geiſtlicher Gewalt an die ſtaatliche Behörde. 

Redefreiheit, Das jedem Staatsbürger zuſtehende Recht der 
freien mündlichen Meinungsäußerung. Die parlamentarijche 
Redefreiheit gewährleiſtet den Mitgliedern der Parlamente die 
volle Unverantwortlichfeit für Abjtimmungen und für die in 
Ausübung ihres Berufs getanen Außerungen außerhalb der 
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Verfammlung. Über den Verjuch, die Redefreiheit im deutjchen 
Reichstag zu bejchränfen, vgl. Maulkorbgeſetz. 

Dedemptoriften, Orden vom allerheiligiten Erlöjer, auch 
Liguorianer genannt. Pie Kongregation jeßt jich die Be— 
lebung römijch-fatholiicher Neltgiofttät durch Miſſionen und geiſt— 
liche Grerzitien zum Ziel. Das Reichsgeſetz vom 4. Juli 1872 
verbot auch dem dem Sejuitenorden verwandten Orden innerhalb 
des Deutjchen Reiches die Niederlafjung. 1899 wurde er wieder 
zugelafjen. 

Redif, türkiiche Landwehr (Gegenjag: Nijam, jtehendes 
Heer); die Dienjtzeit beträgt je vier Jahre im erjten und im 
zweiten Aufgebot. 

Bedmondiften, die Partei der ren, deren Teile — Bar: 
nelliten und Antiparnelliten — jich unter Führung Redmonds 
vereinigten. Sie bilden heute im engliichen Unterhaus das Züng- 
lein an der Wage. Bon ihr haben jich die D’Brienijten (f. d.) 
getrennt, doch find Verſuche nach einer Ausjöhnung beider Bar: 
teten im Gang. Die Parteiorganijation der ren ijt der „Board 
of Erin“. 

Refaktien, im Eiſenbahnweſen alle Frachtvergünjtigungen; 
in einem engeren Sinne die Rüdzahlungen eines Teils der tarif: 
mäßigen Fracht. Refaktien werden aus verjchtedenen Gründen 
gewährt (wegen der Konkurrenz von Gijenbahnlinten, wegen 
Änderungen der wirtjchaftlichen Konjunktur 2e.); bejonders häufig 
jind te in England und Nordamerika. Man unterjcheidet zwijchen 
veröffentlichten und geheimen Refaktien. Die veröffentlichten jind 
nicht8 anderes als eine bejondere Form von Ausnahme= oder 
Differentialtarifen und jtehen an jich jedem zu, der die Beding— 
ungen erfüllt. Die geheimen Refaktien aber jind geheime Bevor: 
zugungen Ginzelner, allerdings zum Vorteil der Bahn. Die ge: 
heimen Refaktien jind vielfach verboten. Das internationale Über: 
einfommen über den Gilenbahnfrachtverfehr von 1890 erklärte 
jedes Privatübereinfommen, wodurch einem oder mehreren Ab- 
jendern eine Preisermäßigung gegenüber den allgemeinen Tarifen 
gewährt werden joll, für verboten und nichtig. 

Referat, Vortrag, Bericht über Verhandlungen 3. B. einer 
Kommifjton an das Plenum eines Parlaments, dem der Bericht 
als Grundlage für feine Beratung und Bejchlußfaffung dient; 
Korreferat, Mit, Gegenbericht. Neferent, Berichterftatter. 

Veferendum (wörtl. das zu Berichtende) ijt die verfaſſungs— 
mäßige Urabjtimmung des Volkes über die Ginbringung, Ic, 
ftätigung oder Ablehnung von Gejegen. Sie bejteht bisher nur 
in der Schweiz, ferner in zwölf Staaten der nordamerifanijchen 
Union, in etwa 100 amerifanijchen Städten, in dem Common- 
wealth of Australia für Verfaflungsänderungen, in den aus 
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ſtraliſchen Ginzelftaaten, wenn es ſich um ihre inneren An— 
gelegenheiten handelt. Bet den englichen Parlamentswahlen 
von 1910 jpielte das von den Konſervativen programmatifch ge: 
forderte Neferendum eine Rolle. Im März 1911 brachte Lord 
Balfour im Oberbaus eine Neferendumbill ein, die troß Ablehnung 
durch die liberale Negierung angenommen wurde. 

Deform, planmäßige und geleßliche Veränderung bejtehender 
öffentlicher Einrichtungen zur Abftellung von Übeljtänden. (Gegen: 
ja: Nevolution, j.d.) Neformbills werden in England be- 
Jonders die Gejegvorichläge zur Neform des Barlaments genannt. 

Weformierte Kirdie, die protejtantiiche Kirchengemeinjchaft, 
die von Zwingli und Galvin (vgl. Calvinismus) begründet wurde. 
Das reformierte Belenntnis fand Eingang in der Schweiz, Pfalz, 
Heſſen, Kaſſel, Anhalt, Brandenburg, Bremen, außerhalb Deutjch- 
lands in Holland, England, Schottland und Frankreich (Huge— 
notten). Von der lutherifchen Kirche unterjcheidet jich die refor— 
mierte vor allem durch ihre Prädeitinations- und Abendmahls— 
lehre, in der Verfaſſung durch ihre Presbyterial- und Synodal- 
verfallung, im Gegenjaß zu der Konftjtorialverfaffung der luthe— 
tischen Kirche. 

Reformierter Bund, eine 1884 gegründete Vereinigung zur 
Förderung engerer Beziehungen zwijchen den Neformierten. 

Beformkatholizismus, j. Moderniſten. 

Weformpartei, Deutiche, vgl. Antifemitismus. 

Refugiés, „Flüchtlinge“, vgl. Hugenotten. 

Regalien, uriprünglich alle dem deutſchen König (rex) als 
dem Träger der oberiten Gewalt zulommenden Rechte. Man 
ipricht heute mit Unrecht von einem Regal, wo es jih um ein 
aus Rückſicht auf die Gejamtheit begründetes jtaatliches 
Monopol (ſ. d) handelt, z.B. von einem PBojtregal. Bei den aus 
fiskaliſchen Gründen gejchaffenen Monopolen dagegen, mie 
Tabak, Branntweinmonopol, handelt es jich um eine bejondere 
Art der indirekten Bejteuerung. Der Ausdruc Regal wird jchließ- 
lich für nußbare Rechte, die auf privatrechtlichem Gebiet 
dem Staate zuitehen, verwendet. Das Ginführungsgeieg zum 
Bürgerlichen Gejegbuch hat die Regelung diejer dem Landesrecht 
vorbehalten. Sp beiteht in Preußen ein Berniteinregal. 

Begentfdaft. Gine Regentſchaft oder Neichsverwejung tritt 
in der Erbmonarchie ein, wenn der Monarch zur Ausübung der 
Staatsgewalt jelbjt unfähig oder aus irgend einem Grunde daran 
behindert iſt. Solche Fälle jind Geiſteskrankheit, Minderjährigkeit. 
Bon der Regentſchaft verjchieden ilt die bloße Stellvertretung, 
die auf bejonderer Bollmacht des regierungsfähigen Monarchen 
beruht, wie jie etwa bei kürzerer freiwilliger Landesabweſenheit 
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oder bei einer jchweren Krankheit auf fürzere Zeit eintreten fann. 
Geſetzlich berufen zur Führung der Regentſchaft it in der 
Regel der dem verhinderten Monarchen in der Thronfolgeordnung 
am nächiten jtehende regierungsfähige Agnat des Fürjtenhaujes. 
Doch iſt auch die Mutter, Großmutter oder auch die Gemahlın 
des verhinderten Monarchen in manchen Staaten vor dem 
nächiten Ugnaten berufen. Der Umfang der Rechte und Pilichten 
des Negenten entjpricht in den meiſten Fällen den Rechten und 
Pflichten des behinderten Monarchen. Doch haben mehrere 
Berfaffungsurfunden dem Negenten gewiſſe Hoheitsrechte ent- 
weder ganz entzogen oder doch nur unter Befchränfungen zuge: 
Itanden. Allerdings mangelt es an einem klaren Prinzip bei 
der Aufitellung der Bejchränfungen. Die Regentjchaft endigt, 
wenn der Grund ihrer Ginjegung, d. i. das Hindernis der 
Selbjtregierung, bei dem Monarchen fortfällt. 
Regiebetrieb, der unmittelbare Betrieb eines Erwerbsunter— 
nehmens durch den Staat, die Gemeinde. 
Regierung, die Staatsleitung, dann auch die zur Leitung 
des Staats Berufenen, das Staatsoberhaupt nebjit den aus 
führenden Organen, bejonders dem Staatsmintjtertum, auch das 
Staatsminifterium allein. — Sn einigen Staaten heißen „Re: 
gierungen“ auch bejondere höhere Verwaltungsbehörden; jo 
jind in Preußen die Provinzen in NRegierungsbezirfe mit Re— 
gierungspräfidenten an der Spiße eingeteilt, Bayern zerfällt in 
acht NRegierungsbezirfe mit einer Kreisregierung und einem Re— 
gierungspräfidenten, Württemberg in vier Kreije, die gleichfalls 
Kreisregierungen mit einem Negierungspräfidenten unterjtehen. 
Regime, Staatsleitung, die Richtung einer Staatsleitung. 
Begifter, öffentliche, von Behörden geführte Berzeichntife, 
durch die bejtimmte, für den Nechtsverfehr bedeutungsvolle Rechts: 
verhältniffe im Intereſſe der Nechtsjicherheit oder auch im öffent: 
lichen Intereſſe eingetragen werden. Dieje Eintragungen bieten 
einen Schuß gegen Nechtsnachteile und haben bei Streitigkeiten 
Beweiskraft. Sie haben in Deutjchland eine jehr große Be- 
deutung erlangt; es gibt Börſen-, Genofjenjchaftsregiiter, Grund: 
und Hypothekenbücher, Güterrechts:, Handels-, Muſter- und 
Markenſchutz-, Schiffsregiiter. Die Führung der Regiſter tft den 
Amtsgerichten als Negiltergerichten übertragen, doch werden 
der Einfachheit halber vielfach bei dem Landgericht die Regiſter 
für eine Reihe der zugehörigen Amtsgerichte geführt. Die Ein: 
jicht in das Negifter iſt während der Dienititunden jedem ge— 
itattet, und jeder kann gegen Zahlung der Koſten Abjchriften 
fordern. In der Negel werden auch die Ginträge entweder 
wörtlich oder im Auszug durch die Zeitungen veröffentlicht. 
Vegiftereinwand, ſ. Börſengeſchäfte. 
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egiftrierungsadgaden jind die Auflagen, die für Eintragung 
in öffentliche Negiiter zu entrichten find. Sie find entweder 
Gebühren (Gegenleiltungen für ftaatliche Leiſtungen) oder Ver— 
fehrsiteuern. Den Steuercharatter haben ſie dann, wenn die 
Höhe der Auflage in gar feinem Verhältnis zu der Leiſtung 
jteht oder ohne innern Grund ein Negijterzwang, d.h. die 
Verpflichtung zum Gintrag, vorgeichrieben ift. Bejonders in 
Frankreich jind die Negiitrierungsabgaben (enregistrement) jehr 
ausgebildet, dann in Stalien, den Niederlanden, Italien, Rußland. 
Begnikolardepntationen, Ausſchüſſe zum Ausgleich von 
Differenzen zwijchen Ungarn, Kroatien und Fiume. Die von den 
Yandesvertretungen dieſer Länder gewählten Deputationen ver: 
bandeln mündlich oder jchriftlich über die Meinungsverjchieden- 
beiten und eritatten an die Yandesvertretungen dann Berichte, 
die eventuell als Grundlage für die Gejeßgebung dienen. 

Regulativ, Berfügung (berühmt jind die vielbefämpften 
Raumer-Stiehlichen „NRegulative” von 1854 für das preußiiche 
Volksſchulweſen). 

Regulierte Geiſtliche, die Ordensgeiſtlichen, ſobald ſie das 
Gelübde abgelegt haben, im weiteren Sinn auch die Mitglieder der 
Kongregationen. Den Gegenſatz bildet der Säkularklerus (die 
Meltgetitlichen). 

Aehabilitation, Wiederheritellung des guten Rufs einer 
Perſon, Wiedereinjegung (namentlich in den Genuß der ent- 
zogenen bürgerlichen Ehrenrechte), die Tilgung von Borjtrafen bei 
ehrenhafter Führung des Beitraften. 

Beihsämter. Dem deutjchen Neichstanzler jind eine Reihe 
von Meichsbehörden unmittelbar unterjtellt, d. h. jie find aus 
dem NReichsfanzleramt hervorgegangen, das uriprünglich 
als eine dem Kanzler unteritellte Zentralbehörde die Verwaltung 
des Reichs zu führen hatte. Nach und nach wurde eine Reihe 
einzelner Gejchäfte von dem Reichskanzleramt abgetrennt und 
diejes jelbit zu einem Neichsamt ausgeftaltet, dvem Neichsamt 
des Innern, mit einem eigenen Staatsjefretär an der Spiße 
für alle inneren VBerwaltungsangelegenheiten des Reichs, jo ins— 
bejondere für Gemwerbe- und Sozialpolitik, Bank- und Börſen— 
wejen, Handelspolitif, Heimats- und Auswanderungs:, Gejund- 
heitswejen ujw. Diejem NReichsamt des Innern jind eine Reihe 
Reichsbehörden für dieſe Verwaltungszweige unteritellt (Bundes: 
amt für Heimatweſen, Neichsitatiftiiches Amt, Gejundheitsamt, 
Patentamt, Reichsverficherungsamt (für die joziale Reichsver— 
licherung), Auflichtsamt für die Privatverficherung, phyſikaliſch— 
techniſche Neichsanitalt ujw.) Für die auswärtige Politik 
(j. dort) it das Ausmwärtige Amt mit einem Staatsjefretär 
bejtellt, von ihm abgetrennt wurde 1906 das Reichskolonial— 
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amt, das früher die 4. Abteilung des Auswärtigen Amts als 
„Rolonialabteilung“ war, unter des früheren Banfdireftors 
Dernburg Leitung aber zum jelbjtändigen Reichsamt mit 
ihm als dem eriten deutjchen Kolontaljtaatsjefretär umgewandelt 
wurde. Ferner gibt es noch mit eigenen Staatsjefretären an 
der Spite das NReihsmarineamt für die Verwaltung 
unjerer Flotte und des Schußgebiets Kiautjchou, das Reich3- 
jujtizamt, das die ASujtizverwaltung des Reichs, bejonders 
des Neichsgerichts in Leipzig, leitet, die Juſtizgeſetzentwürfe des 
Reich und die Ausführungsbejtimmungen vorbereitet, das 
Reichsſchatzamt für die Finanz-, Schuldenz, Zoll und Steuer: 
verwaltung des Reichs und das Reichspoſtamt für die Poſt— 
und Telegraphenvermwaltung des Reichs mit Ausnahme von Bayern 
und Württemberg. Das Reichsamt für die Berwaltung der 
Reichseiſenbahnen in Eljaß-Lothringen unteriteht un: 
mittelbar dem Reichskanzler und hat unter jtch die Generaldireftion 
der Gijenbahnen in Eljaß-Lothringen zu Straßburg i. E. Das 
Reichseijenbahnamt (tim Unterjchted zum vorhergehenden) 
bat die Wahrnehmung des Aufjichtsrechts des Reichs über die 
Eiſenbahnen zu bejorgen und hat einen Bräjidenten an jeiner Spiße. 
— — ſ. Staatsangehörigkeit. 
Reichsanzeiger, „Deutſcher Reichs- und Preußiſcher 
Staats-Anzeiger“, das amtliche Publikationsorgan des 
Deutſchen Reichs und des Königreichs Preußen, das für viele 
Bekanntmachungen handelsrechtlicher Natur vorgeſchrie— 
ben iſt und noch die weitere wichtige Rolle ſpielt, daß nach einem 
Ubereinkommen zwiſchen Reichskanzler und Reichstag von 
dieſem nur ſolche Kaiſerreden in die Beſprechung hereinge— 
zogen werden, die im Reichsanzeiger veröffentlicht wurden, alſo 
gewiſſermaßen durch eine Verantwortlichkeitsübernahme des Reichs— 
kanzlers gedeckt ſind. 

Reichsbank, ſ. Banken und Cléaring-house. 

Reichsbanknoten, ſ. Banken. 

Rei yon m j. Eifenbahnen und Reichsämter. 

Deihseifendahn-Projekt, Neichseijenbabn:-®emein- 
ſchaft, ſ. Eifenbahnen. 

Reichs-Erbſchaftsſteuer, Nachlaßſteuer, ſ. Reichsfinanzen. 

Reichsſinanzen. Der XII. Abſchnitt dev Reichsverfaſſung 
regelt in den Artikeln 69—73 die Reichsfinanzen. Un Ein— 
nahmen aus dem aktiven Neichsvermögen fließen dem Deutjchen 
Neich zu die Betriebsüberjchüjfje der — — 
der Reichspoſt und Telegraphie und der Reichsdruckerei ſowie 
der Gewinnanteil bei der Reichsbank; dazu treten die Einnahmen 
aus Zöllen und indireften Neichsjteuern. Lebtere auf 
Salz, Tabak und Zucker übernahm das Reich jchon vom Nord: 
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deutſchen Bund, hinzu kamen im Lauf der Jahre Bier- und 
Branntweiniteuer (. dieje beiden Artikel); ferner traten als neue 
Einnahmequellen in den eriten Jahrzehnten des Reichs hinzu die 
Stempelſteuern: der Wechſel-, Spielkarten- und der vielgejtaltige 
Börjenitempel. 1900 kam der Frachturfunden-Stempel und 1902 
die Schaummeinjteuer (als Banderolefteuer) hinzu. Außerdem 
brachte der Zolltarif von 1902 neue Einnahmequellen. 

Neben dieſen Betriebseinnahmen, denjenigen aus Zöllen, 
Verbrauchs: und Stempeljteuern waren die Neichsfinanzen auf- 
gebaut auf den Matrilularbeiträgen der Bundesjtaaten, 
die al3 eine Art Notbehelf, als allgemeiner Vorſchuß an das 
Neich bis zu einer Ausgeitaltung jeines Yinanzwejens, „jolange 
Reichsjteuern nicht eingeführt“ jeien, jubjidiären und proviſoriſchen 
Charakter haben jollten; jie waren eine reine Kopfiteuer, auf die 
Einwohnerzahl umgelegt ohne jede Berücjichtigung der Leiſtungs— 
fähigkeit. Die durch den Zolltarif von 1879 begründete Erwartung 
hoher Zolleinnahmen als einer neuen Quelle für die Reichs— 
finanzen jehuf die Frankenſteinſche Klaujel, wonach die 
Ginzeljtaaten den Ertrag aus Zöllen und Tabakſteuer, der 
130 Mill. ME. überjteige, als Übermweijungen befommen 
jollten; im Lauf der Zeit wurden unter dieſe Klaujel mit ein- 
bezogen auch noch die Stempelabgaben und die Branntweinabgabe. 
Die Überweifungen jollten die Einzelftaaten entjchädigen für ent- 
zogene indirekte Bejteuerungsmöglichkeiten und andererjeits eine 
Art Rücdvergütung der Matritularbeiträge daritellen, aber dieje 
legteren auf alle Fälle erhalten und fejtlegen, um die Neichs- 
finanzen in Abhängigkeit von den Bundesjtaaten zu belajjen. 
Sp wurde aus einer Zuſchußpflicht der Einzeljtaaten ein 
Dotationsanjpruch derielben Staaten und bis zum Jahre 
1892 ging das auch ganz gut, denn die Überweilungen an die 
Bundesitaaten waren tatjächlich um 480 Mill. ME. größer als 
die Matrikularbeiträge aus den Bundesitaaten; aber dann fam 
die Kehrjeite. Nach einigen Jahren gar feiner oder minimaler 
Leiſtungen überjteigen jeit 1899 die Matrikularbeiträge bei weiten 
die Überweijungen, die zurüciloffen, und damit geriet in Die 
bundesjtaatlichen Gtats, die wohl die Matrikularbeiträge 
vorauszahlen muBten, aber nicht wußten, was an Überweijungen 
zurückfließen „werde, eine übergroße Unjicherheit, während 
gleichzeitig durch die Überweifungen die Reichsſchulden jtiegen 
(1883— 1893 im ganzen 480 Mill. Überweifungen und 1322 Mill. 
Neichsichulden, die 1896/97 jchon 2141 und 1906 über 3500 Mill. 
betrugen und über 100 Mill. ME. Zinjendienjt erforderten). Gleich— 
zeitig waren die Fehlbeträge zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
im Reichshaushalt mächtig gewachien: von 25 Mill. in 1900 auf 
73,8 in 1905 und über 130 Mill. im Jahr 1906. 
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Reformverſuche an diejem gänzlich unbaltbaren, weil 
ungenügend in jeinen Einnahmequellen gegründeten Reichsfinanz- 
igitem wurden jchon 1896—1899 durch die jogenannten Leges 
Lieber (j. dort) gemacht, die aber nicht zu der eritrebten Schulden- 
tilgung führten. Die jogenannte „Kleine Reihsfinanz- 
reform“ des Freiheren v. Stengel 1904 war nur eine formale 
Reform, die Anderungen in den Überweilungen vornahm und 
die Matrifularbeiträge verewigte, indem aus der Reichsverfaljung 
der Paſſus: „jolange Neichsiteuern nicht eingeführt find“ ge- 
jtrichen wurde. Aber neue Einnahmequellen erichloß dieje Neform 
dem Reich nicht. 

Die Finanzreform von 1906 griff zum erſtenmal 
in diejer Nichtung ein angejichts eines Mehrbedarfs des Reichs 
von rund 250 Mill. ME Die Braujteuer wurde erhöht, die 
BZigarrettenjteuer eingeführt (neben Zollerhöhung für Ziga- 
rettentabaf), ebenjo die Kahrfartenjteuer, der Kraft 
wagen-Stempel, die Reichserbſchaftsſteuer und die 
Tantiemenjteuer; daneben wurden gleichzeitig der Fracht- 
urkundenjtempel und das Ortsporto erhöht. Aber all das 
ergab nur 180 Mill. ME. Auch an die Matrifularbeiträge 
wagte jich dieſe Neforn; es jollte zum Schub; der Bundesjtaaten 
ein „Höchitmaß von ungedecten Matrikularbeiträgen“ feſtgeſetzt 
werden auf 40 Pig. pro Kopf, doch lehnte dies der Neichstag 
ab, während er die „Stundung” der Matrikularbeiträge ein- 
führte und ab 1908 eine Tilgung der Neichsjchuld mit *s fo 
beichloß. Der Erfolg davon waren jogleich 57 Mill. ME. „unge: 
deckte” Matrikularbeiträge, jie wurden in den folgenden Jahren 
1906— 1909 „geltundet” und beliefen ji am Schluß auf 
207 Mill. ME. Obwohl die Neichsregierung während der Neichs- 
tagswabhlen 1907 verkündet hatte, neue Steuern haben feine Eile, 
brachte der neue Gtat im November 1907 ein Defizit von 
124 Mill. ME. 

Die legte Finanzreform von 1908/1909 wurde 
über ihre finanzpolitifche Bedeutung binaus ein politisches Greig— 
nis von ungemeiner Tragweite, E83 ergab jich eine völlig neue 
Barteifonftellation im Reichstag, der 1907 unter dem Geſichts— 
punkt fonjewvativsliberaler Zujammenarbeit gegen Zentrum und 
Sozialdemokratie gewählt worden war. Die Neichsfinanzreform 
beendete diefe Stellung der Parteien zu einander, der „Bloc“ 
zerfiel, und die Neforn wurde gegen Nationalliberale, Freifinnige 
und Sozialdemokraten gemacht von Konjervaliven, Zentrum und 
Bolen. Der Barteitampf drehte fich darum, wie der Mebrbedarf 
des Meichs von rund 500 Mill. ME. gedectt werden foll. Die 
Negierung ſelbſt dachte fich die Neform in einem weiteren 
Ausbau der Neform von 1906, und zwar zunächſt in einer Er— 
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weiterung der Neichserbichaitsiteuer (ſiehe Grbjchaltsiteuern) zu 
einer Nachlafbeiteuerung unter Heranztiehung der Aszen— 
denten und Deszendenten (Eltern und Kinder). Die Linte des 
Neichstags ging damit völlig einig, und der gefamte Liberalismus 
machte jeine Zultimmung zu der Reform davon abhängig, daß 
von dem Mebrbedarf mit 500 Mill. mindeitens "s Durch eine 
jolche direkte Neichsiteuer zu decken ſei. Für die Erhöhung der 
Branntwein-, Bier: und Tabakiteuer war am eheſten noch eine 
Mehrheit zu haben, dagegen fielen jogleich die andern Regierungs- 
vorlagen der Wein-, Glektrizitäts-, Gas: und Anzeigenjteuer. 
Darauf fam die Regierung mit neuen Vorlagen: jtatt Nachlaß: 
eine Erbanfalliteuer (jiehe unter Erbjchaftsiteuern), ferner Erhöhung 
des Wechſelſtempels, Gffektenitempels 20. und neue Steuern auf 
Grundſtücksumſatz, Feuerverjicherungsquittungen, Scheds und 
Talons von Wertpapieren. Aber an dem gejchlojjenen Wider- 
jtand der Stonfervativen und des Zentrums (des „Ichwarz-blauen 
Blods“) Jcheiterte die Erweiterung der Erbſchafts— 
jteuer, die vom Reichskanzler, Reichsſchatzſekretär und einzel- 
jtaatlichen Finanzminiitern als Eck- und Grundjtein der Reform 
verteidigt worden war, und gegen die Minderheit des Reichstags 
(Nationalliberale, Freiiinn, Sozialdemokratie) wurden als neue 
Grundlagen der NReichsfinanzen von Konjervativen, 
Zentrum und Bolen bejchlojjen: Erhöhung der Branntweinz, 
Bier: und Tabakabgaben, Erhöhung des Wechjeljtempels und 
der Börien: (Effekten 2c.) Stempel, Grundſtückumſatzſtempel, Scheck— 
jtempel und Talonjteuer; ferner aber auch noch aus der Snitiative 
der Mehrheit heraus: Erhöhung der Zölle aus Kaffee und Tee 
jowie Banderolejteuern auf Beleuchtungstörper (Glühlampen, 
Bogenlampen, Glühftrümpfe ꝛc.) und die Zündholziteuer. Damit 
war der ganze Mehrbedarf des Reichs mit 500 Mill. Mark 
wieder auf indirekte Abgaben gelegt, die vorab die gewerb- 
lichen, fommerziellen und induftriellen Kreife treffen. Im Verlauf 
diejer Reformkämpfe, bejonders in der eriten Hälfte des Jahres 
1909, protejtierten die Kreife des erwerbstätigen Bürgertums mit 
nie dageweſener Schärfe gegen die bei der GSteuerpolitif des 
ichwarz-blauen Blocks zutage getretene einjeitige Wirtjchaftspolitif 
der Ugrarier. In dieje Zeit fällt auch die Gründung des Hanſa— 
Bunds (jiehe Dort) und des Neuen Deutichen Bauernbunds (ſiehe 
Bauernbund). Neichsfanzler Fürſt Bülow, der dieje Politik 
bis zulegt befämpft hatte, nahm nach Vollendung der Reform, 
die er als Gejeg nicht verantworten wollte, jeine Entlajjung. 
Eine ganz eigentümliche Rolle jpielten bei Ddiejer, bisher 
legten, Reichsfinanzreform die Matrifularbeiträge, die ja 
jeit 1904 jeit der Ler Stengel (ſiehe oben) eine jtändige ver- 
fafjungsmäßige Ginrichtung geworden waren. In Höhe von 
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207 Millionen Mark waren jie den Cinzeljtaaten „geitundet“. 
Ein Beitreben, jie zu „binden“, mißlang ebenjo wie ihre „Ver— 
edelung“, d. h. ihre Feitfegung nicht nach der Einwohnerzahl, 
fondern nach der KLeijtungsfähigfeit der Cinzelitaaten. Statt 
dejien erhöhte man jie von 40 auf 80 Pig. pro Kopf, und die 
207 Mill. Mark „geitundeter” Matrikularbeiträge wurden ein 
Geſchenk an die Bundesitaaten, indem man für jene „Stun- 
dungen“ bejtimmte: „jie find auf Anlehen zu übernehmen“. Eine 
Elare Regelung der finanziellen Beziehungen zwijchen Reich und 
Einzelſtaaten hat auch dieje Reform nicht gebracht; ob ſie finan- 
ziell dem Bedarf des Reichs gerecht werden kann, wird die aller- 
nächite Zukunft zeigen. 

Reichsgeſetzgebung. Der Reichsgejeggebung unterliegen be- 
jonder3 die in Artikel 4 der Neichsverfaffung genannten An- 
gelegenheiten. Die Neichsgejeggebung wird ausgeübt durch den 
Bundesrat und den Reichstag; diejem legteren jteht ein 
Initiativrecht zu, d. h. er kann ſelbſt Gejegesporlagen vorjchlagen. 
Die vom Bundesrat ausgehenden Gejegesvorlagen werden im 
Auftrag des Kaijers im Reichstag eingebracht, aber dem Kaijer 
jteht ein Gejegesporjchlagsrecht nicht zu, jondern nur den ver- 
bündeten Regierungen als Ganzes. Gin Gejeg kommt zujtande 
durch übereinjtimmende Mehrheitsbejchlüffe von Bundesrat und 
Reichstag; die Sanktion der Gejege jteht wiederum dem Bundes- 
vat zu und nicht dem Kaijer, der nur die Ausfertigung und die 
Verkündigung der Gejege zu vollziehen hat. Die Verkündigung 
erfolgt im Reichsgeſetzblatt. 

esta Megane j. Geſundheitsamt. 

Reichsindigenat, j. Freizügigkeit. | 

Beihsinvalidenfonds, Das mit 561 Mill. Mark aus der 
franzöſiſchen Kriegsentichädigung dotierte Vermögen, aus dejjen 
Ertrag die Unterjtügung dev deutichen Kriegsinvaliden von 1870/71 
und ihrer Hinterbliebenen erfolgen joll. Die Unterjtügungslajten 
haben, troßdem 1906 durch Geſetz die Ausgaben auf bejtimmte 
Anſprüche eingejchräntt wurden, den Jnvalidenfonds fo beanfprucht, 
daß er bis 31. März 1911 auf 7’ Mill. ME, geſunken fein wird, 
während noch etwa 30000 zu unterjtügende Kriegsinvaliden vor: 
handen jind. Deshalb war man auf Schaffung von Reichs: 
jteuermitteln bedacht für Zwecke der Neichsinvalidenunterjtügung. 
Diefer Gefichtspuntt war u. a. maßgebend beim Neichszumwachs- 
jteuergejeß, das vom Neichstag anfangs 1911 beſchloſſen wurde, 

Meihskanzler. Dem Neichstanzler, der nach Artikel 15 der 
—————— vom Kaiſer ernannt wird, ſtehen der Vorſitz im 
Bundesrat und die Leitung der Geſchäfte zu; ev iſt preußiſcher 
Bevollmächtigter zum Bundesrat und führt in diefem den Preußen 
zujtehenden Borfit, gleichzeitig it ev auch dev einzige verant- 
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wortliche Neichsminifter (vergl. jedoch Dazu den Artikel „Miniſter— 
verantwortlichfeit”). Außerdem it der Neichskanzler aber auch 
Minifterprälident im Königreich Preußen. Dieje Doppelitellung, 
die gejeßlich Übrigens nicht notwendig, aber tatjächlich in der 
Berion des Neichstanzlers zulammentrifft, bedingt einerjeits eine 
völlige Übereinjtimmung in der Zeitung des Reichs und des 
eriten Bundesjtaats, andererjeits aber fann der Reichskanzler 
und der preußiſche Minifterpräfident troß der Perjoneneinheit 
verichiedene politische Wege geben, 3. B. in der Frage des preu— 
Biichen Wahlrechts und in der Wahlrechtsfrage von Elſaß— 
Lothringen. — Der Reichskanzler tft der Gebilfe des Kaijers, 
den er auswärtigen Staaten gegenüber vertritt, dem er bei Aus— 
führung der Gejege zur Seite jteht, und in dejien Namen er die 
vom Bundesrat zur Vorlage bejchlojjenen Gejegesporichläge an 
den Reichstag bringt. Alle Anordnungen und Berfügungen des 
Kaijers bedürfen der Gegenzeichnung des Kanzlers; dieſer über— 
nimmt damit die Berantwortlichkeit, die aber feine jtarfen Konſe— 
quenzen bat. (Bgl. dazu die Artikel „Minijterverantwortlichkeit“ 
und „Berjönliches Negiment”.) — Den Neichsbehörden (ſiehe 
Reichsämter) gegenüber it der Neichsfanzler der unmittelbare 
Borgejegte; in jeiner Hand ijt die Leitung der ganzen Reichs— 
verwaltung vereinigt. Das Bureau des Neichsfanzlers ijt die 
Reichskanzlei. — Die bisherigen fünf Neichsfanzler: Fürjt Bis— 
mard vom 18. Januar 1871 bis 20. März 1890, Graf Caprivi 
bis 29. Dftober 1894, Fürſt Ehlodwig von Hohenlohe-Schillings- 
fürit bis 17. Oftober 1900, Graf, jpäter Fürſt Bülow bis 12. Juli 
1909, jeither Theobald Freiherr von Bethmann-Hollweg. 

Beihskaffenfheine, ſ. Bapiergeld. 

Beihskolonialgeriht. In Berlin ift im Zulammenhang 
mit der Schaffung des Neichstolonialamts (j. Neichsämter) ein 
oberiter Kolonialgerichtshof mit 5 Mitgliedern errichtet worden, 
der in dritter und legter Inſtanz in allen folonialen Streitjachen 
entjcheidet. 

Beihskriegswefen. Das deutiche Heereswejen beruht auf 
der allgemeinen Wehrpflicht der deutichen Männer, 
für die eine Vertretung nicht zugelajjen it. Jeder wehrfähige 
Deutiche gehört jieben Fahre lang, im wejentlichen vom voll- 
endeten 20. bis zum begonnenen 28. Lebensjahr, dem jtehenden Heer 
an, und zwar die eriten zwei bei der Fahne, die legten fünf 
bei der Nejerve, die folgenden fünf Yebensjahre bei der Landwehr 
I. Aufgebots und dann bei der Landwehr II. AUufgebots bis zum 
31. März desjenigen Kalenderjahrs, in dem er das 39. Lebens— 
jahr vollendet. (Vergl. den Artikel „Dienjtpflicht”.) Die Friedens- 
ttärfe des deutjchen Heeres wird durch Reichsgeſetz bejtimmt. 
(Siehe Deutjches NReichsheer.) — Die gejamte Landmacht des 
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Reiches, das „deutſche Heer“, iſt ein „einheitliches Heer“; die 
Kontingente der Einzelſtaaten ſind gleichmäßig organijiert und 
bewaffnet, jtehen in Krieg und Frieden unter dem Oberbefehl des 
Kaiſers, und die gefamten Kojten werden von den Bundesitaaten, 
aljo aus NeichSmitteln getragen. Durch dieje Einheit ijt aber 
die Exiſtenz der Kontingente (Kgl. Sächi., Kgl. Württ. Kontingent) 
der einzelnen Staaten und deren Militärhoheit nicht bejeitigt 
worden, jedoch iſt diefe Militärhoheit feine jouveräne; die Vor— 
jchriften für die Kontingente gehen vom Reich aus, und Die 
Zandesherren jind zwar Kontingentsherren, aber der Kaijer führt 
den Oberbefehl; daneben iſt die Selbitverwaltung der Kon- 
tingente den Einzelitaaten verblieben. Praktiſch trifft dieſe Tei- 
lung zwijchen Reich und Einzeljtaat in die Militärhoheitsrechte 
nur auf Sachſen und Württemberg zu, die eigene Kon— 
tingente bilden mit den den Kontingentsherren zujtehenden Rechten 
(Ernennung der Offiziere, Chrenrechte ujw.) und mit eigenen 
Kriegsmintiterien. PBreußen, dem durch Konventionen Die 
Verwaltung der vielen übrigen kleinen Kontingente zukommt, 
führt deren Berwaltung zujammen mit derjenigen der „Königl. 
Preußiſchen Armee“ durch das preußijche Kriegsminijterium, das 
die Heeresangelegenheiten auch dem Reichstag gegenüber vertritt, 
unterjtüßt durch die Militärbevollmächtigten der Ginzelitaaten. 
Dem Königreih Bayern ift durch den Verjailler Vertrag ein 
mweitgehendes Rejervat-(Sonder-)Recht verliehen. Der König von 
Bayern hat im Frieden den Oberbefehl über das „Kal. 
Bayeriſche Heer”, er ernennt alle Offiziere und bat die volle 
Selbjtverwaltung des Heeres behalten, jo daß in Bayern 3.8. 
ein eigener Militäretat vorhanden ijt und beim Reichs— 
militärgericht ein bejonderer bayerischer Senat. — Dem Kaijer 
fommt, wie angeführt, dev Oberbefehl über das deutjche Heer 
zu mit der Friedens- Ausnahme für Bayern; alle deutichen 
Truppen müſſen den Befehlen des Kaiſers Folge leiften und jind 
darauf durch den Fahneneid zu verpflichten; der Kaijer ernennt 
die Höchitlommandierenden der Kontingente, hat das Necht der 
Truppeninjpeftion, der Feitjtellung des Präjenzitands innerhalb 
der gejeßlichen Schranfen, der Garnijonsverteilung (Dislofations- 
Recht) im Meich, der Kriegsbereitjtellung des Neichsheers, der 
Ginberufung von Nejerve, Landwehr und Landjturm und der Er- 
flärung des Kriegszuitands in Teilen des Bundesgebiets, — Das 
Reich zerfällt in 22 AUrmeelorpsbezirte ujw. Vergl. darüber den 
Urtilel Deutjches Reichsheer. 

Die Kriegsmarine it im Unterichied zum Ddeutjchen 
Zandheer eine reine Neichsanjtalt; jie ijt nach der Neichsver- 
fafjung eine „einheitliche unter dem Oberbefehl des Kaiſers“, 
dem ihre Organtjation und Zuſammenſetzung obliegt, der ihre 
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Offiziere und Beamten ernennt, und für den dieje und die Mann- 
Ichaften eidlich in Pflicht zu nehmen jind. Die „SKatjerliche 
Marine“ (im Unterjchted zur „Kgl. preußiichen Armee”, „Kol. 
bayeriiches Heer“, „Kgl. württembergiiches Kontingent”, „Kal. 
jächjtiches Kontingent”) iſt durch die Flottengeſetze organi- 
ſatoriſch aufgebaut und zerfällt in: Schlachtflotte, Aus— 
landsflotte und Materialrejerve. Über deren Zufammen- 
jegung ſ. den Artikel Deutſche Marine, 

Reichsland, j. Elſaß-Lothringen. 

Reichsminiſter, ſ. Miniſterverantwortlichkeit. 

Reichspartei, ſ. freikonſervative Partei. 

Reichsrat, ſ. Bayern, Oſterreich und Rußland. 

Reichsſchuldbuch, ſ. Staatsſchuldbuch. 

Reichsſchulden, ſ. Reichsfinanzen. Die Schulden des Deutſchen 
Reichs beliefen ſich am Schluß des Rechnungsjahrs 1909/10 auf 
5259,5 Mill. (im Vorjahr 4966,5 Mill.) Die Berzinfung erfordert 
157,6 Mill. 

Reichstag. Der deutjche Neichstag, das Parlament des 
deutjchen Volkes, geht aus allgemeinen und direkten Wahlen 
hervor mit geheimer Abjtimmung (allgemeines, gleiches, direktes 
und geheimes Wahlrecht); wahlberechtigt ijt jeder männliche 
Reichsangehörige, und zwar in dem Bundesjtaat, in dem er jeinen 
Wohnſitz hat; wählbar ift, wer 25 Jahre alt iſt und einem zum 
Reich gehörigen Bundesitaat oder dem Reichsland mindejtens 
1 Jahr angehört. Ausfchließungsgründe für aktives und paſſives 
Wahlrecht: Kuratel-Stellung, Konkurs, Urmenunterjtügung (auch 
innerhalb des legten Jahres), Entziehung der bürgerlichen Ehren- 
rechte. Bei aktiven Militärperjonen ruht das aktive Wahlrecht. 
Die Wahlfreiseinteilung jteht heute noch wie 1873 ins— 
gejamt 397 Wahlkreife vor, nach dem damaligen Gejeg auf 
etwa 100000 Einwohner 1 Abgeordneten. Heute jtellt dieſe 
Wahlkreiseinteilung, nach der auf Preußen 236, auf Bayern 48, 
Sachſen 23, Württemberg 17, Baden 14, Gljaß-Lothringen 15, 
Hejjen 9, Mecklenburg-Schwerin 6, Sachjen-Weimar, Oldenburg 
und Hamburg je 3, Sachjen-Meiningen, Sachjen-Koburg-Gotha 
und Anhalt je 2, die übrigen Bundesjtaaten je 1 Abgeordneter 
entfällt, eine jchwere Benachteiligung der ſtädtiſchen 
Bezirfegegenüberdenländlichen dar; denn heute wählt 
Schaumburgstippe mit 44000 Einwohnern ebenjo gut einen 
Reichstagsabgeordneten wie Hamburg III 3. B. mit rund 500 000 
und Berlin VI mit rund 700000 Einwohnern gegenüber Lauen- 
burg mit rund 50000. &3 müßte bei der heutigen Bevölkerungs— 
zahl des Deutichen Reichs mit über 60 Mill. Einwohnern erit 
auf deren 150000 ein Abgeordneter fommen. Daher fommt eine 
allgemeine Forderung, durch ein Reichsgeſetz über die Abgrenzung 
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der Wahlfreije dieſe Willkür und Ungleichheit zu bejeitigen. — 
Die Wahlperioden umfaſſen 5 Jahre; eine Auflöjung des 
Reichstags kann innerhalb diejer Zeit nur durch Beſchluß des 
Bundesrat unter Zujtimmung des Katjers erfolgen. Im Fall 

der Auflöjung müfjen die Neuwahlen binnen 60 Tagen von 
der Auflöjung an jtattfinden, und der neue Reichstag muB 
90 Tage nach der Auflöjung zufammentreten. Die Reichstags: 
abgeordneten haben freie Gijenbahnfahrt und Diäten im Ge 
jamtbetrag von 3000 ME. im Sahr, die in 6 Raten bezahlt 
werden. Für jeden Tag, den ein Abgeordneter in der Plenar— 
fißung fehlt, werden 20 ME. abgezogen; die, Feititellung erfolgt 
durch Fehlen bei der Abjitimmung oder des Eintrags in der 
Anwejenheitsliite; in den einzelitaatlichen Landtagen darf ein 
Reichstagsabgeordneter nur Diäten beziehen, wenn er fie im 
Reichstag nicht erhält. Abgeordnete, die als Reichs- oder 
Staatsbeamte in ein höheres Amt befördert werden oder 
ein jolche8 Amt neu annehmen, müſſen jich einer Neuwahl 
unterwerfen. — Der Reichstag it bejchlußfäbig, wenn 
mindeſtens 199 Mitglieder, die Mehrheit der 397 Mitglieder, 
anmejend jind. — Reichstag und Bundesrat bilden zu- 
jammen die gejeggebenden Körperjchaften des Reichs (j. Neichs- 
gejeggebung). Niemand kann beiden Körperjchaften zugleich 
als Mitglied angehören. Die Bundesratsmitglieder können jeder- 
zeit im Reichstag ericheinen und dort das Wort nehmen. Der 
Reichstag hat neben dem Necht der Mitwirkung bei der Geſetz— 
gebung diejes Recht auch bei Verwaltungsaften, 3. B. der Etats- 
beratung, Schuldenaufnahme ujw. Gr hat das Necht der Ge- 
jeße3-Anitiative, das Petitions- und Snterpellationsrecht und das 
Recht, Udrejjen zu erlajjen. Der Reichsfanzler muß dem Neichs- 
tag alljährlich über die Verwendung der Neichseinnahmen Rechen- 
ichaft ablegen und Staatsverträge, deren Inhalt Gegenitand der 
Reichsgejeggebung ijt, jo bejonders Handelsverträge, dem Reichs: 
tag zur Genehmigung unterbreiten. — Über die Fraktionen des 
Reichstags vergl. den Artikel: Bartei. 

Beihstagsanflöfungen jind jeit Beſtehen des Reichs bis 
zum Sabre 1911 im ganzen nur 5 vorgelommen, und zwar fand 
die erite 1873 nur zum Zweck einer früheren — des 
Wahltermins ſtatt, während den 4 ſpäteren eine tiefe politiſche 
Bedeutung zulam und ſie zu Wendepunften in der deutſchen 
Politit machte. Am 11. Juni 1878 wurde dev Reichstag wegen 
der Ublehnung des Sozialiſtengeſetzes aufgeldit; die Neu- 
wabhlen führten zu der jtarlen Einbuße der liberalen Parteien 
mit 42 Mandaten (Nationalliberale allein janlen von 127 auf 98), 
während die Sozialdemokraten nur um 3 (von 12 auf 9) zurück— 
gingen und die Nechte 38 Mandate gewann. 1887 und 1898 
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wurde der Reichstag wegen Ablehnung von Militärvorlagen 
aufgelöjt; 1887 führten die „Septennatswahlen” zum jogenannten 
„KRartellreichstag”, deſſen Mehrheit aus Konfervativen, Reichs: 
partei (Freilonjervativen) und Nationalliberalen beftand; fie ge- 
wannen 63 Siße, die Freifinnigen verloren 39, die Soztaldemo- 
traten 13, die Welfen 7 und die Polen 3. Das Zentrum blieb 
von Diejer Auflöjung wie von der im Jahr 1878 in jeinem 
Beſitzſtand unberührt, dagegen verlor es bei der 1893 ebenfalls 
wegen Ablehnung einer Militärvorlage erfolgten Auflöfung 
10 Site, während der Kreifinn, der von 32 i. %. 1887 auf 64 
bet den Wahlen 1890 geitiegen war, auf 37 i. %. 1893 zurückging. 
Der Gewinn auch diejer Auflöjung lag bei den Nationalliberalen 
(12) und den Gruppen der Rechten (Ronjervative 7, Antifemiten 11, 
Bayeriſcher Bauernbund 4) und fam auch der Sozialdemofratie 
mit 9 Mandaten zu gut. Die Auflöjung vom 13. Dezember 1906 
erfolgte wegen Ablehnung der jüdmejtafrifanijchen Kre- 
dite (KRolonialvorlage) durch Zentrum und Sozialdemofratie 
mit 175 gegen 171 Stimmen der Liberalen und Konjervativen. 
Die Neuwahlen 1907 brachten dem Zentrum feine Niederlage 
(104 und 20 Polen), dagegen der Sozialdemokratie, die von 81 
auf 43 ſank, während die Liberalen und die Rechte um je 16 
mwuchjen. 

Reichsverband gegen die Sozialdemokratie, 1904 in Berlin 
gegründet „zur Sammlung aller in Treue zu Kaiſer und Reich 
tehenden Deutichen ohne Unterjchted ihrer religiöjen und poli- 
ttichen Stellung zum Kampf gegen die antimonarchifchen und 
revolutionären Beitrebungen der Sozialdemokratie”. Der Verband 
hat bejonders bei den MNeichstagswahlen 1907 umfangreiche 
Arbeit geleijtet. Die von ihm befämpfte Sozialdemofratie er: 
flärt das. gegen jte verbreitete Material für erfunden und be— 
zeichnet dieſe Kampfesorganijation als „Reichslügenverband“. 
Als Kampf nach „Reichsverbandsmanier“ wird von ihr häufig 
die ſcharfe Bekämpfung nicht bloß der Sozialdemokratie be— 
zeichnet, ſondern überhaupt die Bekämpfung anders Geſinnter 
mit nicht allzu peinlicher Auswahl der Mittel. 

Beihsverfierungsamt, jiehe nvaliditätsverficherung und 
Reichsverjicherungsordnung. 

Beihsverfiherungsordnung. Gine Vereinheitlichung und 
gleichzeitige Vereinfachung der jozialen Reichsverſicherungsgeſetz— 
gebung wird jeit längerer Zeit im Deutfchen Reich von verjchie- 
denen Seiten angejtrebt. Die 1911 im Reichstag angenommene 
Reichsverjicherungsordnung hat lediglich eine gejeßgeberifche Zu- 
jammenfafjung der verjchiedenen PVerficherungszweige in einer 
Gejegesordnung erreicht, nicht aber die fachliche Vereinigung der 
verjchiedenen Berficherungsarten. Die Neichsverficherungsordnung 
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umfaßt in 1754 Baragraphen die Borjchriften über jämtliche Ver— 
jicherungszmweige, und zwar im 1. Buch zunächjt gemeinjame Bor: 
Ichriften für alle drei Verjicherungsarten, für Kranken, Unfall 
und Snvaliditätsverjicherung, bejonders enthält diejes Buch die 
Behbörden-DOrganijation. Die Schaffung einer neuen Be- 
hörde für das joziale Reichsverſicherungsweſen, nämlich der Ber: 
jicherungsämter, ijt in dem urjprünglich beabfichtigten Umfang 
nicht eingetreten, es werden vielmehr nur bei jeder unteren Ber: 
waltungsbehörde Abteilungen für Urbeiterverjicherung eingerichtet, 
eventuell auch für mehrere gemeinfam, was beides jchon bei der 
bisherigen DOrganifation zum Teil vorhanden war; dieje Abtei- 
lungen tragen den Namen Berjiherungsämter, fie jind 
aber feine jelbjtändigen Behörden, fondern eben der unteren Ver— 
waltungsbehörde eingegliedert. Bei den oberen Verwaltungs: 
behörden werden DOberverjiherungsämter eingerichtet 
(für Negierungsbezirfe, Kleinere Bundesjtaaten ujw.), die eben- 
fall$ diefen Verwaltungsbehörden eingegliedert jind. Das Reichs— 
verjicherungsamt bleibt im Wejentlichen bejtehen wie jeither, 
LZandesverjicherungsämter behalten nur noch Bayern und Sachjen. 
Den den Verwaltungsbehörden eingegliederten Berjicherungs: 
ämtern, deren Vorſitzender der Leiter der unteren Verwaltungs: 
behörde iſt, find Beiſitzer beigegeben aus den Kreijen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer; fie werden gewählt von den Vor— 
tandsmitgliedern der Krankenkaſſen, die im Bezirk der Ver— 
jicherungsanftalt mindeitens 50 Mitglieder haben. Die Kojten 
der Verjicherungsämter tragen die Bundesitaaten, ebenjo die der 
Dberverficherungsämter, wenn aber die Verjicherungsämter bei 
den Gemeinden errichtet find, fallen die Kojten den Gemeinden 
zur Laſt. 

Sm 2., 3. und 4. Buch find die Vorjchriften über Kranken- 
Unfall und SInvaliditätsverficherung enthalten. An fachlichen 
Änderungen gegenüber der bisherigen getrennten Gejeßgebung 
tft zunächit zu erwähnen, daß der Perſonenkreis der Verjicherungs: 
pflichtigen und berechtigten wejentlich ausgedehnt wurde. In 
die Krankenverſicherung murden einbezogen die länd— 
lichen Arbeiter, die Dienjtboten, die im Wandergewerbe Be- 
ichäftigten, Hausgemwerbetreibende, Heimarbeiter, Schiffer, Hand: 
lungsgebilfen und Lehrlinge, Apothefergebilfen und Lehrlinge, 
Lehrer und Erzieher an nichtöffentlichen Schulen, wenn ihr 
Jahresgehalt 2500 ME. nicht überjteigt. Freiwillig können 
in die Kirantenverficherung eintreten Kleinere Gewerbetreibende, 
Ramilienangehörige von folchen und Kleinere Landwirte; bei den 
Semwerbetreibenden iſt Vorausjegung, daß ſie höchjtens zwei 
Arbeiter bejchäftigen und höchitens 3000 ME. Einkommen beziehen. 
Außerdem find bei der Krantenverficherung die Leitungen 
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erhöht worden. Die Lohnklaffen find über den durchſchnitt— 
lichen Tagesentgelt von 4 auf 5 ME. erweitert worden, und durch 
Statut der Kaſſen Tann diefer Sat auf 6 ME. erhöht werden. 
Krankenkaſſenbehandlung ijt auch fernerhin gejtattet, ebenjo in 
Zukunft Kranlenpflege im Hauſe bei einer Kürzung von höchitens 
/s des Krantengeldes. Die Kranfenunterftügung wird wie jeit- 
ber 26 Wochen lang gewährt, durch Kaſſenſatzung kann jte auf 
ein Jahr ausgedehnt werden und das Krankengeld bis auf ’% 
des Srundlohns erhöht werden. Wöchnerinnenbhilfe wird 
an Berlicherte gewährt, die mindejtens 6 Monate im Jahr vor 
ihrer Niederkunft verfichert waren; Wochengeld wird für acht 
Wochen (bei Landkrankenkaſſen, |. unten, nur für vier Wochen), 
davon mindejtens jechs nach der Niederkunft in der Höhe des 
Kranfengelds bezahlt, oder es wird Pflege im Wöchnerinnenheim 
geleitet. Durch Krantentafjenfagung kann verjicherungspflichtigen 
Shefrauen oder allen weiblichen Berjicherten Hebammendienjt 
und ärztliche Geburtshilfe gewährt werden, ebenjo Stillgeld bis 
zwölf Wochen nach der Niederkunft. Das Sterbegeld wird 
bei der Krankenverjicherung auf das Zwanzigfache des Grund: 
lohns feſtgeſetzt, kann aber durch Kafjenfagung bis zum Vierzig— 
fachen erhöht und mindeitens mit 50 ME. angejegt werden. Die 
Drganifation der Kranfenfafjenvermwaltung bleibt 
gleich, ebenjo das Berhältnis der Beitragsleiitung von “s der Arbeit: 
geber und ”s der Arbeitnehmer, dagegen jind eine Reihe von 
Garantien gejchaffen worden, um die jeitherige Majorität der 
Arbeitnehmer zu bejeitigen. Beſonders iſt es in Zukunft not— 
wendig, daß der Borfigende einer Krankenkaſſe nur dann als 
gewählt gilt, wenn er die Mehrheit ſowohl der Arbeitgeber- als 
auch der Arbeitnehmer: (der Berjicherten:) Mitglieder des Vorſtands 
auf jich vereinigt. Außerdem iſt hinfichtlich der Beamten und 
Angeitellten der Ortskrankenkaſſen die Beitimmung getroffen, 
daß jte nur gewählt werden fünnen durch übereinitimmende Be- 
ichlüjfe der Arbeitgeber- und der VBerjichertengruppe des Vor: 
Itands. Wenn auch bei einer zweiten Wahl feine Ginigung er: 
zielt wird, dann kann die Anjtellung bejchlofjen werden, wenn 
mehr als ?”/s der Anweſenden dafür jtimmen, ſie unterliegt dann 
aber der Beitätigung durch das NeichSverficherungsamt. Ebenjo 
it gegenüber Angeitellten, die ihre dienitliche Stellung zu einer 
religidjen und politifchen Betätigung mißbrauchen, der Vorſitzende 
des Boritands zu einer Verwarnung berechtigt, auf die, wenn 
jte nicht beachtet wird, die jofortige Entlajjung folgt. Die 
Regelung des Verhältniſſes zwilchen Ärzten und Kranken— 
fajjen iſt durch die Reichsverſicherungsordnung nicht erfolgt, die 
freie Arztwahl iſt nicht geſetzlich feitgelegt worden, die Kaſſen 
fönnen vielmehr auch fünftighin beſtimmte Kafjenärzte anitellen, 
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es muß aber den Mitgliedern die Auswahl zwijchen mindeitens 
zwei Ärzten freigejtellt werden, wenn die Kaſſe dadurch nicht er: 
beblich mehr belajtet wird. Es hat jeweils die Regelung des 
Verhältniſſes zwijchen Krankenkaſſen und Ärzten durch jchriftlichen 
Vertrag zu geichehen. Da die Ärzte im jogenannten „Leipziger 
Verband“ umfajjend organijiert jind, jo wird fich unter der Gel— 
tung des neuen Gejeges der alte Kampf zwiſchen Kafjen und 
Arzten fortjegen, bis die Ärzte ihre Forderung bejjerer Bezahlung 
ihrer Leiltungen im Dienjt der Krankenkaſſen erreicht haben werden. 
Die Einbeziehung der ländlichen Arbeiter in die Krankenverfiche- 
rung hat die neue Organijation der Landkrankenkaſſen (bei 
mindeitens 250 Mitgliedern) im Gefolge gehabt; ihr Ausjchuß 
wird nicht wie der der Ortskrankenkaſſen durch allgemeines Wahl: 
recht der Berficherten zufammengejeßt, jondern von der Vertretung 
des Rommunalverbands gewählt (in Preußen vom Kreistag, in 
Bayern vom Dijtriktstag, in Württemberg vom Bezirksrat) oder 
aber auch von einzelnen Gemeinden jelbjt. Damit it in den 
agrariichen Provinzen dem Großgrundbejtg der entjcheidende Ein- 
fluß in den Landkrankenkaſſen eingeräumt. Betrieb3franfen- 
fafjen find in Zukunft nur noch für Betriebe mit mehr als 
150 Berjicherten zugelaſſen. 

Bei der Unfallverficherung werden den Verleßten, jo: 
fern ihnen feine Rente gewährt wird, die Anjprüche aus der 
Haftpflicht gefichert. Die jeitherigen Beltimmungen über den 
Nejervefonds der gewerblichen Berufsgenojjenjchaften, der häufig 
als zu hoch angefochten war, werden zunächit bis 1912 bei- 
behalten; neu geregelt wurden die Beltimmungen über das Um: 
lageverfahren bei den landwirtichaftlichen Berufsgenofjenjchaften. 
Das Berfahren für die Rentenfeſtſetzung gibt dem Ber: 
jicherten das Recht, daß auf feinen Antrag zur Unterfuchung Sach— 
veritändige binzugezogen, von den Berufsgenofjenjchaften, wenn 
bei Beginn der Entichädigungspflicht die Höhe der Entjchädigung 
noch nicht feſtſteht, Vorſchuß gewährt und gegen den Renten: 
feftießungsbejcheid Einſpruch erhoben werden kann. Der Ver— 
jicherte muß dann von dem Berficherungsamt vernommen werden. 
Die Verhandlungen nebjt Gutachten geben unverzüglich an die 
Berufsgenofjenfchaft; gegen ihre Nentenfeitiegung fann der Ber: 
ficherte beim Oberverficherungsamt Rekurs ergreifen. 

Die Invaliditätsverjicherung erhält eine wejentliche 
inhaltliche Erweiterung durch die Anfügung einer teilweiſen 
Hinterbliebenen-Berjicherung. Während either die 
Dinterbliebenen eine Nente nur erhielten, wenn dev Berficherte 
infolge eines Unfalls ftarb, jo wird jegt Witwengeld und 
Witwenrente gewährt an Dauernd invalide Witwen, 
außerdem für unverjforgte Kinder, Ferner wird die jogenannte 
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Kinderrente eingeführt mit 10% der Invalidenrente für jedes 
nicht 15 Jahre alte Kind des Invaliden. Eine Herabjegung der 
Altersgrenze von 70 auf 65 Jahre war zunächit nicht zu er- 
reichen, dagegen foll fie 1915 erfolgen. Die R. V. OD. iſt in dieſem 
naturgemäß nur kurz Ikizzierten Inhalt im Reichstag angenommen 
worden von den Konjervativen, Nationalliberalen, dem Zentrum 
und einem Teil der Freilinnigen gegen die Stimmen der Sozial: 
demofratie und einer freifinnigen Minderheit. 

Reichswertzuwachsſteuer, ſ. Wertzumachsiteuer. 

Reklameſteuer, eine in der Schweiz, Oſterreich, Italien und 
Portugal beſtehende Steuer zur Einſchränkung der läſtigen und 
das Straßenbild verunzierenden Reklamen. 

Rekognitionsgebühren, jährliche Geldleiſtungen, durch die 
das Beſtehen gewiſſer Rechte anerkannt wird, im engeren Sinne 
jährliche von Gewerbetreibenden zu zahlende Steuerabfindungen. 

Rekreditive, j. Sejandtjchaften. 

Relative Mehrheit, ſ. Majorität. 

Beligionsfreiheif jtellt das Recht des Einzelnen dar, fich 
öffentlich zu einer Religion zu befennen und ihren Kultus aus: 
zuüben ohne jtaatsbürgerliche Benachteiligung. 

Rente bedeutet den Grtrag aus Kapitalien, Grund und 
Boden 2c., Daher Bodenrente (ſ. d.). Ferner bezeichnet man die 
Bezüge der Verjicherten bei der jozialen NReichsverjicherung (Un: 
falle, ferner Alters: und Synvaliditätsverjicherung) als Rente: 
Unfall, Snvaliden-, Altersrente. Bergl. dazu die Artikel Inva— 
liditäts- und Alters-, ſowie Unfallverjicherung, ferner auch Reichs— 
verjicherungsordnung und PBrivatbeamtenbewegung. 

Rentenbanken jind Banken, die Schuldentilgung in Teil- 
beträgen geitatten und dieſe jo bejonders der Kleinen ländlichen 
Bevölkerung erleichtern; bier wirkten die Landeskultur— 
NRentenbanfen (j. dort), ferner die Grunde oder Boden- 
NRentenbanfen (Ubldöjungsbanten), die der bäuerlichen 
Bevölkerung bei der Ablöjung der Grundlajten zu Hilfe fommen. 
Sie zahlten die Abldjungsfumme an den Berechtigten und hoben 
dieje dann in Heinen Jahresrenten von den Verpflichteten wieder 
ein; meijtens wurden diefe Banken, bejonders in den Jahren 
1830—1850, von Staatswegen gegründet. 

Bentengüter, j. Innere Kolonijation. Für Nenten- 
banfen ijt bei der modernen Schaffung von Nentengütern ein 
neues Aufgabefeld geichaffen. 

DBentenfhulden, Schulden, bei denen der Staat nur die Pflicht 
auf eine regelmäßige Zinszahlung, nicht auf die Rückzahlung über: 
nimmt (Gegenjag: Tilgungsichulden). Sit die Rückzahlung eine 
unfündbare, „ewige Rente”, jo tilgt fie der Staat durch Ankauf 
zum Börjenpreis, Behält jich der Staat das Necht der Kündigung 
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vor (fündbare Nentenjchuld), jo zahlt er ſie nach erfolgter Kün- 
digung al pari heim. Die Rentenjchulden jind entweder Brief— 
Ichulden, die durch StaatSverjchreibungen (Staatstitres) beur- 
fundet find, oder es jind Buchjchulden, bei denen die Forderung 
durch Eintrag in einem Staatsjchuldbuch begründet wird. Be— 
rechtigt ijt nur der, dejjen Name in dem Buch eingetragen it 
(vergl. Staatsjchuldbuch). Die Rentenjchulden verdrängen heute 
immer mehr die Tilgungsichulden. 

Bepartitionsftenern, j. Quote. 

Sepafriierungsverfräge, internationale Verträge über Die 
Aufnahme jolcher Berjonen, die ihre Staatsangehörigkeit verloren 
haben, in das frühere Heimatsrecht. 

Report, j. Börjengejchäfte. 

Bepräfentantenhaus, Bolfsvertretung, |. Vereinigte Staaten 
von Nordamerika. 

Depräfentativfpftem nennt man eine Negierungsform, bei der 
die Nepräfentanten, die Vertreter des Volks, ein Mitwirkungsrecht 
bejigen; das fann ebenjogut in der Monarchie wie in der Repu— 
blik der Fall jein. Man jpricht daher von vepräjentativer Mo— 
narchie im Sinn von Eonititutionell beſchränkter Monarchie und 
ebenjo von repräjentativer Republik oder Demokratie (j. Republik). 
Ferner vergl. dazu Konititution. 

Bepreffalien, im Bölferrecht Eingriffe in fremde Staats: 
intereffen oder in die ſeiner Angehörigen als Gegenmaßregel 
gegen von jenen verübte VBölferrechtsverlegungen. Im Krieg 
veriteht man unter Neprejfalten die Beitrafung von Berlegungen 
der Kriegsregeln (3. B. Zulammenjchießen eines Dorfes, in dem 
Soldaten ermordet wurden uſw.). 

Weptilienfonds. Fürit Bismarck bezeichnete Leute, die im 
VBerborgenen gegen die Staatspolitik intrigieren, als „Reptilien“ ; 
jeine Gegner wandten den Ausdruc aber höhniſch auf diejenigen 
Publiziiten an, die Beziehungen zu der Negterung hatten, und 
jo erhielt dann der aus dem bannoverichen Welfenvermögen 
von Preußen zurückbehaltene Fonds, aus dem die offiziöjen Blätter 
unterjtüßt wurden, den Namen „Neptilienfonds“. ©. Welfenfonds. 

Republik, Freiſtaat, Herrichaft des Volls im Gegenſatz zum 
Königtum. In der modernen Republik übt das Volk die Herr: 
chaft nicht mehr unmittelbar aus, jondern nur noch mittelbar 
durch die von ihm gewählten Vollsvertveter und die von ihm 
beitellten Organe: og. reprälentative Demokratie oder Nepublit, 
wie fie in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, Frankreich, 
in der Schweiz und neuerdings in Portugal etabliert it. — 
„Rote Nepublif“, die vom radikalen Sozialismus angejtrebte 
joziale Staatsform mit völliger Gleichheit der Individuen. 
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amerila (1. dort, Demokraten, Inſurgenten). 

Repudiation, ſ. Staatsbanferott. 

Reſervate (Ausgabereſervate), die bis zum Schluß der Finanz— 
periode nicht ausgegebenen Summen, die im Etat ſelbſt oder 
durch Vereinbarung zwiſchen Regierung und Parlament als über— 
tragbar (ſ. d.) erklärt wurden. 

Reſervatrechte, vorbehaltene Rechte, z. B. der ſüddeutſchen 
Staaten in den mit Preußen bei der Reichsgründung geſchloſſenen 
Verträgen und Konventionen. Hieher zählen die Ausnahmeſtellung 
der ſüddeutſchen Staaten auf finanzpolitiſchem Gebiet (vergl. 
z. B. den Artikel Bierjteuer), ferner das Recht Bayerns und 
Württembergs auf eigenen PBojtbetrieb (ſ. unter „Poſt“) und die 
Sonderrechte auf dem Gebiet des Heerweſens (j. unter „Reichs: 
friegsmwejen“). Derlei Rejervatrechte können den berechtigten 
Staaten ohne ihren Willen nicht entzogen werden; jie finden im 
Süden auch jederzeit noch jehr warme Verteidiger. Der in ihnen 
fonjervierte Geilt der Sonderbeitrebungen iſt darüber hinaus für 
den großen wirtichaftlichen Einigungsgedanken der Reichseiſen— 
bahngemeinjchaft (ſ. „Eiſenbahnen“) jehr hinderlich. 

Wefervefonds, j. Aktiengejellichaft. 

Reſident, der Verwaltungsvorjtand eines Kreijes in den Kolo— 
nien, 3. B. Holland. Über Mintjterrejident vergl. Gejandtjchaften. 

Befidenzpflidit, die den Klerikern durch das Tridentiner Konzil 
auferlegte Pflicht, am Amtsjige zu wohnen und ihr Amt perjön- 
lich zu verwalten. Das Gleiche gilt für die Beamten. 

Reſkript, gleich Verfügung eines Landesheren oder eines 
Miniſteriums. 

Reſolution, Entſchließung, die Willenskundgebung einer 
Volksverſammlung oder eines Parlaments für eine Vorſtellung 
bei der Regierung. 

Reſſort, der Geſchäfts- und Aufgabenkreis einer Behörde, 
vor allem auch Bezeichnung für die einzelnen Miniſterien (3. B. 
Refjort des Innern, Kultus-Reſſort ujw.). 

Reſtauration, die Wiederheritellung einer befeitigten Ver— 
faflung, einer vertriebenen Dynaſtie. 

efigüter, ſ. „Anſiedlungs-Geſetze“. 

Retorſton, im Völkerrecht die Erwiderung unbilliger Maß— 
regeln eines fremden Staats, im Unterſchied zu Repreſſalien, die 
eine Verletzung des Völkerrechts vorausſetzen. Die Retorſion 
ſtellt alſo keine rechtswidrigen Gingriffe dar, ſondern nur eine Art 
von Wiedervergeltung, 3. B. handelspolitiſcher Natur (ſogenannte 
Retorjionzzölle, |. Differentialzölle). Man jpricht daher auch 
von einem jogenannten NRetoriionsrecht, von dem der eine Staat 
gegenüber dem unbilligen Berhalten des andern Gebrauch machte. 
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Reuß ältere Linie, Eonititutionelles, im Mannesitamm erb- 
liches Fürjtentum mit 316 qkm Flächeninhalt und 72616 Ein- 
mwohnern. Der Landtag zählt 12 Mitglieder; 3 davon ernennt 
der Fürſt, 2 wählt der Großgrundbeiit direkt, 3 die Städte, 
4 das Land indirekt, aber geheim. 

Reuß jüngere Linie, Eonititutionelles, im Mannesjtamm erb— 
liches Fürjtentum mit 827 qkm Flächeninhalt und 152765 Ein: 
wohnern. Berfafjung jeit 1852. Hat auch nur eine Kammer 
mit 16 Mitgliedern, darunter einen Standesheren als erbliches, 
während von den andern 3 durch die höchiten, 12 durch die 
übrigen Steuerzahler in geheimer, direkter Wahl auf 3 Sabre 
gewählt werden. — Als Kuriofum von den beiden Neuß iſt die 
Zählung ihrer Füriten anzuführen; ſie alle und alle Brinzen des 
Haujes Neuß heißen Heinrich. Nur zählt Neuß ältere Linie bis 
100 und beginnt dann wieder von neuem, während Reuß jüngere 
Linie jeine Fürjten und Prinzen mit Beginn jedes Jahrhunderts 
frifch zu zählen beginnt. 

Reuterſches Bureau, ein 1851 in London von Frhr. BP. von 
Reuter gegründetes Nachrichtenbureau mit offiziöſem Charakter 
(ſ. auch Wolffiches Telegraphen-Bureaun). 

Revanche, Wiedervergeltung, im politischen Sinn die chauvi- 
niltiichen Ausflüjfe franzöfticher SKretie, die Vergeltung an 
Deutjchland für die Annerion von Elſaß-Lothringen fordern. 
Sie finden Förderung und Ausdruc durch den „Souvenir 
francais“ (j. d.). Man jpricht von „Nevanchejchreiern“, von den 
unverjöhnlichen Franzoſen, die unaufhörlich nach dem „Loch in 
den Bogejen” jtarren. Aber es jind nur fleine Teile des fran- 
zöftichen Volks, die ihnen noch folgen; die Interejjen Frankreichs 
liegen heute jo jehr auf anderen Gebieten, bejonders auch in 
der Kolonialpolitif, daß dieſe chaupinijtiichen Ausbrüche nicht 
mehr große Beachtung finden. Zudem find die Annäherungs— 
verjuche zwijchen beiden Ländern auf beiden Seiten immer fräftiger 
von leitenden politiichen und wirtjchaftlichen Perſönlichkeiten ge: 
fördert worden. 

Revirement, Erneuerung, die Verſchiebungen in der Bejegung 
von amtlichen Stellungen, bejonders Miniſter-Revirement. 

Reviſton, Durchficht, Prüfung zwecks Anderung eines Ge- 
jeges, Tarifs, Vertrags, fo Ipricht man von Verfaſſungsreviſion 
(ſ. Konſtitution); Reviſioniſten nennt man diejenigen, die eine 
jolche Anderung anjtreben. 

Reviſtonismus, Bevifioniften, j. „Sozialdemokratie“, 

evolution, Ummälzung im politiichen und jozialen Leben 
eines Volkes, befonders gewaltiame Linderung feiner Verfaſſung, 
im Gegenfat zur ruhigen, planmäßigen Reform. Gemaltjam 
und plößlich vor ſich gehende Verfaſſungsänderungen beißen 
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auch Staatsitreich (ftehe Dort, vergleiche ferner den Artikel 
Solution). 

Wevolntionsfieder. Außer der Marjeillaije (j. dort) 
iind es die Garmagnole, Ga ira, und der Chant du 
depart. Die GCarmagnole (von der im Jahre 1792 eingenom- 
menen Stadt Garmagnole in Piemont jo genannt) fing mit den 
Worten an: Madame Veto avait promis und jchloß in jeder 
Strophe mit dem Nefrain: Dansons la Carmagnole! Vive le 
son du canon! (Laßt uns die Garmagnole tanzen! Es lebe 
der Kanonendonner!) Sie hielt jich lange Zeit neben Ca ira 
(pr. Ba ira). Ga ira (eS wird gehen) war ein von einem 
Straßenjänger gedichtetes und von einem Trommeljchläger der 
Oper in Muſik gejegtes Marichlied im Nevolutionsjahr 1789, 
das mit dem Refrain jchloß: Ca ira, caira, ca ira, Les aristo- 
erates à la lanterne. 

Revolverpreſſe, eine Prejie, die durch die Drohung, kom— 
promittierende Artikel zu veröffentlichen, jich) Bermögens- oder 
andere Borteile rechtswidrig zu verjchaffen jucht. Sm gleichen 
Sinn jpricht man von Revolverjournaliiten. 

Reziprozität, j. Gegenjeitigfeitsprinzip. 

Rheiniſch-weſtfäliſches Kohlenſyndikat, eine Vereinigung zur 
einheitlichen ine und Produftionsregelung im rheinijch-weit- 
fäliſchen Koblengebiet. Die verarbeitende Induſtrie, befonders in 
fohlenarmen Gegenden Deutjchlands, bejchwert jich ſeit langer 
Zeit über die Preispolitit des Syndikats. 

Rheinſchiffahrtsakte. Eine Konvention von 1815, im Anſchluß 
an die Kongreßafte des Wiener Kongrejjes, gab die Schiffahrt auf 
dem Rhein bis zu jeiner Mündung frei, unterwarf jie aber einem 
gleichmäßigen Zoll. Breußen jtrebte die gänzliche Ubgaben- 
freiheit auf dem Rhein an und erreichte jie in den Friedens— 
ichlüfjen von 1866. Am 1. Januar 1869 trat dann die von allen 
Rheinuferitaaten unterzeichnete Rheinſchiffahrtsakte im 
Kraft, wonach die Schiffahrt auf dem Rhein und jeinen Aus- 
flüffen von Bajel bis zur See den Fahrzeugen aller Natio— 
nen zum Transport von PBerjonen und Waren geitattet ijt; Die 
zur Rheinjchiffahrt en Schiffe und Holzflöße fünnen da- 
nach durch die Niederlande ins offene Meer oder nach Belgien 
und umgekehrt fahren. Vergl. auch Elbichiffahrtsafte und Schiff- 
fahrtsabgaben. 

Biegel- und Sperrgefeß, Spaniſches, j. Cadenas-Geſetz. 

Bing, nach englijchen Vorbildern eine Vereinigung zu wirt- 
Ichaftlichen Zwecken, häufig eine Bildung zu lediglich augenblid- 
lichen jpefulativen Zwecken, aber auch von dauernder Natur; jo 
3. 8. der Milh- Ring, eine Konvention von Milchproduzenten 
zur Hochhaltung des Milchpreifes eines gewiſſen Produftions- 
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gebiet für einen bejtimmten Abjagmarkt. Sn ähnlichem Sinn 
auch Tapeten-Ring, Brauerei-Ring ꝛc. 

Robote, gleich Yronden (j. d.). 

Bohftoffftenern, j. Aufwandſteuern. 

Roma intangibile (jprich: intanjchibile), das unantajtbare 
Rom, Ausipruch König Humberts I von Italien (1886) gegen 
die päpitlichen Anſprüche auf die weltliche Herrichaft über Rom. 

Romaniſches Wahlverfahren, ſ. Wahl. 

Homanismus, eine Auffaſſung, die den Papit und die päpit- 
liche Gewalt al3 die unbedingte und oberite Inſtanz in Firchlichen 
Fragen anerfennt. 

Römiſche Frage, die Frage der Wiederheritellung der welt- 
lichen Herrichaft (des Kirchenjtaats) und damit der „Unabhängig: 
feit“ des Papſttums. 

Rolbuch, j. Blaubuch. 

Roter Halbmond, die dem „Roten Kreuz” entſprechende tür- 
fifche Organifation zur freiwilligen Krankenpflege im Krieg. 

Roter Sonntag, blutiger Sonntag, Bezeichnung für einen 
Sanuar-Sonntag 1906, an dem Wahlvechtsdemonjtrationen der 
Sozialdemokratie in Preußen, bejonders in Berlin jtattfanden. 

Rotes Gefpenft, 1851 in Paris geprägter Ausdrud für die 
vom Sozialismus angejtrebte Republit (tote Republik, ſiehe 
„Republik“); jtammt aus einer franzöſiſchen Brojchüre: le spectre 
rouge de 1852. 

Hofes Sans, das Berliner Rathaus, daher auch die Ber- 
liner Stadtverwaltung. 

Hofes Arenz, das durch die Genfer Konvention 1864 ver- 
einbarte Neutralitätsabzeichen für die Krankenpflege im Krieg und 
damit für die Verwundeten und Kranken; es iſt von da aus die 
Bezeichnung für die freiwillige Krantenpflege im Krieg 
geworden, die von Vereinen in fajt allen Kulturländern organi- 
jiert ift. In Deutjchland find in allen Bundesjtaaten jolche 
Zandesvereine des Noten Kreuzes, die als Gejamtorganijation 
ein Zentralfomitee bejigen. Für den Krieg find dejjen Befug- 
niſſe gejeglich geregelt; der kaiſerliche Kommiſſar und Militär- 
injpetteur der freiwilligen Krantenpflege leitet die Tätigkeit der 
Vereine, die nur im Rücken der Armee tätig jein dürfen, im Ein- 
vernehmen mit Kriegsminifterium und Feldjanitätschef. 

Boyaliften, Anhänger des Königtums, jo in Frankreich An- 
bänger des Haufes Bourbon im Gegenſatz zu den Bonapartijten 
und Nepublitanern, in Bortugal Anhänger des ehemaligen Königs 
Manuel. 

Nüdverfiherungsvertrag, Das 1887-1890 bejtehende Ab— 
fommen des deutjchen Neichs mit Rußland, das beide 
Staaten zu wohlmwollender Neutralität verpflichtete für den Yall 
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eines Angriffs durch Dritte, den feine der Mächte verichuldete. 
Gaprivi erneuerte dieſen Bertrag nicht mehr nach Bismarcds 
Nücktritt, worauf diefer die Annäherung Rußlands an Frankreich 
zurückführte. 

Rückzölle, ſ. Drawbaäcks. 

Rumänien, köonſtitutionelles Königreich, erblich im Mannes— 
ſtamm der fürſtlichen Linie des Hauſes Hohenzollern (Sigmaringen). 
Verfaſſung jeit 1866. Die VBollsvertretung beiteht aus Senat 
(120 Mitglieder) und Abgeordnetenlammer (183 Mitglieder). Bis 
Anfang 1911 hatten in beiden Kammern die Liberalen die Ober- 
band. — Rumänien umfaßt 131853 qkm mit etwa 6,8 Mill. 
Einwohnern. — An der Einfuhr mit rund 414 Mill. Francs (Eu) 
it Deutichland mit etwa 140 Mill. beteiligt. Die Hauptausfuhr- 
artitel find Getreide und Mehl (282 Mill), Betroleum, Holz und 
Holzwaren, Gemüje, Früchte, tierifche Nahrungsmittel. — Das 
Heer beruht auf der allgemeinen Wehrpflicht und bat eine 
Friedenspräſenz von etwa 85000 Mann, die Kriegsitärte jteigt 
auf 287600 Mann. Gnde 1910 hatte die Flotte 31 Fahrzeuge. 

Aumpfkommiffton, Bezeichnung für die Finanzkommiſ— 
ſion des Reichstags im Lauf der Reichsfinanzberatung 
1909. Als am 28. Mai 1909 die Linke (Nationalliberale, Frei— 
jinnige, Sozialdemokraten) bei der zweiten Leſung aus der Kom— 
million austraten, berieten Konjervative und Zentrum allein 
weiter und jchufen eine Reihe eigener Steuervorlagen (Kotierungs-, 
Wertzuwachs-, Beleuchtungsförper:, Zündwaren:, Mühlenumjaß- 
teuer, Kohlenausfuhr-, Kaffee- und Teezoll) und brachten dieje 
dann von ſich aus an das Plenum. (Bgl. dazu auch den Artikel 
„Reichsfinanzen“.) 

Run (jprich: rönn), Sturm auf eine Bank, panitartige Rück— 
forderung von Bareinlagen, Sparquthaben bei Banken und Spar- 
ib infolge beunrubigender Gerüchte über Zahlungsjchwierig- 
eiten. 

Rußland, Eonjtitutionelles Kaijerreich mit einem jelbjtherr- 
She Zaren an der Spite. Verfaſſung jeit Oftober 1905. Die 
gejeggebende Gewalt wird vom Zaren in Verbindung mit dem 
Reichsrat und der Duma ausgeübt; ohne die Zujtimmung eines 
diejer drei Faktoren kann fein Budget bewilligt und fein Gejet 
erlajjen werden. Der Neichsrat beiteht zu gleichen Teilen aus 
vom Kaijer ernannten und aus gewählten Mitgliedern; letztere 
(98) jegen jich zufammen aus 6 Vertretern der orthodoren Getit- 
lichfeit, 76 des Großgrundbejiges, 18 des Adels, 12 des Handels 
und der Induſtrie, 6 Gelehrten, jie werden auf 9 Jahre ge— 
wählt (mit Ausicheiden je eines Drittel nach 3 Jahren), müjjen 
40 Jahre alt, ruſſiſche Untertanen jein und eine gewijje Schul- 
bildung bejigen. Präfident und Vizepräftdent werden vom Kaijer 
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ernannt. Die Mitglieder des Neichsrats erhalten 25 Rubel Tag- 
gelder. Die Duma hat 442 Abgeordnete, die in den Gouverne- 
ments und den größten Städten indireft auf 5 Jahre gewählt 
werden; ſie müjjen 25 Jahre alt fein, dürfen nicht dem Beamten- 
jtand oder dem Militär angehören und erhalten jährlich 4200 
Rubel Entjchädigung. Den Präjidenten und die zwei Vizepräji- 
denten wählt die Duma aus ihren Reihen. Die PBartei- 
zujammenjegung nach den Wahlen von 1907 (3. Duma) war 
folgende: Rechte 51, Nationalisten 30, Oftobrijten (freifonjervative, 
führende Bartei, die auch den Präjtdenten jtellt) 135, Progrej- 
jtiten 39, Kadetten (Eonjtitutionelle Demokraten) 52, Linfe und 
Spzialdemofraten 29, Bolen 18, Mohammedaner 19. An der 
Spige der Neichsverwaltung jteht das Minijterfomitee; Mini- 
jterien gibt es 11, für: Inneres, Kaijerliches Haus, Auswärtiges, 
Krieg, Marine, Juſtiz, Finanzen, Handel und Induſtrie, Verkehrs: 
wege, Ackerbau, öffentlichen Unterricht; außerdem gehören zum 
Minijterkomitee der Reichskontrolleur und der Oberprofuror des 
beiligiten Synods, der oberiten Behörde der orthodoren Kirche. 
Die PBropinzialverwaltung unterjteht zunächſt den General: 
gouverneuren, zugleich Truppenbefehlshabern, in folgenden 
Militärbezirfen (j. unten): Moskau, Warjchau, Wilna, Kiew, 
Irkutsk und Amurgebiet; an der Spige der Verwaltung im Kau— 
fajus jteht ein Statthalter. Die Zivilverwaltung gejchteht durch 
die Gouvernements (mit dem Gouverneur an der Spiße), 
deren es im Europäijchen Rußland 50, in Polen 10, im Kaufajus 
14, in Zentralasien 9, in Sibirien 10 gibt. Das ganze Ruſſiſche 
Reich umfaßt 22,5 Mill. qkm mit etwa 163 Mill. Einwohnern; 
davon entfallen auf Aralſee, Kaspifches und Aſowſches Meer 
544 060 qkm, auf Sibirien 12,4 Mill. qkm, Zentralajien 3,5 Mill. 
qkm, auf da8 Guropäijche Rußland 4,88 Mill. qkm mit 
116,5 Mill. Einwohnern, auf Bolen 127 320 qkm mit vund 12 Mill. 
und auf den Kaufajus 476000 qkm mit ebenjoviel —— 
Finnland umfaßt 373600 qkm mit ſtark 3 Mill. Einwohnern. 
Das ehemalige Großfürjtentum Finnland hatte jeit feiner 
Ginverleibung in Rußland (1809) eigene politische Verfaſſung und 
innere Verwaltung. 1906 erhielt das Land eine neue Zandtags- 
ordnung, und damit begann jeine völlige Entrechtung, die 1910 
mit der Vernichtung jeiner Selbjtändigleit endete. Nach einem 
faijerlichen Grlaß vom 27. März 1910, dev am 10. Juni 1910 
Geſetz wurde (gegen 23 Stimmen der Oktobriſten, während Ka— 
detten und Sozialiſten dieje gejegmwidrige „Geſetzgebung“ gar nicht 
mitgemacht hatten), werden dem finnijchen Landtag nur noch 
finnische Angelegenheiten zugeben, jolche aber, die Finnland und 
dem vufjischen Neich gemeinfam find, jollen von Neichsrat und 
Duma behandelt werden (jo insbejondere Heer, Bojt, Telegrapbie, 
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Preſſe, Vereinsrecht); dafür jollen in der Duma 4, im Neichsvat 
1 Vertreter Finnlands figen. Der finnifche Landtag, der gegen 
dieje Entrechtung des Landes in Oppofition trat, wurde im Herbit 
1910 (zum fünftenmal feit der neuen Yandtagsordnung von 1906) 
aufgelöft, erhielt aber bei den Neuwahlen anfangs 1911 ungefähr 
diejelbe Zufammenjegung wie jeither: 87 Sozialdemofraten, 16 
Ugrarpartei (den Sozialdemokraten jehr nahejtehend), 42 Alt, 
28 Jung-Finnen, 26 ſchwediſche Volkspartei, 1 chriftliche Arbeiter. 
Die Wahlen zum Landtag erfolgen nach dem Proportionalwahl- 
verfahren (im übrigen allgemeines direktes, geheimes Wahlrecht), 
das allen Männern und Frauen über 24 Jahren zuſteht; 
Frauen wurden gewählt 1911: 17 (in den 4 Jahren vorher 17, 
21, 25, 19). An der Spite der inneren Verwaltung jteht der 
Kaiferlich finnifche Senat unter dem Borjiß eines vom Kaiſer 
ernannten Generalgouverneurs; die acht Gouvernements haben 
Gouverneure. Militärifch bildet Finnland heute einen Teil Des 
Militärbezirts St. Petersburg. — Für das Ruſſiſche Reich bejteht 
die allgemeine Wehrpflicht; es bejtehen 12 Militärbezirke, die 
jeder eine Anzahl Armeekorps umfaljen: Betersburg, Wilna, 
Warichau, Kiew, Odejja, Moskau, Kajan, Kaufajus, Turkeſtan, 
Omsk, Irkutsk und Amur, außerdem Militärgebiet des Donlandes. 
Die Friedensjtärte des Heeres beträgt 1384000 Wann; für den 
Krieg iſt die Stärke eines Armeeforps zu 40000 Mann gejchäßt, 
was bei 46 Armeekorps (27 ruſſiſchen, 3 kaukaſiſchen, 2 turfejta- 
nischen und 5 jibirischen) gegen 2 Mill. Dann ausmachen würde, 
nach andern Angaben 2,8 Mill., wozu die Neichswehr mit 750 000 
und die Grenzwache mit 41000 Mann tritt. Die rufjiiche Kriegs 
marine zerfiel 1910 in die Ditjeeflotte mit 231 Fahrzeugen 
(darunter 5 Schlachtichiffe), Die Flotte des Schwarzen Meers mit 
79 Fahrzeugen (8 Schlachtichiffe), die Sibirische Flotte mit 92 
Fahrzeugen (2 Kreuzer) und die Flotte das Kajpijees mit 9 Fahr— 
zeugen. — Rußlands jährlicher Haushalt balanciert in Einnahmen 
und Ausgaben mit etwa 21 Milliarden Rubel, jeine Staatsjchuld 
hatte zu Beginn von 1910 die neunte Milliarde überjchritten. — 
Einfuhr und Ausfuhr erreichen an Wert nicht ganz 1 Milliarde 
Rubel, woran Deutjchland in der Einfuhr mit 348 Millionen 
interejjtert ijt, England mit 120 Millionen. Die Hauptausfuhr- 
artikel jind Getreide und Mehl (360 Mill.) und Holz jowie 
lonjtige landmwirtjchaftliche Produkte. Die HandelSflotte zählte 
1910 neben 2500 Segeljchiffen 925 Dampfer. Länge der Eijen- 
bahnen im europätichen Rußland 56 000 km, im ajtatijchen 17 000. 

Ruſſiſche Bafallenftaaten jind Bochara (Emirat, Fürjten- 
tum) und Chiwa (Khanat), ijlamitische abjolutijtiiche Staaten, 
die aber unter völliger Abhängigkeit von Rußland ftehen, obwohl 
der Emir von Bochara und der Khan von Chiwa, beides übri- 
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ger ruſſiſche Koſakengenerale, die Herrichaft ihrer Länder führen. 
Bochara hat 203430 qkm und etwa 11 Mill. Einwohner, 
Chiwa 67430 qkm mit 800000 Einwohnern. Während Chiwa 
nur eine Art Polizeitruppe peſitzt, beſteht in Bochara noch ein 
Heer von etwa 11000 Man 
Auffophile, Auffenfreund, Rujjophobie, Rujjenfurcht. 


©. 


Sabor, Landtag von Bosnien = Herzegowina (}. Öjterreich, 
Bosnien und Herzegowina.). 

Sadofage (von ek, Holzſchuh, saboter, plump auf- 
treten, ruinieren, verpfujchen) bezeichnet Die Tätigkeit jtreifender 
Arbeiter und ihrer Helfer, die darauf ausgeht, das Arbeiten Arbeits 
williger dadurch völlig zu verhindern, daß das Arbeitsmaterial, 
wie Majchinen, Werkzeuge 2c., zerjtört oder unbrauchbar gemacht 
wird. Die zahlreichen Fälle von’Sabotage bei dem Eijenbahner- 
ausitand in Frankreich 1910 haben das Minijterium Briand zur 
Vorlage eines Gejeges über die Sabotage veranlaßt, das ſowohl 
diejenigen, die Sabotage verüben, als ihre Helfershelfer und die- 
jenigen, die zur Sabotage auffordern, mit Gefängnisitrafen von 
einem Monat bis zu fünf Jahren und mit einer Geldjtrafe von 
50—1000 Frs. bedroht. Die Juſtizkommiſſion der Deputierten- 
fammer bat die Vorlage angenommen. 

Sacharinverbot, j. Süßſtoffgeſetzgebung. 

Sachſen, Eonjtitutionelles, im Mannesjtamm erbliches König— 
reich (Haus Wettin) mit 14993 qkm Flächeninhalt und 4870000 
Einwohnern. — Verfaſſung jeit 1831, vielfach geändert, zuleßt 
1909. Den Landtag bilden die Grite und die Zweite Kammer. 
Die 47 Mitglieder der Eriten Kammer beitehen aus 1 Prinzen, 
3 Standesherren, 2 ähnlichen Adelsmitgliedern, 12 von Guts- 
bejigern gewählten Vertretern, 10 vom König ernannten Guts— 
bejigern und 5 andern von ibm ernannten Mitgliedern, ſowie 
1 Hochſchul- und 5 geiftlichen Vertretern und 8 Vertretern von 
Städten. Im Induſtrieſtaat Sachſen überwiegt ** der Groß— 
grundbeſitz in der Erſten Kammer vollſtändig. Die Zweite 
Kammer zählt 91 Abgeordnete. Bis 1896 beſtand für ſie das 
direkte, gleiche, durch geringe Steuerleiſtung beſchränkte Wahl- 
recht, das 1896 dem indirelten wich und 1909 zwar wieder in 
ein direktes, geheimes verwandelt, aber zu einem Pluralwaähl— 
recht geitaltet wurde, indem zu der allgemeinen einen Stimme 
bis zu 3 Zufaßſummen gewährt werden. Auf dieſe Weiſe haben 
die lädtiſchen Wahlkreiſe 43, die ländlichen 48 Abgeordnete zu 
wählen; Borausjegung des Wabhlvechts it auch noch 2jährige 


Sachjen-Altenburg — Sachjen-Meiningen 451 
Staatsangehörigleit. Das Gejfamtminijterium bejteht aus 
den Miniitern der Juſtiz, des Kriegs, Kultus, Innern und Außern 
und der Finanzen. Als Mittelbehörden dienen die 5 Kreishaupt- 
mannjchaften Dresden, Leipzig, Chemnit, Zwidau, Bauen mit 
Kreishauptmännern an der Spige; Die untere Berwaltungs- 
behörde iſt die Amtshauptmanntchafl mit dem Amtshauptmann. 
As Selbitverwaltungsorgane fungieren Kreisausjchuß bezw. 
Bezirksausichuß und Bezirksverfammlung. Die eh 
jegen jich zufammen aus Stadtrat (mit dem Oberbürgermeijter 
an der Spitze) und den Stadtverordneten. — Das Königreich 
Sachjen, das wie Württemberg eigene Militärverwaltung mit 
einem Kriegsminüter bejißt, jtellt das XII. und XIX. (1. und 2. 
Kol. Sächſiſche) Armeekorps. 

Sadfen-Altenburg, Herzogtum, 1324 qkm, 216313 Ein— 
wohner. Verfaſſung jeit 1831, mehrfach geändert. &3 beiteht 
nur eine Kammer, die „Landjchaft”, deren Abgeordnete direkt 
und geheim gewählt werden, und zwar 9 von den größten 
Steuerzahlern und 21 von den übrigen Staatsangehörigen, aber 
nach 3 Steuerflafjen. Die Landesverwaltung führt das Staats- 
minijtertum mit verschiedenen Departements, die Bezirksverwal— 
tung gejchieht durch Landratsämter. 

Sadfengängerei nennt man den Zug lediger, bejonders weib- 
licher, Arbeitsträfte aus den öſtlichen Provinzen Preußens (Bolen, 
MWejtpreußen) nach den Gegenden diesſeits der Elbe, wo ſie in 
Landmwirtichaft und Induſtrie höhere Löhne befommen. Der ur: 
jprüngliche Zug ging bejonders nach der preußilchen Provinz 
Sachen, woher der Name „Sachjengängerei“ entitanden tft. In 
den ditlichen Provinzen entiteht Durch die Sachjengängerei Mangel 
an landwirtjchaftlichen Arbeitsfräften, jo daß dort aus Ruſſiſch— 
Polen, Galizien 2c. Arbeiter herangezogen werden, die man dann 
„preußengänger“ nennt. (Vergl. Saijonarbeiter.) 

Sadfen- Koburg- Gotha, Herzogtum mit 1978 qkm und 
257208 Einwohnern. Berfafjung jchon 1821 für Koburg, für 
beide Landesteile jeit 1852. Sowohl für Koburg als für Gotha 
beiteht ein Landtag (11 bezw. 19 indireft auf 4 Jahre gewählte 
Abgeordnete); für gemeinjchaftliche Angelegenheiten bilden aber 
beide einen Landtag. Auch das Staatsminijterium zerfällt in je 
eine Abteilung für Koburg und Gotha; legteres aber führt die 
allgemeine Verwaltung in verjchiedenen Departements. Die 
Bezirksverwaltung bejorgen Landratsämter. 

Sahfen-Meiningen, Herzogtum mit 2468 qkm und 278792 
Einwohnern. Verfaſſung jeit 1829, mehrfac geändert. Der 
Landtag zählt 24 direft und geheim auf 6 Jahre gewählte Ab— 
geordnete, von Denen 16 durch alle Staatsangehörige, je 4 aber 
vom meijtbejteuerten Großgrundbejig und den übrigen Meijt- 
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bejteuerten gewählt werden. Das Staatsminijterium führt in 
verjchiedenen Departements die Landesverwaltung, während die 
Bezirksverwaltung durch Landräte bejorgt wird. 

Sadhfen-Weimar, Großherzogtum, 3611 qkm, 417166 Ein- 
wohner. Verfaſſung jeit 1851. Der Landtag bejteht nur aus 
einer Kammer; von den 33 Abgeordneten werden direkt gewählt 
je 5 von dem meijtbeiteuerten Großgrundbejtg und den jonjtigen 
größten Steuerzahlern, die übrigen 23 wählen die Bürger über 
21 Sahren in indireftem und geheimem Berfahren. An der 
Spige der Verwaltung jteht das Staatsminifterium mit Departe- 
ment3 für Äußeres, Inneres, Juſtiz, Kultus, Finanzen. Die 
Bezirksverwaltung führen die Bezirksdirektionen, denen der Be- 
zirksausſchuß zur Seite jteht. 

Saint-Simonismus, jozialiitiiches Syſtem, benannt nad 
jeinem literarifchen Begründer Claude Henry Graf Saint-Simon, 
den man nicht bloß den Begründer der eriten jozialiftiichen Schule 
nennt, jondern den „Begründer des wijjenjchaftlichen Sozialis- 
mus”, al3 die freilich die Deutjchen Rodbertus und Marr eher 
gelten dürften. St. Simon war jeit 1802 ſchriftſtelleriſch tätig 
und legte kurz vor jeinem Tod in jeinem Hauptwerk „Systöme 
industriel* (1821—1822) und „Catechisme des Industriels“ 
(1823) jeine Gedanfen nieder, die jeine Schüler, bejonders Bazard 
und Gnfantin, zu der Schule des Saint-Simonismus ausbauten. 
Saint Simon jtellte die Arbeiterfrage al3 das joziale Problem 
jeiner Sn auf und forderte ihre Löjung als die Hauptaufgabe 
der Gejelljchaft. Er betonte rücjichtslos das Prinzip der Gleich- 
heit, anerkannte feinerlei Geburtsvorrecht, ſondern nur die Arbeits- 
tüchtigfeit, ex jtellte das Wohl der großen Majje in den VBorder- 
grund und forderte eine Durchdringung des praftiichen Lebens 
mit einer volllommeneren Sittlichkeit. Es iſt das unbejtreitbare 
Berdienft St. Simons und jeiner Schüler, die Probleme der jo- 
zialen Frage zuerjt erfaßt und ihrer Mitwelt vorgeführt zu en 

Saifonarbdeiter nennt man die Yohnarbeiter im Gewerbe, die 
nur eine bejtimmte Jahreszeit bejchäftigt werden können, jo 3. 8. 
im Baugewerbe, ferner ausländifche Landarbeiter (Ruthenen, 
galizische Polen, Ruſſen uff.), die im Frühjahr und Sommer zur 
Rüben: und Grntezeit auf die Güter, bejonders der preußifchen 
Provinzen Sachjen, Schlejten, Pommern ze., herangezogen werden. 
Die Vermittlung der Saijonarbeiter gejchieht durch die Feld— 
arbeiterzentrale in Berlin, die im Jahr 1909 allein 88 625 Arbeiter 
vermittelt bat. 

Säfnlarifation, die Umwandlung der mit weltlichen Hobeits- 
rechten begabten geiftlichen Stifter und Territorien in rein welt- 
liche Güter und Länder, befonders durch den Neichsdeputations- 
bauptjchluß 1803, der die geiftlichen Gebiete den Landesherren 
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überwies; auch die Annerion des Kirchenjtaats 1860 und 1870 
ftellte eine Säkulariſation dar. 

Säkularklerus, ſ. Negulierte Geijtliche. 

Salifhes Geſetz, ſ. Monarchie. 

Salzſteuer, eine der älteiten Aufwanditeuern, in allen Län— 
dern in Übung. In Deutichland Produftionsiteuer, die unter 
Überwachung der Salzwerke von den Produzenten erhoben wird 
in Höhe von 6 ME. p. Ztr.; ſie bringt jährlich über 50 Mill. ME. 

Sammlungspolitik, Schlagwort aus der Miquel’fchen ra 
ftammend, bedeutet die Zujamenjchließung aller bürgerlichen 
Parteien von Freifinn über Nationalliberale, Zentrum bis zu den 
Koniervativen bin zum Kampf gegen die Soztaldemofratie. Die 
Reichstagsauflöfung von 1906 jtellte diefen Gedanken in den 
Hintergrund, da Neichstanzler Fürſt Bülow die Parole des Kampfes 
gegen das Zentrum ausgab. Die Konitellation nach den Wahlen 
von 1907, die Blocpolitit von Liberalismus und Konjervativen 
hat inzmwijchen der neuen: Zentrum und Konjervative, Pla ge- 
macht. Ende 1910 und anfangs 1911 tauchte die Sammlungsparole 
im alten Sinn wieder auf, um den Gejamtliberalismus aus feiner 
KRampfesitellung gegen die mwirtjchaftspolitiichen Gegner heraus— 
und in ein neues Freundjchaftsverhältnis hineinzuloden durch 
eine abermalige Sammlungspolitit aller bürgerlichen Gruppen. 

Samurai (Shizofu), ein japanijcher Ritterſtand. 

Sandfdak, türkiicher Regierungsbezirk, deſſen Verwaltungs: 
chef der Mutejarrif tit. 

Sanktion, Beitätigung eines Gejeges, Vertrags, der Akt, 
durch den einem verfafjungsmäßig zuftande gefommenen Gejeß- 
entwurf die Geſetzeskraft verliehen wird; im Deutjchen Reich er- 
teilt der Bundesrat die Sanftion. 

San Marino, Freijtaat in Stalien mit 61 qkm und jtarf 
10000 Einwohnern. Der Große Nat beiteht aus 60 direkt ge- 
wählten Mitgliedern; jie wählen auf je ein halbes Jahr zwei 
eapitani reggenti, denen die Grefutive zufällt. 

San Salvador, Freiſtaat mit 21160 qkm und rund 1,7 Mill. 
Einwohnern. Verfaſſung jeit 1864. Es bejteht nur eine Kam— 
mer mit 42 direkt gewählten Abgeordneten. Präſident, Vize— 
präfident und 4 Minijter bejorgen die Verwaltung. Die Ein: 
fuhr liegt zu mehr als der Hälfte in Händen Englands und Der 
Vereinigten Staaten, Deutſchland ijt mit etwa ‘Js am Geſamt— 
wert beteiligt. Hauptausfuhrartifel jind Gold, Kaffee, Silber, 
Indigo, Zucer. Das jtehende Heer zählt 3000 Mann, die Miliz 
im Kriegsfall 18000. 

Schamade (frz. chamade, wörtl. Auf), das Zeichen, fich er: 
geben zu wollen. Aus einer Fanfare eine Schamade machen, 
Itatt zum Angriff überzugehen, jeine Unterwerfung erklären. 
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Scanßftener, Abgabe vom Snhaber einer Schankwirtichaft 
(neben der Gemwerbejteuer); in Deutjchland in Württemberg, Hejjen 
und Eljaß - Lothringen für den Weinausfchant eingeführt, og. 
Umgeld vom verkauften Wein. In Preußen ift für den Betrieb 
einer Gaftwirtichaft eine bejondere Betriebsjteuer zu entrichten, 
in der erſten Klaſſe mit 100, in der zweiten mit 50, der dritten 
mit 25, der vierten mit 10 ME. 

Scharfmaher heißen im politiichen Sprachgebrauch bej. der 
Sozialdemokratie und der gemwerfjchaftlichen Organijationen die 
Gegner der Gewerkſchafts- und Arbeiterbewegung, die gegen die Ar: 
beit dieſer Organifationen Gejeßgebung und Bolizeihilfe anrufen, die 
Regierung gegen diefe Bewegungen „jcharf machen“. Im weiteren 
Sinn wird jede unjoziale Betätigung von Arbeitgebern, auch im 
internen Betrieb der Unternehmung, 3. B. gegenüber den Koa— 
littonsbeftrebungen der Arbeiter, als Scharfmachertum bezeichnet. 

Scharwerker, gleich Hofgänger (I. d.). 

Schatzſcheine, Schabanmeijungen, verzinsliche, kurzfriſtige 
Schuldverjchreibungen der Staatsverwaltung zur vorübergehenden 
Deckung von Staatsbedürfnifjen, für die die regulären, jicher zu 
erwartenden Dectungsmittel noch nicht eingegangen jind; aljo 
eine Art jchwebender Schuld. Im Deutjchen Reich werden 
die Schatjcheine meist mit höchitens einjähriger Umlaufszeit aus— 
gegeben, und zwar unverzinsliche wie verzinsliche, deren Zinsfuß 
der Reichstanzler feitiegt, während die Neichsjchuldenverwaltung 
ihre Ausgabe und Ginlöjung bejorgt. 

Schaumbdurg- Lippe, Fürjtentum mit 340 qkm und 46700 
Einwohnern. Verfafjung jeit 1868. Der Landtag jegt jich aus 
15 Mitgliedern zufammen, darunter 2 Großgrundbejiger, 1 Geiſt— 
licher, 1 Gelehrter, während die andern Abgeordneten gewählt 
werden. Das Staat3minifterium führt die Landesverwaltung, 
das Landratsamt die Bezirksperwaltung. 

Schaummeinftener, 1902 im Deutichen Reich mit 50 Big. 
pro melde eingeführt (für Fruchtwein-Champagner 10 Pfg.), bei 
der Reichsfinanzreform 1909 nach einem Antrag Röſicke 
folgendermaßen erhöht: 

für die Flafche im Preis bis 4 ME. 1 ME. Steuer 


7 ” 7 ” ” " —4 " 7 


” ” ” ” ‚ über 5 ” 3 " ” 
Der Eingangszoll auf ausländifchen Sekt wurde gleichfalls er: 
höht, und zwar auf 90 ME. pro Zentner. Der Mehrertrag aus 
diefer Erhöhung ift auf rund 5 Mill. ME. geſchätzt. — Die Reichs— 
weinsteuer ijt abermals abgelehnt worden, |. Weinjteuer. 
Sched und Schedigefeh. Der Sched, eine Zahlungsanweiſung 
aus dem Bankguthaben an einen Dritten, ijt eine bargelderjpa: 
vende Zahlungsmethode; neben dem Giro» und Überweifungs: 
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verkehr, die zwiſchen Zahlendem und Empfänger nur möglich find, 
wenn beide ein Bankkonto haben, ermöglicht der Scheckverfehr 
ohne folche Übertragung von Konto zu Konto und doch ohne 
Bargeldhingabe eine Zahlung an einen Nichtlontoinhaber. In 
Deutjchland hat die Knappheit an baren Zahlungsmitteln 
bejonders 1907 zur ſtärkeren Befürwortung des Scheckverfehrs 
geführt, zu feiner Erleichterung den Erlaß des Schedgejeges im 
Gefolge gehabt und auch den Poſtſcheck- und Giroverfehr bei der 
Poſt 1909 ins Leben treten lajjen. Das Schedgejet vom 
14. Mai 1908 war notwendig durch das Fehlen genauer Rechts- 
bejtimmungen über den Scheel und durch eine hieraus entjpringende 
gewiſſe Rechtsunficherheit, deren Bejeitigung der deutjche Handels: 
tag, deutſche Bankiertag und bejonders Geh. Rat Dr. Rießer ge: 
fordert hatten. Das Gejeb regelt in 30 Paragraphen die formellen 
Grfordernifje des Scheds (Zahlungsanmeilung, Unterjchrift, Ort 
und Datum der Ausjtellung), die paſſive Scheckfähigfeit (Bezogene 
fönnen nur ftaatliche, jtaatlich beaufjichtigte Anstalten, ins Ge— 
nojjenjchaftsregifter eingetragene Genofjenjchaften, amtlich beauf- 
jichtigte Sparkaſſen und Bankiers fein), den Begriff des Gut- 
babens, den Charakter des Scheds als Snhaberpapier („oder 
überbringer“), den Zahlungsort, die Zahlungszeit („bei Sicht“, 
andere Zahlungszeit macht den Scheel nichtig), die Übertragbar: 
feit (Indoſſament, Verbot des Sched-Afzepts), Vorlegungsfrift 
(für Inland-Scheds 10 Tage), Einlieferung bei den Abrechnungs- 
jtellen der Neichsbanf, Haftung des Ausitellers, des Indoſſanten 
gegenüber dem Inhaber, das Negrebrecht ujw., Haftung aus 
faljchen Scheds, Anfechtung und Konkurs, Auslandsjcheds, Kraft- 
[oserklärung, Gerichtszuftändigfeit. Das Gejeß gilt jeit 1. April 1908. 
— Geit 1. Juni 1910 bejteht bei der Reichsbank eine nach dem 
Londoner Country Cheque Clearing organijierte Sched- 
austaujchitelle, die zwilchen ihren Mitgliedern (Banken) den 
gegenjeitigen Austausch jener in der Provinz zahlbaren Scheds 
vermittelt, die vor der endgültigen Verrechnung einer Anerkennung 
jeitens des bezogenen Bankhauſes bedürfen. 

Scedfteuer, eingeführt durch die Neichsfinanzreform von 
1909. Jeder inländiiche oder vom Ausland auf das Inland 
ausgeitellte Scheck oder jede dem Sched gleichlautende Quittung 
zahlt 10 Pfg. in Stempelform. Steuerfrei jind Poſtſchecks und 
die der Wechjelitempeliteuer unterliegenden Schecks. 

Scenkungsftenern jind Abgaben von Schenkungen (unent- 
geltlichen led in Deutjchland verjchiedenartig gejtaltet 
und der YLandesijteuergejeggebung vorbehalten. Entweder jind 
— ee unter Lebenden überhaupt jteuerfrei oder nur bei 
amtlicher Beurkundung jtempeliteuerpflichtig (mit Abjtufungen nach 
Verwandtichaftsgraden, z. B. Bayern, Sachien, Baden, Hefjen) oder 
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ſchon bei jcehriftlicher Feititellung der Schenkung (3. B. Preußen, 
Dldenburg) oder in jedem Fall auch ohne Beurkundung (jo 
Württemberg, Hamburg, Bremen). Meiſt ijt für die Empfänger 
der Schenkungen binnen bejtimmter Friſten eine Anmeldepflicht 
fejtgejegt. Die Steuer: und Abgabenjäge ſchwanken in den ein- 
zelnen Bundesjtaaten jehr (von 1°Joo und noch weniger bis zu 
Hr Fi Djterreich unterliegen alle Schenkungen der Steuer 
1—8 Vo). 

Scheriat (Scharia), das religiöje Geſetz des Iſlam, das alles 
Zun des Menschen bejtimmt. 

Sderif, Ablömmling des Propheten Mohammed; der Scherif 
von Mekka, Statthalter und oberjter Hüter der Kaaba, wird als 
hoher Würdenträger der Pforte vom Sultan ernannt, der ihm 
jedes Jahr reiche Gejchenfe zu jchiefen hat. Der Sultan von 
Marokko gibt jich als Abkömmling einer Scherifenfamilie den 
Titel „Seine Scheriftiche Majeität“. 

Scherſſches PRrämienſparſyſtem, j. Sparkaſſen. 

Schiedsgericht, Internationales, und Schiedsgerichts— 
verträge. Schiedsgerichtsklauſeln, d. h. Vereinbarungen, dab 
alle Streitigkeiten, die zwiſchen zwei Staaten aus einem von ihnen 
abgeſchloſſenen Vertrage entſtehen, z. B. einem Handelsvertrage, 
einem beſondern Schiedsgericht unterbreitet werden ſollen, finden 
ſich ſchon lange in den internationalen Verträgen, aber die Be— 
wegung für allgemeine Schiedsgerichtsverträge, der Drang nach 
Ausbau der Schiedsgerichtsbarkeit, als eines Mittels zur Beſeitigung 
internationaler Streitigkeiten und damit zur Verringerung der 
Kriegsgefahr, beginnt erſt ſeit verhältnismäßig kurzer Zeit, doch 
mit großer Kraft ſich auszudehnen und durchzuſetzen, und es 
ſind insgeſamt bereits 103 Schiedsgerichtsverträge abgeſchloſſen. 
Auf der erſten Haager Friedenskonferenz 1899 wurde ein ruſſiſcher 
Vorichlag, die Staaten zu verpflichten, beitimmte Arten 
internationaler GStreitfälle einem Schiedsgericht zu unterjtellen, 
vorausgejeßt, daß jie weder die Lebensinterefjen noch die inter: 
nationale Ehre der Staaten berühren (jogen. Ehrenklauſel), 
durch den Widerjtand Deutjchlands abgelehnt. Auf der zweiten 
Haager Friedenstonferenz wurde dann abermals vorgejchlagen, 
die Unterwerfung unter einen Schiedsjpruch vobligatorifch zu 
machen, und zwar unter Wegfall der Ehrenklaufel, aber auch 
diefem Vorſchlag widerjeßte ſich Deutjchland. Aber die erſte 
Konferenz bat in einer Konvention zur friedlichen Beilegung 
internationaler Streitigfeiten den Gedanken des allgemeinen 
Schiedsvertrags zum Prinzip erhoben, und jie hat eine jtändige 
Einrichtung in dem fog. permanenten Schiedsgerichts— 
bof im Haag geichaffen und Negeln für das jehiedsrichterliche 
Verfahren aufgeitellt, die zweite hat dann in einer Deklaration 
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das Prinzip des obligatorischen Schiedsvertrags anerkannt und 
eine Annäherung der Mächte an die Schiedsgerichtsidee Eonftatiert. 
Das permanente Schiedsgericht im Haag, das anzurufen den 
Staaten freiiteht, bejigt ein jtändiges Bureau, das das gejamte 
einschlägige Material zu jammeln, den Verkehr mit den Staaten 
zu führen und die Verwaltungsgeichäfte zu erledigen hat. Es 
unteriteht einem jtändigen, aus Diplomaten zujammengejegten 
Verwaltungsrat. Die Schiedsgerichte jelbjt dagegen ſind nicht 
tändig, vielmehr wird aus den von den Signatarmächten auf 
ſechs Jahre ernannten Berfönlichkeiten eine Schiedsrichter: 
Lijte aufgejtellt, und aus Ddiejer Lite wird für jeden einzelnen 
Fall das Schiedsgericht ernannt, das, falls die Parteien nichts 
anderes vereinbaren, aus vier, je zur Hälfte von den beiden 
Parteien gewählten Schiedsrichtern und einem von diejen Schieds- 
richtern gewählten Obmann bejteht. Falls auf diefe Weije eine 
Einigung über den Oberjchtedsrichter nicht zujtande fommt, find 
noch andere Wege zu jeiner Berufung vorgejehen. Außer fakulta— 
tiven Schiedsgerichtsverträgen, d. h. Verträgen, bei denen die An— 
rufung eines Schiedsgerichts in das Ermejjen der Staaten gejtellt 
it, haben eine Reihe Staaten auch Abkommen über die obligatorijche 
Schiedsgerichtsbarfeit abgeſchloſſen, und ebenjo jind zwiſchen 
mittleren und Kleinen Staaten jehr häufig Schiedsgerichtsverträge 
ohne die Ehrenkflaufel vereinbart worden, jo daß in mehr als 
einem Biertel aller bejtehenden Verträge die Ehrenklaufel fehlt. Auch 
der im Jahre 1911 von den Vereinigten Staaten gemachte Bor- 
Ichlag eines Schiedsgerichtsvertrags mit England und Frankreich, 
der im übrigen manche Einſchränkungen enthält, verzichtet auf die 
Ehrenklaufel. Deutjchland hat die nordamerifanifche Regierung 
um den Bertragsentwurf erjucht, zu dem Zweck, in Berhand- 
lungen darüber mit ihr einzutreten. Das Deutjche Reich hat 
bereits 1904 mit England einen Schtedsgerichtsvertrag (mit Ehren— 
klauſel) abgejchlojjen, ein im gleichen Jahre mit den Vereinigten 
Staaten ausgearbeiteter Vertrag jcheiterte an dem Widerjtand des 
nordamerifaniichen Senats. Am 31. März 1911 hat der Reichs- 
tag eine fortjchrittliche Nejolution auf Abſchluß weiterer Schied3- 
gerichtsverträge angenommen. Bergl. Friedensbewegung. 

Schiedsmänner, ſ. Friedensrichter. 

Schiffahrtsadgaben. Im Zufammenhang mit der preußijchen 
Kanalvorlage (ſ. dort) iſt von ihren fonjervativen Gegnern die 
Frage der Schiffahrtsabgaben auf rvegulierten Stromläufen 
und Kanälen aufgerollt worden. Bon ihrer Einführung iſt 
dort die weitere Ausführung von Kanalplänen abhängig gemacht 
worden, bejonders die Heritellung der legten Strecde des Mittel- 
landfanals von Hannover nach der Elbe bei Magdeburg. In— 
zwijchen ging man aber darüber weit hinaus und forderte Schiff: 
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fahrtsabgaben für das ganze Reichsgebiet, nicht allein für Kanäle, 
jondern für alle Wajjerjtraßen überhaupt, injonderheit auch für 
die jehiffbaren Ströme. Der Entwurf eines ſolchen Schiff- 
fahbrtsabgabengejeßes iſt Ende 1910 dem Reichstag 
zugegangen, da die für ihre Erhebung nötige Aufhebung der 
Schiffahrtsfreiheit auf natürlichen Flußläufen, die in Art. 54 
der Reichsverfafjung garantiert ijt, eine Änderung der Reichs: 
verfafjung vorausjegt und daher in den Bereich der Reichs: 
gejeggebung gehört. Der Entwurf jteht für die Abgabeerhebung 
Stromverbände vor, die für ihren Bezirk die Abgaben feitiegen, 
und die ſie nur für Verbejjerungen der Schiffahrtswege jollen 
verwenden dürfen. Bejonders in Sachjen, wegen der bedrohten 
Sciffahrtsfreiheit auf der Elbe, findet der Entwurf lebhaften 
Widerjpruch, ebenjo aber bei den norddeutjchen und nordmweit- 
deutjchen Intereſſenten, die an der jeither abgabefreien Schiffahrt 
auf Rhein, Wejer, Elbe, Oder ujw. beteiligt jind. Im Bundes: 
rat ijt die erforderliche Mehrheit für den Entwurf gegen den 
MWiderjpruch von Sachjen, Heſſen, Baden, Reuß (zujammen 
12 Stimmen) zuftande gefommen. Bayern und Württemberg 
dagegen hatten injofern ein Intereſſe an den Schiffahrt: 
abgaben, als der Rhein-Main-Neckar-Verband im Sinne des 
Entwurfs über den aus feinen Einnahmen zu erledigenden Ver: 
bejjerungen der Schiffahrt die Kanalijierung des Mains von 
Dffenbach bis Ajchaffenburg und des Nedars von Mannheim 
bis Heilbronn zugemwiejen erhalten joll. Zu dem Widerjtand, 
den die Schiffahrtsabgaben innerhalb des Neichs jelber finden, 
tritt die Weigerung Öjterreichs, in eine Aufhebung der durch die 
Elbſchiffahrtsakte (ſ. Dort) garantierten Schiffahrtsfreiheit auf der 
Elbe einzumilligen, und die gleiche Weigerung der Niederlande 
binfichtlich des Nheins (vergl. dazu „Rheinjchiffahrtsafte”). 
Schildbürger, jpöttiiche Bezeichnung für Leute mit enger Auf: 
faffung, die über ihre nächite Umgebung nicht hinausſieht und für 
große Geſichtspunkte nicht zu haben it; jo viel als Spießbürger. 
Schintoismus (Shintoismus), die Staatsreligion in Japan, die 
zahlreiche Naturgottheiten, an der Spitze die Sonnengöttin, verehrt. 
chisma, Trennung, in der katholijchen Kirche die Lostrennung 
von ihr, das Ausscheiden aus der Kirche; es handelt jich dabei 
nicht um die Beftreitung von Glaubensjägen, ſondern um ver: 
chiedene Auffaffung über die Kirchenverfaflung; die Schisma— 
tifer jagen fich nur von der Herrichaft des Papites los, wie 
3. B. die nichtunierten Griechen, während die Häretiler, Keber, 
die Glaubensſätze der katholiſchen Kirche bejtreiten. 
Schladta (Schlachtichi), der polnische Adelitand, 
Schleppmonopol, das alleinige Necht, auf einer beitimmten 
Waſſerſtraße Schleppdienfte zu leisten. Durch das preußijche 
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Waſſerſtraßengeſetz 1905 tft das jtaatliche Schleppmonopol 
für alle im Wejten Preußens zu bauenden Kanäle vorgejehen. 
Damit droht die „VBerjtaatlichung der Wafjerjtraßen“, 
während jeither das Transport: und Schiffahrtsgewerbe auf allen 
deutichen Waſſerſtraßen die Freiheit des Schiffahrts- und Schlepp- 
betriebs genoſſen bat. 

Schu und Schlußnotenjteuer, ſ. Börjengejchäfte und 
Börjeniteuern. 

Scdmiergelder nennt man Die Geldzumendungen an An: 
geitellte einer Firma durch Vertreter einer andern Firma, die 
der eriteren Waren liefern oder ſonſt nugbringende Gejchäfte mit 
ihr abjchließen will; die „Schmiergelder“ find Beſtechungs— 
gelder, da ſie den Zwec haben, der Waren oder Leijtungen 
liefernden Firma einen nicht fachlich begründeten, jondern auf 
perjönlicher, durch dieje Bejtechung erlangter Empfehlung und 
Förderung eines Angeitellten beruhenden Borteil gegenüber Kon— 
furventen zu verjchaffen. Gegen dieje Beitechungsmanipulationen 
wendet jih S 12 de8 Gejeßes gegen den unlauteren 
Wettbewerb vom 1. Dfitober 1909; er verbietet das Verjprechen 
jowie Anbieten und Gewähren von Gejchenten und anderen Vor: 
teilen an gejchäftliche Angeitellte oder Beauftragte, um durch 
deren unlauteres Verhalten für jich oder auch einen Dritten Be— 
vorzugung beim Warenbezug oder gewerblichen Leiſtungen im 
Wettbewerb zu erlangen. Us Strafen für jolche Manipu— 
lationen jind feitgejeßt: Gefängnis bis zu 1 Fahr oder Geld- 
itrafe bis zu 5000 Mark, unter Umjtänden beides; ferner jind 
alle Schuldigen (AUnitifter, Geber und Nehmer) jchadenerjah- 
pflichtig; ſtatt deſſen können gegen ſie auch bei ſolidariſcher Haf- 
tung Bußen bis zu 10000 Mark erkannt werden. Die deutjche 
Induſtrie und der deutjche Handel jind aber troß dieſem ein- 
Ichneidenden Gejegesparagraphen heute überwiegend der Anficht, 
daß damit dem Schmiergelderunmejen noch nicht genügend ge— 
iteuert jet. Eine Schwierigkeit bereitet für die Gejeßesanmwendung 
und für jeine noch jchärfere Ausdehnung die Grenze zwiſchen 
Trinfgeldern, die Industrie und Handel für erlaubt halten, und 
zwiichen Beitechungsgeldern, die eben charakterijiert werden durch 
ihr Berhältnis zum Wert der Lieferung. Um dem Schmier- 
gelderunmwejen in Deutjichland beſſer begegnen zu kön— 
nen, hat jich ein Berband zu jeiner Befämpfung Ende 1910 
gebildet, an dem jich der Zentralverband deutjcher Induftrieller, 
der Bund deuticher Sndujtrieller, der Verein zur Wahrung der 
Snterejjen der chemijchen Induſtrie u. a. m. beteiligten. 

Schmok, der Fäufliche, jErupelloje Journaliſt in Guſtav Frey: 
tags Bühnenſtück „Journaliſten“; er „kann ſchreiben rechts, kann 
ſchreiben links“. 
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Schmugliterafur, j. Pornographie. 

Schnäbdele-Affäre, jpielte in den Tagen Boulangers 1887 an 
der deutſch-franzöſiſchen Grenze. Der franzdjiiche Polizeikommiſſar 
Schnäbele von Pagny jur Mojelle trieb Spionage in Elſaß-Loth— 
ringen und wurde, von dem Polizeikommiſſar Gautſch in Met 
über die Grenze gelocdt, auf deutichem Boden verhaftet, aber 
wieder freigelaffen. Boulanger wollte aus diefem Zwijchenfall 
einen Krieg mit Deutjchland anzetteln, der franzöſiſche Miniſter— 
rat lehnte das Anjinnen aber ab. 

Schnapsblok, höhniſche Bezeichnung für die bei der Reichs: 
finanzreform 1909 entitandene Barteifonitellation im Reichstag: 
Konjervative, Zentrum, Polen, jonjt ſchwarz-blauer Blod 
genannt. Die Bezeichnung rührt daher, weil der frühere Bloc, 
die fonjervativeliberale Baarung, am 26. März 1909 bei der Ab— 
jtimmung über die Branntwein=-Liebesgabe in die Brüche 
ging; denn für die Feitlegung Ddiejer Liebesgabe auf 20 Mark 
unter Ablehnung jeder jpäteren Kürzung jtimmten Konjervative, 
MWirtjchaftliche Bereinigung, Zentrum und Polen. Die National- 
liberalen hatten vorher erklärt, nur für ein Gejeß, das die Liebes— 
gabe erheblich ermäßige, zu jtimmen, worauf von fonjervativer 
Seite die bekannte Kündigung des Bloc3 erfolgte mit der Er— 
klärung, die fonjervative Partei jei entichlofjen, die Finanzreform 
zuftande zu bringen, ohne Rückſicht auf den Bloc, mit der Mehr: 
heit, die jich biete. Dieje Mehrheit fand jtch dann im „Schnaps: 
block” zujammen. 

Schöffengerihte jind Strafgerichte in gemijchter Zufammen- 
jegung aus Nichter und Laien, nach dem deutjchen Gerichts: 
verfafiungsgejeg aus dem Amtsrichter als VBorjigenden und zwei 
Schöffen beitehend. Ihre Zuſtändigkeit erjtreckt ſich nur auf die 
leichtejten Straftaten, Übertretungen und Vergehen, die mit ge: 
ringen Strafen bedroht find, auf Privatkllagen wegen Beleidigung 
ulm.; auch können die Straflammern auf Antrag des Staats: 
anmwalts zur Aburteilung vor den Schöffengerichten verweilen. 
Gegenüber dieſem jegigen Stand jtrebt die Neform der Straf: 
prozeßordnung an: als Gerichte 1. Injtanz das Amtsgericht 
mit einem gelehrten Einzelrichter für Bagatelljachen, das gleiche 
Gericht mit einem Berufsrichter und zwei Schöffen, das aber 
nicht mehr Schöffengericht heißen joll, dann die Straflammer 
mit zwei Nichtern und drei Schöffen; die Schwurgerichte 
bleiben wie jeither. Dabei joll die Zuſtändigkeit der Amts: 
gerichte erweitert werden, auch diejenige der Straflammern. Als 
Gerichte zweiter Inſtanz ſind geplant Straflammern mit 
drei Richtern für Berufung in amtsgerichtlichen Strafjachen und 
in Straflammerjachen eriter Inſtanz Berufungsjenate mit 
fünf Richtern. (Vergl. auch Jugendgerichte.) 
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Scriftführe, in den EN Landtagen und Reichs» 
tag aus der Reihe der Mitglieder gewählt, haben im Reichs— 
tag, wo es deren acht gibt, für die Aufnahme des Brototolls 
und den Drucd der Verhandlungen zu jorgen, die Schriftitüce 
vorzulejen, den Namensaufruf zu vollziehen, die Stimmen zu 
notieren und den Präſidenten zu unterſtützen. 

Schrittmaher, aus der Technit des Radwettfahrens, bei 
dem den Wettfahrer vor ihm fahrende Nennfahrer (heute mit 
Motorrädern) unterjtügen, übertragener Begriff auf das politische 
Leben. Bismard nannte den Lintsliberalismus die „Vorfrucht“ 
der Spzialdemofkratie; in ähnlichem Sinn wird jener auch als 
Schrittmacher der Sozialdemokratie bezeichnet. Bejonders wurde 
diefer Ausdruck von vechtsitehender Seite angewandt gegenüber 
der jozialpolitiichen Anhängerjchaft Naumanns und dann all- 
gemein gegen alle liberale Strömungen mit jtarfer Betonung 
joztaler Forderungen. 

Schularzt, amtlich bejtellter Arzt zur gefundheitlichen Unter- 
juchung und Überwachung der jehulpflichtigen Kinder, vor allem 
an den Volksſchulen. Seine Tätigkeit iſt bejonders wichtig beim 
Gintritt und Austritt der Schulkinder, ferner binjichtlich der 
Beobachtung des Ernährungsitandes der ärmeren jchulpflichtigen 
Jugend; dagegen iſt die Behandlung erfrantter Schulkinder nicht 
Aufgabe des Schularztes. Die Wichtigkeit der Beitellung von 
Schulärzten liegt darin, daß die gejamte Volfsgejundheit ab- 
bängig it von der Erhaltung und Förderung der Gejundheit 
unjerer Jugend gerade in den Schuljahren, in denen Borbeugungs- 
maßregeln hygieniſcher Natur, bejonders auch gegenüber Volks— 
jeuchen (Tuberfuloje), am beiten durchzuführen jind. Staatlich 
beitellte Schulärzte bejigen Hejjen und Sachjen-Meiningen, ferner 
richtet 1911 Württemberg jolche Stellen ein; in großen Städten 
eriitieren jie als Gemeindeeinrichtung. Der Allg. deutjche Ver— 
ein für Schulgejundheitspflege u der Idee des Schularztes 
propagandiftiich die Wege geebne 

Sdu N geiitliche, je Bolksichule. 

Schuldbud, ſ. Staatsſchuldb 

Schüleraustaufd, ſ. ——— 

Schulgelderfreiheit. Seit einer Reihe von Jahren iſt in den 
deutichen Bundesjtaaten die jtaatsrechtliche Auffafjung durch» 
gedrungen, daß dem gejeglichen Schulzwang der Volfsjchulen, 
der Schulpflicht, als notwendiges Korrelat die Freiheit 
des Unterrichts gegenüberjtehen müſſe. Man jchritt deswegen 
zur Aufhebung des SchulgeldS, 3.8. 1888 in Preußen. 
Eine noch weiter gehende Maßnahme zur Serbeiführung * freien 
Volksſchulunterrichts iſt die Lernmittelfreiheit, d. h. die 
Beſchaffung der Schulbücher ꝛc. für alle Volksſchüler aus öffent— 
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lichen Mitteln, die einzelne Stadtverwaltungen in Deutjchland 
eingeführt haben. 

Scullaften. Die Aufbringung der Mittel für die Volks— 
ſchulen ijt in Deutjchland im wejentlichen den Gemeinden 
zur Laſt gelegt, jo in Preußen durch das Schulunter- 
baltungsgejet von 1906, das ebenfalls die bürgerlichen Ge- 
meinden grundjäglich als Träger der Schullajten aufitellt. Seit 
langem ijt eine Bewegung in Deutjchland dafür vorhanden, daß 
die Schullajten auf den Staat übernommen werden jollen. 

Schulpfliht, die allgemeine Pflicht aller Staatsbürger zur 
Schulerziehung der Kinder. Die allgemeine Schulpflicht it in 
allen deutichen Bundesjtaaten durchgeführt, ſie beginnt mit dem 
vollendeten 6. und endigt in den meilten Bundesjtaaten mit dem 
vollendeten 14. Lebensjahr, in den protejtantiichen Gegenden 
mit der Konfirmation; in der Volksſchule umfaßt ſie der 
Regel nach 8 Jahre, einige Staaten lajjen ein achtes Schuljahr 
fafultativ zu, in andern gehört das "achte Schuljahr zu den lange 
angejtrebten liberalen Schulreformforderungen. Über die Ausdeh- 
nung der allgemeinen Schulpflicht auf die Fortbildungs— 
jchulen ſ. Fortbildungsjchulmwejen. 

Schulfhweftern, Tatholijche, Frauenorden zur Erteilung 
von Glementarunterricht, jiehe Engliſche Fräulein. 

Schuftheiß, in Württemberg Bezeichnung für Bürger- 
meijter, in den Städten „Stadtjchultheiß“, dem in größeren 
Städten der König den Titel Oberbürgermeijter verleihen ann. 
Der Titel „Schultheiß” wurde im Kampf um die neue würt- 
tembergifche Gemeindeordnung 1906 vom Landtag gegen den 
Titel „Bürgermeiſter“ ausdrücdlich aufrecht erhalten. 

Scdulverein, deutjcher, 1881 gegründet (Allgemeiner Deutjcher 
Schulverein zur Erhaltung des Deutjchtums im Ausland). Der 
Berein hat den Zweck, im Ausland, wo die Errichtung deutjcher 
Schulen auf öffentliche Koften nicht erreicht werden kann, jolche 
gründen und erhalten zu helfen. Er hat bis jegt über 3’ Mill. 
Mark ausgegeben, Hunderte von Schulen und Kindergärten ge- 
gründet und zahlloje Bücher gejtiftet. — Der Deutjche Schul- 
verein in Oſterreich, gegründet 1880, hat jich diejelbe Aufgabe 
geſetzt in den öjterreichiichen Kronländern, 

— * ſ. Pornographie. 

Schutzgebiete, Bezeichnung der deutſchen Kolonien, die durch 
faiferlichen Schugbrief unter das Proteltorat des Reichs gejtellt 
jind. — Schußtruppen, die Truppen in den deutjchen Kolonien. 

33* ſiehe Zölle. 

Schwädhere Schullern. In der Finanz-, Zoll- und Steuer— 
politik ſpricht man von einer Belaſtung der ſchwächeren Schultern, 
bejonders durch die indirekten Steuern und Abgaben auf den 


Zune 
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Maſſenverbrauch, an dem die Heinen Leute jtärkeren Anteil haben 
als die — Kreiſe. Dieſe werden daher von indirekten 
Abgaben auch ſtärker betroffen werden. 

Schwarz-dlauer lo, Bezeichnung für die während Der 
Neichsfinanzreform 1909 entjtandene Barteikonitellation und im 
Gegenjat zum fonjervativeliberalen Bloc von 1907 neue Mehr— 
beitsbildung aus Konjervativen (blau), Zentrum (jchwarz) und 
Bolen. Bergl. biezu die Artikel „Schnapsblocd“, „Neichs- 
finanzen“ und „Bloc“. 

Schwarzdurg-Audolftadf, Fürſtentum mit 940 qkm und 
100712 Einwohnern, Berfalfung jeit 1854. Die 16 Abgeordneten 
des Landtags werden auf Grund des allgemeinen, direkten und 
geheimen Wahlrechts gewählt und zwar 4 von den größten 
Steuerzahlern, 12 von den übrigen Staatsangehörigen. Das 
Staatsminifterium mit verjchiedenen Departements führt die 
Landesverwaltung, das Landratsamt die untere Bezirksvermwaltung. 

Schwarzdurg-Sondershanfen, Fürſtentum mit 862 qkm und 
89427 Einwohnern. Berfafjung jeit 1857. Die 14 Abgeord— 
neten des Landtags werden zu gleichen Teilen vom Fürjten er- 
nannt, von den Höchjtbejteuerten und vom übrigen Volk in all- 
gemeinen, direften Wahlen gewählt. Das Miniſterium führt die 
Landes-, das Landratsamt die Bezirfsverwaltung. 

Schwarze Liften jind entweder Berzeichnifje fauler Schuldner 
bei Gläubiger-Schugverbänden oder Berzeichnifje organi- 
jierter Arbeiter, die jich bei den Unternehmern durch ihre 
gewerkichaftliche Agitation mißliebig gemacht haben. Sn der 
deutichen Gewerbeordnung tjt verboten (SS 111 und 113) 
und unter Strafe geitellt (S 146, Ziff. 3), Eintragungen in das 
Arbeitsbuch Minderjähriger zu machen oder Zeugnijje von 
Arbeitern mit Merkmalen zu verjehen, die dem Arbeitgeber 
in einer aus dem Wortlaut des Zeugnijjes nicht erjichtlichen Weiſe 
den Urbeitsbuch- Inhaber günitig oder ungünjtig kennzeichnen; Das 
Zeugnis tft auf Verlangen der Arbeiter auf ihre Leijtung und 
Führung auszudehnen, dagegen iſt ein Urteil hierüber im Arbeits- 
buch unzuläſſig. 

Schwarzer Adlerorden, der höchſte preußijche Orden (Devije: 
Suum euique), wird nur an Fürften und hochitehende Staats- 
männer verliehen. 

Schwarzflaggen, vertriebene jüdchinejiiche Nebellen, die in 
Tonkin den Franzojen bei der Eroberung bis in die Mitte der 
1880er Jahre erhebliche Schwierigkeiten verurjachten. 

Schwebende Schulden. rüber nannte man „jchwebende 
(flottierende) Schulden” jolche, für deren Berzinfung und Rüd- 
zahlung feine bejtimmten Ginnahmen haftbar gemacht waren 
(Gegenjag: fundierte Schulden, ſ. d.). Heute find es jolche An- 
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leben, die zur vorübergehenden Deckung fälliger Zahlungsverpflich- 
tungen, für die momentan die regulären Decungsmittel nicht 
vorhanden jind, aufgenommen und jederzeit oder in bejtimmter 
kurzer Frijt zurückgezahlt werden. Es jind aljo im Gegenjaß zu 
den fundierten Schulden jolche mit furzen Rüdzahlungsfriiten und 
größeren Kündigungsrechten der Gläubiger. Die wichtigite Form 
der jchwebenden Schulden jind die Schagjcheine (I. d.). 
Schweden, fonjtitutionelles Königreich, bis 1905 mit Nor- 
wegen (j. dort) in Berjonalunion, jeither getrennt. Das König- 
reich hat auf 447864 qkm rund 5’. Mill. Einwohner. Ver— 
fajjung jeit 1809. Der Reichstag beiteht aus Eriter und 
Zweiter Kammer; die Erſte hat 150 Mitglieder, die aus den 
Höchſtbeſteuerten (Mindeitalter 35 Jahre) auf 6 Jahre von 
den PBrovinzial:, in den größten Städten von den Kommunal: 
behörden gewählt werden, während die 250 Abgeordneten der 
Zweiten Kammer (Wahlalter 24 Jahre) direkt, aber mit Zenjus- 
bejchränfung gewählt werden. Für die Erite Kammer bat das 
neue Wahlrecht von 1909 für die Bejiger eines Einfommens von 
3000 Kronen die Wählbarfeit gejchaffen, was die Site Der 
Rechten 1911 von 35 auf 22 verminderte; die 13 Mandate fielen 
an Liberale (11) und Spzialijten (2). (Ferner iſt für beide Kam— 
mern der Proporz eingeführt worden.) Der Staatsrat bejteht aus 
Miniltern, anderen hohen Beamten und bejonderen Staatsräten. 
Die Minifterialdepartements bilden die Kgl. Kanzlei. An der 
Spige der „Läne“ (Provinzen) jtehen Landeshauptleute. — Das 
Heer bajiert nach der Reform von 1901 auf der allgemeinen 
MWehrpflicht und hat eine Friedensjtärte von 66428 Mann, eine 
Kriegsitärte (mit 8 Jahresklaſſen Landjturm) von 200000. Ende 
1910 hatte die Flotte 91 Fahrzeuge, darunter 12 PBanzerturm- 
ichiffe. — An der Einfuhr nach Schweden (insgeſamt 608 Mill. 
Kronen Wert) partizipiert Deutjchland mit 210 Mill,, England 
mit nur 159. Hauptausfuhrartifel find Holz (137 Mill.), Holz: 
jtoff zur Bapierfabrifation, Eiſen, Butter, Gijenerze, Papier, 
Mafchinen, Gijfenwaren, Steine, Streichhölzer. Die Handelsflotte 
zählt etwa 1800 Segelichiffe und 1200 Dampfer; Gijenbahnen 
rund 14000 km; Telephongeipräche 300 Mill. pro Jahr. 
Schweiz, vepublifanifcher Bundesjtaat (25 Kantone) mit 
41324 qkm und rund 37% Mill. Einwohnern, darunter gut 10 %o 
Ausländer. Nach der Verfalfung von 1874 bejteht die Bundes- 
verfammlung aus Nationalrat (167 divelt gewählten Mit- 
gliedern) und dem Ständerat (44 teils direkt, teils von den 
gejeßgebenden Behörden der Kantone gewählte Mitglieder); beide 
Kammern wählen die 7 Mitglieder des Bundesrats und aus 
deren Mitte den Bundespräjtdenten auf 1 Jahr (und auch das 
Bundesgericht). Über das „Neferendum“ (die Volksabſtimmung 
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über Gejete 20.) vergl. den einjchlägigen Artikel. Die einzelnen 
Kantone ſind jouverän, joweit die Bundesverfafjung nicht ein- 
jchräntend wirkt; die Kantonalverfafjungen find ungemein ver: 
Ichieden, ſie jtufen jich ab von der volljtändigen Demofratie bis 
zur reinen Nepräfentativverfaffung. — Das Bundesheer bajtert 
auf der allgemeinen Wehrpflicht; vom 20. bis 32. Jahr iſt jeder 
Ausgehobene nach einer Nekrutenjchule von 60—90 Tagen zu 
7 jährlichen Übungen von 11—14 Tagen verpflichtet (im jogen. 
„Auszug“), vom 33—40. Jahr in der Landwehr zu einer 11- 
tägigen Übung. Die übrigen bilden den Landſturm. Wer feinen 
Militärdienſt leiltet, muß Wehrjteuer (ſ. d.) zahlen. Der „Aus 
zug“ umfaßte 1910 im ganzen 138630 Mann, die Landwehr 
68407, der Landſturm 66538. — Die Einfuhr in die Schweiz 
repräjentierte 1909 einen Wert von 1,6 Milliarden Yranfen; da— 
von entftelen auf Deutjchland 533 Millionen. Die Hauptausfuhr: 
artifel find Baummollwaren, Seidenwaren und Uhren. Gijen- 
er rund 5000 km; Telephongejpräche 51 Millionen im 
Jahr. 

Schweriustage, eine nach dem früheren preußiſchen Miniſter 
Grafen Schwerin benannte parlamentarische Einrichtung, die er 
im preußiichen Landtag einführte, und die auf den Reichstag über— 
ging. Am „Schwerinstag” (im Neichstag immer ein Mittwoch) 
itehen Anträge aus dem Hauje jelbjt oder Petitionen zur Beratung. 
Ein Schwerinstag darf in einer Woche nicht ausfallen, wenn 
15 Mitglieder widerjprechen. 

Schwitzſyſtem (Smweatingiyitem, in Sranfreich marchan- 
dage), Zwijchenmeijterjyitem, bet dem Zwijchenmeijter, „Berleger“, 
Faktoren (England) von großen Unternehmern Arbeit übernehmen, 
die jie an die Arbeiter zu möglichit niedrigen Löhnen vergeben, 
um jelbjt einen möglichit großen Gewinn zu ziehen „aus dem 
Schweiß der Arbeiter“ (sweater — jprich „wetter“ — engliſch, 
jo viel als Schwiger). Diejes Urbeitsiyitem it befonders in Eng: 
land verbreitet, in den Vereinigten Staaten zum Teil gejeglich 
verboten und bejteht auch in Deutichland, bejonders in der Haus- 
indujtrie bei den Heimarbeitern, wo zu den geringen Löhnen 
ichlechte Arbeitsräume, lange Arbeitszeiten, jtarfe Frauen- und 
Kinderbejchäftigung treten. Siehe „Hausinduſtrie“. 

Sedisvakanz, die Grledigung des päpftlichen Stuhls, auch 
eines bilchöflichen Stuhls. 

Seebeuterecht, j. Priie und Seerechtsdeklaration. 

Seehandfung, Königliche (1772 gegründet), Name für die 
Preußiſche Staatsbant, zu Beginn des 19. Jahrhunderts ein 
reines Staatsinjtitut unter dem Finanzminijterium, jeit 1820 
unabhängiges Geld- und Handelsinititut des Staats mit jeiner 
Haftpflicht für die Verbindlichkeiten der Bank; ſie betreibt das 

Polit. Konverſations-Lexikon. 30 
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Geld-, Wechjel- und — ERN und führt dem Staat jähr- 
lich über 2 Mill. ME. 3 

— Londoner. Eine Seekriegsrechtskonfe— 
renz, die vom 4. Dezember 1908 bis 26. Februar 1909 in London 
ſtattfand, regelte das Blockaderecht im Anſchluß an die zweite 
Haager Friedensfonferenz. Danach joll eine Blockade nur gegen 
feindliche Häfen und Küſten zuläſſig jein, ſie muß tatjächlich wirk- 
jam jein ujf. Es werden ferner drei Lilten aller Gegenitände 
aufgejtellt, die unbedingt Konterbande jind (abjolute Konterbande), 
die bedingt Konterbande jind, und die unter feinen Umjtänden 
Konterbande jein können („Freiliite”); jchließlich wurden Be- 
jtimmungen über die Rechte und Pflichten der Neutralen, Brijen uff. 
getroffen. Gegen die Katifizierung wird in England bejonders 
von fonjervativer Seite protejtiert; die Einwände richten jich in 
eriter Linie gegen den Artikel 29, der Lebensmittel, die einem der 
Kriegführenden zugeführt werden, auch ferner für Konterbande 
erklärt, da dadurch angeblich die engliiche Nahrungsmittelzufuhr 
gefährdet wird. Auch die Zahl der auf der „Freiliſte“ jtehen- 
den Waren wird als zu bejchränft angegriffen, ſchließlich auch 
die bejchräntte Zulaſſung der Zerſtörung neutraler Priſen und 
das Fehlen eines Verbots, Handelsſchiffe auf See in Kriegsſchiffe 
zu verwandeln. Gleichzeitig wird gegen die Einjegung des auf 
der zweiten Haager Friedenstonferenz bejchlofjenen Internationalen 
Prilengerichtshofs agitiert. — Die Barijer Seerechtsdekla— 
ration von 1856, deren Weiterbildung die Londoner it, ſchützte 
feindliches Privateigentum, ſoweit es nicht Konterbande it, in 
neutralen Schiffen, jchaffte die Kaperei durch Privatjchiffe ab uff. 


Seiynkai, die jtärkite Partei im japanijchen Parlament, ſie 
wurde von dem Fürjten to gegründet. Da in ihr der Groß— 
grundbeſitz und Großbetrieb ſtark vertreten ſind, nimmt ſie eine 
politiſch konſervative, ſozial ablehnende Haltung ein. Der jetzige 
japaniſche Miniſterpräſident Katſura hat ſich in dieſem Sabre 
an ihre Spiße geitellt. 

Sehnundärbahnen, Nebenbahnen, dienen dem lofalen Ver: 
fehr und dem wirtjchaftlichen Aufjchluß ſonſt eifenbahnlojer Gegen: 
den; ihre Herjtellung (bejonders bei Schmaljpur) und ihr Betrieb 
iſt billiger als der der Hauptbahnen, die vor allem eine ſtärkere 
Abnützung des Oberbaus erleiden. Vergl. auch Kleinbahnen. 

Sehundogenitur, Bezeichnung für ein Fürſtentum, das nicht 
vom eritgeborenen (Brimogenitur) Brinzen eines Hauſes, jondern 
von einem nachgeborenen regiert wird; außerdem aber auch Be- 
zeichnung für die VBermögensausjtattung der Nebenlinie beim 
Kader Adel, wenn das Hauptvermögen als Primogenitur ein 

ideifommiß der Hauptlinie bildet. 
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Selamlik, der Aufzug des türkischen Sultans zum Freitagsgebet 
in der Moschee. Dabei findet regelmäßig eine Truppenjchau jtatt. 

Selöfthilfe, in wirtichaftlichem Sinn der Zufammenjchluß wirt- 
Ichaftlich an ſich Schwacher Individuen zur Srreichung gemein 
jamer Ziele, bejonders durch genojjenjchaftliche Organi- 
jation (Schulze-Deligiche Genofjenjchaften; vergl. „Genoſſen— 
jchaften“, „Darlehenstafjen“, „Ronfumvereine”). 

Seldftverfiderung, |. „Smvaliditäts- und AUltersverjicherung” 
und „Reichsverjicherungsordnung”, 

Heldftverwaltung nennt man die den Staatsbürgern jelbit 
überlafiene innere Verwaltung, bei der feine direkten Organe der 
Regierung mitwirken; die Gemeindeverwaltung trägt in eriter 
Linte den Charakter der Selbjtverwaltung, da hier frei von den 
Gemeindebürgern gewählte Kollegien an Stelle von Staats— 
behörden, Ehrenämter an Stelle von bejoldeten Beamtenitellen 
treten. Neben den Gemeinden gibt es noch größere Gelbit- 
verwaltungstörper, jo in Preußen nach der Kreis- und Provinzial— 
verfaflung die weiteren Kommunalverbände, Amtsbezirke, Kreis- 
verbände, Brovinzialverbände mit dem Kreistag, den Brovinzial- 
landtagen, in Bayern die Dijtrifte mit den Diſtrikts-, die Kreiſe 
(Negierungsbezirke) mit den Landräten (ſ. dort), in Württemberg 
der Bezirksrat u. a.m. Die Selbjtverwaltung der Gemeinden 
und der weiteren Kommunalverbände ijt nach englischem und 
amerikaniſchem Borbild im mwejentlichen eine Errungenjchaft des 
19. Jahrhunderts und iſt heute noch vielfach umitritten, weil 
itaatliche Bevormundungsverjuche bejonders den Gemeinden immer 
wieder den Kampf um die Wahrung ihres Selbjtverwaltungs- 
rechts aufzwingen. 

Semſtwo eigentlich a che it Die Bezeichnung für die 
Selbjtverwaltungsbezirfe in Rußland 

Senat, Kollegien bei Serichtsbehörden, jo Zivil- und Straf: 
jenate bei den Oberlandesgerichten und beim Reichsgericht, ferner 
Senat der Univerjitäten, bejtehend aus allen ordentlichen Pro— 
fejioren. Auch Bezeichnung für parlamentarische Körperichaften, 
fiehe Frankreich und Bereinigte Staaten von Nordamerika. Die 
Senate unjerer freien Hanjaltädte Hamburg, Bremen, Lübeck 
find einesteils die Oberhäuſer gegenüber der „Bürgerichaft“, 
andererjeit3 auch kommunale Verwaltungsbehörde. 

Seniorat, ſ. Fideikommiß. 

Seniorenkonvent im Reichstag und in deutſchen Bundesſtaats— 
parlamenten it ein Ausjchuß aus Bertretern aller Parteien, der 
Fragen der Gejchäftsordnung behandelt, mit dem Präfidenten 
die Gejchäftslage berät, die Zahl der von jeder Fraktion in die 
Kommilitonen zu entfendenden Mitglieder feitjegt und ähnliche 
gemeiniame Angelegenheiten aller Fraktionen behandelt. — Sn 
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Öjterreich führt der Seniorenfonvent den Namen „Obmänner: 
fonferenz“. 

Separafiften, Leute, die wegen der Haltung ihrer Partei in 
einer beitimmten Frage aus der Partei ausfcheiden. 

Septennat (Zeitraum von 7 Jahren) heißt die 1874 zum 
eritenmal bewilligte Feitlegung der Friedensſtärke des deutjchen 
Heeres und der hiedurch verurjachten Kojten bis 1881; das Sep- 
tennat wurde 1880 und 1887 je auf weitere jieben Jahre bewilligt. 
Am 7. Januar 1887 erfolgte bei der Ablehnung des Septennats 
eine Reichstagsauflöjung (j. dort), ebenijo am 6. Mai 1893, als 
nach Ublauf des Septennat3 eine neue Militärvorlage von Caprivi 
— tr wurde. Beide Neuwahlen brachten eine Regierungs- 
mehrheit. 

Seraskier, Titel des türkiſchen Kriegsminiſters; Kriegs— 
miniſterium = Seraskierat. 

Serbien, konſtitutionelles Königreich mit 48 303 qkm Flächen— 
inhalt und gegen 3 Mill. Einwohnern. Das Abgeordnetenhaus, 
die „Skuptſchina“, zählt 160 gewählte Mitglieder, die mindejtens 
30 Jahre alt jein und 30 Franken direkte Steuern zahlen müjjen; 
mwahlberechtigt jind alle 21 Jahre alten Steuerzahler (mindejtens 
15 Franken). Die Barteizujammenitellung der Skuptſchina ift jeit 
1908: 49 jelbjtändige Radikale, 83 gemäßigte Radikale, 20 Natio- 
naliiten, 7 Fortjchrittler, 1 Sozialiſt. Während jchon früher 
auf englischen Drucd hin das Haupt der Königsmörder von 1903, 
Miſchitſch, penjtoniert worden war, traf 1911 dieſes Schickjal 
weitere — — dieſe Vorgänge riefen aber unter den 
den Verſchwörern freundlich geſinnten Skuptſchina-Abgeordneten 
große Erregung hervor; fie können mit der Zeit zum Verfall der 
Regierungsmehrheit führen. — An der Einfuhr nach Serbien 
hat Deutjchland den größten Anteil; der Hauptwert der jerbijchen 
Ausfuhr liegt (zu ho) in landwirtjchaftlichen Produkten. Das 
Gijenbahnneg wird nach Bollendung der jet im Bau befind- 
vo Linien über 1000 km betragen. — Das Heer iſt auf der 
allgemeinen Dienjtpflicht aufgebaut und hat eine Friedenspräſenz 
von etwa 33000 Wann nebjit 2000 Diffizieren; die Geſamtkriegs— 
ſtärke wird über 350000 Mann betragen. 

SHervis, Servisgelder, im militärischen Verwaltungswejen die 
Seldvergütung für das Unterlommen von Militärperjonen, Unter: 
bringung von Pferden, Bureaus 20. Nach dem Geſetz von 1906 
iſt für Offiziere, Sanitätsoffiziere und Militärbeamte das Ber: 
jonal-Servis aufgehoben, dagegen erhalten die Offiziere noc) 
einen Wohnungszuſchuß. 

SHervitute (Grundgerechtigleiten, Grunddienjtbarkeiten) find 
dingliche Neche an fremden Grundſtücken, bejtimmt, andern Grund: 
jtücten, mit denen ſie verknüpft find, einen Vorteil zu gewähren. 





Sejjton — Siam 469 


Das 8 verpflichtete Grundſtück heißt ‚bienenbeg, 1 das berechtigte 
„berrichendes”. Bon den Reallaſten unterjcheiden ſich Die 
Servitute, daß zu jenen nicht ein herrſchendes Grundſtück not- 
wendig tit; ferner verpflichtet die Neallaft zu einer Leiſtung, die 
Servitut nur zu einem Dulden, und jchließlich gibt die Servitut 
nur ein Necht auf das dienende Grundjtüc, die Neallaft aber 
auch auf die Perſon des jeweiligen Grundſtückbeſitzers und auf 
jeine Leiſtungsfähigkeit. Zu den Servituten gehören das Recht 
zu einer Unlage auf dem dienenden Grundjtück, oder das Recht, 
dem Nachbar das Bauen über eine bejtimmte Höhe oder in einer 
gewilfen Entfernung zu verbieten (Gebäudegerechtigfeiten), ferner 
die Feldgerechtigfeiten (MWeides, Wege: und Holzgerechtig- 
feiten). Die Weide- und Holzgerechtigfeiten jind heute nahezu 
völlig bejeitigt, e8 bejtehen nur noch Gebäude: und Wegjervitute. 

—— Sitzung (ſ. d. 

Settlements, nach engliſchem Vorbild auch auf dem Konti— 
nent und in Deutjchland von afademijch gebildeten Männern 
und gebildeten Frauen gegründete und geleitete „Volksheime“, 
in denen Unterrichtsturje, Lehrlings, Mädchen und Mütter: 
abende veranitaltet werden. Ghnliche Gründungen: Arbeiter- 
bildungsvereine, Yabrifarbeiterinnenheime, Frauenklubs für weib— 
liche Angeitellte in Handel und Gewerbe und ähnliches. 

Sezeffioniften, PBarteigruppen, die jich von der Gejamtpartei 
trennen, alfo jo viel wie Separatijten, z.B. die Mitglieder der 
Natiovnalliberalen Partei (ſ. Dort), die jich 1880 von ihr trennten, 
die „Liberale Bereinigung“ bildeten und jich 1884 mit der Fort— 
ſchrittspartei zur Deutjchen freijinnigen Partei vereinigten. 

Share (Teil, Abjchnitt), englische Bezeichnung für Aktie, be- 
jonders aber für Anteile an Gold- ꝛc. Minen. 

Sherman-Akte, j. Truit. 

Siam, abjolutijtiiches Königreich mit rund 600000 qkm und 
etwa 6,7 Millionen Einwohnern. Neben dem Minijtertum (10 
Minijter) bejteht noch ein Staatsrat von 55 Mitgliedern und 
ein Gejeggebender Rat aus den StaatSminijtern und mindejtens 
12 vom König direkt ernannten Mitgliedern. In den einzelnen 
Kreijen führen Kal. Kommifjare und Generalgouverneure die 
Provinzialverwaltung. Das Heer bejteht im Frieden bei zwei- 
jähriger Dienitzeit aus 10 Divijtonen, alles in allem etwa 10000 
Mann, nach andern Angaben 26000 und im Krieg etwa 30000 
Mann; die Flotte hatte 1910 neben einem Kreuzer und vier 
Kanonenbooten eine Anzahl Torpedoboote und jonjtige Fahr: 
zeuge jowie 65 Schiffe für Fluß- und Küftendienft. — Die 
Einfuhr bejorgen England, Singapore und Hongkong zu fait 
zwei Dritteln; Hauptausfuhrartifel jind Reis und Teakholz. Die 
Gijenbahnausdehnung iſt minimal. 
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Sibirifhe Bahn, die Eijenbahn vom europäijchen durch das 
aftatifche Rußland und die Mandjchurei nach Port Arthur und 
Wladiwoſtok. Ihre Trace gebt von Ticheljabinst über Omsk, 
Krasnojarst, Irkutsk nach dem Baikaljee und dann al$ Trans: 
baifaliijche Bahn bis zur mandjchurifchen Grenze (Mand- 
ſchurija), über Tſitſikar-Charbin nach Wladimwojtof, jie beträgt rund 
6100 km. Dieje längjte Bahn der Erde hat im ruffiich-japa- 
nijchen Krieg eine große Bedeutung gejpielt, fürzt den Reiſe— 
verkehr von Europa nach dem ferniten Oſten bedeutend ab (Berlin: 
Yokohama z. B. in 21 Tagen mit Bahnbenügung, durch den 
Suezfanal dagegen 39 Tage), aber jie bildet auch eine große 
Gefahr Durch die Grleichterung der Seucheneinjchleppung, wie 
1911 bei der Beit. 

Sicherheitsmänner. Nach der preußijchen Berggejegnovelle 
von 1909 müſſen in Bergmwerfen mit mindeftens 100 Arbeitern 
ein WUrbeiterausjchuß und Sicherheitsmänner vorhanden jein. 
Die Sicherheitsmänner haben das Necht, zweimal im Monat 
ihre Abteilung auf Sicherheit und Gejundheit der Arbeiter zu 
unterjuchen, an den Unterfuchungen von Unfällen in ihrer Ub- 
teilung teilzunehmen; ſie jind verpflichtet, alles die Sicherheit der 
Arbeiter Gefährdende anzuzeigen uff. Die Wahl der Sicherheit3- 
männer gejchieht durch unmittelbare, geheime Abjtimmung der 
Arbeiter. Auch in Sachjen und Sachjen-Weimar jind 1910 die 
Sicherheitsmänner nach preußiſchem Mujter eingeführt worden. 

Signafarmädte heißen Staaten, die gemeinfam einen völker— 
rechtlichen Vertrag unterzeichnen und die Garantie für jeine 
Durchführung übernehmen; jo 3. B. die Signatarmächte, die einen 
folchen Vertrag wegen Kreta und der Erhaltung feiner Selb— 
jtändigfeit gejchlofjen haben. 

Silderwährung, j. „Währung“. 

Silfon, 1895 gegründete, demokvatijch - joziale, Tatholijche 
Sugendvereinigung in Frankreich. Der Sillon wollte durch Er— 
füllung republifanijcher Ideen mit chritlich-jozialem Geiſt den 
Katholizismus in Frankreich wieder zur Macht bringen. Ende 
Auguſt 1910 wurde er Durch ein Hirtenjchreiben des PBapites 
wegen feines republifanijchen Geijtes 20. verurteilt und löſte jich 
deshalb auf. An Stelle des Sillon jollten nach Diözeſen geord— 
nete, unter Führung der Bijchöfe jtehende Bereinigungen der 
Katholiten mit dem Namen Sillon eatholique treten. 

Silos, Getreidejpeicher, die Durch bejondere Vorrichtungen 
(luftdichten Abschluß 20.) zur längeren Lagerung des Getreides 
geeignet ſind. 

Simultauſchule, ſ. Volksſchule. 

Sihung bedeutet im parlamentariſchen Sprachgebrauch nicht 
nur den einzelnen Situngstag, jondern den ganzen Zeitraum, 
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für den das Parlament — und während deſſen es ver— 
ſammelt iſt, Sitzungsperiode (Seſſion). 

Skontro, die Ausgleichung gegenſeitiger Verbindlichkeiten, jo 
daß nur die überſchießenden Beträge tatjächlich gezahlt werden 
müſſen. DBergl. auch Liquidation und Clearing house. 

Skrutinium, Stimmzettelmahl und dann auch Feititellung 
des Wahlergebniljes. Liſtenſkrutinium, |. Liltenwahl. 

Skuptfdina, Der jerbiiche und montenegrinijche Landtag (ſ. 
bei beiden Ländern). 

Sliding scale (engl. Gleitende Skala), j. Lohnſyſtem. 

Smithianismus, volkswirtſchaftliche Nichtung, welche Die 
Lehren des englifchen Nationalöfonomen Adam Smith weiter 
ausbaute. Adam Smiths Lehre, Induſtrieſyſtem genannt 
(von industry, bei Smith Bezeichnung für Arbeit), hat als 
Quelle und Maßſtab allen Wertes die Arbeit bezeichnet und im 
Gegenſatz zum Mterkantilismus (ſ. dort) und zum phyſiokratiſchen 
Syſtem (j. dort) jede nügliche Arbeit als produktiv erklärt. Menjch- 
licher Eigennuß und freier Wettbewerb bringen eine richtige 
Arbeitsteilung und die größtmögliche Produktion zujtande, der 
Freihandel aber bejte Verteilung von Kräften und Mitteln, Aus— 
gleichung von Preiſen und eine hohe Förderung des Semein- 
wohls. Der Einfluß der Lehre des Adam Smith iſt bis in Die 
Gegenwart geblieben, obwohl die Wiſſenſchaft, die ihm viel ver: 
dankt, manche jeiner Theorien widerlegt hat. 

Sobranje, die bulgarische Nationalverfammlung (ſ. Bulgarien). 

Societas Jesu (abgekürzt S. J., Gejellichaft Jeſu), Bezeich- 
nung für den Sejuitenorden (j. dort). 

Softas heißen die türkischen Theologie und Rechtsjtudenten, 
die, politiich den europätjchen Neuerungen abhold, eine Rolle bet 
den Ummälzungen in der Türkei jpielten. 

Sokol, in Böhmen und Mähren Bezeichnung tichechtjcher 
Turnvereine, die politiſche Umtriebe machen. 

Sollausgaben und -Ginnahmen, ſ. Sitausgaben. 

Sondergeridte heißen Diejenigen Gerichtsbehörden, vor denen 
Rechtsitreitigfeiten zur Verhandlung kommen, die dem ordentlichen 
Gerichte entzogen jind; dahin gehören die Kaufmanns= und 
Gemwerbegerichte. 

Sonderredte, j. „Nelervatrechte”, „Bot“ und „Reichskriegs— 
weſen“. 

Sonntagsruhe, Das Ruhen gewerblicher Arbeit am Sonntag, 
in Deutjchland Durch Die Gewerbeordnungsnovelle von 1891 für 
den größten Teil der Gewerbe im Sinn der Gewerbeordnung 
eingeführt, ebenjo für jugendliche Arbeiter und Kinder, abgejehen 
von bejtimmten Ausnahmefällen; für das Handelsgewerbe 
it die Sonntagsarbeit ganz erheblich eingejchräntt und in großen 
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Städten ganz bejeitigt (Ausnahmen an den Sonntagen vor Weih- 
nachten). Für Fabrikbetriebe find Ausnahmen vorgejehen, die 
zum Teil allgemein, zum Teil durch Bundesratsverordnung und 
Grlaubnis der Berwaltungsbehörden wirkſam werden. 

Soulte. Zugleich mit der Zinsreduftion, die ein Staat vor— 
nimmt, fann er das Schuldfapital vermehren um den Betrag, 
der den durch die Zinsreduftion eriparten Zinjen entjipricht. Auch 
mit dem neuen Schuldfapital hat aljo der Staat nicht mehr 
Zinſen zu zahlen als vor der Zinsreduftion. Das neue Schuld- 
fapital beißt Soulte (Saldo). 

Souvenir francais, ein 1887 zu Neuilly j. ©. al3 Oeuvre 
pour l’edifieation et l’entretien des tombes militaires von 
Elſäſſern gegründeter Verein, dejjen Zweck es ijt, die Erinnerung 
an die im deutſch-franzöſiſchen Kriege gefallenen Krieger zu pflegen 
und Denkmäler für fie zu errichten und zu unterhalten. Diejer 
Zweck wird aber zur Nährung des Revanchegedanfend und zur 
Stärkung der Sympathien für Frankreich in Eljah-Lothringen 
benügt. In Frankreich zählte der Verein anfangs 1910 über 
900 Gruppen mit 150000 Mitgliedern. In Deutjchland erfolgte 
die Gründung eines Lothringer Komitees am 6. Dezember 1908, 
die Mitgliederzahl beträgt über 2000. Die beiden größten Unter- 
nehmungen des Bereins auf deutſchem Boden jind die Denkmäler 
von Noijjeville und Weißenburg. 

Souveränität, j. Staat. 

Sozialdemokratie, politiiche Parteibildung, die für die Lohn: 
arbeiter joziale Forderungen zu verwirklichen jucht. Als Begründer 
der Sozialdemokratie als politifcher Partei ift der Franzoſe Louis 
Blanc (j. Sozialismus) zu betrachten, der in den 1840er Jahren 
zu Baris eine Arbeiterpartei ins Leben rief. In Deutjchland kam 
die Sozialdemokratie aus zwei verjchtedenen Lagern. Die eine, 
von Lafjalle geichaffene, Gründung war der Allg. Deutjche 
Arbeiterverein, der am 23. Mai 1863 als die erjte Organijation 
der Sozialdemokratie in Deutjchland ins Leben trat und vorab 
„friedliche, legale Agitation“ für das allgemeine Wahlrecht treiben 
wollte, Er brachte e8 nur auf einige taufend Anhänger, und exit 
1867 jchuf ihm die Einführung des allg. Wahlvechts für den Nord— 
deutjchen Bund breitere Baits, jo daß er bis 1873 rund 60 000 Mit» 
glieder zählte, jich damit aber auch ein vadilaleres Programm 
zulegte. Erſt 1869 wurde in Deutichland eine zweite ſozialiſtiſche 
DOrganifation gejchaffen unter dem Einfluß der Lehre von Karl 
Marx und der Internationalen Arbeiter-Ajfoziation (j. Inter 
nationale) durch Liebinecht und Bebel, die exit verjucht 
hatten, den Allg. Deutjchen Arbeiterverein ins Lager der Inter— 
nationalen überzuführen; 1869 wurde dann aber auf dem Eifenacher 
Kongrek der deutiche Zweig der Internationalen gegründet und 
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das erite (Gilenacher) Programm eichaffen, 1875 — dem Gothaer 
Barteitag folgte dann der Zufammenjchluß zur jozialdemofratijchen 
Partei Deutichlands, und das Gothaer Programm wurde Die 
Grundlage für revolutionäre Agitation. Die Zahl der jozial- 
demokratischen Neichstagswähler von 125000 im Jahr 1871 Itieg 
bis 1874 auf 350000, 1877 auf 493000. Die 1878 begangenen 
Attentate auf Kaiſer Wilhelm I. gaben den Anlaß, die revolutionäre 
Propaganda der Bartei mit einem Ausnahmegejet vom 21. Oft. 1878 
(og. Sozialiſtengeſetz, ſ. dort) zu bekämpfen, das zunächit 
bis 31. März 1881 Geltung batte, 1880 aber verlängert wurde, 
zulegt bis 30. September 1890. Die Wählerziffer jant 1881 auf 
312000, itieg 1884 auf 550000 und 1887 auf 763000 troß 
Sopztaliftengejeß. 1890 wurde dieſes nicht mehr verlängert und 
trat außer Kraft. Während feiner Geltung hatte jich 1878 ein 
anarchiitiicher Flügel unter Most abgejondert. Nach dem Er— 
löjchen des Soztalijtengejeges folgte 1891 der Erfurter Parteitag, 
auf dem das Programm einer Revijion unterzogen wurde 
(Erfurter Programm); es wurden Forderungen formuliert, 
die auf dem Boden der heutigen Wirtjchaftsordnung anzujtreben 
jeien, im übrigen wurde ausgejprochen, daß die ökonomiſche 
Entwicklung mit Naturnotwendigfeit zum Untergang des Klein- 
betriebs und zur Vermehrung des Proletariats führen müſſe, 
nur die Verwandlung des Ffapitalittichen Privateigentums an 
Produktionsmitteln in gejellichaftliches Eigentum, die Umwandlung 
der Produktion in eine foztaliftijche, für und durch die Gejell- 
ichaft betriebene, fönne Abhilfe bringen. Eine Anzahl Forde— 
rungen zum Schuß der Lohnarbeiter wurde aufgeitellt, der acht- 
jtündige Normalarbeitstag gefordert u.a.m. As Organe der 
Partei wurden beitellt die Barteitage, auf denen die Barteileitung 
gewählt wird; dieje bejteht aus 12 Mitgliedern, von denen 5 die 
Gejchäftsführung, 7 die Kontrollkommiſſion bilden. — Seit Mitte 
der 1890er Jahre wogt innerhalb der Bartei ein Kampf zweier 
Richtungen; jcehon 1894 ward der bayerijche Parteiführer 
v. Bollmar von der radifalsrenolutionären Richtung Bebel an- 
gegriffen, weil Bollmar die Bermwirklichung der Forderungen auf dem 
Boden der heutigen Gejfellichaftsordnung für wichtiger erachtete. 
Dieje gemäßigte Nichtung fand dann weiterhin in Eduard Bern— 
jtein den wiljenschaftlichen Begründer des „Revijionismus“, 
indem er zwar den Teil des Programms mit den Gegenmwarts- 
forderungen anerfannte, das „Endziel“ aber, die völlige Um— 
geitaltung der Wirt] chaftsordnung jpäteren Zeiten überlaſſen wijjen 
will. In dieſer reviſioniſtiſchen Gedankenwelt bewegen jtch 
theoretiſch⸗kritiſch und praktiſch neben Bernſtein die ſüddeutſchen 
Führer, voran Vollmar, dann Schippel, Calwer, David, Heine, 
v. Elm u. a. Die radikale Richtung ſteht unter Bebels Führung, 
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kritiſch und publiziftifch verficht jie und Damit den reinen 
Marrismus (f. dort) vorab Kautsky in der „Neuen Zeit”. 
Die Abrechnung mit Bernitein und den andern Revijioniiten, 
deren Drgan die „Spzialijtiichen Monatshefte“ jind, erfolgte auf 
dem Dresdner Parteitag 1903 (jog. „Dresdner Yungbrunnen“), 
wo jedes Bejtreben nach Vertuſchung der Klaſſengegenſätze ver- 
urteilt wurde. Unterdeſſen ging aber der Reviſionismus praftijch 
jeinen Weg weiter; im bayerijchen, württembergijchen und badijchen 
Landtag bewilligten die Sozialdemokraten das Budget des „Klafjen- 
jtaates“, was den „Budgetjtreit“ (j. dort) wachrief und be- 
jonders den Nürnberger Parteitag bejchäftigte. Dazu Fam jpäter 
noch die „HSofgängerei“ (j. dort) ſüddeutſcher, bejonders württ. 
fozialiftiicher Parlamentarier, und 1911 jtellte die Sozialdemokratie 
in Stuttgart bei der Oberbürgermeijterwahl einen Parteikandidaten 
auf, dem man die Erfüllung böfifcher Nepräfentationspflichten 
geitatten wollte. Zur jelben Zeit wirkte die jozialdemofratijche 
Neichstagsfrattion bei der Schaffung der elſaß-lothringiſchen Ver— 
faffung praktiſchpoſitiv mit und nahm mit Liberalismus und 
Zentrum diejes Gejeß gegen die Konjervativen an. — Im Reichs: 
tag wuchs die Partei mit über 3 Millionen Wählern auf 81 Ab— 
geordnete 1903, ſank bei der Wahl 1907 auf 41 Mandate, gewann 
aber bis 1911 wieder 52 Site. 

Sozialdemokratie im Ausland. In Oſterreich iſt Die 
Sozialdemokratie erjt Ende des 19. Jahrhunderts gewachjen; ihr 
Programm ift dem der deutjchen Sozialdemokratie nachgebildet, 
Marrismus und Nevifionismus treten ſich bier nicht jo jchroff 
gegenüber. Dagegen ilt neuerdings die Einigkeit und Gejchlofjen- 
beit der Partei erheblich geitört durch nationalijtiiche Abjonde- 
rungen bejonders der tichechifchen Sozialdemokraten. In Ungarn 
hat die Sozialdemokratie feine parlamentarifche Vertretung, in 
der Schweiz nur eine ſchwache. Die franzöſiſche Sozial- 
demofratie iſt formell geeinigt in der franzdfiichen Sektion der 
Internationalen, zerfällt aber auch in einen radikalen, marriftifchen 
Flügel (Guesdiſten) und in einen repiltonijtiichen unter der 
Führung von Zaurds (Jaursiſten). Eine lebhafte Propaganda 
für den Antimilitarismus und Antipatriotismus bat in Frankreich 
Hervs und feine Anhänger (Gervöiſten) entfaltet, der inter: 
nationale Sozialiſtenkongreß in Stuttgart (1907) bat aber diejes 
Kampfmittel, für das in Deutjchland der Abgeordnete Lieb— 
Inecht (Sohn) eintrat, abgelehnt. In England ijt die Arbeiter- 
partei (Führer Keir Hardey) erit 1901 gegründet worden, Giehe 
independent Yabour Party. 

Soziale Frage, meiſt fir Arbeiterfrage (ſ. d.) gebraucht, 

Soziale Gefhäftsftelle Für das evangeliiche Deutjchland, ſ. 
Freie kirchlich-foziale Konferenz. 
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Sozialismus, Lehren und Spitem der fozialiftiichen Wirt- 
ichaftsauffaffung, die vorab Erjetung des Privateigentums durch 
Gemeineigentum fordert (VBerwandtichaft mit Kommunismus) und 
eine beſſere Staats- und Gefellichaftsordnung anitrebt. Die Fran- 
zojen St. Simon und Fourier gelten als feine wijjenjchaft- 
lichen Begründer (ſ. Saint: Simonismus und Fourierismus); 
weitergebildet wurde die wirtjchaftliche Theorie durch Louis Blanc 
(1. Sozialdemokratie), der vom Staat die Überführung des Privat- 
eigentums in Gemeineigentum forderte, dann aber es den Pro— 
duktionsgenoſſenſchaften jelbjt überlafjen wollte. Bejtinnmte Unter: 
nehmungen jollten entweder aufhören oder in jolche Produftions- 
genojjenichaften jich umwandeln; zur Ausschaltung der Konkurrenz 
gleichartiger Produktionsgenoffenfchaften jollten ſich Dieje zu 
größeren Landesgenofjenichaften zufammenjchließen und auch dieje 
ſich jchließlich zu einer großen Genofjenjchaft afjoztieren unter 
Itaatlicher Negelung. Ein praftiicher Verjuch bei der Revolution 
von 1848, für den Frankreich 3 Mill. Franks aufwandte, jcheiterte 
gänzlich. Proudhon forderte im Gegenſatz dazu nicht Ab— 
Ichaffung des Privateigentum3 und der freien Konkurrenz, aber 
Bejeitigung von Geld und Zins als den Hauptübeln der Wirt- 
Ichaftsordnung. Unter feinem und St. Simons Einfluß verlangte 
dann der Deutiche Nodbertus Bejeitigung der Grundübel, 
Grundrente und Kapitalzins, und die Verwirklichung des Gemein: 
eigentums an Grund und Boden und Kapitalien, Regelung der 
Löhne und Warenpreije durch taatliche Taren, um den Arbeitern 
einen bejjeren Anteil am Volkseinkommen zu verjchaffen. Seine 
Lehre wirkte vorab auf Gelehrte. Dagegen wurde dann Laſſalle 
(ſ. Sozialdemokratie) der erite deutſche Agitator für die Lehre des 
Sozialismus. Auf dem „ehernen Lohngeſetz“ (ſ. dort) fußend, 
forderte er Bejeitigung der nach unten tendierenden kapitaliſtiſchen 
Lohnregulierung und Abjchaffung der Lohnarbeit durch Pro— 
duktionsgenofjenjchaften mit Hilfe des Staats, der jie aber nur 
unteritügen, nicht gründen jollte; die Erlöſung der Zohnarbeiter- 
ſchaft erhoffte Lafjalle vom allgemeinen Wahlrecht, das ſie zur 
Herrichaft bringen müſſe. Der eigentliche wijjenjchaftliche Be- 
gründer des modernen Sozialismus aber wurde Karl Marr 
(. „Marrismus"), an den ich in den legten 15 Jahren die 
zerjegende Kritif des „Nevifionismus” (j. Sozialdemokratie) 
unter Eduard Berniteins Führung heranmachte („Spztalijtifche 
Monatshefte”, Schippel, David, Calwer u. a. m.), während der 
Marrismus in Kautsty („Neue Zeit”) den theoretifchen und in 
Mehring, Noja Luremburg 2c. die praftiichen Verfechter fand. 

Sozialiftengefek, Ausnahmegejeg gegen die Sozialdemokratie, 
1878 bis 1881 in Kraft, dann bis 1890 verlängert, wo es ohne 
Erneuerung außer Kraft trat. Es richtete jich „gegen die gemein- 
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gefährlichen Bejtrebungen der Sozialdemokratie” und verbot unter 
Strafandrohung Vereine, Verjammlungen, Druckſchriften jozia- 
liſtiſcher, ſozialdemokratiſcher und kommuniſtiſcher Art, bedrohte 
Agitatoren mit Landesverweiſung, Wirte mit Konzeſſionsentziehung, 
Städte mit dem ſog. kleinen Belagerungszuſtand (ſ. dort), wenn 
ſie von ſozialiſtiſchen Beſtrebungen bedroht ſchienen. Die ſozial— 
demokratiſchen Stimmenzahlen wuchſen von 1881—1887 von 
312000 auf 763000 und, nachdem das Geſetz außer Kraft ge— 
treten, auf 1427000 im Fahr 1890. 

Spanien, Eonjtitutionelles Königreich mit 504517 qkm Flächen: 
inhalt und (mit Balearen, Pityujen, Kanarijchen Snjeln) rund 
20 Mill. Einwohnern. Berfajjung von 1876. Die gejeggebenden 
Körperjchaften (Eortes) bilden Senat und Abgeordneten: 
fammer; jener bejteht aus 180 lebenslänglichen und 180 ge— 
wählten Mitgliedern, dieje aus 404 durch die Wahljuntas (1 Ab— 
geordneter auf 50000 Einw.) alle 5 Zahre gewählten Abgeord— 
neten. Die fonjervativ-flerifalsreaftionäre Politik Mauras wurde 
durch das liberale Kabinett Morets 1909 abgelöjt, das die Wieder- 
eröffnung weltlicher Schulen geſtattete. Im Februar 1910 über: 
nahm an Morets Stelle der Liberale Ganaleja3 die Regierung 
und fündigte fortichrittliche Neformen an; er bejteuerte die jeit- 
her jteuerfreien Gewerbebetriebe. der Klöjter und trat mit dem 
Batifan in eine Auseinanderjegung über das Berhältnis des 
ſpaniſchen StaatS zur römijchen Kirche ein, worauf dieje bis 
März 1911 mit der Gntjcheidung zögerte, jo daß ihr Canalejas 
ein Ultimatum ftellte (jiehe auch Gadenasgejeß). Zu gleicher 
Zeit wurde König Biltor Emanuel von Stalien durch eine mili- 
tärische Verleihung von Spanien ausgezeichnet. Canalejas hat 
bei jeinem Vorgehen gegen Nom die parlamentarijche Mehrheit 
für jich. Bei den Neumahlen 1910 erhielt der Liberalismus im 
Senat nur eine fnappe Mehrheit, aber in der Kammer jtehen 
235 Liberal-Demokraten gegen 145 Klerikale, neben denen 45 
Republifaner und Sozialiſten die republikaniſch-ſozialiſtiſche Allianz 
bilden, der ſich parteimäßig auch die kataloniſchen Nationalijten 
1911 angejchlojjen haben. Damit haben die republifanijchen 


Slemente eine Bajts zu geeinter Aktion erhalten. — An der 
Spite des Landes jtehen Minifterrat und Staatsrat, an 
der Spitze der Provinzen Gouverneure. — Das Heer, auf der 


allgemeinen Wehrpflicht beruhend, iſt in 8 Negionen mit ebenſo— 
viel Generallapitinaten (Armeekorps) eingeteilt und bat eine 
Friedensſtärke von etwa 91000. Die Flotte zählt 32 Schiffe. 
— Bom großen KRolonialveich Spaniens iſt jeit dem unglüdlichen 
Krieg mit den Vereinigten Staaten von Nordamerila vollends 
faft nichts mehr übrig. Geblieben jind Spanien nur noch die 
Kolonialbejigungen in Afrila: Spanijch Guinea (Fernando 
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Ro) m mit 27715 qkm und Die guſte am Rio de Oro mit 185000 qkm. 

— An der Einfuhr nach Spanien (1908 Gejamtwert 981 Mill. 
Beietas) nehmen mit je über 100 Mill. Anteil: England, Frank— 
veich, Vereinigte Staaten, Deutjchland. SHauptausfuhrartitel 
Spaniens find: Nahrungsmittel (320 Millionen), Mineralien und 
Töpferwaren, Metalle und Metallwaren. Die jpanijche Handels- 
flotte zählt etwa 300 Dampfer und 550 Segelſchiffe; die Eiſen— 
bahnen haben eine Länge von rund 15000 km. 

Sparkaffen. Die Sparkaſſen werden vom Staat (Poſtſpar— 
fajjen), von Gemeinden und Gemeindeverbänden, von Privat- 
perjonen und Geſellſchaften errichtet und geführt. Reichsgeſetzlich 
beitehen für jie nur vereinzelte Borjchriften, 3. B. Dürfen Mündel— 
gelder nach 8 1807 des B. G. B. nur bei den behördlich aner- 
fannten Sparkaſſen angelegt werden. Bejondere Arten der Spar: 
faljen jind die Poſtſparkaſſen (f. dort), die Schul- oder 
Jugendſparkaſſen, bei denen der Lehrer die Beiträge von 
den Kindern einjammelt und jte bei einer gewijjen Höhe in einer 
öffentlichen Sparkaſſe anlegt, die Bfenntigiparfajjen, bei denen 
durch Einfleben von Sparmarken in Sparfarten, und die neuer- 
dings auch in Deutjchland jich verbreitenden Haus- oder Heim- 
ſparkaſſen, bei denen durch Sparbüchien in den einzelnen 
Familien 2c. auch die Eleiniten Beträge erfaßt werden jollen. Ein 
vielumitrittenes Mittel, das den Sparjinn der Bevölkerung durch 
den Spieltrieb zu jteigern jucht, hat Auguft Sch erl vorgejchlagen: 
für das ganze Reich jollen durch eine Anjtalt bejtimmte Wochen- 
beiträge von einer halben bis zu einer Mark regelmäßig ein- 
gezogen werden, die Bevölkerung joll durch die Berlofung der im 
eriten Sparjahr von der Sparkaſſe zu zahlenden Zinjen bejonders 
angeloct werden. Der Plan tijt bis jegt nicht zur Durchführung 
gefommen. — Die öffentlichen Sparkaſſen Deutjchlands jind im 
Deutihen Sparfajjenverband zufammengejchloijen, der 
1910 insgeſamt 1816 Kaſſen mit einem Gejamteinlagenbeitand 
von über 12 Milliarden umfaßt, 

Speaker (engl. „Sprecher”), der Vorſitzende des Unterhaufes 
in England, des Nepräjentantenhaujes in den Bereinigten Staaten 
von Nordamerika. 

Sperrgeldergefeß, ſ. Kulturkampf. 

Sperrgeſetz, in der Zollpolitik ein Geſetz, das vor einer be— 
trächtlichen Zollerhöhung die dadurch drohende Uberſchwemmung 
mit fremden Waren verhüten ſoll. Zu dieſem Zweck werden be— 
reits beſchloſſene Zollerhöhungen früher eingeführt als urſprünglich 
beabſichtigt. Ferner heißt Sperrgeſetz auch das Brotkorb— 
* J ſ. Kulturkampf. Über das ſpaniſche Sperrgeſetz, ſ. Cadenas— 
geſetz. 

Spezialetat, ſ. Budget. 
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Spezialhandel, j. Generalhandel. 

Spezialkommiffionen, die den Generallommiljionen unter- 
geordneten Behörden zur Durchführung der Gemeinheitsteilungen ze. 

Spaiffde Zölle, Bezeichnung für Stücd- und Gemwichtszölle, 

ölle 


Spielßartenftener. Durch Gejeg von 1878 wurden jämtliche 
landesrechtlichen Spielfartenjteuern durch eine Reichsſteuer in 
Stempelform erjegt. Sie beträgt 30 Pfg. für jedes Spiel bis zu 
36 Karten, 50 Pig. für jedes Spiel mit mehr Karten. Die Steuer 
wird in den Fabriken erhoben, die deshalb fontrolliert werden. 
In Dfterreich wird eine Steuer von 30 bis 120 Heller erhoben. 

Spiritus-Benfrafe, eigentlich Zentrale für Spiritusverwertung, 
Vereinigung, der 90 °/o aller Kartoffeljpiritusfabrifanten Deutjch- 
lands angehören; jie jucht den erzeugten Spiritus durch genojjen- 
Ichaftlichen Verkauf abzujegen. Die Zentrale jteht mit dem 
VBerein der Spiritusfabrifanten in Deutjchland in 
enger Berbindung. 

Splendid isolation (engl. „glänzendes Ulleinjein“), ein ge- 
flügeltes Wort, mit dem der englische Imperialismus am Ende 
der neunziger Jahre die Bündnislojigfeitt Englands als Zeichen 
der Kraft rühmte König Eduard VII. veritand es, indem er 
zuerſt mit dem franzöſiſchen Miniſter des Außern Delcafje das 
Marofloablommen von 1904 (. d.) traf, die splendid isolation 
durch ein Syitem von Ententen und Vereinbarungen zu erjegen 
und durch dieje gegen Deutjchland betriebene „Einkreifungspolitit“ 
den englischen Einfluß im europäischen Völkerkonzert zu jteigern. 
Die Annerion Bosniens und der Herzegowina (1908) durch Oſter— 
veich führte zu einer Krijis, die aber dank der entjchiedenen Unter- 
ftüßung Deutjchlands troß Englands Wideritand mit einem Erfolg 
Öfterreich3 endete. Eduard gab hierauf die „Einkreiſungspolitik“ 
auf, zum Zeichen dejjen erjchten er im Februar 1909 in Berlin. 

Sporteln, heute jo viel wie Gebühren (ſ. d.). 

Spradienparagraph (auch Bolenparagrapb), jo beißt der 
nach langen und erbitterten Kämpfen in folgender Faſſung an- 
genommene 8 12 des Vereinsgejeges: „Die Verhandlungen in 
öffentlichen Berfammlungen find in Deutjcher Sprache zu führen. 
Dieſe Vorſchrift findet auf internationale Kongreſſe jowie auf 
Berfammlungen der Wahlberechtigten zum Betrieb der 
Wahlen für den Reichstag und für die gejeßgebenden Verſamm— 
lungen der Bundesstaaten und Elfaß-Lothringens vom Tage der 
amtlichen Belanntmachung des Wahltags bis zur Beendigung 
der Wahlbandlung feine Unmendung. Die Zuläſſigkeit weiterer 
Ausnahmen regelt die Landesgejehgebung. Jedoch iſt in Landes: 
teilen, in denen zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Gejehes 
alteingejejiene Bevölterungsteile nichtdeutjcher Mutteriprache 
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vorhanden find, fofern dieje Bevdlferungsteile nach dem Grgebnis 
der jeweiligen legten Bollszählung 60 vom Hundert der Ge— 
jamtbevölterung überiteigen, während der eriten 20 Fahre 
nach Inkrafttreten dieſes Gejeges der Mitgebrauch der nicht» 
deutichen Sprache geitattet, wenn der Veranſtalter der öffent— 
lichen Berfammlung mindejtens dreimal 24 Stunden vor ihrem 
Beginn der Bolizeibehörde Anzeige erjtattet hat, daß und in 
welcher nichtdeutichen Sprache die Verhandlungen geführt werden 
jollen. Über die Anzeige iſt von der Polizeibehörde jofort eine 
fojtenfreie Bejcheinigung zu erteilen. Als Landesteile gelten die 
Bezirke der unteren Berwaltungsbehörden. Ferner find, ſoweit 
die Landesgejeggebung nichts Abweichendes beitimmt, Ausnahmen 
auch mit Genehmigung der Landeszentralbehörde zuläſſig. Der 
Polizei jteht ein Auflöjungsrecht zu, wenn die Bejcheinigung über 
die ordnungsmäßige Anzeige, daß die Verſammlung in einer 
fremden Sprache abgehalten wird, nicht vorgelegt werden kann, 
oder wenn Redner jtch verbotswidrig einer nicht deutſchen Sprache 
bedienen oder ihnen auf Aufforderung der Beauftragten der 
Bolizeibehörde der Leiter oder Veranitalter der Verfammlung das 
Wort nicht entzieht.“ 

Auch in das neue eljaß=slothringijche Verfaſſungs— 
gejeß it ein Sprachenparagraph eingefügt worden fol 
genden Wortlauts: „Die amtliche Gejchäftsiprache der Behörden 
und dffentlichen Körperjchaften ſowie die Unterrichtsiprache in 
den Schulen des Landes iſt die deutſche. In Landesteilen mit 
überwiegend franzöſiſch jprechender Bevölkerung können auch 
fernerhin Ausnahmen zugunjten der franzdjtichen Gejchäftsiprache 
nach Maßgabe des Geſetzes betr. die amtliche Gejchäftsiprache 
vom 31. März 1872 zugelajjen werden. Desgleichen kann der 
Statthalter den Gebrauch des Franzöſiſchen als Unterrichtsiprache 
entjprechend der bisherigen Übung auf Grund des 8 4 des Ge- 
jeßes betr. daS Unterrichtswejen vom 12. Februar 1873 auch 
fernerhin zulafjen.” Damit wird das bisherige Necht vor landes— 
gejeglicher Abänderung jichergeftellt. 

Spradenfdußgefeke, Gejege, die von mehreren Landtagen in 
Djterreich 1910 zur Erhaltung der deutichen Sprache bejchlojjen 
wurden. 

Spreder, j. Speaker. 

Sprengflofigefeß, ſ. Dynamitgejeß. 

Sprudkolegium, ſ. Irrlehrengeſetz. 

Staat. Der Staat iſt ein auf einem beſtimmten Gebiet ent- 
Itandenes und organifiertes Gemeinwejen, das, nach außen von“ 
jeder fremden Macht vechtlich unabhängig, in jeiner Organijation 
im Innern die höchite Gewalt über Land und Leute ausübt. 
Dieje Unabhängigkeit und Machtfülle des Staates beißt man 
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Souveränität. He nachdem ein einzelmer oder das ganze 
Bolt Träger diefer Souveränität iſt, unterjcheidet man heute 
Monarchie oder Republik (Freiſtaat). Doch ijt heute der 
Monarch in den Kulturjtaaten nicht mehr unbejchräntt (Auto— 
fratie, Abjolutismus), jondern er iſt ein Eonjtitutioneller Monarch 
(j. Monarchie). Die Staatsgewalt teilt jich in eine gejeggeberijche 
(Zegislative), eine vollziehende (Grefutive) und in die 
richterliche, die zwar zur vollziehenden gehört, aber wegen ihrer 
Bejonderheit von ihr regelmäßig unterjchieden wird. Über die 
gejchichtlichen Auffafjungen von dem Zwed des Staates vergl. 
Bolizeijtaat, über Staatenverbindungen vergl, Allianz, Bundes- 
itaat, Koalition und Union. 

Stantsabfolutismus, vergl. Abjolutismus. 

Staatsangehörigkeit. Im Deutjchen Reich ijt zu unterjcheiden 
zwiichen Staatsangehdrigfeit und Reichsangehörigkeit. 
Die Neichsangehörigkeit Hat die Staatsangehörigfeit in einem 
Bundesitaat zur Vorausjegung und wird mit ihr erworben und 
verloren. Die Eljaß-Lothringer bejigen nur die ReichSangehörig- 
feit. Gingeborene und Ausländer in den Schußgebieten können 
gleichfalls unmittelbar die Reichsangehörigkeit durch Naturalijation 
erhalten. Die Staatsangehörigkeit wird erworben durch Ab— 
ſtammung, durch Legitimation, durch Verheiratung und durch 
Verleihung. Die Verleihung tt entweder Aufnahme, wenn ein 
Deutjcher, oder Naturalijation, wenn ein Ausländer die Staats- 
angehörigfeit erwirbt. Aufnahme wie Ntaturalijation gewähren die 
höheren Berwaltungsbehörden; die Aufnahme muß auf Erjuchen 
jedem Angehörigen eines andern Bundesjtaates gewährt werden, 
wenn er jeine Ntiederlafjung in dem Staat, dejjen Staatsangehörig- 
feit ev erwerben will, nachweilt; die Naturalifation jedoch kann 
verjagt werden. Die Aufnahme tit foitenfrei, die Naturaliſation mit 
Gebühren belegt. Durch Erwerb der Staatsangebörigfeit in einem 
andern Bundesitaat verliert einer jeine bisherige Staatsangehörig- 
feit nicht, ev fann aljo die Staatsangehörigfeit mehrerer Staaten 
bejigen. Die Staatsangehörigfeit geht verloren durch zehnjährigen 
(ausnahmsweije fünfjährigen, vergl. Bancroftverträge) ununter- 
brochenen Aufenthalt im Ausland. Doch können im Ausland 
lebende Deutjche dieſen Berluft verhüten (außer durch Beſitz eines 
Reifepapiers oder Heimatjcheins) durch Eintragung in die Matrikel 
eines deutjchen Konjuls. Ferner tritt der Verluſt der Staats- 
angehörigkeit ein durch Verheiratung, Legitimation, auf Antrag 
durch Gntlafjung (die aber Wehrpflichtigen zc. zu verjagen tft), 
durch Verlujtigerklärung. In Vorbereitung ijt ein Gejeß, auf 
Grund dejjen die Eintragungen in die Konjulsmatritel in Zukunft 
fortfallen und ein Auslandsdeutjcher jeine Staatsangehörigleit 
ohne feinen Willen itberhaupt nicht mehr verlieren joll. Auch 
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ſonſt ſoll die bien. der Staatsangehörigkeit möglichit ge— 
fördert, ihr Wiedererwerb durch frühere Deutjche erleichtert werden. 

Staatsärar, gleich Fiskus. 

Staatsbahnwagenverdand, Peutfher, offizieller Name für 
Güterwagengemeinichaft (T. d.). 

Staatsbankeroft, die Unfähigkeit oder Weigerung eines 
Staates, feinen Schuldverpflichtungen gegenüber feinen Gläubigern 
nachzufommen. Der Staatsbankferott Tann verjchleiert werden, 

3.B. durch einfeitig eingeführte Gouponfteuern, Zinsreduftionen uit. 
Sin offener Staatsbankerott ift die jogenannte Nepudiation, 
d.h. die Erklärung des Staates, daß er jeine Schulden überhaupt 
nicht oder nur teilweiſe verzinfen oder zurüczahlen will. Dazu 
gehört der Fall, daß er Schulden für gewiſſe Zeiten als unver: 
zinslich erklärt (tote Schulden). Die Schuldjcheine heißen 
dann aufgejchobene Obligationen (differees, deferred). 

Staatserhaltende Parteien. Damit bezeichnen jich die Kon- 
jervativen, Freikonſervativen, Nationalliberalen, Antifemiten und 
das Zentrum als diejenigen Parteien, die im Segenjah zur ©o= 
zialdemofratie den gegenwärtigen Staat und Die geltende Re— 
gierungsform erhalten und jtügen wollen. 

Staatsgarantie, vergl, Garantie. 

Sfaatsgerihtshof, der Gerichtshof, Der die von einem Parla— 
ment gegen einen Minijter erhobene Anklage wegen Verfaſſungs— 
verlegung zu entjcheiden hat. In Sachien, Braunjchweig, Olden- 
burg entjcheidet der Staatsgerichtshof auch über Berfajjungs- 
jtreitigfeiten zwiſchen Regierung und Landtag. Der Staats— 
gerichtshof ijt entweder das oberite Gericht des Landes oder ein 
bejonders gebildeter Gerichtshof, deſſen Zufammenjegung Krone 
und Stände gemeinjam bejtimmen (Sachjen, Württemberg), oder 
er bejteht aus 7 Mitgliedern des oberiten Gerichtshofs und 12 
Gejchworenen (Bayern) oder aus Mitgliedern der Eriten Kammer 
und des oberjten Gerichts (Baden). Im Reich und in Preußen 
gibt es feinen Staatsgerichtshof. In DOjterreich beiteht der Staats— 
gerichtshof aus 24 unabhängigen, gejegesfundigen Bürgern, Die 
je zur Hälfte von den beiden Häujern des Reichsrats gewählt 
werden, diejen jelbjt aber nicht angehören dürfen. 

Staafsgrundgefeß, jo viel wie Verfaſſung, Konititution. 

Staatshoheit, gleich Souveränität, vgl. Staat. 

Staatskirhentum, eine Tirchenpolitifche Auffafjung, die die 
Kirchengewalt al3 Wejensteil der Staatsgewalt erklärt und die 
Kirche als jtaatliche Anjtalt verwaltet. Im 18. Jahrhundert 
führte dieje Theorie zu einer, wenigjtens formellen, Beherrichung 
der Kirche durch den Staat, auch in Fatholifchen Ländern. Im 
19. Sahrhundert jchied man zunächit theoretiich die Kirchengemwalt 
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von der Staatsgewalt und erhob die Forderung der Trennung 
von Staat und Kirche (vgl. d.). 

Staatsrat, j. Geheimer Rat. 

Staatsrehnungshof, j. Oberrechnungstammer. 

Staatsromane, Romane, die einen idealen Staats: und Ge— 
jelljchaftszujtand jchildern. 

Staalsſchuldbuch, ein amtliches Regijter, in das der Inhaber 
einer Schuldverichreibung einer Eonjolidierten Staatsanleihe dieſe 
Schuld eintragen laſſen kann. Das fann gejchehen durch Um: 
jchreibung von Obligationen oder durch bloße Bareinzahlung. 
Der Schuldner erreicht damit die Entjtehung- einer Buchjchuld 
des Staates auf jeinen Namen. (Binfulation.) Die Einrichtung 
bietet dem Staatsgläubiger völlige Sicherheit und enthebt ihn 
aller Mühen und Koften für Aufbewahrung der Schuldurfunden. 
Im Reich iſt nach preußiichem Vorgang ein Reihsjchuldbud 
durch Gejeg vom 31. Mai 1891 eingeführt. Bon den 4,89 Mil- 
liarden verzinslicher Neichsichuld (31. Dezember 1910) jtanden 
Ende Januar 1911 insgeſamt 1005,66 Mill. ME. im Reichsjchuld- 
buch. Von den deutjchen Bundesjtaaten bejigen außer Preußen 
noch Sachjen, Heſſen und die drei Hanjaftädte ein Staatsjchuld- 
buch, auch zahlreiche Städte haben für ihre Anleihen es eingeführt. 

Staatsfekretär, im Deutichen Reiche der Borjtand eines Reichs— 
amts (ſ. d.) in Eljaß-Lothringen der Vorſtand des Minijteriums. 
Unteritaatsjefretäre jind die den Staatsſekretären bei- 
gegebenen Beamten, in Gljaß-Lothringen die Vorjtände der Ab- 
teilungen des Minijteriums. 

Staatsfozialismus, im weitejten Sinne ein Regierungsiyjtem, 
bei dem die Verantwortung für die wirtjchaftlichen Verhältniſſe 
der Gejamtheit und des Einzelnen wejentlich auf den Staat über- 
tragen wird, aljo der Gegenſatz von Freihandel. 

Staatsftreihi (coup A’Etat), plößliche Gewaltafte von Macht- 
habern zur Bejeitigung oder Umänderung einer bejtehenden Ver— 
faffung (3. B. 1799 Sturz der Direktorialregierung durch Napoleon, 
1851 Staatsjtreich von Louis Bonaparte). In diefen Fallen jpricht 
man vom „Staatsjtreich von oben“ im Gegenja zum „Staats- 
jtreich von unten“, dem Umſturz durch die Negierten. 

Staatsvoranfdlag, gleich Budget. 

Staat und Kirde, Trennung von — ſ. Trennung. 

Städteordnung, j. Gemeindeordnung. 

Städtetag, Deutjcher, ein 1905 auf dem Griten Deutjchen 
Städtetag gegründeter Verband von deutichen Städten mit über 
25000 Einwohnern und Städteverbänden (durch die auch Die 
kleinen Städte mittelbar dem Städtetag angehören können). Die 
ordentlichen Tagungen finden alle drei Jahre ſtatt (1911 in Pofen). 
Der Verband beſitzt eine ftändige Zentralitelle in Berlin, die alle 
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die Städte berührenden Fragen jtudiert, alles Material über 
diefe jammelt und eine Auskunftei und Bibliothek unterhält. Sie 
gibt in zwanglojer Folge „Mitteilungen“ heraus. Un der Spibe 
des Deutichen Städtetags Iteht der Hauptausjchuß, der auch Be- 
Ichlüffe in jolchen Fragen faßt, die eine Einberufung des Städte: 
tags jelbit nicht erforderlich ericheinen lafjen. Außer dem Deut- 
schen Städtetag haben die Städte einzelner Bundesitaaten ſich 
zu Landes- und Provinzial-Städtetagen zufammengejchlofjen, jo 
in preußiichen Provinzen, in Bayern, Sachjen, Württemberg, jte 
zäblen zu ihren Mitgliedern Städte bis zu 10000 Einwohnern. 
Der Deutjche Städtetag umfaßt zur Zeit 164 deutſche Städte mit 
über 25000 Einwohnern und 10 größere Städteverbände. 

Stadfraf und Stadtverordnetenverjammlung, |. Ge— 
meinderat. 

Staffeltarif (Stalentarif), ein Tarif, bei dem die Säße für 
die einzelnen Strecten mit der wachjenden Entfernung jtufenweije 
fallen. Ge größer aljo die Kilometerzahl tit, deſto niedrigere 
Tarifſätze werden für die nachfolgenden Streden den höheren 
Sätzen auf den eriten Abjchnitten der Beförderung angefügt. 
Die Staffeltarife fommen jomwohl im Perſonen- wie im Güter: 
verfehr der Eifenbahnen vor. Ihre Begründung haben ſie darin, 
Daß erfahrungsgemäß die Kojten der Beförderung, auf eine be- 
jtimmte Längeneinheit berechnet, geringer jind bei einer langen, 
ununterbrochenen Beförderung als bei einer furzen. Vergl. auch 
Getreideitaffeltarif. 

Staffelzölle, j. Zölle. 

Stambulowiften, Partei in Bulgarien, im Gegenſatz zu den dor— 
tigen Panſlawiſten, jo genannt nach dem Staatsmann Stambulow, 
der nach Fürſt Mleranders Abdankung 1887 Negent war und dann 
Minilterpräfivent, aber 1895 ermordet wurde. Stambulow war 
Gegner der rufjenfreundlichen und panſlawiſtiſchen Bejtrebungen. 

Stammaßtien, j. Aktiengejellichaften. 

Stammgüter jind, wie die Familienfideikommiſſe, gebundene 
Güter, die einer Sondererbfolge unterworfen jind, bei denen Die 
Gebundenheit in der Regel auf allgemeinen Nechtsnormen be- 
ruht. Die Sondererbfolge iſt eine agnatiſche. Heute gibt es 
noch etwa 130 Güter mit Stammguteigenjchaft. 

Standard of life (engl.), Zebenshaltung, das Maß deſſen, 
was einer braucht, um die in jeiner Klaſſe herfömmliche Lebens— 
haltung zu führen. — Standard work, ein grundlegendes, dauern— 
des Werk. — Zweimächte- Standard, der Grundjaß Eng- 
lands, daß jeine Kriegsflotte allein mindeitens den Flotten der 
beiden nächſtſtärkeren Mächte zujammen überlegen bleiben muß. 

Stände, rechtlich abgegrenzte Kreile des Volks, die gleiche 
Abſtammung und Intereſſen bejigen. Die Erbitände bildeten jich 
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in Berufsitände um (Geijtlichkeit, Herren, Ritter, Bürger, Bauern). 
Die mittelalterliche jtändijche Gliederung des Volkes wurde durch 
die neuzeitliche Wirtjchaftsentwicklung und den modernen Staat 
aufgelöjt, Reite find im hohen Adel erhalten. — Stände, auch 
jo viel wie Landtag. Vgl. Mecklenburg. — In der Schweiz iſt 
„Stände“ der offizielle Ausdruck der Einzeljtaaten in ihrem Ber: 
hältnis zum Gejamtitaat. 

Standesherren, die mediatijierten, ehemals reichsſtändiſchen 
fürftlichen und gräflichen Häuſer. Sie zählen zum hohen Adel 
und bejigen daS Recht der Ebenbürtigfeit. Nach der Reichs: 
gejeggebung jind die Mitglieder der jtandesherrlichen Familien 
von der Wehrpflicht, ihre Gebäude von der Einquartierung befreit. 
In den deutſchen Einzelitaaten iſt ihnen außerdem die erbliche 
Mitgliedichaft der Eriten Kammer eingeräumt. In Anjehung 
ihrer Yamilienverhältnifje und ihrer Güter hat das Einführung: 
gejet zum Bürgerlichen Gejegbuch die Vorjchriften der Landes— 
gejege und die Hausverfafjungen unberührt gelajjen. Ferner iſt 
ihnen das Recht auf Austräge (ſ. Austrägalgerichte) vorbehalten. 

‚Stars and stripes, „Sterne und Streifen“, Ausdrud für 
das Sternenbanner der Vereinigten Staaten von Nordamerifa. 

Statiſtiſche Gebühr, eine Abgabe, die erhoben wird zunächit 
zur Sicherung der jtatijtifchen Anjchreibung der über die Landes— 
grenze ein- und ausgehenden Waren und zur Deckung der Kojten 
der Handelsitatiftif. Sie iſt alſo auch von an jich zollfreien 
Waren zu zahlen. Nicht jelten find mit ihr aber auch finanzielle 
Zwece verbunden. Im Deutjchen Reich it die jtatijtifche Ge— 
bühr zu ausjchließlich jtatiftifchen Zwecken eingeführt, ſie beträgt 
für verpacte Waren 5 Pig. pro 500 kg, für unverpacte 5 Big. 
pro 1000 kg, für Steinfohlen, Kartoffeln, Rohſtoffe uff. 10 Pig. 
pro 1000 kg und für Haustiere 5 Pig. pro 5 Stück. 

Statthalter, Titel des höchiten Beamten in Eljaß-Lothringen, 
in Öfterreich der oberjte Verwalter der Kronländer. 

Status, Zujtand, status quo, der Zujtand eines Staates, 
politiſche Berhältnijfe in einem gegebenen Zeitpunft, status quo 
ante, der frühere Zultand eines Staates, frühere politifche 
Verhältniſſe. 

Statut, Sabung, Geſetz, in einem engern Sinne nur die 
auf Grund der Autonomie erlaffenen Satungen einer Gemeinde, 
ft Familie des hohen Adels, einer Innung, Berufsgenojjen- 

aft 2c. 
Stellenvermittlungsgefeb vom 2. Juni 1910 regelt das pri— 
vate GStellenvermittlungswejen. Das Stellenvermittlungsgewerbe 
iſt konzeſſionspflichtig, die Konzeſſion wird von der Zuverläſſigkeit 
des Bewerbers und der Bedürfnisfrage abhängig gemacht. Die 
Stellenvermittlungsgebühren werden amtlich feſtgeſetzt und find 
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nur beim Zuſtandekommen einer Vermittlung, hälftig von Arbeit- 
gebern und Arbeitern, zu entrichten. Die Stellenvermittler dürfen 
bejtimmte Gewerbe nicht betreiben. 

Steſſgeſchäfte, j. Börſengeſchäfte. 

Stempelabgaben. Die Stempelabgaben ſind eine Form der 
Erhebung öffentlicher Abgaben. Sie kommen beſonders vor bei 
Erhebung von Gebühren, von Verkehrs-, aber auch von Aufwand— 
ſteuern, wie Tabak, Schaumwein-, Zeitungs-, Kalenderſteuer. Die 
Stempelabgaben werden wieder in verſchiedener Form erhoben: 
es kann vorgeſchrieben ſein, daß beſtimmte ſchriftliche Akte auf 
ein zu bezahlendes Stempelpapier geſchrieben werden müſſen, 
oder es werden Stempelmarken auf die abgabepflichtigen 
Schriftitücte oder Gegenjtände geklebt oder gejtempelte Umhüllungen, 
Streifen, fogenannte Banderolen, um fie gelegt, wie bei der 
deutichen Schaummein>, Zigarettenjteuer, oder endlich die Gegen- 
jtände ſelbſt werden abgejtempelt, mit einem bejtimmten Zeichen 
verjehen, wie bei den Spielkarten. 

Stenerbewilligung, Htenerverweigerung (Budgetrecht). Aus 
dem Grundgedanfen des modernen Staates, der dee der Rechts— 
gleichheit, ijt auch der Anipruch der Bollsgejamtheit erwachien, 
wie die Gejege jo auch alle Einnahmen und Ausgaben, als das 
ſtärkſte Mittel parlamentarijchen Einflufjes, der Bewilligung oder 
Ablehnung durch die Volksvertretung zu unterjtellen. Sein hi— 
jtorifches Vorbild hatte dieſer Gedanke in England. Hier aber 
umfaßt das jtändische Bewilligungsrecht in der Hauptjache nur 
die neuen Ausgaben und die neuen Ginnahmen, den „beweg- 
lichen” Zeil des Budgets. Dagegen wurde in Frankreich und 
Belgien der Grundjaß, daß das Budgetrecht ſich auf jämtliche 
Einnahmen und Ausgaben erjtreckt, fejtgelegt, und danach hat 
ſich auch in den deutjchen Berfaffungen das Budgetrecht entwicelt. 
Damit verbunden iſt eine jehr weitgehende Spezialiſierung des 
Etats (gleichfalls im Gegenjag zu England). Der Bundestags 
bejchluß vom 28. Juni 1832 hat jedoch ausgejprochen, daß „nach 
dem Geijte“ der Artikel 57 und 58 der Wiener Schlußafte „feinem 
deutichen Souverän durch die LZanditände die zur Führung jeiner 
den Bundespflichten und der Landesverfafjung entiprechenden Re— 
gierung erforderlichen Mittel verweigert werden dürfen”. Dem: 
gemäß wird als allgemeiner, auch ohne bejondere gejegliche oder 
verfafjungsmäßige Anerkennung geltender Grundjat behauptet, 
dab das freie ſtändiſche Steuerbewilligungsrecht eine Schranfe 
findet in der Pflicht, der Regierung für unbedingt notwendige, 
aber auf andere Weije nicht zu bejtreitende Staatsausgaben die 
erforderlichen Mittel nicht zu verfagen. In Preußen iſt in Der 
Verfajjung ausdrüclich ausgejprochen, daß das gejegliche 
Steuerrecht bis zur Anderung durch Gejet fortdauern Toll, 
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in dem Fall eines Konflikts alfo die Regierung die auf unbejtimmte 
Zeit erlafjenen Steuern forterheben darf. Dagegen iſt das Recht 
der Ausgabenbewilligung oder Verweigerung in mehreren 
deutichen Verfaſſungen nahezu unbejchränft. 

Steuern (technijiche Ausdrüce des Steuerweiens). Steuer- 
einheitijt eine Maß-, Zahl, Gewichtseinheit der jteuerpflichtigen 
Gegenjtände oder Handlungen, nach denen die Steuer bemeſſen 
wird. Steuereinheit wird aber auch im Sinne von Steuerjaß 
gebraucht, d. h. dem Steuerbetrag, der von diejer Einheit erhoben 
wird. — Steuerfuß tjt gleich Steuerjaß, aber auch das Ber: 
hältnisS der Steuer zu der Summe, von der jtie erhoben wird. 
Steuerfapital it die Summe, für die die Steuer als ein 
Bruchteil angejegt tt, jo Daß der Steuerfuß für alle Steuer: 
pflichtigen (Berjonen oder Gegenjtände) als gleich ericheint. Das 
Steuerfapital jchafft eine rechnerijche Einheit zur Bergleichung 
verjchtedener Steuern, jo daß deren gleichmäßige Erhöhung oder 
Ermäßigung möglich iſt. Zahlt ein Einkommen von 4000 ME. 
3% = 120 ME. Steuer, ein Einfommen von 1000 Mk. aber 1°) 
als Steuerfuß, jo gewinnt man die rechnerijche Gleichheit des 
Steuerfußes, indem man für das Einfommen von 4000 ME. ein 
Steuerfapital von 12000 ME. annimmt (120 ME. = 1% von 
12000 ME.). — Steuerfatafter ſ. Katajter. — Steuerlijten 
(Steuerrollen, Heberollen), die Namensverzeichnijje der Steuer: 
jubjefte und Ungabe des gejchuldeten Steuerbetrags. — Steuer: 
objeft, der Gegenjtand, die Handlung, die bejteuert wird. — 
Steuerjubjeft, die Perſon, die gejeglich die Steuer zu ent- 
richten hat. — Steuerträger (Deitinatar), die Perſon, die die 
Steuer endgültig aus ihrem Einfommen bejtreitet. — Steuer: 
tarife find die amtlichen Aufjtellungen der Steuereinheiten und 
Steuerfäßge für eine Anzahl von Steuerobjekten einer bejtimmten 
Steuergattung. — Die wichtigiten Unterjchetdungen der Steuerarten 
find: 1) direkte und indirekte Steuern. Gewöhnlich verjteht 
man unter direkten Steuern jolche, Die vom Steuerträger unmittel- 
bar an die Steuergewalt entrichtet werden, bei denen aljo Steuer: 
zahler und Steuerträger die gleiche Perſon iſt. Dahin gehören 
die Srtragjteuern, die Einfommen= und die allgemeine Vermögens: 
jteuer. Indirekte Steuern find jolche, bei denen Steuerzahler 
und Steuerträger verjchiedene Perſonen jind, bei denen aljo dev 
Steuerzahler die Steuer abwälzt. Biel umftritten ijt dabei die 
Stellung der Verkehrsſteuern wie der Erbjchaftsiteuer. Sie wer: 
den wohl richtigerweije als eine bejondere Art zu betrachten fein. 
2) Subjeft- und Objeltjteuern (Berjonal: und Neal: 
fteuern). Subjeltjteuern find diejenigen Steuern, die die Ber: 
jonen nach ihren bejonderen Verhältniſſen treffen follen (Kopf— 
jteuer, Klaſſenſteuer, Gintommenfteuer, vergl. Gintommenfteuer); 
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Nealiteuern find ſolche, die bejtimmte Objekte ohne Nückjicht auf 
die Perſon des Beligers treffen (Grtrags- und VBermögensiteuern). 
3) Ordentliche und außerordentliche Steuern. Jene 
dienen zur Deckung des ordentlichen Bedarfs und werden regel— 
mäßig und fortdauernd erhoben, dieſe dienen zur Deckung außer— 
ordentlicher Bedürfniſſe (z. B. Kriegsſteuern). 4) Über Quotitäts- 
und Repartitionsſteuern ſ. Quote, 

Stichentſcheid (Deziſivſtimme), das Recht, bei Stimmengleich— 
heit den Ausſchlag zu geben. Es ſteht regelmäßig dem Vor— 
ſitzenden zu. 

Stichwahl, ſ. Wahl. 

Stimmredt, Allgemeines. Hat jeder Staatsangehörige, der 
im Bejit der bürgerlichen Ehrenrechte ift, das Recht, ohne Rück— 
ficht auf jeine bürgerliche Stellung oder feine Steuerleijtungen 
(Gegenjaß: Zenjuswahlrecht, |. Zenjus) in gleicher Weiſe 
(Gegenjag: Pluralwahlrecht, ſ. d.) jeine Stimme unmittelbar 
(Gegenjaß: indirekte Wahl) zur Wahl von Voltsvertretern abzu- 
geben, jo jpricht man von einem —— gleichen und direkten 
Stimm- oder Wahlrecht (vgl. Wahl). 

Stock (engl.), —— von Aktiengeſellſchaften; Stock- 
exchange, Effektenbörſe. 

Stofgebühren, die Gebühren der Geiftlichen für kirchliche 
Handlungen. 

Strafprozeßreform, ſ. Schöffengerichte. 

Straz (poln. „Wache“), ein polnifcher Berein in Poſen zur 
Förderung der polniſch-katholiſchen Intereſſen. 

Streik (engl. strike), Arbeitseinjtellung, Ausſtand, die ge- 
meinjame, freiwillige Niederlegung der Arbeit durch die Arbeiter 
zur Erlangung günjtigerer Arbeitsbedingungen, zur Verhinderung 
oder Bejeitigung einer Maßnahme des Arbeitgebers, oder zur 
Unterjtügung ausjtändiger oder ausgejperrter Arbeiter in einem 
andern Gewerbszweig oder Betrieb (jog. Sympathieitreit). Treten 
die jämtlichen Arbeiter eines Landes zu gleicher Zeit in den Aus- 
itand, jo jpricht man von „Maſſen- oder Generalitreif“. Der 
Generaljtreit wird als „politifcher Maſſenſtreik“ bejonders in 
romanijchen Ländern als das wirkſamſte Mittel betrachtet, für die 
Eden Rechte der Arbeiter zu demonſtrieren und die politische 

Macht zu erobern. Auch bei der ruſſiſchen Revolution wurde 
wiederholt der Generalitreif proflamiert. In Deutichland wird er 
von einer Gruppe radifaler Spzialiften propagiert. Streif- 
brecher, Ausdrud für Arbeitswillige; die Anwendung des Aus 
drucks gegenüber Arbeitswilligen wird beftrait. Streifflau] el 
heißt die Beitimmung in Submifjtonsverträgen, die feitjegt, welche 
Wirfung auf die Innehaltung des Lieferungstermins ein etwa 
ausbrechender Streif hat, ferner bei paritätifchen Arbeitsnachweilen 
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die Beitimmung, daß die Arbeitsvermittlung in dem Gewerbe 
ruht, jolange in ihm gejtreift wird. Streifpojten jind die 
Poſten, die von den Streifenden aufgejtellt werden, um zu kon— 
trollieren, ob nicht Arbeiter troß des Streiks arbeiten, und um 
neu angefommene Arbeiter zur Abreije zu veranlajjen. 

Streißverfiherung. Neuerdings hat jich der Gedanke, für 
die Verluſte, die durch Arbeitseintellung den Unternehmern ent- 
jtehen, durch Berjicherung zu deden, in Deutjchland ſtark ver- 
breitet. Doch ijt die gejonderte Verjicherung nur vereinzelt in 
Deutjchland eingeführt, in der Regel tjt vielmehr die Berjicherung 
eine Nebenleijtung der Arbeitgeber an ihre Verbände, und ein 
Rechtsanipruch jteht den Arbeitgebern nicht zu. 1906 haben die 
Arbeitgeberverbände zwei Nückverficherungsverbände gejchaffen: 
den „Schußverband gegen Streifjchäden“ (gegründet von der Haupt- 
ftelle deutjcher Arbeitgeberverbände) und die „Sejellichaft des Ver— 
eins deutjcher Arbeitgeberverbände zur Entſchädigung bei Arbeits: 
einftellungen“. Sie unterjtügen die ihnen angejchlojjenen Arbeit- 
geberverbände bei den von diejen geleijteten Streifentjchädigungen. 

Stückgüter, im Eiſenbahnweſen die Güter, die als bejondere 
Frachtitücde, nicht in Wagenladungen aufgegeben werden. 

Stücklohn, j. Lohnſyſtem. 

Submiſſton („Verding“), die öffentliche Vergebung von Ar— 
beiten und Lieferungen, für die jehriftliche Angebote der Bewerber 
eingefordert werden. Den großen Vorteilen der Submijjionen für 
Staat, Gemeinde zc. jtehen auch Nachteile gegenüber. Die Ber- 
gebung an den Mindejtfordernden führt häufig zur Schädigung 
der Eleineren Betriebe, zu Preisunterbietungen uff. Es find 
dagegen verjchiedene Vorjchläge gemacht worden, vor allem das 
fogenannte Mittelpreisverfahren, bei dem der Zuichlag in 
der Regel derjenige Bewerber erhält, der dem mittleren Preis 
nach unten gerechnet am nächiten fommt. In feiner der Sub: 
mifjtonsvorjchriften, die in mehreren Bundesitaaten zum Schuß 
de Handwerks erlafjen wurden, iſt das Mittelpreisverfahren 
vorgejchrieben, dagegen iſt es in einigen Städten eingeführt. Häufig 
findet fich in den Submifftonsbedingungen die „Mindejtlohn- 
£laujel“, eine Beftimmung, daß Unternehmer ausgejchlofien find, 
die nicht die tarifmäßigen Yöhne oder in Ermangelung jolcher die 
ortsüblichen Löhne zahlen. Auch kommt es vor, daß jolche Unter: 
nehmer ausgejchlofjen werden, die dem Tarifvertrag des Gewerbes 
nicht beigetreten find (auch wenn ſie im übrigen tarifmäßige Löhne 
zahlen). In Leipzig iſt 1910 mit Unterjtügung des Staats ein 
Submifjionsamt gejchaffen worden, das die Kenntnis aller 
Ausschreiben, öffentlicher und privater, vermitteln joll. 1911 hat der 
— mie einen Initiativgeſetzentwurf zur reichsgeſetzlichen Rege— 
ung des öffentlichen (ſtaatlichen) Submiſſionsweſens veröffentlicht. 
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Sudvention, Beihilfe, Unteritügung, beſonders aus öffent— 
lichen Mitteln, vergl. Dampferjubventionen. 

Südafrikanifhe Depudfik, j. Transvaal. 

Süddentfhe Volkspartei, faliche, aber häufige Bezeichnung 
für Deutiche Volkspartei, (j. Bollspartei). 

Suezkanal verbindet das Mittellandifche mit dem Roten Meer. 
Er wurde durch eine Aktiengeſellſchaft unter Leitung des Fran— 
zojen Lejjeps in 10 Jahren mit einem erjtmaligen Kojtenaufwand 
von 427 Mill. Frs. gebaut und am 17. November 1869 einge- 
weiht. Seine — von Port Said bis Suez beträgt 160 km, 
jeine Sohlenbreite 75—90 m, jeine Tiefe 9a —10 m. Der Kanal 
iſt nach einer internationalen Vereinbarung neutral und steht 
allen Nationen offen. Der Kanal bleibt 99 Jahre im Beſitz der 
Gejellichaft, deren Aktien zum großen Teil in den Händen Eng- 
lands jind, und fällt dann an die ägyptiſche Regierung, die jeßt 
einen Geminnanteil genießt. Als die Gejellichaft für die Er- 
neuerung der (1968) ablaufenden Konzejjion der ägyptijchen Re— 
—— 3 Mill. Pfd. Sterl. und eine Gewinnbeteiligung von 

0° bot, hat der geſetzgebende Nat 1910 unter dem Druck der 
igypifchen Nationalpartei die Neukonzejjionierung abgelehnt. 

Suffraganbifhöfe, die unter einem Grzbijchof jtehenden Diö— 
zefanbijchöfe, deren Diözejen zufammen mit der Metropole eine 
Kirchenprovinz bilden. In Deutjchland it Suffraganbiſchof 
namentlich der jonjt „Weihbifchof“ genannte Stellvertreter eines 
Didzejanbijchofs, alſo jo viel wie Hilfsbijchof. 

Suffragettes, vergl. Frauenjtimmrecht. 

Sühneamt, j. Friedensrichter. 

Sühneprin;z, 5. Kotau. 

Sukkurſalpfarreien, Pfarreien, die mit jederzeit abberufbaren 
Geiſtlichen beſetzt ſind. Das preußiſche Geſetz vom 11. Mai 1873 
erklärte auch die Sukkurſalpfarreien als definitiv beſetzt, die 
Biſchöfe verweigerten aber die Anerkennung, und 1887 wurden die 
Vorſchriften des Geſetzes von 1873 aufgehoben. In Preußen gibt 
es über 1100 ſolcher Sukkurſalpfarreien. 

Sukzedieren, nachfolgen, Sukzeſſion, Nachfolge. 

Superdreadnoughts, ſ. Dreadnoughts. 

Supremat, Obergewalt, Oberherrſchaft. 

Supreme Court, das oberſte Gericht in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, das zujtändig tft für alle Streitigkeiten 
über Berfafjung, Gejege und Verträge, in denen die Vereinigten 
Staaten jelbit Partei jind, in Streitigkeiten zwiſchen Einzelftaaten, 
u... f. Eine bejondere Stellung nimmt es dadurch ein, daß es 
das Recht hat, eine Kongreßakte oder das Geſetz eines Staates 
für nichtig zu erklären. Es beiteht aus einem Oberrichter und 
acht Richtern. 
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Surtaxe, j. Differentialzölle. 

Surtaxe d’entrepöt, j. Differentialzölle. 

Suspenfion, die vorübergehende Aufhebung eines Gejeges 
oder einer Verordnung durch die Regierung, die zeitweile behörd- 
liche Entfernung eines Beamten, Geiftlichen ꝛe. von jeinem Amt 
während einer jchwebenden Unterjuchung. 

Süßftoffgefeggebung. Süßitoffe (Saccharin, Dulein, Zuderin) 
find alle auf fünftlichem Wege gewonnenen Stoffe, die als Süß— 
mittel dienen können und eine höhere Süßfraft als raffinierter 
Rohr: oder Rübenzuder, nicht aber entiprechenden Nährwert 
bejigen. Durch das fortgejegte Sinken der Preiſe wurden die 
Süßitoffe immer gefährlichere Konkurrenten der Zuderinduftrie 
und des landwirtjchaftlichen Rübenbaus. Das bedeutete zugleich 
eine Gefährdung der Zucerjteuer. Gegen dieje Gefahr wurde 
1898 zuerit eine gejegliche Einjchränfung des Saccharinverbrauchs 
verjucht, und als jich das als erfolglos erwies, jehritt man 
mit dem Süßjtoffgejeg vom 7. Zuli 1902 zu einem grundjäglichen 
Berbot der Heritellung, des Verkehrs und der Anwendung von 
Süßitoffen. Ausnahmen wurden zugelajjen, auf Grund deren 
eine Firma das Monopol der Süßjtoffheritellung zu medizi— 
niſchen 2c. Zwecken erhielt. Die Höchitpreife und die Perſonen, 
an die fie liefern darf, werden ihr vorgejchrieben. Bejchränfende, 
wenn auch nicht jo weitgehende Vorſchriften bejtehen auch in 
andern Ländern. 

Snzeränifät, j. Proteftor. 

Sweatingfufiem, j. Schwitzſyſtem. 

Sykophant, Angeber, Berleumder. 

Syllaßus („Berzeichnis”), ein Verzeichnis katholiſch-kirchlicher 
Srrlehren. Pius IX. erließ 1864 zugleich mit der Eneyklika quanta 
eura ein Aktenſtück, das die hauptiächlichiten damaligen Srrtümer 
zujammenitellte. So verwirft der Syllabus den Saß: „Der Prote— 
Itantismus iſt nur eine verjchiedene Form derjelben wahren chrilt- 
lichen Religion, in welcher Form man nicht minder als in der 
fatholischen Kirche Gott gefallen fann.“ Gr lehnte ferner ab den 
Sozialismus, Kommunismus. Bejonders eingehend bejchäftigte 
er jich mit dem modernen Staatsgedanten und verurteilte folgende 
Säße: „ES iſt Sache der Staatsgewalt zu bejtimmen, welches 
die Nechte der Kirche und welches die Schranten jind, innerhalb 
welcher jie dieſe Rechte ausüben darf. Die Kirchengewalt darf 
ihre Autorität nicht ausüben ohne die Erlaubnis und Zuſtimmung 
ver Staatsgewalt. Der Staat bejigt als der Urſprung und die 
Duelle aller Nechte ein gewiſſes Jchrantenlojes Necht. Der Staats: 
gewalt fommt auch dann, wenn ſie von einem ungläubigen Fürften 
ausgeübt wird, eine indivelte, negative Gewalt in religiöjen 
Sachen zu, fie befigt alſo das Necht der fogenannten appellatio 
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ab abusu Geſchwerde wegen Mihbrauchs Bei einer Kollſſon 
der Geſetze beider Gewalten geht das weltliche Recht vor.” Ferner 
verwirft der Syllabus die vollitändige Unterjtellung der Schule 
unter die Leitung der bürgerlichen und der politischen Autorität, 
überhaupt die Trennung von Staat und Kirche. Als (eßter 
Irrtum wird der Sat aufgeführt: „Der römijche Papſt kann und 
muß jich mit dem Fortjchritt, dem Liberalismus und der modernen 
Zivilifation verſöhnen.“ — Auch das gegen den Modernismus 
(Neformlatholizismus) gerichtete Dekret vom 3. Juli 1907 beißt 
Syllabus. (Der „neue Syllabus“.) Siehe auch Modernijten. 

Syndikalismus, Die gewerfjchaftliche Bewegung (ſ. Syndikat). 

Syndikalkammern, in Frankreich uriprünglich die Ausſchüſſe 
bejtimmter, mit öffentlichen Nechten ausgejtatteter gewerblicher Ver— 
bände, dann der beruflichen Verbände überhaupt. 

Syndikat, vergl. Kartell. — In Frankreich ꝛc. beißen Die 
Berufsverbände, bejonders aber die Arbeiterfachvereine (Gewerk— 
Ichaften) Syndikate. 

Syndikus, Der Beamte einer Korporation, der zur Bejorgung 
ihrer gerichtlichen Angelegenheiten bejtellt if. Kronjyndici 
find in Preußen angejehene Nechtsgelehrte, die auf Verlangen 
der Krone in zweifelhaften jtaatsrechtlichen Fragen ihr Gutachten 
abgeben. Sie werden vom König ernannt und haben Si und 
Stimme im Herrenhaus. 

Synod, der heilige — in Rußland. Der Zar, der zugleich 
Haupt der ruſſiſchen Kirche iſt, regiert dieſe durch den heiligen 
Synod, der 1721 an die Stelle des früheren Batriarchats getreten 
it. Der Synod iſt eine von den Miniiterien durchaus unab- 
hängige oberite Staatsbehörde. Sämtliche Mitglieder, die teils 
dem Geiſtlichen-, teils dem Laienjtand angehören, werden vom 
Zaren ernannt. Unter den weltlichen Mitgliedern iſt das wichtigite 
der Generalprofuror, die Mittelsperjon zwijchen dem Zaren 
und dem Synod. Er jehlägt die Beratungen vor, macht im Auf: 
trag des Zaren Vorlagen, übermittelt dejjen Befehle; er hat bei 
allen Abjtimmungen ein abjolutes Beto, und jchließlich iſt ev mit 
der Ausführung der Synodalbejchlüffe beauftragt. Ohne jeine 
Unterjchrift ijt feine Maßregel des Synods gültig. Dem Synod 
jelbit obliegt die Neinhaltung des Glaubens und des chriftlichen 
Unterrichts, er hat die Gejeggebung, die Überwachung und Ober: 
leitung, die oberite Gerichtsbarkeit des geſamten Firchlichen Lebens. 

Synode, eine rechtmäßige Verfammlung Firchlicher Berjonen 
zur Beratung und Grledigung Firchlicher Angelegenheiten, alfo 
gleich Konzil. Doch wird der Ausdruck Synode meilt nur für 
Teilvertretungen der Kirche verwendet, jo Diözeſanſynode (Die 
Verſammlung des Klerus einer Diözeje unter dem Borjit ihres 
Biſchofs), Provinzialiynode, (die Tagung eines Erzbiſchofs mit 
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jeinen Bijchöfen). Dieſe Synoden haben in der fatholijchen Kirche 
ihre Bedeutung verloren. Dagegen it die Synodalverfajjung 
in der protejtantijchen Kirche ausgebildet. Vergl. Prejbyterial- 
und Synodalverfafjung. 


=; 


Tabakmonopof, j. Tabakiteuer. 

Tabakftener. Die Tabakiteuer kommt entweder als Berbrauchs- 
jteuer oder al3 Monopol vor. Die Formen der Verbrauchsiteuer 
jind jehr verjchieden. Sie kann eine Rohitoffiteuer jein, und 
zwar entweder eine Flächenjteuer (nach dem Flächenraum des 
Tabaklandes) oder eine Pflanzenjteuer (nach der Zahl der Tabak— 
pflanzen oder Tabakblätter), oder eine Gewichts= oder Material- 
jteuer (nach dem Gewicht des Tabaks, wobei die Steuerjäge ent- 
weder auf den getrocdneten „dachreifen“ oder den fabrifations- 
reifen Tabak angewendet werden). Dder die VBerbrauchsiteuer 
fann eine Fabrikatſteuer fein, wobei jie feitgejegt wird ent- 
weder in bejtimmten Prozentjäßen des von dem Fabrifanten 
deflarierten Fakturawerts oder in Gewichts- oder Stücjägen, je 
nach der Gattung der Fabrifate (Zigarren, Zigaretten, Rauch, 
Kau- oder Schnupftabat). Auch die Form, in der die Fabrifat- 
jteuer erhoben wird, iſt eine doppelte: jie fommt in Stempelform 
(Stempelmarften oder Stempeltollen, Banderolen) vor vder 
als Fakturenwertjteuer (der Fabrilant hat aus feinem Falturen- 
buch regelmäßig Auszüge an die Steuerbehörde zur Feititellung 
der Steuer zu machen, und ebenfo hat der Tabakhändler jeine 
Käufe der Steuerbehörde mitzuteilen). Außerdem macht die 
Fabrifatiteuer eine Kontrolle der Tabakernte, des Handels mit 
Rohtabaken, der dem zoll und jteueramtlichen Niederlagevertehr 
unterjteht, notwendig. Das Tabakmonopol des Staates tjt 
entweder Vollmonopol, bei dem der Staat die gejamte — 
und den Vertrieb in Händen hat, oder es iſt ein Ki rifations- 
monopol, wo Anbau, Einfuhr und Handel der Privattätigteit 
überlafjen, die Fabrikation jelbjt aber dem Staate vorbehalten 
iſt (Bortugal). Die Monopolrechte jelbjt können ausgeübt werden 
durch den Staat jelbit, ſie können auch verpachtet werden (RE 
Die Hauptmonopolländer find Frankreich, Spanien, Italien und 
Öfterreich. Das Monopol bringt in Frankreich faſt 7 ME, in 
Ktalien 5 ME., in Öfterreich und Ungarn über 4 ME, pro Kopf 
der Bevölkerung. Neben der Tabakitener werden in allen Staaten 
Zölle von dem eingeführten Tabak und den Tabakfabritaten er: 
hoben. Tabatzölle kommen aber auch als jelbjtändige Steuer: 
form in Verbindung mit oder ohne Lizenzen von Händlern und 
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re: vor (mit Lizenzen in England, ohne in Schweden). 
ngland, wo der Tabakbau im Inland verboten ift, gewinnt aus 
jeinem Tabakzoll mehr als 5 ME. pro Kopf. Deutjchland hatte 
zuerit eine Flächenfteuer und einen Gemwichtszoll, e8 unternahm, 
nachdem es 1879 zur Gemwichtsiteuer übergegangen war, zahlreiche 
Verjuche, feine Tabakbeiteuerung zu reformieren, die aber alle an 
dem Widerjtand des Neichstags jcheiterten. Bei der Finanz: 
reform von 1906 wurde eine von der Regierung vorgejchlagene 
Erhöhung des Gewichtszolls von Rohtabak jowohl in der Kom— 
million als auch im Plenum einmütig abgelehnt auf den energiichen 
rotejt aus Snterejjentenkreifen hin. Dagegen fand damals die 
igarettenjteuer (j. dort) Annahme Bei der Reichs— 
finanzreform von 1909 wollte ein neuer NRegierungsentwurf 
die Zigarettenjteuer erhöhen, eine neue Steuer auf Zigarren ein- 
führen (neben dem jeitherigen Rohtabakzoll und der Rohtabaf- 
iteuer) und die Zölle auf ausländifche Tabakfabrifate erhöhen. 
Die damit vorgejchlagene Banderolejteuer für Zigarren fand beim 
Reichstag Feine Gegenliebe; es wurde vielmehr an ihrer Stelle 
eine Zujchlagsiteuer nach dem Wert für ausländijchen Rohtabak 
neben dem bisherigen Gewichtszoll und eine Erhöhung der in- 
ländifchen Rohtabak-Gewichtsſteuer empfohlen. Als Bejchlüjje der 
NReichstagsmehrheit Famen dann zujtande: ein Wertzoll- 
ujchlag für Tabafblätter nur für Zigarren — nicht für 
igaretten — um 40° des Werts; Feitiegung der Tabak— 
Snlandsiteuer auf 57 ME. pro dz (gegen jeither 45 ME.), 
während der Rohtabakzoll mit 85 ME. (zu Zigarren) bejtehen blieb 
neben dem neuen Wertzujchlag; die Erhöhung der Zigaretten- 
jteuer (j. dort), des ZigarettenzollS von 700 ME. pro dz 
auf 1000 ME., während der Zigarrenzoll mit 270 ME. gleich blieb 
(für Zigarreneinbringung im Reiſeverkehr Zollzufchlag-Erhöhung 
von 800 auf 1000 ME.). Dieje Tabakiteuern fanden gegen 
Nationalliberale, Freifinnige und Sozialdemokraten Annahme. 
Für Entjehädigung von Tabafarbeitern, die im eriten 
Jahr nach Snkrafttreten der Steuern (für Zigaretten 1. Sept., 
für Tabak und Zigarren 15. Augujt 1909) arbeitslos wurden, 
waren 4 Mill. ME. bereitgejtellt, um ihnen wenigitens 75 °/o ihres 
Sahresverdienites als Unterjtügung zukommen zu lajjen. Der 
Ertrag der Tabakſteuern von 1909 war nach dem Regierungs- 
entwurf zu 77 Mil. ME. angenommen, nach den Mehrbeits- 
bejchlüfien jank er auf 43 Mill. ME. 

Tagesordnung, Das Verzeichnis der für die Sigung eines 
Kollegiums oder einer Berfammlung im voraus feitgeitellten, zur 
Beratung kommenden Gegenitände. Nicht auf der Tagesordnung 
jtehende Gegenstände dürfen nur unter beitimmten Borausfegungen 
als „dringliche” zur Beratung fommen. Zur Tagesordnung über- 
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gehen heißt: über einen Antrag oder eine Vorlage joll nicht 
weiter verhandelt werden. Mean jpricht dabei von motivierter 
Tagesordnung, wenn die Gründe angegeben werden, warum 
der Gegenjtand verlajjen wird. über Hegierungsvorlagen darf 
in PBarlamenten nicht zur Tagesordnung übergegangen werden. 

Taggelder, jo viel wie Diäten (f. d.). 

Takiften, eine Partei in Rumänien, die jog. fonjervativen 
„Demokraten“, ihr Führer it Take Janescu. 

Talman, der Präjident des finniſchen Landtags. 

Talon, der Erneuerungsichein für Coupons von Wertpapieren. 

Talonftener, |. Börjenjteuern. 

Tammany, eine Gejellichaft in Neuyork zu politifchen Zwecken, 
die lange Zeit durch ihre Rückſichts- und Skrupelloſigkeit die Stadt— 
verwaltung Neuyorks beherrſchte und ſchamloſen Amterſchacher 
trieb. Jetzt iſt es gelungen, ihren Einfluß zurückzudrängen. 

Tantieme, ſ. Aktiengeſellſchaft. 

Tantiemenſteuer. Seit der Reichsfinanzreform von 1906 wird 
von den Aufſtellungen der Aktiengeſellſchaften, Kommandit— 
geſellſchaften auf Aktien und den Geſellſchaften m. b. H. über 
die Höhe der geſamten Vergütungen (Gewinnanteile, Tan— 
tiemen, Gehälter), die die Aufſichtsratsmitglieder ſeit der letzten 
Bilanzaufitellung erhalten haben, 8° erhoben. Für kleine Be— 
triebe bejteht Steuerfreiheit. 

Taoismus, eine in den niedern Klaſſen der chinejiichen Bes 

völferung jehr ſtark verbreitete Naturreligion, die mit buddhiſtiſchen 
Boritellungen, jo mit dem Glauben an die Seelenwanderung, 
durchſetzt iſt. Die Prieſter heißen Taotſe. 

Taotai (Tantai), der Beamte eines größeren Bezirks einer 
chinejtichen Provinz. 

Tarif, Verzeichnis von Preis-, Lohn: und Wertjägen, daher 
Steuer, Zoll, Münz-, Eiſenbahn-, Poſt-, Telegraphentarif uff. — 
Tarifieren, mit einem beitimmten Sat in einen Tarif auf- 
nehmen. 

Tarifreformer in England, die Anhänger der englijchen 
Schußzollbewegung (ſ. Freihandel). 

Varifverfrag (Tariigemeinjchaft, tollektiver oder korporativer 
Arbeitsvertrag) it eine auf längere Zeit zwilchen den Organi- 
jationen der Unternehmer und der Arbeiter abgejchlojjene Ber: 
einbarung über die Arbeitsbedingungen (Lohn, Arbeitszeit, Über- 
zeitarbeit ujf.). Die Vorteile der Tariigemeinjchaft für die Arbeiter 
find vor allem eine geſicherte Verbeſſerung ihrer vArbeitsbedingungen 
und Anerkennung ihrer Organilationen, für die Unternehmer eine 
Sicherung vor plößlichen WUrbeitseinitellungen und Schleuder- 
fonfurrenz. Die Gewertichaften haben allerdings exit jeit 1899 
auf dem dritten Gewerkichaftstongreh die Vorteile der Tarif: 
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gemeinjchaft für die Arbeiter anerkannt, während die Gewerk— 
vereine jchon feit ihrer Gründung (1868) Tarifverträge anitrebten. 
Ganz ablehnend verhalten jich auf Grund ihrer radikalspolitijchen 
Auffaffung die Lolaliiten. Im Gegenjag zu den Arbeitern jind 
die Arbeitgeberverbände der Großinduitrie in ihrer Mehrzahl 
Gegner der Tarifverträge, ſie erklären fie für Hemmungen des 
Fortschritts, der Anpaffung an die K Konjunktur und für ungerecht, 
da jie die individuelle Leiſtungsfähigkeit nicht berüctfichtigen; da— 
gegen verbreiten jich die Tarifverträge neuerdings immer mehr 
im Handwerk. Die ältejte und für Deutjchland vorbildliche Tarif- 
gemeinschaft iſt die der Buchdruder, die jeit 1896 bejteht und 
70’ der Betriebe und 90° der Gebilfen umfaßt (j. Deutjcher 
Buchdrucerverband und Verein). Won 1907 bis 1909 ijt Die 
Zahl der nach Tarifverträgen arbeitenden Berjonen von 950 000 
auf 1020000 geitiegen. 

Tatarennadhridt, jo viel wie unbeglaubigtes Gerücht. 

Taxen, behördlich feitgejegte Vreije für Waren oder Letjtungen, 
dann auch jo viel wie Gebühren oder gemijje Verfehrsiteuern. 
Vergl. Lohn: und PBreistaren. 

Tehnikerverbände. Die technijchen Angeſtellten bejigen außer 
den Vereinen, die ausjchlieglich wiljenjchaftlich-techniichen Zwecken 
dienen (Berein deuticher Ingenieure u. a.), ebenjo wie die fauf- 
männiſchen Angejtellten paritätifche und gemwerkichaftliche Organi- 
jationen. Wie dort, jo läßt jich auch hier eine Entwicklung zum 
gewerfichaftlichen Prinzip hin feititellen, und auch die älteren 
paritättiichen Verbände jind dieſem Zug gefolgt und jtehen mehr 
oder weniger in einer inneren Umbildung. Zu den Verbänden 
der älteren Richtung gehört der Berband deutjcher Architeften- und 
Sngenieurvereine (gegründet 1871), ver Deutjche Techniker— 
verband (1884), der aber in den legten Jahren eine entjchiedene 
Standesvertretung der AUngejtellten geworden tft, der Deutjche 
Werfmeijterverband (1884), der gleichfalls mehr als früher 
ee Forderungen verfolgt, und jchließlich der Deutjche 

Gruben: und YZabritbeamtenverband (18%). Dieje 
drei Verbände pflegen ähnlich wie die paritätiichen Vereine der 
faufmännifchen Angeitellten außer Rechtsſchutz die Stellenvermitt- 
lung und bejigen leiltungsfähige Kaſſen zur Witwen: und Waijen- 
unterjtügung, zur Unterftügßung in Notfällen, Arbeitslofigfeit, 
Kranken- und Sterbefafjen zc. Die entjchiedenite gewerkſchaft— 
liche DOrganijation der technifchen Angeitellten it der Bund 
der technijcheinduftriellen Beamten (gegründet 1904), der 
jich durch feine lebhafte und entſchiedene Agitation und jein joziales 
Programm überaus rajch entwicelt hat. Gegen das Unternehmer: 
tum wendet jich auch der 1903 gegründete Bund Deutjcher 
Architekten, der auch gegen das Techniterwejen und die Kon- 
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furrenz der jtaatlichen und jtädtifchen Baubeamten kämpft, und 
jchlieglich ijt eine gemwerfjchaftliche Organijation der Deutſche 
SteigerverbanDd (1907), den anfangs die Zechenverwaltungen 
zu unterdrüden juchten, den ſie aber jet anerkennen. 

Teezol. Durch die Reichsfinanzreform von 1909 wurde der 
Teezoll von 25 auf 100 ME. für den Doppelzentner erhöht. 

Telegraphenverein, Internationaler, ein Verein der dem 

Petersburger internationalen Telegraphenvertrag von 1875 (mit 
der Londoner Ausführungsfonvention von 1903) angejchlojjenen 
Staaten und Telegraphengejellichaften. Das Zentralorgan ijt 
das Internationale Telegraphenbureau in Bern, das 
die internationalen Telegraphenfonferenzen vorzubereiten, Die 
— zuſammenzuſtellen, die Linienunterbrechungen zu melden 
at ujf. 
Tempelgefelfhaft (Templer), eine in der Mitte des vorigen 
Sahrhunderts in Württemberg entjtandene protejtantijche Sekte, 
die jich in Paläſtina anjiedelte und dort blühende, gut organifierte 
Kolonien gründete. 

Temperenz, jo viel wie Mäßigfeit, vergl. Antialloholismus. 

Temporalien („zeitliche Güter“), alle mit einem Kirchenamt 
ſtändig verbundenen Einkünfte. — QTemporalienjperre, 
die von der Staatsgewalt en Sperrung der jtaatlichen 
Zufchüffe zu dem Gehalt der Geiftlichen bei Ungehorjam gegen 
eine jtaatliche Anordnung. In großem Maße wurde jie im 
Kulturkampf durch das fogenannte Brotforbgejeg verhängt (vergl. 
Rulturfampf). 

Tendenz, Richtung, beitimmte Abſicht; tendenziös, in be- 
ſtimmter AUbficht, zu gewiſſen Zwecken, einjeitig. 

Termingeſchäfte, j. Börjengejchäfte. 

Terminwahlen, j. Friſtwahlen. 

Territorium, Gebiet. In den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerifa iſt Territorium ein durch den Kongreß abgegrenztes 
Gebiet ohne die Rechte eine® Staates. Es wird von einer 
vom Präftdenten ernannten Territorialvegierung (Gouverneur) 
geleitet. Das Territorium hat zwar einen Abgeordneten im 
Kongreß, dieſer ift aber nicht jtimmberechtig.. Mit der Auf: 
nahme von Arizona und Neumexiko als Staaten in die 
Union, die 1910 erfolgte, gibt e8 feine „Territorien“ mehr, 
außer dem Bundesterritorium Columbia mit der Hauptjtadt 
Wafhington. — Territorialarmee, eine Armee, Deren 
Truppen aus bejtimmten Teilen des Staatsgebiet? ergänzt 
werden, jo die Landwehr, die Miliz, die Nationalgarde. — 
Territorialgemwäfier, die Meergewäljer, die zu dem Ge— 
biet des Küftenjtaats gehören und feiner Gewalt unterjtehen, 
vor allem die Küſtengewäſſer. Als Küftenwafjeriphäre wird 
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in der Negel die Zone bis zu 3 Seemeilen (Kanonenjchußweite) 
von der Küſte angejehen. Neuerdings tft vom Inſtitut für inter- 
nationales Necht die Ausdehnung bis zu jechs Seemeilen vor: 
geichlagen worden. — Territorialprinzip (Territorialität), 
der Grundjat, daß der Staat feine Hoheit ausübt auf alle Per— 
jonen und Vermögen, die ſich in jeinem Gebiete befinden, auch 
auf Ausländer. — Territorialjyitem, eine firchenpolitijche 
Lehre, die das Kirchenregiment als einen Bejtandteil der Staats- 
gewalt auffabte, und jo zu einer völligen Berjchmelzung von 
Staat und Kirche fam. Der Landesherr, auch wenn er fatholijch 
war, wurde abjoluter Kirchenregent, die Kirchenbehörden waren 
jtaatliche Organe. Von diejer Auffaffung jind noch Reſte er- 
halten geblieben. 

Terror, Schreden; Terrorismus, Schredensherrichaft. 
Siehe auch Nihiliſten. 

Tertiarier, Laien, die nach der dritten Regel gewifjer Orden 
entweder in der Welt oder in Klojtergemeinschaft leben. 

Theaterzenfur, ſ. Zenjur. 

Theismus, j. Deismus. 

Thronrede, die Anjprache, mit der der Monarch oder als 
deſſen Stellvertreter der Mintiterpräfident eine neue Parlaments— 
jejiton zu eröffnen pflegt. Sie enthält die Ankündigung der 
neuen NRegierungsvorlagen an das Parlament und in der Regel 
auch eine Darlegung der äußeren und inneren Berhältnijfe und 
der Negierungspolitif, it aljo eine Art KRegierungsprogramm. 
Bei bejonderen Gelegenheiten wird jie durch eine „Adreſſe“ (j. d.) 
der Bolfsvertretung beantwortet. 

Tiara, die päpitliche Krone. 

Tiers etat (Dritter Stand). Damit bezeichnete man in der 
großen franzöſiſchen Revolution das Bürgertum, das ſich gegen 
die politischen Privilegien von Adel und Geiitlichfeit Einfluß 
eroberte (vergl. Vierter Stand). 

Tilgungsſchulden jind jolche Schulden, die nach einem — ge- 
jeglich oder vertraglich — bejtimmten Tilgungsplan heimzuzahlen 
jind. Die Tilgungsjchulden jind entweder Lotterie- oder Prämien- 
anleihen (j. Prämienanleihen) oder Zeitrenten (Annuitäten, ſ. d.) 
oder es jind Tilgungsrenten, bei denen eine regelmäßige Ver— 
zinfung und bejtimmte Heimzahlungstermine fejtgejegt jind. Die 
Heimzahlung gejchieht dann dadurch, daß die Schuldverjchreibungen 
(Titres) entweder zum Kurs vom jchuldenden Staat oder der 
Körperichaft angefauft werden, oder daß fie nach dem Nennwert 
mittels Auslojung und öffentlichen Aufgebots eingelöjt werden 
(Alparieinlöjung). 

Ting, j. Dänemarf. 
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Titularbiſchof (episcopus in partibus mit oder ohne Zuſatz 
infidelium), jeder Bijchof, der den Titel eines gegenwärtig nicht 
mehr im Bejig der Fatholijchen Kirche befindlichen Bistums führt. 

Tivofiprogramm, das 1892 im Tivolifaal zu Berlin unter 
Führung der Rechten („Kreuzzeitungspartei“) bejchlofjene Pro- 
gramm der Konjervativen Partei, in daS vor allem eine anti- 
jemitijche Klaujel aufgenommen wurde („Wir befämpfen den 
vielfach jich vordringenden und zerjegenden jüdijchen Einfluß auf 
unjer Volfsleben. Wir verlangen für da3 chriftliche Volk eine 
chriftliche Obrigkeit und chriftliche Lehrer für chrijtliche Schüler.”) 

Tivofiverfammlung, die große PBrotejtverjammlung gegen die 
Capriviſchen Handelsverträge 1893, die zur Gründung des Bundes 
der Landwirte führte (ſ. Bauernbund zc.). 

Toleranzantrag, vom Zentrum im Reichstag 1900/1901 zum 
eritenmal eingebracht, 1902 vom Reichstag angenommen, vom 
Bundesrat aber nicht weiter behandelt. Diejer Antrag, „die 
Freiheit der Neligionsübung betreffend,“ bezweckt die Bejeitigung 
jeder jtaatlichen Bejchränfung der Ausübung des religiöjen Be- 
fenntnijjes. Am 10. Februar 1910 wurde der Antrag (der dahin 
ging, daß Bejchränfungen der religiöjen Freiheit, ſoweit jolche 
noch in einzelnen Bundesjtaaten bejtehen, im Wege der Gejeß- 
gebung bejeitigt werden jollen) vom Reichstag abgelehnt, da 
für kirchliche Verhältniſſe das Reich nicht zujtändig. jei. 

Tories und Whigs, bis 1846 die Namen der beiden Haupt- 
parteien im englischen Barlament, von denen die Whigs den Fort- 
jchritt repräfentierten, heute nur noch von hiſtoriſcher Bedeutung, 
da die beiden Hauptparteien jet die Konjervativen und Libera- 
len jind. Doch werden die Ausdrücde Tories und Whigs noch 
bie und da für dieſe Parteien verwendet. 

Torftener, gleich Oktroi (ſ. d 

Tote Hand, Bezeichnung für juriftiiche Perſonen, vor allem 
für Kirchen, Klöjter, Mönchs- und Nonnen-Orden, die im Erwerb 
und Beräußern von Eigentum bejchränft jind. 

Tote Schulden, ſ. Staatsbankerott. 

Trades Unions, die englijchen Gewertvereine. 

ni Den, gleich Durchfuhrbandel, 

Tranfit —— gleich Zollniederlagen (ſ. d.). 

Tranſitzölle, ſ. Zölle. 

hun A Aufwandſteuern, ferner ſ. Fabrlarteniteuer 
und Frachturkundenfteuer. 

Transvaal, früher Südafrilanijche Republik, die ihre 
Unabhängigkeit von England 1881 erfochten hatte, fie aber im 
Südafrilanischen, Togenannten Buren-Krieg 1899—1902 wieder 
verlor. England verlangte auf Grund des Vertrags von 1881 
Anerkennung der Oberhoheit der britiichen Krone, während 
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die NRepublit auf Grund der Londoner Konvention 1884 nur 
ea Verträge mit auswärtigen Staaten der Genehmigung 
nglands unterbreiten zu müſſen. England jiegte im „Burenkrieg“ 
nach vielen anfänglichen Niederlagen durch jeine überlegene Trup- 
enzabl (vund 450000 Wann), und am 31. Mai 1902 wurde 
—* geſchloſſen, der die Südafrikaniſche Republik und den 
Oranje-Freiſtaat unter engliſche Herrſchaft brachte. Die Süd— 
afrikaniſche Republik wird ſeit 1900 als britiſche Transvaal— 
kolonie von einem Gouverneur verwaltet und erhielt 1906 eine neue 
Verfaſſung mit Zweikammerſyſtem (gejeggebender Nat, aus 15, 
jeit 1911 gewählten Mitgliedern und gejeggebende Verſammlung 
mit 69 nach allgemeinem Wahlrecht der weißen Bevölkerung 
gewählten Abgeordneten) und damit das Necht der Selbitregie- 
rung. Bergl. Englifche Kolonien. 

Trennung von Staat und Kirde, d. h. die Löjung der Be- 
ziehungen zwijchen Staat und Kirche, jo daß die Kirche frei von 
itaatlichen Ginmifchungen jich entwickeln fann, andererjeitS aber 
auch feinen bejondern Schuß und feine Privilegien gewährt er- 
hält, jondern zu einem den übrigen bürgerlichen Vereinen rechtlich 
gleichjtehenden Verein wird. Sie ijt eine Konjequenz des modernen 
Staatsgedankens, der vom Staate volle Barität, Glaubens- und 
Gewiſſensfreiheit verlangt. Am reinjten iſt dieſer Gedanke durch- 
geführt in den Vereinigten Staaten von Nordamerifa, 
wo die Kirchengemeinfchaften nach bürgerlichen Recht behandelt, 
der Eonfejjionelle Religionsunterricht aus den Öffentlichen Schulen 
entfernt ijt, feine Theologiefatultäten bejtehen uſf, dann in Bel- 
gien, wo allerdings durch Aufrechterhaltung des Kultusbudgets 
der Einfluß der Kirche geſichert iſt, in Mexiko, Braſilien, in einigen 
Kantonen der Schweiz, Frankreich. Hier wurde die Trennung 
vorbereitet durch allmähliche Herabſetzung des Kultusbudgets, 
Entfernung des Religionsunterrichts aus der Schule, durch das 
Vereinsgeſetz vom 1. Juli 1901, das für jede Kongregation jtaat- 
liche Genehmigung vorjchrieb, ohne die jte aufgelöft wurde. Das 
Gejeg vom 7. Zuli 1904 entzog dann den Kongregationijten den 
Unterricht, worauf mehrere taujend Kongregationsichulen zwar 
geichlojjen wurden, aber als Privatichulen wieder eritanden. Im 
Sahre 1905 wurde dann durch Briand, nachdem lange diplo— 
matiſche Auseinanderjegungen über das Necht der Republik, 
Bilchöfe zu ernennen, den Proteſt des Batifans gegen die Romreiſe 
des Präjidenten Loubet ꝛc., zwiichen Papſt und Republik jtatt- 
gefunden hatten, das Trennungsgejeß durchgeführt. Es Jichert 
die Gemiljensfreiheit, die freie Ausübung des Kultus, jchrieb Die 
Bildung von Kultusvereinen vor, an die die Kirchengüter ver- 
wiejen werden jollten ujf. Der Papſt verbot aber die Bildung 
von Kultusvereinen, infolgedejjen ging der größte Teil des Kirchen: 
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vermögens an Die Departements, Gemeinden zc. über. Die Jn- 
ventarijation führte in verjchiedenen Teilen des Landes zu Wider- 
jeglichkeiten und QTumulten der Bevölkerung. Zu einem großen 
Skandal fam e3, al3 im März 1910 der mit der Liquidation der 
eingezogenen Kicchengüter —— gerichtliche Liquidator Duez 
wegen Veruntreuung von 10 Mill. verhaftet wurde und daran 
ſich weitere Anklagen gegen Richter, Parlamentarier und Miniſter 
wegen Teilnahme ſchloſſen. Eine Interpellation über die mangel— 
hafte Durchführung der Geſetze von 1901 und 1904 ſtürzte im 
Februar 1911 das Miniſterium Briand, an deſſen Stelle das 
Miniſterium Monis trat. — Nach dem franzöſiſchen Vorbild hat 
1911 die junge Republik Portugal die Trennung von Staat 
und Kirche vorgenommen. Das Trennungsgeſetz gewährleiſtet 
Gewiſſensfreiheit und hebt die katholiſche Religion als Staats— 
religion auf. Der öffentliche Kultus wird gewiſſen Beſchränkungen 
unterworfen. Die Laſten des Kultus tragen die Kultusvereini— 
gungen. Die Vereinigungen dürfen ſich nicht in die Erziehung 
und den Unterricht miſchen. Die Gebäude, Kirchengüter, Kathe— 
dralen und Kirchen werden den Vereinigungen unentgeltlich für 
den Kultus überlaſſen. Päpſtliche Erlaſſe dürfen ohne die Er— 
laubnis der Regierung nicht veröffentlicht werden. Im Mai 1911 
hat der Papſt gegen dieſes Dekret eine Proteſt-Enzyklika erlaſſen. — 
Teilweiſe iſt die Trennung in Italien, Holland ꝛc. 

Treuhänder, im Hypothekengeſetz 1899 bei jeder Hypotheken— 
bank durch die jtaatliche Aufjichtsbehörde bejtellte Berjönlichkeit 
—— der Aufgabe, die Intereſſen der Pfandbriefgläubiger zu 
wahren 

Treuhandgeſellſchaften, Erwerbsgeſellſchaften (meiſt Aktien— 
geſellſchaften), die Vermögensverwaltungen, kaufmänniſche Ver— 
waltungen, Reviſion und Sanierung kaufmänniſcher Unterneh— 
mungen, Liquidationen, Arrangements, Teſtamentsvollſtreckungen, 
Finanzierungen uſf. übernehmen. 

Triarier, im alten römiſchen Heer die mit der Lanze bewaff⸗ 
neten Veteranen, in übertragenem Sinn ſo viel wie „Kerntruppe 
der preußiſche fonfervative Adel hat jich als „Triarier des Königs‘ 
bezeichnet, die zu Kaiſer und König jtehen, „wenn e8 hart auf 
hart gebt”; er hat jich alio — als beſondere Stütze des 
Thrones ausgegeben. 

Tribun, Volkstribun, nach altrömiſchem Vorbild ein Politiker, 
der ſich in beſonderem Maß der Volksrechte annimmt. 

Tribut, eine Abgabe, die unterworfene Völker an den Sieger 
zu zahlen haben. 

Trikolore, dreifarbige Kokarden oder Fahnen im allgemeinen, 
im bejondern aber die franzöſiſche Fahne, blauweiß-rot, wie 
fie durch die Nevolution von 1789 eingeführt wurde, 
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Tripelallianzg, Bund von drei Staaten, vgl. Dreibund. 

Tripel-Entente, ſ. Entente. 

Tropenkofler, eine krankhafte Ericheinung, von der Europäer 
in den tropiichen Kolonien befallen werden, deren Natur nicht 
genau erkannt iſt. Mean hält ſie teils für Geiſteskrankheit, teils 
für Sadismus, für akuten Ausbruch von chroniichem Alkoholis— 
mus; jicher ijt, daß Alkoholmißbrauch den Tropenfoller ebenjo 
zum Ausbruch bringt wie ſchwere Tropenfrankheiten (Malaria). 
Gr äußert jich in großer Neizbarfeit, launenhaftem Stimmungs- 
wechjel, brutalen Gewaltakten, Totjchlag, mwollüftiger Grauſam— 
feit u. a. m. 

TruckSyſtem (iprich: tröc-), eigentlich Taufchiyitem, nach 
dem Die Arbeiter nicht mit Geld, jondern mit Waren, Lebens: 
mitteln entlohnt werden, und wobei wie beim Gottage-Syitem 
(1. dort) Schwere Benachteiligungen vorkommen. Nach der deut- 
ichen Gewerbeordnung und der Gemwerbeordnungsnovelle von 
1891 müſſen die Arbeitslöhne in bar bezahlt werden und dürfen 
den Arbeitern feine Waren freditiert werden. Auch in Öjterreich 
it Barzahlung vorgejchrieben. Dagegen tit in Deutjchland ge- 
jtattet, daß den Arbeitern Lebensmittel zum Anjchaffungspreis 
(in Fabrikfantinen, Betriebs-Konjumvereinen) verabreicht, Woh— 
nung und Gartenland zu den ortsüblichen Mietspreiſen (Arbeiter: 
wohnungen, Fabrikkolonien) geboten und ärztliche Hilfe und Arznei— 
mittel (Betriebskrankenkaſſen) gewährt werden. 

Truft, amerifaniiche Abart des Kartells (ſ. dort). Die ein- 
zelnen induitriellen Unternehmungen, die jich im Truft vereinigen, 
bleiben bejtehen, geben aber ihren Aktienbeſitz an den Truit, der 
die Oberleitung und Aufiicht übernimmt und die an ihn fließenden 
Gewinne an die beteiligten Betriebe verteilt. Der Truſt kann 
die Konkurrenz leicht lahmlegen und dann den Markt völlig be- 
berrichen, jo der amerifanijche Petroleum-(Standard Oil-) Truft, 
der Stahltrujt u. a.m. Das gemiljenloje Borgehen der Trujts 
gegen die mittleren und Eleineren Betriebe und die Ausbeutung 
des Publikums haben in den Vereinigten Staaten von Nord: 
amerifa 1890 zu der Sherman-Afte (Antitruftgejeg) geführt. 
Sie verbietet einmal Verbindungen oder Verabredungen zum Zweck 
einer Einjchränfung des freien Handelsverfehrs und zweitens die 
Monppolijierung eines Gejchäftszmweigs, ſei es durch eine Ginzel- 
perjon oder eine Gejellichaft, jei es durch eine Verbindung mehrerer 
Berjonen und Goejellichaften. Auf Grund dieſes Gejeges hat 
neuerdings das Bundesgericht die Standard Oil Comp. der Ber: 
fehlung gegen das AUntitruitgejeg jchuldig geiprochen. Daß aller: 
dings auf dieſem Weg etwas erreicht wird, ijt nicht zu erwarten, 
und ob Präjident Taft den Kampf, den Rooſevelt eingeleitet hat, 
mit Energie durchführen wird, tft zweifelhaft. — Die auftralijche 
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Bundesregierung hat 1911 dem Referendum ein Antitruſtgeſetz 
unterbreitet, das aber vom Volk abgelehnt wurde. 


Tſchechen, jlamwijcher Volksſtamm in Böhmen und Mähren, 
leben jeit taujend Sahren im Kampf gegen das Deutjchtum und 
entfalten bejonders in Böhmen im 19. und 20. Sahrhundert eine 
ungemeine Kraftanjtrengung, um das Deutjchtum zu unterjochen. 
Barteipolitifch find fie, wie die Deutjchen, außerordentlich zer- 
flüftet. Außer den Alttichechen und Jungtſchechen (ſ. d.) gibt es 
tſchechiſche Agrarier, Klerikale (Chriftlich-joziale), ferner National: 
joztale, die wirtjchaftlich die Intereſſen der Arbeiterjchaft und des 
Kleinbürgertums vertreten, Staatsrechtler, Radikale und Realijten 
(ſ. 2.). Dazu ift in dieſem Jahr eine Gruppe tichechiicher Sozial— 
demofraten (Uutonomijten) getreten, die jich von den Ans 
bängern der Gejamtpartei (Zentralijten) getrennt hat. 


Tſchin, Bezeichnung für die erweiterten Rangſtufen, dann 
gebraucht für die Beamtenfaite. 


Tſchuoklub, eine vechtsitehende parlamentarijche Gruppe im 
japanijchen Barlament. 

WYung-li-Yamen, in China jo viel als Auswärtiges Amt, 
neuerdings Waiwupu genannt. 

Türkei, Türkiſches Neich, Eonftitutionelles Kaijerreih. Die 
Verfaſſung, die 1876 gegeben, 1877 aufgehoben ward, wurde durch 
die Revolution von 1908/1909 wiederhergeitellt (ſ. Jungtürken). 
Der Reichstag beiteht aus Senat und Abgeordneten: 
haus. Sn beiden Häufern haben die Jungtürken die abjolute 
Mehrheit. Un der Spiße der Berwaltung ſtehen Minijter: 
vat und Staatsrat. Den Provinzen (Bilajets) iſt ein General: 
gouverneur (Wali) vorgejeßt, den nächjten Verwaltungsbezirten 
der Limas (auch Sandſchak) Gouverneure (Mutejjarifs); die 
Liwas (Gouvernement3) zerfallen wieder in Kantone oder Dijtrikte 
(Rajas), denen Untergouverneure (Kaimalam) vorjtehen, und die 
Kaſas wieder im AUmtsbezirte (Nabije) mit Bürgermeiltern 
(Mudire) an der Spitze. — Die türkifche Arme wird in 7 Armee: 
forps und die Divijionen von Hedſchas (Mekka) und Tripolis 
eingeteilt; es bejteht die allgemeine Wehrpflicht. Die Friedens: 
ſtärke beträgt etwa 220000 Mann, die Kriegsitärke gegen 11% Mill. 
Die Flotte hat 38 ältere und 42 neuere Fahrzeuge. — Die euro— 
päiſche Türfei hat auf 169317 qkm etwas über 6 Mill. Ein: 
wohner; Kleinaſien umfaßt 500000 qkm mit rund 9 Mill, 
Urmenien und Rurdiftan 186500 qkm mit 2,5 Mill, 
Syrien und Mefopotamien 637800 qkm mit 4,2 Mill, 
Urabien 411100 qkm mit etwa 1 Mill. und Tripolis (Afrika) 
über 1 Mill. qkm mit etwa 1 Mill. Einwohner, jo daß das 
Türkiſche Reich in Europa, Alten, Afrila (aber ohne Kreta, 
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Samos und Ägypten) auf rund 3 Mill, qkm Fläche etwa 25 Milt, 
Einwohner zählt. — Kreta, die vielumitrittene Inſel mit 8618 qkm 

lächeninhalt und zwijchen 300000 und 400000 Bewohnern 
in der Hauptjache griechiiche Ehriften), jteht unter der Oberhoheit 
des türkischen Reichs, iſt aber jeit 1898 jelbjtändig (bi 1908 
unter einem Oberkommiſſar der vier Kretamächte England, Frank— 
reich, Italien, Rußland) und feither unter einer proviſoriſchen 
Regierung verwaltet. 1906 erhielt der König von Griechenland 
das Necht, den Oberkommiſſar vorzujchlagen; im weiteren Verlauf 
der Entwicklung erhielten die Beftrebungen nach einer Angliederung 
Kretas an Griechenland das Übergewicht, die Angliederung wurde 
im Herbit 1908 ausgeiprochen, und jeither verwaltet die dreiköpfige 
provijorische Negierung die Inſel „im Namen des Königs von 
Griechenland“. Die Türkei unter der neuen jungtürfifchen Ara 
protejtierte 1910 mit Erfolg gegen dieſe Beitrebungen, die Kreta= 
mächte erklärten im Juni 1910, die Suzeränitätsrechte der Türkei 
zu wahren. Das hinderte aber nicht, daß das Fretifche Abgeord— 
netenhaus im November 1910 abermals „im Namen de3 Königs 
von Griechenland“ eröffnet wurde. Diejes Abgeordnetenhaus 
(Buli) beiteht aus 64 vom Bolt gewählten Abgeordneten. — Die 
Sniel Samos jteht unter einem von der Türfei ernannten und 
ihr tributpflichtigen Fürſten griechifcher Nationalität, der unter 
dem Schuß von England, Frankreich und Rußland jteht. Die 
Bollsvertretung ‚bejteht aus einer Kammer von 40 gemählten 
Mitgliedern. — Agypten ijt ebenfalls ein Tributärjtaat der Türfet 
unter einem erblichen Gouverneur, der den Titel Chedive, Vize— 
fönig führt; in Wirklichkeit jteht aber Ägypten vollitändig unter 
engliichem Einfluß. Eine britijche Bejagungsarmee von 
6085 Mann mit einem Oberfommando in Kairo bringt ihn äußer— 
lich zur Geltung, ebenjo die englifchen Näte im ägyptiſchen Mini- 
ſterium. Zur Kontrolle der Staatsichulden (rund 95 Mill. Pfund 
Sterling (= 2 Milliarden Mark) jind bei der Kafje der Staat3- 
Ihuld Kommiſſare bejtellt von Deutjchland, England, Frankreich, 
Italien und Rußland. Die Einfuhr liegt zu gut einem Drittel 
in Händen Englands und jeiner Kolonien, die Hälfte der ägyp= 
tifchen Ausfuhr geht nach England. Der ägyptiiche Sudan bildet 
ein englijch-ägyptifches Kondominium, die anjchließende lybiſche 
Witte it jogenanntes englijches Einflußgebiet. — Unterägypten 
und Oberägppten hat rund 1 Mill. qkm Flächeninhalt, aber nur 
etwa 31000 qkm Aulturfläche und beherbergt eine Bevölkerung 
von über 11 Mill., darunter etwa 100000 Beduinen und 300 000 
Fremde, Die ägyptiſche Staatsbahn war 1909 etwa 3000 km 
lang, die Privatbahn rund 1200 km und im Sudan gab es 
1725 km Bahnen. — Neben der englifchen Bejagung hat Agypten 
ein eigenes Herr mit etwa 19000 Mann nebſt 138 englifchen 
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Dffizieren; auch bejigt das Land einige Fahrzeuge für Hafen: 
und Küftendienit und einige Kanonenboote auf dem oberen Wil. 
Tür, offene, j. „Offene Tür“. 
Tür- und Henfterftener, j. Gebäudeſteuer. 


<; 


Aberbrand, j. Branntweinbeiteuerung. 

Überdreadnonghts, ſ. Dreadnoughts. 

Übergangsaßgaden, indirekte Steuern, wie ſie in Deutjch- 
land erhoben werden beim Übergang bejtimmter Produfte aus 
einem Berbrauchsiteuergebiet ins andere, um einen Ausgleich 
zwijchen der Beſteuerungshöhe in den verjchtedenen Gebieten 
herbeizuführen; jo bejonder auf Bier und Malz beim Übergang 
aus dem norddeutichen Braufteuergebiet in jüddeutjche Staaten 
bezw. umgefehrt oder unter den ſüddeutſchen Staaten. Bergl. 
dazu auch „Bierjteuer“. — Zur Zeit bejtehen Differenzen im 
Bundesrat wegen eines Antrags der jüddeutjchen Staaten auf 
Srmäßigung der Übergangsabgabe für Bier. 

Abertragbar jind diejenigen Statsjummen, die für bejtimmte 
Zwecke eingejtellt find, aber auch bei einer andern Poſition des 
Etats oder in einem andern Jahr verwendet werden dürfen. 

Überweifungen aus den Neichsfinanzen an die Bundes— 
jtaaten jiehe „Reichsfinanzen“. 

Aitlanders (jprich: eutlanders), in der früheren Südafrika: 
nischen Republif (ſiehe Transvaal) die englischen Einwanderer; 
die Buren vermweigerten ihnen das Staatsbürgerrecht, worüber 
(ange Streitigkeiten und jchließlich 1899 der Burenkrieg entbrannte, 

Akas, Bezeichnung der faijerlichen Erlaſſe in Rußland. 

Alemas, die Theologen-Auriiten in der Türkei, eine Beamten: 
fajte mit peinlichen Nangvorjchriften. Sie gehen aus den Softas 
(ſ. dort) hervor. 

Ultima ratio regum, das lebte Mittel der Könige, d. h. 
die Kanonen. 

Altimatum, im diplomatischen Verkehr die Schlußerklärung 
eines Staates, auf die er bis zu einer bejtimmten Frijt eine be- 
friedigende Erklärung des andern Staats erwartet. Erfolgt dieje 
nicht, dann werden meiſt die diplomatijchen Verhandlungen ab» 
gebrochen, und möglicherweije folgt die Me 

Altimoregulierung, im Börſengeſchäft die Abwicklung 
der zum Monatsjchluß zu erfüllenden Lieferungsgeichäfte, ſiehe 
Börfengejchäfte. 

J——— Altramontanismus, das Beſtreben, den Schwer— 
punkt des Katholizismus „jenſeits der Berge“ (ultra montes), 
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d. bh. der Ulpen, alfo nach Rom verlegen zu wollen. Ultramontane 
nennt man die Anhänger der Zentrumspartet. 

Altras (Abkürzung für Ultraradifale), Bezeichnung der An— 
hänger politiichsertremer Nichtungen. 

Amgeld, ſ. Schantiteuern. 

Amlagen, ſ. Gemeindejteuern. 

Amfasftenern, Die mwichtigite Umfagiteuer ijt die Waren: 
bausiteuer, ein von Detailiitenverbänden gegen die Konkurrenz 
durch die Warenhäufer vorgejchlagenes Kampfmittel in Gejtalt 
einer neben der Gewerbejteuer von den Warenhäufern zu er: 
hebenden Steuer von ihrem Umſatz. So tft in Breußen beim 
Umjaß von mehr als 400000 Mark und dem Berlauf von mehr 
als vier Warengruppen eine progteljive Warenhausſteuer ein- 
geführt, in Bayern im Rahmen der Gemwerbejteuer eine be- 
Jondere Erfafjung der Warenhäufer zc. fejtgejegt. Sn Sachſen 
fönnen die Gemeinden eine Umfagitener von Warenhäufern 
erheben, ebenjo in Württemberg, Baden, Braunjchmweig. 
— Weitere Umſatzſteuern jind aber auch die Steuern vom Liegen- 
Ihaftsumjaß, jo 3. B. in Preußen, Sachien, wo Kauf: und 
Taujchverträge einem Stempel unterliegen, in Bayern, Württem- 
berg, Baden Abgaben vom Liegenjchaftsumjagß; ferner der Grund— 
tüdumjagitempel (f. d.) des Reichs. 

Amfturzvorlage, 1894 im Reichstag eingebrachter Gejeß- 
entwurf, der, nachdem das Sozialiſtengeſetz 1890 außer Kraft 
getreten war, auf den Umſturz der Staats- und Gejellichafts- 
ordnung gerichtete Bejtrebungen unter Strafe jtellen jollte; jte 
wurde 1895 abgelehnt. 

Anadhängigkeitsparfei (48er Partei, Kofjuthpartei), die 
national-radikale Partei in Ungarn, die Gegnerin des Hfterreichijch- 
ungariichen Ausgleichs iſt und Bejchränfung der Verbindung 
Ungarns mit Djterreich auf eine bloße PBerjonalunion verlangt. 
Sie hat ſich wiederholt gejpalten, zulegt wegen der Banffrage 
(j. d.) im Sabre 1910. Der größere Teil jchloß jich dem Radi— 
falen Juſth (Juſthpartei, f.d.) an, der jeden Kompromiß ab- 
lehnte und die jofortige Grrichtung der jelbitändigen Bank forderte, 
der Kleinere Teil blieb bei Koſſuth. In den Novemberwahlen 
jtegte die neue „nationale AUrbeitspartei” über die Unabhängig 
feitspartei. (©. Öjterreich-Ungarn.) 

Andegrenzte Möglichkeiten, Land der u. M. werden die Ber: 
einigten Staaten von Nordamerifa genannt wegen der großen 
in ihnen jcehlummernden wirtichaftlichen Quellen und ihrer heute 
ſchon das normale Maß oft eritaunlich überjchreitenden Ausnügung. 

Anfallverhütungsvorfhriften jind Die auf reichsgeſetzlicher 
Grundlage von den Unfall-Berufsgenofjenjchaften zu erlafjenden 
Borjchriften zum Schuß von Leben und Gejundheit der Arbeiter 
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und zur Berminderung der Unfallajten der Berufsgenojjen: 
ichaften (ſ. dort). 

Anfallverfiherung gegen plößliche Eörperliche Verlegung oder 
Tötung wird in Deutjchland in großem Umfang durch Attien— 
und Gegenjeitigfeitsgejellichaften betrieben (jog. Privat-Unfall- 
verjicherung). Die öffentlich = rechtliche Arbeiter-Unfall: 
verjicherung ilt ein ©tüd der jozialen BVerjicherung des 
Deutichen Reichs, die von 66 gewerblichen und 48 landwirtjchaft: 
lichen Berufsgenoſſenſchaften (j. dort) betrieben wird, 
außerdem noch von jtaatlichen, Provinzial- und Kommunal-Aus— 
rührungsbehörden der öffentlichen Betriebe. Träger der Ver— 
jiherung jind alſo bier nicht wie bei der Kranken: und In— 
validitätsverjicherung Korporationen der Verjicherten jelbit, ſon— 
dern Korporationen der Arbeitgeber. Die Aufbringung der 
Mittel gejchieht durch daS Umlageverfahren, indem die 
notwendigen Mittel auf die Genoſſen umgelegt werden. Der 
Umlagemaßjtab bemißt jich nach dem Grad der Unfallgefahr der 
verjicherungspflichtigen Betriebe, die in Gefahrenklajjen eingeteilt 
werden als Grundlage für den Gefahrentarif, und finanziell nach 
der Gejamtlohnjumme, die im Betrieb bezahlt wird (Beitrags: 
einheiten pro 100 ME. Arbeitslohn nach Gefahrenklajjen), während 
bei der Landwirtſchaft die Zahl der Arbeitstage berechnet wird. 
Die Betriebsunternehmer haben jedes Jahr Nachmweije über die 
Lohnzahlungen zu liefern; danach wird eine Heberolle aufgeitellt, 
nachdem das Bedürfnis für das vorhergehende Jahr ermittelt 
it. Der Anspruch an die Unfallverjicherung kann nur aus 
Betriebsunfällen erhoben werden, die vom Betroffenen 
nicht vorjäßlich verjchuldet jind und Körperverlegung, Tod, Not- 
wendigfeit eines Heilverfahrens oder Minderung der Erwerbs— 
fähigkeit zur Folge haben; für die eriten 13 Wochen tritt indes 
die Krankenverficherung an Stelle der Berufsgenofjenichaft. Bei 
Srwerbsunfähigfeit tritt die Unfallrente in Kraft, bei Un 
fällen mit tödlichem Bi wird neben den Beerdigungstojten 
eine Nentean Hinterbliebene gewährt. Ausländer werden, 
wenn jie das Neichsgebiet dauernd verlafjen, durch Kapitalzahlung 
abgefunden. Die Gntjchädigungsfeititellung erfolgt durch den 
Vorstand der Sektion der Genofjenichaft, bei dauernder Rente 
durch den Vorjigenden der Berufsgenofjenjchaft jelbjt. Die Aus— 
zahlung erfolgt monatlich pränumerando durch die Poſtämter. 
Bet völliger Ablehnung einer Entſchädigung, weil der Betrieb 
nicht verjicherungspflichtig war, ſteht Bejchwerde ans Reichs— 
verjicherungsamt (ſ. Inval.Verſ.) zu, ſonſt binnen vier Wochen 
Berufung auf jchtedsrichterliche Entjeheidung; vom Schieds— 

ericht binnen derjelben Friſt Rekurs. Vgl. wegen der neuen 
Beltimmungen den Artikel Neichsverficherungsordnung. 
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Anfehldarkeit, j. Infallibilität. 

Anfugsparagraph (Grober Unfug), der 8 360 Ziff. 11 des 
deutichen Strafgelegbuchs wird von der NRechtiprechung jehr weit 
gefaßt und nicht bloß auf Störungen der Ruhe angewendet, jondern 
auf alle Handlungen, die lediglich als innere Beunruhigug be— 
ſtimmter Kreife aufgefaßt werden können, jo bejonders gegenüber 
der Arbeiterbewegung und der Preſſe. 

Anfundierfe Schulden, gleich jchwebende Schulden (ſ. d.). 

Angarn, j. ÖOjterreich-Ungarn. 

Angedeckte Noten jind diejenigen Banknoten, für die feine 
metallifche Dedung vorhanden tft. Vergl. den Artikel „Banken“. 

Anierte Griechen, die unierten orientalijchen Kirchen, Die 
ihre alte Kirchenverfaffung, ihre Sprache und ihren Ritus bei— 
behielten, aber ſich mit der römiſchen Kirche wieder vereinigten, 
abgejehen von der Anerkennung des Primats des Papſtes und 
einiger Dogmen. Dazu zählen die Armeniſche Kirche mit dem 
Batriarchen von Konjtantinopel, die Kopten, der abejjynijche 
Ritus und die griechijchen Unierten in der Türkei, Kleinaften, 
Griechenland —* ferner die Syrier mit dem Patriarchen von 
Antiochia u. a. 

Aniſizierte —— die geeinigten Sozialiſten in Frank— 
reich. ©. Sozialdemokratie im Ausland. 

Anion, Bereinigung, jo auf firchlichem Gebiet, 3. B. Unierte 
Griechen (ſ. d.), Union der ev. Kirchen in den alten Provinzen 
Preußens, ferner aber bejonders auf politiichem und jtaatlichem 
Gebiet als Bund mehrerer Staaten (3. B. Vereinigte Staaten von 
Nordamerika kurzweg Nordamerikaniiche Union genannt). Staat3- 
rechtlich bedeutet Union jo viel als Berbindung zweier Staaten 
unter demjelben Spuverän, wie 3. B. früher zwiſchen Schweden 
und Norwegen. Dabei unterjcheidet man Berjonal- und Real: 
Union, wobei erjtere die perjönliche oder zufällige Bereinigung 
mehrerer Länder bedeutet im Gegenjaß zur Nealunion, bei welcher 
die Vereinigung verfaljungsmäßig auf Dauer feitgelegt ijt. 

Anioniften, die engliichen Konjervativen, als Gegner von 
Home Rule, ferner die früher Progreffiiten genannte Partei im 
Südafrifanijchen Bund. 

Union ne&cessaire (notwendige Vereinigung), ein von den 
Schöpfern der elſaß-lothringiſchen Ntationalpartei (ſ. Nattonalijten) 
geprägtes Schlagwort zur Bezeichnung diejer Partei. 

Union republicaine, j. Progreß. 

Anitarismus, daS Bejtreben, in einem Bundesitaat die 
Führung in die Hände des mächtigiten Glieditaats zu ſpielen 
oder ſogar den Bundesſtaat zum Einheitsſtaat hinzuführen, im 
Gegenſatz zum Föderalismus, der den bundesſtaatlichen Charakter 
gewahrt und in den Vordergrund gejtellt wijjen will. 
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Aniverfitäts-Austaufd, der zeitweilige Übergang von Pro- 
fefjoren des einen Landes an die Univerittäten des andern (og. 
Austaujch-Profefjoren, ſ. d.). 

Anlauterer Wettbewerb ijt in Deutjchland zuerjt Durch das 
Geje von 1896 und jodann durch das neue Gejeg von 1909 
unter Strafe gejtellt worden. Unzuläſſig it insbejondere die 
unlautere Reklame, die Anpreiſung der eigenen gejchäftlichen 
Leiſtungen unter dem Anjchein eines bejonders günjtigen Angebots, 
und die Anſchwärzung, Herabjegung der Konkurrenz. Ferner tjt 
der Mißbrauch fremder Gejchäftsbezeichnungen oder bejonderer 
Gejchäftsmerfmale verboten; ein jolcher Mißbrauch liegt jchon 
dann vor, wenn nur die Gefahr einer Verwechſlung bejteht. 
Bon den weiteren Spezialfällen ijt der Verrat von Geſchäfts— 
geheimnijjen und die Anjtiftung dazu unter Strafe gejtellt. 
Einen breiten Raum nehmen im Gejet die Vorſchriften über 
Ausverfäufe ein, bei denen jeweils der Grund angegeben 
werden muß, und die durch bejondere Verordnungen der Ber: 
mwaltungsbehörden auch binjichtlich der Zahl und Dauer Be- 
ichränfungen unterworfen werden fönnen. Als „Konkurs-Aus— 
verfäufe” u. a. dürfen nur noch jolche Käufe bezeichnet werden, 
bei denen die Konkursmaſſe noch nicht in dritte Hand gelangt üt. 
Unberührt vom Geſetz bleiben die „billigen Wochen“, „Rejter- 
tage” u.ä. Durch eine Generalflaujel it endlich allgemein 
jede Handlung als unzuläſſig bezeichnet, die, im gejchäftlichen 
Leben zu Zwecken des Wettbewerbs unternommen, gegen Die 
guten Sitten veritößt. — ©. „Schmiergelder“. 

Anſchuldig Berurteilte fönnen auf Grund des Gejeges von 1898, 
betreffend die Entichädigung der im Wiederaufnahmeverfahren 
freigeiprochenen PBerjonen, für die erlittenen Nachteile entjchädigt 
werden. Ebenſo ijt eine jolche Entſchädigung für unfchuldig 
erlittene Unterjuchungshaft von 1904 gejeglich feitgelegt, 
wenn Freifprechung erfolgte oder im Verfahren die Unjchuld er: 
wiefen wurde. Dagegen bejteht feine Gntjchädigung für Ver— 
baftete, die durch Bejchluß der Staatsanwaltjchaft außer Verfolgung 
gejegt werden, für die unjchuldig Angeklagten, für Durchjuchung 
Unjchuldiger ujw, 

Anterhaus, j. Großbritannien. 

Anternehmerverbände, Vereinigungen von Unternehmern zur 
Wahrnehmung ihrer gemeinjamen woirtjchaftlichen Intereſſen. 
Darunter würden auch die öffentlich-rechtlichen Organifationen, 
wie Berufsgenofjenjchaften, Handels:, Handwerler- und Land» 
wirtfchaftstammern, die Innungen, ferner die Kartelle und Syndi- 
fate fallen. Gewöhnlich verjteht man darunter aber die freien 
Vereinigungen der Unternehmer, vor allem zu wirtjchafts- und 
jozialpolitifchen Zwecken und zur Negelung dev Arbeitsverhältnifje, 
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Dazu gehören die mannigfachen Verbände fachlicher oder all 
gemeiner Art, die auf die Gejeßgebung und Verwaltung einwirken 
wollen, die Rampforganilationen gegen die Arbeiterorganijationen, 
die, wie dieje den Streit, jo das Mittel der Mafjenausiperrung 
gebrauchen. Im Jahre 1909 bejtanden 85 Neichsverbände, 
474 Landes- oder Bezirksverbände, 2055 Ort3verbände Ins— 
gefamt wurden 2613 Verbände mit 915095 Mitgliedern gezählt, 
die 3854 680 Arbeiter bejchäftigen. Die Verbände ſind zum über- 
wiegenden Teil der Hauptſtelle deutſcher Arbeitgeber- 
verbände (die 1904 vom Zentralverband deutjcher Induſtrieller 
gegründet wurde und die Großinduftrie umfaßt), oder dem Ver- 
ein deutjcher AUrbeitgeberverbände (der, gleichfalls 
1909 gegründet, auch mittlere und Kleinere Betriebe umfaßt) an— 
geichlojfen. Die beiden Verbände jtehen in einem Kartellver- 
bältnis. Der ſtärkſte Reichsverband ijt der Gejamtverband deutjcher 
Metallinduftrieller, dann folgen der deutjche Arbeitgeberbund für 
das Baugewerbe und der Urbeitgeberverband der deutichen Tertil- 
induitrie. International jind die Needervereine Deutjchlands, 
Englands, Schwedens, Hollands, Belgiens und Dänemarks organi- 
jiert. Der Sit diefer Organijation iſt Yondon. 
Anterfheidungsalter, j. Austritt aus der Kirche. 
Auterſtaatsſekretär, j. Staatsjefretär. 
Anterfügungswohnfis, das Recht auf Unterftügung durch 
einen bejtinnmten Gemeindeverband im Falle der Hilfsbedürftig- 
feit. Jeder NReichsangehörige wird in Bezug auf Erwerb und 
Verluſt des Unterjtügungswohnfiges und auf Art und Maß der 
Armenunteritügung in jedem Staat al3 Snländer behandelt. Nur 
in Bayern gilt das Neichsgejeß nicht. Im Reich wird der Unter- 
jtügungswohnjig außer durch Verehelichung und Abſtammung 
erworben von einem Gechzehnjährigen durch ununterbrochenen 
einjährigen Aufenthalt in einem Ort, und ebenjo geht er verloren 
außer durch Erwerb eines andern Unterjtügungswohnjiges durch 
ununterbrochene einjährige Abmwejenheit. Perſonen, die feinen 
Unterjtügungswohnstg haben, jind Landarme und werden von 
den Landarmenverbänden unteritüßt. Über die Unterjtügung jelbit 
vergl. Urmengejeggebung und Armenwejen. 
Anterfuhungskommiffionen, zur friedlichen Beilegung von 
Streitigkeiten, die zwiichen zwei Staaten ausgebrochen jind. Sie 
beruhen entweder auf Schiedsverträgen oder Übereinfommen. 
Auf der Haager Konferenz hatte Rußland vorgejchlagen, die 
Verpflichtung zur Benugung jolcher Kommiſſionen auszujprechen. 
Die Konferenz begnügte jich aber mit der Empfehlung für die 
Fälle, in denen eine diplomatiſche Berjtändigung erfolglos ge- 
blieben war und die Umſtände die Einjegung einer Kommiſſion 
geitatten. Die Kommiſſionen haben die Sachlage zu unterfuchen, 
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wozu die Streitteile das zur Aufklärung nötige Material zu liefern 
haben. Die Kommijjionen fällen feinen Schiedsjpruch und machen 
feinen Bergleichvorjchlag, jondern bejchränfen ſich auf die authen- 
tiſche Feititellung der Tatjachen de3 Streitfalls. 

Arheberrecht, das ausjchließliche Recht des Schöpfers, über 
jein geiltiges Erzeugnis zu verfügen. Über gewerbliches Ur- 
heberrecht vergl. Patent, Mujterjchug, unlauterer Wettbewerb. 
Das literarifehe und künſtleriſche Urheberrecht iſt 
geregelt im Gejeg vom 19. Juli 1901, betr. daS Urheberrecht an 
Werken der Literatur und der Tonkunſt, das durch Reichsgeſetz 
vom 22, Mat 1910 eine Erweiterung erfuhr. und danach jich auf 
Schriftwerfe, Vorträge, Neden, Werke der Tonkunſt, choreogra= 
phiſche und pantomimijche Werke und auf Abbildungen wiſſen— 
ichaftlicher und technifcher Art bezieht. Seine Schußfrijt beträgt 
30 _ Jahre nach dem Tode des Urhebers, fie endigt aber noch 
nicht, wenn jeit der erjten Veröffentlichung des Wertes noch feine 
10 Sahre verflojjen find. Bei Tonmwerfen erjtredt jich der 
Urheberichug auf alle mechaniſchen Wiedergaben; nur wenn der 
Urheber die mechanijche Vervielfältigung gegen Bezahlung erlaubte, 
fann dieſe jeder inländiiche Gewerbetreibende gegen Bezahlung 
ebenfalls erlangen. Bei phbonograpbhijchen Übertragungen 
durch den Autor jelbjt ijt dieſer geſchützt, bei technijcher Über— 
tragung, falls jie eine Kunſtleiſtung darjtellt, der Übertragende. 
Nur Zeitungsartikel, die nicht mit Vorbehalt verjehen find, dürfen 
in andern Zeitungen abgedruckt werden. Das fünjtlerifche Urheber- 
recht ift jodann geregelt in dem Gejet vom 9. Januar 1907, betr. 
das Urheberrecht an Werfen der bildenden Künſte und der 
Photographie (Kunſtſchutzgeſetz). Gejchügt jind die Er— 
zeugnifje der bildenden Kunſt (einjchl. der Baukunſt), des Kunſt— 
gewerbes, der Photographie und der ihr ähnlichen Berfahren ſowie 
die Entwürfe für funftgewerbliche Erzeugnijje und für Werfe der 
Baukunst. Die Schußfrift an Werfen der bildenden Kunjt endigt 
30 Jahre nach dem Tode des Urhebers, an Werten der Photo- 
graphie 10 Jahre nach Erjcheinen oder nach dem Tode des Ur- 
bebers. Durch das oben erwähnte Neichsgejeg von 1910 iſt der 
Urheberichug auch auf finematograpbiiche Daritellungen 
ausgedehnt, wenn fie wegen der Anordnung des Bühnenvorgangs 
oder der Verbindung der dargeftellten Begebenheiten als eine 
Driginalichöpfung anzujehen find. — In ſämtlichen Bundesjtaaten 
jind Sachverjtändigenltammern errichtet, Die den Gerichten und 
Staatsanwaltjchaften Gutachten zu erjtatten haben, Sie können auf 
Anrufen der Beteiligten auch als Schiedsgerichte tätig werden. — 
Das Urheberrecht ijt ferner international geregelt, und zwar das 
gewerbliche durch die Pariſer Übereinkunft zum Schuß des gewerb— 
lichen Eigentums vom 20. März 1883 (ergänzt durch die Brüfjeler 
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Zufabatte vom 14. Dezember 1900). Sie jpricht den — aus, 
daß jeder Vertragsſtaat den Angehörigen eines andern Vertrags- 
jtaats den gleichen Schuß gewährt wie jeinen Staatsangehörigen. 
Die Union für Schuß des gewerblichen Eigentums 
unterhält in Bern ein internationales Bureau, das die einjchlä- 
gigen Geſetze und internationalen Berträge fammelt, eine Zeit— 
ſchrift herausgibt und Auskunft erteilt. Das literariſche Gigentums— 
recht iſt international geſchützt durch die Berner Übereinkunft vom 
9. September 1886 und die Übereinkunft von Montevideo, der 
von europäiſchen Staaten auch Frankreich, Italien und Spanien 
angehören. Die Berner Übereinkunft iſt 1908 erweitert 
worden; die Schußdauer nach dem Tode wurde auf 50 Fahre 
ausgedehnt (von Deutjchland nicht eingeführt). Beigetreten find 
ihr außer Deutichland und den genannten Staaten noch Belgien, 
Haiti, Japan, Liberia, Zuremburg, Monaco, Schweiz und Tunis. 
Außer diejen internationalen Konventionen bejtehen noch zahl- 
reiche Sonderverträge, jo u. a. zwijchen Deutjchland und Amerika 
vom 23. Februar 1909, betr. den gegenjeitigen gewerblichen Rechts— 
jchuß, auch mit Dänemark und Argentinien. 

Arfprungszengniffe (Uriprungszertifitate), ſ. Zertifikate. 

Uruguay, Freiſtaat mit 1,8 qkm und ftart 1 Mill. Ein- 
wohnern. Verfaſſung jeit 1830. Der gejeßgebende Körper bejteht 
aus Senat mit 19 indirekt und aus Abgeordnetenfammer mit 69 
direkt gewählten Mitgliedern. Beide Kammern wählen den Präſi— 
denten. Sechs Miniiterien führen die Bundesverwaltung. Eng— 
land und Deutjchland haben fait die Hälfte der Einfuhr in Händen. 
Hauptausfuhrartifel jind die Erzeugnijje der Viehzucht und der 
Zandwirtichaft. Das jtehende Heer zählt im Frieden rund 7000 
Mann; Daneben 5000 Mann Bolizeitruppen. Die Nativnalgarde 
im Kriegsfall wird auf 100000 Mann gejchäßt. Die Flotte hat 
2 Kreuzer, 4 Kanonenboote, 5 Aviſos und 1 Schulichiff. 

Arwahl, die Wahl von Wahlmännern durch die Wahl- 
berechtigten. Erjt die Wahlmänner wählen dann die Abgeordneten 
(indirekte Wahl). Bergl. Wahl. 

Aſance, Herlommen, Sandelsgebraud). 

Afurpation, die Anmaßung des Bejiges der öffentlichen Ge- 
walt, Verdrängung der rechtmäßigen Regierung. Sit die Ufur- 
pation jelbjt noch zu feiner Befeſtigung gelangt, aljo nicht über 
das Stadium einer jogenannten provtjorischen Regierung hinaus- 
gefommen, jo fann ſie feine über ihre Dauer hinaus wirkenden 
rechtlichen Folgen erzeugen, und daher verlieren alle von der 
provtjorischen Regierung getroffenen Anordnungen mit dem Auf- 
hören ihres Beitandes ihre Gültigkeit und Verbindlichkeit. Anders 
üt es, wenn die Ujurpation definitiv die Staatsgewalt erlangt 
hat. Da muß der Grundjag ausgeiprochen werden, daß die 
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Regierung, die ihre frühere Gewalt wieder erlangt bat, alle 
Regierungshandlungen der Zwijchenregierung als gültig und ver- 
bindlich anerkennen muß. 

Atopia (Nirgendheim), eine Inſel, auf die der engliſche 
Kanzler Thomas Morus feinen 1516 veröffentlichten Staatsroman 
„Über die neue Inſel Utopia” verlegt hat, daher Utopie, em 
Staat3- und Wirtjcehaftsideal, Utopiſt, ein Weltverbejjerer, der 
ſich mit idealen, nicht ausführbaren Plänen bejchäftigt. 


8, 


Balorifation (Raffee-, Zudervalorijation). Die Kaffees 
volarijation in Brajilien hat den Zwed, durch Verminderung 
der Produktion die Kaffeepreijfe in die Höhe zu treiben, d. h. den 
Kaffee zu „valorijieren“, jeine Wertiteigerung (vom lateinijchen 
valor = Wert) herbeizuführen. Es wurden früher jchon zu diejem 
Zweck Regierungsmonopole vorgejchlagen, ferner Verbrennung 
eines Teils der Ernten, Vernichtung von Kaffeebäumen zc., und 
zwar bejonder3 in den drei bedeutenditen Taffeeproduzierenden 
brafilianijchen Bundesjtaaten Sao Paulo, Rio de Janeiro und 
Minas Geraed. Die neueren Beitrebungen gehen dahin, die 
KRaffeepreije in ein annehmbares Verhältnis zu den jich ziemlich 
gleich bleibenden Produktionskoſten zu bringen, bejonders angefichts 
der jteigenden Wechſelkurſe. Es wurden Minimalpreife für be- 
jtimmte Kaffeejorten feitgejeßt, die Nugbarmachung neuen Bodens 
für Kaffeekulturen erjfchwert, die Ausfuhr minderwertiger Quali- 
täten verboten und ein Grtra-Grportzoll auf Kaffee eingeführt. 
Die Regierung nahm dann 1906 die gefährdeten Intereſſen der 
Pflanzer durch umfangreiche Raffeeauffäufe wahr, um den 
belajteten Markt zu erleichtern. Zu diefem Zweck wurde bei der 
Distontogejellichaft in Berlin eine Anleihe von 20 Millionen Mart 
aufgenommen; jpäter folgte eine engliiche 60 Millionen-Anleihe, 
die jene ablöjte. Dieje Aufläufe von Kaffee durch das Regierungs— 
ſyndikat führten zur Verſchiffung von mehr als 7 Millionen Sad 
Kaffee nach den bedeutendjten europäischen Häfen; ſchließlich waren 
etwa 8 Millionen Sad Kaffee aus dem offenen Markt 
zurücdgezogen. Hiedurch ift ein weiteres Sinken der braji- 
lianischen Kaffeepreiſe im Intereſſe der Pflanzer, die ſonſt zweifellos 
ruiniert worden wären, verhindert worden. Günſtige Wirkungen 
wurden von da aus jowohl auf die allgemeine wirtichaftliche Ent- 
wicklung des Landes als auch auf die — der Steuerkraft der 
Kaffeezonen ausgeübt. Das Schickſal der Kaffeevaloriſation hängt 
aber immer von künftigen Ernten ab, deren Ertrag ich jo wenig 
jicher vorausfagen läßt wie das Wetter. Im allgemeinen werden 
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übermäßig große Braſilernten nur alle 5—6 Jahre erwartet. Ob 
Brafilien die große Laft, die es ſich finanziell mit den ftaatlichen 
Kaffeekäufen aufgebürdet hat, bis zur endgültigen Gejundung des 
Kaffeemarkts durchführen kann, iſt daher nicht zu jagen, immerhin 
aber bat das Ausland der bralilianifchen Kaffeevalorijation an 
Stelle des früher ablehnenden Mißtrauens ein immer ftärkeres 
Snterejje entgegengebracht. — Auch zur VBalorijation des 
Zuders find Beltrebungen unter den Staaten Braftliens im 
Gang. Es iſt geplant, durch einen Ausfuhrzoll von 55 Reis per 
Kilo das Kapital zu gewinnen, um bei Überproduftion einheimijchen 
Zuder zum GSelbitkojtenpreis anzufaufen und nach dem Ausland 
abzuitoßen. Auf diefe Weije joll der Mlindeitpreis von 150 Reis 
in Brajilien jelbjt gehalten werden. Der Ankauf jollte durch eine 
von dem „Convenio assucareiro do Brazil“ eingejegte 
Kommiſſion gejchehen. Zugleich joll durch den „Convenio“ auch 
die Technit der Zucerproduftion in Brafilien verbejjert werden. 
Eine im April 1911 abgehaltene Verfammlung der Vertreter Der 
zucerproduzierenden brafilianijchen Staaten tjt unentjchieden ver- 
laufen, da der Staat Bernambuco, der 10 °% der Gejamtproduftion 
liefert, der Verlegung des Sites der Kommiljion nach Rio de 
Saneiro widerjprach und eine Ginigung nicht zuſtande fam. 

Baluta (Baleur), Wert, Gegenwert, auch jo viel wie Wäh— 
rung (j. d.), daher Balutareform gleich Währungsreform, 
bejonders die Erſetzung des Bapiergeldes durch Metallgeld. 
Schließlich bezeichnet Baluta auch das Verhältnis des Nennwerts 
von Geld, Wechjeln, Wertpapieren zu ihrem Kurs. In Öjterreich 
nennt man Münzjorten und Papiergeld Valuten, das Geldmwechjel- 
geichäft VBalutengejchäft. 

Balvation, die Bejtimmung, zu welchem Betrag in inländiſchem 
Geld fremde Münzjorten bei den öffentlichen Kafjen angenommen 
werden jollen (Münztarif, VBalvationstabelle). 

Bariafionsreht, im Kirchenrecht die Befugnis des Laien— 
patrons, innerhalb der gejeglichen Friſt Dem Kirchenobern mehrere 
Berjonen zu präjentieren, aus denen der Kirchenobere die Wahl trifft. 

Batikan, der Balajt des Papjtes in Rom auf dem Monte 
Vaticano, Bezeichnung auch für den päpitlichen Stuhl. 

Batikanifhes Konzil, Batitanıum), die legte (26.) allge: 
meine Kirchenverfammlung, die vom 8. Dezember 1869 bis 20. Ok— 
tober 1870 in der Peterstirche zu Nom abgehalten wurde. Das 
Konzil wurde einberufen zur Klaren Feitlegung des Primats des 
römischen Stuhls und zur Definition der päpjtlichen Unfehlbarkeit 
(Snfallibilität) in allem, was der Bapit in Sachen des Glaubens 
und der Moral kraft feines Lehramts (ex eathedra) lehrt. Aus 
dem Wideritand gegen das Anfallibilitätsdogma entitand der 
Altkatholizismus. 
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Belleität, ein Wille ohne Kraft, eine bloße Anwandlung - 

Benezuela, Bereinigte Staaten von, Bundesitaat von 
20 Staaten, 1 Bundesdiftriit und 2 Territorien mit zufammen 
rund 1 Mill. qkm und etwa 2,68 Mill. Einwohnern. Berfajjung 
jeit 1830, zuleßt von 1909. Der gejeggebende Körper bejteht aus 
Senat und Abgeordnetenfammer. Der Bräjident, 2 Vizepräjt- 
denten und 6 Minifter führen die Landesverwaltung, an der 
Spige des BundespdijtriitS und der Territorien jtehen Gouver- 
neure, an der Spite der Bundesitaaten PBräjtdenten. An der 
Einfuhr (Gejamtwert rund 49 Mill.) jind England mit 14,9, 
Amerika mit 14,2 und Deutjchland mit 11,8 Mill. beteiligt. Haupt— 
ausfuhr jind Kaffee und Kakao, Kautjchuf und Häute. Das 
jtehende Heer zählt 9600 Mann, die Flotte 3 Kanonenboote, 
1 Torpedoboot, 1 Aviſo und 2 andere Fahrzeuge. 

Beranlagung zu einer Steuer, jo viel wie Steuereinjchägung 
durch eine Kommiſſion oder Behörde (im Gegenjag zur Dekla— 
ration, Selbjteinichägung). 

Berbafnote, eine vertrauliche Mitteilung einer Regierung 
durch ihren Gejandten an eine andere. 

Berband der deutfdien Juden, eine 1904 gejchaffene Vertretung 
der deutjchen Siraeliten, die vor allem die jtaatsbürgerliche Gleich- 
berechtigung des Judentums wahren und die Freiheit der Reli- 
gionsausübung verteidigen will. 

Berband für internationale Berfländigung, Juni 1911 ge— 
gründet, mit dem Zweck, das Berjtändnis für die Bedeutung 
gegenjeitig fürderlicher Beziehungen zwijchen den Völkern auf 
allen Lebensgebieten, namentlich für die Fragen und Probleme 
des Völferrechts, zu verbreiten, um dadurch einer jtetigen, von 
vermeidbaren Zwijchenfällen freien Politik zwiichen den Staaten, 
wie ſie im Intereſſe der allgemeinen Kultur liegt, den Boden zu 
ebnen. Der Berband will internationale Mißverſtändniſſe ver: 
hindern und böswilligen Aufbegungen der öffentlichen Meinung 
entgegentreten. Im Unterjchied von den Friedensgejellichaften 
zielt der Verband nicht auf Abrüjtung, jondern zunächjt nur auf 
Bejeitigung des politischen Mißtrauens unter den Völkern. Er 
will Einfluß üben auf die AJugenderziehung und bejonders zu 
völferrechtlichen Tagesfragen Stellung nehmen. - 

Verbannung, die Verweilung einer Perfon aus einem Ort 
oder Land mit oder ohne Anweiſung eines bejtimmten Aufent- 
balts. Sie fommt jet in der Form der Deportation (!. d.) 
oder der Ausweijung (j. d.) vor. 

Berbrauhsadgade, eine Fabrikatſteuer, die nur den heimijchen 
Verbrauch treffen joll. WVBerbrauchsabgabe wird im Deutjchen 
Neich die Zuckerſteuer (ſ. d.) und die Hauptform der Branntwein- 
bejteuerung (f. d.) genannt. 
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Berdraudsflenern, diejenige Form der Belteuerung, bet der 
eine Perſon nach Maßgabe des Verbrauchs oder Gebrauchs ge- 
wiſſer Gegenitände oder Leiltungen getroffen wird, jo viel wie 
Aufwandjteuern (vergl. d.). 

Veredelung der Matrifiularbeiträge, vergl. Neichsfinanzen. 

Beredelungsverkehr (jog. admission temporaire), im Zoll- 
weien der Warenverlehr mit dem Ausland, der zur Vervoll- 
fommnung oder Reparatur der Waren mit der Beltimmung der 
Rückkehr in dieſem vervolllommneten Zuſtand jtattfindet. Man 
unterjcheidet einen aktiven und einen paſſiven Veredelungsperfehr, 
je nachdem die veredelte Ware im Inland veredelt und dann 
wieder ausgeführt oder ins Ausland gebracht und von da ver- 
edelt zurückgebracht wird. Bei dieſem Verkehr müßte ein doppelter 
Zoll (bei der Ausfuhr und bei der Einfuhr) entrichtet werden; 
wegen der großen Vorteile der Veredelung für die heimiſche In— 
duitrie aber wird der Berfehr zollfvei gelaffen. Dabei ijt grund- 
jäglich die Identität der ein- und ausgeführten Ware Bedingung, 
nur vereinzelt iſt die Erjegung durch gleiche Stoff- und Waren: 
mengen geitattet. (Vergl. den Artikel Identität). Um die lältige 
Kontrolle der Identität zu eriparen, hat man jich Damit be- 
gnügt zu verlangen, daß für eine beitimmte Menge zollfvei ein- 
geführten Materials eine bejtimmte Menge des Yabrifats binnen 
einer gewiljen Friſt ausgeführt werde. Das kann zu einer Aus- 
fuhrprämie führen, wenn das Ausbeuteverhältnis von Material 
und Fabrikat geringer feitgejegt wird, als es in Wirklichkeit ijt. 
Der Beredelungsverkehr iſt von bejonderer Bedeutung für die 
Tertilinduftrie, er heißt daher in DÖjterreich auch Appretur- 
verfehr. Deutjchland fennt den aktiven und den paljiven und 
den Tranjitveredelungsverkehr. 

Berein für Sozialpolitik, ſ. Kathederjoztalijten. 

Bereinigfe deutſche Linke, ein 1888 gegründeter Klub im 
öjterreichiichen Ubgeordnetenhaus. Die Partei, die 1891 über 
hundert Site gewann, vertrat programmatijch: Grhaltung der 
Staatseinheit, Wahrung und Stärkung des deutichen Einfluſſes ze. 
Mit dem Austritt der Deutjch-Böhmen zerftel ſie im Jahr 1896. 
Der Reit nannte ſich Deutjche Fortſchrittspartei. 

Bereinigfe Sfaaten von Nordamerika, Vereinigung von 
50 Staaten und 1 Bundespdijtrikt, ohne jeine Kolonien, aber mit 
Alaska und Hawaii rund 9,3 Mill. gkm Flächeninhalt und rund 
83,5 Mill. Einwohner umfaljend. Verfaſſung jeit 1787. Die 
gejeßgebende Gewalt ruht beim Kongreß, der aus Senat und 
Repräjentantenhaus bejteht. Der Senat beiteht aus Vertretern 
der Einzeljtaaten, deren bejondere gejeßgebende Berfammlungen 
je 2 Senatoren wählen. Das Repräjentantenhaus bejteht 
aus 391 allgemeinen und direkt in jedem Staat auf 2 Sabre 
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gewählten Abgeordneten, die 25 Jahre alt und jeit 7 Jahren 
Bürger der Bereinigten Staaten jein müjjen. Der Präſident 
wird auf 4 Jahre gewählt, und zwar durch Wahlmänner, die 
jeder Staat direkt wählt in der Zahl feiner Kongreßmitglieder. 
— Die Parteiverhältnijfe liegen in den Ver. Staaten jehr ein- 
fach: Republifaner (Konjervative, Hochſchutzzöllner, Verteidiger 
und Förderer der Trufts) und Demokraten (Liberale, Anti- 
jchußzöllner und Befämpfer der Trujts). Nun bildete jich 1910 
aus den Kepublifanern die Gruppe der „Snjurgenten“ her- 
aus, eine Art Jung: Republikaner, t die ebenfalls ‚Gegner der über 
triebenen Schußzollpolitit wurden. Auch die Demokraten jind 
in eine rechte und Iinfe Hälfte gejchteden, auch unter ihnen gibt 
es Anhänger und Gegner der Truſts. Dieje parteipolitijchen 
Wandlungen fanden bei den Wahlen im November 1910 einen 
überraschenden Ausdruck, die Herrjchaft der hochſchutzzöllneriſchen 
Republifaner wurde gebrochen. An Stelle von früher 217 Re— 
publifanern und 174 Demokraten wurden 227 Demokraten und 
163 Republifaner (ſowie 1 Soztalift) ins Repräjentantenhaus ge- 
wählt, und auch im Senat, wo früher 59 Nepublifaner und 33 
Demokraten jaßen, gingen die Nepublifaner zurüd. Damit iſt 
auch die vom früheren Präjidenten Roojevelt im Stillen geplante 
MWiederbewerbung um den Bräjidentenpojten 1913 erheblich aus: 
jfichtSlojer geworden. — Dem Präſidenten jtehen bei der Exe— 
futive die Staatjefretäre der einzelnen Departement (Staat3- 
departement, Schagamt, Krieg, Juſtiz, Pojten, Marine, Inneres, 
Acderbau, Handel und Arbeit) zur Seite. An der Spite der 
einzelnen Staaten jtehen Gouverneure. — Die Armee, die durch 
Werbung ergänzt wird, zählt im jtehenden Heer etwa 77000 
Mann, die organijierte Miliz der Staaten rund 110000. Die 
Flotte umfaßte 1910 im ganzen 152 Yahrzeuge, darunter 29 
Schlachtichiffe und 39 Kreuzer; im Bau find weitere 4 Schlacht: 
ichiffe. — Der Kolonialbej iß der Vereinigten Staaten beſteht 
aus 307569 qkm mit rund 10 Mill. Einwohnern. Er iſt durch 
den ſpaniſch-amerikaniſchen Krieg 1898 bedeutend vermehrt worden 
(Philippinen) und bejteht aus Porto Nico, der Panama-Kanal— 
zone, Guam, Anteil an Samoa und den Wale: und Johnſon— 
Inſeln, dann aber in eriter Linie aus den ten mit 
296310 qkm und etwa 82 Millionen Einwohnern. Sie jtehen 
unter einem Generalgouverneur, dem die Departements für In— 
neres, Handel, Finanzen, Yuftiz, Unterricht beigegeben find, Unter 
jeinem Vorſitz bejteht die Zivilkommiſſion, das Oberhaus der 
gejehgebenden Körperjchaften mit 5 Amerikanern und 5 Philip- 
pinern. Die Vollsvertretung, der Kongreß, bat 81 Mitglieder. 
Die Truppen jind teils amerikaniſche, teils einheimiſche. — 
Amerilas Sandelsflotte zählte 1909 tim ganzen 25688 hiffe, 
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darunter 11621 Dampfer. Die europätfche Einfuhr hat etwa 
einen Wert von 650 Mill. Dollars, woran Deutjchland mit 
143,5 Mill. teilnimmt; aus dem übrigen Amerifa wird für rund 
418 Mill. eingeführt, aus Alten, Afrika, Australien 240 Mill, 
Die amerikaniſche Ausfuhr betrug 1908/1909 rund 1,66 Milliar: 
den, die Ginfuhr nach Amerika 1,86 Milliarden; nach Deutjch- 
land führte Amerika für etwa 235 Millionen aus, Hauptausfuhr- 
artifel der Vereinigten Staaten find Baummolle (417 Mill.), Ge— 
treide, Fleiſch, Petroleum, Kupfer, Mafchinen. Die Länge der 
Bahnen Mitte 1909 betrug 387586 km, die Zahl der Telephon: 
gejpräche über 11 Milliarden, 

Bereinigung für exakte Wirtfhaftsforfhung, j. Katheder— 
joztalijten. 

Bereins- und Berfammlungsredt. Gin Verein im engeren 
Sinn iſt die vechtsfähige Vereinigung mehrerer Perjonen, im 
Gegenjaß zu der Gejellichaft, der nicht rvechtsfähigen Perjonen- 
vereinigung, und zu den handelsrechtlichen Genojjenjchaften. Die 
Regelung des Vereins mit fogenannten „idealen“ Zwecken (beruf: 








- lichen, bildenden, gemeinnügigen, gejelligen, künſtleriſchen, poli- 


tiichen, religiöjen, jportlichen, wijjenjchaftlichen) erfolgt durch das 
„Bereinsrecht”, Diejes ijt privates und öffentliches. Die privat- 
rechtliche Regelung hat das Bürgerliche Gejegbuch getroffen, das 
zwijchen mirtichaftlichen Bereinen (Ermerbsgejellichaften) und 
jolchen Vereinen unterjcheidet, deren Zweck nicht auf einen wirt- 
Ichaftlichen Gejchäftsbetrieb gerichtet it, Die wirtjchaftlichen 
Vereine erlangen Rechtsfähigkeit durch jtaatliche Verleihung, joweit 
nicht ihre Rechtsverhältniſſe durch befondere Reichsgejege (Handel3- 
gejegbuch 2c.) geregelt jind, die „idealen“ Vereine erlangen Rechts— 
fähigkeit durch Eintrag in das Bereinsregijter des Amtsgerichts, 
in dejjen Bezirk jie ihren Sit haben, Vereine, die den Der 
Landesgejeggebung allgemein vorbehaltenen Rechtsgebieten (Agrar: 
recht, Berg-, Forſt-, Jagd- und Filcherei, Wafjerrecht) angehören, 
jowie Religionsgejellichaften, die Nechtsfähigkeit nur im Wege 
der Landesgejeggebung erlangen können, unteritehen den Landes— 
gejegen. Unter den idealen Vereinen haben die politiſchen 
Bereine durch daS Bürgerliche Gejegbuch injofern eine bejondere 
Stellung erhalten, als das Amtsgericht die nicht politiichen Vereine 
eintragen muß, wenn nicht aus bejtimmten gejeglichen Gründen 
die Verwaltungsbehörde Einjpruch erhebt, während bei den 
politiichen Bereinen der Einipruch lediglich nach freiem Ermeſſen 
der Verwaltungsbehörde erhoben werden fann. Offentlichrecht— 
lich it nunmehr das Vereins: und Berfammlungsrecht einheitlich 
geregelt durch daS Bereinsgejet von 1908. Danach haben 
alle Reichsangehörigen volle Vereins: und Verſammlungsfreiheit 
zu Zwecken, die den Strafgejegen nicht zumiderlaufen. Sit das 
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der Fall, jo kann der Verein aufgelöjt werden. Jeder politische 
Verein muß einen Vorjtand und eine Satzung haben. Der Vor: 
jtand tjt verpflichtet, binnen einer Friſt von zwei Wochen nach 
Gründung des Vereins die Sabung ſowie ein Verzeichnis der 
VBoritandsmitglieder bei der zuftändigen Polizeibehörde einzureichen. 
Ebenjo jind binnen zwei Wochen Anderungen der Sagungen und 
des Vorſtands anzuzeigen. Die Satung wie die Änderungen 
jind in deutſcher Sprache einzureichen. Vorübergehende Wahl 
vereine gelten nicht al3 politijche Vereine. Politiſche Verfamm- 
lungen jind der Polizeibehörde anzuzeigen. Dieje Anzeige wird 
nicht gefordert bei anders öffentlich befannt gemachten Verſamm— 
lungen jomwie Berfammlungen zur Erörterung von Lohn: und 
Arbeitsangelegenheiten. Öffentliche Berfammlungen unter freiem 
Himmel, öffentliche Aufzüge müſſen von der Polizeibehörde ge: 
nehmigt fein, die Genehmigung darf nur aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit verjagt werden. Gemöhnliche Leichen- 
begängnifle, Züge von Hochzeitsgejellfchaften bedürfen einer jolchen 
Genehmigung nicht. Die Landesregierungen können weitere 
Ausnahmen zulafjen. Der Polizei jteht ein Überwachungsrecht 
und in bejonderen Fällen das Necht der Auflöjung einer Ver— 
Jammlung zu. Berjonen unter 18 Jahren dürfen nicht 
Mitglieder von politifchen Vereinen jein und nicht politijchen 
Verjammlungen anwohnen. Über den vielumitrittenen jogenannten 
Sprakbenparagrapben j.d. Durch das Neichsvereinsgefet 
find die (ifhearediiihen Bejtimmungen über kirchliche und religiöje 
Vereine und Berjammlungen, über geiftliche Orden und Kongre: 
gationen, über Vereine und Berfammlungen in Kriegszeiten und 
im Belagerungszuftand, über Berabredungen ländlicher Arbeiter 
und Dienjtboten zur Ginitellung oder Verhinderung der Arbeit 
unberührt geblieben. — In Ofterreich iſt ein Gejegentwurf zur 
freieren Gejtaltung des Vereinsrecht (Aufhebung der Beſchrän— 
fungen der „politischen“ Vereine 20.) in Vorbereitung. 

Berein zur Hörderung des Deutſchtums im Ausland, |. Schul- 
verein. 

Berfaffung, ſ. Konititution. 

Bergällen, ein Denaturierungsverfahren. Über die Ver: 
gällungspflicht beim Branntwein, j. Branntweinbejtenerung. 

Bergeltungszöfe (Netorjionszölle), j. Differentialzölle. 

Berhältniswahl (ie ortionalma [, an ropon3), = abl- 
Ivitem; a and » 
Bei_den 


ablen, ; * 
Abgeordneten Dr Mepeheitsprinp wählen, Tori 
u Bartei, die im ( eich zulammen eine Ele 
Krk er menzabl — hat, doch ——— Ien ng bleiben 
Anrecht da ſie in den einzelnen Bezirken ni te Mehrheit erlangen 1 
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fonnte, Un dieſen Gedanken Der munbenheitau er treu durch: 
zuführen, hat man verichtedene Syjteme. Cinmal das Jogenannte 
„belgijche” (Syitem H’Hondt). Nach diefem Syſtem werden 
— ' die den einzelnen Parteivorichlägen zugefallenen Geſamtſtimmen— 
| zahlen der Neihe nach durch eins, zwei, drei, vier uff. geteilt, und 
von den jo gewonnenen Teilzahlen werden die Höchitzahlen aus: 
gejondert, und zwar jo viel, als Abgeordnete zu wählen find, und 
der Größe nach geordnet. Jeder Wahlvorichlag erhält jo viele 
Abgeordnetenſitze, als Höchitzahlen auf ihn entfallen. Innerhalb 
der Parteien gelten diejenigen Bewerber als gewählt, die Die 
böchiten Stimmenzahlen aufweilen. Folgendes —2 — möge das 
Verfahren veranſchaulichen. Es find auf den Wahlvorſchlag ge— 
fallen der Nationalliberalen 60000, der Konſervativen 20000, der 


Sozialdemokratie 120000, Boltspartei 40000, Zentrum 15000. 
Teilt man dieje Zahlen durch 1, 2, 3 2c., jo ergibt ſich: 


— 


Geteilt National: Konjer- Soziale Volks⸗ Zentrum 
dur Liberale bative Ddemofratie partei 
4 60000 (III) 20000 120000 (I) 40000 (IV) 15000 
2 30000 (VI) 10000 60000 (II) 20000 7500 
3 20000 6 666 40000 (V) 13330 5000 


Sind alſo ſechs Abgeordnete zu wählen, jo erhält die Sozial— 
dvemofratie 3 Site (I, IL, V), die Nationall. Bartet 2 (III, VI), die 
Bolfspartei 1 (IV), Zentrum und Konjervative feinen Sit. Bei 
diefem Syſtem iſt in der Regel ein „Berbinden” der Kandidaten 
liten gejtattet, d. h. zwei Parteien erklären, daß ihre Lilten als 
eine zu betrachten jind. Dann werden die auf ſie gefallenen 
Stimmen bei der Verteilung der Sie zujammengerechnet. An— 
genommen, in unjerm Beijpiel hätten Zentrum und Konjervative 
ihre Borichläge als „verbunden“ erklärt, dann iſt folgendermaßen 
zu rechnen: 


Geteilt National» Konſervative Sozial: Volks⸗ 
durch liberale u. Zentrum demokratie partei 
1 60000 (III) 35000 (VI) 120000 (I) 40000 (V) 
2 30 000 17 500 60000 (II) 20000 
3 20000 11 666 40000 (IV) 13330 


Es erhalten aljo Sozialdemokratie 3, Nationalliberale und Volks— 
partei je 1 und Zentrum und Konjervative dank der Verbindung 
— ihrer Lilten auch einen, der den Nationalliberalen verloren geht. — 


/ Ein _ anderes Syſtem iſt das Syitem des Quotienten, das 
- ‘ wefentlich einfacher tt. ft teilt die Zahl der Abjtimmenden ) 
durch die Zahl der Mandate und erhält jo den Wahlquotienten oder} 
die Wahlzahl. Dann zählt man jänntliche Stimmen der einzelnen 
Liſten zujammen, teilt die Summe jeder Lifte durch die Zahl dev 
Mandate und erhält jo einen Quotienten, der das Mittel dev 
einzelnen Lilten daritellt. Jede Lilte, deren Durchichnittsziffen 
9) Lil lb Br hund den Turnier, ba A Send 
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ven Wahlquotienten erreicht, erhält ebenjoviele Mandate, als die 
Durhichnittsziffer im Wahlquotienten enthalten iſt. — Nach einem 
direften Proporzſyſtem werden die Minderheiten, die in den 
einzelnen Wahlkreiſen nicht zur Geltung kommen, für das ganze 
Land zujammengelegt und erhalten dann eine entiprechende Ber: 
tretung. “Der Proporz it in Deutjchland eingeführt: in 
Württemberg für die Wahl der 6 Abgeordneten der Stadt 
Stuttgart und der an Stelle der „Privilegierten“ in der Ab— 
geordnetenfammer getretenen 17 Abgeordneten, die in 2 Landes: 
mwahlfreiien gewählt werden, ferner in Württemberg und 
Baden für die Gemeinderat3- und Bürgerausjchußwahlen der 
größeren Gemeinden. In Württemberg it das „belgische“, in 
Baden ein etwas modifiziertes Quotientenſyſtem eingeführt. Ferner 
iit das Proportionalwahlverfahren in Deutjchland obligatoriich 
für die Kaufmannsgerichte, fafultativ für die Wahlen der Ge— 
werbegerichte, Krankenkaſſen, Bergarbeiterausjchüffe, Knappſchafts— 
ältejten, Rnappjchaftsporitände. Außerhalb Deutjchlands iſt es ein- 
geführt in einigen jchweizerijchen Kantonen, dagegen wurde 
es für die Nationalratswahlen am 11. April 1910 vom National- 
rat und am 23. Oktober des nämlichen Jahrs in einem Referendum 
mit 262000 gegen 239000 Stimmen abgelehnt. Sodann beiteht 
es für Wahlen zum dänifchen DOberhaus, in Schweden für 
die Wahlen zu beiden Häujern, in Finnland für die Wahlen 
zum Landtag, in einigen argentinischen und brafilianifchen Bundes: 
Itaaten. Neu eingeführt wurde es im März 1911 für die Wahl 
der Abgeordneten von Porto und Liſſabon zur geſetzgebenden 
Berlammlung (Syitem D’Hondt), in Frankreich unterliegt es 
zur Zeit der Bejchlubfaffung der Deputiertenfammer (576 Depu— 
tierte, Quotientenſyſtem, jedes Departement bildet einen Wahl: 
frei, nur das Norddepartement bildet zwei, das Seinedepartement 
vier Wahlkreife, Zulajfung des jog. „VBerihwägerns“ (Ap— 
parentement) der Lilten zweier Barteien, d. h. beide Parteien 
können vor der Wahl in „Berwandtichaft” treten und bejchließen, 
daß ihre Stimmen zulammengezäblt werden jollen, j. oben „Ber: 
binden“). Vgl. auch Kumulieren und Panachteren. 
BVerkehrsftenern jind Steuern, die die im Verkehr mit Ver: 
mögenswerten als gegeben angenommene wirtjchaftliche Leiſtungs— 
fähigkeit treffen follen. Won den Gebühren unterjcheiden ſie fh 
dadurch, daß fie feine Gegenleiltung für eine behördliche Leiltung 
find, doch geben die Gebühren in Verkehrsſteuern über, wenn 
fein Zufammenbang zwilchen Zeiftung und Gegenleiftung bejtebt, 
oder ohne fachlichen Grund die Benützung einer öffentlichen Tätig: 
feit erzmungen wird, oder die Gebühr jo hoch it, dab von einem 
bloßen Entgelt für die behördliche Leiltung nicht mehr geiprochen 


werden kann, Außerlich treten einzelne Aufwandjteuern, wenn 
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ſie in Stempelform erhoben werden, wie VBerfehrsiteuern auf, 3. B. 
die Spielkarten oder die Tabaliteuer. Die Verkehrsſteuern find: 
a) Steuern beim VBermögensübergang: Erbichafts-, Schenkungs-, 
Mertzumachsiteuer; b) bei der Bermögensübertragung: Umſatz— 
teuer (Bejigwechjelabgabe im Berfehr mit Immobilien, Kauf-, 
Derlaufs-, Anschaffungs:, Ausgabe: und Lotterieiteuer im Mo— 
biliarverfehr), jodann Steuern vom Wertverfehr (Wechjel, Sched-, 
Schuldichein:, Duittungs-, Rechnungs-, Kontokorrent= Stempel, 
Transportiteuern). 

Berlagsreht it das ausichließliche Necht, ein geiltiges Er— 
zeugnis zu vervielfältigen und erwerbsmäßig zu verbreiten. Durch 
Reichsgeſetz vom 19. Juni 1901 it das Berlagsrecht im Anſchluß 
an das Urhebergeſetz geregelt. 

Berlagsfpftem, j. Sausindujtrie. 

Bermögensflener. Man unterjcheidet die reelle (materielle) 
Vermögensiteuer, die das Stammvermögen als jolches erfaßt und 
VBermögensteile zu jtaatlichen Zwecken beanjprucht, und die nomi- 
nelle (formelle), die die größere Leiltungsfähigfeit und Sicherheit 
des fundierten Einkommens zur Steuer heranzuziehen jucht, und 
bei der das Vermögen nur die Bemefjungsgrundlage für die Be- 
jteuerung diejes Ginlommens bildet, Die reelle Bermögensiteuer 
fann heute nur noch in außerordentlichen Notlagen Anwendung 
finden. Die formelle Vermögensiteuer tritt neben die Ertrags— 
und Ginfommenjteuer. Dieje Verbindung von Einkommen- und 
Vermögensiteuer iſt auf verichtedene Weiſe gejchehen: 1) Bei dem 
preußiſchen Syſtem bejchräntt jich die Staatsbejteuerung (von 
einigen Speztalarten abgejehen) auf zwei Berjonaliteuern, nämlich 
die allgemeine Ginfommenjteuer und die jie ergänzende 
allgemeine Vermögensſteuer. Diejes Syitem gilt in 
Preußen (jeit 1895), in Heſſen (1899), Braunjchweig (1899), wo 
neben der Bermögensiteuer noch Grtragsiteuern in ermäßigten 
Betrag beitehen, in Sachien-Gotha (1902) und Oldenburg (1906), 
wo neben der Bermögensiteuer wenigjtens noch eine reduzierte 
Grundſteuer erhoben wird, in Schaumburg-Lippe (1906). Im 
Königreich Sachien beiteht jeit 1904 gleichfallS eine Vermögens: 
jteuer nach preußischen Borbild neben der allgemeinen Einkommen: 
teuer, aber jie erfaßt nur das bewegliche Vermögen, nicht aber 
die Grundjtüde und Gebäude, die nach wie vor der von früher 
beibehaltenen Grundjteuer unterliegen. 2) Auch die zweite Gruppe 
— das jogenannte badtjche Syitem — bejchränft ſich auf eine 
Verbindung der Einkommenſteuer mit einer Vermögensiteuer, Das 
Sharafteriitiiche der badischen Bermögensiteuer (jeit 1908 in Kraft) 
beiteht darin, daß die Ermittlung des jteuerbaren Vermögens der 
einzelnen Steuerpflichtigen auf der Grundlage von Spezial- 
vermögensfataitern (Grunditeuerfatajter, Gebäudefataiter, 
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Katajter für das Betriebsvermögen, Kapitalfatajter) erfolgt, indem 
aus ihnen für jeden Steuerpflichtigen das jteuerbare Bermögen 
zufammengerechnet wird. 3) Eine dritte Gruppe bilden Die 
Staaten, in denen die Verbindung von Einkommen- und Ber: 
mögensjteuer in der Art erfolgt, daß nicht die Einfommenz>, ſon— 
dern die VBermögensiteuer die Hauptiteuer bildet. Die Einfommen- 
jteuer hat die von der Bermögensitener nicht getroffenen Steuer: 
fräfte zu erfajfen. Diejes Syitem findet jich bejonders ausgebildet 
in der Schweiz. 4) Die vierte Gruppe wird von den Staaten 
dargeitellt, Die eine verjchiedene Belaftung des, fundierten und 
des unfundierten Einkommens innerhalb der Ginfommen- 
jtewer durchzuführen juchen, und in denen Daher gemwiljermaßen 
eine fombinierte Bejteuerung des Einfommens und des Vermögens 
in einer Steuer jtattfindet, jo in England, Italien ꝛc. Bergl. 
auch den Artikel „Einkommenſteuer“ am Schluß. 

Berpflegungsftationen (Naturalverpflegungsitationen), meiſt 
von KRommunalverbänden zur Bekämpfung der Bettelei und Land— 
jtreicherei angelegte Stationen, in denen mittelloje Wanderer 
Obdach, Nahrung, eventuell auch Kleidung, grundjäglich nur 
gegen Arbeit erhalten. Die Verpflegungsitationen jollen möglichit 
mit Arbeitsnachweiſen verbunden werden. Siehe auch Wander: 
arbeitsjtätten. 

Berrufserklärung (Boykott), die wirtjchaftliche und gejell- 
Ichaftliche Üchtung gewiſſer Perſonen, ein verwerfliches politiiches 
und joziales Kampfmittel. Im joztalen Kampf wird die Verrufs- 
erklärung nicht nur von Arbeitern, jondern auch von Unternehmern 
angewandt, und zwar mittels der jogenannten „Schwarzen 
Liſten“ gegen Arbeiter, dann aber auch gegen andere Unter: 
nehmer, die die Solidarität verlegt haben. Am häuftgiten erfolgt 
der Boykott in der Weije, daß die Boyfottierenden die Erzeugniſſe 
oder Waren bejtimmter Fabrifanten, Kaufleute, Wirte nicht mehr 
faufen, doch fommen auch Verabredungen, bejtimmten Berjonen 
feine Waren mehr zu liefern, vor. Durch die SS 153 und 154 
der Gewerbeordnung wird jeder, der durch Verrufserklärung einen 
andern bejtimmt oder zu bejtimmen jucht, an Berabredungen zum 
Behuf der Erlangung günjtigerer Lohn» und Urbeitsbedingungen 
teilzunehmen, oder andere hindert oder zu hindern Jucht, von 
jolchen Berabredungen zurückzutreten, mit Gefängnis bis zu Drei 
Monaten, unter Umjtänden noch höher beitraft. 

Berfammlungsredt, j. Vereins: und Verlammlungsrecht. 

Berfandgelhäfte, Sandelsunternehmungen, die ihren Sitz in 
größeren Städten haben und von da die Waren im Heinen an 
die Kundſchaft verjchiefen. Ihre Ausbreitung wurde bejonders 
durch die Ginführung des 50 Pig. Palets gefördert. 

Berfandflener, eine Aufwandjtener, die erhoben wird in dem 
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Moment, wo der fteuerpflichtige Gegenstand von einem Ort an 
einen. andern verjandt wird. Sie iſt eine Form der Weinbejteuerung 
(Elfaß-Lothringen) und wird auf Grund genauer Ungaben über 
Menge und Güte des Weins, Zahl und Zeichen der Behältniffe zc. 
erhoben. Die VBerjendung von Wein darf nur mit einer Be— 
ſcheinigung erfolgen. 

Perfhictung, Administrative, j. Adminiſtrative Verſchickung. 

Berfiherung, im Sinn der Privatverjicherung ein 
Vertragsverhältnis, bei dem der Verſicherer gegen Zahlung einer 
Prämie jeitens des Verſicherten diefem beim Gintritt eines uns 
gewiljen nachteiligen Greignifjes eine Vermögensleijtung veripricht. 
Man unterjcheidet Güter: oder Sachverficherung (haupt: 
Jächlich Feuerverficherung — ſ. dort —, aber auch Hagel- Vieh-, 
Glas-, Transport, Kursverluit:, Diebſtahl-, Kautions-Verfiche- 
rung), dann PBerjonenverficherung, bejonders Lebens: 
verjicherung (). dort) und Haftpflichtverficherung. Das 
private Berficherungsgeichäft wird meijtens von Gejellichaften 
ausgeübt, und zwar von Aktien- wie von Gegenjeitigfeit3-Gejell- 
Ichaften; jene erheben feite Prämien, auf die feinerlei Ntachfor- 
derung entitehen fann, dieje erheben die Prämien meiſt in vor— 
läuftgen Zahlungen, die je nach dem entitehenden Bedarf eine 
Nachichußpflicht nach jich ziehen können oder aber bei geringerem 
Bedarf NRücvergütungen (Dividenden) zur Folge haben. Seit 
längerer Zeit gewähren aber auch die Erwerbsgejellichaften ihren 
Derjicherten Dividenden. — Die Gejellfchaften jammeln bei Ver— 
jicherungen, deren Riſiko auf eine längere unbejtimmte Zeit läuft 
(3. B. Todesfallverjicherungen), einen Teil der Prämien zur 
Deckung diejes Riſikos als BPrämienrejerve an; ihr gegen- 
über dient die Schadensrejerve zur Deckung der entitandenen 
Schäden, die am Schluß des Nechnungsjahrs noch nicht reguliert 
waren, während die Kapitalrejerve zur Dedung etwaiger 
Verluite dient. — Die jtaatliche Auffjicht über das private 
Berjicherungsmwejen in Deutjchland übt das Kaiſerliche Auf— 
jihtsamt für PBrivatverfiherung in Berlin aus, und 
zwar ſowohl hinfichtlich des gejchäftlichen Betriebs wie des Ver- 
hältniſſes zwiſchen Geſellſchaft und Verjicherungsnehmern. Die 
gejchäftliche Auflicht it geregelt durch das Reichsverſiche— 
rungsgejeb von 1901, das Nechtsverhältnis zwijchen Ber: 
ficherer und Verjicherungsnehmer durch das Reichsgeſetz über 
ven VBerjicherungspertrag von 1908. Dem Kaiferlichen 


Aufſichtsamt jteht ein jachverständiger Verſicherungsbeirat 


zur Seite. Zu den vom Neich getragenen Koſten des Auffichts- 
amts haben die Berjicherungsgeiellichaften Beiträge zu leiten. 

Berſicherungsamt, jo viel als Neichsverficherungsamt, ftehe 
auch unter Invaliditäts- und Altersverficherung, 
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ferner unter ReichSverjicherungsordnung Das Auf: 
jichtsamt für Privatverficherung ſ. oben unter Berjicherung. 

Berfagen, die Beſchlußfaſſung über ein Gejeß oder die Be- 
ratungen einer Berjammlung für einige Zeit ausjegen. Das 
Recht der Vertagung von Reichstag und Bundesrat jteht dem 
Kaiſer zu, doch darf ohne Zuitimmung des Reichstags Diejer 
nicht länger als 30 Tage und in einer Seſſion nicht mehrmals 
vertagt werden. Auch die vom Reichstag jelbjt bejchlojjene zeit- 
weilige Ausjegung jeiner Beratungen nennt man Bertagung; jie 
bedarf bei der Beantragung der Unterjtügung von 30 Mitgliedern. 
Die übliche Bertagung der an einem Tag nicht erledigten Be- 
ratung auf den nächiten Sitzungstag jchlägt der Präjident vor; 
erfolgt fein Widerjpruch, dann tritt jie ohne weiteres ein. 

erfragsbrud (Kontraktbruch) iſt der Bruch des Arbeits— 
vertrags durch Lohnarbeiter; durch die Gewährung der Koalitions— 
freiheit an die gewerblichen Arbeiter ijt deren Kontraft- 
bruch, einzeln oder gemeinjam auf Abrede begangen, feine jtraf- 
bare Handlung mehr, jondern es kann lediglich zivilvechtlich vom 
Unternehmer gegen die Arbeiter auf Schadenserjat geklagt werden, 
was allerdings in vielen Fällen ausjichtslos jein wird in Rückſicht 
auf die Vermögenslojigfeit der Kontraftbrüchigen. Strafbar iſt 
lediglich der Bruch des Heuervertrags (Arbeitsvertrag der See: 
leute) und der Lieferungsverträge für Heer und Marine in Kriegs: 
zeiten oder für Lebensmittel in Notjtandszeiten. Dagegen iſt 3. B. 
nach preußiichem Landesitrafrecht der Kontraftbruch der länd- 
lichen Arbeiter jtrafbar. 

Bertragsfirafe (Ronventionaljtrafe) bei Konkurrenz: 
Elaujel, jiehe den Artikel Konkurrenz. 

Berfrauensfrage, die von einem Minijterium an das Parla— 
ment gejtellte Frage, ob es noch die Mehrheit des Parlaments 
hinter jich hat, ©. Mißtrauensvotum. 

Berzehrungsftener, j. Aufwandſteuern. 

Befir, ſ. Weſir. 

Betobill (Parlamentsbill), ſ. Großbritannien. 

Betorecht, die Befugnis, durch Widerſpruch einen Beſchluß 
zu entkräften. Iſt damit der Beſchluß gänzlich beſeitigt, ſo iſt 
das Veto ein abſolutes oder unbedingtes; kann aber durch 
Einlegung des Veto die Ausführung eines Beſchluſſes nur auf— 
geſchoben und bei gleichmäßiger Wiederholung nicht abgelehnt 
werden, ſo iſt es ein ſuſpenſives oder bedingtes. Dem Prä— 
ſidenten der Vereinigten Staaten von Nordamerika Ben ein ſuſpen— 
jives Veto zu. In England fteht der Krone verfaſſungsmäßig, 
wenn auch nur jelten geübt, das Necht des abjoluten Veto zu. 
Nach der Berfallung des Deutjchen Neiches kommen die 
Geſetze durch den übereinſtimmenden Mebrheitsbeichluß des Bundes; 
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rats und des Neichstages zuftande, ohne daß dem Kaiſer als 
folchem auch nur ein fujpenfives Veto zuftände. Vetoſtimmen, 
die 14 Stimmen, die im Bundesrat VBerfaffungsänderungen ver- 
hindern können. — Vetieren, ein Veto einlegen. 

Bieheinfuhrverbote, j. Fleiſchbeſchau. 

Biehſeuchengeſetk. Durch das Gejeg vom 26. Mat 1909 tft 
das Verfahren zur Verhütung der Ausbreitung von Biehjeuchen 
neu geregelt worden. Bieh iſt im Sinne des Gejeges jedes nutz— 
bare Haustier, einjchließlich dev Hunde, Katzen und des GeflügelS. 
Die Anzeigepflicht bejteht für folgende Seuchen: Milzbrand, Naujch- 
brand, Wild- und Ninderjeuche, Tollwut, Rotz, Maul- und Klauenz, 
Zungenfeuche des Nindviehs, Pockenſeuche der Schafe, Bejchäl- 
jeuche der Pferde, Bläschenausfchlag, Räude, Schweinejeuche und 
Schweinepeit, Schweinerotlauf, Geflügelcholera und Hühnerpeft, 
Nindviehtuberfulofe (Ninderpeit iſt ausgeſchloſſen). Das Gejet 
regelt neu das bei der Bekämpfung zu beobachtende Berfahren, 
das den Landespolizeibehörden obliegt. Die Volizeibehörde fann 
allgemeine und regelmäßige Schugmaßregeln treffen (jtändige 
tierärztliche Überwachung der Schlachthöfe, der Viehmärkte, Ver: 
bot oder Beichränfung des Treibens von Vieh, Beibringung von 
Urſprungs- und Gejundheitszeugnifjen durch die Viehhändler uff.), 
oder bejondere Maßnahmen gegen eine bejtimmte Seuchengefahr 
(Abjonderung erfrankter oder verdächtiger Tiere, Transportverbote, 
Beichränfungen des Perſonenverkehrs, Orts-, Gehöft- oder Stall- 
jperre ujf.). Seit neuejtem tft im ganzen Neich ein allgemeiner 
Seuchen-Ntachrichtendienit bei allen Bundesjtaaten eingerichtet, 
der auf Gegenjeitigfeit beruht. Die Übertretung der Viehſeuchen— 
gejege ilt mit jtrengen Strafen bedroht. 

Biehzölle des Zolltarifs von 1902: Pferde im Wert bis 
1000 bezw. 2500 ME. bezw. mehr 50—72 bezw. 75—120 bezw. 
360 ME., Rindvieh für den Doppelzentner Lebendgewicht 18 ME, 
ebenjo für Schweine, im Bertragstarif dagegen für dieje 3 Tier: 
arten 8 bezw. I ME. bis 14,40 ME., für Fleiſch 45—120 und für 
Schweinejped 30 Mk. 

Bierfer Stand, Bezeichnung für das Proletariat, die Lohn— 
arbeiter, wie „dritter Stand“ (Tiers Etat) für das franzditiche 
Bürgertum nach der Revolution von 1789. 

Bilajet, j. Wilajet. 

Binkufierung, Außerkursjegen eines Wertpapiers, 3. B. Durch 
Eintrag in ein Staatsjchuldbuch (j. d.). 

Birement, Übertragbarkeit (j. übertragbar). 

Birilftimme, Ginzelitimme, im Gegenjaß zur Geſamt-, Kuriat- 
jtimme. Bergl. Kurie. 

Bizinaldahnen, gleich Kleinbahnen (ſ. d.). 

Dolksbanken nennt man häufig die Kreditanitalten für 
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mittlere und untere Grwerbsjchichten, zumeiſt auf genojjenjchaft- 
licher Grundlage. 

Bolksbund, Deutjcher, j. Antiſemitismus. 

VBolksbureaus, von gemeinnügigen Verbänden eingerichtete 
Rechtsauskunftsitellen für Minderbemittelte. 

Bolksinitiafive, das verfaliungsmäßige Necht des Volkes, 
daß auf fein Verlangen der Erlaß, die Abänderung oder Auf- 
hebung eines Gejeges vorgenommen wird (j. Snitiativrecht). 

Bolkskammer, reine, nennt man eine nur aus allgemeinen 
Wahlen hervorgegangene Abgeordnetenfammer, an Stelle von 
Kammern, in denen neben freigewählten Abgeordneten auch noch 
Privilegierte des Adels, der Kirchen ujw. jigen. 

Bolkspartei. Siehe unter 

Fortiehrittliche Bolfspartei, 
Freijinnige Volkspartei, 
Bolfspartei, Deutjche. 

Bolkspartei, Deutſche (Fälichlich oft auch „Süddeutjche Volks— 
partei”), war die Bezeichnung der demokratiſchen Parteiorgani- 
jation vorwiegend in Süddeutjchland. Ihre Anfänge weijen in das 
Revolutionsjahr 1848 und führen zu den Namen Julius Haußmann, 
Karl Mayer, Ludwig Pfau u. a. m., aber erit 1868 wurde eine 
programmatifche und organijatorische Baſis der Demokratie ge- 
Ichaffen in der „Deutjchen Volkspartei”, und zwar vorab in 
Württemberg, Baden, Heljen und Bayern. Auf dem Boden der 
Bolkspartei jteht die „Frankfurter Zeitung“, ihr Organ ijt der 
„Beobachter“ (Stuttgart). Sie ift in den jüddeutjchen Staaten in 
allen Einzellandtagen vertreten (in Württemberg wurde jie 1895 mit 
31 Mandaten die jtärkite Partei), bei den NReichstagswahlen 1893 
gewann ſie 11 Mandate (jiehe die Überjicht beim Artikel „Par: 
teien“). Ein neues Programm ſchuf jich die Partei 1895; ſie nannte 
ſich darin eine Partei des politijchen Fortichritts, der nationalen Ge- 
meinjchaft und der bundesjtaatlichen Selbjtverwaltung, der jozialen 
und wirtjchaftlichen Neformen und des Friedens. Ihre frühere 
völlig antimilitarijtiiche Haltung und befonders ihre Ablehnung 
von FFlottenforderungen vevidierte die Partei im Lauf der Jahre 
ganz bedeutend, wenn fie auch immer noch an der Förderung der 
Abrüftungsvorjchläge fejthielt und vor allem forderte, daß der 
Reichstag bei Entjcheidung über Krieg und Frieden ein Mlit- 
wirtungsrecht haben joll. Ein Hauptaugenmerk lenkte die Partei 
auf die Einigung der Gruppen des Lintsliberalismus; 
auf ihrem Heilbronner Parteitag 1903 formulierte jie dieſe Forde— 
rung zuerſt und arbeitete emjig an ihrer Ka mit, 
Ihre Neichstagsvertreter traten in die fveilinnige Yraltions- 
gemeinschaft ein, und der Heidelberger —— im Oktober 1909 
ſtimmte der Fufion der drei linksliberalen Parteien zu auf Grund 
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des Einigungsprogramms der Viererkommiſſion, der auch Friedrich 
Payer angehört hatte. Außer ihm waren zur Zeit der Auf— 
gabe der Parteiſelbſtändigkeit die hauptſächlichen Führer Konrad 
Haußmann (jein Bruder Friedrich war kurz vorher geſtorben), 
dDiefer in Württemberg, in Bayern Quidde, in Baden Heim- 
burger, Mufer und Venedey, in Frankfurt a. M. der Gründer 
der „Frankfurter Zeitung” Leopold Sonnemann. Innerhalb der 
Fortichrittlichen VBollspartei (ſ. d.) bilden jetzt die alten demo— 
kratiſchen Verbände in den jüddeutichen Staaten Landesverbände 
zufammen mit den früheren liberalen Vereinen (f. d.) und in 
Bayern den früheren Jungliberalen. — Bergl. dazu die Artikel: 
Freilinnige Volkspartei, Freifinnige Vereinigung, Fortjchrittliche 
Bolkspartei. — Die Öfterreichijche Deutjche Volkspartei ſ. unter 
Deutjche liberale Parteien in Ojterreich. 

Bolksſchule, Die auf der allgemeinen Schulpflicht aufgebaute 
Schule für das Alter vom 6.—14. Lebensjahr, die das Mindeſt— 
maß an Kenntnifjen vermittelt. Seit den 70er Jahren tjt die 
lange innerlich und finanziell vernachläjligte Volksſchule in den 
deutſchen Bundesitaaten gefördert worden, ohne daß ein allgemein 
befriedigender Zujtand erreicht worden wäre, wie ihn das wach- 
jende deutjche Volt mit jeiner Qualitätsarbeit verlangen muß. 
Die finanzielle Fundierung der Bolksjchule (ſ. Artikel „Schullajten“) 
leidet häufig unter der finanziellen Leiſtungsunfähigkeit kleiner Ge- 
meinden und der mangelnden Leiftungsmwilligfeit anderer dotations- 
pflichtiger Kreije; die Lehrergehälter jind ebenfalls noch häufig 
unzureichend. Die innere Ausgejtaltung der Volksſchule leidet 
unter dem Feithalten an unzeitgemäßen Lehrplänen. Die Eleineren 
deutichen Bundesitaaten haben auf dieſem Gebiet verhältnismäßig 
am meijten geleiitet. — Daß die Volksſchule eine reine Staats— 
anitalt jein joll, ilt heute noch nicht überall erreicht. Die geiſt— 
liche Schulaufjicht it heute zum großen Teil noch beibehalten. 
Die Forderung nach der Simultanjchule tit jo gut wie gar 
nicht erfüllt. Der Streit ift noch nicht entjchieden, ob die Volks— 
ſchule für die Konfejjionen getrennt oder paritätijch eingerichtet 
werden joll, wobei den Schülern der Religionsunterricht gefondert 
je nach ihrem Glaubensbetenntnis erteilt, alle andern Fächer aber 
gemeinfam gelehrt würden. Die Simultanjchule ijt nicht 
religionslos. Sie iſt nur in Baden (1876) und in Hejjen 
(1874) eingeführt, in Preußen nur für Heſſen-Naſſau nach altem 
Recht zuläffig, aber heute auch _bejtritten; Ausnahmen von der 
Konfeſſionsſchule, jelbit wenn Stadtverwaltungen jie wünjchen, 
werden erichwert. Verjuche zu einer liberalen Reform des Volks— 
ichulwejens jind in Preußen unter dem Miniſter Falk ebenjo ge- 
icheitert wie unter dem Miniſter Zub in Bayern. Auch in Würt- 
temberg it bei dem Schulgejeg von 1909 die Simultanschule 
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abgelehnt worden. — In Djterreich iſt die Simultanjchule 
zugelajjen; die häufig in der Minderheit ich befindenden Prote- 
jtanten ziehen ihr aber die von ihnen eingerichteten Privat- 
ſchulen vor. 

Bolksfeele, Rodende, jpöttiicher Ausdrud: die Volksſeele 
focht — angewendet auf die Erfolge agitatorischer Verhetzung 
von Bollsmafjen, die eines eigenen Urteils unfähig find. 

Bolksting, gleich Yolketing (ſ. d.). 

Bolkstribun, j. Tribun. 

Bolksverein für das Ratholifhe Dentfhland, 1890 gegründet, 
um die Srrtümer und Umjturzbewegungen auf jozialem Gebiet 
zu befämpfen und die chriftliche Ordnung der Gejellichaft zu 
verteidigen. Der Volksverein, der über 650 000 Mitglieder zählt, 
hat eine vorbildliche organijatorifche Leiſtung vollbracht, zahlreiche 
wirtjchaftliche und joziale Vereinigungen, Kurje, Jugendvereine 2c. 
in3 Leben gerufen, eine ausgedehnte Preßtätigkeit entfaltet, und 
it jo eine der jtärfiten Grundlagen der Zentrumspartei. 

Bolkswirtfhaftsrat, ein jeit 1880 in Preußen gejchaffener 
Sachverjtändigen-Beirat, der wirtjchaftspolitiiche Gejegentwürfe ze. 
zu begutachten hat. Er beiteht aus 75 auf 5 Jahre berufenen 
Mitgliedern, von denen die Regierung 45 aus den Borjchlägen 
der Handelstammern und der beruflichen Organijationen und 30 
nach freier Wahl ernennt. 

Dolkszählung. Die amtliche Feititellung der Bevölkerungs— 
zahl im Deutjchen Reich, die zum eritenmal 1871 und jeit 1875 
alle 5 Jahre am 1. Dezember vorgenommen wird. Die Ergebnifje 
der früheren Zählungen: 


1871 41 058 972 1895 52 300 000 
1875 42 727 372 1900 56 400 000 
1880 45 234 061 1905 60 641 278 
1885 46 855 704 1910 64 957 810 


1890 49 424 949 
Die Zunahme von 1905 auf 1910 beträgt 4316532 oder 7,2 °o. 
Bon der deutjchen Gejamtbevölterung lebten 
auf dem Land in der Stadt 
1871 63,9 ° 36,1% 
1910 45,7 °)o 54,3 % 
Die Volkszählung von 1905 und 1910 hatte im einzelnen 
folgende Ergebniſſe: . 
1905 1910 
1. Breußen 37 293 324 40 157 573 
2. Bayern 6 524 872 6 876 496 
3. Sachen 4 508 601 4 870 000 
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1905 1910 


4. Württemberg 2 302 179 2 435 000 

5. Baden 2 010 728 2 140 605 

6. Elſaß-Lothringen 1 814 564 1 871 706 

7. Selen 1209 175 1 282 109 

8. Mecklenburg-Schwerin 626 045 639 879 

9. Sachien-Weimar 388 095 417 166 
10. Meclenburg-Strelit 103 451 103 800 
11. Oldenburg 438 856 482 403 
12. Braunjchweig 485 958 494 387 
13. Sachſen-Meiningen 268 916 278 792 
14. Sachjen-Altenburg 206 508 216 313 
15. Sachjen-Koburg-Gotha 242 432 257 208 
16. Anbalt 328 029 331 047 
17. Schwarzburg-Sondershaujen 85 152 89 427 
18. Schwarzburg-Rudolitadt 96 835 100 712 
19. Waldeck 59 127 61 723 
20. Reuß ä. L. 70 603 72 616 
21. Reuß j. 8. 144 584 152 765 
223, Schaumburgstippe 44 992 46 700 
23. Lippe 145 577 150 749 
24. Hamburg 874 878 1 015 700 
25. Bremen 263 440 299 234 
26. Lübeck 105 857 113 700 


Bon Gottes Gnaden, j. Gottesgnadentum. 

Boranfdlag, gleich Budget (f. 2.). 

Borfrucht dev Sozialdemokratie, |. „Schrittmacher”. 

Bormärzlih, j. Märzerrungenichaften. 

Borfhußlorbeeren, jpöttiiche Bezeichnung für Lobhudeleien, 
die jemandem zuteil werden, ehe er eine von ihm zu erwartende 
Tat vollführt hat. 

Borfhußvereine, jo viel als Kreditvereine Darlehbens- 
kaſſen; ſ. le&teren Artikel und Genoſſenſchaften. 

Botum, Gutachten, Abjitimmung (f. d.). 

Buli, Eretiiches Abgeordnetenhaus, j. Türkei-Kreta, 


W. 


Wadenſtrümpfler, ſ. Freiſinnige Partei. 

Waffenſtillſtand, Unterbrechung der Feindſeligkeiten zwiſchen 
zwei kriegführenden Heeren. 

Wagenſteuer, Steuer auf Luxuswagen, meiſt im Zu— 
ſammenhang mit einer ſolchen auf Luruspferde (Wagen- und 
Reitpferde); beide beſtehen in Frankreich, in England die 
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— — allein, die Einführung beider iſt in Württemberg 
geplant. 

Wahl, Wahlrecht, Wahlſyſtem, Wahlkreiseinteilung. 
Die Wahlen zu den Volksvertretungen, beſonders zu den (beim 
Zweikammerſyſtem) Abgeordnetenkammern (ſ. Volkskammern, 
reine) werden nach einer Reihe von Merkmalen unterſchieden. Die 
direkte Wahl, bei der jeder Wahlberechtigte unmittelbar ſelbſt 
jeine Stimme abgibt, ijt bei den Wahlen zum Reichstag und bei 
den jüddeutjchen Landtagswahlen (Bayern, Württemberg, Baden, 
Heſſen und in der neuen Verfaſſung von Eljaß-Lothringen, ſ. d.) 
eingeführt; bei der indirekten Wahl müſſen dagegen die Wähler, 
jogenannte Urmwähler, in der Urwahl Wahlmänner wählen, die 
dann erit ihrerieitS die Abgeordneten wählen, jo vor allem im 
Königreich Preußen. (Siehe im übrigen bei den Artikeln über 
die einzelnen Länder.) Die Wahlgejege regeln das Wahlver- 
fahren und bejtimmen, wer wählen darf (aktives Wahlrecht) und 
wer gewählt werden Tann (paſſives Wahlrecht). Das allgemeine, 
gleiche, direkte und geheime Wahlrecht it im Deutjchen Reich, 
den jüddeutjchen Bundesjtaaten (j. oben), in Ojterreich-Ungarn, 
der Schweiz und in Frankreich eingeführt. (Vergl. dazu „Reichs- 
tag“.) Beſchränkungen des allgemeinen Wahlrechts erijtieren aber 
binfichtlich des Alters, da in den meijten Staaten erjt mit dem 
vollendeten 25. Xebensjahr die Wahlberechtigung erlangt wird; 
ferner gibt es Wahliyiteme mit einer Beſchränkung des gleichen 
MWahlrechts, Zenjus-Bejchränfung, 3. B. daS bayrijche, wonach 
mwahlberechtigt nur ijt, wer irgend eine direfte Steuer (mindejtens 
50 Pf. pro Jahr) bezahlt. Das preußijche Wahlrecht (ſ. oben) 
it auf dem Dreiklaſſenſyſtem (Dreitlajien- Wahlrecht) auf- 
gebaut und daher fein gleiches Wahlrecht, indem die Wähler in 
Höchſt-, Mitte- und Niedrigit-Beiteuerte eingeteilt werden nach 
Mabgabe ihrer gejamten Steuerleijtung an Staat, Gemeinde, 
Kreis ufw. und demnach einen größeren oder kleineren Einfluß 
auf das Wahlrefultat zugewiejen befommen. Sachſen hat neben 
Benfusbejchränfungen auch noch das Bluralwahlrecht (f. d.). 
Für die Wählbarkeit befteht häufig die Beſchränkung, daß 
der Kandidat das 30. Lebensjahr vollendet haben muß; für Die 
Wählbarkeit in den Reichstag iſt mindejtens einjähriger Wohnſitz 
in einem deutjchen Bundesitaat Bedingung. Die Abſtimmun 
erfolgt beim geheimen Wahlrecht durch Stimmzettel, der — 
dem Reichstagswaählgeſetz und den Geſetzen ſüddeutſcher Bundes— 
ſtaaten im Wahlkuvert in eine verſchloſſene Wahlurne gelegt 
wird (ſ. Geheimes Stimmrecht), während z. B. bei den preußiſchen 
Landtagswahlen die Stimmen öffentlich zu Prototoll abgegeben 
werden. Beim Neichstagswahlrecht gilt als gewählt, wer 
mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen auf ſich vereinigt 
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bat; ijt dies bei feinem Kandidaten der Fall, jo folgt eine zweite 
engere Wahl (Stichwahl) zwijchen den beiden Kandidaten mit 
den böchiten Stimmenzahlen; bei Stimmengleichheit entjcheidet 
das 208. Man jpricht von „Falfchen Stihwahlen“ dann, 
wenn durch Nichteinigung zweier benachbarten Parteien feine 
diejer Parteien, obwohl jie zuſammen die Mehrheit haben, den 
Wahlkreis erhält, jondern eine gegnerijche Partei. Sind z.B. in 
einem Wahlkreis drei Parteien vertreten: Konjervative, Sozial: 
demofratie, Fortichrittliche Volkspartei, und erhalten ſie in diejer 
Reihenfolge Stimmen, jo jcheidet die Fortichrittliche Bolkspartei 
aus der Stichwahl aus; wenn nun die Wähler der Volkspartei 
ihre Stimmen nicht den Sozialdemokraten geben wollen, jo fällt 
der Wahlkreis an den Konjervativen, obwohl die Mehrheit der 
Wähler den oppojitionellen Barteien angehört. In Bayern gilt 
als gewählt, wer im eriten Wahlgang mehr als ein Drittel der 
abgegebenen Stimmen auf ſich vereinigt hat. In Württemberg 
gilt für den eriten Wahlgang die abjolute Mehrheit wie beim 
Neichstagswahlrecht, Dagegen iſt der zweite Wahlgang feine Stich- 
wahl wie dort, jondern ein neuer Wahlgang für ſich, an dem die 
jeitherigen und neue Kandidaten teilnehmen können. Gewählt iſt 
dann der Kandidat, der relativ die meilten Stimmen hat (vo= 
manijches Wahlverfahren). — Über Fri und Termin- 
wablen, j. Friſtwahlen. — Die Wahlen werden für den Reichstag 
und die Yandtage nach Wahlfreijen (397) vorgenommen (über die 
ungerechte Wahlfreiseinteilung im Neich vergl. den Artikel 
„Reichstag”), und zwar nach einer rein geographiichen Ver— 
teilung, bei der auf je 100000 oder weniger Einwohner ein 
Abgeordneter fommt. Beim Verhältniswahliyijtem (ſ. d.) 
müſſen die Wahlkreife in dieſem Sinne wegfallen und an ihre 
Stelle entweder ein ganzes Land (Kleinerer Bundesitaat) oder 
Zandesteile (Provinzen, Kreife) als Landeswahlbezirfe treten. — 
Die wichtigiten Wahlrechtsreformen der neueren Zeit jind die 
der ſüddeutſchen Staaten (j. oben), die ihnen das allgemeine Wahl- 
recht, ähnlich dem zum Reichstag, brachten, die ſächſiſche Wahlreform 
mit ihren plutofratischen Bejchränfungen, die öſterreichiſche, Die eben- 
falls das allgemeine Wahlrecht brachte; nicht zuſtande gefommen 
it die oft verjuchte Reform des preußiſchen Wahlrecht, da am 
Wideritand der Konjervativen jede fortjchrittliche Änderung un- 
möglich wird. Bergl. „Wahlrechtsreform in Preußen“ und „Heljen“. 

Wahlperiode, j. Legislaturperiode. 

Wahlproteſt, Anfechtung der Wahl eines Abgeordneten, die 
bei Reichstagsmandaten jpätejtens 10 Tage nach Zujammentritt 
des Neichstags, bei Nachwahlen mit derjelben Friſt nach Feit- 
jtellung des Wahlrejultats erfolgen und die Gründe und die Be- 
weismittel enthalten muß. 
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Wahlprüfung. Im Reichstag werden die Wahlen in jieben 
Abteilungen auf ihre Gültigkeit geprüft; wird dieſe von einer 
Abteilung angezweifelt, liegt ein Wahlprotejt (j. oben) vor, oder 
erheben 10 Mitglieder der Abteilung irgend einen Einwand da— 
gegen, jo befaßt jich die Wahlprüfungsfommijjion des 
Reichstags (14 Mitglieder) mit diejer Wahl, und das Plenum 
des Reichstags enticheidet dann über Gültigkeit oder Ungültigfeit 
des Mandats. 

WBahlrehtsreform in Preußen; Als Erfüllung eines in der 
Thronrede von 1908 gemachten Berjprechens brachte am 4. Febr. 
1910 Minifterpräfident Bethmann Hollweg eine Reformvorlage 
zur Anderung des preußijchen Landtagswahlrechts ein, die unter 
Feſthaltung an dem Dreiklajjenwahlrecht zwar die indirekte Wahl 
der Abgeordneten durch die direkte erjegte, die Dffentlichkeit der 
Wahl aber beibehielt. Ferner jchlug die Vorlage, um die pluto- 
fratifchen Wirkungen des geltenden Wahlrechts abzujchwächen, die 
jogenannte „Maximierung“ vor, d.h. bei Zufammenzählung 
der Steuerjummen jämtlicher Steuerpflichtigen (vergl. Dreiklafjen- 
wabhlrecht) jollten Steuerbeträge über 5000 ME. nicht mehr mit- 
gerechnet werden. Dazu jollten Zeute mit Abiturienteneramen, 
Abgeordnete, Mitglieder von GSelbjtverwaltungstörpern, Leute, 
die jeit 15 Jahren den Berechtigungsichein zum Einjährig-Frei— 
willigendienit haben (jog. „KRulturträger“) uff. in die nächjthöhere 
Wählerklaſſe aufiteigen. Durch Konjervative und Zentrum wurde 
die Vorlage ftark verändert: ſie bejchlofjen Beibehaltung der in- 
direften Wahl, wobei die Wahlmänner geheim, die Abgeordneten 
öffentlich gewählt werden jollten, die Marimierungsfumme wurde 
von 5000 ME. auf 10000 ME. erhöht, nur Abiturienten mit 12: 
jährigem Beſitz des Abiturientenjcheins jollten von der 3. in die 
1. Klaſſe aufjteigen, die übrigen „Kulturträger“ wurden bejeitigt. 
Bon den Nationalliberalen war beantragt worden, die „Dritte- 
lung” (vergl. Dreiklafjenwahlvecht) nach der ganzen Gemeinde 
(wie vor 1899) ftatt nach den Urmwahlbezirkten vorzunehmen, der 
Antrag wurde jedoch abgelehnt. Im Herrenhaus wurde ein dem 
nationalliberalen Antrag entgegentommender Bejchluß unter gu 
ftimmung der Negierung gefaßt, im Abgeordnetenhaus wurden 
aber am 27. Mat alle Anträge (auch die auf Heritellung der 
früheren Bejchlüffe) abgelehnt, worauf Bethmann Hollweg die 
Vorlage zurückzog. 

Wahlverein der Fiberafen, Bezeichnung für „Freilinnige 
Vereinigung“, ſ. dort. 

Wahlvergehen jind die Verhinderung eines Wahl- 
berechtigten an der Ausübung feines Wahlvechts, Fälſchung 
des — Dad AR ME und Bejtechung von Wählern (Stimmen- 
fauf); alle dieje Delikte werden mit Gefängnis bejtraft, 
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Wahrhaft ruffifhe Leute, echt ruſſiſche Leute, eine politische 
Vereinigung Rußlands nationaliftiichen Charakters mit reaftio- 
nären und vorab antijemitiichen Tendenzen; man jchreibt ihnen 
bejonders in der rufftichen Nevolutionszeit 1904—1906 eine rück 
jichtslofe und graufame Tätigkeit zu, die ſich bejonders auch bei 
den Sudenverfolgungen (ſ. Pogrom) zeigte. 

Währung, die geießliche Feitlegung des Wertes der Münzen 
als gejeglicher Zahlungsmittel und dann das Wertverhältnis 
zwijchen Gold und Silber. Bei der einfachen Währung 
fommt nur ein Metall für die Ausprägung in Betracht, 3. B. 
Silber in Deutichland bis 1873, in China bis in die neuejte 

eit; Die daraus geprägten Währungsmünzen waren gejegliche 

ahlungsSmittel, während für Goldmünzen fein Annahmezwang 
und damit ein jchwanfender Kurs bejtand. Bei der Gold— 
währung wird die Währungsmünze aus diefem Metall geprägt, 
und für Silber bejteht dann fein oder ein begrenzter Annahme: 
zwang (Deutiches Reich bis zu 20 ME). Die Doppelwährung 
ſ. d.) fennt Münzen aus beiden Metallen und beide als gejeßliche 

ahlungsmittel. Sit neben der Währungsmünze noch eine andere 
Münze im Umlauf, wie der frühere Taler, jo hat man hinkende 
Währung; Bapierwährung kritt ein, wenn Papiergeld in 
großer Menge als gejegliches Zahlungsmittel ausgegeben wird. — 
Heute herricht die Goldwährung im Deutjchen eich (ſeit 
Berichwinden des alten Talers) als reine Goldwährung, vorher 
„hinkende“ Goldwährung; ferner in England und den großen 
engliichen Kolonialländern, wie Kanada, Auſtralien, Kapfolonie, 
— ferner in Braſilien, Chile, Perſien, Portugal, ferner in 

jterreich-Ungarn ſeit 1892, in den Niederlanden, Dänemark, 
Schweden, Norwegen, Rußland, Japan, Nordamerika jeit 1900 
und Mexiko. Doppelwährung erijtiert in den Ländern der La— 
teiniischen Münzfonvention (ſ. dort), ferner in Spanien, Rumänien, 
Bulgarien, Serbien, zum Teil freilich als hinfende Währung, da 
der gejegliche Zuſtand fajt nirgends ganz rein durchgeführt ijt, jo 
in Frankreich, wo die Goldmünze Währungsgeld wurde. Silber: 
währung hat, wie jchon erwähnt, bis in die neuere Zeit nur 
China. — Die Währungsfrage, d. h. welche Währung wirt— 
Ichaftlich vorzuziehen jei, hat jeit dem infolge übergroßer Pro- 
duktion jo ſtark gefallenen Silberpreis größte Bedeutung erlangt. 
Das Sinken des Silberpreifes berührt die Goldwährungsländer 
gar nicht oder wenig, dagegen die Länder mit viel Umlaufsgeld 
von Silber, die im internationalen Verkehr, da er Silber nur 
nach dem Metallwert anrechnet, mit Gold bezahlen müfjen. Des: 
halb iſt das Bejtreben aufgetreten, diefen Nachteilen, die für die 
Doppelwährungsländer aus dem Sinken des GSilberpreijes er— 
wuchſen, durch internationale vertragliche Einführung der Doppel- 
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währung in den Hauptländern zu begegnen (Bimetallismus) 
und jo das Preisverhältnis zwijchen Gold und Silber unveränder- 
lich (gleich 1: 15,5, wie bei der Lateinifchen Münzfonvention, wie— 
wohl der Silberpreis inzmwijchen um daS Doppelte gejunfen iſt) 
zu gejtalten. Dann fönnten durch die Ausfuhr des teureren Me- 
tall8 nicht mehr wie heute Gewinne erzielt werden. Cine jolche 
internationale Vereinbarung it aber faum zu erwarten, jchon 
wegen England, das als Goldwährungsland Wideritand leitet, 
und auch weil nur die Länder mit jtarfer Silberproduftion von 
diefer fünjtlichen Silberpreiserhöhung gewinnen würden. Das 
jtiegreiche Fortjchreiten der Goldwährung hat dem Bimetallismus 
jeine Ausjichten noch mehr geraubt. Cr gehört in Deutjchland 
zu den Vrogrammforderungen der Konjervativen und des Bundes 
der Landwirte. 

WBaifen- und Witwenverforgung, j. Witwen: und Waijen- 
verjorgung. 

Walde, Fürſtentum mit 1121 qkm und 61 723 Einwohnern. 
Berfaffung ſeit 1852. Die 15 Abgeordneten des Landtags werden 
in allgemeinen, direften Wahlen auf 3 Jahre gewählt. Die 
innere Verwaltung ijt durch Vertrag jeit 1868 auf Preußen 
übergegangen, das ſie durch einen Landesdirettor wahrnehmen 
läßt. Die unteren VBerwaltungsbehörden jind die Kreisämter. 

Bali, Titel der türkiſchen Provinzial (Wilajet) - General: 
gouverneure. 

WBall-Htreet, Straße in London, in der die Hauptbanten 
ihren Sit haben; daher wird Wall-Street in übertragenem Sinn 
auch als Bezeichnung für die Bank- und Finanzwelt Londons 
und damit Englands überhaupt gebraucht. 

WBalzende Güter, j. Seichlojiene Güter. 

Wanderarbeitsftätten jind Anitalten, in denen Bejchäftigungs- 
(oje, die auf der Wanderjchaft jind, Arbeitsgelegenheit und gegen 
Arbeitsleiftung Unterkunft und Verpflegung finden. Die Wandern: 
den müſſen aber ganz bejtimmte Wanderjtrecen innebalten. In 
Deutjchland find W. als Abhilfe gegen Bettel und Landjtreicherei 
von Kommunalverbänden eingerichtet worden, zumeilen auch mit 
Unterftügung aus privaten Mitteln. 

WBanderlagerfteuer, bundesitaatliche Belteuerung von Ge: 
werbebetrieben im Umberziehen, die ausgeübt werden fern vom 
eigentlichen Wohnfit des Unternehmers, und die den ortsanfälligen 
Semwerbetreibenden und Detailtaufleuten Schaden zufügen; den 
Wanderlagern gleichgeftellt find binfichtlich der bundesitaatlichen 
(zum Teil auch fommunalen) Bejteuerung die Wanderauftionen, 

Warenhansflener, j. Umjabiteuern. 

Warenkredithänfer, 1. Abzabhlungsgeichäfte. 

Warrants, Yagericheine, 
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W8arfezeit, ſ. Karenzzeit. 

Waſſerkopf, verächtliche Bezeichnung des wirtſchaftlichen Vor: 
orts eines beſtimmten Gebiets, Landes, Bundesſtaats, einer Pro— 
vinz uſw. mit dev Nebenbedeutung einer dem übrigen Land gegen— 
über ungerechtfertigten ſtaatlichen Bevorzugung. 

Waſſerrecht, derjenige Teil des öffentlichen Rechts, der die 
Benützung und den Schutz der fließenden und ſtehenden Gewäſſer 
umfaßt. Wichtig find daraus bejonders die Nechte an Quellen, 
die dem Gigentümer des Grund und Bodens, auf dem die Quelle 
entipringt, zujtehen, im Hinblick auf die moderne Waſſer— 
verjorgung großer Städte, ferner die Unterjcheidung zwijchen 
öffentlichen und Privat-Flußläufen wegen der privaten oder 
Staatlichen Ausnüßung der Waſſerkraft und der Stromunter: 
baltungspflicht. Das Wafferrecht unterjteht der einzeljtaatlichen 
Geſetzgebung in privat wie in öffentlichrechtlicher Hinficht, ab— 
gejehen von der Frage der Schiffahrtsabgaben (I. dort). 

Wafferftiefler, ſ. Freiſinnige Partei. 

Wechſel, eine Urkunde, wodurch der Ausiteller (Trajjant) 
fich zur Zahlung einer gewiljen Summe zu einer bejtimmten Zeit 
(Berfallzeit) an eine bejtimmte Perſon (Nemittent) entweder 
jelbit verbindlich macht (Spla= oder trocdener Wechjel), oder 
einen Dritten (Traſſat, bezogenen) mit diejer Zahlung beauf- 
tragt (Tratte oder gezogener W.). Der Bezogene wird Accep— 
tant, nachdem er den Wechjel angenommen, d. bh. jich zur 
Zahlung jeinerjeits durch einen Vermerk auf dem Wechjel jelbit 
verpflichtet hat. Dies gejchieht gewöhnlich dadurch, daß der Be— 
zogene jeinen Namen oder jeine Firma auf die VBorderjeite des 
MWechiels (quer) jchreibt. Der Wechjel it durch Indojjament 
(Giro) begebbar, d.h. er fann an Zahlungsitatt weitergegeben 
werden. Die gerichtliche oder notarielle Urkunde über Verwei— 
gerung der Zahlung eines Wechjels heißt Wechjelprotejft. — 
Zur Schaffung eines internationalen Wechſelrechts (wie Sched- 
rechts) hat 1910 eine Staatenfonferenz im Haag einen VBorentwurf 
ausgearbeitet, der auf einer zweiten Konferenz endgültig feitgeitellt 
werden ſoll. 

WBedhfelftempelftener, Stempelabgabe des Deuſchen Reichs auf 
Wechiel, 1879 eingeführt. Bei der Neichsfinanzreform 1909 wurde 
zu der bisherigen Steuer (10 Pfg. bis 50 Pfg. von einer Wechjel- 
Jumme bis zu 1000 ME., von da an für jedes angefangene Taujend 
50 Pig.) für langfriitige Wechiel, d. h. ſolche, die eine längere als 
3monatliche Umlaufszeit haben, eine weitere Abgabe in der 
gleichen Höhe eingeführt. 

Wehrſteuer. Bei der Neichsfinanzreform 1906 wurde als 
eine der vielen Griaßjteuern während der Kommijjtonsberatung 
auch die jchon 1881 vom Reichstag einſtimmig abgelehnte Reichs: 
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wehrſteuer vorgeſchlagen als Ausgleich zwiſchen den Deutſchen, 
die Militärdienſt leiſten, und denen, die freibleiben. Zugleich ſollte 
ſie Verwendung finden zur Veteranenverſorgung. Die Wehr— 
ſteuer beſtand früher in Bayern, wo ſie wenig beliebt war, ſowie 
in Württemberg, und bejteht noch in der Schweiz, in Djter- 
veih und Frankreich, in allen drei Ländern als Kopfiteuer, 
in Djterreich in 14 Klajjen von 1—100 fl. erhoben, während in 
der Schweiz zur Kopfiteuer noch eine Berinögens- und Einfommen- 
jteuer von 1'/s °Jo tritt; die Kopfiteuer beträgt in Frankreich und 
der Schweiz 6 Franken jährlich, dort bis zum Übertritt in Die 
Pr und hier bi3 zum 32. Zebensjahre, und big zum 44. die 
Hälfte. 

Wehrfuftem, ſ. Heere. 

Weihbiſchof, j. Suffraganbijchöfe. 

Weingeſetz (Neichsgejege von 1892, 1901 und 1909). Schon 
1879 wurde durch das Nahrungsmittelgejeg der Weinfälſchung 
(Weinpantjcherei) zu begegnen gejucht, indem die Verwendung 
gejundheitsjchädlicher Stoffe mit Strafe bedroht wurde. Das 
MWeingejeg von 1892 verbot eine Reihe von Stoffen bei der Wein- 
bereitung und den Vertrieb des damit hergejtellten Weins — Kunſt— 
meins —, das Gejeg von 1901 verjchärfte dieje Verbote von Surro— 
gaten und das neue Weingejeg von 1909 jchreibt in noch umfaſſen— 
derer Weiſe vor: Der Berjchnitt ijt gejtattet (aber nicht mit Süd- und 
Süßmeinen bei anderem weißem Wein); inländilcher Wein darf 
gezucdert werden von der Weinleje bis Jahresſchluß und vom 
1. Oftober bis 31. Dezember bei ungezuderten Weinen früherer 
Jahrgänge, aber nur innerhalb der Weinbaugebiete; Surro— 
gate bei der Kellerbehandlung find nur im notwendigiten Um— 
fang geitattet; gezucerte Weine dürfen nicht als reine verkauft, 
geographijche Bezeichnungen nur zur Kennzeichnung der Herkunft 
verwendet werden; Berjchnittweine dürfen nur dann nach einem 
Anteil allein benannt werden, wenn dieſer überwiegt; Wein 
nachzumachen iſt verboten; bei Schaummein muß das Land 
genannt werden, wo er auf Flaſchen gefüllt wurde. Zu diejen 
ejonders im Intereſſe der Weinkonjumenten, aber auch der Pro— 
duzenten und des reellen Weinhandels erlajjenen Geſetzesvor— 
Ichriften find noch weiter angeordnet: die Führung von Keller: 
büchern, Faßlagerbüchern, Weinlagerbüchern jeitens dev Winzer 
und Weinhandlungen (Buchführungspflicht), ferner jeitens 
der Sejchäftsvermittler, von Weinbüchern jeitens der Schankwirte 
und aller Detailverläufer von Wein, jowie von Kontrollbüchern 
bei der Zuckerung ujw. Die Beobachtung des neuen Weingejeßes 
it den Behörden und den zu ihrer Unterjtügung in allen Teilen 
des Neichs im Hauptamt bejtellten Sachverjtändigen —— 
dieſe haben das Recht der Kellerkontrolle, Bücherdurchſicht 
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und Weinprobe-Entnahme, während die Kellereibejiger und ihre 
Beauftragte zur Auskunft an die Nahrungsmittelpolizei und die 
Sachverständigen verpflichtet find. Den Sachveritändigen ijt Ver- 
chwiegenbeit über die zu ihrer Kenntnis gelangten Gejchäfts- 
und Betriebsgeheimnilfe (außer im Anzeigefall) zur Pflicht ge- 
macht. Die Verlegung des neuen Weingefeges iſt mit Gefängnis: 
itrafe bis zu 6 Monaten oder mit Geldftrafe bis 3000 ME. oder 
mit beidem bedroht, bei den leichteren Delikten mit Gelditrafe 
bis 600 ME. oder mit Haft bis zu ſechs Wochen und im Fall 
der Fahrläjligleit mit Gelditrafe bis 150 ME. oder mit Haft. Da: 
neben fann in einzelnen Fällen auf Einziehung und auf Bernich- 
tung der gejegmwidrig behandelten Getränke und der dazu beſtimm— 
ten ee erfannt werden. Das Gejet trat am 1. September 1909 
in Kraft. 

Weinftener. Gin Neichsweinjteuergejet war 1893 
gejcheitert und wurde bei der Reichsfinanzreform 1906 vom Ab— 
geordneten Graf Kanig in der Kommijltonsberatung als Erſatz— 
ſteuer vorgejchlagen; die Steuer jollte 10 ME. pro hl betragen gegen 
eine 15% Wertjteuer im Jahr 1893. Der Antrag wurde auch 
1906 nicht verwirklicht. Dagegen brachte 1909 bei der legten 
Reichsfinanzrefornm die Regierung jelbit einen Gejegentwurf, der 
eine Flaſchenwein-Steuer einführen wollte, und zwar mit 
5 Big. für jede Flaſche und mit einem Zujchlag von 10 Pfg. bis 
3 ME. bei Preislagen von 1—20 ME. pro Flajche. Ein fonfer- 
vativer Antrag wollte hierauf eine allgemeine Weinjteuer herbei- 
führen, der Untrag wurde aber von einer eigens hiezu eingejegten 
Subfommijjtion als unausführbar bezeichnet, dagegen wurden 
Borjchläge für eine etwaige Flajchenweinjteuer gemacht und ebenjo 
für eine Steuer auf alfoholfreie Getränke. Schließlich wurde 
aber die Weinjteuer vom Plenum des Reichstags abgelehnt 
und nur eine Erhöhung der Schaummeinjteuer (ſ. d.) beſchloſſen. — 
AUS Landesjteuern werden Weinjteuern oder ähnliche Abgaben 
innerhalb des Reichs nur noch erhoben von Württemberg, 
Badenund Eljaß-Lothringen; in Heſſen wurden jie 1900 
aufgehoben. In Württemberg wird jte als Schanfiteuer (f. d.) 
mit der jogenannten Wirtjchaftsabgabe (Umgeld) erhoben, in 
Baden als Weinafzife (3 Pig.) und als Ohmgeld (2 Pfg.), im 
Reichsland als Berjanditeuer (1,50 ME. für 100 Liter). — Sn 
Frankreich wird die Weinjteuer mit 1,50 Frs. pro 100 Liter 
erhoben und jpielt eine wichtige Rolle im Staatshaushalt. 

Weißbuch, j. Blaubuch. 

Weißes Haus, das Wohngebäude des Präfidenten der Ver— 
einigten Staaten von Nordamerifa in Walhington, dann auch 
Bezeichnung für die Regierung diejer jelbit. 

Weißes Kreuz, ein in England errichteter Bund zur Be— 
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fampfung der Unjittlichkeit, der in Nordamerika, der Schweiz, 
Frankreich und auch in Deutichland Verbreitung gefunden hat. 

Weiße Bäter, die Miljtonare Unjerer lieben Frau von Afrika. 
Ihr Tätigfeitsgebiet ijt vor allem Nordafrifa und das Seengebiet 
Innerafrikas. Sie bejigen vier deutſche Pflanzichulen. Es gibt 
auch Mifftonsichweitern (Weiße Schweitern). 

Belfen, Name für die deutjch- hannoverjche NRechtspartei, 
die nach der Ginverleibung Hannovers in Preußen entitand 
und die Wiedererrichtung des Königreichs Hannover verlangt. 
Ihr politifches und moirtichaftliches Programm iſt das einer 
fonjervativ-mittelitändlerifchen Partei. Die Mitglieder hojpitieren 
zum größten Teil beim Zentrum. — Bon ihnen unterjcheidet jich 
die gemäßigte braunjchweigtich-welfifche Partei. 

WBelfenfonds umfaßt das Vermögen der Welfendynaitie ſowie 
die 48 Millionen, die urjprünglich dem König Georg V. von 
Hannover nach dem Bertrage vom 29. September 1867 als Ab— 
findung ausbezahlt werden jollten, dann aber wegen der welftjchen 
Umtriebe und der Errichtung der Welfenlegion einbehalten wurden. 
Die Zinfen des Fonds, der von einer bejonderen preußijchen 
Kommiſſion in Hannover verwaltet wurde, dienten zur Bekämpfung 
der Welfen in der Preſſe ꝛc. (Reptilienfonds, ].d.). Nachdem 
der Herzog von Cumberland 1892 in einem Brief an den Kaijer 
Wilhelm alle feindjeligen Abjichten bejtritten hatte, wurde ihm 
das Kapital von 60 Millionen ausbezahlt. 

Weltgeiſtliche (Welt, Laienprieiter), Geijtliche, die feinem 
Orden angehören. 

WBeltpoftverein. ine internationale Vereinbeitlichung der 
Poſten wurde jchon früh angeregt, aber exit die Denkſchrift des 
ſpäteren Staatsjelretärs des deutſchen Reichspoſtamts Stephan 
über einen allgemeinen Bojtlongreß führte zum — 
eines ſolchen in Bern 1874; auf ihm wurde der allgemeine Poſt— 
vereinsvertrag vom 9. Oktober 1874 geſchloſſen. Nach dieſem 
Vertrag bilden die angeſchloſſenen Staaten ein einheitliches Poſt— 
gebiet und gewähren jich volle Freiheit des Tranfitverfehrs, 
mäßige Tranjitgebühren und ein nahezu einheitliches Porto für 
den Brief, Boitlarten:, Druclfachen- und Warenprobenvertehr. 
In Bern wurde ein internationales Bureau unter Leitung der 
Schweizerifchen Bojtverwaltung errichtet. Heute gehören alle 
Staaten mit Ausnahme Zentralafrilas und des Innern Chinas 
dem Weltpojtverein an. Der jetzt geltende Weltpojtvertrag 
(abgejchloffen zu Nom am 26. Mat 1906 und in Kraft ſeit 
1. Oftober 1907) brachte eine erhebliche Berbilligung des Welt: 
portos durch AUbjtufung des Briefgewichts von 20 zu 20 g (bi8- 
ber 15 g) und Feitiegung des Portos für die erviten 20 g auf 
25 Ets. (20 Pig.) und für jede weiteren 20 g auf 15 E&ts. (10 dfg.). 
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Auch Tonitige Grleichterungen wurden eingeführt. Neben dem 
MWeltpoftvertrag beitehen noch beiondere Abkommen, an denen 
nicht jämtliche Vereinsſtaaten beteiligt find, über Wertjendungen, 
Boitanmweilungen, Poſtpakete und Bojtaufträge, Zettungsverjand. 

Werkloßn, ſ. Lohnſyſtem. 

Wertpapiere, Schuldurkunden, die nicht bloß Beweiskraft 
haben, ſondern ein Schuldverhältnis ſelbſt bedingen. Dadurch, 
daß die Wertpapiere alſo eine Schuld auch ohne einen Schuld— 
grund begründen, erhalten ſie eine große Umlaufsfähigkeit und 
Iptelen eine große Nolle in der heutigen Volkswirtſchaft. Site 
jind entweder Geldpapiere, und zwar entweder jolche Baptere, 
die formlos übertragen werden können (Banfnoten, Papiergeld, 
Snhaberpapiere), oder auf den Namen ausgejtellte jogenannte 
Namenpapiere, die Durch Zeſſion oder Umschreibung in ein Schuld- 
buch übertragen werden können, oder aber Drdrepapiere, wie der 
Wechjel, die durch Indoſſament übertragen werden. Oder e3 find 
Warenpapiere (Lagericheine, KRonnofjemente, Bojtmarfen), die 
Anjprüche auf beitimmte Waren oder Leitungen geben. 

Wertzoll, ſ. Zölle. 

Wertzuwachsſteuer, eine Sonderſteuer auf die Wertſteigerung 
des bebauten und unbebauten Grund und Bodens beim Beſitz— 
wechſel. (Eine beſondere Urt iſt die Bauplatzſteuer, die die 
Wertſteigerung von Bauplätzen in den Städten treffen ſoll). Die 
Steuer ſoll vor allem der Allgemeinheit Anteil an den un— 
verdienten, großen Gewinnen geben, die durch den Monopol— 
charakter des Grund und Bodens und durch die von der All— 
gemeinheit geſchaffenen Einrichtungen einzelnen zufallen, „un— 
verdienter Wertzuwachs“ („inearned increment“). Ihre 
Einführung wurde nach engliſchem Vorbild beſonders lebhaft 
von den Bodenreformern verlangt. Die Steuer eignet ſich ihrem 
ganzen Charakter nach beſonders zur Beſteuerung in den Ge— 
meinden und Kolonien. Sie wurde auf deutichem Boden zuerit 
eingeführt für den Landerwerb im deutſchen Kiautjchougebiet, 
wo der Käufer von Ländereien ſich verpflichten mußte, 33"/s %o 
des bei Wiederveräußerung erzielten Gewinns an das Gouverne- 
ment abzuliefern. Außerdem behielt jich das Gouvernement vor, 
Grundſtücke, bei denen innerhalb 25 Jahren ein freiwilliger Be— 
ſitzwechſel nicht eingetreten war, nach ihrem Wert zu bejteuern. 
In Preußen wurde durch das Kommunalabgabengejeg von 1893 
und das Geſetz von 1906 den Gemeinden und Kreilen die Er— 
bebung der Wertzumwachsiteuer ermöglicht. Davon hat zuerit 
ri a. M. Gebrauch gemacht. Auch Heſſen hat 1907 den 

emeinden das Necht zur Einführung der Wertzumachsiteuer 
gegeben. Bet der Reichsfinanzreform von 1909 ſchlug die Rumpf— 
kommiſſion die Einführung einer Reichswertzuwachsſteuer 
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vor, jie wurde zunächſt angenommen, in dritter Lejung aber ein- 
ſtimmig abgelehnt und durch einen Antrag Wejtarp (fonf.) erjegt, 
ver bis zum Jahre 1912 die Einführung einer Reichsabgabe von 
der unverdienten Wertiteigerung bei Grundſtücken (Zuwachsſteuer) 
mit einem Sahresertrag von mindejtens 20 Millionen Mark ver- 
langte. Das auf Grund dieſes Antrags bejchlojjene Gejeg vom 
14. Februar 1911 unterwirft inländijche Grundſtücke beim Eigen- 
tumsübergang (außer bei Erwerb von Todeswegen, Schenkung, 
Begründung und Aufhebung ehelicher Gütergemeinjchaft, bei Er— 
mwerb von Eltern und Großeltern 2c.) einer Steuer auf den Wert: 
zumwachs, d. h. den Unterſchied zwiſchen Erwerbs- und Veräuße— 
rungspreis. Steuerfrei bleiben unter Vorausſetzungen bebaute 
Grundſtücke im Preis bis 20000 Mk., unbebaute bis 5000 Mk. 
Die Steuer beträgt 10° bei einer Wertſteigerung von nicht 
mehr al3 10° des Betrags, der ſich aus dem Crwerbspreis 
und den vorgejehenen Zu: und Abrechnungen zujammenjebt, und 
jteigt immer um 1° bis auf 30° bei einer Wertjteigerung 
von mehr als 290° diejes Betrags. Dieſe Sätze ermäßigen 
jich für jedes Jahr des für die Steuerberechnung maßgebenden 
Zeitraums, längſtens für 30 Jahre, um 1°% ihres Betrags. 
Bon dem Ertrag diejer Wertzumachsiteuer erhalten das Reich 
50 °o, der Bundesftaat 10°, die Gemeinde 40%. Außerdem 
fünnen die Gemeinden Zujchläge zur Reichsſteuer (nicht über 
30 0 der Wertiteigerung) erheben. Der jeitherige Grundſtücks— 
Umſatzſtempel (j. d.) von ”/s °o wird neben der Zumwachsiteuer 
zunächit bis 1. Juli 1914 forterhoben. 

Wefir, Titel der türkischen Staatsminiſter und anderer hoher 
MWürdenträgerr. Großmwefir, fo viel al Minijterpräftdent, 
Reichskanzler. 

Wettbewerb, ſ. Konkurrenz und Unlauterer Wettbewerb. 

Whigs, ſ. Tories und Whigs. 

Wickifiten, eine Richtung in der anglikaniſchen Kirche, die in 
ihr die immer mehr überhandnehmenden katholiſchen Ritusformen 
befämpfen will. 

Wiederaufnahmeverfahren im Strafprozeß, die nochmalige 
Verhandlung einer durch rechtskräftiges Urteil abgejchlojjenen 
Sache zur Aufhebung diejes Urteils. Die Bedingungen, unter 
denen ein Wiederaufnahmeverfahren jtattfinden fann, find in den 
88 399-413 der Strafprozeßordnung bejtimmt. Die im Wieder: 
aufnahmeverfahren Freigeiprochenen erhalten eine Entjchädigung. 
(S. Unfchuldig Verurteilte.) 

Wiedertäufer (Anabaptijten), chriftliche Selten, die die Kinder: 
taufe verwerfen und deshalb bei Neueintretenden die Taufe wieder: 
holen. Die Wiedertäuferbeweqgungen am Anfang des 16. Ye 
hunderts wollten das Reich Chriſti auf Erden, Gütergemeinjchaft uff. 
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Eine wiedertäuferiſche Bewegung führte zu den — Bauern— 
kriegen. Zahlloſe Wiedertäufer ſtarben den Märtyrertod, 

Wienerſtongreß, der in Wien nach dem Befreiungskrieg 1814 
zufammengetretene Kongreß von Vertretern aller europäijchen 
Staaten. Gr hatte einmal die Gebietsverhältniffe Deutichlands 
und der europäijchen Staaten wieder neu einzurichten und jodann 
die Verfallung Deutjchlands zu ordnen. Die Ordnung der Ver— 
faljung Deutichlands geſchah in der Bundesafte vom 8. Juni, 
die die Souveränität der einzelnen Bundesjtaaten feit- 
jeßte. Ferner wurde der Flußverfehr für ganz Europa als 
frei erklärt, über die Nechtsverhältnilje, Strompolizei ꝛc. jollten 
jich die Uferjtaaten einigen. Schließlich wurde der gute Wille 
zur Bekämpfung der Sklaverei und des Sklavereihandels aus: 
gejprochen. Die Bejchlüffe des Kongrejjes wurden in der 121 
Artikel umfafjenden Wienerkongreß- oder Schlußalte nieder- 
gelegt, die am 9. Juni 1815 von den Vertretern der Mächte mit 
Ausnahme des jpanijchen Vertreters unterzeichnet wurde, 

— (Bilajet), türkiſche Bezeichnung für Provinz, 

Wilde, ſ. Sraltion, 

Windhandel, verwerfliche Differenzgejchäfte, 

Bindthorfihünde, Dereinigungen (genannt nach dem Zentrums— 
führer Windthorft) zur politischen Ausbildung der Jugend im 
Sinne des Zentrums. Der erite Windthorftbund wurde 1895 ge- 
gründet, Die Bereine find im Berband der Windthorjtbünde 
zuſammengeſchloſſen. 

Wirtſchaftlicher Ausſchuß. Der „Wirtichaftliche Ausſchuß zur 
Vorbereitung und Begutachtung handelspolitiſcher Maßnahmen“ 
iſt im Jahr 1897 mit der Aufgabe gebildet worden, der Reichs— 
verwaltung für Entſcheidungen auf wirtſchaftlichem und handels— 
politiichem Gebiet als jachveritändiger, beratender und begut- 
achtender Beirat zu dienen. Seine Zujammenjegung erfolgt zur 
Hälfte aus VBorjchlägen der 3 Verbände, auf deren Unregung er 
zurüczuführen it, nämlich des Zentralverbands Deuticher Indu— 
jtrieller, des Deutichen Handelstags und des Deutjchen Land- 
mwirtjchaftsrats, zur andern Hälfte aus der Initiative des Reichs» 
fanzlers. Über diefe Zujammenfegung find aus den Kreijen der 
erportierenden Fertig-Induſtrien Klagen laut geworden, daß ihre 
Snterejien im Wirtjchaftlichen Ausjchuß nicht die erwünjchte Ver— 
tretung finden; es wurde im Reichstag darauf bingemwiejen, daß 
die Mitglieder des Wirtichaftlichen Ausſchuſſes fein Mandat ihrer 
Berufsfollegen haben, feine legalen Vertreter der deutſchen Erport- 
indujtrie jeien. Ferner wurde gewünjcht, daß der Wirtjchaftliche 
Ausichuß entweder durch eine größere Anzahl von Vertretern der 
Fachbranchen erweitert, oder das Vorjchlagsrecht der wirtjchaft- 
lichen Verbände auch über die 3 oben genannten hinaus und über 
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ihren prozentualen Anteil erweitert werden joll. Diejen Wünjchen 
it 1910 nur in ganz geringem Umfang entiprochen worden; der 
Wirtjchaftliche —E beſteht zur Zeit aus 48 Mitgliedern und 
8 Grjagmitgliedern. 

Birtfhaftliher Beirat im Neichstolonialamt, eine jtändige 
Kommiſſion Zur Unterſtützung der Kolonialverwaltung in wirt⸗ 
ſchaftlichen Fragen. 

Wirtſchaftliche Bereinigung hieß im deutſchen Reichstag eine 
Bereinigung ſchutzzöllneriſcher Abgeordneten 1879, eine ſolche 1893, 
und jeit 1903 eine Vereinigung von Agrariern (füddeutjchen), 
Deutjch- Sozialen und Ehritlich- Sozialen. Die Führer des Bundes 
der Landwirte figen nicht in der Wirtjchaftlichen Vereinigung, 
fondern bei den Konjervativen. Da in grundjäglichen und 
wichtigen Fragen die Abjtimmung der Mitglieder der Bereinigung 
wiederholt nicht einheitlich war, heißt ſie bei den Gegnern Die 

„Kraut und NRübenpartei”. 

Birtfhaftsgenoffenfhaften, j. Senofjenjchaften. 

Birtfhaftskrifen, j. Handelskriſen. 

Birtfhaftsordnung, j. Sigentumsordnung. 

Birtfhaftsreformer, j. Ugrarier. 

Wiſſenſchaftlich humanitäres Komitee, ein Komitee, das, von 
der Auffafjung ausgehend, daß die —— die geichlecht- 
liche Neigung zu PBerjonen des nämlichen Gejchlechts) angeboren 
jei, für die Abjchaffung des S 175 des Reichsitrafgejegbuches 
agitiert. 

Wifwen- und Waifenverforgung. Cine Witwen und Waijen- 
verjorgung ohne verjicherungstechniiche Grundlagen gewähren 
Staat und Kommunen den Beamten, Geiftlichen, Offizieren, 
Lehrern, auch Arbeitern; ferner beitehen zahlreiche private Unter: 
ſtützungskaſſen zu diefem Zweck. Die eigentliche Witwen und 
Waijenverjicherung iſt dagegen bisher mehr eine private (Ber: 
ficherungsgejellichaften, industrielle Unternehmungen, Berufsor S 
nijationen) als eine öffentliche. Öffentliche Einrichtungen für 
Hinterbliebenenverlicherung jind die Knappſchaftskaſſen, die Raffen 
der Staatseijenbahnverwaltungen, jodann gehört bierher die 
Zahlung von Sterbegeldern bei der Krankenverficherung, von 
Sterbegeldern und Hinterbliebenenrente bei tödlichem Unfall bei 
der Unfallverficherung, endlich die Invaliden- Witwen: und 
Waijenverficherungstajje der Seeberufsgenofienichait. Über die ges 
plante Sinterbliebenenverjicherung der Privatbeamten 
vergl. Privatbeamtenbewegung. Eine allgemeine Witwen: und 
Waiſenverſicherung für die Arbeiter jollte nach der lex Trim— 
born (Zentrum) jpätejtens bis zum 1. Januar 1910 in Kraft treten, 
und Dazu nach S 15 des. Zolltarifgeieges vom 25. Dezember 1902 
ab die Mehrerträge der hoͤlle auf Roggen, Weizen, Mehl, Rind— 
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vieh 2c., die den im Durchichnitt der Jahre 1898 bis 1903 auf 
den Kopf der Bevölkerung entfallenden Nettozollertrag dieſer 
Produkte überfteigen, angelammelt und verwendet werden. Dieje 
lex Trimborn konnte jedoch mit Rückſicht auf die Neichsverfiche- 
rungsordnung und wegen des geringen Betrags der Mehrerträge 
nicht erfüllt werden, und jo wurde der Termin auf 1. April 1911 
verlängert, und als dann auch der gefammelte Fonds nur einen 
Kurswert von rund 46": Mill. ME. hatte, wurde der Termin 
abermals auf 1. Januar 1912 verjchoben. Mit der Einführung 
der NeichSverficherungsordnung it der Fonds für die bejchränfte 
Hinterbliebenenverficherung der Neichsverficherungsordnung (ſ. d.) 
zu verwenden. 

WBohlfahrtseinrihtungen, j. AUrbeiterwohlfahrtseinrichtungen. 

WBohnungsfrage. Die großen Gefahren, die die Verteuerung 
der Wohnungen, das Zulammendrängen der Wohnungen in eng 
aneinandergebauten, vieljtöchgen Mietskajernen, die Überfüllung 
hygienisch bedentklicher Wohnungen für das fittliche, gefundheitliche, 
geiitige und joziale Gedeihen der Bevölkerung mit ſich bringen, 
jtellen dem Staat, den Gemeinden und der freien Vereinstätigfeit 
mannigfache und jehwierige Aufgaben. Vor allem haben Die 
Baugejeggebung (durch Bauordnungen) und die Baupolizei eine 
durch rüchichtsloje jpefulative Ausnüßung des Grund und Bodens 
geichaffene, zu große Bebauungspdichtigfeit zu verhüten und die 
Heritellung hygienisch Ichädlicher und gefährlicher Wohnungen zu 
verhindern. Hand in Hand müljen aber damit Maßnahmen zur 
Grweiterung des Wohnungsangebots gehen, vor allem durch Er- 
richtung von Wohnungen jeitens des Staats, der Gemeinden, 
der großen PBrivatbetriebe für ihre Beamten und Arbeiter, jeitens 
gemeinnügiger Gejellichaften und Genojjenjchaften; ferner durch 
Ausbau der Verkehrsgelegenheiten (VBorortsvertehr, Vorortsitraßen- 
bahnen) mit billigen Tarifen in die Außenbezirfe; durch eine ver- 
nünftige Bodenpolitif; durch Hergabe von jtädtiichem Grund 
und Boden für öffentliche und private Bauzwede (nad) dem 
Vorbild von Frankfurt a.M., Um und Mannheim); durch finan- 
zielle und jteuerliche Förderung des Wohnungsbaus gemeinnüßiger 
Gejellichaften und Genojjenichaften (Kreditgewährung, Zins- 
garantie). Bejonders fürdern auch die Landesverjicherungs- 
anjtalten durch Gewährung von Darlehen den genofjenschaftlichen 
Wohnungsbau. Das Reich hat von 1901— 10 insgejamt ZI Mill. ME. 
zur Heritellung von Kleinwohnungen für Arbeiter und gering 
bejoldete Beamte als Darlehen gewährt. Dieje Steigerung des 
Wohnungsangebot3 muß ergänzt werden durch Ginrichtungen zur 
genauen Kenntnis des Wohnungsmarktes und zur Wohnungs: 
vermittlung. Die erite und ausgebildetite diejfer Ginrichtungen 
bejigt Stuttgart in jenem Wohnungsamt, das Wohnungs- 
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nachweiS auf Grund des Meldezwangs, Wohnungsitatijtif und 
MWohnungsinipektion vereinigt. Wohnungsnachmeije haben 
Köln, Elberfeld und andere Städte. Die Überwachung der be- 
jtehenden Wohnungen, die Feititellung von Mängeln und von 
überfüllung in Wohnungen iſt Sache der Wohnungsinipeftion, 
die in Deutjchland bejonders in Helfen und Württemberg, ferner 
in Bayern, Hamburg und einigen preußijchen Städten durch- 
geführt ift. Gejegliche Vorſchriften für die Bejchaffenheit der 
Wohnungen, für die Wohnungsinjpektion zc., mit denen England 
vorangegangen ijt, beitehen in Deutjchland nur in Hejjen und 
Hamburg. Die Forderung nach einem Reichswohnungsgejeß, das 
da8 Bewohnen ungejunder Wohnungen, zu Dichten Belag der 
Wohnungen verbieten und Behörden mit Zwangsgewalt zur Durch 
führung der gejeglichen Vorſchriften jchaffen joll, ijt bisher unerfüllt 
geblieben. Sie wird vertreten durch den Deutjchen Berein für 
Wohnungsreform, der durch Schriften und Unterfuchungen für 
eine Zöfung der Wohnungsprobleme arbeitet. Er veranjtaltet deutjche 
Wohnungskongreſſe. Der zweite fand vom 11.—14. Juni 1911 
in Leipzig jtatt. Vergl. auch den Artikel Baugenojjenjchaften. 

WBohnungsflener (Mietiteuer), eine direkte Aufwanditeuer, 
durch die die Bewohner eines Haujes oder einer Wohnung nach 
Maßgabe ihres zu Wohnzweden gemachten Aufwands bejteuert 
werden jollen. Erfaßt die Wohnungsiteuer auch die Gejchäfts- 
und Gewerberäume, jo erjcheint die Steuer als Zuſchlag zur 
Gewerbeiteuer. Die Wohnungsiteuer it als Steuer auf ein not- 
wendiges Lebensbedürfnis und wegen ihrer progrelitven Wirkung 
nach unten eine der bedenklichiten Steuerarten. Als Staatsjteuer 
fommt fie in Frankreich, England, Belgien und den Niederlanden 
vor, als Gemeindeſteuer vor allem in Öjterreich, wo jie eine 
Haupteinnahmequelle der Städte bildet (Zinstreuzer), während 
jie in Deutjchland im Abjterben begriffen tft. Nach dem preußijchen 
Kommunalabgabengejeg von 1893 ijt die Einführung neuer 
MWohnungsiteuern verboten, und die Yortdauer der bejtehenden 
an eine bejondere Genehmigung gebunden. 

Woiwod, jett vielfach die jlawijche Bezeichnung für höhere 
Wirrdenträger, Beamte und Offiziere. 

Wolfffhes Telegraphenburean, ein von dem Begründer der 
‚Nationalzeitung” Bernhard Wolff in Berlin geſchaffenes Nach- 
vichtenbureau, das von der preußijchen und andern deutjchen 
Regierungen zur Verbreitung politifcher Nachrichten benützt wird 
und alfo offizisien Charakter trägt. Wolff übt den Nachrichten: 
dienst in Deutichland, Skandinavien, Rußland und Öjterreich- 
Ungarn. Die übrigen Auslandsdepejchen bezieht es von Havas, 
der außer Frankreich und jeinen Kolonien Spanien und Italien 
bearbeitet, und Neuter, dem das Übrige Ausland zugemiejen ift. 
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WBormfer Ede, j. Wationalliberale Partei. 
uder. Das deutjche Neichsitrafgefegbuch (SS 302 a—d, 
eingefügt durch Gejeg vom 24. Mai 1880) erklärt es für Wucher, 
wenn jemand unter Ausbeutung der Notlage, des Leichtjinns 
oder der Unerfahrenbeit eines andern für ein Darlehen oder im 
Fall der Stundung einer Geldforderung fich oder einem Dritten 
Bermögensvorteile veriprechen läßt, welche den üblichen Zinsfuß 
dergejtalt überjchreiten, daß nach den Umjtänden des Falles die 
Vermögensvorteile in auffälligem Mißverhältnis zu den Leitungen 
jtehen. Der Wucher iſt mit Gefängnisitrafe bis zu 6 Monaten 
und zugleich mit Gelditrafe bis zu 3000 ME. bedroht. Auch kann 
auf Berluft der bürgerlichen Ghrenrechte erfannt werden. Noch 
ſtrengere Strafe tritt ein, wenn jemand ſich oder einem Dritten 
die wucheriichen Bermögensporteile verjchleiert oder wechjelmäßig 
oder unter Berpfändung der Ehre, auf Ehrenwort, eidlich oder 
unter ähnlichen VBerjicherungen oder Betenerungen verjprechen 
läßt, oder wenn der Wucher gewerbs- oder gewohnheitsmäßig 
betrieben wird. Die in einer jolchen mwucherifchen Abjicht ab- 
gejchlojjenen Verträge jind nichtig. Durch das Gejet vom 19. Junt 
1893 wurden die Strafbeitimmungen der SS 302a—d auf alle 
wucherijchen Rechtsgejchäfte ausgedehnt, die den nämlichen wirt- 
Ichaftlichen Zwecen dienen jollen wie ein Darlehen oder die 
Stundung einer Geldforderung. Sodann wird Die gemwerbs- 
und gewohnbeitsmäßige Bewucherung durch den jogenannten 
Sachwucher, 3. B. bei Kauf und Verkauf, bei Dienjtmiete, unter 
die nämliche Strafe geitellt wie der gewohnheitsmäßige Geld- 
wucher. Weiter wurde bejtimmt, daß jeder, der aus dem Betrieb 
von Geld- und Kreditgejchäften ein Gewerbe macht, dem Schuldner 
jährlich Rechnung zu legen hat bei Vermeidung einer Gelditrafe 
bis zu 500 ME. oder der Haft nebit Verlujt des Zinsanſpruchs. 
Und jchließlich wurde der gewerbsmäßige Betrieb der Biehpacht, 
des Viehhandels und des Handels mit ländlichen Grundjtücen 
in jene Gewerbe aufgenommen, die den Unternehmern zu unter- 
jagen jind, wenn ſich ihre Unzuverläſſigkeit herausitellt. 
Württemberg, Zonititutionelles, im Mannesſtamm erbliches 
Königreich mit 19512 qkm und 2435000 Einwohnern. Ver— 
faſſung jeit 1819, vielfach abgeändert, zuleßt 1906, nebjt neuem 
Wahlgejeg. Der Landtag beiteht aus Griter und Zweiter 
Kammer. In der Erſten Kammer haben zur Zeit Sib und 
Stimme: 4 Kgl. Prinzen (Herzöge), 20 Standesherren, 8 ritter- 
Ichaftliche Adelige, 6 vom König auf Lebzeiten ernannte Mit- 
glieder (hohe Staatsbeamte), 4 Vertreter der evangelijchen, 2 der 
fatholifchen Kirche, 2 von Handel und Induftrie, 2 von der 
Zandwirtichaft und 1 vom Handwerk und 2 Hochjchulprofefloren. 
Auch bier überwiegt wie in Sachjen und Preußen der Groß- 
Polit. Konverſations-Lexikon. 35 
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grundbejig. Für die Zweite Kammer gilt daS allgemeine, 
gleiche, geheime und direkte Wahlrecht; danach wählen die 63 
DOberamtsbezirte und ſechs jogenannte „gute Städte“ je 1 Ab- 
geordneten, ferner nach dem Proportionalſyſtem die Stadt Stutt- 
gart 6 und das ganze Land in zwei jogenannten Landeswahl- 
£reifen nach demjelben Syjtem 17, alſo insgejamt 92 Abgeordnete; 
die Dauer des Landtags beträgt 6 Jahre, zur Wahlberechtigung 
und zur Wählbarfeit muß das 25. Lebensjahr zurückgelegt jein. 
Neben dem Staat3minijterium bejteht bis jegt auch noch der 
Geheime Rat, deſſen Abjchaffung geplant it; jechs Minijterien 
(für Außeres, zugleich Verkehr, Inneres, Finanzen, Justiz, Kultus 
und Krieg) bejorgen die Landesverwaltung; beim Minifterium 
des Innern beitehen Zentraljtellen für Gewerbe und Handel und 
für die Landwirtjchaft. Als Mittelbehörden bejtanden bisher 
(nun ebenfalls zur Aufhebung vorgejchlagen) vier Kreisregierungen 
mit einem Negierungspräjidenten an der Spite. Die unteren 
Berwaltungsbehörden find die Oberämter (Vorjtand: Oberamt- 
mann); die Bezirk3-Steuerbehörde ijt das Kameralamt. Die 
Gemeindeverwaltung wird vom Gemeinderat und Bürger: 
ausjchuß, zwei von den Gemeindebürgern gewählten Kollegien, 
ausgeübt; an der Spie des Gemeinderats jteht der in allen 
Gemeinden ohne Unterjchied der Größe ebenfalls von allen Ge- 
meindebürgern gewählte Stadtjchultheiß, der in Landorten Schult- 
heiß genannt wird und in größeren Städten meijtens den Titel 
Opberbürgermeifter erhält. — Württemberg hält noch eigene Ge— 
jandtjchaften in Berlin und München, und am wiürttem- 
bergijchen Hof find akkreditiert Gejandte von Baden, Bayern, 
Großbritannien, Helfen, Preußen, Öjterreich-Ungarn und Ruß— 
land. — Ferner bat das Land eigene Gifenbahn- und Poſtverwal— 
tung wie auch eigene Militärverwaltung mit einem Kriegsminifter 
und jtellt das XIII. (Königl. Württ.) Armeekorps. 


V. 


Yankee, allgemein üblicher Spottname dev Nordamerikaner. 
— Yankee doodle, das frühere Nationallied der Nord 
amerilaner. 

Yeomanıy, engliiche Milizkavallerie, aus wohlhabenden Lands 
leuten und Pächtern gebildet, 

Yildiz-siosk, die Nejidenz des türkiichen Sultans in dev 
Ortſchaft Beſchiktaſch, nordsjtlich von Konjtantinopel; im übers 
tragenen Sinne wen Bezeichnung fir die türkiſche Regierung. 
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3. 


Bählkandidat, ein Kandidat bei politischen Wahlen, der jelbjt 
als ernithafter Bewerber um das Mandat nicht in Betracht fommt, 
fondern nur von jeiner Partei nominiert wird, um durch jeine 
Stimmen die Stärke der Bartei feitzuitellen. Eine Zählkandidatur 
fann aber auch darüber hinaus unmittelbar praftiiche Bedeutung 
gewinnen, wenn die um das Mandat ernithaft ringenden Par— 
teien annähernd gleich jtark find, jo daß bei einer Stichwahl auch 
die auf den Zählfandidaten gefallenen Stimmen den Ausjchlag 
geben fünnen. Als Zähllandidaten werden in der Regel die 
bervorragenditen PBarteiführer aufgeitellt, deren Namen eine be- 
ſondere Anziehungskraft ausüben. 

3ählung des Sanfes, eine Art dev Abjtimmung im Deutjchen 
Reichstag, die durch den fogenannten Hammeljprung (ſ. d.) gejchteht. 

Zahlungsbilanz (Handelsbilanz, Wirtjchaftsbilanz), ſ. Ausfuhr. 

Bankowiften (Brogrejititen, progreijive Liberale), Partei in 
Bulgarien nach dem früheren bulgarifchen Minijterpräfiventen 
Dragan Zankow, der ſtark zu Rußland neigte, panjlamiitifcher 
Agitator und der größte Feind Stambulows war. Die Zanfo- 
wiiten repräjentieren die rujjenfreundliche panjlamiitiiche Richtung. 

Bar, Titel der ſlawiſchen Herricher (Rußland, Bulgarien, 
Serbien). Weißer Zar, gleich unabhängiger Zar. 

Behnt, ein Grundzins, der meiſt aus dem zehnten Teil des 
Gutsrohertrags beitand. Die Bejeitigung der Zehnten, die ein 
Hauptbindernis des landwirtichaftlichen FortichrittS waren und 
deshalb im 19. Jahrhundert immer drücender wurden, war eine 
Hauptaufgabe der Bauernbefreiung. Die Zehnten wurden daher 
allenthalben mit den jonitigen NReallajten abgeldit. 

Beifgefhäft (Lieferungsgeichäft), ein Gejchäft, bei dem 
die Erfüllung in die Zukunft verlegt iſt (Gegenjag: Kajjageichäft). 
Die Zeitgejchäfte jind zur vollen Ausbildung gefommen durch 
die Börjen, und die jo entitandenen börjenmäßigen Zeitgejchäfte 
werden auch jchlechthin Zeit oder Termingejchäfte genannt. Vergl. 
Börſengeſchäfte. 

Zeitlohn, ſ. Lohnſyſtem. 

Zeitrente, ſ. Annuität. 

Zeitungsente, ſ. Ente. 

Zeitungsſtempel (Zeitungsſteuer), eine Aufwandſteuer auf das 
Halten und Leſen von Zeitungen, die in Deutſchland, Frankreich, 
England, Türkei und Oſterreich beſtand, aber jetzt in den meiſten 
dieſer Staaten aufgehoben iſt. 

Zelot, ein blinder Eiferer, beſonders in religiöſen Fragen. 
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3enfur (wörtl. Prüfung, Beurteilung). Mit dem Aufkommen 
der Buchdruderkunjt juchten weltliche und geijtliche Behörden 
jchärfer als früher Maßregeln gegen Weiterverbreitung gefähr- 
licher Schriften zu treffen. Das gejchahb durch Ausbildung 
der Bräventivzenjur, die es verbot, irgend ein Buch ohne 
vorherige Erlaubnis zu drucen. Dieje Präventivzenjur, die dem 
im modernen Staat anerfannten Recht auf freie Meinungs- 
außerung mwiderjpricht, wurde in England im 13. Jahrhundert, 
in Deutjchland erſt gegen Ende des 19. Zahrhundert3 bejeitigt. 
Die Karlsbader Beſchlüſſe hatten jogar eine verjchärfte PBräventiv- 
zenjfur eingeführt, und dieje erfuhr noch in den 30er Jahren eine 
weitere Verjchärfung. Erit 1848 wurde in den deutſchen Staaten 
die Zenjur aufgehoben, einzelne Bejchränkungen der Preßfreiheit 
blieben allerdings noch bejtehen. Dagegen hat das Reichspreß— 
gejeg vom 9. Mai 1874 nahezu ganz mit der Präventivzenjur 
aufgeräumt, und es blieben nur noch gewijje Repreſſivmaßnahmen 
zur Beitrafung und nachträglichen Bejeitigung eines Mißbrauchs 
der Prepfreiheit übrig. Vergl. Preßfreiheit. — Auch das 
Theater wurde einer Präventivzenjur unteritellt, die vor öffent- 
lichen Theateraufführungen die Manuſkripte der Theaterſtücke nach 
moralijchen und politifchen Gejichtspunften prüft und auf Grund 
diejer Prüfung die Aufführung ganz unterjagen oder wenigitens 
die Ausmerzung einzelner anjtößiger Stellen verlangen fann. Die 
Präventivzenſur bejteht heute noch fajt in allen deutſchen Bundes- 
jtaaten nahezu unbejchräntt, während jie beiſpielsweiſe in Frank— 
reich ſeit einigen Jahren aufgehoben iſt. Wegen der politijchen 
Engbrüjtigfeit und fünjtleriichen Verjtändnislojigfeit, mit denen 
die Zenſur auch hohe künſtleriſche Werte gejchädigt hat, wird die 
Bejeitigung der Theaterpräventivzenfur von den linksſtehenden 
politischen Parteien und dem Goethebund gefordert. 

Benfus, die Schäßung des Volkes nach dem Vermögen. Auch 
heute noch wird vielfach für politifche Nechte, befonders für das 
Wahlrecht, ein Zenjus, d. h. der Nachweis eines bejtimmten Ver— 
mögens oder Ginfommens oder einer bejtimmten Steuerleijtung 
gefordert. Zenſus bezeichnet auch eine Volkszählung nach Ge- 
Ichlecht, Alter, Vermögen, Beruf ıc. 

Bentenarmedaille iſt die zur Erinnerung an den 100. Geburts 
tag Kaiſer Wilhelms I. am 22. März 1897 geitiftete Medaille. 
Sie iſt aus Geſchützbronze gefertigt und wird am orangefarbenen 
Band getragen (Upfelfinenorden). 

Bentralauskunftftele für Auswanderer, j. Auswanderung. 

Bentraldankfyftem, die Monopolijierung der Ausgabe von 
Banknoten in der Hand einer einzigen Bant. 

Bentraldehörde (Zentralamt, Zentralitelle), eine oberite Landes: 
bebörde, die alle der lokalen Erledigung entzogenen Angelegen- 
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eiten bejorgt und auch in Lolalangelegenheiten den unteren In— 
En Anweiſungen gibt und Beichwerden gegen jie entjcheidet. 

Bentraldarlehenskaffe, Yandwirtichaftliche, in Neuwied, eine 
1876 gegründete Zentralkaſſe zum Geldausgleich und zur finanziellen 
Unterjtügung für die landmwirtjchaftlichen Darlehenstafjen (j. d.). 

Bentralgenoffenfdhaft, eine Exrwerbs- und Wirtjchaftsgenojjen- 
ichaft, die jelbit wieder — neben Einzelmitgliedern — aus Er— 
werbs- und Wirtichaftsgenoffenichaften als Mitgliedern bejteht. 
Sie dient der Förderung und Unterjtügung der Ginzelgenojjen- 
Schaften entweder durch Geldausgleich (Zentralfreditgenojjen- 
ſchaft) oder durch gemeinfame Warenvermittlung oder =Her- 
jtellung für die einzelnen Genofjenjchaften (Hauptgenofjenjchaft). 
Die Hauptgenofjenjchaften haben große Bedeutung erlangt für 
den Bezug und Abjat land» und viehmirtjchaftlicher Bedarfs- 
gegenjtände, In ihnen iſt übrigens die Zahl der Einzelmitglieder 
meilt größer als die der Genojjenjchaften. 

Bentralgenoffenfdaftskaffe, Preußiſche, vergl. Preußiſche 
Zentralgenoſſenſchaftskaſſe. 

Zentraliſation iſt ein Syſtem, bei dem eine weitgehende Ver— 
einigung aller Tätigkeit in einem einzelnen Mittelpunkt jtattfindet; 
der Gegenjaß iſt Dezentralijation, die den untern Inſtanzen 
eine größere Selbjtändigfeit und Bewegungsfreiheit einräumt, 

Bentralismus, im Deutjchen Reich Beitrebungen, die im 
Interejje einer Fräftigen Neichsgewalt die Übertragung möglichit 
vieler Staatsaufgaben von den Einzeljtaaten auf das Reich for: 
dern, Doch ohne, wie die Beitrebungen der Unitarier, eine Auf— 
hebung der Selbitändigfeit der Bundesjtaaten zu wollen. Gegen: 
laß: Föderalismus (ſ. d.). 

Zentralſtelle für Vorbereitung von Sandelsverfrägen, eine 
1897 gegründete Bereinigung von Snterejjenten, die Materialien 
für den Abjchluß von Handelsverträgen jammeln und Regierung 
und Öffentlichteit über die handelspolitiichen Snterejjen der ein— 
zelnen Industrien aufklären will. 

Zentralverband deutſcher Induflrieller zur Förderung und 
Wahrung nationaler Arbeit. Unter der Führung des Neichs- 
tagsabgeordneten von Kardorff-Wabnit wurde am 15. Februar 1876 
in Berlin der Zentralverband Deutjcher Snduitrieller 2c. gegründet, 
der nach jeinen Satzungen die Gejamtinterefjen der deutjchen In— 
duſtrie zu vertreten, zu wahren und zu fördern bejtimmt fein jollte. 
Er forderte in den eriten Jahren jeines Beſtehens die Wieder: 
einführung eines mäßigen Zolles auf Roheiſen, den Abjchluß von 
Handelsverträgen und unmittelbaren Schuß gegen die übermächtige 
Induſtrie Englands. Es ſchloſſen fich dem Zentralverband an 
bejonders die Drganijationen der Eiſen- und Stahlindujtrie, der 
Baummollinduftrie, ein Teil der Chemiſchen Snduftrie, Papier: 
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und Glasfabrifanten, der Berein zur Wahrung der gemeinjamen 
wirtjchaftlichen Snterejjen in Rheinland und Wejtfalen uſw. Die 
Reichstagswahlen 1878 brachten eine Mehrheit, die das Prinzip 
des Zentralverbands, den „Schuß der nationalen Arbeit” anerkannte; 
im Sabre 1879 wurde eine VBerjtändigung zwijchen den Intereſſen 
der Landwirtichaft und denen der im Zentralverband vertretenen 
Induſtrie herbeigeführt, im Reichstag vollzog fich dann die Um— 
fehr der deutſchen Wirtjchaftspolitif mit der Wiedereinführung 
von Getreidezöllen im Zolltarif von 1879. Die in den achtziger 
Sahren von der Neichsregierung vorgenommene Bildung des 
„Wirtichaftlichen Ausſchuſſes zur Vorbereitung und Begutachtung 
bandelspolitiicher Maßnahmen“ iſt auf die Anregung des Zentral: 
verbands zurüczuführen. Neben der Schußzollpolitif befaßte jich 
ver Zentralverband vor allem mit der Arbeiterfrage, er nahm 
bejonders zu den verschiedenen jozialen Berjicherungsgejegen 
Stellung; den Arbeiterorganijationen gegenüber verhält er jich 
ebenjo ablehnend wie dem Abſchluß von Tarifverträgen. Die 
Sozialdemokratie befämpft der Zentralverband mit aller Schärfe. 
Sn der Gemwerbepolitif der neuejten Zeit jprach ſich der Zentral- 
verband gegen die Schaffung von Zmwangsinnungen aus. Die 
Kartelle und Syndilate, vor allem in der ihm nahejtehenden 
Kohlen- und Eijenindujtrie, werden vom Zentralverband gebilligt 
und gefördert. Die einjeitige Belaftung der Induſtrie durch die 
Reichsfinanzreform 1909 veranlaßte den Zentralverband, fich an 
der Gründung des Hanjabunds (j. d.) zu beteiligen und damit 
die jahrzehntelange Intereſſengemeinſchaft mit den Agrariern zu 
löjen. Die wirtjchaftlichen und jozialpolitiichen Anjchauungen des 
Bentralverbands hat viele Jahre fein Gejchäftsführer H. U. Bued 
mit bejonderem Nachdruck vertreten; er wurde geradezu zur 
Berjonififation des Zentralverbands. Im Gegenfat zum Zentral: 
verband, als hauptjächlichem Bertreter der jchweren, der Rohſtoff— 
indujtrie wirkt jeit 1895 der Bund der Induſtriellen (j. d.) als 
Vertreter der verarbeitenden, der Fertiginduitrie. 

Bentralverdband deutfher Htantshürger jüdifhen Glaubens, 
ein 1893 mit dem Sitz in Berlin gegründeter Verein von Iſraeliten 
zur Wahrung ihrer verfaffungsmäßigen Nechte und zum Schuß der 
Intereſſen des Judentums. Auf feine Initiative wurden der „Ver: 
band deutjcher Juden“ (ſ. d.) und der Verband der jüdijchen 
Sugendvereine Deutjchlands ins Leben gerufen. Neuerdings 
hat er bejchlojfen, alademijche OrtSgruppen zu gründen. 

Zentrum. Dev Vorläufer der Zentrumspartei war die am 
30. November 1852 gegründete „Katholiſche Fraktion“ im preußijchen 
Abgeordnetenhaus, die 63 Abgeordnete zählte und unter Führung 
der Brüder Reichenjperger jtand. Auch in Bayern („Patrioten“), 
in Baden und Württemberg gab es ähnliche Gruppen, Die 
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„Ratholiiche Fraktion“ löſte ſich wieder auf, aber auf Vorſchlag 
einiger ihrer Mitglieder wurde am 13. Dezember 1870 im preußiichen 
Abgeordnetenhaus eine neue Fraktion des Zentrums gebildet, der 
48 Mitglieder angehörten. Nach den Neichstagswahlen von 1871 
bildete jich am 21. März 1871 auch im Reichstag eine Zentrums: 
fraftion mit 67 Abgeordneten. Als ihre Forderungen bezeichneten 
ſie eine föderaliftiiche Geftaltung des Reichs, Forderung des 
moralischen und materiellen Wohls aller Volksklaſſen, verfafjungs- 
mäßige Garantien für die bürgerliche und religiöje Freiheit aller 
Angehörigen des Neichs, insbejondere Schu des Nechtes der 
Religionsgeiellfchaften gegen Eingriffe der Gejeßgebung. In feiner 
Wirtſchaftspolitik ſchloß Ttch das Zentrum der am Ende der 70er 
Fahre inaugurierten Schußzollpolitif an, es trat ein für Ein- 
ſchränkung dev Gemwerbefreiheit und unterjtügte, wenn auch nicht 
einhellig, die joziale Gejeßgebung. Dagegen hat das Zentrum 
die Septennatsvorlage 1887 zuerit abgelehnt, troßdem der Bapit 
die Zujtimmung wünjchte; bei der zweiten Vorlage des Septennats 
nach den Wahlen enthielt es jtch der Abjtimmung. Seine Stellung 
zu Militär und Marineforderungen, zur Kolonialpolitif hat das 
Zentrum gewechielt, auch in Verfaffungsfragen, in denen es früher 
gleichfalls auf der Seite des Freifinns jtand, hat ſich neuerdings 
eine Änderung vollzogen, in wichtigen wirtjchaftlichen Fragen 
hat es jich geipalten. So tjt die Partei, die vom norddeutjchen 
fonjervativen Adeligen bis zum jüddeutjchen Demokraten, vom 
rheiniichen Großinduitriellen bis zum induitriellen und ländlichen 
Arbeiter alle Richtungen umfaßt, in wirtjchaftlichen und poli- 
tiichen Fragen nicht einheitlich, die gemeinfamen firchlichen Auf: 
fallungen jchmieden aber um jte ein feites Band. Unter den 
Führern des Zentrums war der bedeutendite Windthorit, fein 
Nachfolger war Lieber. Unter den jegigen jind zu nennen: Spahn, 
Hertling, Hompeſch, Bachem, Roeren, Trimborn; die Bayern 
Orterer, Pichler, Schädler, Dr. Heim; die Württemberger Gröber 
und Erzberger, der Badener Wader uff. Mit jeinen mehr als 
100 Stimmen, zu denen noch die der Welfen, Elſäſſer 2c. fommen, 
fann das Zentrum bald durch Vereinigung mit Links, bald mit 
Rechts die Mehrheit im Reichstag gewinnen, und es tit jo, be— 
fonders in den Jahren 1903—06, zu ausfchlaggebender Bedeutung 
gelangt. Im Fahre 1906 verjuchte Fürſt Bülow diejen Einfluß 
zu brechen und löſte den Reichstag auf. Die Wahlen brachten 
zwar eine erhebliche Schwächung der parlamentartjchen Stärke der 
Sozialdemokratie, jo daß das Zentrum die Möglichkeit einer 
Mehrheitsbildung mit diejer verlor, das Zentrum jelbjt aber kehrte 
in unverminderter Stärfe zurüd, doch blieb es durch die „liberal— 
fonjervative Paarung“ („Lberalfonjervativen Block”) zunächit 
ausgeichaltet, bis bei der Neichsfinanzreform 1909 der Block in 
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Trümmer ging und das Zentrum wieder in jeine frühere domi— 
nierende Stellung einrücte. — Zu lebhaften Auseinanderjegungen 
innerhalb des Zentrums fam es im Jahre 1910 zwijchen der jo- 
genannten „Berliner“ und der „Kölner“ Richtung. Die „Berliner“ 
Richtung unter Führung des Abgeordneten ARoeren forderte eine 
jtreng Efonfejjionelle Abjonderung des Zentrums und der fatho- 
lifchen Arbeiter-, Frauenbewegung, während die „Kölner“ Richtung 
unter Führung des Abgeordneten Bachem eine interfonfejjionell- 
politifche Richtung („Heraus aus dem Turm“) und das Zujammen- 
arbeiten mit den religiössprotejtantiichen Elementen (in den chrijt- 
lichen Gewerkſchaften uff.) vertrat. Der Streit nahm jehr heftige 
Formen an (Kardinal Kopp von Breslau jprach unter Anjpielung 
auf die Kölner Richtung in einem Schreiben von der „Verjeuchung 
des Weſtens“); der Konflitt wurde jedoch beigelegt, und am 
24. Dftober 1910 bejchloß eine Zentrumsfonferenz im Reichstags— 
gebäude, alle die Streitigkeiten gänzlich einzuftellen. — Im Jahre 
1911 gab ſich das Zentrum, das eine jich über das Reich er- 
ſtreckende Organifation bisher nicht bejaß, eine jolche mit einem 
Reichsausjchuß an der Spitze. 

3eremoniell, die Förmlichkeiten, die bei gewiſſen feierlichen 
Gelegenheiten im Staatswejen, im internationalen Berfehr, am 
Hofe beobachtet werden. 

Bertifikat, jeder als Ausweis dienende Schein. Dekla— 
rationzzertififate find z.B. die bei Wertzöllen erforderlichen 
Scheine, in denen die Marktpreije von Waren behördlich bejtätigt 
find. Bon bejonderer Bedeutung ſind ferner im Zollweſen die 
Urjprungszertififate über die Herkunft von Waren; wenn 
fich zwei Staaten für ihre Waren gegenjeitig Zoll oder jonjtige 
Vergünftigungen zujichern, jo wird eine jolche Vergünſtigung nur 
gegen ein Urjprungszertififat, d. h. den amtlichen Nachweis über 
die Herkunft der Ware gewährt. Bon Fonfervativer Seite wird 
die allgemeine Ginführung von Urjprungszertififaten verlangt, 
um jo eine genaue Kontrolle darüber zu haben, daß die Waren 
wirklich aus einem meijtbegünjtigten Land zc. jtammen. 8 9 des 
BZolltarifgejeges fordert bei der Zollabfertigung einer Ware, die 
je nach ihrem Herftellungsland einer unterjchtedlichen Behandlung 
unterliegt, vor dem Ginbringen eine Grklärung, eventuell eine 
Nachweilung, darüber, in welchem Land die Ware hergejtellt 
wird. Die deutjchen Zollbehörden bejchränten jich meijt auf Eins 
ficht in die Frachtbriefe, im Zweifel auf Gutachten von Sad): 
verjtändigen. 

Betteldanken (Notenbanten), ſ. Banten. | 

Bengniszwang. In den NMeichsprozeßordnungen it der 
Zeugniszwang ausgeiprochen, d. h. e8 kann grundjäßlich jeder 
durch Geldftrafe und Haft gezwungen werden, vor Gericht Zeugnis 
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abzulegen. Ausnahmen find u. a. unter Borausjegungen zugelafjen 
für bejtimmte VBerufsfategorien, Beamte, Geiftliche, Rechtsanwälte, 
Ärzte, Cine ähnliche Anerkennung des Berufsgeheimnifjes wie 
bei diefen Berufen wird auch von der Preſſe für die Redak— 
teure zur Wahrung des Nedaktionsgeheimnifjes verlangt, jedoch 
bisher ohne Erfolg. 

Bihorienftener, eine zum Schub des Kaffeezolls erhobene 
Steuer auf das wichtigste Kaffeefurrogat, die Zichorie. Sie wird 
in England und Stalien erhoben und wurde auch bei der Reichs- 
finanzreform 1909 nach Erhöhung des Kaffeezolls im Reichstag 
vorgeichlagen, fand aber feine Mehrheit. 

Bigarettenftener. Die Zigarettenjteuer hat ihre jegige Geitalt 
durch die Neichsfinanzreform von 1909 erhalten, die den Zigaretten- 
tabat von dem bis dahin geltenden Wertzufchlag befreite und 
folgende Sätze auf Zigaretten pro 1000 Stüc legte: bei einem 
Preiſe pro Stüc bis zu 11a Pfg. 2 ME.; von über 1a — 21/2 Pig. 
3 ME; von über 21% — 31/2 Pig. 4,50 ME.; von über 31a—5 Pfg. 
6,50 ME.; von über 5—7 Big. 9,50 ME. und von über 7 Pfg. 
15 ME. Der Zigarettentabak ijt belegt je nach dem Preis mit 
einer Steuer von 6,8 ME. bis 7 ME. pro 1 kg. Die Preije find 
ſtets Rleinverfaufspreije, Zigarettenpapier zahlt 1 ME. 
pro 1000 Hüllen. Die Steuer wird in der jeit 1906 eingeführten 
Banderolenform erhoben. Der Zoll auf eingeführte Zigaretten 
wurde auf 1000 ME. pro Doppelzentner feitgejegt. 

Bigarrenftener, j. Tabakſteuer. 

Binsernenerungsfdein, deutjcher Ausdruck für Talon. 

3insgarantie, j. Garantie. 

Binsrentenftener, gleich Kapitalventeniteuer. 

Binsfhein, deutſcher Ausdrud für Coupon. 

3ionismus, eine am Ende des vorigen Jahrhunderts unter 
ven Juden des europätichen Oſtens entjtandene und dann auch 
im Wejten verbreitete Bewegung, die die Niederlafjung der Juden 
in Paläjtina unter türkischer Oberhoheit mit dem Rechte der 
Selbitverwaltung und politifchen Garantien anjtrebt. Ihr Führer 
war der Schriftiteller Th. Herzl, der den eriten Zionskongreß 
nach Bajel einberief, auf dem das „Bajeler Programm“ bejchlofjen 
wurde. Seitdem hat jich die Bewegung weit ausgedehnt, jte hat 
ein beträchtliches Vermögen angejammelt, Fräftige Organijationen 
geichaffen („Jewish Colonial Trust“ und „Südifcher National 
fonds“, beide mit dem Sit in London, die Anglo Palestine Co. 
in Jaffa, Jeruſalem, Beirut) und entwidelt in zahlreichen Zeit: 
Ichriften und andern Publikationen eine lebhafte Propaganda. 
Auch jind bereits in Paläſtina Arbeiten vorgenommen. Bejonders 
aus Rußland find zahlreiche Juden nach Paläſtina ausgewandert, 
und zahlreiche Kolonien jind bis zur ägyptijchen Grenze gegründet, 
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Schulen, Hojpitale, Synagogen erbaut, und der Handel und der 
Geldverfehr liegen fait ausichließlich in ztoniftiichen Händen. Das 
Land ift dadurch mächtig aufgeblüht. Die Zioniftenkongrefje finden 
alle zwei Fahre ſtatt. 

Zionskirche, eine katholiſche Sekte in Amerika, 1896 unter 
Anlehnung an die Heilsarmee von J. Alex. Dowie, der ſich die 
Kraft der Krankenheilung beilegte, ins Leben gerufen. In Europa 
hatte die Zionskirche wenig Erfolg. 

Zirkularnote, j. Note. 

irkulafionsftenern, j. Aufwandſteuern. ; 

3ivilehe, die Ehejchließung vor einem jtaatlich beitellten Be- 
amten. Die obligatorische Zivilehe, bei der die Verlobten nur 
vor dem Standesbeamten eine jtaatlich gültige Ehe ſchließen dürfen, 
it in Deutjchland eingeführt durch Gejeg vom 6. Februar 1875. 
Bet der fafultativen Zivilehe iſt es den Verlobten freigejtellt, ob 
ſie die firchliche oder jtaatliche Trauung wählen wollen. Im 
Gegenjat zur protejtantifchen Kirche erfennt die katholiſche Kirche 
die Zivilehe allein nicht als firchlich gültig an. 

Zivilkabinett des Kaijers und Königs von Preußen zur Ex: 
ledigung der ihm vorbehaltenen Reichs und preußijchen An— 
gelegenheiten. Es iſt eine preußiiche Behörde und wird zum 
größten Teil von Preußen unterhalten. 

3ivilkommiffar, ein Beamter, der die Zivilverwaltung eines 
bejegten Landes im Auftrag und unter dem Schuß der okkupie— 
renden Macht führt. 

Zivilliſte, die Summe, die der Landesherr aus jtaatlichen 
Mitteln zur Bejtreitung der Hofhaltung und der vepräjentativen 
Pflichten erhält. Die Verwendung der Zivilliite jteht im freien 
Ermeſſen des Monarchen, jomeit ihm nicht die Verpflichtung zur 
Zahlung der Apanagen an die jelbjtändigen Mitglieder jeiner 
Familie, wie in Preußen, auferlegt it. Die Zivillijte ift meiſt 
dauernd oder für die Negierungszeit des Fürſten feitgelegt. Der 
deutjche Kaiſer bezieht als jolcher feine Siviltifte, ALS König von 
Preußen bezieht er 19’ Mill. ME. 

Zölibat, Ghelojigkeit, befonders der Zwang zur Ehelofigkeit, 
wie er für den vömijch-fatholiichen Klerus bejtimmt it. Gegen 
diejen Zwangszölibat macht jich neuerdings im katholiſchen Klerus 
eine wachjende Bewegung geltend. Die protejtantijche Kirche kennt 
den Zölibat nicht, in der altlatholifchen Kirche iſt er ſeit 1878 
aufgehoben. In der griechiichen Kirche dürfen Geiſtliche der 
höheren Grade nach der Weihe nicht heiraten. 

Zölle jind Aufwandfteuern, die bei der Ein- oder Ausfuhr 
oder bei der Durchfuhr von Waren erhoben werden. Neben 
diefem Steuerzwec können aber mit den Zöllen auch wirtichaft: 





Zölle 555 


liche, politiiche und Soziale Zwecke verbunden fein. Je nachdem 
unterfcheidet man Yinanz-(Steuer-) Zölle, die hauptfächlich 
den Zweck haben, dem Staate eine dauernde Einnahme zu ver- 
Ichaffen, und Schutzzölhle, die vor — zum Schutze der in— 
ländiſchen Produktion erhoben werden. Wie die Finanzzölle neben 
dent jteuerlichen Zweck, der vor allem auch in der Übereinftimmung 
des Zolls mit einer entjprechenden inneren VBerbrauchsiteuer zum 
Ausdruck kommt, auch protektioniftiiche Wirkungen haben können, 
jo rechnet der Fig zkus auch bei den Schußzöllen auf Einnahmen. 
Das iſt nur dann nicht der Fall, wenn die Zölle jo hoch find, 
daß ſie die ausländische Konkurrenz völlig vom einheimijchen 
Markt entfernt halten (Brohibitiv- oder Ausjchließungs: 
zölle). Die Schutzölle haben ihre wirtjchaftliche Nechtfertigung 
nur als Grziehungszölle, d. h. als Zölle, unter deren Schutz 
eine erſt im Entjtehen begriffene Induſtrie fich technijch entwickeln 
fann, um dann mit der ausländijchen in freien Wettbewerb zu 
treten, oder als Zölle zum Schub der Landwirtſchaft, einer In— 
duftrie während eines Notſtands ꝛc. Die Schutzzölle können alſo 
ihrer Natur nach nur vorübergehende ſein. Nach dem Ort der 
Erhebung unterjcheidet man Binnenzölle, die an bejtimmten 
Plägen innerhalb eines Wirtjchaftsgebietes erhoben werden (jo 
Brücken-, Weggelder zc.), und Grenzzölle, zu denen auch die 
Übergangsabgaben (ſ. d.) gehören. Die Grenzzölle jind ent- 
weder Einfuhr: oder Ausfuhr- (Erport:) oder Durchfuhr- 
(Tranfsit-)Zölle. Die Ausfuhrzölle, die unter der Herrichaft 
des Merkantilismus weit überwogen, haben heute ihre Bedeutung 
verloren. Nur noch in Agypten, Tunis, Brafilien, Japan und 
China jind jie von Wichtigkeit. In Deutichland, England, den 
Niederlanden und der Schweiz jind ſie völlig bejeitigt. Neuer: 
dings jind allerdings von agrariicher Seite auch wieder Kohlen: 
ausfuhrzölle vorgejchlagen worden, aber ohne Erfolg. Traniit- 
zölle bejtehen jeßt überhaupt nicht mehr. Dagegen haben unter 
der proteftioniftiichen Strömung, die jeit den 70er Jahren des 
vorigen Jahrhunderts die Wirtichaftspolitif beherricht, die Ein— 
fuhrzölle in allen Ländern jteuerlich und wirtichaftlich eine do— 
minierende Stellung erlangt. Nach der Art ihrer Bemefjung 
unterjcheidet man endlich Wertzölle (Zölle ad valorem), -die in 
Prozenten des Ddeflarierten Werts oder Preiſes der zollpflichtigen 
Waren erhoben werden, und jpezifiiche oder Gewichts- und 
Stüdzölle, die in feiten Sätzen nach bejtimmten Maß (1 hl) 
oder Gewicht (3. B. 1 Doppelzentner) oder nach der Stüczahl, 
3. B beim Vieh, erhoben werden. Auch innerhalb der jpeziftichen 
Zölle ijt eine Berücichtigung des Werts der Waren möglich, 
indem abgeſtuft wird nach der Güte der Waren, nach dem Fabri— 
fationsitadium 2c. Dann Ipricht man von Staffel- oder Gra— 
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dDationszöllen. Über Rüdzölle |. Drambads, über Unter- 
ſcheidungszölle ſ. Differentialzölle. 

Zollanſchlüſſe heißen die nichtdeutſchen Gebiete, die zum 
deutſchen Zollgebiet gehören, alſo das Großherzogtum Luxemburg 
und zwei Gemeinden von Tirol und Vorarlberg. Ein ähnliches 
Verhältnis beſteht zwiſchen Liechtenſtein und Oſterreich. — Zoll— 
ausſchlüſſe ſind deutſche Gebietsteile, die wegen ihrer Lage aus 
den Zollgrenzen ausgeſchloſſen ſind und deshalb als Zollausland 
behandelt werden. Solche ſind Helgoland, einige badiſche Ort— 
ſchaften und Höfe, dazu gehören auch die Ve (1. d.). 

Zollkartell, ein Vertrag zwilchen zwei benachbarten Staaten, 
in dem’ jte fich zur Bekämpfung des Zollichmuggels gegenjeitigen 

olljiehuß, Gewährung von Rechtshilfe, Recht auf Verfolgung der 
chmuggler in das fremde Staatsgebiet zufichern. 

Bollkrieg, der Zuſtand der Wiedervergeltung (Retorjion) 
zwifchen zwei Staaten. Im Deutjchen Reich ijt für den Zollkrieg 
eine 5Oprozentige Erhöhung der tarifmäßigen Zollfäge nach Zus 
ftimmung des Bundesrats durch Faiferliche Verordnung vorgejehen. 

Zollniederlagen (Lagerhäujer, entrepöts), jind — öffentliche 
oder private — Lager, in denen zollpflichtige Waren bis zum 
Übergang in den freien Verkehr unverzollt lagern dürfen. Ber 
jonders in England und Öjterreich haben ſich diefe Zollnieder⸗ 
lagen jehr entwickelt. 

Bolltarif. Der Zolltarif ijt entweder ein autonomer (j. d.) 
oder ein Konventionaltarif (f. d.), der auf völferrechtlichen 
Abmachungen beruht, oder ein Neziprozitätstarif, d. i. ein 
Tarif mit ermäßigten Sätzen, die ohne eigentliche vertragliche 
Bindung ſolchen Staaten eingeräumt werden, die zu Gegen: 
leiitungen bereit ſind. 4 

Zollverein, Deutſcher. Preußen hob durch das Geſetz vom 
26. Mai 1818 alle Binnenzölle auf und verlegte alle Zollſtätten 
nach der Grenze. Dort wurden nur ein mäßiger Schutz- bezw. 
Finanzzoll und ein ziemlich hoher Durchgangszoll erhoben, Dieſes 
Geje gab den Anſtoß zu einer Neuordnung der deutjchen Zoll 
und Handelsverhältnijfe. Zu dem erſten Zollanfchluß an Preußen 
wurde Schwarzburg-Sondershaufen genötigt (25. Oktober 1819). 
Bon da ab traten immer mehr Staaten bei (Januar 1828 Bayern 
und Württemberg). Beſonders bedeutungsvoll war der Vertrag 
mit Heffen-Darmitadt (14. Februar 1828), durch den neben der 
Verteilung der Zolleinnahmen nach der Kopfzahl neu feitgejegt 
wurde, dab Abänderungen des ZolltarifS nur im gegenjettige 
Einvernehmen beider Regierungen vorgenommen werden d 
Am 1. Januar 1834 fielen nach Beitritt Sachjens und der thü— 
ringifchen Staaten die Zollfchranten in fajt ganz Deutjchland. 
Troß mancher Krijen, die teils politifche Gründe hatten, teils aut 
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dem Gegenjag zwiſchen dem fveihändlerifchen Preußen und den 
ſchutzzöllneriſchen Südftaaten entitanden, blieb der Zollverein be- 
jtehen. Der am 8. Juli 1867, nach dem Krieg von 1866, ab: 
gejchloffene neue Zollvereinsvertrag zwilchen dem Norddeutichen 
Bund und den jüddeutichen Staaten bob den Zollverband aus 
dem fommerziellen Gebiete heraus und bahnte die politische und 
wirtjchaftliche Ginigung Deutichlands an. Durch ihn wurde die 
Zollgejeggebung einem Bundesrat und Zollparlament übertragen. 
Das Zollparlament, das von 1868—70 tagte, vegelte außer den 

ragen der Ein- und Ausfuhr auch die Zucerbejteuerung, jtellte 

rundjäge für ein einheitliches Münze und Gemwichtsiyitem auf 
und war der Schöpfer der Allgemeinen deutjchen Wechjelordnung. 

Bonenftarif, ein Eiſenbahn-Perſonen-Fahrgeldtarif, der fein 
Gebiet in Zonen einteilt und innerhalb dieſer den gleichen Fahr: 
preis erhebt (jo in Ungarn 1889 mit verjchiedenen Einheitsſätzen 
für die einzelnen Zonen unter Begünjtigung des Fernverkehrs). 

Zuchthausvorlage hieß der 1899 dem Neichstag vorgelegte 
Gejegentwurf zum Schuß der Arbeitswilligen (j. d.), deren 
Beläjtigung und Berhinderung mit Gefängnisitrafe bedroht wer— 
den jollte.e Wenn trogdem die Bezeichnung „Zuchthaus”-Gejeß 
gewählt wurde, jo datiert das von der Deynhaufer Rede Kaijer 
Wilhelms IL, in der als Strafe für die Ausjchreitungen gegen 
Arbeitswillige Zuchthaus verlangt wurde. 

Büdhtigungsredt gegenüber den Kindern fteht den Gltern 
zu, wird aber gegenüber Minderjährigen auch den Erziehern, 
Lehrern, Dienjt- und Lehrherren in mäßigem Umfang zuerkannt, 
bat aber Handlungslehrlingen gegenüber feine Geltung. Durch 
das Bürgerliche Gejegbuch iſt das Züchtigungsrecht der Dienit- 
herrichaft dem Gejinde gegenüber für ganz Deutjchland aufgehoben. 

Suderftener, in Deutjchland früher Rübenſteuer, 1892 
aufgehoben; jeither bezw. jchon jeit 1887 Fabrifatiteuer, 
Berbraubhsabgabe genannt, die jeit 1903 mit 14 ME. von 
100 kg netto NRübenzucder erhoben wird, und zwar vom Fabri- 
fanten, Sie wird nicht erhoben von Zuder, der unter Steuer: 
fontrolle ausgeführt wird. Der Ginfuhrzoll für Zucker beträgt 
40 ME. pro 100 kg. Ausfuhrprämien auf Zuder wurden 
in wechjelnder Höhe in Deutjchland lange Zeit gewährt, bi die 
Schwierigkeiten aus dem Wettbewerb des Prämienzucers auf 
dem Weltmarkt zur Brüjjeler Zuderfonvention von 1902 
führten, die die Aufhebung bezw. künftige Nichteinführung direkter 
und indirefter Prämien für Erzeugung und Ausfuhr von Zuder 
feitiegte und bejtimmte, der Überzoll des Auslands gegen die 
inländifche Verbrauchsiteuer dürfe höchitens 6 Franken bei raffi- 
niertem, 5,50 Fr. bei jonjtigem Zucer betragen, und Zucker aus 
Prämienländern joll mit einem Sonderzoll belajtet werden. 1908 
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wurde die Zucerfonvention erneuert; jie hatte 1903 in Deutjch- 
land eine Zuderpreisermäßigung von 10 Pfg. pro Pfund gebracht 
und eine bedeutende Steigerung des Verbrauchs von damals 
600000 auf 1200000 Tonnen in 1908. Sm Finanzgejeg von 
1909 bei der Neichsfinanzreform wurde eine Beitimmung auf- 
genommen, wonach ab 1914 die Zucderjteuer auf 10 ME. herab- 
gejegt werden joll. — Auch in Öjterreich- Ungarn wurde die 
Zucerjteuer im Sinn der Brüfjeler Konvention geregelt, indem 
fie auf 33 Kronen für 100 kg fejtgelegt, die Ausfuhrprämie 
bejeitigt und der Zoll wie in Deutjchland eingerichtet wurde, 

Zündwarenftener (Zündholziteuer), bei der Reichsfinanz- 
reform 1909 eine der von der Rumpfkommiſſion (j. dort) vor: 
gejchlagenen Erjagjteuern; jie erjtreckt jich auf Zündhölzer, Zünd- 
jpänchen, Zündftäbchen aus Strohhalmen oder aus Bappe (bis 
zu 30 Stüd in einer Verpackung 1 Pfg., 30—60 Stüd 11% Pig., 
mehr als 60 Stücd 11 Pfg. für je 30 Stücd) und auf Zündkerzen 
von Stearin, Wachs ꝛc. (bis zu 20 Stücd in einer Berpadung 
5 Pfg., bei mehr für je 20 Stüd 5 Pfg.). Gleichzeitig wurde der 
Singangszoll erhöht und für neue Fabriken eine Steuererhöhung 
um 20° angejegt. Cine Entjcehädigung der durch die Steuer 
arbeitslos werdenden Arbeiter wurde von der Reichstagsmehrheit 
abgelehnt. — Die durch die Steuer geförderte Fabrikation von 
BZündwaren-Grjaßmitteln (Feuerzeugen mit Benzin 2c.) veranlaßte 
1910/1911 die Zündholzfabrifanten zu einer Petition wegen Ber 
jteuerung dieſer Erſatzmittel, die der Zündholzfabrifation jtarke 
Konkurrenz bereiten. 

Bünftler, jpöttiiche Bezeichnung für Mittelitandspolitifer, die 
in HSandmwerferfragen, bejonders in Zwangsinnungen, Bejeitigun 
des 8 100g der Gewerbeordnung ujw. über das heutige M 
von gemerbepolizeilichevr Bindung des Gewerbes weit hinaus: — 
gehen möchten. 

Bufdlagszölle, ſ. Differentialzölle. 

Buftändigkeitsgefeß, preußijches, Gejeß von 1883, das 
die Zujtändigfeit (Kompetenz) zwijchen Verwaltungs: und Ber: 
waltungsgerichtsbehörden regelt. 

Suwadsftener, j. „Wertzuwachsiteuer“. 

Bwangsanleihen, im Gegenjat zu den eigentlichen (normalen) 
freiwilligen Staatsanleihen. Die Ausgabe von uneinlösbarem 
Papiergeld mit Zwangsturs trägt den Charakter einer indirekten 
SZwangsanleibe. 

Bwangsenteignung, ſ. Enteignung. 

Bwangserziehung, ſ. Fürſorgeerziehung. 

Zwangsinnung, ſ. Innung. 

Zwechverbände ſind Vereinigungen mehrerer Gemeinden, um 
gemeinſame größere Aufgaben zu löſen, z. B. Verkehrsfragen, 
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Schulbauten, Straßen, Ranalanlagen u. a. m. Im Jahr 1910 
bat Sachjen ein Zweckverbandsgeſetz erlafjen, und ebenjo liegen 
3. Zt. dem preußijchen Landtag zwei Entwürfe vor. Das all: 
gemeine Zweckverbandsgeſetz dehnt die in der Yandgemeinde- 
ordnung geregelte Verbindung benachbarter Gemeinden zwecks 
Löjung gemeinlamer Aufgaben auf alle Provinzen aus (bisher 
galt jie nur für die jieben öjtlichen Provinzen, Schleswig-Holitein 
und Heſſen-Naſſau). Ferner wird das Necht der Verbindung be— 
nachbarter Gemeinden, das heute nur zwilchen Städten und Yand- 
gemeinden beſteht, auch auf die Berbindung von Städten unter- 
einander ausgedehnt. In dem für Berlin vorgejchlagenen 
Geſetzentwurf it für gewiſſe Aufgaben (Berhältnis von Straßen: 
und Schnellbahnen, Beteiligung im Bauordnungswejen 2c.) Die 
Verbindung Berlins mit den anliegenden Stadt: und Landgemeinden 
in Ausficht genommen. Auch die im Geje über Schiffahrts- 
abgaben (j. dieſen Artikel) vorgejehenen Stromverbände tragen 
den Namen Zweckverbände. 

Zweibund, die Entente zwijchen Rußland und Frankreich. 

Bweijährige Pienflzeit, bei den nicht berittenen Truppen des 
deutichen Heeres 1893 proviſoriſch eingeführt, während offiziell 
die aktive Dienstzeit im jtehenden Heer noch drei Jahre betrug, 
wurde 1905 endgültig eingeführt, jo daß die aftive Dienitzeit jeßt 
zwei, die in der NRejerve fünf Jahre beträgt. 

3weikammerfpftem, j. Ein- und Zweikammerſyſtem. 

Zweikampf, im Strafgejegbuch zwar mit Strafe bedroht, 
aber trogdem nicht bloß infolge gejelljchaftlicher Sitten auch heute 
noch in Übung, jondern bei den deutjchen Dffizierforps mindeſtens 
geduldet. Die Antiduell-Tiga (ſ. dort) arbeitet auf Abjchaffung 
des Zweifampfs hin. 

Zweikinderſyſtem, die in Frankreich verbreitete Sitte, die Zahl 
ver Kinder in der Ehe auf zwei zu bejchränfen. Sie ift ſchuld 
an dem Bevölferungsrücdgang Frankreichs. 

3weimädte-Standard, ſ. Standard. 

Zwifhenhandel nennt man den Handel, der jich mit dem 
Warenaustaufch zwiſchen verjchiedenen Ländern befaßt; ex beißt 
auch Durkhfuhrhandel, wenn die geographiiche Lage des 
ven Zwiſchenhandel treibenden Volks dieſe Tätigkeit bejonders 
begünjtigt. Daneben ift Zwijchenhandel aber auch die Bezeichnung 
für den Detailhbandel, der den Warenaustaujch zwijchen 
Produzenten bezw. Großhandel und den Konjumenten vermittelt; 
in diefem Sinn jpricht man von Ausfchaltung des Zwifchen- 
bandels durch Konjumvereine, Eintaufsgenofienichaften ujw. 


—— ꝰ5ꝰꝰs 


#- Derlag von Levy & Müller in Stuttgart a 


‚AS treffliches hiſtoriſches Nachichlagebuch allen Käufern des. 
„Politiſch-wirtſchaftlichen Konverjations-Lerifons“ empfohlen: 


Dr. Karl Ruthardts Chronik der Weltge— 


Ichichte, Ein Handbuch der Weltgejchichte von 
den ältejten Zeiten bis zur Gegenwart. Neu be- 
arbeitet von Prof. Dr. E. Hejjelmeyer. 2. Aufl. 
Ein jtarfer Band von 768 Seiten Lexikon: DOftav. 
Geheftet in 2 Bänden a ME. 4.50, in Ganzleinen 
elegant gebunden ME. 10.—. 


Das reichhaltige, jtofflich äußerſt gejchickt wie typographiſch 
vortrefflich überjichtlich angelegte Werk, das nicht eine trockene 
Aneinanderreihung der Zeitereignijje, jondern eine lebendige Dar- 
jtellung der gejchichtlichen Fortentwicklung der Menſchheit ift, em— 
pfehlen wir als Nachſchlagewerk jeden, der über irgend etwas aus der 
allgemeinen Weltgejchichte Schnelle und treffende Auskunft haben will. 


Univerjalbuch der Neden und Toaſte. Eine 


reichhaltige Sammlung von erniten und beiteren 
Driginal-Toajten und -Reden bei allen Gelegenheiten 
des Familienlebens ſowie bei gejelligen und öffent- 
lichen Feiern. Bon Suftinus Abel, Achte, be- 
deutend vermehrte und verbejjerte Auflage. 600 Seiten. 
Preis geheftet ME. 4.50, elegant gebunden ME. 5.50. 


Wer immer in die Lage kommt, in Gejellichaftskreijen oder 
öffentlich das Wort ergreifen zu müfjen und dabei wegen des Was 
und Wie in Berlegenheit ijt, dem wird vorjtehendes Werk, das 
nun ſchon in achter Auflage vorliegt und dadurch den beiten Be- 
weis für feine Brauchbarfeit erbracht bat, vorzügliche Dienite 
leilten. Sämtliche in diefer Sammlung enthaltenen Reden find jo 
muftergültig abgefaßt und berückſichtigen alle privaten und offiziellen 
Feierlichkeiten in jo umfajfender Weile, daß das Buch den Vorzug 
vor allen anderen derartigen Werken verdient und jedem auf das 
wärmijte empfohlen werden fann. 

„Wer jich durch Übung eine Fertigkeit im Neden erwerben 
will, dem jet das durch geijtvollen Inhalt und jchwungvolle Sprache 
gleich ausgezeichnete und reichhaltige Abelſche Buch angelegentlich 
empfohlen. Es gibt wohl feine fejtliche Gelegenheit, für die diejes 
Wert nicht eine oder mehrere Mujfterreden entbielte, jo daß das 
Buch niemals im Stich läßt.“ (Nordd. Allgem. Zeitung.) 
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